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Nicht  das  Erscheinen  eines  Werkes  über  Geschichte  und  Literatur 
der  Staatswissenschaflen  bedarf  einer  Rechtfertig^ung: ;  wohl  aber  die  Art 
und  Form  des  ^eg;enwärtigen  Buches. 

Dass  unser  unermessiicher  Schriflenvorrath  kein  Werk  aufzuweisen 
hat,  welches  die  Geschichte  der  gesammten  Staatswissenschaften  nac|i  In- 
halt und  Umfang*  genügend  darstellte,  ist  bekannt.  Wir  besitzen  Gutes 
nur  über  einzelne  Disciplinen,  und  zwar  über  die  Minderzahl  derselben. 
Selbst  die  blossen  Bücherverzeichnisse  sind  unvollständig.  Jeder  Versuch, 
diesen  Mängeln  abzuhelfen,  ist  also  an  sich  berechtigt. 

Allein  ist  es  nicht  eine  Fortsetzung,  wohl  gar  eine  Verschlimmerung 
des  Uebel»,  wenn  in  den  der  öffentlichen  Benützung  und  Beurtheilung 
hiermit  übergebenen  Bänden  weder  eine  das  Ganze  umfassende  und  zu- 
sammenhängende Geschichte,  noch  auch  nur  eine  vollständige  Literatur 
geboten  wird,  sondern  nur  eine  Sammlung  von  Monographieen  7  —    Nun, 


VI  Vorwort. 

eine  Verschlimmerung  wohl  in  keinem  Falle,  indem  in  Ermangelung  eines 
befriedigenden  Ganzen  eine  bessere  Behandlung  auch  nur  einzelner  Theile 
immerhin    ein  Schritt  vorwärts  ist.      Dass  aber  das  Bedürfniss  auf  diese 

Weise  nicht  vollständig  befriedigt  wird,  gebe  ich  gerne  zu. 

« 

Der  Grund  aber,  warum  ich  mit  Bewusstsein  etwas  Unvollkommenes 
gebe,  ist  einfach  der,  dass  es  mir  persönlich  nicht  möglich  ist,  weiter  zu 
leisten.    Diess  aber  nach  zwei  Seiten  hin. 

Einmal  habe  ich  mich  nicht  mit  allen  Zweigen  der  Staatswissen- 
Schäften  in  der  Art  beschäftigt,  dass  ich  in  jedem  derselben  ein  selbststän- 
diges und  Dritten  vorzulegendes  ürtheil  in  Anspruch  nehmen  möchte. 
Und  auch  das,  was  mir  voraussichtlich  an  Leben  und  Kraft  noch  beschie- 
den ist,  würde  zur  Vervollständigung  nicht  ausreichen. 

Zweitens  steht  mir  in  unmittelbarer  Nähe  keine  so  vollkommene 
Büchersammlung  zu  Gebote,  dass  ich  hätte  nach  Belieben  und  mit  der  Ge- 
wissheit der  Vollständigkeit  jede  der  Staatswissenschaften  von  ihrem  Anfange 
an  durch  alle  Zeiten  und  bei  allen  Völkern  verfolgen  können.  Ich  habe 
es  zwar  an  Ergänzungsbemühungen  nicht  fehlen  lassen.  Theils  bin  ich 
weit  und  breit  Freunden  und  Gönnern  mit  Bitten  um  Mitlheilungen  ihres 
Eigenthumes  oder  des  ihnen  anvertrauten  öfTentlichen  Gutes  lästig  gewor- 
den ;  (mögen  sie  nochmals  meine  Entschuldigung  und  meinen  Dank  freund- 
lich aulhehmen.)  Theils  habe  ich  mehrere  der  grossesten  Büchersaram- 
hingen  persönlich  besucht.  Allein  Beides  hatte  doch  seine  Grenzen;  auch 
reicht  es  nieht  aus  ^sur  Anlegung  und  Ausführung  jeder  Arbeit. 

So  war  nur  die  Wahl:  entweder  Alles  zu  unterlassen ;  oder  zu  ge- 
ben, was  mir  eben  nach  Kräften  und  Verhältnissen  möglich  war.  Da 
habe  ich  denn  bedacht,  dass  niemals  das  Bessere  der  Feind  des  Guten 
sein  soll.  Ich  glaubte^  einige  der  bisher  fühlbaren  Lücken  erträglich  aus- 
füllen zu  können,  und  erachtete  es  für  thöricht,  diess  zu  unterlassen,  weil 
ich  nicht  allerwärls  denselben  Dienst  i  leisten  konnte.  —  Mögen  nun 
Andere  allmählich  das  aoch  Fehlende  ergänzen,  und  das  Unzusammen- 


VoTWorl.       '  •  VII 

hängende  verbinden.    Am  ^  Ende  wird   denn  doch  das  Ganze  zu  Stande 
kommen. 

Die^  verschiedenen  Abhandlungen,  welche  dieses  Werk  bilden, 
sind  nicht  alle  ganz  neu.  Einem  Theiie  derselben  Hegen  frühere»  von 
mir  an  verschiedene  Zeitschriften  gegebene  Arbeiten  zu  Grunde.  Kein 
Stück  ist  aber  blos  wieder  abgedruckt ;  und  es  bestellen  sogar  die 
Veränderungen    nirgends  nur   in  Zusätzen  und  Verbesserungen  einzelner 

I 

Bestand Iheile.  Wesentliche  Umarbeitungen  haben  alle  erhalten;  und  in 
der  Regel  war  mir  der  ältere  Aufsatz  nur  der  erste  Gedanke,  der  jetzt 
zu  einem  andern  Zwecfe  und  mit  sehr  erweiterten  Mitlein  umgearbeitet 
wurde.  Dadurch  sind  die  früheren  Abhandlungen  einer  Seils,  und  zwar 
wohl  um  das  Mehrfache,  erweitert,  anderer  Seits  fast  in  demselben  Maasse 
zusammengezogen  worden;  so  dass  sie  jetzt  nach  Form  und  Inhalt  kaum 
mehr  an  den  Grundstock  erinnern.  Das  gegenwärtige  Buch  ist  somit  kei- 
neswegs eine  spätere  Sammlung  zerstreuter  Abhandlungen,  wie  sie  nicht 
selten  Schriftsteller  mit  Recht  oder  Unrecht  abdrucken  lassen ,  zur  leich- 
teren Zugänglichkeit  und  damit  sich  eine  Uebersicht  über  ihre  Thätigkeit 
oder  ihre  Gedanken  bilde;  sondern  es  sind  neue  selbstständige  Arbeiten 
über  Gegenstände,  welche  früher  schon  denselben  Verfasser,  aber  zu  an- 
deren Zwecken  und  in  unvollkommenerer  Weise,  beschäftigt  hatten.  Dass 
gelegentlich  eine  frühere  Darstellung  beibehalten  wurde,  wo  auch  jetzt  noch 
der  Gedanke  richtig  und  die  Form  die  entsprechende  schien,  wird  man 
natürlich  finden.  Eine  Aenderung  wäre  in  solchem  Falle  eine  kindisch- 
nutzlose Mühe,  wo  nicht  gar  eine  bewusste  Verschliiiimerung  gewesen.  ' 

Ich  habe  in  einem  literargeschichtlichen  Werke  weder  für  meine 
subjective  politische  Ansicht  Anhänger  gewinnen,  noch  wissenschaftliche 
Lehren  ihrer  selbst  wegen  erörtern,  wollen.  Allein  wenn  meine  AufTas- 
sung  der  staatlichen  Leistungen  und  Meinungen  Anderer  Einheit  haben 
sollte,  so  musste  ich  selbst  von  einem  bestimmten  politischen  Stand- 
punkte ausgehen  und  diesen  folgerichtig  festhalten.  Auch  konnte  der 
Leser  mit  Recht  verlangen ,  dass  ich  meine  Grundanschauung  klar  aus- 
spreche, damit  er  von  vorne  herein  wisse,  wie  er   sich  zu  meiner  l)ar- 
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Stellung  im  Ganzen  und  Einzelnen  verhalte»  Dog^malische  Sätze  aber 
waren  oft  unentbehrlich,  wenn  nicht  ein  Urtheil,  sei  es  über  eine  Rich- 
tung der  Wissenschaft  sei  es  über  einzelne  angeführte  Bücher,  in  der 
Luft  hängen  oder  ganz  unverständlich  sein  sollte.  Ich  hoffe,  in  beiden 
Beziehungen  nicht  mehr  gethan  zu  haben,  als  eben  nolh wendig;  dass 
ich  aber  immer,  das  heisst  bei  Allem  und  bei  Alien,  sachliche  Zustim- 
mung finden  werde,  kann  ich  natürlich  nicht  hofTen,  weil  es  unmöglich 
ist.  ich  werde  mich  gerne  mit  der  Anerkennung  begnügen ,  (welche  ich 
zu  verdienen  glaube,)  dass  ich  Gründe  zu  meiner  Ansicht  habe,  und  nie- 
mals  gegen  besseres  Wissen  und  aus  Nebenabsichten  Sätze  aufstelle. 

Heidelberg,  15.  Mtn  1855 
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2.  Organisch  ordnende  Werke:    S.  155. 

(Rössling.   S.  155.  —     Lips.  Das.  —    Fri(ol.  S.  156.  —    Hagen.  Das.  — 
Ahrens.  S.  157.  —    Stein.  Das.) 

II.  Alphabetische  EncyklopädieeD. 

(Krünitz.  S.  159.  —  Hartleben.  Das.  ->  Rolteek  und  Welckcr.  160«  —  Gar* 
nier  Pages.  S.  161.  —  Polit.  Dictionary.  S.  162.  —  U.  v.  Busche.  Das.  — 
Blum.  S.  163.  —    Hoffmann.   Pas.) 

III.  Die  Staatsromane. 

Die  Bedeutung  ders.   S.  167. 

1.  Sohilderungen    freigeschaffener    Zustände.    S.  171. 
Einfluss  der  socratischcn    Philosophie.   S.  171.  —    Platon's  Staat   und  Gesetze 
keine  Slaatsromane.  6.172.  —  Inhalt  ders.  S.  173.  —  Spätere  Griechen.  S.  177. 

—  Monis,  Ulopia.  S.  179.  —  Campanella.  S.  185.  —  Andrea.  S.  187.  — 
Bacon.    S.  180.    —    Harringlon.  S.  190.   —     Vairasse.    (Sevaramben)  S.  191. 

—  Foigny  (J.  Sadeur).  S.  194.  —  Berington  (Gaudentius  von  Lucca)  Das.  — 
Holberg  (N.  Klimm).  S  195.  —  Morelly.  Das.  —  Les  Ajaoiens.  S.  197.  — 
Reüf  de  la  Bretonne.  S.  19S.  —    Staat  von  Fclicien.  S.  199.    —      Gäbet  Das. 

2.  Idealisirungeu  bestehender   Einrichtungen.  S.  203. 
Wesen  ders.  S.  203.  —    Xcnopbon,  Cyropädie.  Das.  —   Le  Grand.  S.  204.  — 
Königreich  Ophir.  S.  205.  —    Fen<üon,  Telemach.  S.  206.  —  Ramsay.  S.  207. 
Terrasson.    S.  208.  —    Stanislaus  Lescinezky.  Das.  —    L'an  2440.  S.  209.  » 
HaUer.  S.  210. 

Gewinn  für  Leben  und  Wissenschaft  S.  211. 

IV.  Grundztige     einer     Geschichte     des    philosophischen 
Staatsrechtes. 

Literargeschichtliche  Werke.   S.  217. 

1.  Das  klassische    Alterthum.  S.  219.  •—     Piaton.  S.  220.  —    Ari- 
sfoteles.  S.  223.  —     Cicero.  .Das. 

2.  Das  Mittelalter.  S,  224.  —     Theokratische  Lehre   desselben.   Das.  — 
Nachahmung  der  Allen.   S.  226. 

3.  Die  Neuere  Zeit.    S.  227. 

a^  Entstehung  und  Bildung  des  Rechtsstaates.    Das. 
a)  Ursprung.  Erste  wissenschaftliche  Gründung.  H.  Grotins.  Das. 
,6)  Ausbildung  in  England.   S.  230.     (Hobbes.     Filmer.    AI.  Sidney.    De 

Lolmc.    Godwin.    Bentham.    Bowyer.) 
y)  in  Holland.     S.  233.     (Graswinkel.     Hörn.     Haber.    Spinoza.     De  Wal. 

Spinoza.) 
d)  in  Frankreich.     S.  236.     (Montesquieu.     Rousseau.     Necker.     Monnier. 

Sieyes.     B.  Constant.    Guizot.    Rossi.     Schfitzenbcrger.) 
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0  in  Deutschland.  8.  239.  (Pufendorr.  Thomasius.  Wolf.  Kant  und 
seine  Schule.    Herbart.    Krause,  (Ahrens,  Rödcr).  Hegel,  (Erdinan.) 

^)  in  Italien.  S.  246.  (Yico.  Lamprcdi.  Rinaldini.  BarolL  Rosmini.  To- 
lomei.     Soria.    Mclchiorre.    Ambrosoli.    BoncompagnL    Romagnosi.) 

3)  in  den  Y.  St.  von  Nordamerika.  S.  249.  (Payne.  J.  Adams.  Li- 
vingston.    The  Federatist    Tocqueville.) 

b)  Bekämpfung  des  Rechtsstaates.    S.  252. 

a)  auf  theokratischcr  Grundlage.    S.  253.    (De  Maistre.    Donald.   Bal- 

lanchc.    A.  Müller.    Kraus.    Stahl.    TaparelU.) 
fi)  durch    Begründung    der   Berechtigung    des    thatsächlichen 

Staates.    8.  256.    (Barke.    Haller.) 
y)  durch    angeblich    organische  Systeme.    S.  258.     (Planta.    Eschen- 

maier.    Wangenheim.    Bluntschli.) 

c)  Umfassende  Systeme.     S.  260.     (Welckcr.      Duden.     Leo.      Bluntschli 
Fritot    Zachariä.    Lord  Brougham.) 

d)  Die  Gesellschaftswissenschaft  und  das  philosophische  Staats- 
recht.   8.  263.     (Fröbel.    Ahrcns.    Schützenbergcr.) 

V.  Die  Geschichte  und  Literatur  des  allgemeinen  consti- 
tutionellcn  Staatsrechtes. 

Bestimmung  des  Gegenstandes  der  Abhandlung.    S.  267. 

A.  Geschichte  des  allgemeinen  constitntionellen  Staats- 
rechtes.   S.  268. 

Der  conslitutioncUe  Staat  weder  im  Allerlhumc ,  noch  im  Mittelalter  möglich. 
S.  286.  —    Die  Theorie  desselben  später,  als  die  Thatsachc.    S.  269. 

1.  Montcsquieu's   Lehre.    S.  278.— •    Beifall  in  England.     8.275. 

2.  Die  Theilung  der  Gewalten  ausschliesslich.  S.  277.  —  In  den 
Vereinigten  Staaten.    S.  278.  —    In  Frankreich.    S.  279. 

3.  Gegenüberstellung  der  Staatsgewalt  und  des  Staatsbürger* 
rechtes.    S.  281. 

4.  Die  gesellschaftliche  Gliederungder  Volksvertretung.  8.285. 
(Liebe.    Stahl    Winter.    Levita.) 

5.  Das  parlamentarische  und  dualistische  System.  S.  288.  — 
Nothwendigkeit  eines  einheitlichen  Willens.  Das.  —  Die  Folgen  beider 
Systeme.     S.  289.  —     Sparsamere  Literatur.    S.  291. 

B.  Literatur     des    allgemeinen   constitutionellen    Staats- 
rechtes.    S.  293. 

1.  Geschichtschreibcr.    S.  293.    (Brendel.   Flalho.    Buss.    Bülau.  Guizot.) 

2.  Erörterungen  des  Grundsatzes.  8.  296.  —  Verhältniss  zu  den 
millelalterüchen  Ständen.  (Mohl.  Campe.  Kamptz.  Pölitz.  Stein.)  8.  297. 
—  Beschränkung  der  Staatsgewalt  durch  den  Volkswilien.  (His.  Thilo. 
Witzleben.)      8.  298.   ^      Vertretung    der    Gesetze   des    Zusammenlebens. 
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(MahL)    S.  299.  —     Wegräumung  einzelner  Uebelslände.    (Zöpfl.    Daanoa. 
Cherboliez.)     Das. 

3.  Systeme.  S.  300. —  Logische  Enlwicklang.  (De  Lolme.  Areün  und 
Rolieck.  Hello.  Romagnosi.)  S.  301.  —  VerfassuDgs-Entwürfe.  (B.Con- 
stant  Pinheiro-Ferreirb.)  S.  303.  —  Idealisirung  positiver  Gesetzgebungen. 
(Destrivaux.)    S.  304. 

4.  Monographicen.  S.  305.  —  Die  gesammten  staatsbürgerlichen  Rechte. 
(Bentham.)  Das.  —  Persönliche  Freiheil.  (Mirabeau.  B^renger.  ColB- 
nieres.  S.  306.  —  Pressfreiheit.  (Literatur.)  Das.  —  Adel  (Liebe.  Eisen- 
hart) S.  .308.  —  Gesetzgebung.  (Murhard.)  S.  309.  —  Wahlverfahren. 
(Bülau.)  Das.  —  Gesch&nsordnung.  (Bentham.  Mohl.  Lappenberg.) 
Das.  —  Auslegung  der  Gesetze.  (Wächter.  Schletter.  Schaffrath.  Mohl.) 
S.  310.  —  Ministerverantwortlichkeit  (B.  Constant  Buddeus.  Scbeurlen. 
C^auchy.    MohL)    S.  311. 

5.  Gegner  des  constitntionellen  Systemes.  S.  312.  —  Vorwurf 
ungenfigender  Leistung.  (Payne.  HofTmann.  Soria  di  Crispan).  S.  314. — 
Anhänger  des  unbeschränkten  Ffirslenthums.  (Müller.  Bernays.)  S.  316. 
—  Verlheidiger  der  standischen  Ordnung.  (Haller.  Jarckc.  Rchbcrg.  Schlos- 
ser.    Pfeil     Vollgraff.     Solms-Lich.     Mendelsohn.     Zimmermann.)    S.  317. 

C.    Anhuag.      Die  Literatnr  des  blos  verfassungsmässigen 
Gehorsams.     S.  320. 

Bedeutung  .der  Frage  für  das  const  Staatsrecht  S.  320.  —  Behandlung  der 
Frage  auf  religiöser  Grundlage.  S.  322.  —  Auf  ständischer.  S.  323.  — 
Englische  Schriften.  (Hobbcs.  Milton.  Filmer.  Loclce.  Sidney.  Brady. 
Tyrrell.  Humc.  Priestley.)  S.  325.  —  Franzosen.  (Rousseau.  De  Maistre. 
B.  Constant  u.  8.  w.)  S.  330.  —  Deutsche.  (Pufendorf.  Böh- 
mer. Kant  Gentz.  Hugo.  Hegel.  Heydenreich.  Feuerbach.  Buchholz. 
Strombeck.  Erhard.  Stahl.  Fichte.)  S.  331.  —  Italiener.  (Baroli.) 
S.  334. 


VI.  Die  neuere  Literatur  des  Völkerrechtes. 

Lange  Stockung  im  V.  R.  S.  337. 

L  Geschichtliche  Werke.  Das.. 

1.  Rein  stoffliche  Arbeiten.  S.  339. 

A.  Schriften  allgemeinen  Inhaltes.  S.  341.  —  V.  R.  fremdartiger  Gcsitti- 
gungcn:  Wilde.  (Fallati)  Das.  —  Orient.  (Hälschncr.  Pfitter.  Müller.  Jochmus. 
Laurent)  S.  342.  —  Griechen  und  Römer.  (Weiske.  Osenbrfiggen.  Laurent) 
S.  343.  —  Neures  europ.  V.  R.  Das.  —  Allgemeine  Werke.  (Combes.  Garden.) 
S.  344.  —  Französische  Quellen.  (Bignon.  Lefevre.  d'Haussonville.  Thiers. 
Capefigue.)  S.  345.  —  Englische.  (Marlborough.  Wellington.  Castlcreagh.  Mit- 
chell. Keith.  Malmesbury.)  S.  347.  —  Nordamerikanische.  (Lyman  Spalding. 
Gebhard.  Sparks.)  S.  350.  —  Spanische.  (Goiii.)  S.  351.  —  Schweizer.  (Zell- 
weger.)  Das.  —  Portugiesische.  (Santarcm.)  S.  352. 
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B.  Geschichtliche  Einzelheiten.  S.  353.  —  Geschichte  einzelner 
Staatsverträge:  Der  Frieden  von  Utrecht,  S.  353;  —  von  Aachen, 
S.'  355;  —  von  Paris  (l'/63),  das.;  —  von  Haag  (1790),  S.  356.  —  Der  Dar- 
danellen Frieden ,  das. ;  —  der  Wiener  Congress ,  das. ;  —  der  2te  Pari- 
ser Frieden  (1815),  S.  357;  ~  die  Congress  der  heil  Alianz,  8.359;  —  die 
Verträge  über  den  Sclavenhandel,  S.  360;  —  der  Einverleibung  von  Cracau, 
das.;  —  die  Verträge  mit  den  La  Plata  Staaten,  S.  361.  —  Sonstige  ge- 
schichllicheArbeiten.  S.  362.—  Sundzoll,  das.;  —  Anerkennung  neuer 
Staaten,  8.364;—  Vertretung  der  Unterlhanen  ini  Auslande,  das.;  —  Deutsch- 
Dänischer  Krieg,  S.  365;  —  Kanada  und  Oregon,  S.  366;  —  Diplomatie, 
das.;  —  Seeraub,  8.  367.  —  Vermischtes,  S.  368. 

2.  Literargeschichtlichc  Arbeiten.  S.  369.  —  Bücherkunde:  (De  WaL  Kal- 
tenborn.)  S.  370.  —  Dogroengeschichle.   S.  371.  (Isambert.  Macintosh.  Hinrichs.) 

3.  Gemischte  Behandlung.  (Wheaton.  Laurent.)  S.  373. 
IL  Die  systematischen  Bearbeitungen.  S.  376. 

1.  Prolegomen a.  (De  Wal.  Reddie.  Gagem.  Hälschner.  Fallati.  Eden.)  S.  376. 

2.  Grundrisse.  (Kolderup-Rosenvinge.  Winter.  Michelsen.  Pözl.  Benlham.)  S.  382. 

3.  Systeme  des  philosophischen  VR's.  S.  384.  —  Neuere  Ausgaben  von 
Grotius.  S.  385; . —  von  Vatlel.  S.  386;  —  von  Bourlamacqui.  S.  387;  —  von 
Rayncval.  S.  388.  —  Systeme  auf  kantischer  Grundlage.  (Baroli.  Tolomci.  Za- 
chariä.  Destrivaux.)  S.  387.  —  Pinheiro-Ferreira.  S.  390. 

4.  Systeme    des    positiven   VR's.    S.  391.  —    Neue  Ausgaben   von   Marlens. 

S.  392;  —  von  Klfibcr.  S.  393.  —  Neue  deutsche  Systeme.  (Politz.  Saalfeld. 
Hemer.  Oppenheim.)  Das.  —  Englische.  (Oke  Manning.  Wildman.  Polson.  Phflli- 
more.)  S.  396.  —  Nordamerikanische.  (Wheaton.  Kent.)  S.  377.  —  Spanische. 
(Pando.  Ferrater.  Riqueleme.)  S.  4(X).  —  Französische.  (Garden.)  S.  403.  — 
Südamerikanische.  (Belle.)  S.  403. 

in.  Monographieen.  S.  404. 

1.  Diplomatische  Agenten  und  Diplomatie.  S.  404.  —  Von  Gesandten 
und  Consuln  gemeinschaftlich :  (Ch.  de  Martens.  Cussy.  Garcia  de  la  Vega.)  S.405. 
Von  Gesandten,  allein:  (Snouckaert  van  Schauburg.  Miruss.  Murray.  Gessncr. 
Wurm.  S.  406.  —  Von  Consuln  allein:  (Miltltz,  Cussy.  Bursolti.  Letamendi. 
Jochmus.  Oppenheim.)  S. 408. —  Von  den  Consuln  einzelner  Staaten:  S. 411.  ^ 
Frankreich.  (Läget  de  Podio  Tancoigne.  Mareuil.  Clercq  und  Vallet.  Bussy.) 
Das.  —  England.  (Fynn.  Report.  Papers.)  S.  412.  —  Nordamerika.  (Hanshaw.) 
S.  414.  —  Oesterrdch.  (Neumann.)  8.  414.  —  Prcussen.  (Mensch.  Handbuch. 
König.)  Das.  —  Portugal.  (Dos  Santos  und  Castillo  Barrcto.)  Das.  —  Sardinien. 
(Magnone.)  S.  415.  —  Vermischtes.  (Lichtenslern.  KöUe.  Hoflmanns.  Rehfus. 
Defaudis.  Valbezen.  Leutrum )  Das.  —  Diplomatischer  Styl.  (Meussel.) 
S.  418. 

2.  Völkerrechtliches  Eigenthum.  (Finch.  Ortolan.)  S.  415. 

3.  Anerkennung  neuer  Staaten.  (Message.)  S.  420. 

4.  Interventionsrecht.  (Guericke.  Rotteck.  Heiberg.  H.  v.  Rotteck.)  Das. 
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5.  See-  und  Handelsverhfiltnisse.  S.  421.  —  Allgemeine  Werke. 
(Massd.  Ortolan.  Mirass.  KalteDborn.  Lock.  Hossack.  Thomson.  Hazlilt  und  Roche.) 
S.  422.  —  Handel  der  Neutralen.  ( Haalefeuillc.  Lucchesi  Palli.  Essai.  Van 
der  Poll.  Conway.  Royards.  WurTh.  Asher.  Furneaux.  Reddic.  Parisb.  Arendt.) 
S.  426.  —  Kaperei.  (Berg  v.  Middclburgh.  Kaltenborn.)  S.  429.  —  Embargo. 
(Karsebom.)  S.330.  —  Durchsuchungsrecht.  (Cass.  Wheaton.  Berg.  Grund.  Bros- 
sard.  Bandln el.)  Das.  ^  Geschlossene  Meere,  (van  Hoom.)  S.  431.  —  Convenüo- 
nelle  Flüsse.  (Cremer.  ▼.  d.  Bergh.  SchriAen  über  die  RheinschiflTahrt,  Stader  und 
Lauenburger  Zoll)  S.  432. 

6.  V  e  r  l  r  i  g  e.    (Hofmann.  Wurm.  V.  d.  Meer.)  S.  433. 

7.  Internationaler  Schutz  gegen  Nachdruck.  (Barke.  Qaain.  Muquart. 
Delalain.  Villcfort.  Enslin.)  S.  435. 

8.  Ewiger  Frieden.  S.  438.  (Literatur,  S.  440.  Note  1. 

9.  Internationes  Recht  der  Privaten.  S.  441.  —  Bürgerliches  Recht. 
(Stmvc,  Robertson.  Bürge.  Hartogb.  Wächter.  Schaffner.  Story.  Fölix.  Rocco. 
Günther.  Massd.  Reddie.  Pütter.  Mailbcr  de  Chassat.  Pfeiffer.  Savigny- 
Thöl.)  S.  444.  —  Strafrecht.  (Berner.  MohL  Bulmerincq.)  S.  450.  —  Ge- 
setzgebung einzelner  Staaten.  (Dentschland.  Oestcrreich.  Frankreich.  England. 
Russland.  Spanien.)  S.  452. 

rV.  ürkTinden-Sammlangen.  S.  454. 

1.  Sammlungen  von  Verträgen.  S.  454.  —  Allgemeine  Sammlungen.  (Mar- 
tens.  Martcns  et  Cussy.  Ghillany.  Gallo.  Smidt  Soetbeer.)  Das.  —  Verträge  ein- 
zelner Staaten.  (Oesterreich.  Preussen.  Bayern.  Württemberg.  Oldenburg.  England. 
Holland.  Belgien.  Spanien.  Savoyen.  Nordamerika.)  S.  456. 

2.  Sammlungen  völkerrechtlichen  Actenstücke.  S.  462.  —  Allge- 
meinere Sammlungen.  S.  453.  —  Ueber  einzelne  Länder  und  Verhältnisse. 
S.  464. 

YII.  Die  Literatur  des  Schweizerischen  Staatsrechtes. 

Wissenschaftliche  Bedeutung  desselben.  S.  473. 
L  Bas  eidgenössische  Bnndesrecht.  S.  476. 

1.  Die  alte  Eidgenossenschaft.  (Simmler.  Iselin.  Balthasar.  Falckner.  Meisler. 
Moser.  RoseleL  Jan.  Stettier.  Bluntschli.  VogeL  Zellweger.)  S.  476. 

2.  Die  Helvetik  und  die  Mediationszeit.  (Troxler.)  S.  48L 

3.  Die  Eidgenossenschaft  von  1815.  (Usteri.  SneU.  Henke.  Stetücr.  Fran- 
scini.)  S.  482.  * 

4.  Bundesstaat  von  1848.  (Rossi.  Baumgartner.  Bluntschli)  S.  484. 

II.    Das.  Kantonalstaatsrecht    S.  485. 

1.  Allgemeines  KantonalSt.R  S.486.  —  a.  Gesammt-Bearbeitungen :  (Simm- 
ler.  Leu.  Henke.  Leuthy.)  Das.  —  Medicinal-Wesen.  (Meier.  Ahrens.)  8.  489.  — 
Kirchliche  Anlcgenheiten.  (Balthasar.  Fuchs.  Pfyffer.  Snell.  Feer.  Glück.  Henne. 
Hurter.)  Das.  —  Finanzwesen.  (Hottinger.)   S.  493.  —   Gemeindewesen.   (Wyss. 
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Rcnaud.    Bc'cbard.)   Das.  —  Folgen  der  Demokratie.    (Clicrboliez.)    S.  494.   — 
b.  Sammelwerke.  (Usleri.  Snell.)  S.  495. 
2.   Schriften   Gber  das   Staatsrecht   einzelner  Rantone.   Bern.   S.  497. 
Zürich.  S.  499.  Luzem.  S.  500.  Schwyz.  S.  501.  Zng.  S.  502.  Basel.  Das.  Schaff- 
hausen.  S.  503.  Wadt.  S.  504.  Neuenbürg.  Das.  Genf.  S.  506. 

VIII.    Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten   von  Nord- 
amerika. 

Allgemeine  Bemerkungen.  S.  509. 

I.  Das  Bnndesrecht.    S.  535. 

1.  Geschichtliche  Werke.—  Die  Kolonialverfassung.  (Stockes.  Gesetzsamm- 
lungen. Geschichlschreiber.)  S.  536.  —  Die  Entstehung  der  UnabhAngigkeit  u. 
.  die  RevoluUonsregierang.  (Payne.  Urkunden.  Gcschichtschreiber.  Curtin.)  S.  538.— - 
Der  Staatenbund  und  die  Entstehung  des  Bundesstaates.  (Mably.  Cartis.  Ur- 
kunden und  Protocolle.  J.  Adams.  Der  Föderalist)  S.  542.  —  Geschichte 
des  Staatenbundes.  Gesetzsammlungen.  Protocolle.  Lebensbeschreibungen.  Ge- 
schichtwerke.   (Pitkin.  Bradford).  Statistik.  Denkwürdigkeiten.  (Benton.)  8.  551. 

2.    Das  bestehende  Recht.    S.  558. 

a.  Erörterungen  der  Grundlagen.  Ucber  Staatenbünde  und  Bundes- 
staaten im  allgemeinen.  S.  559.  Ueber  die  Y.  St.  insbesondere.  (Broug^ 
ham.  Ouseley.  Aiken.  Trcmmehere.  Hurat  Tocqucville.  Laboulaye. 
Raumer.    Taylor.    Calhoun.    Lieber.)    S»  559. 

b.  Systeme  des  Bundcsreehtes.  (Dunbar.  Puglia.  Tacker.  Hohl. 
Rawle.  Oliver.  Kent.  Walker.  Story.)  Reports  des  obersten  Gerichtshofes. 
Marshall.    Atlomey  General.)    S.  574. 

c.  Schriften  über  einzelne  Gegenstände.  S.  5S2.  Uobcr  Gesetz- 
gebung. (Jefferson.  Cushing.  Fitch  Smith.)  Das.  —  Ucber  die  Bun- 
desgerichte. (Du  Ponceau.  Sergeant.  Conkling.  Law.)  S.  585,  — 
Ueber  Staatsanklagcn.  S.  586.  —  Ueber  völkerreehtliche  VerhSltnisse.  (Ly- 
mon  Spalding.    Gebhard.  Sammlungen.)  Das.  — ^  Rechtswörterbüchcr.   S.  589. 
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Gesichtspunkte. 


Die  Geschicbte  der  Staatswissenschaften  unterscheidet  sich  von  der  (je« 
schichte  aUer  anderen  Wissenskreise  in  auffallender  und  wesentlich  bestim- 
mender Weise. 

Allerdings  ist  die  Geschichte .  jeder  Wissenschaft  ein  mehr  oder  we- 
niger wichtiges  Stück  der  Lebensgeschichte  des  ganzen  Menschengeschlechtes. 
Diess  aber  nicht  etwa  blos  desshalb,  weil  eine  Wissenschaft  immer  auch  die 
Theorie  practischer  Lebensbeziehungen  ist,  sei  es  nun  des  Verhältnisses  zu  den 
über  uns  stehenden  Gesetzen  und  Mächten,  sei  es  des  Benehmens  von  Menschen 
gegen  ihres  Gleichen,  sei  es  endlich  der  Beherrschung  des  Stoffes;  und  weil 
somit  die  Geschichte  dieser '  Wissenschaft  auch  die  entsprechenden  Phasen 
menschlichen  JSandelns  erläutert.  Sondern  mehr  noch.  Weil  eine  Wissenschaft 
ein  Theil  des  ganzen  geistigen  Sems  der  Menschen  ist,  ihre  Geschichte  also  ein  we- 
sentlicher Beitrag  zur  Entwicklung  des  menschlichen  Geistes  überhaupt.  Keine 
Lehre  steht  alleih  und  nur  durch  sich  selbst  bedingt  Zwar  sind  die  Einwir- 
kungen dei"  übrigen  geistigen  Eigensphaften  und  Zustände  von  verschiedener 
Macht  bei  den  einzelnen  Wissenschaften;  allein  in  jeder  spiegeln  sich  doch 
die  übrigen  Kräfte  und  deren  Bildungsstände  ab.  Ihre  Geschichte  kann  nicht 
vollständig  begriffen  werden  ohne  eine  Kenntniss  von  den  übrigen  Kreisen 
des  geistigen  Lebens ,  und  sie  wirft  dagegen  wieder  Licht  auf  dieselben.  — 
Dennoch  bildet  in  der  Regel  die  Geschichte  einer  Wissenschaft  ein  zusammen- 
hängendes und  logisch  sich  entwickelndes  Ganzes.  Sie  beginnt  im  Zweifel  mit 
den  frühesten  Zeiten,  zu  welchen  unsere  Kenntniss  überhaupt  hinaufreicht,  ge-, 
wohnlich  in  unscheinbaren  Anfängen;  und  von  diesem  Ausgangspunkte  schrei- 
tet sie  langsam  aber  unaufhaltsam  vorwärts.  Zuweilen  freilich  bleibt  eine 
Wissenschaft  völlig  stehen,  oder  sie  verläuft  sich  auch  wohl  vorüber- 
gehend in  eine  falsche  Bahn;  ihre  Kenntniss  mag  sogar  bestimmten  Völkern 
nach  einer  grossen  zerstörenden  Weltbegebenheit  wieder  ganz  abhanden  kom- 
men.   Allein  immer  erhält  sich  irgendwo  auf  der  Erde  das  bereits  Gewonnene 
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im  Leben  oder  in  Schriften ,  und  was  einmal  als  wahr  festgestellt  ist ,  geht 
nicht  wieder  unter;  eine  schlechte Bichtung  wird  wieder  verlassen;  und  immer 
knüpft  sich  eine  neue  richtige  Thätigkeit  unmittelbar  an  das  letzte  wahre 
Ergebniss  an.  Man  sehe  die  Geschichte  der  Mathematik,  der  Astronomie, 
der  Heilkunde,  der  Volkswirthschaft,  selbst  die  der  Philosophie,  welche  trotz 
alles  Anseinandergehens  der  Schulen  doch  eine  nothwendige  innere  Einheit  hat. 

Ganz  anders  bei  der  Geschichte  der  Staatswissenschaften.  Hier  sind  -die 
in  anderen  Wissenschaften  nur  gelegentlich  und  erläuternd  eintretenden  Bezie- 
hungen zu  den  übrigen  menschlichen  Zuständen  und  Gedanken  nicht  blos  eine 
Ergänzung  des  eigenthümlichen  Inhaltes,  sondern  sie  sind  das  Wesen  selbst 

Einerseits  ist  es  nämlich  ein  ewig  wahres  Wort,  dass  der  Mensch  ein 
im  Staate  lebendes,  nur  in  ihm  gedeihendes  Geschöpf,  ein  XdSoy  noliuxbp 
sei.  Er  kann  weder  leiblich  bestehen  und  sein  Dasein  erhalten,  noch  geistig 
irgend  wie  sich  entwickeln  ausserhalb  des  einheitlichen  Organismus,  dessen  Wesen 
die  Förderung  gemeinschaftlicher  Zwecke  ist,  d.  h.  ausserhalb  des  Staates; 
und  je  besser  der  Staat  eingerichtet  ist,  ^desto  mehr  gedeiht  auch  der  in  ihm 
lebende  Mensch  in  allen  seinen  Beziehungen.  Jenes  zeigen  am  besten  die  we- 
^nigen  unendlich  elenden  Wesen,  welche  man  ohne  staatliche  Verbindung  ge« 
funden  hat  in  einigen  der  entferntesten  und  wildesten  Länder.  Die  staatlosen 
Bewohner  des  Feuerlandes  oder  Australiens  sind  nicht  blos  in  beständigem, 
nicht  immer  siegreichem  Kampfe  niit  dem  Hungertode;  sondern  sie  stehen  auch 
geistig  kaum  über  den  höheren  Gattungen  der  Thiere,  weil  ihnen  Schutz 
und  gegenseitige  Hülfe  fehlt.  Um  aber  zu  sehen,  wie  vollständig  das 
leibliche  und  geistige  Gedeihen  der  Menschen  Schritt  hält  mit  der  Ausbildung 
des  Staates,  stelle  man  neben  das  Behagen,  die  Kenntnisse  und  die  Sittlich- 
keit des  Engländers  die  Zustände  der  Angehörigen  von  Dahomej,  Persien  oder 
Bussland;  man  halte  unser  jetziges  Sein  neben  das  unserer  eigenen  Yorältem 
in  den  mittelalterlichen  Staaten. 

Auf  der  andern  Seite  ist  es  eben  so  unläugbar,  dass  auch  solche  Kreise 
des  menschlichen  Handelns,  Wissens  und  Fühlens,  welche  nicht  unmittel- 
bar zu  dem  staatlichen  Organismus  gehören,  vielfach  einen  Einfluss  desselben 
verspüren.  Und  zwar  diess  nicht  etwa  blos  mittelbar,  indem  der  Staat  für  den 
Denker,  den  Arbeiter,  den  Besitzenden  Sicherheit  schafft,  und  ihnen  damit  die 
Verfolgung  und  den  Genuss  ihref  verschiedenen  Beschäftigungen  ermöglicht; 
sondern  auch  geradezu,  und  zwar  selbst  in  mehr  als  Einer  Weise,  bald  auf 
günstige,  bald  auf  unliebsame  Art.  —  Der  Staat  bedarf  nämlich  vor  Allem 
vieler  und  verschiedener  geistiger  Kräfte  und  Kenntnisse,  so  wie  einer  grossen 
Menge  von  stofflichen  Erzeugnissen  und  von  Einrichtungen.  Durch  seine  Nach- 
frage weckt  er  die  schaffende  Kraft,  und  ist  somit  die  Veranlassung  von  Ausbil- 
dung in  Wissenschaften,  Künsten  und  Gewerben,  von  Erfindungen  und  Her- 
stellungen, welche  olme  sein  Verlangen  gar  nicht  entstanden  wären.  Es  ist 
diess  aber  von  um  so  grösserer  Bedeutung,  als  diese  Hervorrufungen  des  Staa- 
tes theils  auch  auf  solchen  Entwicklungsstufen  der  Völker  vorkommen,  wo  die 
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Bedflr&isse  und  Mittel  des  Volkes  selbst  noch  gering  sind  und  an  sich  schwach 
wirken  würden,  theils  nicht  selten  die  Forderungen  des  Staates  der  Thätigkeit 
eine  Richtung  geben,  welche  sie,  sich  selbst  überlassen,  nicht  einschlagen 
würde.  Es  leuchtet  nun  ein,  dass  diese  künstlichen  Steigerungen  je  nach  Um- 
ständen nützlich  oder  störend  sein  können.  —  Zweitens  erkennen  wenigstens 
die  meisten  Staaten  die  Verpflichtung,  zur  möglichst  allseitigen  Bildung  des 
Volkes  eigene  Vorkehrungen  zu  treffen,  und  diese  Schritt  halten  zu  lassen  mit 
den  in  Folge  erweiterter  geistiger  oder  gewerblicher  Entwicklungen  immer 
neu  entstehenden  Forderungen.  Diese  Unterrichtsanstalten,  Sammlungen,  Aus- 
stellungen u.  s.  w.  wirken  nun  aber  in  den  weitesten  Kreisen  der  menschli- 
chen Thätigkeit  und  Bildung, ^ auch  weit  über  den  Umfang  des  staatlichen  Le- 
bens hinaus.  Und  nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es,  dass  auch  auf  die 
Richtung  und  den  Inhalt  der  entsprechenden  Thätigkeiten  sehr  bedeutend  ein- 
gewirkt wird  durch  den  vom  Staate  seinen  Einrichtungen  eingeflössten  Geist. 
Dieser  mag  der  richtige,  er  kann  aber  auch  verkehrt  und  verderblich  sein. 
Ein  schlechtes  Unterrichtssystem  z.  B.  hat  schon  mehr  als  Einem  Volke  auf 
Jahrhunderte  hin  geschadet.  —  Endlich  wirken  nothwendig  die  grossen  staat- 
lichen Begebenheiten,  als  da  sind  Kriege,  innere  Umwälzungen,  Kämpfe  um 
das  Regierungsrecht,  mächtig  auf  die  gesammten  Zustände  der  Völker.  Häufig 
leider  störend  und  hemmend.  Man  denke  an  den  dreissigjährigen  K^rieg  in 
Deutschland,  an  die  Religionskriege  in  den  spanischen  Niederlanden,  an 
die  asiatischen  Weltstürme  und  an  die  Eroberungen  der  germanischen  Barbaren. 
Nicht  selten  rütteln  jedoch  auch  solche  tief  gehende  und  alte  Formen  zerbre- 
chende Bewegungen  die  sämmtlichen  Kräfte  eines  Volkes  auf,  so  dass  sich 
noch  während  derselben  oder  doch  kurz  nachher  in  allen  Richtungen  der 
menschlichen  Thätigkeit  regeres  Leben  und  selbsstfindige  Kraft  zeigt.  So  in 
Deutschland  und  in  England  nach  der  Reformation,  in  Frankreich  nach  den 
inneren  Unruhen  im  siebzehnten  Jahrhundert  und  nach  der  grossen  Revolution. 
Aus  diesen  mächtigen  Wechselwirkungen  ergiebt  sich  denn  nun  zunächst 
die  eigenthümliche  Aufgabe  und  der  Inhalt  der  Staatswissenschaften  selbst. 
Die  wünschenswerthe  und  rechtlich  begründete  Beschaffenheit  des  Staates  ist 
nicht  etwa  nach  apriorischen  Gedanken  feststellbar,  sondern  sie  wird  vielmehr 
von  der  jeweiligen  geistigen ,  wirthschaftlichen  und  geschichtlichen  Beschaffen- 
heit des  betreffenden  Volkes  vorgeschrieben.  Die  Wissenschaft  vom  Staate 
muss  also  allen  begründeten  Forderungen  gerecht  werden,  welche  das  ver- 
schiedene, veränderliche  und  sich-»  ausdehnende  Leben  stellt.  Je  nach  der 
Bildungsstufe  der  Völker  und  somit  ihren  Lebenszwecken  bestimmen  sich  auch 
die  Aufgaben  und  Einrichtungen  des  Zusammenseins.  Jeder  Hauptauffas- 
gung  des  menschlichen  Daseins  auf  der  Erde  entspricht  eine  eigene  Staats- 
gattung; diese  aber  hat  ihre  Theorie.  Selbst  bei  Beharren  in  Wesentlichem 
machen  sich  doch  neue  Grundsätze  und  Gestaltungen  Platz,  bisherige  ver- 
schwinden allmählich  oder  nehmen  ein  gewaltsames  Ende.  Eine  einzige  Entdeckung 
kann  weitgreifende  Aenderungen  auch  im  Staate  veranlassen.     Für  diess  alles 
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ist  das  Gesetz  und  die  Beschränkung  auch  theoretisch  festzustellen.  Ein  neuer 
religiöser  Glaube  kann  die  ganze  bisherige  theoretische  Grundlage  des  Zusam- 
menlebens unmöglich  machen.  Die  allgemeine  Ueberzeugung  von  der  Zweck- 
mässigkeit einer  neuen  Staatsform  nöthigt  zu  deren  Einfahrung  und  dann  auch 
zu  einer  wissenschaftlichen  Bearbeitung.  Umgekehrt  aber  begiebt  es  sich  auch 
nicht  selten,  dass  eine  vom  Staate  zunächst  fOr  seine  Zwecke  getroffene 
Einrichtung  von  so  grossen  Wirkungen  auf  geistige  oder  stoffliche  Lebens- 
kreise ausserhalb  seines  Organismus  ist^  dass  er  sich  einer  nochmaligen  Prü- 
fung der  theoretischen  Richtigkeit  nicht  entziehen  kann.  Sollte  es  erst  nö- 
thig  sein,  Beispiele  solcher  Bewegungen  in  den  Staatswissenschaften  namhaft 
zu  machen?  Man  denke  nur  an  die  durchgreifenden  Umwälzungen,  welche 
das  bei  den  neueren  europäischen  Völkern  allmählig  entstehende  Gefilhl  der 
natürlichen  Gleichheit  der  Menschen  in  dem  ganzen  Staatsrechte,  philosophi- 
schem sowohl  als  positivem,  hervorgebracht  hat.  An  die  gänzlich  verschiede- 
nen Begriffsbestimmungen  vom  Staate,  welche  im  Gegensatze  mit  der  antiken 
Auffassung  die  mittelalterliche  Anschauung  eines  allgemeinen  christlichen  Welt- 
reiches, dann  aber  wieder  die  Reformation  durch  Auflösung  dieses  Gedankens 
erzeugte.  An  die  neueren  Theorieen  in  der  Yolkswirthschaftslehre,  in  der  Po- 
lizeiwissenschaft, im  öffentlichen  Rechte,  welche  das  durch  steigende  Bevölke- 
rung, Drang  der  Mitwerbung  und  erleichterten  Verkehr  erzeugte  Verlangen 
nach  Gewerbefreiheit,  Bodenfreiheit,  Handelsfreiheit,  hervorbrachten.  An  die 
jetzt  eben  sich  durcharbeitende  neue  Lehre  von  der  völkerrechtlichen  Auf- 
gabe des  Staates ,  welche  lediglich  eine  Folge  der  allmählig  bei  den  gesittig- 
ten  Völkern  verbreiteten  Humanität  ist 

Hieraus  erklärt  sich  denn  nun  aber  schliesslich  die  ganz  eigenthümliche 
Beschaffenheit  einer  Geschichte  der  Staatswissenschaften.  Dieselbe 
kann  unmöglich  die  Schilderung  eines  sich  ruhig  und  aus  sich  selbst  folgerich- 
tig entwickelnden  Gedankenganges  sein,  oder  die  blosse  Au&ählung  der  ein- 
zelnen Männer  und  Leistungen,  welche  durch  ihre  besondere  Bedeutung  je 
wieder  folgerichtig  um  einen  weiteren  Schritt  förderten.  Da  der  Gang  der 
politischen  Wissenschaften  mit  dem  ganzen  Leben  des  menschlichen  Geschlech- 
tes und  mit  der  natürlichen  Beschaffenheit  der  einzelnen  Völker  auf  das  engste 
zusammenhängt,  so  spiegelt  sich  in  ihm  auch  der  Verlauf  der  Weltgeschichte 
und  das  Wesen  der  verschiedenen  Nationalitäten  fortwährend  ab,  und  man  wird 
immer  wieder  zur  Schilderung  neuer  Theorieen  und  der  Entwicklung  ganz 
verschiedenartiger  Auffassungen  fortgerissen.  Natürlich  zeigt  sich  auch  hier 
ein  Weiterschreiten  von  einem  ersten  Gedanken  zu  seinen  Entwicklungen, 
eine  stufenweise  Berichtigung  von  Irrthümern,  die  schliessliche  feste  Gewin- 
nung von  Grundsätzen  für  Denken  und  Handeln.  Ebenso  darf  man  sich  ohne 
Zweifel  mit  Recht  dem  tröstlichen  Gedanken  hingeben,  dass  im  Ganzen  das 
Menschengeschlecht  sich  zu  besseren  Zuständen  ausbildet  in  weiten  und  un- 
regelmässigen Spiralen;  und  insofeme  mögen  denn  auch  die  Staatswissenschaf- 
ten sich  im  Allgemeinen  zu  weniger  Unvollkommenem  emporarbeiten.     Allein 
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jene  raschen^  und  unmittelbaren  Ausbildungen  bestehen  doch  immer  nur  inner- 
halb derselben  Phasen  staatlicher  Zustände  und  Anschauungen;  wenn  diese 
thatsächlich  anderen  Platz  machen,  filngt  auch  eine  neue  Theorie  an.  Es 
entsteht  also  besten  Falles  eine  Reihe  von  Ausarbeitungen  einzelner  Pro- 
bleme, aber  keineswegs  eine  Geschichte  des  Fortschreitens  von  einem  erwie- 
senen Satze  zum  nächsten  Folgesatze,  und  von  diesem  weiter.  Anders  die  6e- 
schichte  mathematischer  und  naturgeschichtlicher  Wissenschaften,  welche  hinter 
eine  einmal  gewonnene  Stufe  nie  wieder  zurückzukehren  brauchen  und  welche 
keine  verschiedene  Wahrheit  in  verschiedenen  Zeiten  und  Ländern  haben;  an- 
ders die  der  poütisclien  Dlsciplinen,  welche  durch  den  Gang  der  äusseren  Bege- 
benheiten in  die  verschiedenartigsten  und  sich  wohl  geradezu  widersprechende 
Systeme  geworfen  werden,  und  welche  oft  zu  gleicher  Zeit  bei  verschiedenen  Völ- 
kern ganz  abweichende  Aufgaben  zu  lösen  haben.  Die  vermuthliche  allgemeine 
Hebung  des  gesammten  Menschengeschlechtes  und  die  damit  ebenfalls  fort- 
schreitende Ausbildung  deir  Staatswissenschaften  schafft  aber  desshalb  eine 
geringe  Aenderung,  weil  jener  Vorschritt  ausserordentlich  langsam  geht,  in 
grossen  Abschnitten  dem  menschlichen  Auge  sogar  völlig  entschwindet,  sein  Plan 
unserer  Einsicht  noch  ganz  entzogen  ist,  und  sich  somit  auch  aus  ihm  ein  deut- 
licher leitender  Gedanke  für  die  Einheit  der  staatswissenschaftlichen  Entwick- 
lung bis  jetzt  nicht  ergiebt. 

Aus  diesen,  wohl  unläugbaren,  Thatsachen  ist  denn  nun  aber  ein  dop* 
pelter  Schluss  zu  ziehen. 

Einmal,  —  und  diess  zur  Rechtfertigung  der  ganzen  Anlage  und  Beschaf- 
fenheit des  gegenwärtigen  Werkes,  —  dass  eine  Reihenfolge  von  einzelnen 
monographischen  Abschnitten  aus  der  Geschichte  der  Staatswissenschaften  keine 
Zerstörung  eines  Innern  organischen  Zusammenhanges  ist,  sondern  da^^aus 
nur   etwa  eine  stoffliche  Unvollständigkeit  entsteht. 

Zweitens  aber,  dass  es  zweckmässig  ist,  einige  allgemeine  Gesichtspunkte 
festzustellen,  welche  dazu  dienen  können,  die  einzelnen  Entwicklungsphasen 
einer  Sta^atswissenschaft  oder  die  herausgegriffene  Schilderung  einer  solchen 
richtig,  und  namentlich*  im  Verhältnisse  zu  den  übrigen  Theilen  der  gesamm- 
ten Staatswissenschaften,  aufzufassen. 

Solcher  zurechtstellender  Gesichtspunkte  scheinen  es  nun  aber  nament- 
lich drei  zu  sein:  —  die  Erörterung  der  Umstände,  welche  in  einer  Wissen- 
schaft überhaupt,  und  in  einer  Staatswissenschaft  insbesondere,  einen  Fort- 
schritt der  bisherigen  Behandlung  bedingen;  —  die  Erörterung  der  Gründe, 
welche  bei  den  verschiedenen  Völkern  gerade  die  von  ihnen  thatsächlich  ein- 
gehaltene Richtung  der  Staatswissenschaften  bedingen;  —  endlich  ein  allge- 
meiner Ueberblick  über  den  gegenwärtigen  Zustand  der  sämmtlichen  Staatswis- 
senschaften, gleichsam  ein  kurzes  Inventar  ihres  Vermögens. 
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1. 

Die  Bedingungen  des  Fortschrittes  in  einer  Wissenschaft, 

namentlich  einer  Staatswissenschaft. 

Es  wäre  gleich  unrichtig,  anzunehmen,  dass  die  Ausbildung  einer  Wis- 
senschaft in  gleichmässigem  Flusse  und  mit  völlig  freiem  Willen  von  Seiten 
der  Arbeiter  vor  sich  gehe;  und  dass  das  Verdienst  regelmässig  einzelnen 
grossen  Denkern  zukomme. 

Was  das  erstere  betrifft,  so  zeigt  schon  eine  oberflächliche  üebersicht 
über  die  Literatur  jedes  Faches,  dass  die  Vermehrung  der  Schriften  in  Zwi- 
schenräumen und  gleichsam  stossweise  geschieht,  so  dass  sich  nach  kürzerer 
oder  längerer  Buhe  mit  einenimale  vielseitige  Thätigkeit  entwickelt.  Plötzlich 
wird  es  Sitte,  sich  mit  einem  Gegenstande  zu  beschäftigen;  Kritiken  der  Grund- 
lagen, Systeme,  Monographieen  sprossen  in  Menge  auf.  Dann  tritt  wieder 
allmählig  Stillschweigen  ein,  und  man  zehrt  von  dem  in  Menge  und  mit 
Hast  Geleisteten. 

Diess  geschieht  aber  keineswegs  immer  in  Folge  eines  grossen  und  eine 
ganz  neue  Bahn  eröffnenden  Anstosses  durch  Einen  bedeutenden  Mann.  Al- 
lerdings kommen  auch  solche  Fälle  vor.  Ein  besonders  begabter  Geist  stellt 
einen  neuen  wichtigen  Gedanken  auf,  welcher  nun  im  Einzelnen  von  Anderen 
verarbeitet  und  weiter  gefördert  wird,  vielleicht  zu  einer  völligen  Umarbeitung 
des  bisherigen  Systemes  führt.  Oder  ein  unermüdlicher  Forscher  hat  mit  lan^ 
gem  stiUem  Fleisse  die  Thatsachen  gesichtet ,  sie  systematisch  zusammenge- 
stellt, die  Schlüsse  gezogen,  und  so  die  Wissenschaft  wo  nicht  in  eine  ganz 
andere  Bichtung  gebracht,  so  doch  auf  eine  höhere  Stufe  der  Ausbildung 
gehoben.  Hier  zieht  sie  dann  aufs  Neue  die  Augen  auf  sich,  und  auch  gerin- 
gere Kräfte  finden  sich  zu  helfender  und  theilweiser  Thätigkeit  gereizt.  Ein 
Keppler,  Grotius  oder  Hegel  hat  durch  seine  Einzelkraft  Wissenschaf- 
ten geschaffen  oder  ihnen  wenigstens  ganz  neue  Felder  geöffnet,  auf  welche 
nun  die  Bebauer  von  allen  Seiten  zuströmten.  Allein  weitaus  in  den  meisten 
Fällen  sind  die  Fortschritte  in  den  Wissenschaften  das  Ergebniss  von  äusse- 
ren oder  inneren  Verhältnissen,  welche  dann  freilich  von  tüchtiger  Kraft  be- 
griffen und  benutzt  wurden,  ohne  deren  Vorhandensein  die  neue  Arbeit 
nicht  unternommen  worden  wäre  und  vielleicht  nicht  hätte  unternommen  wer- 
den können. 

Es  lassen  sich  aber  leicht  viererlei  verschiedene  Entwicklungsbedingungen 
dieser  Art  auffinden. 

Entweder  hat  sich  nämlich  während  emes  langem  Stillstandes  der  Wis- 
senschaft allmählig  eine  Anzahl  von  Thatsachen  aufgesammelt,  welche  aus  den 
bisher  aufgestellten  Grundsätzen  nicht  genügend  erörtert  werden  können;  sind 
Fälle  aufgefunden  worden,  welche  unter  die  Kategorieen  des  herrschenden 
Systemes  logisch  nicht  zu  bringen  sind;  oder  sind  Fragen  entstanden,  welche 
die  jetzige  Lehre  nicht  zu  beantworten  im  Stande  ist.    Hier  drängen  denn  diese 
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Yerlegenheiten  endlich  zu  der  Prtlfang  des  ganzen  wissenschaftlichen  Stand« 
Punktes,  mit  welchem  man  sich  bis  jetzt  begnügte;  und  es  müssen  höhere 
oder  richtigere  Sätze  aufgefunden  werden,  durch  welche  auch  die  neueren  Auf- 
gaben zu  lösen  sind.  Die  Wissenschaft  wird  also  bis  zu  einer  Stufe  geführt, 
auf  welcher  sie  die  bereits  Vorliegenden  Thatsachen  wieder  beherrscht. 

Oder  aber  sind  in  einem  anderen  Zweige  des  menschlichen  Wissens  und 
Denkens  Fortschritte  gemacht  worden,  welche  auch  auf  die  cliesseitige  Wissen- 
schaft ein  neues  Licht  werfen.  £s  erscheint  iu  demselben  das  bisher  als  wahr  An- 
genommene als  unrichtig;  oder  es  stellt  sich  wenigstens  das  Bedürfniss  einer 
neuen  foimellen  Behandlung  heraus.  Hierbei  ist  es  gar  nicht  einmal  nothwen- 
dig ,  dass  die  einflussübende  Wissenschaft  stofflich  verwandt  sei.  Theils  kön- 
nen zufällige  Berührungen  stattfinden;  hauptsächlich  aber  mag  die  Verän- 
derung der  bisherigen  Methode  nöthig  erscheinen  durch  einen  glücklichen  Tor- 
gang  auf  anderem  Gebiete.  Man  denke  nur  an  den  grossen  Einfluss,  welchen 
ein  neues  philosophisches  System  auch  auf  solche  Fächer  ausübt ,  mit  deren 
Stoff  es  sich  gar  nicht  beschäftigt.  Selbst  wenn  im  Inhalte  einer  Wissen- 
schaft keine  wesentlichen  Veränderungen  vorgegangen  sind,  kann  es  nöthig 
werden,  sie  formell  und  stofflich  mit  anderen  Wissenskreisen  in  Einklang  zu  set- 
zen, nicht  nur  damit  sie  nicht  veraltet  und  geschmacklos  erscheine,  sondern 
damit  sie  verstanden  werde. 

Drittens  finden  wir,  dass  eine  gewaltige  Durchwühlung  der  gesammten 
menschlichen  Zustände  mittelst  tiefgehender  und  langwieriger  bürgerlicher  Unruhen, 
grosser  auswärtiger  Kriege  oder  Umgestaltungen  in  Beligion  und  Kirche  auch 
ganz  ausserhalb  ihres  unmittelbaren  Gedankenkreises  eine  grosse  geistige  Be- 
wegung  hervorzurufen  geeignet  ist,  und  somit  auch  eine  Steigerung  der  Wis- 
senschaftlichen Thätigkeit  im  Gefolge  haben  kann.  Es  ist  diess  auch  ganz  begreif- 
lich :  theils  weil  so  grosse  Ereignisse  und  vielleicht  so  grosse  Nothstände  den  Men- 
schen überhaupt  aufrütteln  und  alle  seine  Kräfte  ins  Spiel  bringen;  theils  weil 
in  solchen  Zeiten  kräftige  Naturen  aus  allen  Schichten  der  Gesellschaft  an  die 
Oberfläche  geworfen  und  in  Thätigkeit  versetzt  werden.  Von  diesen  in  un- 
gewöhnlicher Weise  und  Anzahl  lebendig  gewordenen  Geistern  kommen  dann 
immer  auch  einzelne,  alsbald  oder  später,  der  Wissenschaft  zu  Gute.  Sie  er- 
greifen diese  Wirksamkeit,  wenn  diejenige,  welcher  sie  anfänglich  und  zu- 
nächst zugewendet  waren,  aus  ii-gend  einem  Grunde  fehlt;  und  es  sind  natür- 
lich keine  gewöhnlichen  Menschen,  welche  sich  aus  dem  Getümmel  des  Lebens 
zum  stillen  Schaffen  wenden.  Auch  trägt  es  zti  höheren  Leistungen  in  solcher  Zeit 
und  kurz  nach  derselben  unzweifelhaft  bei,  dass  der  Maasstab,  welchen  man  an 
Leistungen  und  Erscheinungen  anlegt,  überhangt  ein  grösserer  geworden  ist. 
Unter  weltgeschichthchen  Veränderungen  im  Leben  nehmen  sich  kleinliche  Ge- 
danken und  schwächliche  Bücher  doppelt  kläglich  aus. 

Endlich  kann  der  ganze  Standpunkt  der  menschlichen  Gesittigung  ein 
anderer  geworden  sein.  Wenn  die  Auffassung  der  Gebildeten  von  der  Welt 
überhaupt,  namentlich  von  dem  sittlichen  Verhältnisse  des  Menschen  zu  derselben 
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im  Allgemeinen  und  zu  anderen  Menschen  insbesondere  sich  ändert,  so  werden  in 
aUen  einzelnen  ethischen  Gebieten  die  intellectuellen  Standpunkte  und  die  prakti- 
schen Forderungen  verrückt  Früher  als  genügend  Erachtetes  erscheint  dann 
als  unfertig,  wohl  gar  als  roh  und  unwürdig;  neue  Pflichten  erfordern  auch  eine 
Veränderung,  wo  nicht  völlige  Neugestaltung  der  Einrichtungen,  deren  Gesetze 
dann  gefunden  und  entwickelt  werden  müssen;  in  der  Begel  entsteht  wohl  ein 
Streit  mit  dem  Bisherigen,  welches  seine  innere  und  äussere  Berechtigung 
nicht  so  leichten  Kaufes  aufgeben  will,  und  also  kritisch  und  thatsächlich  durch 
bessere  Leistungen  überwunden  werden  muss.  Diess  Alles  aber  ruft  eine  grosse 
Bewegung  in  der  Literatur  hervor^  und  bewirkt,  sei  es  positiv,  sei  es  wenig- 
stens negativ,  eine  fruchtbare  Förderung  der  Wissenschaft,  zuweilenr  wohl 
einen  ganz  neuen  Lebensabschnitt  derselben. 

Die  Bichtigkeit  dieser  Sätze  lässt  sich  denn  namentlich  an  der  Geschichte 
der  Staatswissenschaften  auf  das  anschaulichste  nachweisen. 

Nichts  wäre  ungerechter,  als  die  Behauptung,  dass  niemals  einzelne 
bedeutende  Männer  durch  ihre  persönlichen  Leistungen  grosse  Fortschritte  in 
den  politischen  Wissenschaften  bewirkt  haben.  Gerade  in  diesen  Fächern 
leuchten  bestimmte  Männer  als  Sterne  erster  Grösse;  und  es  sind  sogar  ganze 
Wissenschaften  durch  die  klare  Einsicht  und  tüchtige  Leistungen  Einzelner 
gegründet  worden.  Dürfen  doch  die  Staatsgelchrten  ihren  Stammbaum  hin- 
aufführen bis  auf  Piaton  und  Aristoteles;  auf  Jenen,  als  den  Begründer 
des  philosophischen  Staatsrechtes,  auf  Diesen,  als  den  Urheber  einer  systema- 
tischen Staatskunst.  Niemand  wird  (was  er  sonst  auch  von  dem  Inhalte  der 
Lehre  halten  mag)  Machiavelli  den  Ruhm  streitig  machen,  dass  durch 
ihn  die  Politik  einen  ganz  neuen  Inlialt  bekommen  hat ;  und  man  darf  nur 
die  bis  auf  die  neueste  Zeit  lierabreichende  Reihenfolge  von  Gegnern,  Verthei- 
digem  und  Erklärern  betrachten,  um  einen  Begriff  von  dem  Anstosse  zu 
erhalten,  welchen  dieser  Mann  den  Staatswissenschaften  gegeben  hat.  H.  Gro- 
tius  ist  der  unbestrittene  Gründer  des  wissenschaftlichen  Völkerrechtes.  Die 
Utopien  sind  Vielen  ein  Gegenstand  des  Lächelns  oder  Achselzuckens,  wäh- 
rend Andere ,  wohl  mit  mehr  Recht ,  in  denselben  eine  geistreiche  Forii  des 
Widerspruches  gegen  bestehende  Missbräuche  und  falsche  gesellschaftliche  iwd 
staatliche  Auffassungen  sehen.  Wie  dem  immer  sei,  jeden  Falles  ist  Th.  Mo- 
rus  die  Erfindung  der  ganzen,  immer  noch  bearbeiteten  Gattung  von  Staats- 
Bchriften  einzuräumen.  Die  Gründung  des  Staates  auf  eine  Reihenfolge  von 
Verträgen  durch  Hobbes  hat  eine  fast  die  ganze  gesittigte  Erde  umfassende 
und  noch  immer  nicht  ganz  erloschene  Schule,  hat  unzählige  Schriften  aller 
Art  hervorgerufen,  auf  Jahrhunderte  dem  philosophischen  Staatsrechte  eine 
Richtung  gegeben.  Welch'  mächtige,  günstige  sowohl  als  falsche,  Bewegung 
hat  Montesquieu  in  fast  allen  Staatswissenschaften  hervorgerufen!  Seine 
Lehre  von  der  Gewaltentheilung  hat  die  tiefsten  und  nachhaltigsten  Wirkungen 
auf  philosophisches  und  positives  Staatsrecht,  auf  Staatskunst  und  Philosophie 
der  Geschichte  gehabt.     Dass  A.  Smith  eine  neue  Theorie   der  politischen 


Gesichtopimkte.  ]] 

Oekonomie  gegründet  hat,  weiss  jedes  Kind.  Achenwall  hat  den  Tact  ge- 
habt, für  die  Darstellung  der  staatlichen  Zustände  eine  abgerundete  Form, 
eine  Methode  und  einen  Namen  zu  finden,  damit  aber  die  immer  weiter  auf- 
blühende neue  Staatswissenschaft  der  Statistik  in  den  Kreis  der  übrigen  als 
ebenbürtig  eingeführt.  Eichhörn  hat  die  deutsche  Staats-  und  Rechtsge- , 
schichte  wissenschaftlich  begründet;  K«  L.  von  Hall  er  ist  einer  alleinherr- 
schenden staatsrechtlichen  Schule  keck  entgegengetreten  und  hat  wenigstens 
neben  ihr  einer  andern  Auffassung  Boden  verschafft.  Thierry  war  der 
Erste,  welcher  das  richtige  Yerständniss  über  die  Verhältnisse  verschiedener, 
durch  Eroberung  über  einander  geschichteter  Ba^en  gab;  und  er  hat  uns  dadurch 
auf  einen  ganz  neuen  Standpunkt  zur  Beurtheiiung  mancher  Gesetzgebung  und 
Verfassungsgeschichte  gestellt;  Gormenin  ist  der  wissenschaftliche  Begründer 
des  Verwaltungsrechtes.  Und  so  wäre  noch  mancher  schüpferisehe  und  durch 
eigene  Kraft  mächtig  vorwärts  treibende  Mann  zu  nennen.  —  Ebenso  fehlt  es 
nicht  an  Männern,  welche  sich  das  weniger  glänzende,  allein  desshaib  nicht 
weniger  bedeutende  Verdienst  erworben  haben,  den  vorhandenen  Stoff  umsich- 
tig zu  sammeln,  die  Grundsätze  für  äussere  Gewältigung  und  Ordnung  aufzu- 
suchen, die  einzelnen  Fragen  zu  lösen,  die  Folgesätze  scharfsinnig  zu  ziehen; 
auf  solche  Weise  aber  eine  ganze  Wissenschaft  stofflich  und  grundsätzlich  in 
Einklang  zu  bringen.  Auch  sie  förderten  durch  ihre  einzehie  Thätigkeit  entschie« 
den,  wenn  schon  mehr  durch  guten  Haushalt  als  durch  neuen  Erwerb«  Hier 
Bind  z.  B.  J.  J.  Moser  und  Martens  zu  nennen,  welche  —  allerdings  auf 
verschiedene  Weise  —  das  positive  europäische  Völkerrecht  ausschieden  und  zu 
einem  Systeme  ordneten ;  ferner  K 1  ü  b  e  r,*  der  nach  dem  Zusammensturze  der  frü- 
heren staatsrechtlichen  Zustände  und  Lehren  zweimal  das  übrig  gebliebene 
auffiand  und  das  Neue  einreihte;  oder  Bau,  welcher  in  dem  ganzen  Gebiete 
der  politischen  Oekonomie  die  Grundsätze  musterte  und  richtig  stellte,  das 
System, ordnete  und  die  unübersehbare  Welt  von  Thatsachen  als  Belege  oder 
noch  zu  lösende  Aufgaben  unterbrachte. 

Es  fehlt  also,  wie  gesagt,  auch  in  den  politischen  Disciplinen  nicht  an 
Männern,  durch  deren  einzelne 'Leistungen  die  Wissenschaft  in  grösserem 
oder  geringerem  Umfange  gefördert  worden  ist.  Dennoch  darf  nicht  ihnen  allein, 
und  nicht  einmal  ihnen  hauptsächlich,    die  allmählige  Entwicklung  des  betref- 
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fenden  Wissenskreises  zugeschrieben  werden. 

Vor  Allem  sind  selbst  diese  durch  ihre  Persönlichkeit  entschieden  her- 
vorleuchtenden Geister  keineswegs  ganz  auf  sich  selbst  gestellt  und  haben  nur 
der  eigenen  Kraft  ihre  L^stungen  zu  danken.  Auch  sie  hatten  grössten  Thei- 
les  Vorgänger  „  durchderen  allerdings  noch  unreife  oder  vielleicht  selbst  fal- 
sche Gedanken  und  Forschungen  sie  aufmerksam  gemacht  und  unterstützt  wurden. 
So  gieng  dem  H.  Grotius  eine  Beihe  von  unvollkommenen  Versuchen  über 
Völkerrecht  voraus;  namentlich  aber  der  von  AlbericusGentilis.  Mon- 
tesquieu ist  in  die  Fusstapfen  von  Vico  getreten.  Morus  hat,  wenn  auch 
nicht  den  Gedanken  des  Staatsromanes,  so  doch  einen  grossen  Theil  des  In- 
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haltes  seiner  Torschläge  Pia ton's  Staat  entnommen.  Dass  ganze  Schulen  von 
Nationalökonomen  vor  A.  Smith  bestanden,  war  langst  weltbekannt;  durch 
Röscheres  Forschungen  ist  jetzt  aber  auch  noch  nachgewiesen,  dass  ihm 
eine  bedeutende  Anzahl^  längst  vergessener  Schriftsteller  in  einzelnen  der 
ihm  bisher  allein  zugeschriebenen  Lehren  vorangieg.  Hall  er' s  Theorie  von 
der  patrimonialen  Gewalt  der  Fürsten  hatte  schon  Sir  B.  Film  er  im  Wesentli- 
chen aufgestellt.  Vom  Domesday  Book  ansind  bald  da  bald  dort  amtliche 
statistische  Arbeiten  unternommen,  und  überdies  vielfache,  freilich  unvollkom- 
mene,  Privatarbeiten  über  staatliche  Zustände  seit  Contarini  und  den 
elzevirischen  Bepubliken  verfasst,  auch  mannchfach  über  die  Behandlungs- 
regeln Meinungen  geäussert  worden,  ehe  Achenwall  eine  Theorie  aufstellte. 
Für  Eichhorn's  Staats-  und  Bechtsgeschichte^lag  die  Schwierigkeit  nicht  in 
dem  Mangel,  sondern  vielmehr  im  Ueberflusse  von  Vorarbeiten. 

Von  noch  grösserer  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  Staatswissen- 
Schäften  ist  jedoch  ohne  Zweifel  das  Eintreten  der  im  Vorstehenden  erwähn- 
ten fördernden  äusseren  Umstände  gewesen. 

Sehr  deutlich  lässt  sich  nämlich  vorerst  auch  auf  diesem  Gebiete  verfol- 
gen, wie  die  Literatur  einen  neuen,  zuweilen  selbst  das  Bedürfniss  über- 
steigenden Aufschwung  nimmt,  wenn  sich  während  einer  langem  Ruhe  der 
Stoff  angesammelt  hatte  und  eine  Anzahl  neuer  Fragen  entstanden  war.  So 
ist  es  sicherlich  diesem  Umstände  zuzuschreiben,  dass  in  unseren  Tagen  mit 
einem  Maie  eine  ganze  Anzahl  von  Encyclopädieen  der  Staatswissenschaften 
aufischoss,  nachdem  lange  nichts  Erkleckliches  in  dieser  Beziehung  geschehen 
war.  C.  S.  Zachariä,  Schmitthenner,  Pölitz,  die  Herausgeber  der 
deutschen,  französischen,  englischen  Staatslexica  fühlten  zu  ungefähr  gleicher 
Zeit  die  Nothwendigkeit,  im  Gesammtumfange  der  politischen  Disclplinen  auf- 
zuräumen und  die  gesammte  Wissenschaft  wieder  in  Einklang  zu  bringen  mit 
den  Thatsachen.  —  Im  Völkerrechte  war  seit  Jahren  das  Consulatwesen  ver- 
nachlässigt gewesen ,  während  dasselbe  im  Leben  allmählich  eine  früher  ganz 
unbekannte  Ausdehnung  erlangt  hatte.  Durch  eine  Sturmfluth  von  Schriften 
aus  allen  Ländern  und  in  allen  Sprachen  ist  jetzt  das  Versäumte  reichlich  nach- 
geholt. —  Die  Geschichte  des  Völkerrechtes  und  seiner  Literatur  war  seit 
Ompteda  liegen  geblieben;  nun  traten  fast  gleichzeitig  Müller- Jochmus, 
Wheaton,  Pütter,  endlich  Laurens  mit  seiner  Meisterarbeit  auf,  wobei  es 
dann  wieder  eine  Zeitlang  sein  Bewenden  haben  mag.  —  Die  freilich  nicht 
philosophische,  aber  praktisch  desto  wichtigere  Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit 
der  Fürstenmässigen  hatte  seit  dem  altern  Putte r  geruht;  seit  wenigen  Jah- 
ren ist  eine  ganze  Sammlung  von  Werken  entstanden,  welche  die  vielen  in- 
dessen aufgelaufenen  Fälle  und  Streitfragen  zu  gewältigen  sucht,  und  den  gan- 
zen Gegenstand  in  ein  neues  (gleichgültig  jetzt  ob  richtiges)  Licht  stellt.  —  Die 
Verfassungsänderungen  in  Deutschland  und  Frankreich  sammt  den  durch  sie  er- 
zeugten Bergen  von  Gesetzen  und  Verordnungen  haben  allerwärts  Systeme  des 
positiven  öffentlichen  Rechtes  hervorgerufen,  welche  durch  wissensehafUichere 
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Behandlung,  bewussten  politischen  Sinn  und  formellen  Geschmack  diesen  Zweig 
der  Staatswissenschaften  auffallend  weiter  geführt  haben.  Selbst  in  England 
war  es  nach  achtzigjährigem  zähem  Festhalten  nicht  mehr  möglich,  in  Black- 
stone's  immer  wieder  und  wieder  abgedrucktes  Werk  die  sich  anhäufende 
Masse  des  Neuen  einzuschieben.  Selbst  Stephen's  künstliche  und  mühe- 
volle Mosaik  wollte  nicht  mehr  genügen.  Die  Noth  sprengte  endlich  die  alte 
Form,  und  nun  kommt  mit  einemmale  in*dieYÖllig  versteinerte  Wissenschaft  Le- 
ben und  Gedeihen.  Bowjer,  Creasy  und  Cox  treten  fast  ganz  gleich- 
zeitig mit  neuen  und  ganz  verschiedenartigen  Versuchen  hervor.  —  So  wird 
es,  man  darf  dies  voraussagen  ohne  Prophetengabe  in  Anspruch  zu  nehmen, 
nicht  lange  mehr  anstehen,  bis  wir  umfassende,  die  zahllosen  neuen  Erfahrungen 
und  Fragen  berücksichtigende  Systeme  der  Politik  erhalten.  Es  muss  die  allmäh- 
lig  reich  ausgebildete  Gesetzgebung  und  Jurisprudenz  über  das  Fremdenrecht, 
diesem  seit  lange  vernachlässigten  Theile  des  Völkerrechtes  neue  genügende  Be- 
arbeitungen zuziehen.  Die  Menge  und  die  Verschiedenheit  der  Erfahrungen 
im  Attswanderungswesen  und  die  zahlreichen  sich  noch  als  ungelöst  darstellen- 
den Fragen  in  Beziehung  auf  dasselbe  müssen  bald  eine  gründliche  Bearbei^ 
tung  finden,  und  so  einen  Fortschritt  in  einem  sehr  vernachlässigten  Theile  der 
Staatswissenschaften  veranlassen. 

Ebenso  weist  die  Geschichte  der  Staatswissenschaften  zahhreiche  Fälle 
auf,  in  welchen  die  auf  einem  sonstigen  Felde  geistiger  Thätigkoit  ent- 
standene Bewegung  auch  in  der  einen  oder  der  andern  der  politischen  Disci- 
plinen  Leben  erweckt  hat,  oder  in  welchen  wenigstens  der  in  einer  bestimm- 
ten einzelnen  Staatswissenschaft  aus  einem  ihr  eigenthümlichen  Grunde  ent- 
standene Fortschritt  Förderungen  auch  in  anderen  Schwesterwissenschaften 
hervorgerufen  hat.  —  Bei  neu  entstehenden  philosophischen  Systemen  ist  diess 
am  bemerkbarsten,  aber  auch  am  begreiflichsten;  und  zwar  sowohl,  wenn  dieselben 
so  allgemeüie  Sätze  aufstellen,  dass  sie  in  sämmtlichen  Geistesgebieten  Einfluss 
ausüben,  als  wenn  nur  ihre  neue  Methode  wirkt  Man  erinnere  sich  z.  B.  an  die 
neue  Umgestaltung,  welche  die  Eant*sche  Philosophie  in  dengesammten  Staats- 
wissenschaften bewirkte,  nämlich  ausser  in  dem  allgemeinen  Staatsrechte  auch 
in  Form  und  Inhalt  des  positiven  öffentlichen  Rechtes,  in  dem  Völkerrechte,  in 
einem  guten  Theil  der  Politik  und  ihren  zu  eigenen  Wissenschaften  ausgebilde- 
ten Unterabtheilungen,  wie  z.  B.  Polizeiwissenschaft.  Oder  man  denke  an  den 
Einfluss  der  Wolf 'sehen  und  später  der  HegeT  sehen  Philosophie.  —  Ebenso 
begreift  sich  allerdings  ganz  leicht,  wie  das  Beispiel  eines  glücklichen  Gedan- 
kens und  einer  tüchtigen  Ausführung  in  dem  einen  Fache  die  Lust  zu  ähnli- 
chen Arbeiten  in  verwandten  erweckt ;  allein  der  Erfolg  ist  doch  zuweilen  sehr 
auffallend.  Welche  Menge  von  Werken  über  die  Staats  -  und  Rechtsgeschichte 
der  vei*schiedensten  Länder  hat  nicht  z.  B.  Eichhorn  hervorgerufen!  Nicht 
etwa  blos  Nachahmungen  und  Modificationen  in  dem  Gebiete  des  deutschen 
allgemeinen  und  particularen  Rechtes,  sondern  auch  grössere,  dem  Stoffe 
nach    selbsständige ,     dem    Gedanken    nach    aber    abjiängige  Werke    über 
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die  belgische,  die  französische,  die  slawische,  die  schweizerische  Staats- 
und  Bechtsgcschichte;  in  manchen  dieser  Kreise  selbst  zwei  und  drei  Terschie- 
dene  Arbeiten.  Kurz  eine  ganz  neue  Literatur.  —  Schon  weit  entfernter  lie^ 
gen  die  Gebiete,  und  doch  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  das  Beispiel  der  von 
den  Theologen  begonnenen  dogmengeschichtlichen  Monographieen  die  Veran- 
lassung auch  zu  den  in  der  Rechtswissenschaft  unternommenen  Schriften  die- 
ser Art  gegeben  hat.  ,  ^ 

Noch  weit  auffallender  und  grossartiger  aber  ist  die  Erscheinung ,  wenn 
derAnstoss  durch  ein  breit  dazwischen  liegendes  Medium  erfolgt,  und  die  ver- 
anlassende Bewegung  zunächst  gar  nicht  wissenschaftlicher  Art  ist,  so  dass  sie 
nur  durch  die  allgemeine  Aufregung,  in  welche  sie  die  Geister  setzt,  auch  ein 
Aufleben  von  Wissenschaften  veranlassen  kann.  Dass  aber  solche  Wirkungen 
durch  tiefeingreifende  und  lange  dauernde  Begebenheiten  verschiedener  speci- 
fischer  Art  wirklich  erzeugt  werden,  lässt  sich  nicht  nur  in  bestimmten  einzel- 
nen Fällen  nachweisen,  sondern  es  ist  vielmehr  ein  allgemeines  durch  die  ganze 
Geschichte  gehendes  Gesetz.  Nur  ist  dabei  wohl  zu  beaichten ,  dass  sich  die 
Thätigkeiten  auf  fremdartigem  Gebiete  nicht  alsbald  äussern  können.  Die 
Schwingungen  mtlssen  Zeit  haben,  um  sich  in  die  Ferne  fortzupflanzen ;  und  es 
zieht  auch  naturgemäss  der  Hauptgegenstand  der  Bewegung  gerade  die  rührig- 
sten Geister  zunächst  in  seinen  Kreis ,  so  dass  sie  für  andere  Thätigkeiten 
verloren  sind.  Zum  Beweise » der  Richtigkeit  dieser  Anschauungen  nehme 
man  z.  B.  die  drei  Perioden  der  Reformation  und  der  daraus  folgenden 
Kriege  namentlich  in  Frankreich*);  der  Auflehnung  des  englischen  Volkes  ge- 
gen die  Stuarts;  endlich  der  grossen  französischen  Umwälzung  und  des  aus 
ihr  entstandenen  Weltkampfes.  Dass  solche  Zeiten  grosse  Männer  und  zwar  in 
gehöriger  Anzahl  erwecken ,  welche  den  Forderungen  des  Lagers ,  des  Kabi- 
netes  und  der  RednerbOhne  gewachsen  sind,  ist  bekannt  genug.  Allein  man 
übersieht  gewöhnlich ,  welche  Folgen  die  allgemeine  und  gewaltige  Aufregung 
und  Durchrüttlung  auch  auf  den  stilleren  Gebieten  geistiger  Thätigkeit  hat.  Es 
ist  hier  nicht  Ort  und  Raum,  um  im  Allgemeinen  nachzuweisen,  welche  gün- 
stige Folgen  die  eben  genannten  drei  grossen  Begebenheiten  in  letzterer  Be- 
Behung  bei  den  betreffenden  Völkern  hatten,  so  also  z.  B.  den  Aufschwung  in 
der  Geschichtsschreibung,  in  der  Philosophie,  in  der  Dichtkunst,  in  den  stren- 
gen Wissenschaften;  allein  über  die  Folgen  für  die  Staatswissenschaften  ist 
ein  Wort  zu  sagen.  "—  Die  Reformation   war  ihrem  Wesen  nach  durchaus 


*)  Der  dreissigjährige  Krieg  hat  allerdings  keine  solche  wohlthäiigen  mittelbaren  Fol- 
gen für  Deutschland  gehabt;  allein  diese  Erscheinung  ist  kein  Gegenbeweis  ge- 
gen den  aurgestelllen  Salz.  Deutschland  ist  durch  diesen  schrecklichen  Krieg 
nicht  aufgeregt,  sondern  vielmehr  gänzlich  zu  Grunde  gerichtet  worden.  Es  be- 
dorfle  vieler  Jahre,  um  nur  wieder  das  NolhdürfUge  zu  gewinnen  und  zu  ordnen. 
Da  blieb  denn  kein  üeberschuss  an  geistiger  und  sloflllchcr  Kraft  für  wissenscbalt- 
lichen  Aufschwung. 
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nicht  staatlich ,  und  namentlich  zeigten  sich  die  deutschen  Reformatoren  poli* 
tischen  Neuerungen  abgeneigt.  Dennoch  entwickelte  sich  aus  den  die  euro* 
päischen  Staaten  bis  in  ihren  Grundfesten  aufwühlenden  Bewegungen,  welche 
m  Folge  der  Reformation  entstanden,  eine  ganz  neue  Gestaltung  der  politi- 
schen Wissenschaften.  An  die  Stelle  der  träumerischen  mittelalterlichen  Lehre 
vom  allgemeinen  christlichen  Weltreiche  mit  seinen  zwei  von  Gott  eingesetzten 
Häuptern  traten  völlig  rationalistische  und  kritische  Untersuchungen  über  die 
letzten  Grundlagen  des  Staates  und  dessen  Zwecke,  über  die  Gründe  und  die 
Grflnzen  der  Rechte  der  Regierenden  und  der  Pflichten  der  Regierten,  über  die  Ei- 
genschaften der  verschiedenen  Regierungsformen.  Die  Politik  wurde,  auf  gleichen 
Grundlagen,  systematisch  ausgebildet.  Das  Völkerrecht  entstand,  ins  Leben 
gerufen  durch  das  Bedürfiüss,  die  tiefe  Zerrüttung  der  Verhältnisse  unter  den 
unabhängigen  Staaten  auf  Grund  neuer  genügender  Sätze  zu  regeln,  indem  das 
mittelalterliche  Princip  des  Einen  grossen  christlichen  Reiches  durch  Zerstö- 
rung der  Glaubenseinheit  weggefallen  war.  Und  man  sehe  in  dieser  zahlrei-* 
chen  Literatur  nicht  etwa  nur  Gelegenheitsschriften,  welche  unmittelbar  auf 
die  vorliegenden  umstände  berechnet  gewesen  wären,  und  wo  somit  von  einer 
blos  mittelbaren  Veranlassung  nicht  gesprochen  werden  könne.  Solcher  bio- 
ser Partheischriften,  welche  nur  auf  ein  practisches  Ziel  gerichtet,  und  deren 
Verfasser  von  jedem  Gedanken  an  Förderung  der  Wissenschaftr  sehr  entfernt 
waren,  giebt  es  freilich  aus  dieser  Zeit  (z.  B.  in  Frankreich  während  der  Ligue) 
eine  grosse  Menge.  Und  zwar  sind  sehr  bekannte  Bücher  unter  denselben. 
Hotmann^s  Franco - Gallia ,  Lan^uet^s  Vindiciae  contra  tyrannos,  Bou- 
cher's  und  Rose's  wüthende  Angriffe  auf  Heinrich  IH.  von  liguistischer 
Seite  verdienen  keine  andere  Bezeichnung.  Allein  diese  Zeiten  trieben  auch  durch 
die  allgemeine  Nöthigung,  über  die  Gründe  und  Berechtigungen  der  mensch- 
lichen Dinge  nachzudenken,  rein  wissenschaftliche  Werke  von  grosser  Bedeu- 
tung hervor.  Bodin,  de  Thou,  Montaigne,  H.  Grotius,  selbst  Bucha- 
nan,  Mariana  und  Botero  haben,  ohne  Beziehung  auf  bestimmte  Zwecke 
und  Begebenheiten,  theils  Wissenschaften  ganz  neu  begründet,  theils  andere 
wesentlich  umgestaltet  und  entwickelt.  Wenn  je  von  einer  unmittelbaren  Be- 
ziehung zu  den  Tagesbegebenheiten  die  Rede  sein  sollte,  so  müssten  viel- 
mehr die  in  das  ruhige  Studium  des  einen  oder  des  andern  dieser  Männer 
widrig  eingreifenden  Ereignisse  erwähnt  werden,  welchen  zum  Trotze  er  zur 
Vollendung  seiner  Aufgabe  durch  inneren  Eifer  getrieben  ward.  —  Eben  so 
klar  liegt  die  allgemeine  aber  entfernte  Wirkung  des  englischen  Freiheits- 
kampfes fQr  die  Ausbildung  der  Staatswissenschaften  nahe.  Nichs  blos  die 
noch  jetzt  zu  den  wichtigsten  Werken  im  philosophischen  Staatsrechte  gehO^ 
rigen  Werke  von  Filmer,  Hobbes,  Locke,  Milton,  A.  Sidney  entstan- 
den während  dieser  Zeit  oder  kurz  nach  ihr ;  sondern  es  wurden  damals  auch, 
was  gewöhnlich  unbeachtet  bleibt,  die  Grundlagen  der  englischen  Staats-  und 
Rechtsgeschichte  von  einer  grossen  Anzahl  tief  gelehrter  Männer  gelegt ,  z.  B. 
einem  Payne,  Spelman,  Twysden,  Madox,  Dugdale.    Die  angelsäch-* 
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Bischen  und  die  nonnannischen  Zustände,  Gesetze  und  Sprachen  vrurden  Ton 
ihnen  erforscht;  die  Archive  mit  staunenswerthem  Fleisse  ausgebeutet.  Aller- 
dings wurden  Mehrere  derselben  in  Freiheit  und  Gut  hart  berührt  durch  die 
WechselMe  des  Streites;  allein  nicht  diese  Schicksale  und  Zwecke  riefen,  in 
der  Regel  wenigstens,  die  Arbeiten  hervor;  sondern  sie  entstanden  vielmehr 
im  Gefängnisse  oder  in  einer  vom  Sieger  aufgedrungenen  tiefen  ZurUckge20- 
genheit.  Die  allgemeine  geistige  Bewegung  trieb  diese  Männer  zu  einer 
Thätigkeit,  welcher  sie  sich  in  ruhigeren  Zeiten  wohl  kaum  zugewendet  hätten. 
Man  weiss  aus  der  Geschichte  ihres  Lebens,  wie  sie,  ursprünglich  ganz  ande- 
ren Beschäftigungen,  dem  Genüsse  grossen  Vermögens,  der  Leitung  der  ört- 
lichen Angelegenheiten  u.  s.  w.  zugewendet,  von  der  aUgemeinen  Aufregung 
ergriffen  wurden ,  und  nun  das  Bedüfniss  einer  geistigen  Thätigheit  über  sie 
kam.  Ein  Blick  auf  das  gleichzeitige  Aufblühen  so  mancher  anderer  Zweige 
des  Wissens  und  Denkens  beweist  aber,  dass  diese  Beschäftigung  mit  dem 
Rechte  und  der  Geschichte  des  Staates  nur  ein  Theil  einer  grossen  allgemei- 
nen Lebendigkeit  war,  und  dass  sich  als  Folge  der  Kämpfe  in  der  Mitte  des 
siebzehnten  Jahrhunderts  für  die  Engländer  nicht  blos  die  Erwerbung  bürger- 
licher Freiheit ,  sondern  auch  ein  mächtiger  Fortschritt  in  den  Wissenschaften 
ergab.  —  Ganz  vor  Augen  liegt  die  Wirkung  der  französischen  Revolutionszeit 
auf  die  verschiedenen  Seiten  der  Staatswissenschaften  in  Frankreich  selbst 
und  in  den  übrigen  europäischen  Staaten.  Allerdings  ist  Vieles  unmittelbar 
hervorgerufen  durch  die  Tagesbegebenheiten  selbst,  deren  Bekämpfung,  Ver- 
theidigung.  Begreifung.  Anderes  ist  erzeugt  worden  durch  das  ebenfalls  un- 
mittelbare Bedürfniss,  die  neu  entstandenen  Gestaltungen  in  ihren  Grundsätzen 
und  ihren  Folgerungen  zu  verstehen,  der  Thatsachen  (wie  dies  oben  bereits 
angedeutet  wurde),  wieder  geistig  Herr  zu  werden.  Allein  diese  Erklä- 
rung reicht  bei  weitem  nicht  aus.  Nicht  nur  fällt  die,  zum  Theile  Staunens- 
werthe,  Thätigkeit  in  so  vielen  anderen  Gebieten  des  Geistes  und  der  Einbil- 
dungskraft, welche  sich  bei  allen  gesittigten  und  also  aufregbaren  europäischen 
Völkern  in  dieser  Zeit  bemerklich  macht,  schon  dem  Stoffe  nach  gar 
nicht  unter  diese  Gründe;  sondern  auch  von  den  staatswissenschaftlichen  Wer- 
ken sind  viele  und  ganze  Abtheilungen  in  gar  keinem  Zusammenhange  mit 
Tages  -  Politik  und  Tages -Bedürfniss.  Die  Werke  der  Guizot,  Thierry, 
Tocqueville,  Palgrave,  Kemble,  Macaulay;  der  Eichhorn,  Hal- 
ler; der  Romagnosi,  Sclopis,  Gibra^io;  die  ganze  reiche  Literatur  der 
Volkswirthschaftslehre;  die  Forschungen  von  Malthus,  Quetelet,  —  sie 
alle  sind  k^ine  Gelegenheitsschriften,  sondern  das  gleichzeitige  Erzeugniss 
eines  in  allen  Richtungen  und  bis  in  seine  Tiefe  geistig  aufgerüttelten  Ge- 
schlechtes. Ganz  falsch  aber  wäre  die  Ansicht,  diese  Arbeiten  als  die  Folge 
der  wieder  eingetretenen  Ruhe  zu  betrachten.  Aeussere  Ruhe  und  Sicherheit 
ist  freilich  eine  Bedingung  imgestörten  Forschens  und  einer  allgemeinen  Theil- 
nalime  des  Volkes  an  einer  neuen  Schöpfung  oder  Entdeckung.  Allein  der 
Trieb  zum  Schaffen  ist  ein  Ergebniss  der  früheren  Unruhe.    Man  sieht  die 
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Oeistesblasen  erst  aufsteigen,  wenn  die  Dorclirattelung  aufgehört  hat;  allein 
hervorgerufen  sind  sie  durch  die  vorangegangene  heftige  Mischung  und  Be- 
wegung. 

Noch  ist  schliesslich  die  vierte  allgemeine  Ursache  einer  Steigerung  des 
wissenschaftlichen  Fortschrittes,  und  des  staatswissenschafUichen  insbesondere, 
ins  Auge  zu  fassen.  Ais  solche  ist  wesentlich  eine  Yeränderung  in  dem  Stand- 
punkte der  allgemeinen  Gesittung  genannt  worden.  Dieser  Satz  bedarf  jedoch, 
ehe  zu  den  einzelnen  Belegen  übergegangen  wird,  einer  doppelten  Vorbe- 
merkung. —  Einmal  muss  zugegeben  werden,  dass  diese  Veranlassung  zur 
Entwicklung  der  Wissenschaften,  nur  selten  eintritt.  Eine  Veränderung  der 
Lebensauffassung  ganzer  Völker  erfolgt  nur,  wenn  entweder  gewaltsam  eine 
ganze  gesellschaftliche  und  staatliche  Einrichtung  und-  mit  ihr  die  bestehende 
Bildung  umgestossen  und  durch  eine  neue  Ordnung  ersetzt  wird;  oder  aber 
wenn  eine  neue  religiöse  oder  philosophische  Lehre  sich  an  die  Stelle  der  bis- 
herigen Grundlagen  des  geistigen  Lebens  zu  setzen  weiss.  Beides  ist  nicht 
häufig.  Im  Uebrigen  kann  die  eine  und  die  andere  Ursache  in  sehr  verschie- 
nem  Umfange  wirken;  entweder  weltgeschichtlich,  so  dass  sich  ihre  Folgen  über 
viele  Länder,  vielleicht  über  mehrere  Erdtheile  ausdehnen,  oder  auch  nur  be- 
schränkt auf  ein  einzehies  Volk.  Weitgreifende  Fälle  der  ersten  Art  sind  der 
Umsturz  des  römischen  Kelches  durch  die  Barbaren,  oder  die  muhamedani* 
sehen  Eroberungen;  im  kleineren  die  Unterwerfung  der  Angelsachsen  durch  die 
Normannen.  Grosse  Beispiele  der  andern  Art  aber  sind:  die  Verdrängung  der 
griechisch-römischen  Weltanschauung  durch  die  christliche;  der  mittelalterlich- 
katholischen durch  die  Beformation,  der  christlichen  überhaupt  durch  die  kri- ' 
tische  Yerstandesphilosophie  des  achtzehnten  Jahrhunderts;  als  ein  weniger  be- 
deutender Fall  mag  gelten  die  neueste  kirchliche  Beaction  innerhalb  beider  Con- 
fessionen.  —  Zweitens  aber  muss  gegen  das  Missverständniss  Verwahrung  ein- 
gelegt werden,  als  wolle  behauptet  werden,  eine  jede  solche  Umgestaltung 
der  Gesittung  habe  auch,  namentlich  alsbald,  einen  Aufschwung  der  Wis- 
senschaften, und  gar  der  Staatswissenschaften  insbesondere,  im  Gefolge.  Es 
ist  vielmehr  wohl  denkbar,  und  ist  thatsächlich  schon  wiederholt  vorgekommen, 
dass  eine  vollständige  Barbarei  an  die  Stelle  einer  höhern,  wenn  schon  viel- 
leicht innerlich  ungesunden,  Bildung  tritt,  und  dann  sogar  jeder  Wissenschaft 
bei  diesem  Volke  für  Jahrhunderte,  wo  nicht  für  immer,  ein  Ende  macht. 
Noch  weniger  will  gesagt  werden,  dass  die  grössere  wissenschaftliche  Thätig- 
keit ,  welche  etwa  in  Folge  einer  veränderten  G#ittung  eintritt ,  gerade  im- 
mer ein  richtiger  Fortschritt  auf  richtiger  Bahn  sei.  Möglicherweise  kann  die 
neue  Gestaltung  eine  sittlich,  religiös  oder  intellectuell  unwünschenswerthe 
sein.  Der  behauptete  Satz  ist  vielmehr,  genau  festgestellt,  nur  der:  dass, 
wenn  ein  Volk,  nachdem  es  auf  eine  verschiedene  GesittUDgsstufe  getreten 
ist,  wissenschaftlich  thätig  wird,  seine  neuen  Leistungen  ebenfalls  einen  von  dem 
Bisherigen  verschiedenen  Geist  zeigen;  und  dass  somit  in  solchem  Falle  auch 
eine  bemerkliche  weitere  Entwicklung  (wenn  auch  nicht  gerade  eine  Verbesserung) 
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des  geistigen  Besitzes  eintritt  Dieses,  aber  auch  nur  dieses,  wird  dam  ins- 
besondere von  den  Staatswissenschaften  behauptet  —  In  dieser  Anffassung 
und  Beschränkung  genommen  werden  nun  aber  wohl  folgende  Fälle  als  be- 
zeichnende Beispiele  anerkannt  werden.  —  Als  die  klassische  Bildung  durch 
die  gennanischen  Barbaren  zerstört  war,  bildete  sich  erst  sehr  spät  und  sehr 
theilweise  eine  neue  Wissenschaft.  Von  einem  alsbaldigen  Aufschwünge  durch 
die  neue  Xehensauffassung  war  also  hier  keine  Bede.  Als  aber  doch  all- 
mählig  wieder  eine  geistige  Bildung  entstand,  und  namentlich  sich  auch 
schwache  An&nge  einer  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Staatsgedankens 
zeigten,  war  von  der  ganzen  griechisch-römischen  Auffassung  des  einheitlichen 
Zusammenlebens  keine  Spur  mehr  Torhanden.  Die  christliche  Weltanschauung, 
und  zwar  namentlich  in  ihrer  grossartigen  aber  nebelartigen  mittelalterlicheB 
Form,  beherrschte  jetzt  das  ganze  Leben,  und  gestaltete  durch  Aufstellung 
ganz  neuer  Lebenszwecke  und  durch  Annahme  neuer  beherrschender  Mächte 
-die  Lehre  Tom  Staate  in  allen  ihren  Theilen  völlig  verschieden.  Es  mag  da- 
bei ganz  dahin  gestellt  bleiben,  welche  dieser  beiden  Lehren  an  sich  richti- 
ger ist;  dass  aber  die  neue  Theorie  eine  mächtige  Erweiterung  und  Entwick- 
lung menschlicher  Gedanken  war,  darf  Keiner  läugnen.  —  Die  Gründe,  welche 
die  jetzige  specifische  Verstandes-  und  Sittlichkeits- Bildung  der  gebildeten 
Mittelstände  aller  europäischen  Völker  erzeugt  haben,  mögen  hier  uner&rtert 
bleiben.  Uniäugbar  ist  die  Thatsache  der  weiten  Verbreitung  einer  Weltan-' 
sdiauung,  welche  mehr  auf  kritischem  Verstände  als  auf  Auctorität,  und  mehr 
auf  Sittengesetz  als  auf  religiösem  Olauben  ruht  Diese  Lebensauffassung  hat 
denn  nun  aber  in  der  Wissenschaft  vom  Staate  die  Theorie  vom 'modernen 
JKechtsstaate  erzeugt,  und  ihr,  namentlich  in  der  besondern  Form  des  con- 
atitutionellen  Staates  oder  der  repräsentativen  Demokratie,  die  weiteste  Verbrei- 
tung und  vielseitigste  Ausbildung  verschafft.  Philosophisches  und  positives  Staats- 
recht sammt  der  ganzen  Verfassungs-  und  Verwaltungs-Politik  sind  in  dieser  Rieh* 
tung  völlig  umgestaltet  wot-den;  die  Literatur  der  neuen  Schule  ist  unübersehbar. 
Diese  Welt-  und  Staatsauffassung  mag  nicht  die  beste  und  die  letzt -mögliche 
sein,  (wie  viele  ihrer  Anhänger  mit  bezeichnender  Selbstgenügsamkeit  und 
in  beschränktem  Spiessbürgerthume  glauben):  aber  der  Aufschwung  der  Wis- 
senschaft auf  dieser  neuzeitlichen  Gesittungsstufe  ist  höchst  bedeutend  und 
ein  Gewinn  für  alle  Zeiten.  -—  Die  lebendigere  Theilnahme  an  dem  Loose 
der  unteren  und  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung  ist  eine  unverkennbare 
Aenderung,  welche  in  degi  europäischen  Leben  vor  sich  geht  Dieselbe 
hat,  in  Verbindung  mit  barbarischer  Genusssucht  und  wüstem  Neide ,  zu  gros- 
8€|n  Verirrungen  und  noch  grösseren  Gefahren  geführt;  allein  auch  in  den 
politischen  Wissenschaften  eine  mächtige  und  noch  lange  nicht  endigende 
Bewegung  erzeugt.  Nicht  nur  hat  Alles ,  was  mit  dem  Armenwesen  irgendwie 
in  Verbindung  steht,  ein  ganz  anderes  Leben,  eine  weit  höhere  Auffassung  er- 
halten; sondern'  es  ist  durch  den  veränderten  Blick  und  das  regere  sittliche 
Gefühl  das  Bedürfniss  der  Begründung  und  Ausbildung  eines  ganz  nen^  Wis- 
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Benschaftskreises,  der  Gesellschaftswissenschaft,  erwacht,  dadurch  aber  ein 
Fortschritt  auch  für  die  Staatswissenschaften  im  engem  Sinne  angebahnt  wor- 
den, wie  er  ihnen  seit  Jahrhunderten  nicht  zu  Theil  geworden  ist.  Nichts  aber 
ist  waJbrscheinlicher,  als  dass  ohne  die  Yeränderung  in  der  Gesittung  auch 
die  Erweiterung  der  Wissenschaft  nicht  erfolgt  wäre. 

2. 

Von  den  Ursachen  def  verschiedenen  nationeilen  Ausbil- 
dung der  Staatswissenschaften. 

Schon  eine  flüchtige  Bekanntschaft  mit  der  staatswissenschaftlichen  Li- 
teratur der  Terschiedenen  Völker  zeigt,  dass  diese  in  der  Bearbeitung  der 
politischen  Disciplinen  keineswegs  auf  derselben  Stufe  stehen.  Auch  wenn 
man  der  ungleichen  Ausdehnung  der  Nationalitäten,  mit  welcher  die  geistige 
Thätigkeit  doch,  in  der  Hauptsache  wenigstens,'  in  Yerhältniss  stehen  muss, 
Rechnung  trägt,  ist  doch  die  Abweichung  nach  Menge  und  Behandlungsweise 
sehr  bemerkenswerth.  Eine  genauere  Untersuchung  zeigt,  dass  kein  Zufall  hier 
obwaltet,  sondern  sich  ganz  genügende  bestimmende  Ursachen  dieses  Verhal- 
tens auffinden  lassen. 

Schon  die  in  den  vorstehenden  Betrachtungen  hervorgehobenen  Gründe 
einer  nur  stossweisen  Entwicklung  geben  einige  Anhaltspunkte  zur  Erklärung. 
Keineswegs  nämlich  haben  sich  bei  allen  Völkern  die  zu  erläuternden  und 
ordnenden  Thatsachen  in  gleichem  Maasse  aufgehäuft.  Der  staatliche  Lebens- 
gang  des  einen  Volkes  ist  gleichmässiger  erfolgt,  als  der  eines  andern;  es  hat 
sich  also  auch  seltener  und  weniger  dringend  das  Bedürfniss  einer  Aufraffung 
zur  geistigen  Beherrschung  des  Stoffes  geltend  gemacht.  Es  sind  femer  die 
verschiedenen  Völker  in  Beziehung  auf  Anlage  zu  eigener  philosophischer 
Speculation  nichts  weniger  als  gleichmässig  begabt;  es  tritt  also  auch  die 
Nothwendigkeit ,  die  Staatswissenschaften  nach  den  jeweiligen  allgemeinen 
Lebensauffassungen  umzubilden,  in  wesentlich  anderer  Häufigkeit  und  inne- 
rer Gewalt  auf.  Sodann  sind  die  allgemeinen  Lebensauffassungen  in  ver- 
schiedenen Zeitaltern,  von  Grund  aus  abweichend.  Je  nachdem  also  ein 
Volk  in  einer  bestimmten  Periode  seine  höchste  Blüthe  erreicht,  wird  auch 
seine  Behandlung  der  Staatswissenschaften'  dadurch  wesentlich  anders  bedingt. 
Endlich  ist  ein  Volk  weit  beständiger  in  seiner  GüBsittung ,  als  ein  anderes ; 
es  kann  sich  folglich  auch  weit  länger  mit  derselben  Theorie  der  staatlichen 
Zwecke  und  Mittel  begnügen. 

Ausserdem  wirken  auch  noch  weitere  theils  innere  theils  äussere  Ver- 
anlassungen und  Kräfte  zur  Erzeugung  einer  rationellen  wissenschaftlichen 
Thätigkeit. 

Vor  Mem  sind,  selbst  bei  den  europäischen  Völkern,  grosse  Unterschiede 
in  der  natürlichen  geistigen  Begabung  unverkennbar.  Niemand  wird  den  ro- 
manischen Völkern    eine  vorherrschende  Klarheit  des  Gedankens,  einen  ent- 
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Bchiedenen  feinen  Scharfsinn  und  ein  grosses  Geschick  in  der  Form,  ja  einen 
nnunderstehlichen  Drang  zu  künstlicher  Gestaltung  absprechen.     Die  germani-' 
sehen   Stämme    dagegen   haben    eine    angeborene  Neigung   zum    grfibehidett 
Nachdenke^i  über  die  letzten  Gründe  der  Dinge;   ein  Bedürfniss  zu  systemati- 
siren;  eine  Freude  an  gründlicher,    wenn  auch  Tielleicht  nicht  unmittelbar  an- 
wendbarer Gelehrsamkeit.      Diese    verschiedenen  Anlagen    bleiben  denn  nun 
auch  sehr  sichtbar  in  der  staatswissenschaftlichen  Literatur  der  Italiener,  Spa- 
nier, Franzosen  einer,  und  der  Engländer,  Deutschen,  Holländer  anderer  Seit». 
Eine   andere  wichtige  Ursache   der  Verschiedenheit   sind  die  äusseren 
Schicksale  und  Lebensverhältnisse  der  Völker.  —  Ein  freies  staatliches  Leben, 
welches  die  öffentliche  Besprechung  allgemeiner  Angelegenheiten  gestattet  und 
eine  Theilnahme   Vieler    an  demselben  verlangt,  ruft  nothwendig  auch  eine 
häufige  und  aus  abweichenden  Gesichtspunkten  aufgefasste  literarische  Behand- 
lung politischer  Fragen   hervor.     Es  bilden  sich  wohl  feststehende   politische 
Partheien,  welche  einer  theoretischen  Begründung  ihrer  Forderungen  bedürfen. 
Wo  dagegen   die  Leitung  des  Staates  von  Wenigen,   in  der  Stille  des   Ea- 
binetes  und  ohne  Darlegung  der   Gründe    geschieht,    erlischt    (selbst  wenn 
das    Kecht    der    Erörterung    den    Aussenstehenden    nicht    verkümmert    ist) 
Neigung    und    Beruf    zur    Beschäftigung    mit   Fragen ,     auf    weiche    doch 
kein   Einfluss  zusteht.      Man  vergleiche,   zum   Belege,    die   in  Deutschland 
während  der  verhältnissmässig  kurzen  Theilnahme   und  des  vorübei^ehenden 
Glaubens    an    das    constitutionelle    System    so    zahlreich    erschienenen    Be- 
arbeitungen des  Landesstaatsrechtes  mit  dem  Wenigen ,   was  im  Bundesrechte 
geleistet  worden  ist.     Und  doch  war  für  Schriften  jener  Art  nur  eine  be- 
schränkte Wirksamkeit  zu  hoffen,   hier  aber  das  ganze  grosse  Vaterland  be- 
theiligt —  Oder  es  kann  eine  tiefeingreifende  staatliche  Begebenheit  auch  wis- 
senschaftliche Erörterungen  hervorrufen.     Die  grosse  Mehrzahl  der  Schriften, 
welche  in  solchen  Zeiten  und  aus  Veranlassung  einer  solchen  Begebenheit  er- 
scheinen ,    wird  sich  freilich  nur  an  das  Unmittelbare   und  für  das  Leben  Be- 
deutende halten ;  allein  einzelne  tiefere  Geister  fassen  doch  den  Grund  und  den 
Zusammenhang  der  Ereignisse  von  allgemeinem  Standpunhte  auf,  und  fördern 
so  die  Wissenschaft.     Die  englischen  Freiheitskämpfe,  die  französische  Bevo- 
lution,   die  Empörung  der  nordamerikanischen  Kolonieen  haben  auch  für  die 
Theorie  und  Geschichte  der  Wissenschaft  bedeutende  Wirkungen  zurückgelas- 
sen.    Bei  langem  gleichförmigen  Fortspinnen  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
ist  keine  solche  Veranlassung  zu  schriftstellerischer  Thäügkeit ,   und  es  bleibt 
also  auch  die  politische  Literatur  und  Bildung  des  betreffenden  Volkes  zurück. 
—  Ein  durch  geographische  Lage  und  sonstige  Bedingungen  zu  grossem  Han- 
del und  Gewerbe  berufenes  Volk  wird  die  Theorie  der  Volks  -  und  Staats- 
wirthschaft  im  Zweifel  mehr  und  sachverständiger  ausbilden,  als  ein  ackerbau- 
treibendes oder  ein  Soldatenvolk.    Es  bedarf  hier  der  Beispiele  gar  nicht. 

Noch  unmittelbarer  wirkt  das,  freilich  mit  dem  vorangehenden  Punkte  in 
engster  Verbindung  stehende,  Maass  der  Berechtigung  eines  Volkes  zur  schrift- 
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Stellerischen  Behandlung  staatlicher  Fragen.  Wo  durch  argwöhnische  Oewaltr 
herrschaft  eine  solche  Thätigkeit  gesetzlich  beschränkt  und  die  Hingabe  an 
dieselbe  gefährlich  gemacht  ist,  kann  die  Ausbildung  der  Staatswissenschaft  ganz 
unterdrückt  werden.  Selbst  eine  frühere  Blüthe  dieses  Zweiges  der  Literatur 
oder  eine  besondere  Begabung  des  Volkes  zu  Solchen  Untersuchungen  vermögen 
das  allmählige  Verkommen  nicht  zu  hindern.  Welche  fast  vollständige  Stille  ist 
in  Spanien  und  Portugal  während  ganzer  Jahrhunderte  zu  Wege  gebracht  wor- 
den! Wie  wenig  durfte  Oesterreich  bis  auf  die  neueste  Zeit  Antheil  nehmen 
an  der  staatswissenschaftlichen  Thätigkeit  des  übrigen  Deutschlands!  Niemand 
wird,  wäre  auch  der  Bildungsstand  sonst  vorhanden,  eine  wesentliche  Berei- 
cherung der  politischen  Literatur  aus  Bussland  erwarten.  Wie  wenig  aber  in 
solchem  Falle  nicht  etwa  andere  Ursachen  die  Schuld  an  der  Armuth  tragen, 
beweisen  oft  überrasc}iend  die  zahlreichen  und  ausgezeichneten  Leistungen, 
welche  ein  sonst  stummes  Volk  in  solchen  Zweigen  der  Staatswissenschaft 
aufzuweisen  hat,  auf  welche,  als  weniger  für  das  Kegiemngssystem  bedenklich, 
sich  das  Verbot  nicht  erstreckt,  oder  die  es  in  vorübergehenden  freieren  Augen- 
blicken plötzlich  erzeugt.  Jene  freigegebene  Lehren  versehen  dann  fast 
den  Dienst  eines  Sicherheits-Ventiles;  sie  zeigen  aber  auch,  wie  mächtig  das 
Ergebniss  der  freien  Kraft  wäre.  Die  zahllosen  italienischen  Schriften  des 
achtzehnten  Jahrhunderts  über  Münzwesen  undBevölkeiiingsverhältnisse,  oder  die 
ungemeine  Bührigkeit  in  der  spanischen  staatswissenschaftlichen  Literatur  seit 
dem  Wegfalle  des  bleiernen  Regierungssystemes  und  der  jede  freie  Geistesre- 
gung erstickenden  Inquisition  sind  sehr  sprechende  Beispiele  dieses  Verhältnis- 
ses. Vielleicht  ist  es  selbst  gerechtfertigt,  die  eben  jetzt  in  Frankreich  so 
auffallend  hervortretende  Beschäftigung  mit  dem  Verwaltnngsrechte ,  im  Gegen- 
satz  gegen  das  Verfassungsrecht,  auf  diese  Weise  zu  erklären. 

Schliesslich  ist  auch  noch  der  Einfluss  der  Bildungssysteme  auf  die  nationale 
Verschiedenheit  der  staatswissenschaftlichen  Literatur  in  Betracht  zu  ziehen.  — 
Wo  die  Bildung  der  gelehrten  Stände  eine  streng  methodische  und  systema- 
tische ist,  da  wird  auch  die  Literatur  diesen  Stempel  tragen.  Die  Lehr- 
gebäude werden  geschickt  angelegt,  die  Au&tellung  allgemeiner  Grundsätze 
schulgerecht,  die  Ableitungen  der  Folgesätze  streng  logisch  und  gleichmässig  sein. 
So  denn  vor  Allem  in  Deutschland  und ,  wenn  gleich  schon  weniger  weil  auch 
die  Bedingungen  in  geringerem  Maasse  verbanden  sind,  in  Frankreich.  .—  Wo 
dagegen,  wie  in  England,  hauptsächlich  das  Leben  auch  in  staatlichen  Dingen  bil- 
det; wo  dem  Einzelnen,  ohne  methodische  Anleitung,  überlassen  bleibt,  in  den 
Thatsachen  sich  selbst  die  Gründe  aufzusuchen,  vom  Einzelnen  zum  Besondem 
mit  eigener  Zurechtfindung  und  durch  eigene  Bemühung  aufzusteigen:  da 
erhält  auch  die  Literatur  einen  wesentlich  auf  die  Anwenduhg  berechneten 
Gharacter,  und  es  fehlt  an  Systemen  und  durchgearbeiteten  obersten  Grundsät- 
zen. —  Wo  endlich  die  philosophische  Bildung  sich  dem  mittelalterlichen  scho- 
lastischen Geiste  noch  nicht  hat  ganz  entwinden  können,  da  tragen  auch  die 
Btaatswissenschaftlichen    Schriften   diese  Fesseln.     Scharfsinnige    aber   gegen- 
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standslose,  somit  nur  verwirrende,  Begriffsspaltongen,,  tmz&hlige  Eintheilnngen, 
spitzfindige  blos  formelle  Begründungen  sind  die  Folgen.  Selbst  die  begab- 
testen Italiener  haben  sich  dieser  Vorbildung  nicht  entziehen  können. 

Behält  man  nun  diese  Gründe  yerschiedenerAusbildung  und  Leistung  im 
Auge,  so  ist  es  nicht  schwer,  sich  von  dem  eigenthümlichen  Verhalten  der  ein- 
zelnen europäischen  Culturvölker  zu  den  Staatswissenschaften  genügende  Re- 
chenschaft zu  geben. 

Keineswegs  reich  ist  die  Literatur  der  klassischen  Völker  des 
Alterthums  an  staatswissenschaftlichen  Arbeiten.  Die  Römer  sind  eigent- 
lich ganz  ausser  Frage,  da  das  Wenige,  was  Cicero  geleistet  hat,  nur  un- 
selbsständig  ist.  Allein  auch  die  Griechen  haben  zwar  einfge  Meisterwerke 
geliefert,  jedoch  nur  Weniges  nach  Zahl  und  nach  Verschiedenheit  des  Ge^ 
genstandes.  Uebrig  geblieben  sind  uns  nur  Platon's  Darstellungen  des  höch- 
sten und  des  zweitbesten,  von  Menschen  etwa  noch  ausführbaren,  Staatsideales; 
die  scharfsinnigen  aristotelischen  Erörterungen  über  die  Vorzüge  und  Mängel 
der  verschiedenen  Staatsformen;  endlich  die  in  einen  Staatsroman  eingekleidete 
Verherrlichung  des  ritterlichen  Königthumes  von  Xenophon.  So  weit  unsere 
sparsamen  Nachrichten  reichen,  scheinen  die  übrigen  hellenischen  Schriften 
über  staatliche  Dinge  mehr  beschreibender  als  eigentlich  dogmatischer  Art  ge- 
wesen zu  sein.  Diese  verhältuissmässig  geringe  wissenschaftliche  Beschäftigung 
mit  dem  eigentlichen  Mittelpunkte  des  ganzen  Lebens  dieser  Völker  ist  aller- 
dings eine  auffallende  Erscheinung;  doch  lässt  sie  sich  erklären.  Die  Römer 
waren  allerdings,  wie  nie  ein  anderes  Volk,  darnach  angethan,  die  Welt  zu  er- 
obern und  in  ihrem  Sinne  und  Vortheile  zu  beherrschen ;  aber  sie  hatten  über- 
haupt wenig  Sinn  für  Wissenschaft,  und  am  wenigsten  fanden  sie  theoretische 
Betrachtungen  und  grundsätzliche  Vorschriften  da  an  der  Stelle,  wo  sie  im 
einzelnen  Falle  nach  der  Lage  der  Dinge  und  nach  den  Machtverhältnissen 
zu  handeln  gewohnt  waren.  Die  Beschränkung  der  griechischen  Staatswissen- 
schaft  aber  dürfte  sich  auf  zwei  Ursachen  zurückführen  lassen.  Einmal  waren 
sie  zu  sehr  in  ihren  eigenen  Lebensauffassungen  befangen  und  achteten  die 
Ansichten  und  Einrichtungen  der  Barbaren  zu  geringe,  als  dass  sie  durch 
eine  gelehrte  Kenntniss  verschiedenartiger  Staatsgedanken  und  Einrichtungen 
zu  einer  wissenschaftlichen  Beherrschung  grossen  Stoffes  veranlasst  worden 
wären.  Sodann  aber  giengen  sie  mit  ihrer  ganzen  Persönlichkeit  in  dem  eigenen 
Staate  viel  zu  sehr  auf,  als  dass  ihnen  derselbe  ein  äusserer  Gegenstand  der 
,  Betrachtung  gewesen  'wäre.  Gerade  weil  sie  blos  im  Staate  lebten,  fühlten  sie 
das  Bedürfoiss  einer  eigenen  Wissenschaft  desselben  nicht.  Nur  Piaton,  wel- 
cher über  alle  menschlichen  Lebensbeziehungen  philosophirte ,  Aristoteles, 
der  durch  ein  für  seine  Zeit  unbegreiflich  weites  Wissen  auf  den  Standpunkt 
kritischer  Umschau  gehoben  war,  und  der  mit  der  Demokratie,  in  welcher  er 
leben  sollte,  unzufriedene  junkerliche  Xenophon  fühlten  das  Bedürfiiiss  einer 
eigenen  theoretischen  Behandlung  des  Staates.  Jeder  Führte  es  nach  seiner 
Weise  aus;   bei  Allen  aber  zeigt  sich  unverwelküch  die  herrliche  Lellenische 
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Natnr:  Geist,  Scharfshm,  durchsichtige  Klarheit  und,  fost  Tor  Allem,  Schön« 
heitsshm. 

Aach  die  Staatswissenschaft  des  Mittelalters  ist  bekanntlich  eine 
sehr  spärliche;  nad  bei  ihr  lässt  sich  nicht  einmal  ein  Einfluss  der  verschie* 
denen  Nationalitäten  nachweisen;  etwa  mit  zwei  Aasnahmen.  Die  Regel  aber  ist 
leicht  begreiflich.  Was  von  Wissenschaft,  namentlich  aber  von  Staatswissen- 
schaft, vorhanden  war  und  sich  alhnählig  wieder  ans  der  tiefen  Barbarennacht 
emporrang,  war  nicht  nationalen  Ursprunges,  noch  das  Eigenthum  ehies  be- 
stimmten Volkes.  Es  beruhte  wesentlich  auf  einigen  Resten  klassisdier  Bil- 
dung, zu  welchen  sich  alle  Lebenden  gleichmässig  verhielten;  hauptsächlich  aber 
auf  der  allgemeinen  christiichen  Ejrche.  Ueberdiess  wurde  es  nur  von  den,  in 
allen  Ländern  gleichartigen,  Angehörigen  der  Kirche  gepflegt  Eine  Stelle  des 
Aristoteles  wurde  mehr  oder  weniger  missverstanden,  je  nach  dem  Maasse  der 
persönlichen  Unwissenheit  des  Auslegenden;  diese  war  aber  nicht  durch  seine 
Abstammung ,  sondern  durch  Fleiss,  Begabung  und  Lemgelegenheit  des  Ein- 
zelnen bestimmt.  Ebenso  wurde  die  Lehre  von  der  die  ganze  Christenheit 
umfassenden  dualistischen  Theokratie  verschieden  dargestellt,  Je  nachdem  der 
.Schriftsteller  welflsch  oder  gibellinisch  gesinnt,  aber  nicht  weil  er  ein  iti^ 
lienischer  oder  ein  steierischer  Mönch  war.  Die,  aUmählig  allerdings  im- 
mer bestimmter  in  dem  Niedersschlage  der  Völkerwanderung  aus  einander 
tretenden ,  Nationalitäten  sprechen  sich  als  geistige  Besonderheiten  in  dem  aus, 
was  ihnen  wirklich  eigenthtlmlich  war,  also  in  Sage  und  Dichtkunst,  Sitte  und 
Gesetz;  nicht  aber  in  der  Wissenschaft,  welche  noch,  so  weit  sie  Oberhaupt 
bestand.  Allen  gemeinsam  war.  —  Nur  zwei  Ausnahmen,  wie  gesagt,  las- 
sen sich  machen;  und  aucji  diese  erst  gegen  das  Ende  des  Mittelalters.  Ein- 
mal nämlich  wird  wohl  Niemand  läugnen,  dass  sich  in  M^chiavelli  die 
italienische  Natur  in  allen  ihren  guten  und  schlimmen  Eigenschaften  ab- 
spiegelt. Er  war  nicht  blos  das  Kind  seiner  Zeit,  sondern  vor  Allem  seines 
Volkes,  in  Scharfsinn,  Klarheit,  leidenschaftlicher  Väterlandsliebe,  unbewusstem 
Schönheitssinn,  aber  auch  in  Sinnlichkeit,  Treulosigkeit  und  Menschenverach- 
tung. Zweitens  aber  finden  wir  in  England  die  ersten  Versuche,  die  heimath- 
liehen  Staatsverhältnisse  in  einer  Weise  aufzufassen,  bei  welcher  bewusster 
staatsbürgerlicher  Sinn  und  Freiheitsgefühl  verbunden  ist  mit  strengster,  £ast 
geschmackloser  Achtung  vor  dem  positiven  Gesetze -und  Herkommen. 

Um  so  zahlreicher  und  bemerklicher  treten  uns  die  nationeilen  Eigenthflm- 
lichkeiten  in  der  unermesslichen  staatswissenschaftlichen  Literatur  der  neue- 
ren europäischen  Culturvölker  entgegen.  Es  mag  sein,  dass  die 
grosse  und  fabelhaft  benützte  Erleichterung  des  persönlichen  Verkehres ,  die 
immer  allgemeinere  Verbreitung  der  hauptsächlichsten  Sprachen,  und  die 
hieraus  entstandene  Neigung  uud  Möglichkeit  des  Bekanntwerdens  mit  den 
geistigen  Arbeiten  anderer  Völker  allmählig  eine  grössere  Ausgleichung  der 
Stammeseigenheiten  in  Form  und  Stoff  der  Wissenschaften  anbahnen  werden: 
aber  bis  jetzt  haben  die  auf  die  verschiedenen  Völker  verschieden  ein¥Pirken- 
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den  iimeren  nnd  äusseren  Entwicklnngsnrfiachen  ein  weites  Aaseinandergehen 
derselben,  wie  überall,  so  auch  in  der  Bearbeitong  der  politischen  Wissenschaf- 
ten, bewirkt.  Weder  Zahl,  noch  Gegenstand,  noch  Bearbeitongsart  ist  gleich, 
und  die  hauptsächlichsten  europäischen  Nationen  stehen  sc^mit  in  Beziehung 
auf  ihre  Literaturen  der  Staattwissenschaften  weder  nach  Menge  noch  nadi 
Güte  auf  gleicher  Linie. 

Unzweifelhaft  nehmen  die  Engländer,  die  Franzosen  und  die  Deutschen 
die  ersten  Plätze  ein.  Erst  in  zweiter  Reihe  folgen  die  Italiener;  und  noch 
weiter  zurück  hat  Jahrhunderte  langes  Hissgeschick  die  Spanier  gestellt.  Die 
übrigen  Völker  können  in  einer  blos  übersichtlichen  Schilderung  übergangen 
werden.  Entweder  fehlt  es  ihnen  ganz  an  einer  eigenthümlichen  politischen 
Literatur,  wie  den  Slaven,  (denn  die  wenigen  Schriften  yomehmer  Bussen  und 
Polen  in  französischer  Sprache  sind  keine  eigene  Literatur;)  oder  sie  gehen 
auf  in  den  grossen  stammverwandten  Nationen.  So  die  deutschen  Schweizer 
in  den  Deutschen,  die  wälschen  in  den  Franzosen ;  die  Belgier  in  den  letzteren. 
Die  Holländer  und  Scandinaven  aber  lehnen  sich  wenigstens  enge  an  die  Deut- 
schen an,  was  Geist  der  Behandlung  und  Art  der  Kenntnisse  betrifft,  wenn  sie 
auch  zum  Theile  im  äussern  Leben  schroff  gegenüber  stehen.  Dass  sidb  einst 
in  den  Yereinigten  Staaten  von  Nordamerika  eine  staatswissenschaftliche  Lite- 
ratur Ton  grosser  Eigenthümlickbeit  ausbilden  wird,  wenn  erst  die  beson- 
deren Einrichtungen  des  Landes  ihre  vollen  Wirkungen  werden  entwickelt  ha- 
ben und  die  gegenwärtig  noch  bunt  gemischten  Bestandtheile  der  Bevölkerung 
in  ihren  Nachkommen  zu  einen  neuen  gleichartigen  Masse  zusammengeflossen 
sind,  kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Bis  jetzt  ist  die  amerikanische  Lite- 
ratur und  Wissenschaft  nur  erst  ein  Zweig  der  englischen  Bildung. 

Es  ist  nur  einfache  Gerechtigkeit,  vor  Allem  der  Leistungen  der  Eng- 
länder in  den  Staatswissenschaften  zu  erwähnen.  Zwar  lässt  sich  nicht  ver^ 
kennen ,  dass  in  der  englischen  Literatur  —  sei  es  nun  in  Folge  angebomer 
Geistesrichtung ,  sei  es  veranlasst  durch  die  im  Lande  übliche  Bildungsweise 
—  die  tiefere  philosophische  Begründung  zurücktritt  gegen  die  Untersuchung 
der  näher  liegenden  und  fOr  das  Leben  unmittelbar  wichtigen  Fragen.  Auch 
ist  ein  grosser  Hangel  an  eigentlich  systematischen  Werken.  Allein  kein  an- 
deres Volk  hat  eine  so  unermessliche  Masse  von  Stoff  bearbeitet,  und 
keines  geht  wenigstens  vor  an  ernstlicher  gründlicher  Untersuchung ,  männli- 
cher Beife  das  Urtheiles  und  umfassender  Kenntniss  der  geschichtlichen 
Grundlagen  und  bezeichnenden  Vorgänge.  Wiederholte  durchgreifende  poli- 
tische Ereignisse  haben  eine  Erörterung  nnd  schliessliche  Feststellung  vieler 
Grundlagen  des  Staatslebens  veranlasst;  die  freie  Verfassung  erlaubt  nicht 
nur,  sondern  dringt  ununterbrochen  eine  unbeschränkte  Besprechung  aller  Ar- 
ten von  öffentlichen  Angelegenheiten  auf;  die  fabelhafte  Ausdehnung  des  Han- 
dels und  der  Gewerbe,  der  Reichthum  des  Landes,  die  ungeheure  Staats- 
schuld, der  Besitz  von  Nebenländem  in  allen  Welttheilen  und  unter  allen  Him- 
melsstrichen erfordern  eine  gründliche  Untersuchung  sämmüicher  in  die  poli- 
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tische  Oeconomie  einschlagenden  Fragen;  der  sittliche  und  wohlthätige  Sinn 
der  höheren  Klassen  fördert  die  Aufstellung  und  Prt)fang  schwieriger  Auf- 
gaben der  öffentlichen  Hülfsthätigkeit;  der  grosse  Rath  der  Nation  endlich 
hat  die  vortreffliche  Gewohnheit,  in  wichtigen  und  zweifelhaften  Fragen  seinen 
Verhandlungen  die  Herbeischaffung  aller  einschlägigen  Thatsachen  und  der  Mei- 
nungen Sachverständiger  vorangehen  zu  lassen,  und  dieselben  dann  auch  zu  all- 
gemeinem Gebrauche  zu  veröffentlichen.  Auf  diese  Weise  ist  denn  eine 
Btaatswissenschaftliche  Literatur  entstanden,  welcher  die  leichte  und  angenehme 
Form ,  in  Einzehiem  auch  die  letzte  philosophische  Begründung  abgehen  mag ; 
welche  aber  an  Reichthum  von  Gedankten  und  Thatsachen  den  Schriften  aller 
anderen  Völker  vorgeht.  Wie  hoch  oder  wie  nieder  der  einzelne  Beurtheiler 
jene  Mängel  auch  anschlagen  mag,  darin  müssen  doch  alle  aufrichtigen  und 
vomrtheilsfreien  Beobachter  übereinstimmen,  dass  man  aus  der  englischen 
staatäwissenschaftlichen  Literatur  am  meisten  lernen  kann.  Diess  aber  ist  die 
Hauptsache,  wo  es  sich  von  der  Ordnung  des  Lebens  handelt.  —  Es  ist 
schwer,  mit  wenigen  Strichen  ein  getreues  Bild  zu  entwerfen,  theils  der  gros- 
sen Ausdehnung  des  Gebietes  wegen,  theils  weil  der  eigenthümliche  Vorzug 
weniger  in  dem  Vorhandensein  einzehier  glänzender  und  einen  neuen  Abschnitt  be- 
gründender Werke  besteht  (obgleich  es  auch  an  solchen  nicht  fehlt),  sondern 
eben  in  der  pünktlichsten  Bearbeitung  der  Einzebheiten.  Doch  mag  Nachste- 
hendes einen  Begriff  von  der  Eigenthümlichkeit  geben.  —  In  ^^r  allgemeinen 
Staatslehre  und  im  philosophischen  Staatsrechte  ist  die  englische  Literatur 
nicht  von  grosser  Bedeutung.  Zwar  haben  die  weltberühmten  Streitschriften 
von  Hobbes,  Locke  und  Milton  einst  den  Hauptanstoss  zur  Begründung 
der  Lehre  vom  Bechtsstaate  gegeben;  allein  ihre  Ansichten  sind  längst  über- 
holt und  berichtigt;  und  überhaupt  ist  das  Gebiet  ein  unendlich  weiteres.  Was 
aber  in  viel  späterer  Zeit  Payne,  Godwin  und  Macintosh  einer  Seits, 
Burke  anderer  Seits  über  die  Grundlage  des  Staatsverbandes  und  über  die 
Eigenschaften  der  verschiedenen  Verfassuligen  vorgetragen  haben,  ist  nicht  so- 
woh).  eine  ruhige  wissenschaftliche  Erörterung,  als  leidenschaftliche  Tagespoli- 
tik. Und  dass  auch  jetzt  noch  die  Engländer  diesen  philosophischen  Unter- 
suchungen über  das  Wesen  ui]d  die  letzten  Zwecke  des  Staates  nicht  zuge- 
neigt sind,  mag  schon  daraus  erhellen,  dass  die  Frage  über  den  Begriff,  die 
Berechtigung  und  die  staatliche  Stellung  der  Gesellschaft,  —  eine  Frage,  welche 
auf  dem  Festlande  so  ernst  genommen  und  als  Aufgabe  für  tiefe  wissenschaft- 
liche Untersuchung  anerkannt  ist,  —  jenseits  der  Meerenge  nicht  die  mindeste 
Theilnahme  gefunden  zu  haben  scheint.  Merkwürdig  genug  ist  unter  diesen 
Umständen,  dass  der  Erfinder  des  neuzeitigen  oppositionellen  Staätsromanes 
ein  englischer  Staatsmann  war,  und  dass  er  unter  seinen  Landsleuten  mehr- 
fache, freilich  zum  Theile  sehr  schwer&llige  Nachahmung  f9,nd.  —  Im  posi- 
tiven Staatsrechte  des  Landes  beginnen  eben  jetzt  die  Versuche  einer  rich- 
tigen Systematisirung;  und  man  hat  sich  unbegreiflich  lange  mit  Mangelhaftem 
begnügt.    Aber  desto  reicher  bedacht  ist  das  einheimische  Recht  schon  längst 
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an  geschichtlichen  Werken  (Urknndenforschungen  sowohl  als  BearbeitnageB) 
und  an  Monographieen.  Wie  die  Yerfassong  des  Landes  nicht  das  Erzeng- 
niss  eines  theoretischen  Credankens  noch  ein  systematisch  aasgearbeitetes  Ge- 
bäude ist,  sondern  ein  geschichtlich  entstandenes  und  durch  unzählige  einzelne 
Vorgänge  und  Beschlösse  allmählig  zusammengekommenes  Ganzes,  so  ist  auch 
die  staatsrechtliche  Literatur  zusammengesetzt  aus  vielen  einzelnen  Erörterun- 
gen und  Feststellungen.  —  Die  Bearbeitung  des  Völkerrechtes  durch  Englän- 
der ermangelte  bis  in  die  jüngste  Zeit  brauchbarer  Systeme.  Doch  wird 
diess  jetzt  thefls  mit  schnellen  Schritten  eingebracht;  theils  haben  schon  seit 
lange  diejenigen  Abschnitte,  welche  fttr  die  Engländer  die  meiste  prac- 
tische  Bedeutung  hatten,  nämlich  das  Seerecht  in  Krieg  und  Fiieden 
und  die  internationalen  Verhältnisse  von  Privatpersonen,  treffliche  Bear^ 
beitungen  erhalten.  Der  reiche  diesen  Werken  zu  Gründe  gelegte  Stoff 
ist  anderwärts  lange  nicht  gehörig  benützt.  —  An  brauchbaren  allge- 
meinen Systemen  der  Politik  hat  die  Literatur  keines  Volkes  Ueberfluss;  und 
so  mag  der  englischen  nicht  besonders  vorgeworfen  werden,  dass  auch  sie  nur 
ungenügende  Versuche  dieser  Art  hat.  Wohl  aber  mag  sie  sich  mit  allen  an- 
deren messen  in  der  Erörterung  einzelner  Theile  der  Staatskimst.  Hätte  sie 
auch  in  der  Politik  der  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  nichts  Weiteres  auf- 
zuweisen, als  die  Schriften  Bentham's,  so  gienge  sie  doch  hier  allen  anderen 
vor.  Dieser  ist  ohne  Zweifel  einer  der  selbstständigsten  Denker,  der  scharfsin- 
nigsten Analytiker,  der  folgerichtigsten  und  unerschrockensten  Schlusszieher, 
welche  je  in  irgend  einer  Wissenschaft  aufgetreten  sind.  Seine  Schwächen  kom- 
men hiergegen  nicht  viel  in  Betracht;  denn  die  zahlreichen  Weiice  des  uner- 
müdlichen Mannes  haben  mehr  Inhalt  und  geben  mehr  zu  denken,  als  ganze 
Bibliotheken  anderer  Autoren.  In  der  Lehre  von  dem  Armenwesen  stehen 
englische  Werke,  z.  B.  Eden,  Macfarlane,  die  Berichte  der  Armencom- 
mission  in  erster  Reihe.  Im  Postwesen  aller  gesittigten  Staaten  hat  Rowland 
Hill  durch  eine  kleine  Schrift  eine  vollständige  Umwälzung  hervorgebracht« 
Vortrefflich  ist  Brougham  über  Colonialpolitik ;  und  neben  ihm  noch  viele 
Andere.  Von  dem,  was  in  der  Bevölkerungslehre  von  den  Engländern  Mal  thas 
Godwin,  Alison,  Sadler,  Senior,  Weyland,  Thornton  geleistet 
worden  ist ,  hat  selbst  der  Unkundigste  eine  Nachricht.  Daneben  sind  noch 
die  unermesslichen  Census -Arbeiten  und  die  jährlichen  Berichte  des  Zählungs- 
amtes.  —  Diess  fährt  denn  von  selbst  zu  den  Leistungen  auf  dem  Ge- 
sammtgebiete  der  politischen  Oekononüe,  in  welchem  die  Engländer,  was  die 
Untersuchung  der  obersten  Grundsätze  und  die  allseitige  Bearbeitung  des  Stof- 
fes betrifft,  in  der  That  ohne  Nebenbuhler  sind.  Man  denke  an  die  systema- 
tischen Hauptwerke  von  A.  Smith,  Ricardo,  Mill,  um  von  den  zahllosen 
Schriftsteilem  zweiter  Linie  nicht  zu  reden;  an  die  tiefgedachten  Erörterungen 
über  die  Grundrente;  an  die  allgemeinen  Theorieen  der  Steuern  von  Tooke, 
M'Culloch,  Montgommery-Martin,  und  die  zahllosen  Besprechungen 
aller  einzehien  Steuergattungen;  an  die  ganze  Sammlung  von  klassischen  Schiif- 
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ten  Ober  Metall-  und  Papiergeld,  Banken  und  Staatsschuld;  an  Babbage 
und  üre  über  das  Fabrikwesen;  an  Tooke's  Geschichte  der  Preise,  Por- 
ter's  Fortschritt  der  Nation,  Torrens  und  ParnelTs  Kritiken  des  gan- 
zen Finanzsystemes,  Sinclair 's  und  Cohen 's  geschichtliche  Werke;  an  die 
hauptsächlich  von  Engländern  begründete  Politische  Arithmetik;  an  die  Theo- 
rieen  des  Versicherungswesens  u.  s.  w.  Was  ist  gegen  diese  erdrückende 
Menge  trefflicher  stofflicher  Leistungen  die  Klarheit  der  Franzosen  auf  diesem 
(Gebiete,  die  Systematik  und  die  Kritik  der  Deutschen,  der  grübelnde  Scharf- 
sinn der  Italiener,  wenn  diese  auch  alle  an  ihrer  Stelle  volles  Lob  verdienen  ?  — 
Endlich  haben  auch  die  Engländer  noch  in  den  geschichtlichen  Staats- 
wissenschaften Groses  geleistet.  In  der  Statistik  sind  die  Werke  eines  Sin- 
clair, M'Culloch,  M'Gregor,  Marshall,  Montgommery-Mar- 
tin,  Porter's  Tabellen,  Bowring's  Berichte  unübertroffen.  In  der  politi- 
schen Geschichte  endlich  besitzen  sie  nicht  nur  einen  Gibbon,  Robertson, 
Hume,  Macaulay,  in  zweiter  Linie  einen  Coxe,  Adolphus,  Alison 
M  a  h  0  n,  sondern  auch  eine  kaum  übersehbare  Eeihe  von  Denkwürdigkeiten,  Brief- 
sammlungen, Beden,  Lebensgeschichten  ihrer  berühmten  Staatsmänner.  Wel- 
lington's  amtliche  Schreiben  allein  sind  ein  Schatz  von  geschichtlicher  und 
staatsmännischer  Belehrung. 

Ob  die  zweite  Stelle  in  der  Bearbeitung  der  Staatswissenschaften  den 
Deutschen  oder  den  Franzosen  gebührt,  darüber  mag  gestritten  werden.  Im 
üebrigen  ist  die  Thätigkeit  der  Letzteren  die  ältere.  —  Unzweifelhaft  ist  den 
Franzosen  mehr  als  Eine  nationelle  Eigenschaft  verliehen,  welche  sie  zu 
einer  erfolgreichen  Bearbeitung  der  Staatswissenschaften  geeignet  macht.  Sie 
haben  eine  geistreiche  Auffassimg  der  Thatsachen;  Neigung  und  Geschick- 
lichkeit zur  Erforschung  allgemeiner  Grundsätze;  durchsichtige  Klarheit  der 
Gredanken  und  des  Ausdruckes ;  sie  wissen  besser,  als  irgend  ein  anderes  Volk, 
ein  Buch  zu  machen,  d.  h.  es  einzuleiten,  abzutheilen,  abzurunden,  den  rieh-  ^ 
tigen  Ton  der  Darstellung  zu  finden.  Frankreich  hat  femer  mächtige  staat- 
liche Schicksaale  erlebt,  welche  wiederholt  alle  vorhandenen  Kräfte  in  Thätig- 
keit brachten.  Von  diesen  mussten  denn  nothwendig  manche  auch  der  wis- 
senschaftlichen Untersuchung  politischer  Aufgaben  zufallen.  Endlich  waren 
die  äusseren  Verhältnisse  einer  freieren  Aeusserung  nicht  immer  ungünstig, 
so  hat  z.  B.  die  Allgewalt  der,  zunächst  anderen  geistigen  Interessen  zuge- 
wendeten, rationalistischen  Bewegungen  in  der  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhun- 
derts wenigstens  einen  Theil  der  Hindemisse  beseitigt,  welche  sonst  einer  Be- 
sprechung politischer  Dinge  entgegengestanden  wären.  Und  unter  der  Restau- 
ration und  der  Julimonarchie  war  die  Wissenschaft  wenigstens  durch  Gesetze 
nicht  gehemmt.  —  Doch  hat  die  Münze  auch  eine  Bückseite.  Nicht  selten 
wird  von  dem  Franzosen  die  Sache  der  Form,  die  Wahrheit  der  Phrase,  der 
Verstand  dem  Geistreichsein  geopfert.  Fremde  Zustände  und  Sprachen  sind 
ihm  im  Allgemeinen    wenig  bekannt ,   und   er  hat  auch  wenig  Geschick  oder  | 

Neigung,  sich  in  deren  Verständniss  einzuleben.     Tiefe  philosophische  Auffas- 
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sung  ist  weit  seltner  Torhaaden,  und  auch  von  der  öffentlichen  Meinnnj;  weit 
weniger  geachtet ,  als  klare  logische  Richtigkeit  in  der  Darstellung  des  Näher- 
liegenden.  Der  Franzose  fühlt  wenige  Achtung  vor  dem  geschichtlich  Berech- 
tigten und  ändert  leicht  nach  seiner  augenhlicklichen  Ansicht  vom  Verständigen; 
anstatt  einer  organischen  Entwicklung  begnügt  er  sich  mit  einer  formellen 
und  logisch  richtigen  Ordnung  der  Dinge.  Endlich  giengen  in  den  verhält- 
nissmässig  kurzen  Zeitabschnitten,  während  welcher  in  Frankreich  eine 
ungehinderte  Erörterung  staatUcher  Grundsätze  und  Ereignisse  gestattet 
war,  die  Wogen  der  Partheileidenschaft  zu  hoch,  als  dass  eine  unbefan- 
gene Erörterung  Aussicht  auf  vielen  Beifall  gehabt  hätte,  und  gewöhnlich 
Absicht  gewesen  wäre.  Welchen  Einfluss  nun  aber  diese  Mischung  von  gfln- 
stigen  und  ungünstigen  Umständen  auf  die  Gesammtleistung  der  Nation  in  dem 
Gebiete  der  Staatswissenschaften  hatte,  deuten  die  nachstehenden  Bemerkun- 
gen wenigstens  an.  Die  weniger  reich  bedachten  Disciplinen  mögen  den  Bei- 
hen  beginnen.  — Am  unbedeutendsten  ist,  was  Frankreich  für  die  Ausbildung 
der  Theorie  des  Völkerrechtes  geleistet  hat.  An  Untersuchungen  der  Grund- 
lagen fehlt  es  ganz ;  Systeme  sind  nur  wenige  vorhanden,  und  diese  kaum  der 
Bede  werth ;  endlich  stehen  selbst  die  Monographieen  den  Arbeiten  anderer 
Völker  nach.  Es  ist  nur  im  Seerechte,  im  internationalen  Privatrechtc,  end- 
lich in  Betreff  der  diplomatischen  Agenten,  namentlich  der  Consuln,  Ausge- 
zeichneteres geschrieben.  Wichtiger  allerdings  sind  die  geschichtlichen  Arbeiten 
in  dem  Fache ;  doch  ist  auch  hier  nicht  blos  viel  windiges^  Gerede  (wie  z.  B. 
die  zahllosen  Sudeleien  Capefigue*s);  sondern  es  lassen  sich  auch  an  manchen 
der  ernsthaften  Arbeiten  grosse  Ausstellungen  machen.  Flassan's  Geschichte 
der  französischen  Diplomatie  ist  durch  Regierungsmissbrauch  verfälscht;  Gar- 
den giebt  blos  eine  Ueberarbeitung  eines  längst  bekannten  fremden  Werkes. 
Nur  Mignet's  grosse  Geschichte  der  französisch -spaxüschen  Verhältnisse  ist 
in  Stoff  und  Form  meisterhaft.  Bechnete  man  freilich  die  belgische  Literatur 
zu  der  französischen,  so  würde  Laurens's  staunenswerthes  Werk  die  ganze 
Lücke  füllen.  —  Eine  zweite  Disciplin,  in  welcher  die  französische  Literatur 
nicht  hervorleuchtet,  namentlich  die  englische  bei  weitem  nicht  erreicht,  ist 
die  politische  Ockonomie  und  ihre  Anwendungen  auf  das  Staatsleben.  Allerdings 
sind  zahlreiche  Schriften  über  das  Handelssystem,  und  noch  mehrere  über  das 
physiokratische  System  vorhanden;  wie  denn  letzteres  hauptsächlich  in  Frank- 
reich ausgebildet  wurde  und  Anhänger  fand.  Auch  sind  manchfache  ge- 
schichtliche Werke  theils  über  die  Nationalökonomie  im  Ganzen,  theüs  über 
einzelne  Abschnitte  und  Seiten  derselben,  theils  endlich  über  den  Staatshaas- 
halt  Frankreichs  und  Englands  rühmlichst  zu  erwähnen.  Allein  der  franzö- 
sische Beitrag  zu  der  Ausbildung  der  richtigen  Lehre  besteht  doch  hauptsäch- 
lieh  nur  in  besserer  formeller  Anordnung  des  Systemes ,  durchsichtig  klarer 
und  scharf  ausgeprägter  Darstellung ,  und  in  der  kritischen]  Besprechung  ein- 
zelner zweifelhafter  oder  anfänglich  falsch  festgestellter  Punkte.  Dabei  ist 
denn  namentlich  nicht  zu  übersehen,   dass  der  unzweifelhaft   scharfsinnigsten 
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Denker,  so  wie  die  reichhaltigsten  Darsteller  nnter  den  in  französischer  Sprache 
Schreibenden,  nämlich  Sismondi  nnd  Bossi,  nicht  einmal  geborene  Fran- 
zosen sind.  Es  ist  unläugbar,  dass  die  zahhreichen  der  Form  nach  vortreff- 
lichen französischen  Systeme  der  politischen  Oekonomie,  namentlich  die  Say- 
schen  Werke ,  zur  allgemeinen  Bekanntschaft  mit  den  Grundsätzen  der  Staats- 
wirthschaftslehre  weit  mehr  beigetragen  haben,  als  die  schwerfälligeren  nnd 
schwerer  verständlichen,  der  Engländer;  allein  die  wissenschaftliche  Kritik  muss 
doch  nach  grösserem  Maassstabe  messen.  Und  dass  weder  durch  die  Miss- 
verständnisse  und  Paradoxieen  Proudhon's  und  anderer  Socialisten,  noch 
durch  die  verkehrte  katholisirende  Bichtung  Yilleneuve's  die  Wahrheit  ge- 
fördert wurde ,  giebt  wohl  jeder  Unbefangene  zu.  —  Endlich  ist  noch  unter 
den  in  Frankreich  weniger  gediehenen  Staatswissenschaften  die  Statistik  zu 
nennen.  Unzweifelhaft  ist  Dufau  ein  tflchtigerSystematiker,  hat  Ch.  Dupin 
einzelne  Gedanken  geistreich  und  fleissig  durchgeführt,  ist  Yillerm^  ein 
höchst  achtbarer  Forscher  und  Sammler,  u.  s.  w.:  allein  weder  nach  Umfang 
noch  nach  innemem  Beichthum  entspricht  die  französische  statistische  Literatur 
der  hohen  Bildungsstufe  des  Volkes.  Die  bedeutendsten  Leistungen  im  Fache 
bleiben  immer  die  von  der  Begierung  veranstalteten  amtlichen  Beschreibun- 
gen von  Gebietstheilen  und  Tabellenwerke.  —  Wir  wenden  uns  zu  den  mit 
entschiedenerem  Glücke  und  Buhme  von '  den  Franzosen  geförderten  Staats- 
wissenschaften. Hier  ist  denn  vor  Allem  das  philosophische  Staatsrecht  zu  nen- 
nen, in  dessen  Ausbildung  sich  die  ganze  Thätigkeit  und  die  eigenthümlichen  Eigen- 
schaften des  französischen  Geistes  vollkommen  entwickelt  haben.  Viermal  hat  die 
Literatur  dieses  Faches  in  Frankreich  einen  besonderen  Aufschwung  genommen, 
und  zweimal  wenigstens  mit  weithin  reichender  Wirkung.  Zuerst  zur  Zeit  der  Be* 
ligionskämpfe  im  sechzehnten  und  siebzehnten  Jahrhundert,  wo  der  Grund 
und  der  Inhalt  der  Begierungsrechte  und  die  Gränze  des  Unterthanen  -  Ge- 
.horsams  die  vielfachste  Erörterung  fand.  Zum  zweitenmale,  als  gleichzeitig 
Montesquieu  und  Bousseau  die  letzten  Gründe  des  Staates,  seiner  Bechte 
und  seiner  Pflichten  untersuchten.  So  verschieden  ihr  Ausgangspunkt,  ihre 
Methode  und  ihr  Ergebniss  war,  so  hatten  sie  doch  Beide  einen  uner- 
messlichen  Einflu^s  auf  die  Wissenschaft  und  auf  das  Leben.  Zum  drittenmale 
beim  Beginne  der  grossen  Umwälzung,  welche,  wenn  schon  in  geringerem 
Maasse  als  man  vermuthen  sollte,  auch  zu  wissenschaftlichen  Erörterungen 
llber  die  Eigenschaften  und  Grundsätze  der  beschränkten  Fürstenherrschaft 
und  der  Volksregierung  mittelst  gewählter  Stellvertreter  führte.  Endlich  zum 
Tiertenmale,  als  nach  der  Wiederkehr  der  Bourbone  einer  Seits  die  Theorie 
des  constitutionellen  Staates  in  Frankreich  für  das  ganze  europäische  Fest- 
land ausgearbeitet,  anderer  Seits  nach  jahrhundertlanger  entgegengesetzter 
Strömung  der  Versuch  wieder  gemacht  wurde,  die  staatlichen  Zustände  auf 
die  Lehren  der  christlichen  Beligion,  insbesondere  in  ihrer  katholischen  Form, 
za  stützen.  Auch  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  nebfen  diesen  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  viele  Staatsromane  herliefen,  und  dass  die  Wissenschaft 
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der  Gesellschaft  in  Frankreich  wenn  auch  nicht  die  richtige  Behandlung  so 
doch  den  ersten  gewaltigen  Anstoss  erhalten  hat.  Dass  in  diesem  glänzend 
vertretenen  Theile  der  französischen  staatswissenschaftlichen  Literatur  bis  zu 
den  letzten  Grränzen  des  philosophischen  Denkens  vorgedrungen  sei,  wird  zwar 
wenigstens  der  Deutsche  nicht  zugeben:  allein  Niemand  kann  bestreiten,  dass 
Klarheit  der  Gedanken,  Bestimmtheit  des  Ausdruckes,  practischer  Sinn,  lo- 
gische Richtigkeit  des  Gedankenganges  und  Schönheit  der  Form  beneidenswerthe 
Vorzüge  der  französischen  staatsphilosophischen  Schriften  sind.  —  Von  unglei- 
cherem Werthe,  aber  doch  im  Ganzen  von  grosser  Bedeutung  sind  die  fran- 
zösischen Leistungen  im  Gebiete  des  positiven  Staatsrechtes.  Hier  hatten  die 
politischen  Verhältnisse  des  Landes  einen  sehr  fohlbaren  Einfluss.  Selbst 
unter  der  unbeschränkten  Monarchie  mochte  man,  je  nach  Beschaffenheit  der 
Zeiten,  rechtsphilosophische  Erörterungen  versuchen.  Sie  schienen  (freilich 
wohl  mit  Unrecht)  dem  herrschenden  Sjrsteme  weniger  bedenklich.  Ein  ande- 
res war  es  aber  mit  den  Erörterungen  des  geltenden  Rechtes.  Solche  wur- 
den, unter  den  Bourbonen,  während  der  Republik  und  im  Kaiserreiche, 
nicht  nur  überhaupt  nicht  begünstigt,  so  weit  sie  Verfassungs-  und  Machtfra- 
gen betrafen,  sondern  sie  waren  jeden  Falles  nur  im  Sinne  der  Gewalt  gestal- 
tet. Daher  denn  aus  früherer  Zeit  nur  wenige  und  zum  Theile  sittlich  und 
politisch  höchst  verächtliche  Systeme  des  Verfassungsrechtes  vorhanden  sind 
(wie  z.  B.  Moreau^s  Werke).  Mit  der  Restauration  änderte  sich  dieses 
zwar,  und  es  erschien  nun  auch  plötzlich  eine  grössere  Anzahl  von  tüchtigen 
Werken,  theils  in  systematischer  Form,  theils  als  Gommentare  der  Ver- 
fassungs-Urkunde. Allein  auch  jetzt  wirkte  der  häufige  gewaltsame  Umsturz 
des  Bestehenden  lähmend.  Wie  konnte  eine  Bearbeitung  die  vollstän- 
dige Reife  erlangen,  wenn  sie  kurz  nach  einer  Neugestaltung  und  somit  vor 
vollständiger  Entwickelung  der  Grundsätze  unternommen  wurde,  wegen  ei- 
ner alsbald  folgenden  Wiederumändenmg  aber  keine  Zeit  zu  Verbesserungen 
und  Fortsetzungen  erhielt?  Hatte  doch  z.  B.  Laferri^re  in  jeder  der  vier 
Ausgaben  seines  Staatsrechtes  eine  andere  Verfassung  darzustellen?  Desshalb 
sind  denn  auch  die  Glanzpuncte  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  posi- 
tiven französischen  Staatsrechtes  das  Verwaltungsrecht  und  die  Staats-  und 
Rechtsgeschichte,  indem  diese  von  den  vAenderungen  wenig  oder  gar  nicht  be- 
rührt, auch  von  der  Macht  nicht  mit  Argwohn  betrachtet  wurden.  In  dem 
ersten  steht  Frankreich  unbedingt  allen  anderen  Ländern  voran.  Keine  Lite- 
ratur hat  im  Verwaltungsrechte  einen  solchen  Reichthum  vortrefflicher  Erör- 
terungen der  obersten  Sätze,  systematischer  Bearbeitungen  des  ganzen  Stoffes, 
in  die  feinsten  und  gelehrtesten  juristischen  Untersuchungen  eingehender  Mo- 
nographieen  aufzuweissen,  wie  die  französische.  Diese  ganze  Abtheilung  ist 
eine  wahre  Zierde  der  Rechtswissenschaft  überhaupt.  Was  aber  die  rechts- 
geschichtlichen Werke  betrifft,  so  ist  es  zwar  Deutschen  (Warnkönig  und 
Stein,  später  Schäffer)  überlassen  worden,  den  ganzen  Inhalt  und  Ver- 
lauf in  GesammtdarsteUungen  zu   geben ;    allein   die  Zahl  der  französisehen 
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Weike  aus  älteren  und  neueren  Zeiten,  welche  einzelne  Zeitabeclmitte  oder 
bestimmte  Theile  der  vaterländischen  Staatseinrichtnngen  und  Eechtszu- 
stände  von  den  ältesten  Zeiten  an  geschichtlich  entwickeln,  ist  kaum  zu  über- 
sehen $  und  es  sind  nicht  wenige  Meisterwerke  unter  denselben.  —  In  der 
Politik  hat  namentlich  das  weite  Gebiet  der  Polizei  die  Aufmerksamkeit  in 
Anspruch  genommen.  Wie  dieser  Theil  der  innem  Yerwaltungslehre  von  ei- 
nem Franzosen  (de  la  Marc)  wissenschaftlich  begründet  wurde:  so  niihmt 
bis  auf  diesen  Tag  die  Ausbildung  im  Ganzen  und  Einzehien  ihren  Fortgang. 
Die  Medicinalpolizei  in  allen  ihren  Fragen,  das  Armenwesen,  die  Besserung  der 
Zustände  des  Proletariates,  die  Sittenpolizei,  die  Anstalten  für  Findlinge,  die 
Leihhäuser  einer  die  Sparkassen  anderer  Seits ,  und  noch  viele  andere  Fragen 
flixkd  von  französischen  Schriftstellern  reichlich,  zum  Theile  vortrefflich  behan- 
delt Auch  können  im  Gebiete  der  Politik  die  zahbreichen  Arbeiten  über  das 
richtige  Strafsystem  und  Gefängnisswesen  und  die  sogenannten  politischen  Te- 
stamente nicht  unerwähnt  gelassen  werden.  — .  Kaum  ist  es  endlich  nöthig, 
des  Reichthumes  der  französischen  Literatur  an  politisch -historischen  Werken 
zu  erwähnen.  Von  de  Thou  an  bis  auf  Guizot^  Thiers,  Yillemain, 
Thierrjr,  Mignet  reisst  die  Eeihenfolge  von  ausgezeichneten  Geschichts- 
schreibern^ nicht  ab,  welche  die  Staatenverhältnisse,'  zunächst  Frankreichs 
dann  aber  auch  anderer  Länder,  wesentlich  im  Auge  haben.  Und  ebenso  be- 
kannt ist,  dass  Frankreich  dasf  eigentliche  Vaterland  der  persönlichen  Denk- 
würdigkeiten von  Staatsmännern  ist.  In  unseren  Büchersammlungen  stehen  die 
langen  Eeihen  der  verschiedenen  französischen  Memoirensammlungen  ans  allen 
Jahrhunderten  von  den  Erenzzflgen  herunter;  und  neben  ihnen  noch  eine 
ebenso  grosse  Anzahl  von  einzeln  erschienenen  bedeutenden  Schriften  soldier 
Art  Man  denke  nur  z.  B.  an  die  Erzählungen  des  Herzogs  von  St  Simon. 
Wie  viele  der  Hauptführer .  in  der  Revolution  und  der  ersten  unter  den  kai- 
serlichen Staatsmännern  und  Beamten  haben  Aufzeichnungen  über  das,  was 
sie  gethan  und  erlebt  haben,  hiDterlassen!  Die  Denkwürdigkeiten  des  vei"- 
bannten  Imperators  selbst  und  seiner  Genossen  bilden  allein  eine  kleine  Bi- 
bliothek. Und  noch  sind  lange  nicht  alle  wirklich  vorhandenen  Aufzeichnun- 
gen bereits  bekannt  gemacht.  Jetzt  ist  die  Reihe  an  den  Männern  der  Re- 
stauration und  an  den  G^hülfen  oder  Gegnern  Louis  Philipp's.  Wenn  ir- 
gend eine  Gattung  von  Schriftnn  acht  national  ist,  so  sind  es  französische 
staatliche  Denkwürdigkeiten;  ihr  stofflicher  Werth  für  die  Staatswissenschaften 
aber  bedarf  nicht  erst  emes  Beweises. 

Sehr  verschieden  von  den  englischen  sowohl  als  den  französischen  Zu- 
ständen und  Eigenschaften  sind  die  der  Deutschen.  Verschieden  ist  daher 
auch  das  Wesen  der  staatswissenschaftlichen  Leistungen.  Der  Deutsche  hat 
Neigung  und  Anlage  zu  tieferer  philosophischer  Erforschung;  allein  weniger 
Geschick  zu  klarer  gemeinverständlicher  Ausprägung  der  Gedanken.  Er  hat 
in  allen  Wissenschaften  ein  unwiderstehliches  'Bedürfoiss  zu  systematisiren; 
ist  aber  bedenklich  in  kecker,  logischer  Durchführung  der  Grundsätze.     Die 
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grössere  Vielseitigkeit  und  Gelehrsamkeit,    welche    ihm   sein  sprachwörtlidi 
gewordener  Fleiss    und  seine,  alle  anderen  Völker  übertreffende,   Eenntniss 
fremder  Sprachen  und  Zustände  verschafft,  bezahlt  er  theuer  durch  geringe- 
ren practischen  Blick  und  unentschiedenes  Urtheil.     Auch  in  der  Wissenschaft 
ist  er  im  Ganzen  aufrichtig  und   ehrlich,   undr  giebt   nichts  auf  blose  Form; 
dagegen  ist  er  auch  ungewandt  in  der  Darstellung  und  ermangelt  angebomen 
Schönheitssinnes.      En  ist  mehr   verständig    als    geistreich.      Endlich    ist  in 
Deutschland  auch  der  Einfluss   der  äusseren  Verhältnisse  auf  die  wissenschaft- 
liche Ausbildung  der  Staatswissenschaften  zu  allen  Zeiten  gar  sehr  aus  Gutem, 
und  Schlimmem  gemischt  gewesen.    Günstig  war:   die  grosse  Mannichfaltigkeit 
der   staatlichen  Zustände,   welche  den  Blick  und   das  Wissen  erweiterte;   die 
beträchtliche  Anzahl  eigener  Lehrstühle  fftr  die  Staatswissenschaften  auf  den 
Hochschulen,    wodurch  vielen  Beruf  und  Mittel  zur    staatswissenschaftlichen 
Arbeiten  verschafft  ist;   die  fast  immer  bestehende  Möglichkeit,   in  irgend  ei* 
nem  der  vielen  Staaten  freier  zu  reden  und  zu  schreiben.  Dagegen  wirkte  gar 
Manches  auch  nachtheilig.    Der  ganze  österreichische  Antheil  Deutschlands  war 
bis  in  die  neueste  Zeit  durch  sein  RegierungssTstem  von  einer  freieren  Bewe- 
gung  in  den  Staatswissenschaften  ausgeschlossen,    ihm  selbst  eine  Eenntniss 
fremder  Leistungen  sehr  erschwert.     Auf  einem  anderen  Theile,  namentlich 
den    geistlichen   Staaten,    lag   Jahrhunderte    lang  eioe    böotische  Gedanken- 
nacht.    Die  Vielheit  grösserer   und    mittlerer  Staaten  nimmt  noch  jetzt  für 
die   Bearbeitung    des  positiven   öffentlichen  Rechts   eine    grosse  Menge '  von 
geistigen  Kräften  gleichzeitig  im  Anspruch,  während  bei  einheitlicher  Gestal- 
tung  Deutschlands   eine    und    dieselbe     Arbeit    Allen    genügen    könnte;   in 
den  kleinen    Staatensplittem  aber    muss    jede    wissenschaftliche    Behandlung 
unterbleiben  aus  Mangel  an  Arbeitern  oder  an  Lesern.     Hauptsächlich    aber 
hat   es  Deutschland  'an    einem    grossen  gemeinschaftlichen    Staatsleben    ge- 
fehlt; die  Nation  war,    mit  Ausnahme  weniger  unruhiger  Monate,  von  jeder 
Theilnahme  an  ihren  Angelegenheiten  ausgeschlossen:  dadurch  aber  wurde  sie 
nicht   nur  ärmer  an  Veranlassungen  zur  Durcharbeitung  wichtiger  staatlicher 
Fragen,  sondern  auch  an   einem   mächtigen  vaterläjidischen  Gefühle  und  an 
Gesinnung,    ohne   welche  auch  der  Wissenschaft,  vorab  der  staatlichen,  die 
eigentliche  Lebensluft  mangelt  —    unmittelbar  auf  diese  Eigenthümlichkeiten 
des    deutschen  Geistes   und  Wissens    ist  denn  vor  Allem   der  Beichthum  an 
encyklopädischen    Schriften  zurückzuführen,    welche    das  Gesammtgebiet    der 
Staatswissenschaften  umfassen,  und  wie  sie  weder   an  Zahl  noch  an  Güte  ir- 
gend eine  andere  Literatur  aufzuweisen  hat.     Es  bestehen  kurze  Umrisse  und 
ausführliche  Werke ;  systematisch-  und  alphabetisch-geordnete  Schriften;  fürAn- 
fänger,  für  Gelehrte,  für  das  grosse  Publicum.  Auch  ist  die  Mehrzahl  der,  frei* 
lieh  i^ivollkommenen,  Werke  über  die  Geschichte  und  die  Literatur  der  Staats- 
wissenschaften von  Deutschen  verfasst     Auf  dieselben  Ursachen  zurückzufüh- 
ren ist  die  unübersehbare  und  die  grosse  innere  Verschiedenheit  der  Bearbei* 
lungen  der  philosophischen  Staatslehre  durch  Deutsche.     Dass  allerdings  zum 
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Theile  der  erste  Gedanke  dieser  Schalen  von  fremden  Denkern  überkommen 
ist,  darf  schon  desshalb  nicht  Wunder  nehmen,  weil  Deutschlands  geistige 
Elfithe  erst  weit  später  eintrat.  Allein  die  Deutschen  haben  dnrch  weitere 
Ausbildung  und  tiefere  Begrttndui^  ihre  Schuld  redlich  abgetragen.  Wenn 
z.  B.  der  Gedanke  des  Rechtsstaates  der  Neuzeit  wesentlich  England  angehört : 
so  ist  er  nicht  nur  schon  durch  die  älteren  deutschen  philosophischen  Schulen 
aufgefasst  qnd  weiter  geführt  worden;  sondern  es  hat  namentlich  Kant  mit 
seinen  zahlreichen  Schülern  ihn  wissenschaftlich  vollständig  durchgearbeitet. 
Ha  11  er  hat  an  Fi  Im  er  einen  Vorgänger  gehabt ;  allein  er  übertrifft  denselben 
weit  an  Geist,  Gelehrsamkeit  und  allgemeinem  Unterblicke.  Dem  StahTschen 
christlichen  Staate  sind  nicht  nur  die  mittelalterlichen  theokratischen  Lehren, 
sondern  zunächst  die  der  neueren  Franzosen  Torangegangen;  an  gründlicher 
philosophischer  Begründung,  kritischem  Scharfsinne,  überhaupt  an  wissenschaft- 
licher Bedeutung  steht  er  aber  hoch  über  allen  Vorgängern.'  Und  völlig 
deutsches  Eig^thum  sind  jeden  Falles. die  Staatslehren  von  Hegel,  Krause, 
Herbart;  eigenthümlich  die  Versuche,  die  verschiedenen  Staafsgedanken  ne- 
beneinander, jeden  in  seiner  beziehungsweisen  Wahrheit  anzuerkennen;  end- 
lich ist  in  Deutschland  zuerst  die  Wissenschaft  von  der  Gesellschaft  in  ihrer 
vollen  Bedeutung  an  sich  und  für  die  politischen  Disciplinen  erkannt  und  de- 
ren weitere  Ausbildung  angebahnt  werden.  Freilich  wird  auch  nur  in  Deutsch- 
land, aus  Mangel  an  richtigem  politischem  Sinne,  als  bald  Missbrauch  mit  der 
neuen  Lehre  getrieben  zur  Galvanisirung  längst  abgestorbener  Formen  des  Zu- 
sammenlebens. Und  dass  ein  grosser  Theil  der  rechtsphilosophischen  Schriften 
sehr  abstract  gehalten  und  nichts  weniger  als  leicht  verständlich  vorgetragen 
ist,  kommt  eben  auch  auf  Rechnung  deutscher  Art  und  Unart  —  Einer  an- 
deren Seite  deutscher  l^ationalität  verdankt  man  die  Blüthe  des  Völkerrechtes. 
Deutsches  Bedürfuiss  nach  Systematik  hat  dem  positiven  Völkerrechte  zum  Da- 
sein als  eigene  Wissenschaft  verhelfen;  deutscher  Bekanntschaft  mit  fremder 
Literatur  und  Geschichte  ist  die  Sammlung  eines  reichen  Stoffes  für  dasselbe 
möglich  gewesen;'Und  deutsche  Systeme  waren  daher  auch  lange  die  einzigen  in 
der  gajizen  gesittigten  Welt  gebrauchten.  Aber  auch  das  philosophische  Völ- 
kerrecht, wenn  schon  von  einem  Fremden  geschaffen,  ist  hauptsächlich  in 
Deutschland  tiefer  begründet  und  in  wissenschaftliche  Form  gebracht  worden, 
Tind  so  wieder  zu  anderen  Nationen  zurückgekehrt.  Hat  doch  selbst  Vattel 
seine  fast  gesetzgeberische  Bedeutung  nur  der  völligen  Beibehaltung  des  Kernes 
bei  geschickter  Ueberwindung  der  Form  unseres  Wolf  zuzuschreiben.  Und  wenn 
jetzt  wieder  eine  neue  Entwicklungszeit  für  das  Völkerrecht  angebrochen  ist,  so 
ist  es  ebenfalls  deutsche  Kritik  und  Philosophie,  welche  Nothwendigkeit  und 
Möglichkeit  nachweist.  —  Für  die  Gestaltung  des  positiven  Staatsrechtes  ver- 
steht sich  der  Einfluss  der  besonderen  inneren  und  äusseren  Ursachen  von 
selbst;  denn  dieses  ist  ja  die  nationellste  aller  Staatswissenschaften.  So  hat 
denn  vor  Allem  theils  die  Zersplitterung  des  Landes,  theils  die  dreifache  vdt- 
lige  Umgestaltung  aller  staatlichen  Zustände  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  eine 
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unübersehbare  Menge  von  Schriften  jeder  Art  erzeugt.     Alle  einzelnen  Stu- 
ten verlangen    wo    möglich,    jede   grosse    Neugestaltung   fordert   unbedingt 
auch  eine  wissenschaftliche  Bearbeitung  ihres  Rechtes.     So  hat  sich  denn  die 
Zahl  gleichzeitig  und  nach  den  verschiedenen  Zeitschichten  gehäuft.    Das  Vor- 
handensein einer  Bechtsordnung   erst  fQr   die  Gesammtheit  und  dann  fOr  je- 
den einzelnen,   halb  oder  ganz  souveränen,  Bestandtheil  erzeugte  ein   dreifa- 
faches  deutsches  Staatsrecht:  eines  fQr  das  Reich  oder  den  Bund;   eines,  so 
weijt    die   Einzelnstaaten  im  Inneren   gemeinschaftliches  Becht  haben;    end- 
lich die  Ordnung  des  jedem  dieser  Theile  Eigenthümlichen.     Da  femer  die 
deutschen  staatsrechtlichen  Zustände   vielfach    nur  geschichtlich  zu   begreifen 
sind,   so  ergiebt  sich   auch  ein  unabweisbares  Bedürfniss  rechtsgeschichtlich^ 
Behandlung.     Die  Art,  wie  dasselbe  befriedigt  worden  ist  und  immer  noch 
berücksichtigt  wird,  ist  einer  unserer  literarischen  Glanzpunkte.    Endlich  muss 
das  Kebeneinandetbestehen  so  vieler  getrennter  Staaten  manche  Verwicklungen 
und  Bechtsstreitigkeiten  hervorrufen.  Eine  ihrer  Folgen  sind  zc^hlreiche  gründ- 
liche und   gelehrte  Bechtsausftthrungen.     Zusammen  aber  haben  diese  Gründe 
eine  Literatur  von  Systemen,    Monographieen,  geschichtlichen  Ausführungen, 
Commentaren  der  Quellen  und  Deductionen  zu  Wege  gebracht,  wie  sie  nacb 
Umfang  und  Inhalt  kein  anderes  Volk  aufzuweisen,  wie  sie  freilich  auch  kein 
anderes  zu    bemeistem  hat.      Und    daneben  konnte  deutsche   Gelehrsamkeit 
und    Vielseitigkeit  noch  Zeit  finden,   das  Becht  anderer  Staaten   dogmatisdi 
oder  geschichtlich  zu  bearbeiten.     So  Englands,  Frankreichs,  Belgiens,    des 
klassischen  Alterthumes.  —  Nicht  in  demselben  Maasse  ausgezeichnet  sind  die 
deutschen  Leistungen  in  der  Politik,   der  Statistik  und  der  politischen  Ge- 
schichte. —     In  der  Politik  fehlt  es  zwar  nicht  an  Untersuchungen  aber  die 
Grundlagen,    namentlich   über  .das  Verhältniss   der  Staatsklugheitslehre  zum 
Bechte,  und  an  Systemen.    Allein  keine  dieser  Schriften  hat  Epoche  gemacht, 
und  die  Mehrzahl  kann  geradezu  als  schwach  bezeichnet  werden.     Was  aber 
die  einzelnen  Theile  dieser  weitausgedehnten  Wissenschaft  betrifft,  so  gebührt 
nur  in  der  politischen  Oekonomie  und  in  der  Polizeiwissenschaft  der  deutschen 
Literatur  eine  höhere  Stelle.     In  jener  sind  zwar  die  Deutschen  am  spätesten 
in  dieBeihen  getreten,  und  es  ist  auch  keine  der  Hauptschulen  von  ihnen  ge- 
gründet worden;  sie  haben  jedoch  das  Versäumte  eingeholt  durch  Systemati. 
sirung,  Gelehrsamkeit  und  scharfe  Feststellung  der  Grundsätze.    Die  Abtheilung 
in  Volkwirthschaftslehre ,    Volkswirthschaftspflege  und   Staatshaushaltungslefare 
ist  von  ihnen  ausgegangen;  und  wenn  auch  noch  der,  wie  es  allerdings  scheint 
nothwendige,  Unterschied  zwischen  der  Wirthschaftslehre   der  Einzelnen  und 
der  der  Gesellschaft  Eingang  findet,  so  ist  diess  ebenfalls  ein  deutscher  Gedanke. 
In  der  Finanzwissenschaft  hat  Bau  in  keiner  Literatur  einen  ebenbttrtigen  Ne- 
benbuhler; Nebenius  nicht  in  der  Erörterung  des  Staatsschuldwesens.  Ebenso 
ist  die  Systematisirung  der  Polizeiwissenschaft  wesentlich  von  Deutschen  ve^ 
sucht.      Sowohl   der  Erörterungen  über   die  Grundlagen  als   der  Systeme  ist 
eine  grosse  Anzahl     Von  den  einzelnen  Abtheilungen  der  Wissenschaft  aber 
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sind  die  Oesondheitspflege,  dio  Theunmgspolizei,  namentlich  aber  die  Pflege 
des  gesammten  öffentlichen  Unterrichtes  Ton  der  Eleinkinderschule  bis  zur 
üniTersität  besser  bearbeitet,  als  irgendwo  sonst,  wie  freüich  Deutschland  auch 
im  Leben  jedes  andere  Land  in  dem  letzteren  wichtigen  Theile  der  Staats* 
einrichtungen  übertrifft  —  In  der  Statistik  ist  die  wissenschaftliche  Begrün- 
dung das  Werk  der  Deutschen.  Femer  kann  ihnen  das  Verdienst  fleissige^ 
Bearbeitung  der  Geschichte  und  Literatur  des  Faches  nicht  abgesprochen  wer«* 
den.  Endlich  sind  sowohl  von  vielen  deutschen  Kegierungen  sehr  schätzens«- 
werthe  Beiträge  zur  Eenntniss  ihrer  Länder  veröffentlicht,  als  von  Einzelnen 
reichhaltige  Zusammenstellungen  statistischer  Thatsachen  ausgegangen.  Allein 
im  Ganzen  fehlt  es  doch,  in  Folge  der  Übeln  politischen  Gestaltung  Deutsch? 
lands,  an  einem  Mittelpunkte  der  amtlichen  Arbeiten,  welche  gerade  in 
der  Statistik  von  so  grosser  Bedeutung  sind;  und  die  Arbeiten  der  Privaten 
sind  weder  durch  die  Anschauungen  und  Kenntnisse,  welche  ein  grossartiger 
Welthandel  gewährt,  noch  durch  den  Eeichthum  von  Nachrichten,  wie  Bie  den 
entaschen  Parliamentspapieren  für  die  dortigen  Verhältnisse  entnommen  wer- 
den können,  unterstützt.  —  Von  den  Bedingungen  einer  vollendeten  Leistung 
im  Gebiete  der  politischen  Geschichte  ist  den  Deutsqhen  durch  die  Ungunst 
der  äusseren  Verhältnisse  die  eine  ganz  versagt,  die  Erfüllung  der  andern  we- 
nigstens sehr  selten  möglich.  Jene  ist  die  bildende  Umgebung  durch  ein  grossar- 
tiges staatliches  Leben ;  diese  aber  die  eigene  Theilnahme  an  wichtigen  Bege*- 
benheiten.  Hierzu  kommt  noch,  dass  die  deutsche  Aristokratie,  welcher 
doch  in  der  Hauptsache  die  hohen  Aemter  zufallen,  wenig  geneigt  und  geschickt 
ist  zu  schriftstellerischem  Auftreten;  und  dass  die  Archive  der  Regierungen 
^unerbittlich  verschlossen  bleiben.  So  ist  denn  nicht  sowohl  zu  verwundern,  dass 
die  deutsche  Literatur  an  Meisterwerken  der  politischen  Greschichte  oder  audi 
nur  an  grossartigen  Stoffmittheilungen  nicht  eben  reich  ist;  sondern  eher,  dass 
doch  noch  so  Gutes  besteht.  Baumerts,  Schlosser's,  Banke's,  Sybel's, 
Häusser's  Werke  würden  jeder  Literatur  zur  Ehre  gereichen;  duixh  Frier 
drich  den  Grossen,  Dohm,  Gagern,  Hormajer  ist  wenigstens  ein  Anfang 
von  staatsmännischen  Aufzeichnungen  eigener  Erlebnisse  und  Anschauungen  ge- 
macht; durch  die  Lebensschüderungen  preussischer  Staatsmänner  haben  Pertz, 
Droysen,  Varnhagen  einen  Schacht  von  politischer  Belehrung  erschlossen. 
Es  mag  wohl  mit  Wehmuth  erfüllen,- wenn  man  bedenkt,  was  hätt«  aus 
der  italiänischen  Wissenschaft  werden  können,  wenn  dem  schönen  Lande 
eine  tüchtige  staatliche  Gestaltung,  dem  hochbegabten  Volke  Zufriedenheit  und 
gesunde  politische  Erziehung  durch  Freiheit  und  Macht  zu  Theil  geworden 
wäre.  So  aber  wurde  das  richtige  sittliche  Bewusstsein  und  das  erlaubte 
Selbstgefühl  verkehrt  in  Verbitterung,  Schlauheit  und  kränklich  -  aufgereg- 
tes Anklammem  an  die  Nationatität;  die  freie  Entwicklung  des  Gedankens 
unterdrückt  durch  bleierne  geistliche  und  weltliche  Gewalt;  die  Wissenschaft 
abgeschlossen  von  den  Leistungen  anderer  Völker,  und  ihr  die  Ueberschätzung 
des  Eigenen ,  Festhaltung  veralteter  Methoden  eingeflösst  Hierzu  kömmt  noch 
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das  SQndernisd  eines  höchst  mangelhaften  Buchhandels ,  dnrch  dessen  TJn- 
thäUgkeit  und  Jlangel  an  Organisation  häufig  treffliche  Leistungen  nicht  Aur 
im  Auslande,  sondern  seihst  in  Italien  unzugänglich  und  unbekannt  blei- 
hen;  ferner  die,  freilich  durch  eigene  Schuld  des  Einzelnen,  geringe  Bekannt- 
schaft mit  den  nordischen  Sprachen.  Wenn  nun  trotz  solcher  Hindemisse  docli 
der  Geist  des  Volkes  sich  Bahn  gebrochen  und  selbst  m'hssenhaft  gearbeitet 
hat,  wo  es  irgend  gestattet  war;  er  in  einzelnen  Füllen  ein  blendendes  Licht 
bis  über  die  Berge  und  Meere  warf:  so  ist  es  höchst  ungerecht,  nur  die 
ünvollkommenheiten  und  Lücken  hervorzuheben ;  zu  zeigen,  dass  hier  bald  nur 
ein  unverfolgter  Anfang  imd  eine  Buine,  bald  nutzloser  Ueberfiuss  besteht; 
Dder  die  südliche  Lust  zur  Uebertreibungund  zu  breiter  Selbstgefälligkeit  der 
Bede  zu  tadeln,  ohne  in  die  andere  Waagschaale  auch  die  südliche  Klarheit 
des  €reistes  und  die  Frische  der  Darstellung  zu  legen.  —  Uüläugbar  ist  al- 
lerdings in  einzelnen  Theilen  der  Staatswissenschaften  die  italienische  Literatur 
von  gar  keiner  Bedeutung.  So  namentlich  im  Völkerrechte,  wo  kaum  in  der 
neuesten  Zeit  einige  Systeme  auf  kantischer  Grundlage  erschienen,  und  aus- 
serdem höchst  sparsame  Monographieen  über  Seerecht,  internationales  Privat- 
recht und  Consulatwesen  vorhanden  sind.  So  femer  im  positiven  Staatsrechte, 
welches,  etwa  mit  Ausnahme  einiger  Bearbeitungen  der  neapolitanischen  und 
sardinischen  Verwaltungsrechte,  völlig  brach  liegt.  —  Dagegen  sind  schon  die 
Bearbeitungen  des  philosophischen  Staatsrechtes  von  grösserer  Bedeutung.  Ab- 
gesehen davon,  dass  die  staatsrechtlichen  Streitschriften  des  höheren  Mittehil- 
ters  zum  bedeutenden  Theile  italienische  Verfasser  haben,  sind  auch  in  der 
neuem  Zeit  einige  sehr  bedeutende  Männer  zu  nennen.  Vico  ist  einer  der 
selbstständigstcn  Denker  und  grössten  Gelehrten  aller  Zeiten  und  Völker. 
Wenn  eV  auch  seine,  über  zu  allzuviele  Gegenstände  ausgedehnte,  Gedanken 
nicht  zu  einem  klaren  systematischen  Abschluss  bringt :  so  hat  er  doch  Geistes- 
blitze und  Wahrheitsahnungen ,  welche  die  späteren  Ideen  Anderer,  freilich  mit 
Unrecht,  als  von  ihm  eingegeben  erscheinen  lassen.  Bomagnosi  hat  seinen 
Scharfsinn  und  die  Eigenthümlichkeit  seines  Gedankenganges  auch  dem  philoso- 
phischen Staatsrechte  zugewendet.  Und  in  dem  zweiten  Viertel  dieses  Jahrhun- 
derts ist  sogar  eine  grössere  Anzahl  an  Systemen  der  Rechtsphilosophie  in 
Italien  erschienen.  Wenn  denn  auch  die  meisten  derselben  ohne  Eigenthüm- 
,  liehkeit,  vielmehr  Nagzügler  der  kantischen  Schule  sind:  so  hat  doch  Italien 
auch  hier  gezeigt,  welche  geistige  Kräfte  es  besitzt,  freilich  auch  zum  Theile 
in  Folge  seiner  unseeligen  politischen  Zustände  aus  seinem  Schoosse  wirft.  So 
neuerlichst  in  dem  ausführlichen,  wenigstens  in  einzelnen  Abtheilungen  sehr  ei- 
genthftmlichen,  philosophischen  Staatsrechte  des  Marchese  Soria  de  Cris- 
pan.  —  Bei  weitem  der  Glanzpunkt  der  italiänischen  staatswissenschafüichea 
Literatur  ist  aber  die  t'olitik,  das  Wort  in  seinem  weitesten  Sinne  genommen. 
Jedem  drängt  sich  hier  natürlich  vor  Allem  der  Name  Machiavelli^s  auf. 
Was  auch  immer,  vom  Sittichen  Standpunkte  aus,  nicht  nur  gegen  viele  ein- 
zehie  Sätze,   sondern   gegen  die  ganze  Grundlage  seiner  Lehre  eingewendet 
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werden  mase:  immer  bleibt  doch  dieser  grosse  Geist  unerreicht  an  Scharfisinn 
und  Menschenkenntniss.     Seine  Werke    sind   eine   unerschöpfliche  Fundgrube 
von  Gedanken;  und  seine  zahlreichen  Gegner  übertreffen  ihn  zwar  an  humaner 
Bildung  und  löblicher  Gesinnung,   aber  Keiner,    selbst  Friedrich  II.  nicht 
erreicht  ihn  an  Yerständniss  der  Aufgaben  und  an  titanischer  Kraft  des  Wil- 
lens.   Auf  ihn  sind  in  den  nächsten  Jahrhunderten  viele  seiner  Landsleute  ge- 
folgt,  welche  entweder  die  aristotelische  Politik  weiter   auslegten,   oder  si(^ 
Tacitus  zum  Text  nahmen,  endlich  die  geschichtlichen  Vorfälle  ihrer  Zeit  und 
ihres  Landes    erläuterten.     Haben   sie.  auch  die  Wissenschaft  nicht  wesent- 
lich gefördert,    so   zeigt  sich  doch  die  reiche  Begabung  der  Nation  auch  bei 
ihnen.    Was  später  Filangieri  war  und  leistete,  ist  unter  den  gegebenen 
Umstanden  staunenswerth;  Beccaria  aber  hat  sich  den  Bank  der  Menschen- 
freunde aller  Völker  erworben.      Und  an  Bicci  besitzt  jetzt  Italien  einen 
Schriftsteller,  welchem  kaum  einer  seiner  Zeitgenossen  an  Selbstständigkeit  der 
Gedanken  und  an  unverdrossenem  Scharfsinne   gleich  steht.     NamtoÜich  aber 
ist  es  das  Gesammtgebiet   der  politischen  Oekonomie,    in  welchem  Italiener 
schon  in  Zeiten,  in  weldien  das  übrige  Europa   noch  tiefe  Nacht  bedeckte, 
nachsannen,  Grundsätze  aufstellten  und  Systeme  bauten.     Da  ihnen  hier  die 
Gewalt  nicht  hindernd  in  den  Weg  trat,  so  haben  sie  sich  bis  auf  die  neueste 
Zeit  an  Fragen  der  inneren  Wirthschaftspoütilc,  imd  was  damit  zusammenhängt, 
erprobt.  In  welchem  Umfange  diess  der  Fall  ist ,  beweist  schon  ein  Blick  auf  die 
fünfzig  Bände  der  Sammlung  Custodi 's;  und  doch  sind  hier  nicht  nur  sämmt« 
liehe  Neueren,  sondern  auch  die  Früheren  zum  guten  Theile  übergangen.   Sind 
doch  z.  B.  noch  Gioja,  Fuoco,  Scialoja,  Bianchini  vorhanden.    Ueber 
ihren   Werth    aber   geben    Pecchio    und  Bianchini    (selbst   einer   ihrer 
tüchtigsten  Männer  des  Faches)  Auskunft     Und    wenn   namentlich  Letzterer 
seine  Erinnerung  und  sein  Lob  auch  auf  unbedeutendere  Leistungen  ausdehnt, 
so   findet  zwar  nicht  dem.  Literarhistoriker,  wohl  aber   der  Italiäner,  Ent- 
schuldigung.   Will  er  doch  durch  jedes  Mittel  die  in  der  That  eben  so  grosse 
als  unentschuldigbare  Unkenntniss  und  Unbekümmertheit  der  Gelehrten  jenseits 
der  Berge  bekehren.  —    Dass  das  staatskluge  Italien  lange  vor  allen  Anderen 
das  Bedürfniss  statistischer  Kenntnisse  hatte,   (wenn  es  auch  die  Wissenschaft 
gelbst  nicht  gründete,)    ist  bekannt.     Wir   besitzen  jene  geistreichen,  wenn 
schon   etwas  wunderlichen,   Anfangsschriften;    namentlich    aber    viele  Bruch- 
stücke des  vortrefflichen  Stoffes,    welchen  Venedig  aus  den  Berichten  der  Ge- 
sandten in  seinen  Archiven  aufsammelte.     Und  bei  diesem  Anfange  ist  es  kei«* 
neswegs  geblieben.     Nicht  nur  hat  die  Theorie  der  Statistik  an  Gioja  ihren 
gründlichsten  Bearbeiter  erhalten;  sondern  es  bestehen  auch  fast  über  alle  ita- 
liänische  Staaten  vortreffliche  statistische  Arbeiten.  —    Dass  endlich  die  politi- 
sche Geschichte  in  dem  Vaterlande  der  Machiavelli,   Bentivoglio,  De- 
nina,  Gianone,   Cibrario,  Troja,  Bianchini,  Botta,  Goletta,  nicht 
brach  gelegen  hat,  braucht  nicht  erst  gesagt  zu  werden. 

Die  staatswissenschaftliche  Literatur  der  Spanier  musste  als  die  bei 
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w^tem  am  tiefsten  stehende  hinter  die  Leistungen  der  grösseren  enropXischen 
OnlturvOIker  zurückgestellt  werden.  An  der  Thatsache  kann  kein  Zweifel  sein; 
allein   sie  ist  durch  tJnglflck  und  nicht  durch  Schuld  yeranlasst.      Wenn  sich 
in  Spanien  die  Staatswissenschaften  nicht  reichlicher  und  reifer  entwickelt  haben, 
so  ist  nicht  nationeüer  Mangel  an  den  nothwendigen  Eigenschaften  der  Grund. 
Der  aufrichtige  Ernst ,  die  Ehrenhaftigkeit,  die  Zähigkeit  und  die  leidenschaftliche 
Vaterlandsliebe  des  Spaniers  machen  ihn  sogar  zur  tüchtigen  Bearbeitung  staatli- 
cher Fragen  besonders  geeignet.  AJber  der  entsetzliche  doppelte  Druck,  welcher 
Jahrhunderte  lang  auf  dem  grossartigen  Volke  lag,  und  allmählig  dasselbe  in  Macht, 
Vermögen,  Bildung' und  Bedeutung  auf  die  tiefste  Stufe  herunterbrachte ,  liess  ge- 
rade hier  am  wenigstens  etwas  aufkommen.   Wie  wäre  unter  der  weltlichen  Er- 
stickung eines Phiiipp's  ü.  und  der  geistigen  eines Torquemata  eine  wahre 
Erörterung  der  Probleme  des  Staates  und  der  Gesellschaft  möglich  gewesen?  Dass 
aber  Lust  und  Fähigkeit  etwas  Besseres  zu  leisten,  Torhanden  waren,  beweist  die 
alsbaldige  tThätigkeit,  so  bald  die  Zeiten  nur  etwas  besser  waren.    Kaum  war 
unter  Karl  m.  Torübergehend   ein  yemünftigeres  Begierungssystem    eingriffen 
worden,  so  traten  auch  alsbald  zahlreiche  Schriften,  namentlich  im  Gebiete  der 
Volkswirthschaftspflege ,   an  das  Tageslicht,    und   so  jetzt  wieder.    Sicheriich 
sind  die  Kriege  und  die  nicht  abreissenden  Unruhen,  welche  das  Land  durch- 
wühlen,  seitdem  die  weltliche   und  die  geistliche  Gewaltherrschaft  schliesslich 
gebrochen  sind,  wenig  danach  angethan,  das  Emporbluhen  der  Wissenschaften 
zu  fördern.    Dennodi  hat  sich  selbst  unter  diesen  ungünstigen  Umständen  der 
Gteist  des  Volkes  mächtig  aufgerafft,   sobald  ihm  Freiheit  gelassen  war;   und 
es  beweist  die  Menge  der  in  allen  Zweigen  der  Literatur  jetzt  erscheinenden 
spanisdien   Schriften    entschiedene    Anlage  zu  Tüchtigem  und   weitverbreite- 
ten Willen  das  Versäumte   nachzuholen.    Und  wenn  sich  in   dieser  neuesten 
Literatur  überhaupt,   und  in  der  politischen  insbesondere,   bis  jetzt  noch  we- 
nige Selbstständigkeit  findet,  sondern  hauptsächlich  Uebersetzungen  und  Nach- 
ahmungen fremder  Werke  erscheinen:  so  erklärt  sich  dieses  ganz  natürlich  ans 
dem  Bedürfnisse,  so  schnell  als  möglich  das  zu  bekommen,   was    die  weiter 
vorgeschrittenen  Völker   indessen  geschaffen    haben.     Ist  erst  dieser  Stand- 
punkt erreicht,  dann  ist  auch  die  Möglichkeit  zu  eigenen  Leistungen  gegeben; 
und  die  Thatkraft   des  Spaniers  lässt  mit  Sicherheit  auf  eine  grosse  Zukunft 
der  Wissenschaften  rechnen,  falls  dem  Lande  nicht  etwa  noch  weitere  alhm- 
schlimme  Schicksale  beschieden  sind.     Jetzt  noch  ist  allerdings  die  spanische 
politische  Literatur  hinter  der  italienischen  zurück;' allein  ob  auf  immer,  ist  eine 
andere  Frage.    Die  Einsicht  in  das  eigene  Zurückstehen  ist  eine  bessere  V<^ 
bedeutnng  baldigen  und   vollständigen   Einholens,   als  Eitelkeit  und'  Oberem- 
pfindliches Nationalitätsgefühl,  welche  nur  zur  Vergötterung  des  bereits  vor- 
hand^en  geistigen  Besitzes,  wenn  er  auch  wenig  werth  ist,  und  zur  Zurüdsstos- 
sung  firemder  Leistungen,  nicht  aber  zum  Entschlüsse  des  Nacheifers  und  der 
Mitwirkung  führen.     Folgende,  freilich  wohl  unvollständige,  Bemerkungen  ge- 
ben wenigstens  einen  Begriff  von  dem ,   was  die  Spanier  in  den  Staatswissen- 
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Behalten  zu  leisten  im  Stande  waren.  —  Im  phüosophisdien  Staatsrechte  ist 
zu  zwei  verschiedenen  Zeiten  ein  Anlauf.  Ein  Bestj  altspanischer  Selbststän« 
digkeit  macht  sich  geltend  bei  dem  (wegen  seiner  ligoistischen  Yertheidigong 
der  Ermordung  eines  ketzerischen  Königes  im  Ganzen  falsch  beurtheilten)  Ma- 
riana und  bei  dem  edlen  Faxardo.  Jetzt  aber  liefern  Galiano,  Yal- 
despina,  Gayalles  Systeme,  namentlich  des  allgemeinen  constitutionellen 
Staatsrechtes.  —  Das  positive  Staatsrecht  war  dogmatisch  früher  schlecht  ver- 
treten durch  Perez  Yaliente,  und  nur  die  geschichtlichen  Arbeiten  über 
die  Gortes  so  wie  über  die  Eueres  der  baskischen  Provinzen  hatten  Werth. 
Jetzt  ist  ein  ganzer  Strom  von  Schriften  über  das  spanische  constitutionelle 
Recht,  namentlich  aber  auch  über  das  Yevwaltungsrecht  entstanden.  Den  be- 
sten Klang  auf  letzterem  Felde  haben  namentlich  Zuniga  und  Golmeiro; 
Letzterer  ein  staatlich  vollständig  durchgebildeter  Gelehrter.  —  Um  das  Yöl- 
kerrecht  hatte  sich  Spanien  früher  hauptsächlich  durch  seine  prächtigen  Yer- 
tragssammlungen  verdient  gemacht;  der  jüngste  Aufschwung  aller  geistiger 
Kräfte  der  Nation  hat  aber  auch  hier  viele  und  bedeutende  wissenschaftliche 
Früchte  getragen.  Yölkerrechtliche  Systeme  haben  Fando  und  Ferrater 
geliefert;  über  Con^ulatrecht  hat  Kiquelme,  über  die  völkerrechtliche  Yer- 
hältnisse  Spaniens  Goüi  geschrieben.  ^  Yon  den  verschiedenen  Zweigen  der 
Politik  ist  namentlich  die  Wirthschaftslehre  am  meisten  bearbeitet.  Seit  dem 
sechzehnten  Jahrhundert  finden  sich  Schriften  über  Landbau,  Münzwesen  und 
Handel  von  Alf redo  Herrer a,  Garanza,  Gonzalez,  Fonseca,  Gan- 
toz  Benites,  üstariz,  Gapmany,  Grtiz;  und  selbst  während  der 
schlechtesten  Zeiten ,  oder  vielmehr  durch  dieselben  veranlasst ,  haben  Spanier 
Rathschläge  zur  Wiederherstellung  des  WoMstandes  und  der  Macht  ihres  Ya- 
terlandes  veröffentlicht.  So  im  sechzehnten  Jahrhundert  Glivarez  und  Pe- 
rez Herrera;  im  Laufe  des  siebzehnten  Moncada,  Navarrete,  Mar- 
tinez  de  la  Mata  und  Os  orio;  und  unter  Karl  IH.  nimmt  diese  Literatur 
einen  so  bedeutenden  Aufschwung,  dass  Nachklänge  bis  in  die  Auflösung  aller 
Dinge  durch  den  französischen  Einfall  fortdauerten.  In  dieset  Zeit  trat  UHoa 
auf  mit  den  Yorschlägen  zur  Wiederaufbringung  der  Marine;  bekämpfte  Arri- 
quibar  von  Bilbao  die  Yerurtheile  und  Missbräuche  in  allen  Theilen  der 
spanischen  Staats-  und  Yolkswirthschaft ;  schrieb  Sempere-Guarinos  die 
G:6schichte  der  spanischen  Luxusgesetze,  und  Acevedo  die  der  Kolonialpolitik; 
suchten  Gampomanes,  Ward  und  Jovellanos  die  Bildung  und  die  Ge- 
werbethätigkeit  des  Landes  zu  heben;  gab  Munoz  ein  System  der  politischen 
Oekonomie  heraus;  und  aus  dieser  Zeit  hauptsächlich  stammen  die  beinahe 
zweihundert  Abhandlungen  verschiedener  Yerfasser  über  Ycrbesserung  spani- 
scher Zustände,  welche  Larrugos  (1789-^1800  in  45  Bänden)  sammelte. 
In  den  letzten  Jahrzehnten  endlich  ist  eine  grössere  Anzahl  von  regehrechten 
Systemen  der  Yolks-  und  Staatswirthsphaftslehre  auf  dem  jetzigen  Stande  der 
Wissenschaft  entstanden;  namentlich  von  Yillasantoro,  Mariano  Tor- 
rente, Florez  Estrada,  Golmeiro.  —     Schliesslich  darf  nicht  über- 
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gangen  werden ,  dass  Spanien  mehrere  vortreffliclie  ßtaüstiselie  Werke ,  fteOs 
über  das  Mutterland  nnd  einzelne  Provinzen  desselben  (z.  B.  Yaleneia),  theils 
Aber  Kolonieen,  z.  B.  die  Philippinen,  besitzt. 

8. 

Der  gegenwärtige  Zustand  der  Staatswissenschaften. 

Wie  verschieden  nun  aber  auch  die  Leistungen  der  europäischen  Völker 
je  nach   ihren  inneren  Anlagen   und  ihren  äusseren  Schicksalen  sein   mögen: 
so  weit  gehen  sie   doch  nicht  aus  einander,   dass  nicht  die  gesammtS  staats- 
wissenschaftliche Literatur  auch  als  ein  Ganzes  aufgefasst  werden  könnte,  ja 
mttsste.     Schliesslich   ist   doch  die  Gesittigung  aller  dieser  Nationen  eine  we- 
senthch  gleichartige;    und  somit  können  auch  die  Erzeugnisse   derselben  sich 
wohl  ergänzen  oder  denselben  Zweck  in  verschiedener  Weise  anstreben,  allein 
niemals  sich  gegenseitig  aufheben   oder  unverbindbar  neben  einander  stehen 
Der  Gebildete  eines  jeden  Volkes  wird  allerdings  durch  die  Schriften  seiner 
Landsleute  zunächst  angesprochen;   nicht  nur  weil  ihm  die  Sprache,    sondern 
noch  mehr,   weil   ihm  die  ganze  Auffassung  am  geläufigsten  ist.    Ebenso  fin- 
det sich  selbst   der  Gelehrte  in  den  im  eigenen  Lande   ausgefahrten  Arbeiten 
am  leichtesten  zurecht,  und  sie  ergänzen  am  unmittelbarsten  die  Lücken  seineB 
eigenen  Wissens,  weil  er  in  seinen  eigenen  Forschungen  von  derselben  Grund- 
lage ausgieng,  seine  Methode  und  seine  Kategorieen  wesentlich  die  gleichen 
sind.    Allein  dessen  ungeachtet  schliesst  kein  geistig  höher  Stehender   mit  der 
Literatur  seines  Volkes  ab.     Durch  Kenntniss  fremder  Sprachen  oder  durck 
Uebersetzungen  sind  ihm  auch  die  Schriften  der- Ausländer  zugänglich;   dff 
wunderbar  in  einander  greifende  Buchhandel  macht  ihm,  in  der  Kegel  wenigstens, 
die  in  fremden  Ländern,  selbst  Welttheilen,  erschienenen  Werke  erreichbar ;  die 
mehr  oder  weniger  von  der  seinigen  abweichende  Auffassung,  Behandlungsweise 
und   nächste  Absicht  der    auswärtigen   Wissenschaftsgenossen  reizt   'ihn  zum 
Nachdenken  und  Zurechtlegen.    So  entsteht  denn,  bei  richtiger  Behandlung,  ein 
wohl  geordneter  und  doch  weit  reicherer  Besitz,  als  er  im  Vaterlande  hätte  er- 
worben werden  können.     Das  Gesammtergebniss  ist  allerdings  eine  Mosaik  und 
kein   aus  demselben  Blocke  gemeisseltes  Werk;    allein  es  ersetzt  durch  Far- 
benreichthum  und  Lebensfülle  reichlich  den  Mangel  an  naturwüchsigem  Zusam' 
menhange  des  Stoffes.     Mit  Einem  Worte,  die  Weltliteratur  der  neuen  Gesit- 
tigung erstreckt  sich  auch  auf  die  Staatswissenschaften;  und  wie  sie  in  aUes 
anderen  Zweigen  den  menschlichen  Wissens,  Denkens  und  Fühlens  immer  zahl- 
reichere  Kenner   und  Anhänger  gewinnt,  so  auch  unter  den  Staatsgelehrteo. 

Es  ist  demnach  so  möglich ,  als  hier  an  der  Stelle ,  die  Entwerf  ung  and 
einer  Gesammtübersicht  über  die  staatswissenschaftliche  Literatur  zu  versuchai, 
in  welcher  nur  die  Zweige  der  Wissenschaft,  nicht  aber  die  verschiedenen  natio- 
neilen Leistungen  unterschieden  werden ,  als  Stand  jeder  Disciplin  aber  die 
Summe  aller  irgendwo  in  der  gesittigten  Welt  ans  Licht  g^retenen  Schriften 


Genohtspnnkte.  41 

erscheint.  Und  wenn  allerdings  diese  Uebersicht  an  gegenwärtiger  Stelle 
nur  in  den  allgemeinsten  Umrissen  entworfen  werden  kann:  so  dient  sie 
doch  selbst  in  dieser  Znsammendrängong  zu  einiger  Zurechtfindung  in  dem 
aUm&hlig  kaum  mehr  gewältigbaren  Reichthum  an  staatsrwissenschaftlichen 
Schriften  aller  Zeiten  und  Zungen ,  und  giebt  wenigstens  einen  allgemeinen  Be* 
griff  von  der  ehrenwerthen  Stellung,  welche  die  Staatswissenschaft  im  Ganzen 
anter  den  Erzeugnissen  der  menschlichen  Geistesthätigkeit  und  den  Belehrungs« 
mittein  einnimmt  Unvollkommenbeit  der  Zeichnung  und  Irrthümer  imUrtheile 
wird  aber  gerade  der  Sachverständige  am  sichersten  entschuldigen  bei  der 
Unermesslichkeit  des  Stoffes  und  der  Unmöglichkeit  einer  Beherrschung  aller 
Theile  des  grossen  Ganzen  durch  eigene  selbsständige  Forschung. 

Es  ist  nattlrlich,  dassmitder  philosophischen  Lehre  vom  Staate 
begonnen  wird ;  der  Anschauung  der  Meisten  aber  wird  es  entsprechen ,  wenn 
.hierbei  die  Literatur  der  aUgemeinen  Staatslehre,  des  philosophischen  Staats- 
rechtes und  selbst  die  der  Gesellschaftswissenschaft  ungetrennt  bleiben ,  (aller- 
dings im  Widerspruche  mit  streng  wissenschaftlicher  Behandlung).  —  Die  phi- 
losophische Grundlage  der  St^atswissenschaft  ist  nicht  nur  sehr  häufig,  sondern 
sie  ist  auch  am  längsten  bearbeitet ,  und  die  Ergebnisse  sind  ausserordentlich 
verschieden.  Mit  Piaton  beginnen  die  Versuche,  das  Wesen  des  Staates,  sei- 
nen letzten  Zweck,  die  hieraus  sich  ergebenden  Rechte  und  Pflichten  des  Or- 
ganismus und  seiner  einzelnen  Bestandtheile,  endlich  die  möglichen  Formen  der 
Gestaltung  zu  erf(»rschen ;  und  noch  in  diesem  Augenblicke  ist  man  vielfach 
mit  der  BegrOndung  und  Ausbildung  beschäftigt.  Schon  diese  lange  Dauer  der 
Arbeiten  und  der  dadurch  bedingte  Durchgang  durch  ganz  verschiedene  Gesit- 
tigungen  der  europäischen  Menschheit  lässt  auf'  grosse  Meinungsverschiedenheit 
in  der  Wissenschaft  schliessen.  Und  dem  ist  delm  auch  in  der  That  so.  Nach 
einer '  Arbeit  von  mehr  als  zweitausend  Jahren  ist  noch  nicht  entfernt  an 
einen  Abschluss  zu  denken.  Im  Gegentheile  gehen  die  Auffassungen  der  gegen- 
wärtigen Wissenschaft  weiter  auseinander,  als  die  zu  irgend  einer  vorangehenden 
Zeit,  und  ist  daher  auch  der  Streit  der  Meinungen  ein  verbreiteterer,  als  je :  so 
dass  es  fast  scheinen  möchte,  als  sd  der  falsche  Gedanke  des  Schöpfers  der 
modernen  Rechtsstaatslehre,  den  Staat  aus  einem  helluni  omnium  oantra  omnes 
hervorgehen  zu  lassen,  vom  Schicksale  gerächt  worden  durch  einen  allgemeinen 
Kriegszustand  unter  den  Staatsphilosophen.  Im  grossen  Ganzen  lassen  sich  drei 
bis  in  ihre  Grundauffassungen  verschiedene  Abtheilungen  der  Lehre  und  der 
Literatur  unterscheiden ;  neben  ihnen  freilich  noch  manche  kleinere  Schulen.  — « 
Im  klassischen  Alterthume  ward  der  Staat  als  Einheit  aufgefasst ,  in  welcher 
alles  Einzelne  und  jeder  Einzelne  aufzugehen  habe.  Diess  war  die  Einrichtung 
und  die  Forderung  des  Lebens ;  und  danach  auch  die  Lehre  der  Wissenschaft, 
welche  damals ,  wie  in  den  späteren  Zeitabschnitten ,  doch  nur  eine  idealisirte 
Ordnung  der  allgemeinen  Anschauung  war.  Eigentlich  hätte  also  diese  ganze 
Doctrin  mit  der  alten  Welt  erlöschen  sollen ;  allein  wunderbarer  Weise  fand  sie 
bei  dem  Wiedererwachen  einer  höheren  Bildung  im  späteren  Mittelalter  noch 
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einmal  eifrige  Anhänger  unter  den  lediglich  dem  Stadium  der  Alten  zogewen- 
deten  Gelehrten.  Freilich  verschwand  dieses  neue  Leben  bald  wieder ,  da  es 
keinen  Boden,  sei  es  in  dem  allgemeinen  Volksbewusstsein,  sei  es  in  der  nenzei- 
tigen  wissenschaftlichen  Auffassung,  fand.  Doch  hat  auf  diese  Weise  die  antike 
Staatsphilosophie  eine  doppelte ,  durch  eiaen  weiten  Zwischenraum  getrennte 
Literatur  erhalten;  die  eine  vergleichbar  einem  fröhlichen Pfianzenwuchse  unter 
günstigem  Himmel,  die  andere  einer  Sammlung  von  getrockneten  Eräuteiu 
Einige  ganz  verspätete  und  nur  aus  grosser  Unwissenheit  herrührende  Anklänge 
während  der  französischen  Umwäbnmg  kommen  nicht  weiter  in  Betracht  — 
Die  natnrgemässe  Staatsphilosophie  des  Mittelalters  war  die  Theorie  eines  all- 
gemeinen christlichen  Weltstaates.  Was  die  Kirche  lehrte  und  alle  Wlslt  glaubte, 
suchte  die  Wissenschaft  zu  begründen.  Der  Schriften  dieser  Auffassung  sind 
nicht  eben  viele;  allein  sie  behandeln  einen  dankbaren  Stoff  und  bewahren  auch 
noch  für  uns  einen  eigenen  poetischen  Duft.  Je  nachdem  sie,  das  geistlidie 
oder  das  weltliche  Schwert  höher  stellen,  zerfallen  sie  in  zwei  feindliche  Lager. 
Auch  diese  Lehre  ist  übrigens  nicht  ganz  abgestorben  mit  der  Zeit,  vor  wel- 
cher und  für  welche  sie  geschaffen  war.  Obgleich  in  der  ursprünglichen  mittel- 
alterlichen Form  durch  kirchlichen  Abfall  und  durch  wissenschaftliche  Kritik 
^rochen,  ist  eine  christlich -religiöse  Staatsphilosophie  immer  noch  vorhanden, 
und  es  sind  sogar  gerade  in  der  neueren  Zeit  sehr  entschiedene  Versuche  zu 
einer  den  jetzigen  Forderungen  der  Wissenschaft  und  des  Lebens  entsprechen- 
deren Wiederherstellung  gemacht  worden.  Diese  tragen  denn  theils  in  Frank- 
reich und  Oesterreich  eine  entschieden  katholische  Färbung;  theils  sucht  sie 
Stahl  mit  protestantischen  Ansichten  zu  vereinbaren.  .Ob  und  auf  wie  lange 
diess  gelingen  wird,  steht  freilich  dahin.  —  Bei  weitem  den  grossesten  Raum  in 
der  Literatur  nimmt  jedoch  die  auf  blosse  Yerstandesbegriffe  und  namenthch 
auf  die  Forderung  möglichst  grosser  individueller  Freiheit  gebaute  neuzeitliche 
Lehre  vom  Rechtsstaate  ein.  Im  siebzehnten  Jahrhundert  in  England  begrün- 
det, ist  sie  noch  jetzt,  freilich  in  wesentlichen  Modificationen  und  mit  Begünsti- 
gung verschiedener  Staatsformen,  bei  den  Völkern  europäischer  Gesittigung 
weit  verbreitet.  Die  Zahl  der  Untersuchungen  über  die  Orundbegriffe ,  der 
Systeme  und  der  Einzelnschriften  ist  hier  unberechenbar  gross,  in  England, 
Frankreich,  Italien  und  Deutschland.  Schon  die  eine  Abzweigung  der  Lehre, 
das  aUgemeine  constitutionelle  Staatsrecht,  ist  zu  grösstem  Umfange  angeschwol- 
len. Da  diese  Auffassung  der  Wissenschaft  tief  in  das  Leben  eingedrungen  ist, 
und  häufig  den  neueren  Einrichtungen  zu  Grunde  liegt ,  so  hat  sie  ausser  dtf 
rein  Wissenschaftlichen  Bedeutung  auch  noch  Halt  und  Verwendung  in  posi- 
tiven Verhältnissen.  Im  Uebrigen  soll  hiermit  allerdings  nicht  gesagt  sein ,  dass 
Rechtsstaatsphilosophie  gegenwärtig  ausschliesslich  in  der  Literatur  herrsche. 
Vielmehr  sucht  sich  einer  Seits  neben  ihr  (ausser  der  eben  erwähnten  Erneue- 
rung positiv -religiöser  Begründung)  auch  die  Bezeichnung  des  Staates  als  einer 
blossen  Thatsache  und  dnes  Machtverhältnisses  geltend  zu  machen;  anderer 
Seits  besteht  eine ,  offenbar  erst  in  den  Anfängen  begriffene ,  aber  schon  über 
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verscldeddne  Länder  verbreitete  Bemfllrang,  die  Gesellschaft  als  eine  vom 
Staate  wesentlich  Terschiedene  Gestaltung  menschlicher  Verhältnisse  wissen- 
schaftlich aufzufassen«  J^ne  Theorie  mag  nicht  viel  Aussicht  auf  grosse  Ver- 
breitung haben ;  aber  dieses  letztere  Unternehmen  muss,  wenn  es  gelingt  —  wie 
dazu  alle  Aussicht  ist  —  ganzen  Theilen  der  bisherigen  philosophischen  Staats- 
lehre eine  wesentlich  andere  Gestalt  geben.  Endlich  ist  noch  zu  bemerken, 
dass,  im  Widerstreite  mit  dem  Ansprüche  der  Bechtsstaatsphilosophie  auf  al- 
ieinige Wahrheit ,  eine  Anzahl  neuester ,  namentlich  deutscher ,  Staatsgelehrter 
den  dnzelnen  Staats -Auffassungen  nur  eine  relative  Wahrheit  zugestehen  will, 
(insofeme  eine  solche  nämlich  einer  bestimmten  Gesittigungsstuf  e  des  Menschen- 
geschlechtes und  den  daraus  sich  entwickelnden  Lebenszwecken  entspreche,) 
und  dieselben  vielmehr  nur  als  Theile  eines  umfassenden  Ganzen  erkennt.  — 
ünläugbar  bildet  die  Gesammtb^t  der  staatsphilosophischen  Literatur ,  (welche 
durch  manche  literargeschichtliche  Arbeiten,  zahllose  Streitschriften  und  das 
eigenthfimliehe  Geschlecht  der  Staatsromane  noch  weiter  ausgedehnt  ist)  eine 
eindruckmachende  Masse,  aus  welcher  viele  tüchtige  und  einzelne  vortreff- 
liche Werke  hervorragen.  Sowohl  für  wissenschaftliche  Zwecke  als  bei  beab» 
sichtigter  Benützung  für  das  Leben  besteht  die  Schwierigkeit  nicht  in  Auffin- 
dung irgend  eines  Schriftstellers ,  welcher  sich  mit  der  betreffenden  Frage  be- 
schäftigt hat,  als  vielmehr  in  der  Benützung  des  Tüchtigsten.  Literarhistorische 
und  kritische  Wegweiser  sind  hier  somit  unentbehrlich.  An  einen  Abschluss 
in  der  Lehre  aber ,  und  somit  auch  in  der  Literatur ,  ist  noch  gar  nicht  zu 
denken ;  und  es  lässt  sich  überhaupt  bezweifeln ,  ob  jemals  in  dieser  Wis* 
senschaft  ein  Sättigungspunkt  eintreten  kann ,  da  voraussichtlich  von  Zeit  zu 
Zeit  immer  wieder  neue  Gesittigungsphasen  neue  Lebenszwecke,  diese  aber 
andere  Forderungen  an  den  Staat  schaffen  werden,  welche  dann  ihrer  Seits  eine 
entsprechende  Begründung  und  Entwicklung,  also  eine  neue  staatsphilosophische 
Lehre  nothwendig  machen.  Die  Staatsphilosophie  und  ihre  Lehre  wird  wohl  auch 
künftig  dem  Entwicklungsgange  des  Menschengeschlechtes  folgen,  wie  sie  es 
bisher  gethan  hat. 

Weder  an  Menge  noch  an  innerer  Bedeutung  der  Werke  kann  mit  der 
Erörterung  des  Staatslebens  vom  logischen  und  namentlich  vom  rechtlichen 
Standpunkte  aus  verglichen  werden  dessen  Bearbeitung  aus  dem  Gesichtspunkte 
der  Sittenlehre.  Die  Staatsmoral  ist,  nicht  eben  zur  Ehre  unserer  Wissen- 
schaft und  unseres  Lebens  sei  es  gesagt,  ein  sehr  wenig  bebautes  Feld.  Das 
Bewusstsein  einer  Verpflichtung  zu  rein  vernünftigem  Handeln  auch  in  staat- 
lichen Beziehungen  ist  zu  allen  Zeiten  ein  so  vereinzeltes  und  schwaches 
gewesen ,  dass  sich  das  Bedürfhiss  einer  wissenschaftlichen  Durchbildung  nur 
wenig  geltend  gemacht  hat.  Selbst  nach  der  Auffassung  der  meisten  Staats- 
gelehrten besteht  eine  solche  Aufgabe  gar  nicht.  Mit  handgreiflichem  Verstösse 
gegen  die  Logik  wird  der  Staat  ausschliesslich  als  eine  Eechtsanstalt  und  le- 
diglich unter  Kechtsgesetzen  stehend  erklärt,  weil  derselbe  allerdings,  wie  jedes 
Veriiältniss  von  Menschen  zu  Menschen,  auch  eine  rechtliche  Seite  hat.  — 
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So  ist  denn  hier  nnr  von  einer  verhältniBsmässig  schwachen  Literatnr  zu  berich« 
ten.  Vor  Allem  von  einer  Anzahl  von  Schriften ,  welche  die  Bedeutung  des 
Sittengesetzes  fOr  das  Staatsleben  Überhaupt  grundsätzlich  untersuchen.  Theils 
bestehen  dieselben  aus  Erörterungen  überMachiavelli's  berüchtigte  Lehren; 
theils  fassen  sie  die  Frage  von  allgemeinem  Gesichtspunkte  auf.  In  beiden 
Gattungen  schlägt  Missverständniss  und  falsche  Schlussweise  vor.  —  Ein  eigens 
den  staatlichen  Verhältnissen  gewidmetes  System  der  Sittenlehre  besteht  nicht 
Dagegen  finden  sich  allerdings  in  den  besseren  Systeme  der  philosophischen 
oder  der  religiösen  Sittenlehre  mehr  oder  weniger  ausführliche,  Abschnitte  über 
das  sittliche  Verhalten  des  Menschen  im  Staate;  und  einzelne  Wenige,  gehen 
dabei  sogar  in  Besonderheiten  ein.  So  verdienstlich  nun  ohne  allen  Zweifel  diese 
Arbeiten  sind,  (namentlich  ist  hier  Roth  e  zu  nennen,)  so  ist  doch  einleuchtend, 
dass  durch  solche  gelegentliche  Berücksichtigung  völlig  Genügendes  nicht  er- 
reicht  werden  kann.  Hierzu  bedürfte  es  der  Arbeit  eines  Staatskundigen,  wel« 
eher  die  sämmtlichen  Verhältnisse  des  öffentlichen  Lebens  an  den  Maassstab  des 
Sittengesetzes  hielte ,  und  hier  nun  den  Unterschied  genau  erörterte  ,  welcher 
zwischen  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  und  denen  des  Rechtes  und  der  Po* 
litik  besteht.  Reifliche  geschichtliche  Nachweisungen  hätt^  Leben  und  unmit- 
telbare Anschauung  zu  geben,  und  es  wären  die  politischen  Lieblingssünden  des 
Tages  besonders  zu  berücksichtigen.  Ein  solches  Werk  besteht  aber ,  ?ne  ge- 
sagt ,  bis  jetzt  gar  nicht.  —  Am  wenigsten  kann  dessen  Stelle  durch  die  einzige 
noch  übrige  Gattung  von  Schriften  aus  dem  Gebiete  des  Staatsmoral  ersetzt 
wären,  nämlich  durch  die,  überdiess  nicht  in  grosser  Zahl  vorhandenen, 
Sammlungen  von  Lebensvorschriften  für  künftige  Regenten.  Abgesehen  nämlich 
davon ,  dass  diese  Regeln  in  jeder  Beziehung  nur  Bruchstücke  sind ;  dass  sie 
ferner  nicht  sowohl  auf  die  allgemeine  menschliche  Sittenlehre  als  auf  eine  po- 
sitiv -  religiöse  gestützt  werden,  somit  jeden  Falles  nur  für  den  Gläubigen  Wahr- 
heit enthalten:  haben  gerade  die  bekannteren  Schriftsteller  auf  diesem 
Felde  einen  höchst  verächtlichen  Sclavensinn  bewiesen.  Es  schmerzt ,  einen 
B  0  s  s  u  e  t  hier  in  erster  Reihe  nennen  zu  müssen. 

Glänzender  beweist  sich  unsere  Gesittigung  im  Völkerrechte.  Schon 
der  Gedanke  eines  für  sämmtliche  Staaten  aus  inneren  Gründen  gültigen 
Rechtssystemes ,  und  die  Bemühungen ,  diesen  Vorschriften  durch  positive  Sat- 
zungen festen  Halt  und  äussere  Erkennbarkeit  zu  geben,  ist  ein  sehr  ehrenwer- 
ther  Beweis  vorgeschrittener  Gesittigung.  Selbst  dem  Hellenen  noch  war  der 
Ausländer  ein  rechtloser  Barbar,  dem  Römer  ein  Feind.  Im  Mittelalter  aber 
hinderte  einer  Seits  die  grossartige  aber  unpraktische  Annahme  eines  christ- 
lichen Weltstaates ,  anderer  Seits  die  Gewohnheit  roher  Selbsthülfe  die  Ausbil- 
dung von  Rechtsverhältnissen  zwischen  den  in  Raum  und  Zeit  zusammenleben- 
den Völkern.  Die  gan^e  Auffassung  eines  Völkerrechtes  ist  eine  neuzeitliche, 
und  somit  auch  die  ganze  Literatur  des  Faches.  Als  eine  besondere  Ehre  für 
die  Wissenschaft  aber  ist  es  anzuerkennen ,  dass  in  diesem  wichtigen  Verhält- 
nisse sie  es  war ,  welche  die  von  ihr  aufgefundenen  theoretischen  Gesetze  dem 
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Leben,  und  zwar  in  dessen  gewaltigsten  Machtäusserangen,  aufdrang,  nicht  aber 
wie  diess  sonst  gewöhnlich  der  Fall  ist,  den  Stoff  und  die  Richtung  von 
Aussen  zur  Yerarbeiturg  empfieng.  Auch  verdient  sie  noch  das  Lob ,  bei  den 
ersten  Erfolgen  nicht  stehen  zu  bleiben ,  sondern  sich  mit  der  steigenden  Hu- 
manität auch  noch  weiter  auszubilden.  Eben  jetzt  ist  das  Völkerrecht  in  der 
Entwicklung  begriffen ,  an  die  Stelle  eines  Rechtsverhältnisses  zwischen  atomis- 
tisch  neben  einander  stehenden  und  selbstisch  nur  auf  sich  selbst  angewiesenen 
Staaten  ein  Sjstem  von  Rechtsregeln  zu  setzen,  welche  von  dem  Gedanken  einer 
gemeinsamen  HtÜfe  zu  Erreichung  einer  höheren  Gesammt|;esittigung  getragen 
sind.  —  Trotz  einer  kaum  erst  zweihundertjährigen  Dauer  ijst  die  Literatur 
des  Völkerrechtes  nicht  nur  sehr  zahlreich ,  sondern  auch  mit  trefflichen  Lei- 
stungen geziert.  Jedes  der  gesittigten  europäischen  Völker  hat  seinen  Beitrag 
gegeben ;  und  wenn  die  Deutschen  längere  Zeit  den  anderen  voran  giengen, 
80  sind  sie  jetzt  wohl,  selbst  im  Systeme,  von  den  übrigen  mindestens 
erreicht  Es  bestehen  grosse,  zum  Theile  von  den  Regierungen  selbst  veran- 
stalteten Vertragssammlungen;  allmählig  sich  vermehrende  und  mehr  und  mehr 
Einsicht  gewährende  Mittheilungen  von  Staatsschriften ;  zahlreiche  j  bis  in  die 
jüngste  Zeit  herabreichende  Systeme  sowohl  des  philosophischen  als  des  posi- 
tiven Völkerrechtes,  und  zwar  in  allen  Sprachen;  vortreffliche  geschichtliche 
Arbeiten  sowohl  über  Einzelnes  als  über  die  Gesammtheit  der  völkerrecht- 
lichen Thatsachen  und  Schriften;  endlich  Monographieen  fast  in  übergro»- 
Menge.  lieber  einige  besonders  häufig  zur  Anwendung  kommende  Leh- 
ren, wie  die  vom  Seerechte  in  Krieg  und  Frieden,  von  den  Rechten  der 
Neutralen,  vom  internationalen  Privatrechte,  sind  kleine  Bibliotheken  vor- 
banden. IMfit  Einem  Worte,  d|e  Bearbeitung  des  Völkerrechtes  ist  schon  in 
ihrem  jetzigen  Bestände  eine  Zierde  der  Staatswissenschaften,  und  gereicht,  als 
ein  durch  Arbeitsvereinigung  geschaffener  Besitz,  sämmtlichen  Culturvölkern 
Europa's  und  Amerika's  zum  gemeinschaftlichen  Ruhme ;  sie  ist  aber  auch  noch 
besonders  dadurch  erfreulich ,  das's  sich  in  aUen  ihren  Aufgaben  ein  gesundes 
Leben  zeigt,  welches  wesentliche  Weiterförderung  im  Ganzen  und  im  Einzelnen 
verspricht.  Offenbar  hat  sie  ihre  höchste  mögliche  Stufe  noch  nicht  erreicht ; 
allein  sie  ist  im  kräflagen  Streben  nach  immer  Besserem  begriffen,  und  wird 
daher  von  Jedem ,  welcher  Kopf  und  Herz  auf  dem  rechten  Flecke  hat ,  mit 
Theilnahme  verfolgt. 

Kaum  überschaubar  ist  die  Literatur  des  positiven  Staatsrechtes, 
und  ohne  Zweifel  dasselbe  auch  wissenschaftlich  von  allen  politischen  Discipli- 
nen  am  meisten  durchgearbeitet.  Beides  erklärt  sich  leicht.  Einer  Seits  ist  in 
jedem  Staate  das  Bedürfniss  einer  genauen  Feststellung  und  ins  Einzelnste  ge- 
henden Ausbildung  solcher  täglich  zur  Anwendung  kommender  Sätze  sehr 
gross.  Anderer  Seits  ist  die  Zahl  der  Rechtsgelehrten ,  somit  der  zu  einer  sol- 
chen Arbeit  Befähigten,  überall  bedeutend;  auch  dabei  nicht  zu  übersehen,  dass, 
wenn  es  natürlich  auch  hier  zur  Erreichung  der  ersten  Stellen  grosser  und  so- 
mit seltener  Eigenschaften  bedarf,  doch  schon  ein  gewöhnlicheres  Maass  von 
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Begabung  und  allgemeiner  Ausbildung  zu  ganz  brauchbarer  Bearbeitung  eines 
positiven  Rechtes  hinreicht.  Wo  also  immer  das  Regierungssystem  die  Beschäf- 
tigung mit  dem  Landesstaatsrechte  gesCieittet ,  pflegt  es  an  Schnftstellem  über 
dasselbe  nicht  zu  fehlen;  und. selbst  unter  beschränkenden  äusseren  Yerhaltniß- 
sen  sind  doch  Erörterungen  einzehier  unverfänglicher  Theüe  oder  eines  frem* 
den  Rechtes  immer  noch  möglich.  Auf  diese  Weise  sind  wenige  Staaten,  deren 
Recht  überhaupt  eine  wissenschaftlichen  Behandlung  verdient,  ohne  eine  solche 
geblieben ;  sei  es  nun  von  Einheimischen  oder  Ton  Fremden,  von  Gleichzeitigen 
oder  von  später  Lebenden.  Was  dabei  entfernter  Stehenden  an  unmittelbarem 
Verständnisse  abgeht^  können  sie  durch  eine  allgemeine  Uebersicht  und  grössere 
Unbefangenheit  ersetzen.  —  Schon  das  Recht  der  Staaten  des  Alterthumes  ist 
vielfach  bearbeitet.  Es  bestehen  mehrere  treffliche  Darstellungen  der  israeliti- 
tischen  Staatseinrichtungen;  wenigstens  Anfänge  einer  Kenntniss  des  Rechtee 
der  Hindu -Theokratie;  vor  Allem  aber  Zahlreiche,  gelehrte  und  scharfsinnige 
Arbeiten  über  das  öffentliche  Recht  der  Griechen  und  Römei*.  Alle  europäischen 
Völker,  vor  Allem  aber  die  Peutschen,  haben  ihre  Beiträge  zu  dieser  letztere! 
Literatur  geliefert ;  und  einige  der  glänzendsten  Namen  in  der  Wissenschaft 
finden  sich  auf  diesem  Felde.  —  Noch  zahlreicher  sind  die  Schriften  über  das 
Staatsrecht  des  Mittelalters.  Mag  auch  eine  Bearbeitung  des  muhamedanischen 
Rechtes  erst  in  Bruchstücken  vorhanden  sein :  so  ist  desto  mehr  geschehen  Air 
genaue  Kenntmss  der  abendländischen  Staaten.  Allerdings  nicht  sowohl  in  die- 
sen frühen  Jahrhunderten  selbst ;  ihre  wissenschaftliche  BiMung  reichte  hierzu 
nicht  aus;  allein  um  so  mehr  in  der  neueren  Zeit.  Die  Rechtszustände  des 
Mittelalters  sind  von  den  ersten  Gründungen  der  Barbaren  an  bis  zur  Entwick- 
lung des  neuzeitlichen  Rechtsstaates  reichlich  und  zum  Theile  meisterhaft  er- 
örtert,  ia  fortlaufender  geschichtlicher  Entwicklung,  als  geschlossenes  Ganzes 
zu  bestimmter  Zeit,  oder  in  Monographieen  und  Streitschriften.  So  das  frühere 
französische  Recht  unter  allen  drei  Königsgeschlechtem ;  das  Recht  der  Angel- 
sachsen und"  das  der  normannischen  Eroberung  in  England ;  Deutschlands  von 
Cäsar  und  Tacitus  an  bis  zum  Verfalle  des  Kaiserthums  und  der  staatsäholichen 
Ausbildung  der  Landeshoheit ;  Spaniens,  namentlich  in  Betreff  seiner  baskischen 
Provinzen  und  Aragon's;  der  italienischen  freien  Städte  und  Aristokratieen,  so 
wie  Neapels.  Und  jeder  Tag  bringt  noch  in  irgend  einem  Lande  einen  Beiting 
zur  genaueren  und  schärferen  Eenntniss.  —  Und  was  endlich  das  Staatsrecht 
der  Neuzeit  betrifft,  somit  das,  wenigstens  in  seinen  letzten  Gestaltungen,  un- 
mittelbar praktische ,  so  ist  hier  des  Guten  beinahe  zu  viel.  Dieser  Theil  der 
Literatur  ist  kaum  mehr  gewältigbar;  oft  schon  in  dem  einzelnen  Lande,  ge- 
schweige denn  in  seiner  Gesammtheit.  Frankreich  hat  sein  constitutionelles 
Staatssrecht ,  vorzüglich  aber  sein  Verwaltungsrecht,  in  zahlreichen  Schriften 
erörtert ;  England  hauptsächlich  die  Verfassungsfragen ;  in  Deutschland  ist  nidit 
nur  das  Recht  der  Einheit,  —  so  weit  hier  Recht  und  Einheit  war  und  ist,  -* 
in  drei  verschiedenen  Gestaltungen ,  so  wie  das  gemeinsame  öffenüiche  Recht 
sämmtlicher  einzeluer  Staaten,  sondern  auch  noch  das  hesondere  Redit  vieler 
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dieser  letztern  bearbeitet ;  und  zwar  in  aUen  denkbaren  Formen ,  welche  eine 
wissenschaftliche  Erörterung  überhaupt  annehmen  kann.  Das  schweizerische 
Staatsrecht  ist  allmählig  dem  Bedürfnisse  näher  gebracht  Holland  und  na- 
mentlich das  junge  Belgien  leisten  das  in  kurzer  Zeit  und  in  kleinerem  Kreise 
Mögliche;  Spanien  sucht  das  lange  Versagte  durch  doppelten  Eifer  zu  erwer- 
ben ;  und  selbst  unter  dem  mehr  ausserhalb  der  grossen  staatlichen  Bewegung 
stehenden  Staaten  ist  kaum  einer,  dessen  öffentliches  Recht  nicht  eine  Darstel- 
lung gefunden  hätte.  Viele  der  europäischen  Staaten  aber  werden  bereits  über- 
troffen durch  die  Vereinigten  Staaten,  deren  Bundesrecht  nicht  blos  von  einigen 
seiner  besten  eigenen  Kechtsgelehrten,  sondern  auch  vielfach  von  Ausländem 
dargestellt  oder  kritisch  untersucht  ist.  Und  Niemand  kann  bezweifeln,  dass 
diese  Leistimgen  nur  ein  erster  Anfang  dessen  sind,  was  von  Amerika  bei  län- 
gerer Ausbildung  der  Verfassungen  und  bei  der  auch  in  der  Rechtswissenschaft 
sichtbar  zunehmenden  Steigerung  höherer  Bildung  geschehen  wird.  —  Mit  Einem 
Worte ,  der  wissenschaftliche  Bestand  des  positiven  Staatsrechtes  ist  im  Ganzen 
ein  sehr  befriedigender ;  und  wenn,  wie  diess  nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf, 
allerdings  auch  hier  sich  noch  Lücken  und  minder  gelungenere  Abtheilungen 
vorfinden;  oder  wenn  Veränderungen  in  den  Gesetzgebungen  auch  nicht  selten 
eine  Neubearbeitung  bereits  erörterter  Gegenstände  nöthig  machen;  es  somit  für 
künftige  Bestrebungen  keineswegs  an  Stoff  gebricht:  so  ist  doch  der  Grund 
trefflich  gelegt  und  gutes  Beispiel  in  Menge  gegeben. 

Schwierig  ist  es ,  eine  gedrängte  Rechenschaft  zu  geben  von  dem  gegen- 
wärtigen wissenschaftlichen  Zustande  der  Politik;  der  Umfang  ist  zu 'gross 
und  der  Stoff  zum  Theile  massenhaft  Es  sind  blosse  Unt^rabtheilungen  als 
eigene  Wissenschaften  ausgebildet ,  wie  z.  B.  die  Polizei  -  und  die  Finanzwis- 
senschaft In  anderen  Fällen  ist  die  Literatur  einer  einzelnen  Frage  so  zahl- 
reich ,  dass  selbst  im  engen  Kreise  wieder  gesondert  werden  muss  zur  Gewin- 
nung einer  klaren  Anschauung.  So  bei  der  Frage  über  das  beste  Strafsystem, 
wo  die  Schriften  über  die  Todesstrafe,  über  das  Gefängnisswesen,  über  die  Straf- 
kdonieen  je  eigene  beträchtliche  Sammlungen  bilden.  Endlich  greift  eine  eigeiit- 
lich  nur  zu  den  Vorkenntnissen  gehörige  Disciplin,  die  Volkswirthschaftslehre,  so  tief 
in  viele  politische  Fragen  ein,  und  sie  ist  durch  fehlerhafte  Systematik  der  Eng- 
länder und  Franzosen  80  unlösbar  mit  der  Hauptlehre  verflochten,  dass  sie  kaum 
beseitigt  werden  kann.  Mögen  denn  einige  Bemerkungen  über  den  Stand  der 
politischen  Literatur  im  Allgemeinen ,  und  dann  die  beispielsweiseu  Hervoriie- 
bungen  einielner  besonders  reichlich  bedachter  Fächer  nothdürftig  genügen.  — 
An  tüchtigen  Systemen,  welche  das  ganze  Gebiet  der  Staatskunst  umfassen, 
fehlt  es;  somit  an  Schriften,  welche  der  äusseren  und  der  inneren  Politik,  bei 
letzterer  wieder  der  Verfassungs-  und  der  gesammtenVerwaltungs- Politik  ihre 
richtige  Stellung  einräumten,  durchgreifende  Grundsätze  für  alle  diese  Aufga- 
ben aufstellten,  und  wenigstens  einen  Begriff  von  dem  sachlichen  Inhalte  eines 
jeden  Haupt-  und  Nebentheiles  gäben.  Allerdings  sind  sehon  im  siebzehnten 
Jahrhunderte  Versuche  dieser  Art  gemacht  worden,  und  hat  es  an  Nachfol- 
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gern  m  dem  grossen  Unternehmen  bis  heute  n^cht  gefehlt;  allein  diese  Schrit- 
ten bleiben  sämmtlich  in  der  formellen  Anlage,  im  Stoffe  oder  in  der  Methode 
selbst  hinter  bescheidenen  Forderungen  zurück,  gewöhnlich  in  allen  zumaL 
Hier  ist  somit  noch  grosses  Verdienst  zu  erwerben,  faUs  uicht  die  Lösung  der 
Aufgabe  überhaupt  über  die  menschliche  Kraft  geht.  —  Vieles  Geistreiche  und  Ge- 
lehrte ist  geschrieben  über  die  dinglichen  und  geistigen  Grundbedingungen  des  staat- 
lichen Lebens  und  Gedeihens;  also  über  Lage,  Klima  und  Bodenbeschaffenheit  der 
Länder ;  über  psychologisch  wohlberechnete  Behandlung  der  Menschen ;  über  peU- 
tische  Logik  oder  richtige  Beobachtung  der  Thatsachen  und  Verwendung  derset 
ben  zu  Schlüssen;  über  gedeihliches  Verhältniss  Ton  Staat  und  Kirche;  über 
di^  zur  Ausführbarkeit  einer  bestimmten  Staatseiniichtung  nothwendigen  Vor- 
aussetzungen;  und  so  noch  über  manches  Andere.  Namentlich  haben  auch 
geistreiche  Staatsmänner  vielfach  die  Erfahrungen  eines  vielbewegten  Lebens 
in  kurzen  Sätzen  und  ohne  weiteren  Zusammenhang,  als  den  einer  einheitlichea 
subjectiven  Beobachtung,  mitgetheilt,  und  hierüber  oft  goldene  Worte  gespro- 
chen. Aber  auch  hier  fehlt  es  bis  jetzt  an  einer  beherrschenden  Zusammen- 
fassung dieses  ebenso  zahlreichen  als  verschiedenartigen  Stoffes  zu  einer  Ge- 
sammtlehre  von  den  aUgemeinen  politischen  Bedingungen.  —  Eine  nicht  nur 
reichliche  und  gründliche ,  sondern  auch  eine  mit  grossem  Aufwände  wissen- 
schaftlicher Bemühungen ,  formell  abgerundete  und  geordnete  Bearbeitung  hat 
die  Wirthschaftslehre  gefunden.  Ein  spätes  Kind  der  Neuzeit  hat  dieselbe  be- 
reits drei  Hauptschulen  durchlaufen  und  jede  denkbare  Art  von  Darstellung 
erfahren.  Von  den  Engländern  ist  sie  sachlich  und  gründlich,  von  den  Fran- 
zosen klar,  von  den  Deutschen  logisch  und  gelehrt,  von  den  Italienern  scharf- 
sinnig erörtert  worden ;  Sociaüsten  und  Communisten  sind  gegen  ihre  Grundlagen 
Sturm  gelaufen.  Wir  besitzen  geschichtliche  Werke  von  grosser  Gelehrsamkeit 
über  die  Wirthschaft  des  Alterthumes  und  des  Mittelalters,  über  einzelne  wich- 
tige Vorfälle,  Anstalten  oder  Zweige  der  Volkswisthschaft.  Der  Systeme  giebt 
es  Dutzende  in  allen  Sprachen;  und  einzelne  Fragen,  z.  B.  über  Preis,  Rente, 
Erzeugungskosten,  sind  mit  einer  Kraft  der  Abstraction,  einer  mathematischen 
Schärfe  und  einer  Folgerichtigkeit  der  Schlussfolge  behandelt,  wie  sich  deren 
selten  eine  wissenschaftliche  Frage  zu  erfreuen  hat.  Und  dennoch  ist  es  höchst 
zweifelhaft,  ob  diese  so  fein  ausgearbeite  Wissenschaft  den  richtigen  Weg  zur 
Wahrheit  eingeschlagen  hat ,  oder  ob  wenigstens  ihre  Sätze  richtig  angewendet 
werden.  Es  ist  nämlich  wohl  keine  unbegründete  Forderung ,  dass  entweder 
schon  die  Wissenschaft  nicht  blos  die  Arbeitskraft  des  Menschen,  sondern  auch 
dessen  Hecht  zu  gemessen  und  sein  Gefühl  für  Leiden  in  Berechnung  nehme; 
oder  dass  wenigstens  ihre  auf  das  Wirthschaftliche  beschränkten  Lehren  nicht 
als  unbedingte  Gesetze  des  menschlichen  Handelns ,  sondern  eben  nur  als  die 
Erklärung  der  sachlichen  Seite  der  Fragen  betrachtet  werden.  In  ihrer  ge- 
wöhnlichen gegenwärtigen  Auffassung  ist  die  Wissenschaft  keineswegs  schon 
bei  der  Vollendung  angekommen;  vielmehr  stehen  ihren  Sätzen  andere  Ver- 
bindungen und  wirksame  Abänderungen  bevor^  wenn  sie  völlig  wahre  Voraus- 
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setznngen  der  Staatsknnst  werden  wollen.  —  Bei  keinem  Theile  der  Verwal- 
tnngspolitik,  ist  man  so  sehr  zn  der  Yoraassetznng  einer  vollkommenen  wissen- 
schaftlichen Ausbildung  berechtigt,  als  bei  der  Justiz -Politik;  denn  nichts 
erscheint  natürlicher  als  dass  unter  den  vielen  Tausenden  von  rechtsgelehrten 
Schriftstellern  aller  Länder  sich  entsprechende  Kräfte  zur  Lösung  der  Frage 
gefunden  haben  werden,  auf  welche  Weise  die  Eechtspflege  am  besten  einzu- 
richten sei?  und  dennoch  wäre  diese  Annahme  eine  unrichtige.  Allerdings 
sind  einzelne  Gegenstände  sehr  vielfach  und  gründlich  besprochen;  so  z.  B. 
die  Codification,  das  Straf system,  das  Geschwornengericht  u.  s.  w.  Allein 
nicht  nur  ist  anderen  ebenso  wichtigen  Funkten  diese  Aufmerksamkeit  nicht 
zu  Theil  geworden,  vrie  z.  B.  der  Einrichtung  der  Gerichte,  der  Staatsanwalt- 
schaft, den  Sachwaltern,  der  ganzen  Präventiv- Justiz ;  sondern  es  fehlt  na- 
mentlich auch  gänzlich  an  einer  übersichtlichen  und  umfassenden  Zusammenar- 
beitung.  Wir  besitzen  allerdings  J.  Bentham's  wundervolle  Schriften,  welche 
sich  über  den  grösseren  Theil  der  Jjistiz- Politik  erstrecken;  allein  sie  sind 
doch  nur  lauter  Monographieen,  durch  grosse  Sonderbarkeiten  entstellt,  über- 
diess  wesentlich  auf  englischeRechtszustände  berethnet.  — -  Weit  vollkommener 
ist  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  der  Polizei.  Der  noch  immer  fortdau- 
ernde Streit  über  den  richtigen  Begriff'  dieses  Theiles  der  Staatsthätigkeit  hin^ 
dert  weder  eine,  zum  Theile  fast  unabsehbare,  Menge  von  Schriften  über  ein- 
zelne Theile ,  noch  selbst  die  Entfernung  zahlreicher  Systeme.  Letztere  sind 
hauptsächlich  von  Deutschen  verfasst;  an  den  Monographieen  aber  z.B.  übeVBe- 
vOlkeriingslehre,  Gesundheitspflege,  Unterrichtswesen,  System  des  Grundeigen- 
thumes,  Armenversorgung,  Fabrikbetrieb,  Münze,  Banken,  Post  u.  s.  w.,  neh- 
men alle  gesittigten  Völker  lebhaften  Antheil.  Unzweifelhaft  ist  viel  Unbedeu- 
tendes unter  dieser  zahllosen  Menge  von  Büchern;  allein  auch  manches  Mei- 
sterwerk. Und  wenn  allerdings  noch  nicht  alle  Aufgaben  gelöst  sind,  so  beruht 
doch  ein  guter  Theil  unserer  Gesittigung  und  unseres  Wohlbefindens  auf  der 
Auffindung  der  richtigen  Grundsätze  und  auf  der  ihnen  entsprechenden  Thä- 
tigkeit  in  polizeilichen  Dingen.  Alles  zusammen  genommen  möchte  kein  Theil 
des  gesammten  Schriftenthumes  einen  schlagenderen  Beweis  von  dem  hohen 
Stande  des  intellectuellen  Tbeiles  der  europäischen  Gesittigung  geben,  als  die 
Literatur  über  die  polizeiliche  Thätigkeit  des  Staates,  d.  h.  über  die  Anwen- 
dung der  staatlichen  Gesammtkraft  zur  Förderung  erlaubter  menschlicher  • 
Interessen,  welche  durch  die  vereinzelte  Anstrengung  der  zunächst  Betheiligten 
nicht  genügend  befriedigt  werden  könnten.  Schon  der  Gedanke  einer  solchen 
gemeinschaftlichen  Hülfe  ist  ein  Beweis  von  eben  so  viel  Verstand  als  Bildung; 
dann  aber  sind  die  Untersuchungen  .über  das  richtige  im  einzelnen  Falle  ein-  * 
zuhaltende  Verfahren  ein  Schatz  von  Scharfsinn,  Gelehrsamkeit  und  Beobach- 
tung. Dass  unsere  Bildung  in  sittlicher  Beziehung  nicht  vollständig  auf 
derselben  Stufe  steht,  ist  allerdings  unzweifelhaft;  allein  diess  darf  nicht  hin- 
dern, das  wirkliche  Geleistete  anzuerkennen.  —  Auch  die  Finanz-Wissen- 
senschaft  gehört  zu  den  gut  und  reichlich  bearbeiteten  Theilen  der  Staats- 
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kunst  Die  bis  in  das  siebzehnte  Jahrhundert  hinauf  gehenden  Anfänge 
versprechen  allerdings  wenig,  indem  sie  kaum  etwas  anderes  sind,  als  grund- 
satzlose und  unzusammenhängende  Rathschläge  zur  Yermehrung  der  fürstlichen 
Einkflnfte.  Mit  der  Ausbildung  der  Wirthschafslehre  begann  jedoch  eine  hö- 
here Auffassung  und  ein  allmähliges  Begreifen  des  Zusammenhanges  mit  dem 
gesammten  Volkswohlstände;  und  so  entstanden  richtigere  Grundsätze  und 
Systeme.  Jetzt  sind  nicht  nur  die  Wirkungen  der  verschiedenen  Einnahme- 
queUen,  namentlich  der  einzelnen  Steuerarten,  sondern  auch  die  Principien  einer 
geordneten  Verwaltung,  die  Ordnung  der  Ausgaben,  so  wie  das  Staatsschulden- 
wesen, scharfsinnig  und  mit  reicher  statistischer  Gelehrsamkeit  untersucht 
Es  bestehen  schöne  geschichtliche  Arbeiten  über  den  Staatshaushalt  verschie- 
dener Länder  und  Nachweisungen  über  bemerkenswerthe  positive  Einrichtun- 
gen.    Das  Lob  der  Systematisirung  aber  gebührt  vor  Allen  den  Deutschen. 

Noch  ist  übrig,  einen  Blick  auf  die  geschichtlichen  S'taatswis- 
sensc haften  zu  werfen.  —  Von  einer  Wissenschaft  der  Statistik  kann 
erst  seit  dem  siebzehnten  Jahrhundert  die  Rede  sein ,  wenn  den  Worten  nicht 
Gewalt  angethan  werden  soll.  Welcher  Art  die  Staats-  und  Vollcsschilderungen 
hellenischer  Schriftsteller  waren,  ist  uns  unbekannt;  jedenfalls  haben  dieselben, 
da  sie  völlig  verloren  gagangen  sind,  keinerlei  Einfluss  auf  die  spätere  Wissen- 
schaft üben  können.  Die  Kömer  haben  wohl  nur  einige  Staatsarbeiten  zur 
Eenntniss  bestimmter  Verhältnisse  ihres  Reiches  unternommen.  Was  mu- 
hamedanische  Statthalter  über  ihre  Provinzen  oder  arabische  Reisende  als  ihre 
Erlebnisse  berichteten,  ist  theils  kaum  Statistik,  theils  hat  es  keinerlei  Ein- 
fluss auf  das  Abendland  gehabt.  Ebenso  sind  das  Domesdaybook ,  das  Land- 
buch des  dänischen  Waldemar,  ähnliche  andere  Arbeiten  bis  zu  den  Grundbü- 
chern der  BJöster  herab ,  nur  amtliche  Arbeiten  zu  practischen  Zwecken  ge- 
wesen und  geblieben.  Die,  allerdings  höchst  merkwürdigen,  Gesandtschaftsbe- 
richte der  Venetianer  blieben  Geheimniss;  die  von  Aeneas  Silvius  und 
Machiavelli  gemachten  kurzen  Schilderungen  von  Land  und  Leuten  in 
Deutschland  und  Frankreich  sind  ganz  unmethodisch.  Und  wenn  sich  nun 
allerdings  auch  von  Sansovino  und  Botero  an  die  vorläufigen  Schritte  und 
dunklen  Ahnungen  einer  eigenen  Wissenschaft  mehren,  so  ist  diese  doch  vor 
Conring  nicht  mit  Bestimmtheit  ausgeschieden  und  in  ihrem  besonderen 
Zwecke  erkannt,  vor  Achenwall  sogar  nicht  mit  eigenem  Namen  bezeichnet 
worden.  Seit  dieser  Zeit  ist  sie  denn  freilich  riesenhaft  gewachsen ;  und 
was  vor  hundert  Jahren  nicht  dem  Namen,  vor  zweihundert  Jahren  nicht 
einmal  der  Sache  nach  bekannt  war,  ist  jetzt  ein  Bestandtheil  der  allgemeinen 
Bildung,  eine  unerlässliohe  Grundlage  staatsmännischer  Befähigung  und  eine 
weit  verbreitete,  auch  von  den  Regierungen  mit  Vorliebe  und  Opfern  geförderte 
Beschäftigung  geworden.  Zahlreiche  und  geistreiche  Schriften  über  Zweck  und 
Methode;  literargeschichtliche  Werke;  grosse  amtliche  Ai'beiten  verschieden- 
ster Art  in  fast  allen  Ländern;  umfassende  Handbücher,  Monographieen  über 
einzelne  Länder,  Gegenstände,  Einrichtungen;  Jahresberichte;  Fachzeitschriften 
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und  Bekanntmachun'gen  eigener  Gesellschaften,  bilden  bereits  einen  der  reich- 
sten Theile  der  stäatswissenschaftlichen  Literatur,  bei  welchem  kein  irgend  gesittig- 
tes  Volk  ganz  zurück  bleibt.  Es  mag  dabei  manche  Spielerei,  unrichtige  Angabe 
und  geistlose  Aufzeichnung  nutzloser Thatsachen  mit  unterlaufen;  auch  ist  rich- 
tig, dass  die  statistische  Literatur  durch  die  beständige  Veränderung  der  staat- 
lichen Zustände  sehr  schnell  veraltet  und  daher  in  ermüdendem  und  kostspie- 
ligem "Wechsel  begriffen  ist.  Allein  zweierlei  grosse  Vortheile  sind  doch  un- 
läugbar  durch  diese  grosse  Thätigkeit  erreicht.  Einmal,  eine  viel  genauere 
Kenntniss  der  uns  umgebenden  staatlichen  Zustände;  damit' aber  eine  bessere 
Grundlage  zu  Berechnungen  der  eigenen  und  der  fremden  Kräfte  und  Plane; 
eine  stehende  Aufmunterung  zur  Nachahmung  zweckmässiger  Einrichtungen  an- 
derer Staaten;  eine  unerbittliche  und  unwiderlegliche  Kritik  falscher,  eine 
sichere  Vertheidigung  richtiger  Grundsätze  und  Versuche ;  kurz :  Wahrheit  an- 
statt Selbsttäuschung  und  Vorspiegelung.  Zweitens,  ein  unschätzbares  Material 
für  künftige  Geschichtschreibung.  Das  auf  dem  Bücherbrette  des  Privatmannes 
veraltende  statistische  Werk  wächst  in  einer  öffentlichen  Sammlung  in  die  Be- 
deutung einer  geschichtlichen  Quelle  hinein.  Wie  ganz  anders  stünäen  wir,  um 
nur  diesen  hier  nächstliegenden  Gesichtspunkt  hervorzuheben,  in  den  sämmt- 
lichen  Staatswissenschaften,  wenn  uns  aus  allen  Gesittigungsperioden  und  aus 
allen  Staatsgattungen  solche  umfassende  Kenntnisse  der  öffentliphen  Ein- 
richtungen und  solche  zahllose  Nachweisungen  über  die  Ursachen  und  Wir- 
kungen i^on  Gresetzen  und  Handlungen  zu  Gebote  stünden,  wie  sie  unsere 
l^achkommen  durch  die  jetzige  statistische  Literatur  über  unsere  Einrich- 
tungen, Versuche  und  Fehler  besitzen  werden ,  und  wenn  wir  also  an  unsere 
Theorieen  so  zahlreiche  und  untrügliche  Maassstäbe  anlegen  könnten!  Dass 
die  Literatur  der  Statistik  niemals  zum  Abschlüsse  kommen  kan^  sondern  mit 
den  wechselnden  menschlichen  Zuständen  immer  Schritt  halten  und  an  den 
Veränderungen  sich  verjüngen  wird,  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  und  wird 
nicht  sowohl  Verdienst  als  Bedürfniss  sein. 

Es  wäre  höchst  überflüssig,  erst  zeigen  zu  wollen,  dass  eine  grosse  Lite- 
ratur der  Staatengeschichtc  besteht.  Kein  gebildetes  Volk  und  kein 
der  Barbarei  entwachsendes  Zeitalter  hat  es  an  Beiträgen  zur  Kenntniss  der  Be- 
gründung, der  Entwicklung  und  des  Verfalles  von  Staaten  fehlen  lassen.  Die  Reihe 
der  politischen  Geschichtschreiber  reisst  nicht  ab  von  den  gi'ossen  Geschicht- 
schreibem  des  Alterthumes  an  bis  auf  Clarendon,  Robertson,  Hume,  Ali- 
son,  MahonundMacaulay;  oderauf  deThou,  Retz,  Guizot,  Thi^rry, 
Mignet;  auf  Machiavelli,  Bentivoglio,  Guicciardini,  Davila, 
Botta  und  Coletta;  auf  Khevenhüller,  Friedrich  n.,  Spittler, 
Ranke,  Schlosser  und  Hiusser;  auf  Marshall,  freston  und  Bau- 
er oft.  Nebenbei  sind  unzählige  Quellen  in  der  Form  von  Urkundensamm- 
lungen, Briefwechseln,  eigenen  Denkwürdigkeiten  berühmter  Feldherren  und 
Staatsmänner  oder  Lebensbeschreibungen   mitgetheilt.     Auch  lässt  sich  nicht 
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die  TerhandloDgen  d^r  Parlamente  und  durch  die  Tagespresse  unschätzbare 
Beiträge  zur  Aufhellung  der  Wahrheit  zu  Tage  fördert  Namentlich  stehen 
hier  England  und  die  Vereinigten  Staaten  voran ,  deren  staatliche  Geschichte 
denn  auch  vollkommen  durchsichtig  vorliegt.  Noch  freilich  ist  das  Wünschens- 
werthe  und  Mögliche  nicht  überall  geleistet.  Die  Geschichte  ist  keineswegs  ein 
solcher  Liebling  der  Ke^erungen,  wie  die  Statistik.,  Mail  hat,  unlogisch  genug, 
Abneigung  gegen  eine  offene  Darlegung  der  Ursachen  und  des  Herganges  der 
Begebenheiten,  während  doch  deren  Ergebnisse  ohne  Anstand  mitgetheilt  wer- 
den. Die  Archive  sind  selbst  in  Ländern,  welche  mit  beträchtlichem  Aufwände 
statistische  Behörden  unterhalten  und  grosse  Werke  durch  dieselben  bekannt 
machen  lassen,  in  der  Regel  hermetisch  verschlossen;  und  die  Mittheilung  des 
selbst  Erlebten  ist  auch  keineswegs  bei  den  Staatsmännern  aller  Länder  eine 
häufige  Gewohnheit.  So  begiebt  sich  denn,  dass  nicht  nur  vieles  Wissenswerthe 
unbekannt  ist,  sondern  auch  manche  positiv  unrichtige  Annahme  für  Wahrheit 
gilt.  Allerdings  kann  in  öffentlichen  Sitzungen  nicht  verwaltet  werden ;  und  Je- 
der begreift,  dass  weder  die  Verhandlungen  mit  fremden  Mächten  anf  offenen 
Markte  vor  sich  gehen  können,  noch  die  billige  Eücksicht  auf  Andere  und  die  im 
eigenen  Volke  nöthige  Bewahrung  des  Vertrauens  eine  alsbaldige  Veröffentlichung 
aller  Vorschläge  und  Mittheüungen  gestattet.  Aber  es  ist  auch  nicht  blos  müs- 
sige  Neugierde ,  sondern  ein  in  wichtigen  Interessen  begründetes  Verlangen, 
den  wirklichen  Hergang  der  staatlichen  Begebenheiten,  ihre  Ursachen,  Schwie- 
rigkeiten und  Dorchführungsmittel  zu  kennen ,  sobald  deren  volle  Aufdeckung 
mit  keinem  Nachtheile  mehr  verbunden  ist.  Nur  so  kann  sich  der  Staatsmann 
wirklich  büden;  und  nur  eine  auf  Kenntniss  der  Thatsachen  gegründete  öffentliche 
Meinung  hat  einen  Werth.  Wenn  aber  etwa  schlechte  Umtriebe  in  Aussicht 
auf  eine  einseitige  Enthüllung  ganz  unterbleiben,  so  ist  diess  ja  nur  rm 
so  besser.  Dann  leistet  die  Furcht  vor  der  Geschichte  im  Grossen  denselben 
Dienst ,  welcher  das  Bestehen  einer  Volksvertretung  im  engeren  Kreise  vor 
Allem  werthvoll  macht.'  Haben  denn  aber  nicht  die  vom  Fehlern  Abgehaltenen 
selbst  den  grössten  Vortheil? 

Schliesslich  ist  noch  mit  einem  Worte  einer  Schriftgattung  Erwähnung 
zu  thun,  welcho  zwar  wenigstens  nicht  zunächst  und  hauptsächlich  auf  die 
selbstständige  Bearbeitung  und  auf  Weiterf9rderung  der  einzelnen  Staatswissen- 
schaft berechnet  ist,  sondern  nur  auf  übersichtliche  Zusammenstellung  des  ge- 
sammten  neuesten  Standes  derselben ;  welche  aber  eben  dadurch  nicht  blos 
eine  Einleitung  zum  ersten  Studium  und  eine  bequeme  Uebersicht  gewährt, 
sondern  auch,  in  den  Händen  eines  tüchtigen  Mannes,  auf*  Lücken  und  Wide^ 
Sprüche  aufmerksam  macht  und  zu  einer  in  einander  greifenden  Ausbildung 
nöthigt.  Es  sind  diess  die  Encyclopädieen  der  Staatswissenschaf- 
ten. Solcher  besteht  eine  grosse  Zahl;  beinahe  sämmtlich  Werke  deut- 
scher Gelehrten  und  aus  neuerer  Zeit  Sie  dehnen  sich  von  kurzen  Andeutnn- 
gen  bis  zu  bändereichen  Werken  aus ;  die  einen  in  systematischer  Zusammen- 
stellung ,,  die  anderen  in  alphabetischer  Anordnung  des  Stoffes.    Ihr  Werth  ist 
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freilich  sehr  verschieden,  denn  es  ist  ein  grosser  Abstand  von  der  feinen  staats- 
männischen Beherrschung  des  gesammten  Gebietes  durch  einen  Brougham 
und  der  geistreichen  Gelehrsamkeit  eines  C.  S.  Zachariä,  welche  auch 
dem  erfahrensten  Staatsmanne  zu  denken  geben,  bis  zur  oberflächlichen  Zufrie- 
denstellung halbgebildeter  SpiessbQrger  durch  einen  Pölitz;  oder  von  dem  rei- 
chen Inhalte  des  Welcker' sehen  Staatslexicons  bis  zu  einem  blossen  Para- 
graphen-Verzeichnisse. Immer  aber  ist  das  Vorhandensein  zahlreicher  Schrif- 
ten dieser  Art  erfreulich,  weil  ein  Beweis  von  einem  weitverbreiteten  Beddrf- 
nisse  umfassender  Kenntnisse  in  staatUchen  Dingen  und  von  vorgerückter  Aus- 
bildung  der  einzelnen  Disciplinen. 


n. 


Die  literarischen  Hülfsmittel  einer  Geschichte  der 

Staatswissenschaften. 


' 


Wäre  das  Walirscheinliclie  immer  auch  wahr,  so  würde  es  an  Werken, 
welche  die  Geschichte  der  Staatswissenschaften  auf  eine  genügende  Weise 
behandeln,  nicht  fehlen.  Nichts  liegt  nämlich  näher,  als  die  Annahme,  dass 
die  Entwicklung  eines  so  wichtigen  und  in  mehr  als  Einer  Beziehung  anspre- 
chenden Theiles  der  menschlichen  Geistesthätigkeit,  wie  die  wissenschafthehe 
Bearbeitung  des  staatlichen  Lebens  jeden  Falles  ist,  von  Vielen  imd  von  G^ 
eigneten  zum  Gegenstande  der  Forschung  und  Darstellung  werde  gemacht  wer- 
den. Wenn  es  namentlich  richtig  ist,  was  im  Vorstehenden  mit  leichten  Stri- 
chen angedeutet  wurde,  dass  die  Verschiedenheit  der  natürlichen  Anlagen  der 
Völker,  der  Begebenheiten  und  der  Einrichtungen  von  dem  wesentlichsten 
Einflüsse  auf  die  Schicksale  und  die  Beschaffenheit  der  staatlichen  Literatur 
ist:  so  sollte  man  glauben,  dass  die  Auffindung  der  Beziehungen,  die  Feststel- 
lung der  Gesetze  dieser  Erschemungen ,  endlich  die  Anwendung  der  allgemei- 
nen Sätze  zum  richtigen  Verständnisse  des  einzelnen  Buches,  hinreichenden 
Reiz  für  Scharfsinn  und  Gelehrsamkeit  enthalten,  um  eine  zahlreiche  und 
eifrige  Thätagkeit  hervoi'zurufen.  Sehen  wir  doch,  dass  Wissenschaftskreise, 
welche  für  die  Mehrzahl  der  Menschen  und  für  die  hauptsächlichsten  mensch- 
lichen Bestrebungen  und  Interessen  von  weit  geringerer  Bedeutung  sind,  und  zu 
deren  richtiger  Verfolgung  ein  geringeres  Maass  von  Umsicht  und  verschiedenarti- 
gem Wissen,  also  von  geistiger  Aufmunterung,  geholt,  (wie  z.B.  Astronomie,  Ma- 
thematik u.  s.  w.),  vortreffliche  Geschichtschreiber  erhalten  haben.  —  Leider 
sind  alle  diese  Voraussetzungen  falsch.  Die  Geschichte  der  Staatswissenschaf- 
ten ist  weder  häufig,  noch,  was  mehr  zu  verwundem  und  zu  beklagen  ist, 
genügend  oder  gar  meisterhaft  bearbeitet.  Einzelne  staatliche  Disciplinen,  na- 
mentlich das  Völkerrecht,  die  Volkswirthschaftslehre,  das  philosophische  und 
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das  deutsche  Staatsrecht,  etwa  die  Statistik,  haben  Geschichtschreiber,  gefun- 
den, welche  in  höherem  oder  niederem  Grade  dem  Bedürfnisse  entsprechen; 
allein  nicht  nur  fehlen  bei  den  übrigen  Staatswissenschaften  selbst  diese  Ein- 
zelnarbeiten, sondern  vor  Allem  besteht  kein  Werk,  welches  die  Gesammtheit 
der  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  Staatswissenschaften  irgendwie  brauchbar 
geschichtlich  entwickdte.  Sind  auch  einige  Schriften  vorhanden,  welche  eine 
solche  Absicht  an  der  Stime  tragen;  und  haben  femer  mehrere  der  allge- 
meinen oder  der  nationellen  Geschichten  der  Wissenschaften  und  Literaturen 
auch  den  Staatswissenschaften  einen  Platz  in  ihren  umfassenderen  Darstellun- 
gen eingeräumt:  so  werden  die  nachfolgenden  Bemerkungen  zeigen,  wie  wenig 
diess  dem  Zwecke  genügt.  Hit  Einem  Worte,  —  und  es  ist  hierüber  un- 
ter Sachverständigen  wohl  gar  keine  Meinungsverschiedenheit,  —  eine  gute 
Geschichte  der  Staatswissenschaften  besteht  bis  jetzt  in  keinerSpra- 
che,  aus  keiner  Zeit,  in  keiner  Form.  - 

Und  hieran  nicht  einmal  genug;  selbst  ein  weit  bescheidenerer  Anspruch 
wird  nicht  be.friedigt.  Es  fehlt  nämlich  sogar  an  blossen  Bücherverzeich- 
nissen, falls  an  solche  irgend  ein  grösserer  Maassstab  angelegt  wird.  Aller- 
dings sind  auch  in  diesen  Beziehungen  einzelne  der  Staatswissenschaften  gün- 
stiger gestellt.  So  das  Yölkerrecbt  durch  Ompteda  und  Kamptz;  das  deut- 
sche Staatsrecht  durch  Pütter  und  Klub  er,  die  politische  Oekonomie 
(Üieilweise)  durch  Steinlein,  die  Statistik  durch  Lawätz  und  Mensel. 
Ebenso  bestehen  mehrere  Schriften,  welche  die  staatliche  Literatur  über- 
haupt vorzulegen  suchen,  wie  z.  B.  Ersch,  Woltersdorf,  Helwing  (um 
nur  die  Neueren  und  Neuesten  zu  nennen).  Allein  diess  Alles  genügt  lange 
nicht;  und  nicht  selten  bedarf  es  der  müheseligsten  Forschungen,  um  Eennt- 
niss  von  dem  Bestände  eines  Theiles  der  staatswissenschaftlichen  Literatur  zu 
erhalten.  Einmal  nämlich  sind  lange  nicht  in  allen  Zweigen  der  politischen 
Disciplinen  besondere  Bücherverzeichnisse  vorhanden;  sodann  sind  die  die 
bestehenden  nicht  selten  sehr  weit  hinter  der  jetzigen  Zeit  zuiUck,  ^um 
Theile  um  60  und  80  Jahre;  endlich  aber  sind  die  allgemeinen  Sammlungen 
ganz  unvollständig,  sei  es,  dass  sie  willkührlich  nur  die  ihnen  bedeutend  er- 
scheinenden Schriften  aufnehmen,  sei  es ,  dass  sie  einen  ganz  kleinen  Zeitraum 
umfassen  oder  unvollendet  geblieben  sind.  Sicherlich  ist  nun  mit  der  blossen 
Eenntniss  von  Büchertiteln  an  sich  gar  wenig  erreicht;  und  es  mag  sogar  eine 
zu  grosse  Ausdehnung  dieses  Wissens,  wenn  es  nicht  von  Kritik  und  Unter- 
scheidung des  Bessern,  geleitet  ist,  mehr  schaden  als  nützen,  indem  nun  der 
Wald  vor  Bäumen  nicht  gesehen  wird:  allein  es  ist  doch  der  Mangel  an  ausrei- 
chenden Bücherverzeichnissen  zu  beklagen.  Theils  kann  natürlich  von  einer  rich- 
tigen Geschichte  der  Wissenschaft  nicht  die  Bede  sein  ohne  eine  sichere  Ue- 
bersicht  über  den  ganzen  vorhandenen  Stoff ;  theils  ist  eine  vollständige  Bekannt- 
schaft mit  den  früheren  Bearbeitungen  eines  Gegenstandes  in  tausend  Fällen 
des  wissenschaftlichen  und  des  tliätigcn  Lebens  unabweisbares  Bedürfniss.  Man 
kann  in  der  einen  wie  in  der  andern  Beziehung  den  bekannten  naiven  Satz 
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(»'s  parodiren:  ad  consilinm  de  repnblica  dondnm,  primmn  est  nosse 
ilicam.  Kicht  also  blos  der  amüiche  oder  leidenschaftliche  Sammler  von 
n  oder  der  gedankenlose  und  peinlich  genane  Yerzeiclmer  von  Namen  nnd 
zahlen,  Gondem  auch  der  Mann  von  Geist  und  Wissenschaft  leidet  unter 
zigen  ünvoUkommenheit. 

i^en  aber ,  weil  man  kennen  mnss,  was  nun  einmal  vorhanden  iat  und 
ist,  mag  mit  Recht  verlangt  werden,  dass  dem  durch  das  gegenwärtige 
gemachten  Versache  zu  einer  theilweisen  AnsfOllung  der  bisherigen 
I  eine  Mittheilong  nber  die  früheren  Leistungen  gleicher  oder  fthnUcher 
}rangehe.  Diese  AufzOfalung  mnss  einer  Seits  zur  Rechtfertignng  des 
Unternehmens,  anderer  Seits  —  bei  seiner  eigenen  Beschaffenheit  —  anch  zur 
Iständigung  dienen;  jeden  Falles  aber  auf  den  Staudpunct  stellen,  von  wel- 
uis  die  einzelnen  folgende»  Abschnitte  zu  beurtheilen  sind.  Eine  Ben- 
g  der  Vorgänger  und  beziehungsweise  Mitwerber  kann  wohl  als  bedenUiil 
nen.  Allein  sie  ist  Pflicht  gegen  die  Leser;  nnd  von  absichtlicher  Un- 
,tzaDg  fremden  früheren  Verdienstes  bewahrt  schon  die  ein&chste  Elng- 
on  Gewissen  nnd  Ehre  gar  nicht  zu  reden. 

Jm  nnter  den  ziemlich  zahlreichen  und  verschiedenartigen  BOchem  Ordnung 
ebersiebt  zu  schaffen,  ist  es  wohl  am  zweckmässigsten ,  vor  Allem  die 
ihtlichen  Bearbeitungen  von  den  blossen  Bacherverzeichnissen  zu  trennen; 
n  ersteren  wieder  die  allgemeinen  Literaturgeschichten,  welche  dieStaats- 
schaßen  nur  als  einen  Theil  des  ganzen  menschlichen  Wissens  nnd  Den- 
»ehandeln,  zu  unterscheiden  von  den  eigens  für  jene  Disciplinen  bestimmten 
in;  bei  den  BDchen-erzeichnissen  aber  endlich  die  Werke,  welche  sftmmt- 
itaatswissenscbaften  zu  umfassen  beabsichtigen,  denen  vorangehen  zu  Its- 
welche  nur  einen  Theil  derselben  begreifen,  —  Im  Uebrigeu  kOn- 
ier,' und  zwar  in  beiden  Abtheilungen,  nup  solche  Werke  aufgeführt 
1,  welche  wenigstens  einen  grosseren  Theil  der  Staatswis- 
haften  begreifen.  Die  Geschichtschreibungen  und  Bacherverzeichnisse 
inzelner  Disciplinen  mtlssen  deren  neuer  Bearbeitung  im  Verlaufe  die- 
erkes  vorbehalten  bleiben.  Jetzt  würden  sie  durch  Ueberladung  ver- 
,  wahrend  sie  später  entweder  vermisst  oder  wiederholt  Werden  mOssten. 

I.    Creschichte  der  Staatswissenschaften. 

1  allgemeineii  Werken  über  Gescliiclite  der  Wissenscbaftea  und 
Literatur. 

Einige  der  Literarhistoriker  baben  den  SUatswissenschaftern  gar  keine 
in  ihren  Uebei^chten  eingerätunt.  So  naraentUch  Guingen4  (Histoke 
ire  de  l'Italie),  Berington  (Literary  history  of  the  middle  ages),  und 
It  (Allgemeine  Literaturgeschichte).  Freilich  bezeichnend  gent^  fflr  ihr 
n  und  ihre  Auffassnng.  Auch  die  grosse  Göttinger  Geschichte  der  Wis- 
Aften  hat  keine  for  die  politischen  Disciplinen  bestimmt«  AbÜieilung.  — 
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Die  Mebrzahl  d^r  allgemeinen  Literaturgeschichten  enthält  dagegen  allerdings 
kurze  Abschnitte,  in  welchen  die  Staatswissenschaften  besprochen  werden.  Allein 
auch  bei  ihnen  geht  es  in  der  Regel  nicht  über  die  Nennung  einzelner  her- 
vorragender Namen  oder  gewisser  Jahreszahlen  hinaus,  so  dass  von  einer  Ein- 
sicht in  die  Lehren  der  verschiedenen  bedeutenden  Schriftsteller  und  in  die 
Entwicklung  der  verschiedenen  Schulen,  oder  gar  von  dem  Begreifen  des  ge- 
genseitigen Einflusses  der  äusseren  Verhältnisse  auf  die  "Wissenschaft  und  die- 
ser auf  die  staatlichen  Handlungen  gar  keine  Rede  sein  kann.  Biess  ist  denn 
namentlich  der  Fall  in  nachstehenden  "Werken.  Andres  (Dell'  origine,  pro- 
gresso  e  stato  d'ogni  letteratura.  I— VE,  Parma,  IT^Vm,  4:)  giebt»  im  fünften 
Bande  seines  grossen  und  in  manchen  Beziehungen  schätzenswerthen  Unteruelr- 
mens,  einige  wenige  Nachrichten;  allein  sie  sind  äusserst  gedrängt  und  höchst  ' 
vorsichtig.  Man  mag  diess  begreifen  und  entschuldigen,  aber  damit  wird  keine 
Befriedigung  erlang];.  —  Mensel  (Leitfaden  zur  Geschichte  der  Gelehrsam- 
keit. Lpz.,  1805)  widmet  zwar  den  Staatswissenschaften  in  jedem  Zeitabschnitte 
eigene  Kapitel;  es  sind  aber  dieselben  äusserst  kurz  und  dürftig.  —  Bou- 
joux  (Essai  d'une  histoire  des  revolutions  arriv^es  dans  les  sciences  et  les 
beaux  arts.  I—III.  Par.,  1811)  hebt  nur  ganz  einzelne  Männer  willkürlich  her- 
aus und  sucht  ihre  Leistungen  zu  bezeichnen,  so  dass  es  nicht  nur  an  .einer 
auch  nur .  annähernden  Vollständigkeit,  sondern  überhaupt  an  Zusammenhang 
ganz  gebricht  Kaum  ist  ein  anderer  Name  genannt,  als  H.  Grotius,  Pu- 
fendorf,  Montesquieu,  Boussean  und  Baynal  (!).  —  Wachler 
(Handbuch  der  Geschichte  der  Literatur.  I — ^lY,  SteBearb.,  Lpz.,  1833)  hat 
zwar  die  Staatswissenschaften  berücksichtigt,  allein  er  giebt  fast  nur  Namen  und 
Büchertitel.  Es  ist  geradezu  unmöglich,  dass  auf  einigen  wenigen  Seiten  (Bd.  lY, 
S.  236  —  247)  die  Geschichte  der  Staatswissenschaften  vom  fünfzehnten  bis  ins 
neunzehnte  Jahrhundert  stofflich  irgendwie  brauchbar  dargestellt  werde.  — 
Endlich  mag  dieser  Gattung  von  Schriften  auch  noch  das  grosse  Werk  Lom- 
bardfs  über  die  Geschichte  der  italienischen  Literatur  (Storia  della  letteratura 
italiana.  I — lY«,  Modena,  1827 -—30.  4.)  angereiht  werden.  Er  beschäftigt 
sich  zwar  ziemlich  ausführlich  mit  den  berühmten  B^chtsgelehrten  seines  Yol- 
kes,  und  sucht  in  deren  Reihen  auch  Solche  unterzubringen,  welche  den  Staats- 
wissenschaften im  weiteren  Sinne  zufallen,  wie  z.  B.  Yerr,  Beccaria  u.  A.; 
allein  es  geschieht  auch  von  diesem  italienischen  Schriftsteller  mit  höchster 
Yorsicht  und  fast  verstohlen,  somit  ohne  eingehende  Entwicklung  und  freies 
'Urtheil.  Nicht  einmal  die  so  zahlreichen  und  zum  Theile  höchst  ausgezeich- 
neten italienischen  Schriftsteller  über  Yolkswirthschaft  erhalten  eine  Erwähnung. 
So  ist  denn  von  den  Universal -Literarhistorikern  nur  von  Morhof, 
Eichhorn  und  Grässe;  unter  den  SchriftsteUem  über  die  Literargeschichte 
eines  bestimmten  Yolkes  aber  nur  von  Tiraboschi  etwas  mehr  Belehrung  zu 
erhalten.  Jedoch  auch  von  diesen  nur  in  beschränktem  Maasse.  —  Morhof 
(Polyhistor  literarius,  ed.  4.  Xub.,  1747,  4.)  bewährt  auch  hier  seine  ungemeine 
Belesenheit;   und   noch  heute  ist  be^chtenswerth,   was  er  über  ältere  Schrift-^ 
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steller  mittheüt.  Selbstständige  Ansichten  aber  wird  von  ihm  Keiner  erwarten.  — 
Gedrängt  und  sehr  unvollständig,  aber  allerdings  mit  Verständniss,  reiflicher 
Ueberlegung  jmd  von  allgemeinen  Gesichtspuncten  ausgehend,  bespricht  J.  G. 
Eichhorn  (Literärgeschichte  der  drei  letzten  Jahrhunderte.  Gott.,  1814)  die 
Staatswissenschaften.  Entwicklungen  sind  in  den  engen  Gränzen  nicht  mögUch; 
doch  ist  es  immerhin  schätzbar ,  was  der  ttlchtige  Mann  auch  ausserhalb  seines 
eigentlichen  Faches  nrtheilt.  —  Mehr  Raum  hat  sich  Grass e  genommen, 
(Lehrbuch  einer  allgemeinen  Literar- Geschichte,  bis  jetzt  8  Bände,  Leipzig 
und  Dresden,  1837 — 53,)  und  sicherlich  manches  Gute  geleistet,  wenn  schon 
auch  mehr  als  Eine  bedeutende  Ausstellung  zu  machen  ist.  LobenswerUi 
ist  die  Arbeit  jeden  Falles  in  einer  Hauptbeziehung,  nämUch  hinsicht- 
lich der  grossen  Vollständigkeit  und  Genauigkeit  und  bequemen  AuSindbarkeit 
der  Bücherangaben.  Es  mag  zwar  darüber  gestritten  werden,  ob  es  sich  mit 
der  richtigen  Auffassung  des  Geistes  und  der  Leistungen  eines  jeden  Zeitalters 
verträgt,  wenn  bei  der  ersten  Erwähnung  eines  Schriftstellers  oder  der  ersten 
Ausgabe  eines  Gesetzes  auch  sogleich  die  sämmtliche  sich  auf  ^ie  beziehende 
Literatur  bis  in  dte  jüngste  Zeit  herab  angeführt  wird.  Offenbar  entsteht  näm- 
lich ein  falsches  Bild  von  der  Thätigkeit  der  späteren  Zeiten,  wenn  die  in  ihnen 
lebenden  Commentatoren,  Widerleger,  Verfasser  von  Lebensgeschichten  u.s.w. 
übergangen  werden,  weil  sie  früher  bei  dem  Hauptschriftsteller  bereits  genannt 
sind;  und  es  könnte  hier  nur  durch  Wiederholungen  geholfen  werden,  welche  aber 
natürlich,  als  ermüdend,  raumverderbend  und  in  manchen  anderen  Beziehungen 
zwecklos,  gewöhnlich  unterbleiben.  Auf  der  anderen  Seite  ist  aber  gar  nicht 
zu  läugnen,  dass  durch  diese  von  Grässe  angenommene  Zusammenstellung 
sehr  schätzenswerthe  üebersichten  über  den  gesammten,  einen  bestimmten  Mann 
oder  e^i  wichtiges  Buch  betreffenden  Büchervorrath  entstehen.  (So  ist  z.  B. 
die,  Tbl.  ffl,  1,  S.  1195  gegebene  Machiavelli  -  Literatur  vortrefflich).  Da  es 
nun  nicht  wohl  möglich  war,  die  beiden  Vorzüge  einer  höheren  geschichtlichen 
Wahrheit  und  einer  bequemen  bibliographischen  Vollständigkeit  in  demselben 
Werke  zu  vereinigen,  so  mag  man  sich  immer  zufrieden  geben  mit  der  zwar 
wissenschaftlich  weniger  bedeutenden,  dagegen  zu  manchen  Zwecken  bequemeren 
vom  Verf.  gewählten  Bearbeitungsweise.  Kaum  einverstanden  kann  man  da- 
gegen sein  mit  einigen  anderen  Eigenschaften  des  Werkes,  wie  sie  wenigstens 
in  den  Abschnitten  über  die  Staatswissenschaften  hervortreten.  Vorerst  wird  in 
der  Eegel  eine  Bezeichnung  der  Bedeutung  der  angeführten  Schriften  vermisst 
Mit  dem  Grundsatze  vollständiger  Zusammenstellung  wäre  nun  aber  eine,  wenn 
auch  kurze,  Beurtheilung  der  wichtigeren  Werke  gar  wohl  vereinbar  gewe- 
sen. Die  Unterlassung  setzt  das  Werk  in  eine  tiefer  stehende  Gattung;  stel- 
lenweise selbst  zu  den  blossea  Bücherverzeichnissen.  Sodann  sind  ganze  Zeit- 
alter der  staatswissenschaftlichen  Literatur  sehr  vernachlässigt;  vom  Alterthume 
erfährt  man  nur  Namen;  und  im  Mittelalter  ist  zwar  das  Recht  sehr  ausführ- 
lieh  bedacht,  doch  steht  das  öffentliche  Eecht  merklich  zurück.  Drittens  kann 
der   Geist  politischer  Unduldsamkeit,    um  nicht  zu    sagen  Wegwerfimg,  wel- 
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eher  in  dem  Werke  zuweilen  auf  die  verletzendste  Weise  hervortritt,  nur  mit 
Entrüstung  bezeichnet  werden.  Sicherlich  steht  es  einem  Literarhistoriker  frei, 
sich  im  Leben  der  Erhaltung  des  Bestehenden  zuzuneigen;  und  er  mag 
auch  die  einschlagenden  Theile  der  Wissenschaft  von  seinem  Standpuncte  aus 
beurtheilen.  Aber  eben  so  gewiss  muss  man  von  ihm,  und  von  ihm  zehenfach, 
verlangen,  dass  er  einsichtig  und  gerecht  genug  ist,  um  auch  die  von  ihm  nicht 
gebilligten  Richtungen  in  ihrer  relativen  Berechtigung  imd  Wahrheit  zu  erken- 
nen; und  unter  allen  Umständen  hat  er  die  Verpflichtung,  sich  nicht  zu  Ver- 
läumdungen  grosser  Männer,  deren  staatliche  Richtung  er  nicht  theilt,  hinreissen 
zu  lassen.  Hat  nun  aber  Grässe  diese  einfache  Forderung  der  Gerechtigkeit 
und  des  Auslandes  erfüllt,  wenn  er  z.  B.  von  einem  Hugo  Grotius  sagt! 
„derselbe  sei  aus  niedriger  Speichelleckereigegen  die  damaligen  Gewalt- 
haber in  seinem  Yaterlande  gegen  seine  UeberzeugAing  als  Lobredner 
der  Yolkssouveränit&t  aufgetreten?^'  Welche  Aussicht  auf  fanatische  Yerketze- 
rung  der  neueren  und  neuesten  Schriftsteller  giebt  eine  solche  Gesinnung  nicht! 
Endlich  noch  muss  der  allgemeinen  geschichtlichen  !Parstellung ,  wenigstens  in 
den  Abschnitten  über  Staatswissenschaft ,  klares  Y erständniss  des  Zusammen- 
hanges und  übersichtliche  Beherrschung  ganz  abgesprochen  werden.  Yon  einer 
grösseren  allgemeinen  Auffassung  des  ganzen  Entwicklungsganges  ist  gar  keine 
Rede;  allein  selbst  in  den  vereinzelten  Bemerkungen  herrscht  eine  so  grosse 
Yerwirrung ,  dass  sie  sich  nur  durch  Mangel  an  eigener  Kenntniss  des  Gegen- 
standes erklären  lässt  Mit  Einem  Worte  also :  die  grosse  Literargeschichte 
Grässe's  giebt  höchst  schätzenswerthe  Nachrichten  über  Bücher  und  Bücher- 
gruppen, allein  eine  c^uch  nur  die  massigsten  Ansprüche  befriedigende  Geschichte 
der  Staatswissenschaften  enthält  sie  nicht.  —  Was  endlich  Tiraboscht  be- 
trifft (Storia  della  letteratura  italiana) ,  so  befolgt  er  zwar  auch  die '  von  den 
italienischen  Literarhistorikern  allgemein  angenommene  Eintheilung  der  Schrift- 
steller über  bürgerliches  und  kirchliches  Recht;  er  weiss  aber  die  bedeutenden 
Staatsgelehrten  gar  wohl  mit  unterzubringen.  Ueber  die  allgemeine  Richtung 
und  staatliche  Bedeutung  einer  Bewegung  drückt  er  sich  sehr  vorsichtig  aus, 
und  man  kann  nur  beklagen,  dass  der  in  anderen  Theilen  des  Werkes  so  leben- 
dig hervortretende  Geist  hier  zum  Schweigen  verurtheilt  ist;  allein  die  Mitthei- 
lungen über  die  Lebensgeschichten  der  Verfasser  und  die  Schilderungen  des  stoff- 
lichen Inhaltes  der  Bücher  sind  immerhin  sehr  schätzenswerth.  Was  dieser 
Mann  unter  günstigeren  Verhältnissen  auch  hier  geleistet  haben  würde,  beweisen 
am  besten  diejenigen  Abschnitte  seines  Werkes  >  in  welchen  er  sich  freiT)e- 
wegen  konnte. 

2.  Eigene  Werke  über  Literargeschichte  der  Staatswissenschaft. 

Nachweisungen  über  die  Entwicklung  der  Staatswissenschaften  im  Gan- 
zen und  über  ^in^elne  ausgezeichnete  Schriftsteller  und  deren  Werke  sind 
nun  aber  allerdings  den  allgemeinen  Literargeschichten  nicht  ausschliess- 
lich vorbehalten   geblieben.    Vielmehr  besitzen  wir  eine  ziemliche  Reihe  von 
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Bchriften,  welche  diesen  Gegenstand  ausschliesslich  behandeln,  und  von  denen 
also  mit  Recht  ein  gründliches  Eingehen  in  den  Stoff  und  ein  besseres  Yerständ- 
niss  des  Ganges  der  Dinge  verlangt  werden  mag.  In  wie  ferne  diese  Forderung 
befriedigt  ist,  wird  sich  aus  der  nachstehenden  Aufführung  und  Würdigung  der 
'  Werke  ergeben;  wobei  denn,  was  die  Vollständigkeit  betrifft,  vor  Allem  die 
Bemerkung  an  der  Stelle  ist,  dass  nicht  selten  Schriften,  welche  sich  wescnt- 
lieh  die  Literargeschichte  nur  einer  einzelnen  Staatswissenschaft,  —  namentlich 
des  philosophischen  Staatsrechtes,  —  vorgesetzt  haben,  gelegentlich  auch  in  ver- 
wandte Gebiete  überschweifen  und  dadurch  die  systematische  Ausscheidung  er- 
schuf eren.  Um  nun  nicht  später  in  Wiederholungen  zu  verfallen,  sind  in  der 
hier  folgende  Uebersicht,  ohne  Rücksicht  auf  die  vielleicht  ungenaue  Titelbe- 
zeichnung, diejenigen  Arbeiten  aufgenommen,  welche  thatsächlich  einen  ausge- 
dehnteren Kreis  von  politischen  Disciplinen  berücksichtigen;  solche  dagegen, 
bei  welchen  nur  ein  gelegentliches  Ueberschreiten  bei  wesentlichem  Festhalten 
einer  bestimmten  einzelnen  Wissenschaft  stattfindet,  werden  den  betreffenden  beson- 
deren Abschnitten  vorbehalten,  wo  sie  nachgesehen  werden  mögen.  Dabei  sei  denn 
namentlich  auf  die  Schriften  über  die  Geschichte  und  Literatur  des  philosophi- 
schen Staatsrechtes  (unten,  Abhandlung  lY)  aufmerksam  gemacht,  indem  der 
Natur  der  Sache  nach  gerade  hier  die  Ausscheidung  am  unsichersten  war. 

Den  Anfang  einer  eigenen  Literärgeschichte  der  Staatswissenschaften  machte 
der  gelehrte  Franzose  Gabriel  Naud^  (Naudaeus,  Bibliographia  politica. 
Zuerst  1633,  später  häufig;  z.  B.  Francof.  1673,  cura  H.  Conringii).  Am 
besten  würde  man  die  nicht  sehr  umfassende  Arbeit  mit  einem  Zeitschrift -Auf- 
satze vergleichen.  Es  wird  nämlich  in  umfassender,  freilich  nicht  besonders 
wohl  geordneter,  systematischer  Uebersicht  ein  Begriff  von  dem  Gange  und 
Stande  der  verschiedenen  Staatswissenschaften  gegeben,  wie  sich  dieser  in  den 
Schriften  der  ausgezeichneten  Männer  abspiegelt.  Niemals  ist  allerdings  in  die 
Eigenthmülich^eiten  oder  den  sonstigen  Inhalt  eines  Buches  näher  eingegangen; 
auch  sind  die  Bücher  nicht  mit  bibliographischer  Genauigkeit  angegeben :  allein 
es  sind  doch  überall  kurze,  schlagende,  im  Ganzen  nur  vielleicht  allzulobende 
ürtheile  eingestreuet.  Die  Abhandlung  zeugt  von  einer  staunenswerthen  Bele- 
senheit, und  mag  noch  immer  benützt  werden,  um  die  ältere  Literatur  im  All- 
gemeinen kennen  zu  lernen.  Genaue  Einsicht  muss  freilich  auf  andere  Weise 
erworben  werden. 

Erst  nach  laAger  Zwischenzeit  wurde  —  1767  —  ein  neuer  Versuch  ge- 
macht. Der  achte  Band  von  R/eaTs  Science  du  gouvemement  (wovon  das  Nä- 
here unten,  in  Abb.  U)  besteht  aus  einem  „Examen  des  principaux  ouvrages 
compos^s  sur  des  mati^res  du  gotivernement.'^  Die  Arbeit  kann  nur  als 
eine  misslungene  bezeichnet  werden.  Die  Schriftsteller  sind,  von  den  Grie- 
chen an,  nach  Nationalitäten  eingetheilt,  und  dann  der  Zeitfolge  nach  aufge- 
führt. Von  einem  Zusammenhange  im  Ganzen  oder  auch  nur  im  Einzelnen  ist 
aber  dabei  gar  keine  Bede ;  und  nur  in  so  ferne  hat  das  Buch  einigen  Werth, 


\ 


einer  Geschichte  der  Slaatswissenfichaften«  5[ 

als  viele  nur  wenig  bekannte  Schriftsteller  aufgeführt  sind,  überdiess  immer  nä- 
here  Auskunft  über  die  Lebensverhältnisse  der  Autoren  gegeben  sind. 

Zweifelhaft  mag  sein,  obD.  Nettelblad*s  Initia  historiae  litterariäe  juri- 
dicae  imiversalis  (Halae,  1764;  ed.  2,  1774)  hier  überhaupt  aufzuführen  seien. 
Das  an  sich  ganz  brauchbare  Buch  umfasst  eine  Geschichte  der  wissenschaft- 
lichen und  der  äusseren  Stellung  der  Rechtsgelehrten;  eine  innere  Geschichte 
der  Eechtswissenschaft  nach  den  Abtheilungen  des  Alterthums ,  des  Mittelalters 
und  der  neueren  Zeit;  endlich  ein,  durch  gelegentliche  Bemerkungen  erläutertes 
und  sehr  verständig  eingetheiltes,  Bücherverzeichoiss.  So  weit  es  sich  also  auf 
rechtliche  Staatswissenschaften  erstreckt,  ist  es  allerdings,  und  zwar  mit  ent- 
schiedenem Lobe,  zu  nennen.  Allein  nicht  nur  fehlen  (bei  dem  festgestellten 
Zwecke  gan?  folgerichtig)  die  gesammten  politischen  und  geschichtlichen  Disci- 
plinen;  sondern  es  ist  auch  im  Rechte  hauptsächlich  auf  die  Bearbeitungen 
des  positiven  Gesetzes  Rücksicht  genommen.  —  Fast  nur  eine  üebersetzung 
von  Nett elb lad' s  Werk  ist  König's  Lehrbuch  der  allgemeinen  juristischen 
Literatur,  LH.  Halle,  1745;  und  er  bedarf  solches  somit  einer  weiteren  Bespre- 
chung nicht. 

Nur  ein  Bruchstück  zwar,  allein  höchst  bemerkenswerth  nach  Geist  und 
Gelehrsamkeit,  ist  J.  W.  Placidus  (Petersen),  Literatur  der  Staatslehre. 
Abthl.  1.  Strasbg.  (Suttg.),  1798.  Der  Verfasser  erörtert  die  Grundbegriffe 
des  Staates  und  knüpft  an  die  einzelnen  Abschnitte  seine  Darstellungen  der  Li- 
teratur. Die  Bemerkungen  über  das  einzelne  Buch  sind  kurz,  aber  verständig 
und  schlagend;  namentlich  ist  auch  die  ältere  Literatur  wohl  bedacht. 

Ein  viel  gebrauchtes,  aber  doch  nur  zu  sehr  bedingtem  Lobe  berechtigtes 
Hülfsmittel  ist  F»  v.  Raum  er'  s  Schrift:  „Ueber  die  geschichtliche  Entwicklung  der 
Begriffe  von  Staatsrecht  und  Politik."  Lpz.,  1826;  2.  Aufl.,  1832.  Es  ist  dieselbe 
eine  nach  der  Zeitfolge  gcorcLnete,  mit  den  Indiem  beginnende  und  bis  auf  St. 
Simon  Jierabgeführte,  kurze  Besprechung  der  berühmtesten  staatswissenschaft- 
lichen Schriftsteller.  Ursprünglich  als  Aufsatz  für  eine  Zeitschrift  bestimmt  und 
iiur  wegen  angewachsenen  Umfanges  selbstständig  bekannt  gemacht,  trägt  die 
Arbeit  die  Spuren  ihrer  ersten  Bestimmung  sehr  sichtbar  an  sich,  ^um  ersten 
und  äusseren  Zurechtfinden  über  einzelne  Personen  und  Leistungen  wohl  brauch- 
bar, ist  sie  nach  ihrer  ganzen  Anlage  nichts  weniger  als  eine  vollständige  Ge- 
schichte der  Staatswissenschaften  oder  auch  nur  einer  bestimmten  Abtheilung 
derselben.  Die  Urtheile  bekunden  die  weitausgebreitete  Bildung  und  eine  billige 
Auffassung  des  Verfassers;  allein  sie  dringen  nicht  tief  unter  die  Oberfläche. 

G.  G.  Strelin's  „Versuch  einer  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswis- 
senschaft"   (Erl.,  1827)  ist  der  Rede. gar  nicht  werth. 

In  leicht  lesbareif  aber  oberflächlicher  Darstellung  hat  J.  Weitzel 
(Geschichte  der  Staatswissenschaft.  I.  U.  Stuttg.  und  Tüb.,  1832—33)-  ein  Bild 
von  Schriften  und  Ereignissen  gegeben.,  Er  beginnt  mit  der  ältesten  Zell  und 
führt  seine  üebersipht  l)is  zur  Wiedereinsetzung  der  Bourbone  herunter.  Der 
dritte,   zum  Abschlüsse  bestimmte    Band  ist    nicht  erschienen.    Die  Urtheile 
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on  sehr  ungleicher  Ricbtigkeit ,  indem  alle  ErscheinnDgen  vom  Stand- 
des  gemäsGigten  nenzeitigen  Liberalismus  anfgefasst  sind,  und  nur  diesem 
oere  Berechtigung  zugemessen  wird.    So  weit  also  ein  Werk  nach  seiner 

Auffassung  des  Staates  und  nach  der  Zeit  seiner  Erscheinung  unter  jenen 
spunct  möglicherweise  ftUt,  mag  auch  der  dartlber  gefällte  Ausspruch 
Sender  und  gerechter  sein.  In  allen  anderen  Fällen  ^t  das  feststehende 
ein  Procrusteshett. 

feit  höher  in  wahrem  geschichtlichem  Versfindnisse  und  wissenschafth- 
äinne  steht  eine  Ärheit  Ton  F.  Schmitthenne'r.  Sie  erschien  unter 
itel:  Ueber  den  Character  und  die  Aufgabe  unserer  Zeit  in  Beziehung 
\&t  und  Staatswissenschaft.  Heft  1.  Vom  Staate  überhaupt  und  die  Ge- 
E  seiner 'Wissenschaft.  Giessen,  J832.  Später  wurde  sie,  mit  geringen 
nungen,  als  Buch  U.  dem  grösseren  Werke  „Zwölf  Bücher  vom  Staate" 
iht.  —  Es  sind  kurze  geistreiche  Bemerkungen  ober  die  Entwicklung 
ssenscbaft  und  Über  einzelne  Schriftsteller;  unzweifelhaft  zu  dem  gedie- 
n  in  diesem  Fache  gehörig,  allein  weit  nicht  ausreichend  wegen  grosser 
gtheit  und  Beschränkung  auf  Wenige. 

Inter  den  kaum  zählbaren  Schriften  Aber  staatswissenschaftliche  Ge- 
de  von  C.  L.  G.  P  ö  1  i  t  z  befindet  sich  auch  eine  der  Literatur  derselben 
ete  Zeitschrift.  Es  ist  die  ,,Kritische  Uebersicht  der  neuesten  Literatur 
latswissenschaften,"  L  11.  Lpz.,  1835.  Dem  Umfange  nach  imvollstän- 
1  zußlllig,  im  Urtheile  schwächlich  und  haltlos,  ist  das  Unternehmen  bald 

dem  Tode  verfallen.  Von  Kechtswegen ;  und  ohne  Jemands  Schaden. 
ünes  nicht  ganz  verdienten  Hufes  geniesst  J.  Matter,  Histoire  des 
EB  morales  et  politiques  des  trois  demi^res  siMes.  I  —  ni.,  Par.,  1836. 
in  deutscher  Uebersetzung.)  Es  kann  dem  Buche  das  Lob  einer  fleissigen 
)hlgemeinten  Arbeit  nicht  versagt  werden.  Aber  als  Uebersicht  über 
uumten  Erscheinungen  auf  dem  sittlichen  und  staatlichen  Gebiete  ist  das 
ingenUgend  wegen  Hangels  an  durchschlagenden  Gedanken  und  an  fes- 
chnung;  und  in  den  einzelnen  Abtheilungen,  so  z.  B.  namentlich  im 
jhischen  Staatsrechte,  mnss  ihm  Lückenhaftigkeit  und  unklare  Venni- 
mit  Fremdartigem  vorgeworfen  werden.  Den  Beifall  verdankt  es  also  wohl 
iner  gefiüligen  Form ,  der  Mittheilung  mancher  in  Frankreich  weniger 
xn  Thatsacheu  und   einer  humanen  Gesinnung ,  als  gründlicher  Qelelir- 

und  Kraft  des  Geistes. 

1  einer  kleineren  akademischen  Schrift  (De  litteratura  politica  medii  ae\i 
.,  1834)  hat  der  für  die  Wissenschaft  zu  frühe  gestorbene  J.  Schön 
der  her\'orragend8ten  staatlichen  Schriften  des  Mittelalters  besprochen, 
hiebt  jedoch  weder  in  gehöriger  Vollständigkeit,  noch  in  richtigem  Ver- 
se der  allgemeinen  Weltansckaunng  jener  Zeit.  Die  Gerechtigkeit  ge- 
i  Schriftsteller  und  das  Begreifen  ihrer  Lehren  ist  offenbar  bedingt 
ein    voUst&adigeB-  Eingehen  auf  den  Standpunkt  des  grossen  Christ- 
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liehen  Weltreiches.  Hierzu  fehlte  nun  aber  Schön  entweder  das  Studium  oder 
der  Sinn. 

In  der  Form  ungeheuerlich ,  dem  Inhalte  nach  völlig  planlos  und  aus 
einer  Mischung  der  verschiedenartigsten  Dinge  bestehend  ist  die  sogenannte 
„Geschichte  der  Staatswissenschaft,  dargestellt  nach  den  wichtigsten  Entwicklun- 
gen derselben  in  Staat  und  Schule,  von  F.  J.  Buss'',  Freiburg  und  Karlsruhe, 
1838.  Ursprünglich  zur  Vorrede  der  Uebcrsetzung  einer  kleinen  Schrift  des 
Strassburgers  Hepp  bestimmt,  wuchs  das  Werk  unter  der  Feder  bis  zu  zwei 
Bänden  von  mehr  als  1600  Seiten  an ,  oind  bildet  jetzt  ein  unentwirrbarbares 
Gestrüppe  von  Literaturgeschichte ,  politischer  Geschichte ,  (namentlich  Frank- 
reichs) Auszügen  aus  parlamentarischen  Verhandlungen,  und  sonst  noch  vielem 
Anderem.  Es  möchte  kaum  ein  ähnliches  Buch  in  irgend  einem  Theile  der 
Literatur  vorhanden  sein.  Ohne  ein  sehr  ausführliches  Inhaltsverzeichniss  wäre 
wohl  schon  der  Gedankengang  kaum  auffindbar,  am  wenigsten  aber  könnte 
in  diesem  Chaos  eine  bestimmte   Einzelnheit  aufgefunden  werden. 

Kurze  Charad;eristiken  einzelner  Hauptschriftsteller  in.  erzwungenem  Zu- 
sammenhange giebt  endlich  noch:  J.  J.  Rossbach,  Die  Grundrichtungen  in 
der  Geschichte  der  Staatswissenschaft.    Erl.,  1848. 


n.     Bücherverzeichnisse. 

Ein  auch  nur  leidlich  vollständiges  Verzeichniss  des  gesammten  staats- 
wissenschaftlichen  Büchervorrathes  ist  bis  jetzt  ein  frommer  Wunsch ;  und  leicht 
mag  sich  auch  ergeben ,  dass  das  Bedürfniss  einer  solchen  Sammlung ,  trotz 
seines  unläugbaren  Vorhandenseins,  niemals  wird  befriedigt  werden.  Ohne  eine 
langjährige  Benützung  grosser  Büchersammlungen  in  verschiedenen  Ländern  ist 
das  Unternehmen  nicht  zu  Stande  zu  bringen.  Wird  sich  aber  je  der  eifrige 
Mann  finden,  welcher  einer  am  Ende  doch  nur  geistlosen  Arbeit  ein  so  grosses 
Opfer   an  Zeit  und  Geld  brächte  ?  —  Zunächst  jeden  Falles  müssen  wir  uns 

• 

mit  Stückwerk  begnügen,  welches  entweder  zwar  die  gesammten  Staatswissen- 
schaften umfasst,  im  einzelnen  Fache  jedoch  mehr  oder  weniger  hinter  der  Voll- 
ständigkeit zurückbleibt;  oder  aber  sich  auf  einen  Theil  der  politischen  Disci- 
plinen  beschränkt.  Nur  durch  eine  Verbindung  der  verschiedenen  mangelhaf- 
ten Hülfsmittel  mag  etwas  Genügendes  gewonnen  werden;  und  auch  dann  ist, 
bei  der  Beschaffenheit  der  betreffenden  Werke,  noch  keineswegs  immer  für  eine 
Erreichung  des  Zweckes  einzustehen.  —  Im  Uebrigen  sind  die  vorhandenen 
Verzeichnisse  in  so  ferne  wesentlich  unter  sich  verschieden,  als  der  grössere 
Theil  derselben  lediglich  nur  den  Titel  von  Büchern  enthält,  ohne  alle  Bemer- 
kungen über  Umfang,  Inhalt,  äussere  Beschaffenheit  u.  s.  w.;  während  einzelne 
wenige  in  diesen  Beziehungen  aufzuklären  suchen.  Letztere  werden  natürlich 
desshalb  noch  lange  nicht  zum  Bange  geschichtlicher  Werke  erhoben,  in-  . 
dem  sie  lediglich  über  das  einzelne  Buch,  und  zwar  in  der  Kegel  ganz  Aeus- 
serliches,  berichten,  ohne  auch  nur  den  Versuch  einer  Verbindung  und  pragma- 
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tischen*  Erklärung  zu  machen.    Es  wird  in  der  nachstehendea  Aufzählung  immer 
bemerkt  sein,  welcher  der  beiden  Gattungeü  ein  Buch  angehört. 

1.  Bücherverzeichnisse,,  welche   die  gesammten  Staatswissenschaften 

umfassen. 

Bosius,  A.,  De  prudentia  civili  comparanda  diatr.  isagog.,  sive  bibhotheca 
politica  contractata  (angedruckt  der  Bibliographia  historico-politico -philo- 
logica.    Germanop.,  1695). 

Eine  in  systematische  ,     freilich  wunderliche,    Ordnung  gebrachte  Einleitung  tar 
staalswissenschafUichen  Bächerkunde.    Die  Titel  sind  nicht  bibliographisch  genao 
angegeben,  auch  nur  in  Auswahl ;  allein  es  sind  einzelne  ganz  brauchbare  Mit- 
theilungen über  die  Verfasser  eingestreuet.    Weniges,  aber  nicht  schlecht 
Wcrltersdorf,  E.  G.,  Jahrbuch  der  gesammten  Literatur  und  Ereignisse  be- 
treffend die  Erdbeschreibung,  Geschichte,  Wappen  -,  Münz  -  und  Staatenkunde, 
die  Staatswissenschaft...  von  1822  —  25.    BerL,  1826. 

Von  weiterem  Umfange,  als  zum  vorliegenden  Zwecke  nölhig,  anch  sehr  voUsUn- 

dig  in  allen  Sprachen;    dagegen  trostlos  unlogisch  in  der  Anordnung  und  von 

scllner  Urtheilslosigkeit  in   den  eigenen  Bemerkungen  des  Verfassers.     Mannich- 

fache  Bemerkungen.    Wurde  niclit  fortgesetzt 

Helwing,  E.,   Jahresbericht  über  die  staatswissenschaftliche  und   cameralis- 

tische  Literatur  des  Jahres  1853.    BerL,  1854. 

Früher  ward  in  den  Milthcilungen  des  preussischcn  statistischen  Bureaus   über  die 
neuen  Erscheinungen  in  der  Statistik  und  verwandten  Fächern  jährUch  berichtel 
Vorstehendes  ist  eine  abgesonderte  und  vervollständigte  ZusammensleUung,  welche 
sich  über  die  Literatur  sämmtlicher  Culturvölker  erstreckt,  und  grosse  Vollstän- 
digkeit hat.    Weniger  löblich  ist  System  und  Anordnung,  auch  das  Verhälloiss 
'  zu  den  rechtlichen  Staatswissenschaften  unklar.    Bemerkungen. 
Ausserdem  mögen  mit   Nutzen  die  Verzeichnisse  der  neu  erschienenen 
Werke  benutzt  werden,   welche  mehrere  Zeitschriften  regelmässig  liefern.   So 
namentlich   Gerstor  f's  Repertorium;     die  Berliner  Literatur -Zeitung;  Za^ 
nicke's  Centralblatt ;  vor  Allem  aber  die  Tübinger  Zeitschrift  für  diegesamAte 
Staatswissenschaft,  welche  die  neue  Literatur  über  sämmtliche  Staatswissenschaf- 
ten seit  1844  systematisch  verzeichnet,   freilich  mit  wechselndem  Systeme  hin- 
sichtlich der  Vollständigkeit.  —  Personalnachrichten  über  Schriftsteller  finden 
sich  bekanntlich  in  Joe  her 's  Gelehrten -Lexicon,  in  der  Biographia  britannic», 
der  Biographie  universelle  sammt  ihren  Fortsetzungen,  u.  dgl.^ 

2.  Bücherverzeichnisse,  welche  nur  einen  Theü  der  Staatswissenschaften 

berücksichtigen.  * 

(Keumann,J.  F.  G.  de,)  Bibliotheca  juris  imperantium  quadripartita,  sivecom- 

mentatio  de  scriptoribus,  quibus  summi  imperantes  utuntur . . .  Norimbg.,  1727, 4. 

Umfasst  das  gesammte  öflenthche  Recht,  äusseres  und  inneres,  philosophisches  und 

positives;  mit  vielem  Urtheile  und  Geschicke  angelegt;  Eintheilung  nach  Fächern; 

genaue  -Angabe  der  Bücher  und  viele  nützliche  Bemerkungen,     Ganz  gut  und 

noch  jetzt  brauchbar. 
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BarbosaMachado,  Bibliotheca  lusitana.    Lisb.,  1759.  FoL 

Giebt  (S.  578  fg.)  ein  Ycrzeichniss  der  portugiesischen  SchriAsteller  über  Staats* 
wissenschaftliche  Gegenstände.    Keine  weiteren  Nachweissungen. 

Bougine,  Handbuch  der  aUgemeinen  Literaturgescluchte.  I— VI.  Zürich, 
1790—1812. 

Bios  Schrinsteller-Verzeichniss,  nach  Zeitabschnitten  und  Ffichern  eingetheilt 

Antonius,  J.,  Bibliotheca  hispana  nova.   Matr.,  1789.  Fol,  Bd.  II,  S.  601  fg. 
Nach  Vornamen   geordnetes    alphabetisches  Verzeichniss    der    spanischen    Schrlf:- 
stcller.    Keine  Bemerkungen. 

Lawätz,  H.  W.,  Bibliographie  interessanter  und  nützlicher  Kenntnisse.  Halle, 
1790—95.  Bd.  I.,  1  und  2:  Statistik,  Politik  und  andere  verwandte  Gegen- 
stände. 

Begreift  in  zwei  sehr  starken  Bänden  nnr  A  bis  Bergwerk;  so  weit  aber  höchst 
vollständig,  z.B.  mehr  als  2000  Schriltcn  und  Abhandlungen  über  ,',Adel."  Weit- 
läufige Auszüge  aus  fremden  Recensionen. 

Ersch,  J.  S.,  Literatur  der  Jurisprudenz  und  Politik,  mit  Einschluss  der  Ca- 
meralwissenschaften ,  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  bis  auf  die  neueste  Zeit. 
Neue  Ausg.  von  J.-  Ch.  Koppe.   Lpz.,  1823.  v 

Umfasst  die  gesammten  dogmatischen  Staatswissenschaften.  Systematische,  fast 
allzu  sehr  aufgearbeitete  Einlheilung;  innerhalb  der  einzelnen  Abtheilung  An- 
ordnung nach  der  Zeitfolge.  Nor  in  Deutschland  erschienene  Bücher;  diese  aber 
ziemlich  volllländig  (3268  Nummern  Jurisprudenz  und  1884  Politik).  Gute  und 
mehrfache  Inhaltsverzeichnisse;  keinerlei  Bemerkungen.  Ganz  brauchbar  in  sei- 
nem Kreise  und  für  seine  Zeit. 

Enslin,  Th.  Ch.  F.,  Bibliotheca  juridica,  oder  Verzeichniss  aller  brauchbaren 
. . .  von  1700 — 1823  in  Deutschland  erschienenen  Werke  in  allen  Theüen  der 
Bechtswissenschaft  und  deren  Hülfswissenschaften.  Berl.,  1824.  —  Zweite 
gänzlich  umgearbeitete  Aufl.  von  W.  Engelmann.  1750—1839.  Lpz.,  1840, 
—  Supplementheft,  1839—1848.    Das.,  1849. 

Lediglich  alphabetisches  Verzeichniss  nach  Gutdünken  ausgewähllcr  Bücher;  sehr 
abgekürzte  Titel.  Mehr  zu  buchhändlerischen,  als  zu  gelehrten  Zwecken  brauch- 
bar.   Keine  Bemerkungen.    . 

Schletter,  H.  Th,,  Handbuch  der  juristischen  Literatur  in  systematisch- 
chronologischer Ordnung  von  der  Mitte  des  vorigen  Jahrh.  bis  1840.  Lpz., 
1840;  2te  (?)  Aufl.    Lpz.,  1851. 

Zunächst  allerdings  nur  die  rechtlichen  Staatswissenschaften  (besonders  gut  das 
Völkerrecht);  doch  auch  Abschweifungen  in  die  Politik r  12,436  Nummern.  Nur 
deutsche  Literatur;  keine  Bemerkungen. 

Walther,  0.  R.,  Haadbuch  der  juriatischen  Literatur  des  19.  Jahrhunderts. 
Weimar,  18ö4. 

Die  Abtheilungen  alphabetisch  geordnet;  in  ihnen  die  Bücher  nach  der  Zeilfolge. 
Nicht  blos  Rechtswissenschaft,  sondern  auch  ein  grosser  Theil  der  Politik.  Nur 
im    deutschen  Buchhandel  befindliche   Bücher.    Keine  Bemerkungen.    Ziemlich 

vollständig. 
V.  Mo  hl,  SiatttwisMMchaft  1.  5 
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Die  lUerarischeii  HaiTfinittel  iber  GeKhiehta  der  SUaUwiHetucbUlen. 

IHilchEt   wfiUEClieiisvert]!  waren  Verzeicbnisse  der  franzOsiEcheii  und  d«r 

:hen  sUatswisaenschaftlicben  Literatur.    Bei   dem  gänzlichen  Mangel  Eol- 

1^  7  ^^^''l'ö  bleibt  jedoch  nichts  übrig,  als,   mit   ebenso  vieler  Mühe  wie  ge- 

\j  kat  Aussicht  auf  VoUstindigkeit,  die  einschlagenden  Blicher  aus  den  allgemei- 

Ijbliographiscbeu  Hülfsmittehi  dieser  Völker  zusammen  zu  suchen.  —    Für 

izCsische  Literatur  ist  diess,  wenigstens  was  neuere  Schriften  betrifft,  am 

Iten  zu   bewerkstelligen    mittelst  der  Bibliographie  de  la  France, 

L  elcher  Jährlich  ein   mit   gutem  Sachregister  versehener.  Band   erscheint 

Ä  Werke  mögen  etwa  in  Brunet,  Manuel  du  libraire  (£d.  3, 1821,I~IT, 

I,  1834,  I— lU);   oder  in  Guerard,  La   France   liUeraire   (1827  —  39, 

|[;  spätere  auch  noch  in  des  Letzteren  France  liit.  contemporaine  (seit  1842, 

'     ^        zt  4  Bde.)  gefunden  werden.  —    "Weit  schwieriger   ist   diess  bei   engli- 

^WA^ßchriften.    Das  einzige  umfassende  Bficherverzeichniss,  der  sog.  London 

■  '»  y^ogu  e    of  books   (von  welchen  je  nach  einigen  Jahren  eine  neue  fort- 

.e  Ausgabe  zu  erscheinen  pflegt,   die  letzte  1851,)  hat  zwar  ein  Sachregt- 

lein  'die  Titel  sind  oft  bis  zum  Unkenntlichen  abgekürzt ;  es  ist  nur  neuere 

:ur;  und  blos    die   in  London  erschienenen  Bücher  sind  aufgenommen. 

Il's  Bihhographia  hritannica  (Edinb.,  1824,  ]— IV)  ist  zuverlässig,  allein 

4icht  vollständig.    Noch  mögen  allerdings  über  staatsrechthche  Schriften  die 

ogues  ofLaw-books"  zu  Batlie  gezogen  werden,  welche  von  einzelnen  mit 

Art  von  Schriften  sich  befassenden  Buchliändlern  von  Zeit  zu  Zeit  berans- 

;i'^V^n  werden  (wie  z.  B.  von  Maxwell  and  son);    allein   es   ist  diess  ein  sehr 

*er  Ersatz. 

.ehnhche  ungenügende  Auskunft   über  die  italienische  Literatur  ge- 

die  in  Mailand  erscheinende  „Bihliografia  italtana",   Über  die  belgische 

Brüssel  herauskommende  „Bibliographie  de  la  Belgiqne",  seit  1854  aber 

oumal   de  1'  imprimerie  et  de   la  hbrairic  en  Belgique";  tlber   die  hol- 

Eche  die  Amsterdamer  „Lijst  van  nienw  outgekomen  boeken";  über  die 

che  endlich  die  „Sansk  Bibliographie"  in  Eoppeuhagen. 
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DIE    STAATSWISSENSCHAFTEN 


UND 


DIE    GESELLSCHAFTSWISSENSCHAFTEN. 


Ö   * 


Die  Ansbildung  eines  Wissenschaftskreises  pflegt  allerdings  geschichtlich 
nicht  mit  der  scharfen  logischen  Feststellung  des  zu  Grunde  liegenden  Ge- 
sammtbegrififes  oder  mit  der  bestimmten  Abgrenzung  gegen  verwandte  Gebiete 
za  beginnen.  Sowohl  das  Bedürfniss  als  die  Möglichkeit  dieser,  keineswegs 
immer  leichten,  Unternehmungen  macht  sich  erst  fühlbar,  wenn  eine  grössere 
Anzahl  von  Gedanken  und  Thatsachen  bereits  erwogen  und  zurecht  gelegt  ist, 
einzelne  Lehren  durchgearbeitet  sind,  die  Beziehungen  zum  Leben  nach  allen 
Seiten  hin  klarer  werden.  Dann  erst,  aber  dann  allerdings  auch,  entsteht  die 
sabjective  Nothwendigkeit  abzuschliessen  und  abzugränzen,  die  wissenschaftliche 
Aufgabe,  das  Fremde,  also  verschiedenartigen  Grundsätzen  folgende,  auszu- 
scheiden; die  practische  Forderung,  den  ganzen  Stoff  zu  gewältigen,  damit 
keine  Lücke  gelassen  werde  und  man  sich  nicht  mit  dem  beschäftige,  was  ei- 
gentlich anderen  Männern  und  Lehren  zukömmt. 

Nicht  selten  tritt  das  deutliche  Bewusstsein  des  gemeinschaftlichen  Be- 
griffes, und  folglich  des  Inhaltes  und  Umfanges,  einer  Wissenschaft  erst  spät 
ein.  Namentlich  kann  es  sich  begeben,  dass  ein  ganzes  fremdartiges  Gebiet 
lange  nicht  ausgeschieden  wird;  sei  es  nun  wegen  Mangels  an  Schärfe  in  den 
obersten  Begriffen,  wodurch  die  Möglichkeit  einer  Zusammenfassung  verschieden- 
artiger Thatsachen  und  Lehren  entsteht,  sei  es,  weil  einem  Gegenstande  über- 
haupt keine  Aufmerksamkeit  zugewendet  wird,  und  somit  auch  sein  Wesen  un- 
erforscht bleibt.  Letzteres  ist  aber  gar  wohl  möglich,  selbst  bei  sehr  wich- 
tigen  Beziehungen  des  Lebens  oder  bei  ganzen  Provinzen  der.  Geisteswelt 
Plötzlich  mag  dann  ein  neuer  Gedanke  oder  ein  bisher  nicht  gefühltes  practi- 
Bches  Bedürfniss  die  schlummernden  Kräfte  wecken  und  als  Gährnngsstoff  und 
Sonderungsgrund  wirken. 

Ist  nun  aber  das  Bedürfniss  einer  bestimmten  Ausscheidung  und  Ab- 
grenzung entstanden,  dann  muss  solche  freilich  auch  mit  Umsicht  und  Sorg- 
falt vorgenommen  werden;  denn  es  begreift  sich  leicht,  dass  eine  Wissenschaft 
weder  dem  Inhalte  noch  der  Forin  nach  zur  Vollendung  kommen  kann,  so 
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Eie  keine  sachliche  Einheit  hat  und  es  nngewiss  ist,  welche  Gegenstände 

den  Kreis  ihrer  Erörterungen  zu  ziehen  hat.  Namentlich  ist  weder  eine 
i  -  richtige  Unterabtheilung  und  Ordnung  der  einzelnen  Bestandtheile  mög- 
or  einer  Grenzbcstimmui^  nnd  Besitzreglung ;  noch  kann  die  Geschichte 
rissenschaft  bewusst  und  kritisch  oder  auch  nur  stofflich  und  bibliogn* 
I  richtig  entworfen  werden,  so  lange  ganz  Verschiedenartiges  neben-  und 
einander  läuft. 

An  einem  solchen  Wendepunct  ist  gegenwärtig  die  Staatswissen- 
f  t  angekommen.  Dass  der  Staat  der  einheitliche  Organismus  des  Gesanunt- 
iebens sei,  und  somit  die  ihn  begreifende  und  auslegende  Wissenscbaft 
Wissenschaft  des  Einzellebens  gegenflherstehe,  war  klar  und  anerkannt, 
m  überhaupt  die  menschlichen  Ecziehungen  in  ihrem  Wesen  begriffen  nnd 
li  entwickelt  werden.  Staats-Hecht  und  Privat-Eecht;  Staatsfinanzen  nnd 
thanshalt;  Staatsgeschichte  und  Lebensbeschreibung  werden  seit  Jahrtan- 
a  als  verschiedenartige  Kreise  des  Denkens  und  Wissens  betrachtet  nnd 
delt.  Es  ist -also  auch  völlig  flberfiflssig,  diese  im  allgemeinen  Sewnsst- 
ängst  eingebfirgerten  Begriffe  hier  noch  einmal  zu  erörtern,  um  sich  und 
en  fiber  die  Abgrenzung  der  Staatswissenscbaft  nach  dieser  Seite  hin  kltr 
in.  Anders  verhält  es  sich  mit  einer  Ausscheidang  des  Staats-  und  des 
Ischaftslebens  und  mit  der  genauen  Begriffsbestimmung  und  Grenzabste- 
:  der  beiderseitigen  Wissenschaften.  Erst  jetzt  nämlich  ist  diese  möglich, 
'ch  aber  auch  Bedtlrfniss  geworden.  Seit  ganz  Kurzem  ist  man  zn  der 
chen  Erkenntniss  gekommen,  dass  das  gemeinschaftliche  Leben  der  Men- 

keineswegs  im  Staate  allein  besteht,  sondern  dass  zwischen  der  Sphäre 
inzelnen  Persönlichkeit  und  der  organischen  Einheit  des  Volkslebens  eine 
il  von  Lebenskreisen  in  der  Mitte  liegt,  welche  ebenfalls  gemeinschaftliche 
istäude  zum  Zwecke  haben,  nicht  aus  dem  Staate  und  durch  ihn  entstehen, 
sie  schon  in  ihm  vorhanden,  von  höchster  Bedeutung  fSr  Wohl  nnd 
!  sind.  Diese  beiden  Kreise  von  Gedanken  und  Lehren,  welche  seit  mehr 
reitausend  Jahren  als  gleichartig,  höchstens  als  Theil  und  Ganzes  erschie- 

haben  sich  also  als  wesentlich  verschieden  erwiesen,  und  mCkssen  auck 
ondert  behandelt  werden,  so  dass  sie  känftig  als  getrennte  aber  gleldibe- 
igte  Abtheilungen  des  menschlichen  Wissens  neben  einander  bestehen. 

Es  ist  diess  einer  der  Fälle,  in  welchen  das  Leben  die  Wissenschaft  in 
gung  gebracht  hat.  Die  Thatsache  der  verschiedenen  Gattungen  von  Le- 
ireisen  bestand,  seitdem  Menschen  zusammengetreten  waren.  Es  bedurfte 
ürkenntniss  und  Unterscheidung  nur  eines  klaren  Blicken.  Aber  eben  die- 
ehlte.  Die  Wissenschaft  blieb  blind,  obgleich  von  Piaton  an  die  ausser 
>taate  seiende  Gemeinscbaftlichkeit  vielfach  geahnet  und  unklar  besprochen 
e,  und  namentlich  eine  Anzahl  eigenthömlicher  und  wunderlicher  Geister 
3  Verhaitniss  bald  dichterisch  spielend  behandelte,  bald  in  zornigem  6e- 
tze  gegen  die  wirklichen  Zustände  geltend  zu  machen  suchte.  Es  a- 
len  diese  Schriften  der  Beachtung  emBthafter  Gelehrter  und  verständig» 
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Staatsmänner  gleichmässig  unwürdig,  nur  etwa  als  ein  Zeitvertreib  in  mflssigen 
Standen  brauchbar.  Da  wurde  denn  endlich  das  Wort  Gesellschaft  ausge- 
sprochen. Zuerst  von  Schwärmern  und  ihren  Schülern;  dann  aber  allmälig 
auch  auf  der  Kednerbühne,  in  der  Schenke  und  in  den  heimlichen  Versamm- 
lungen Yerscfaworener;  es  ward  in  entsetzlichen  Strassenschlachten  als  Banner 
vorangetragen.  Jetzt  öffneten  sich  plötzlich  die  Augen.  Die  gänzliche  Nicht- 
beachtung  schlug  in  maasslosen  Schrecken  um,  so  dass  nun  das  früher  ganz 
onbekannte  Wort  als  Medusenhaupt  dient,  welches  die  FreiheitsgewohiAeiten 
und  Forderungen  der  Gebildeten  und  Gemässigten  versteinert,  und  in  einem 
sonst  mit  verständigem  Freiheitsmaasse  nicht  einmal  zufriedenen  Lande  eine 
sonst  unbegreifliche  Willkürherrschaft  möglich  macht.  Die  Gährung  auf  dem 
Markte  und  in  der  Hütte  hat  aber  auch  bald  eine  zahkeiche  Literatur  her- 
vorgerufen. Ein  Theil  derselben  war  freilich  nur  zur  Verbreitung  und  Steige- 
rung wilder  Umwälzungsplane,  wo  nicht  räuberischer  Theilungsgelüste  bestimmt; 
Andere  aber  haben  sich  die  verständige  und  nicht  blos  berechtigte  sondern 
dringend  nothwendige  Aufgabe  gestellt,  deuBegi'iff,  das  vom  Staate  und  von  der 
einzelnen  Lebenssphäre  verschiedene  Dasein,  die  Bedürfnisse,  die  Gegenwart 
und  die  Zukunft  der  Gesellschaft  zu  erörtern.  So  ist  durch  That  und  Schrift 
ein  ganz  neuer  Gegenstand  des  Bewusstseins,  WoUens  und  Denkens  entstanden. 
Was  anfangs  völlig  unklar,  selbst  widersinnig  erschien,  hat  allmählig  Gestaltung 
und  relative  Berechtigung  bekommen,  und  tritt  in  seinen  Gegensätzen  mit  Ver- 
wandtem aber  doch  Verschiedenem  immer  deutlicher  hervor.  Noch  haben  sich 
nicht  alle  Bearbeiter  der  Staatswissenschaft  entschliessen  können,  die  Berech- 
tigung der  neuen  Gestaltung  der  Dinge  zuzugeben;'  allein  viele  der  wirklich 
Stimmberechtigten  sind  einverstanden  mit  der  Nothwendigkeit  der  Trennung 
von  Staat  und  Gesellschaft,  und  folglich  mit  einer  Sonderung  ihrer  wissen- 
schaftlichen Gebiete  und  Systeme. 

Während  also,  freilich  wunderlich  genug,  bis  in  die  neueste  Zeit  Einsicht 
und  Willen  theilnahmlos  vorübergiengen,  ist  jetzt  eine  neue  grosse  Aufgabe 
entstanden.  Die  Wissenschaft  der  Gesellschaft  ist  zu  begründen  und  zu  entwi- 
ckeln; namentlich  aber  auch  ihre  Gränze  gegen  die  Staatswissenschaft  festzu- 
stellen. Diess  hat  aber  nicht  nur  Bedeutung  für  die  Gesellschafft,  sondern 
fast  eben  so  sehr  auch  für  den  Staat  und  seine  Lehre.  Theils  kann  jetzt  hier 
ausgeschieden  werden,  was  bisher  an  Fremdartigem  mitgeschleppt  wurde; 
theils  wird  eine  ganze  Beihe  von  practischen  Fragen  nun  erst  ihre  richtige 
Lösung  finden. 

Es  möchte  nun  scheinen,  als  genüge  es  für  den  Zweck  des  gegenwärtigen 
Werkes,  —  welches  nur  Beiträge  zur  Geschichte  der  staatlichen,  nicht 
aber  auch  die  der  socialen  Wissenschaften  beabsichtigt,  —  ganz  im  Allge- 
meinen Eenntniss  zu  nehmen  von  dieser  Aenderung  in  der  Behandlung  der 
Staatswissenschaften,  so  dass  eine  sichere  Absteckung  des  zu  durchwandernden 
Gebietes  möglich  werde  und  ein  Standpunct  gewonnen  sei  zur  Beurtheilung 
mancher  bisheriger,  nothwendig  verworrener,  Lehren.    Allein  eine  genauere  Er- 
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lg  zeigt,  das8  bei  dem  jetzigen  Stande  der  neuen  Disciplin  eine  blosse 
ndung  ihrer  Ergebnisse  so  kurzer  Hand  nicht  stattfinden  kann,  sondeni 
ehr  Tor  AJlem  selbstth&tig  eigeno  Untersuchungen  angestellt  und  auf  eigene 
itwortung  Anhaltspunkte  gewonnen  werden  müssen. 

Koch  stehen  nämlich  die  Ansichten  aber  die  Gesellschaft  und  ihre  Wis- 
liaft  selbst  bei  Denen ,  welche  die  Nothwendigkeit  der  neuen  Wissenschaft 
ennen,  keineswegs  fest.  Soll  eine  sichere  Grundlage  fOr  Abgranznng 
[Jrtheil  gewonnen  werden,  so  muss  man  seinen  Weg  noch  selbst  sucfaeo 
lie  GrSnzpfähle  im  Verlaufe  des  Vordringens  einschlagen.  Xur  dann  ist 
sicher,  nicht  durch  Fohrer,  welche  unter  sich  selbst  nneinig  sind,  auf  Ab> 

verlockt  zu  werden. 

FOr  das  weite  Ausholen  ist  übrigens  eine  Entschädigung  noch  darin  n 
D,  dass  bei  den  Untersuchungen  aber  die  GesellschaRs&agen  Meinungen 
Schriften  besprochen  werden,  welche  vielfach  auch  in  die  Staatswissen- 
rten  einschlagen  und  die  spätere  Benrtheilung  dieser  sehr  erleichtern. 


[leriges  Verhalten  der  Wissenschaft  zu  der  Lehre  von 
der  Gesellschaft. 

Wie  es  sich  auch  mit  der  schliesslichen  Annahme  verhalten  mag,  im- 
ist  es  billig  und  klug,  der  eigenen  Erörterung  eine  Untersuchung  dessei 
igehen  zu  lassen,  was  von  Anderen  bezüglich  der  Ergrfindung  des  wahren 
Elltnisses  der  Gesellschaft  geschehen  ist. 

Hier  ist  denn  vor  AJlem  nöthig,  erst  die  Auffassung  der  altem  Schule 
I  in  Erinnerung  zu  bringen,  also  die  Lehre  Derjenigen ,  welchen  der 
:  Gedanke  der  Gesellschaft  noch  nnbekannt  war  oder  auch  noch  jetit 
Thorheit  ist. 

Ihnen  ist  bei  der  wissenschaftlichen  Beschäftigung  mit  dem  menschlichen 
mmenlehen  der  Staat  der  einzige  Gegenstand  der  Thatigkeit;  sein  Begriff 
littelpnnkt.  Die  Entwicklung  dieses  Begriffes  geschieht  aber  in  zwei  wesent- 
rerschiedenen  Beziehungen,  woraus  eine  innere  Eintheilung  des  Stoffes  und 
Lhtheilung  in  verschiedene  Discipliuen  hervorgeht 

Einmal  nämlich  sucht  man  den  Staat  als  Organismus  zn  bezeichnen  and 
eweisen.  Hierbei  wird  davon  ausgegangen,  dass  im  Staate  zweierlei  Ver- 
isse  'bestehen,  deren  richtige  Auffassung  und  Ordnung  zuerst  eine  ge- 
te  Betrachtung  und  Entgegensetzung,  dann  aber  eine  Vereinigung  zn 
1  organischen  Gangen  erfordere.  Diese  Verhältnisse  sind  einer  Seits  die 
iinzelnen  Mitgliedes  des  Staates,  welches  in  diesem  Vereine  und  durch 
ilhen  einen  bestimmten  Lebenszwedt  zu  erreichen  hat,   hierbei  nun   aber 

allen  Umständen  und  in  allen  Staatsgattungen  und  Formen  als  wesent- 
l^ehorchend  gegen  den  obersten  Willen  gedacht  und  in  dieser  Beziehong 
ert    wird,    in    bestiuunten  Unterarten   des    Staates    daneben   noch   ab 
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theilnehmend  an  der  Bildung  nnd  üebung  des  obersten  Willens  erscheint, 
und  hier  denn  auch  in  dieser  zweiten  Beziehung  darzustellen  ist.  Ande- 
rer Seits  wird  der  Begriff  des  obersten  Willens  und  Handelns,  also  der 
Staatsgewalt,  sowohl  nach  Gegenstand  und  Umfang,  als  nach  Becht  und 
Pflicht  festgestellt,  und  in  seiner,  möglichen  oder  wirJdichen,  persönlichen  Er- 
scheinung, in  seinen  verschiedenen  Organe  nund  deren  Beziehungen  zu  einander 
entwickelt.  Aus  sachlicher  und  formeller  Ineinanderfügung  beider  Hauptrich- 
tungen des  Staatsbegriffes  entsteht  dann  der  Organismus  des  Ganzen,  die  Ein- 
heit in  der  Vielheit;  namentlich  aber  werden  die  Lehren  von  dem  Staatszwecke, 
7on  der  Staatsgewalt  und  ihren  Trägern,  vom  Staatsbürgerrechte,  von  der 
Ordnung  der  Staatsbehörden  und  dem  Inhalte  und  der  Weise  ihres  Handelns 
hier  entwickelt 

Zweitens  aber  wird  das  Wissen  und  Denken  vom  Staate  nach  grossen 
gemeinsamen  Beziehungen  geordnet.  So  also  vor  Allem  die  Eenntniss  der 
Thatsachen  getrennt  von  der  Entwicklung  von  Lehren.  Beides  aber  wieder 
nach  genaueren  Unterscheidungeu.  Bei  den  Thatsachen  wird  die  Erzählung 
des  Geschehenen  gesondert  von  der  Schilderung  des  Zuständüchen  (Staatsge- 
schichte, Statistik).  Die  Lehre  aber  ist  unterschieden,  je  nachdem  sie  von 
dem  Standpuncte  des  Bechtes,  der  Sittlichkeit  oder  der  Klugheit  ausgeht  (öffent- 
liches Becht,  Staatssittenlehre,  Politik).  Hier  nun  aber  wird  wieder  nicht  blos 
jede  einzelne  Disciplin  nach  den  obigen  organischen  Bestandtheilen  des  Staates 
eingetheilt;  sondern  namentlich  das  öffentliche  Becht  noch  in  mehrere  grosse 
Wissenschaften  zerlegt,  je  nachdem  die  Bechtsvorschriften  das  innere  Leben 
des  einzelnen  Staates,  oder  das  Zusammenleben  in  Baum  und  Zeit  von  meh- 
reren unabhängigen  Staaten  betreffen,  (Staatsrecht  und  Völkerrecht);  bei  beiden 
aber  wohl  unterschieden,  ob  die  Vorschriften  aus  Vemunftgründen  oder  aus 
dem  Ausspruche  einer  anerkannten  Gewalt  abgeleitet  werden  (philosophisches 
und  positives  Staats  -  oder  Völker-Becht). 

üeber  den  so  gezogenen  Kreis  geht  man  bei  dieser  Auffassungsweise  nicht 
hinaus  (vgl.  die  nachfolgende  Abh.  über  Encyklopädieen  und  Systeme  der  Staats- 
wissenschaften);  häufig  nicht  einmal  so  weit.  Und  es  weichen  in  dieser  Behand- 
lung auch  die  verschiedenen  Schulen  der  Bechtsgelehrten  und  Philosophen 
nicht  von  einander  ab.  Der  Streit  unter  ihnen  betrifft  die  Fragen  über  den 
Zweck  des  Staates,  über  die  rechtliche  Erklärung  seiner  Entstehung,  über  die 
besten  Formen  und  Einrichtungen;  allein  darüber  sind  sie  alle  einig,  dass 
Gegenstand  der  politischen  Wissenschaften  nur  einer  Seits  der  Einzelne  und 
seine  Ansprüche  oder  Pflichten,  anderer  Seits  die  Verhältnisse  der  Gesammt- 
kraft  seien.  Daran  denkt  Niemand,  dass  zwischen  diesen  beiden  und  wohl 
unterschieden  von  ihnen  noch  ein  ganzes  weites  Gebiet  menschlicher  Zustände 
liegt,  welches  ebenfalls  seine  Gesetze  hat,  somit  eine  Erforschung  und  Ord- 
nung derselben  verlangt;  und  dessen  Aufnahme  in  den  Kreis  der  Wissenschaf- 
ten vom  menschlichen  Leben  nicht  nur  diese  umfänglich  vollendet,  sondern 
auch  den  bisher  behandelten  Theilen  erst  ihre  richtige  Stellung  zu  einander, 
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den  Theilen  selbst  aber  ihre  wahre  Begründung  giebt.  Die  gesellschaft- 
lichen Zustände  -werden  hier  weder  an  sich,  noch  in  ihren  Beziehungen  zum 
Staate  ergründet  und  geordnet. 

Aus  dieser  Vernachlässigung  lässt  man  sich  nicht  einmal  aufstören 
durch  einige  in  der  That  sehr  bedeutende  Winke,  und  tritt  selbst  vor  augen- 
scheinlichen Folgewidrigkeiten  nicht  zurück.  Umsonst  rückt  die  mächtige  Ge- 
staltung der  Kirche,  —  welche  denn  doch  nicht  aus  dem  Staate  stammt, 
nicht  in  ihm  aufgeht,  und  deren  formelle  und  materielle  Einreibung  un- 
möglich ist  für  die  gewöhnliche  Anschauung,  —  das  Bedürfniss  einer  richtigea 
Auffassung  der  thatsächlichen  Zustände  nahe.  Ohne  Erfolg  ist  femer  das  bei 
den  meisten  Yölkem  bemerkliche  Bestehen  von  Ständen,  welche  offenbar 
nicht  blos  eine  Staatseinrichtung  sind,  sondern  noch  ausserhalb  des  Staates  in  den 
manchfachsten  rechtlichen,  sittlichen  und  wirthschaftlichen  Beziehungen  stehen. 
Nicht  zum  Nachdenken  bringt  die  seit  Jahrhunderten  allmählig  entstandene 
Menge  von  Utopieen  aller  Art,  welche  doch  eben  die  Eigenthümlichkeit 
haben,  dass  sie  grosse  Aenderungen  menschlicher  Gesammtzustände  empfehlen, 
für  die  gar  kein  Raum  im  Kreise  des  Staatslebens  ist.  Vergebens  endlich 
will  sich  die  National-Oekonomie  in  kein  logisches  System  der  Staatswis- 
senschaften bringen  lassen;  während  sie  doch  in  ihrer  hohen  Wichtigkeit  be- 
steht, und  nothwendig  auch  irgendwie  ihre  richtige  Stelle  haben  muss.  Der 
Blick  bleibt  umwölkt,  das  Urtheil  stumpf. 

Der  sächliche  Beweis  dieser  Anklage  ergiebt  sich  bei  jedem  Blicke  in 
die  Literatur. 

Von  selbstständigen  Schriften  über  Gesellschaft  ist  in  den  älteren 
Schulen  des  philosophischen  Rechtes  bis  herunter  zu  der  Kant'schen  gar  nicht 
die  Rede.  In  dieser  ganzen  Literatur  giebt  es  nicht  ein  einziges  Werk,  wel- 
ches die  ausser  dem  Zwecke  und  dem  Organismus  des  Staates  stehenden  Le- 
benskreise in  ihrem  Wesen  zu  erfassen,  sie  als  ein  Ganzes  zu  denken  versucht 
hätte.  Allerdings  finden  sich  zuweilen  (und  namentlich  unter  den  Anhängern 
Kant's  noch  bis  in  ziemlich  neue  Zeit)  einzelne  Schriften,  welche  den  Namen 
„Gesellschaft^'  an  der  Stime  tragen;  allein  sie  verstehen  ganz  Anderes  darun- 
ter. Zuweilen  wird  damit  die  Thatsache  und  die  Nothwendigkeit  des  geseUi- 
gen  Lebens  der  Menschen  überhaupt  bezeichnet,  d.  h.  also  ihr  räumliches  Zu- 
sammensein, die  Verschiedenheit  ihrer  Anlagen  und  Bedürfnisse,  und  die  daraus 
entstehenden  Beziehungen  aller  Art  ^).  Diess  ist  aber  ein  viel  weiteres,  ganz 
unbestimmtes  Verhältniss,  welches  erst  in  seine  Theile  und  Verhältnisse  zer- 
legt werden  muss,  wenn  darüber  etwas  Nutzbares  soll  ausgesagt  werden  kön- 


1)  Man  sehe  z.  B.  Brown,  Consid^raüons  sur  les  rapporis,  qui  lient  Thomme  cn 
sociötd.  Trad.  par  Donnant.  Par.,  an,  VIII.-—  Reinhard,  Ph.  Ch.,  Versuch  einer 
Theorie  des  gesellschaftlichen  Menschen.  Lpz.,  1797.  —  F.  Bachholz,  Hermes 
oder  über  die  Natur  der  Gesellschaft.    Tab.,  1810.        ^ 
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nen.  Es  begreift  z.  B.  den  einzelnen  Staat,  die  internationalen  Zustände,  die 
Lebenssphäre  des  Individuums;  endlich  freilich  auch  noch  die  Gesellschaft. 
In  änderen  Fällen  wird  das  Wort  Gesellschaft  einfach  fflr  gleichbedeu- 
tend mit  Staat  genommen,  namentlich  wo  es  sich  von  einer  Besprechung  der 
Zwecke  des  Staates  und  der  Bestandtheile  der  Staatsgewalt  handelt  i).  Hier 
findet  denn  eine  offenbare  Verwechslung  von  Worten,  wo  nicht  von  Begriffen 
statt.  —  Den  Beweis  aber,  dass  es  nicht  etwa  nur  an  der  Schärfe  des  Aus- 
druckes fehlt,  dagegen  der  Gegenstand  wohl  bekannt,  der  Begriff  gefasst  wird, 
liefert  Schlözer's  Allgemeines  Staatsrecht.  Dieser  geistreiche  Schriftsteller 
hat  in  der  kleinen  Schrift  ^)  mit  einer  Art  Sehergabe  den  Begriff  der  Ge- 
sellschaftswissenschaft so  ziemlich  aufgefasst  und  in  einigen  Hauptlinien  unter 
dem  Namen  „Metapolitik^'  gezeichnet.  Allein  es  war  diess  ein  vortlbergehendes 
Meteor,  ohne  alle  weitere  Folgen ,  unverstanden  von  Allen.  Ja  man  darf  be- 
haupten, unverstanden  von  Schlözer  selbst,  der  nirgendwo  anders  diesen  flüch- 
tigen Gedanken  weiter  verfolgt,  oder  auch  nur  die  Tragweite  und  Bedeutung 
desselben  geahntet  zu  haben  scheint.  Es  war  eben  noch  kein  Sinn  und  Ver- 
ständniss  für  das  ganze  Verhältniss  vorhanden. 

So  ist  denn  kein  Wunder,  dass  die  •  Gesellschaft  auch  nicht  einmal  igele- 
genheitlich  und  als  Nebenpunkt  in  den  zunächst  staatswissenschaftlichen 
Werken  der  älteren  Schule  behandelt  wird.  Auch  hier  ist  durchweg  entweder 
völlige  Veraachlilssigung  oder  höchstens  vorübergehende  und  verkehrte  Er- 
wähnung. —  Offenbar  sind  es  aber  zwei  Gattungen  von  Schriften,  in  welchen  das 
Verhältniss  des  Staates  zur  Gesellschaft  richtig  und  gründlich  hätte  behandelt 
werden  sollen,  nämlich  die  Systeme  oder  auch  Monographieen  des  philosophi- 
schen Staatsrechtes,  sodann  die  encyklopädischen ,  die  gesammtc  Staatswissen- 
schaft umfassenden  Werke.  Allein  auch  diese  beide  lassen  im  Stiche,  und 
zwar  in  allen  Schulen  und  bei  allen  Völkern. 


1)  So  U.A.  Dauray  de  Brie,  Theorie  des  lois  sociales.  Par.,  an.  XII. — Viel.  Castel, 
H.  de,  De  la  soci^l^  et  du  gouvernement  1.  ü.  Par.,  1834.—  von  Laver gne  Pe- 
guilhen,  Grnndzuge  der  Gesellschafswissenschalt,  I.  IL  Königsb.,  1839  —  41.— 
Rosmini  di  Serbati,  La  sociela  e  il  suo  fine.  Milano,  1839.—  Lauter  Werke, 
welche  sich  lediglich  im  Kreise  des  Staates  bewegen.  Merkwürdig  sind  aber 
besonders:  Ch.  Wolffen's  VemünfUge  Gedanken  von  dem  gesellschaftlichen  Le- 
ben der  Menschen.  Halle,  1721.  Hier  fasst  der  berühmte  Philosoph  die  Sache 
zunächst  ganz  richtig  an ,  indem  er  die  kleinsten ,  zur  Ergänzung  des  Individuums 
dienenden  Kreise  bespricht,  als  die  Ehe,  die  Familie  u.  s.  w.;  allein  anstaU  nun 
zu  den  eigentlich  gesellschaftlichen  Vereinen  uherzugehen,  «springt  er  mit  einem- 
malc,  unter  Anwendung  der  Hobbes'schen  Furchttheoric,  in  den  Staat  und  dessen 
verschiedene  Formen  und  Rechtsbeziehongen  über.  Trotz  des  richtigen  aber  un- 
deutlichen Geftihlcs,  dass  gewisse  von  dem  Leben  des  Einzelnen  und  dem  der 
Gesammtheit  verschiedene  naturwüchsige  Verbindungen  > bestehen,  verfehlt  er  also 
gerade  diese. 

2)  Ueber  dieses  mehrfach  interessante  Schriftchen  s.  Weiteres  unten,  Abh.  IL 
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Wie  es  mit  den  Encyklopädieen  beschaffen  ist,  wird  in  der  folgenden 
Abhandlung  besprochen  werden.  Hier  nur  so  viel.  So  sehr  manche  Ver- 
fasser solcher  Schriften  das  Bedürfniss  haben,  alle  Vorkenntnisse  und  Hülfs- 
Wissenschaften  zur  Eenntniss  zu  bringen,  so  besprechen  sie  doch  nicht  die  Ge* 
Seilschaft  1).  Selbst  C.  S.  Zachariä,  dessen  eigenthümlichem  und  scharf- 
sinnigem Geiste  die  Brechung  einer  neuen  Bahn  so  leicht  gewesen  Wäre,  streift 
da,  wo  er  von  den  unmittelbaren  Grundlagen  der  Staates  spricht  (Vierzig  Bü- 
cher vom  Staate,  2te  Aufl.,  Bd.  HI,  S.  29  fg.)  zwar  gelegentlich  nahe  an  der 
Wahrheit  her ;  allein  alsbald  wirft  er  sich  wieder  in  falsche  Wege ,  indem  er 
nach  einigen  ziellosen  Bemerkungen  über  Familie  und  Gemeinde  alsbald  die 
politischen  Partheien  in's  Auge  fasst.  Und  ebenso  zählt  zwar  Schmitthen- 
ner  (Zwölf  Bücher,  Bd.  I,  S.  201  fg.)  die  manchfachen  Gliederungen  auf,  in 
welche  seiner  Ansicht  nach  ein  Volk  zerfällt ,  spricht  dabei  von  Gesellschaft, 
und  führt  das  eine  und  das  andere  Merkmal  eines  gesellschaftlichen  Kreises 
richtig  auf;  allein  das  ganze  Verhältniss  ist  ihm  verschwommen  und  unklar 
und  es  bleibt  der  Gedanke  unverstanden  und  unbenutzt. 

Eben  so  tritt  im  philosophischen  Staatsrechte  von  allen  Seiten  der  Man- 
gel entgegen.  —   Bei  den   englischen  Begründern  der  Rechtsstaats -Lehre   ist 
überall   nur   von  den  Verhältnissen   der   einzelnen  Persönlichkeit  oder  des  ge- 
sammten  Volkes  zum  Staate  die  Rede ;  nur  auf  deren  Willen  und  Uebertragung 
wird  der  Staat  gegründet.    Sp  gross  auch  bei  der  kirchlichen  Beimischung  der 
dortigen  Wirren  die  Veranlassung  gewesen  wäre,  auf  die  ausserstaatliche  Ge- 
staltung des  Lebens  Rücksicht  zu  nehmen,   so  wenig  ist  doch  von  Gesellschaft 
die  Rede,  sei  es  bei  H  o  b  b  e  s,  bei  L  o  c  k  e  oder  bei  S  i  d  n  e  y.   Und  völlig  auf  dieser 
Grundlage,  wenn  schon  mit  manchfachen  Modificationen,  sind  die  übrigen  Staats- 
rechtsschriftsteller   dieses  Volkes    stehen   geblieben;  Blackstone   und   De 
Lolme  so  gut  als  Bentham  und  Gödwin.  —  Ebenso  die  Franzosen.'  Mau 
beginne   mit  Montesquieu.    Sicherlich  war  er,  wenn  irgend  Jemand  aufge- 
fordert,  jene   naturwüchsigen   Organismen  der  menschlichen  Gemeinschaft  zu 
erforschen,  welche  jeden  Falles,    was  auch  immer  ihre  näheren  Beziehungen 
zum  Staate  sein  mögen,   für  den  Geist  der  Gesetze   von  höchster  Bedeutung 
sind.    Allein  er  denkt  gar  nicht  an   diese  Auffassung.    Auf   die   Formen   des 
Staates  stellt   er  seine  ganze  Wissenschaft,    und  selbst  bei   der  Untersuchung 
des  Principes  der  verschiedenen  Staatsformen,  die  ihn  fast  nothwendig  auf  die 
Gesellschaft  und  auf  ihre  sachlichen  und  geistigen  Folgen  führen  musste,  geht 
er  an  dieser  ganzen  Welt   von  Thatsachen  und  Ideen  vorüber  und  stellt  sich 
mit  einigen  falsch  zugespitzten  Sätzen  zufrieden.     So  Vieles  aber  seine  Erläu- 
terer und  Widersacher  zuzusetzen,  zu  tadeln,  zu  ändern  haben:  dieser  Grund- 


1)  Der  ausführliche  .Artikel  der  Staatslexicons  (von  Rotleck)  über  „Gesellschaft  und 
Ges6llschaftsrccht*^  ist  eine  i)\nmderliche  und  halQose  Vennischnng  von  Staats-  und 
privatrechUichen  Sätzen. 
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fehler  fällt  weder  Tracy,  noch  Ancillon,  noch  Comte  auf.  Ebenso  we- 
nig hat  J.  J.  Kousseau  die  "Wahrheit  gesehen;  er,  welcher  den  „Gesell- 
schafts" -  Vertrag  zum  Gegenstande  eines  weltberühmten,  weltumwälzenden 
Werkes  machte.  Gerade  aus  diesem  sogenannten  Gesellschafts -Vertrage  er- 
hellt, dass  sein  Verfasser  dem  Gedanken  der  Gesellschaft  ganz  fremd  geblie- 
ben ist.  Schon  längst  ist  bemerkt  worden,  dass  das  Buch  hätte  als  die  Lehre 
vom  Staats  vertrage  bezeichnet  werden  müssen.  Rousseau  ist  es  vor  Al- 
len, welcher  den  Staat  unmittelbar  aus  dem  Willen  der  Einzelnen  hervorgehen 
lässt,  dessen  Berechtigung  lediglich  in  den  Verabredungen  der  Einzehien  er- 
kennt, und  ^  ihm  Pflichten  nur  gegenüber  ven  diesen  anweist.  Keine  wesentlich 
verschiedene  Auffassung  haben  die  übrigen  der  Revolution  vorangehenden 
oder  ihre  Sätze  ausbildenden  französischen  Staatsrechtslehrer.  Nur  den  Staat 
sehen  Sieyes  und  Lanjuinais  undB.  Constant.  —  Nicht  besser  hat  unsere 
ältere  deutsche  Rechtsphilosophie  das  Wahre  zu  finden  gewusst,  obgleich  we- 
nige üebereinstimmnng  unter  den  verschiedenen  Schulen  derselben  herrscht. 
Es  ist  unnöthig,  erst  zu  erwähnen,  dass  Pufendorf  nichts  von  Gesellschaft 
weiss.  Aber  auch  Kant  und  seine  so  zahlreichen  und  viel  verzweigten  Nach- 
folger im  Naturrechte  erkennen  bei  ihrer  Lehre  von  dem  Rechtszweckc  des 
Staates  und  bei  der  Vertragstheorie  von  der  Staatsgi'ündung  nirgend  die  ge- 
sellschaftlichen Organismen.  Auch  hier  werden  nur  die  Einzelnen  und  der 
Staat  gedacht  \md  behandelt.  Diess  geht  völlig  gleichmässig  durch  diese  ganze 
Literatur,  wie  die  Schriften  von  Gros,  Krug,  Hufeland,  Tieftrunk,  Rot- 
teck, Welcker,  mit  Einem  Worte  die  sämmtlichen  wissenschaftlichen  Er- 
zeugnisse der  altliberalen  Rechtsgelehrten  zeigen.  —  Endlich  ist  noch  bei  den 
italienischen  Schriftstellern  über  philosophisches  Staatsrecht  sehr  viel  von  Ge- 
sellschaft die  Rede ;  allein  entweder  ist  diess  lediglich  ein  anderer  Ausdruck 
für  den  Staat  selbst,  wie  z.  B.  bei  Baroli,  Rosmini  u.  A.,  oder  aber  sie 
unterscheiden  allerdings,  wie  Romagno'si,  die  Gesellschaft  vom ''Staate,  ver- 
stehen dann  aber  unter  ersterer  die  Gcsammtheit  des  unorganisirtea  Volksle- 
bens im  Gegensatze  gegen  die  zu  dessen  Leitung  nöthigen  Einrichtungen,  also 
den  Inhalt  oder  Stoff  im  Gegensatze  gegen  die  Form  des  Staates.  Ihnen  ist 
die  Gesellschaft  so  wenig  ein  von  der  Sphäre  der  Staatsthätigkeit  verschie- 
denes Feld,  dass  sie  vielmehr  gerade  der  Gegenstand  jener  ist 

Von  der  älteren  Schule  ist  also  in  Beziehung  auf  die  Gesellschaft  und 
ihre  Wissenschaft  lediglich  nicht  zu  lernen. 

Ganz  anders  stellt  sich  freilich  die  Sache,  wenn  man'  sich  nun  wen- 
det  zu  den  zahlreichen  Neueren,  welche,  —  wie  so  verschieden  sie  auch 
sein  mögen,  —  wenigstens  das  Gemeinschaftliche  haben,  dass  sie  die  Gesellschaft 
als  etwas  vom  Staate  verschiedenes  deutlich  erkennen,  und  Wesen,  Gesetze  und 
Folgerungen  dieses  Zustandes  zu  erforschen  suchen.  Hier  besteht  also  der 
Gedanke,  hier  sind  Bemühungen  der  Ergründung  und  Ordnung,  hier  ist  we- 
nigstens die  Möglichkeit  einer  Belehrung.  Und  wird  diese  nicht  zu  Theile,  so 
ist  jeden  Falles    nicht  das  völlige  Vorübergehen  an    der  Wahrheit    Schuld 
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daran ,  sondern  es  kann  nur  an  einer  falschen  Auffassung    und  Behandlung 
liegen. 

Leider  ist  denn  nun  aber  wirklich  diese  falsche  Auffassung  da.  Man 
mag  es  gerne  mit  der  Neuheit  und  der  Schwierigkeit  der  Aufgabe  entschuldi- 
gen :  allein  es  ist  unmöglich ,  sich  nach  ernster  Prüfung  gegen  die  Ueberzeu- 
gung  zu  verschliessen,  dass  auch  die  bisherigen  ausdrücklichen  Beschäftigungen 
mit  der  Gesellschaft  noch  nicht  zur  richtigen  Erkenntniss  des  Gegenstandes 
an  sich,  noch  weniger  zu  einer  anzuerkennenden  und  ausgebildeten  Lehre  von 
den  Einzelnheiten  geführt  }iaben.  An  Begabung  und  Willen  hat  es  sicherlich 
bei  diesen  Versuchen  nicht  gefehlt;  allein  es  hat  diesen  bis  jetzt  kein  guter 
Stern  geleuchtet.  Die  Minerva  ist  diessmal  wenigstens  nicht  auf  Einen  Schlag 
vollständig  gerüstet  aus  eines  Jupiters  Haupt  gesprungen. 

•  Es  lassen  sich  drei  wesentlich  verschiedene  Gattungen  der  neueren 
Schriften  über  die  Gesellschaft  unterscheiden.  —  Die  Einen,  und  es  ist  diess 
bei  weitem  die  grösste  Zahl,  beabsichtigen  eine  practische  Umgestaltung  der 
bei  den  christlich -gesittigten  Völkern  bestehenden  Gesellschaft.  Sie  sind  ihrem 
Wesen  und  Willen  nach  keine  Social -Philosophen,  sondern  socialistische  Par- 
theigänger. Hauptaufgabe  ist  ihnen  die  Entwerfung  und  Fordenmg  von  Pla- 
nen für  neue  Organisationen  des  wirklichen  Lebens;  mit  theoretischer  Be- 
gründung beschäftigen  sie  sich  nur,  um  auch  die  Gebildeten  zu  gewinnen,  und  zur 
Erlangung  eines  Anscheines  von  innerer  Nothwendigkeit.  —  Eine  zweite  Klasse 
von  Schriften  besteht  aus  geschichtlichen  und  kritischen  Betrachtungen  dieser 
socialistischen  Werke  und  Plane.  Selbstständige  Ansichten  über  die  Gesell- 
schaft und  deren  Wissenschaft  sind  ihnen  etwa  nur  in  so  ferne  Bedürfniss,  als 
solche  den  ersten  Faden  für  die  Darstellung  der  Einzelheiten  und  eine  Grund- 
lage für  die  Kritik  gewähren.  —  Endlich  aber  besteht ,  drittens ,  eine  Anzahl 
von  philosophischen  Köpfen,  welche  im  Verfolge  ihrer  Forschungen  über  die 
menschlichen  und  namentlich  staatlichen  Zustände  zu  der  Ueberzeugung  gelangt 
sind,  dass  eine  vom  Staate  verschiedene  Organisation  der  Menschen,  eine 
eigene  Gesellschaft,  besteht,  und  welche  nun  versuchen,  den  wissenschaftlichen 
Gedanken  folgerichtig  mit  ihrem  sonstigen  Systeme  und  wahr  an  sich  festzu- 
stellen.   Letztere  liefern  die  eigentlich  wissenschaftlichen  Arbeiten. 

Li  eine  ausführliche  Aufzählung  und  Würdigung  der  gesammten  socia- 
listischen und  communistischen  Literatur  hier  einzugehen,  ist  un- 
möglich. Es  ist  aber  glücklicher  Weise  auch  unnöthig  für  den  gegenwär- 
tigen Zweck.  Hier  handelt  es  sich  nicht  davon,  die  mehr  oder  minder  ver- 
werflichen Plane  zu  kennen,  mit  welcher  die  Partheien  die  bestehende  Welt  um- 
wühlen wollen ,  sondern  nur  davon ,  was  sie  beigetragen  haben  zur  Auffindung 
des  Gedankens  der  Gesellschaft.  Diess  nun  ist  als  Anstoss  viel,  als  Ergebniss 
wenig  und  falsch.  —  Bekanntlich  zerfallen  die  Socialisten  in  drei  grosse  Ab- 
theilungen, deren  Bestandtheile  allerdings  in  Einzelnheiten  auseinander  gehen, 
welche  aber  doch  im  Wesentlichen  je  Einen  bestimmten  Grundgedanken  ha- 
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hen.  Die  Saint-Simonisten  wollen  jedem  Menschen  die  Stellang  anwei- 
sen, welche  ihm  durch  seine  natürlichen  Anlagen  gebühre;  ausserdem  Jedem 
aus  einem  gemeinschaftlichen  Vermögen  die  Arbeitsmittel  liefern ,  welche  er 
nach  seiner  Stellung  und  seiner  Thätigkeit  in  derselben  bedürfe  und  verdiene. 
Die  Schüler  Fourier's  versprechen  ein  äusserlich  und  innerlich  glückseliges 
Leben  durch  Gemeinschaftlichkeit  desselben,  zweckmässige  Vertheilung  und  Ab-* 
wechslung  der  Arbeit  und  hohe  Verzinsung  des  von  Jedem  zur  Gesammtwirth- 
schaft  eingeschossenen  Kapitales.  Die  Communisten  endlich  beabsichtigen 
vöUige  Gleichheit  der  Leistungen,  der  Genüsse  und  der  Stellung  zn  bewerk-" 
stelligen  durch  Aufhebung  alles  Einzelneigenthumes  und  völliges  Aufgehen  der 
Persönlichkeit  in  der  Gesammtheit  ^).  Dass  hierbei  die  Einen  (die  Gleichheits- 
Communisten)  ihren  Zweck  durch  gleichen  Zwang  Aller  zur  Arbeit ,  die  Ande- 
ren (die  Freiheits  -  Communisten)  durch  vollständige  Entfes^lung  von  allen 
Banden  und  Hindernissen,  Dritte,  (R.  Owen)  durch  gegenseitige  Liebe  und  Un- 
terstützung erreichen  wollen ,  ist  in  der  Hauptsache  gleichgültig.  —  Alle  diese  . 
Plane  gehen ,  wie  man  sieht ,  gemeinschaftlich  hervor  aus  dem  Missvergnügen 
mit  dem  vielfachen  Elende  des  menschlichen  Lebens.  Alle  haben  femer  die 
gemeinsame   (freilich  verschieden  von  jeder  Partei  aufgefasste)  Ueberzeugung, 


1)  Es  ist  zu  einer  richtigen  Würdigung  der  soeialistischen  Literatur  durchaus  über- 
flüssig, die  unübersehbare  Menge  von  Schriflcn  aller  Art  zu  kennen,  -welche  diese, 
zum  grossen  Thcile  von  Literaten  geführten,  Parthelen  aus  ihren  Kratern  ausge- 
worfen haben.  Das  Meiste  ist  Nachahmung  und  Schund.  Bekanntschaft  mit  eini- 
gen der  HauptschriÜen  reicht  völlig  aus  zur  Einsicht  der  Hauptgedanken;  das 
Weitere  hat  mehr  ein  Interesse  für  den  Pathologen,  als  für  den  Staatsmann.  So 
genügt  es  denn  folgende  zu  nennen:  —  1)  Saint- Simonismus.  Exposition 
de  la  doctrine  de  St.  Simon.  I.  II.  Paris,  1830;  Carnot,  R^sum^  du  pre- 
mier  volume  de  l'Exposition.  Par.,  1S30.  —  2)Fonrierismus.  Fourier, 
C h.,  Oeuvres  completes.  I  —  VI.  Par.,  1840  —  46;  Consid^rant,  V.,  Destiniie 
soqiale.  L  IL  Par.,  1837;  LechevälierJ.,  Etudes  surlascience  sociale.  Theorie 
de  Ch.  Fourier.  Par.,  1834;  W^^  Gatti  de  Gamond,  Fourier  et  son  Systeme. 
£d.  2.  Bruz,  1841*,  J.  A.  Key,  Theorie  et  pratique  de  la  science  sociale,  I  —  III. 
Par.  et  Leipz. ,  1842.  —  3)  Communismus.  H.  Cabet,  Yoyage  en  Icarie. 
Ed.  2.  Par.,  1842;  Blaue,  L.,  L'organisation  du  travail.  £d.  5.  Par.,  1840; 
Grün,  K.,  Die  sociale  Bewegung  in  Frankreich  und  BelgTen.  Dannst,  1845;  D^- 
zamy,  Der  Sieg  des  Socialismns  über  den  Jesuiüsmus,  übers,  von  Weller.  Lpz., 
1845 ;  Proudhon,  Qa'est - ce  que  la  propri^t<i ?  Par. ,  1840 ;  D e r s. ,  Systeme 
des  contradictjons  öconomiques,  pu  phüosophie  de  la  misere.  L  II.  Par.,  1846; 
C.  Ch.  Plank,  Katechismus  des  Bechts.  Tüb.  1852.  —  Ausführlichere,  nüt  kri- 
tischen Bemerkungen  begleitete  Verzeichnisse  der  soeialistischen  Literatur  sind  zu 
finden  bei  Fournel  H.,  Bibliotheque  St  Simonienne.  Par.,  1833;  Stein,  Socia- 
lismns und  Communismus,  2te  Aufl.,  S.  574  ff.;  Reybaud,  Etudes  s.  L  r^foi^ 
mateurs,  Anhang  zn  Bd.  L  (dd.  5,  S.  409  ff.);  Biedermann,  Vorlesungen  über 
Soeialismus,  S.  124  ff.  Die  Bewegung  des  Socialismui  und  Humanismus«  Reper« 
torinn  der  socialen  Literatur.    Bautzen»  1848. 
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dass  jeder  Mensch  einen  gleichen  ijisprnch  anf  Lebensgenuss  hale.  Endlich 
sind  alle  ebenmässig  der  Ansicht,  dass  mit  bioser  Verbesserung  der  Formen 
und  Einrichtungen  des  Staates  nicht  geholfen  sei,  vielmehr  die  Verhältnisse 
der  zusammenlebenden  Menschen  tiefer  erfasst  und  in  ihrem  letzten  Grunde 
geändert  werden  müssen ,  wenn  es  besser  werden  solle.  Mit  Einem  Worte : 
alle  drei  beabsichtigen,  jeder  freilich  in  seiner  Weise,  die  Verbesserung  der  Ge- 
sellschaft. —  In  dieser  Hervorhebung  der  ausserstaatlichen  menschlichen 
Gemeinschaft  liegt  nun ,  vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus,  das  Verdienst 
Allein  es  beschränkt  sich  dasselbe  auch  hierauf.  Sieht  man  nämlich  auch  ganz 
ab  von  der  mehr  als  zjveifelhaften  Voraussetzung  der  natürlichen  menschlichen 
Gleichheit  und  von  den  Folgesätzen  hieraus ;  übergeht  man  femer  auch  völlig 
die  zum  Theile  thöricht- unmöglichen,  zum  Theile  unsittlichen,  zum  Theile  die 
menschliche  Persönlichkeit  ganz  zerstörenden  Mittel,  durch  welphe  die  Beglück- 
ungsplane durchgesetzt  werden  sollen :   so  ist  schon   die  Grundansicht  der  So- 

4 

.  cialisten  von  der  Gesellschaft  eine  falsche.  Alle  drei  Secten  sehen  in  der  Ge- 
sellschaft nur  das  wir th schaftliche  Leben  der  Völker,  und  seiner  Verbes- 
serung bringen  sie  alles  Sonstige  zYim  Opfer.  Wenn  sie  dabei  auch  etwa  noch 
andere  Seiten  der  menschlichen  Verhältnisse  berühren,  so  geschieht  es  doch 
nur,  weil  diese,  sei  es  als  Ursache,  sei  es  als  Folge,  mit  der  Güterwelt  und 
dem  Genüsse  zusammenhängen.  Diess  ist  nun  aber  nicht  nur  einseitig,  sondern 
es  verfälscht  den  ganzen  Gesichtspunkt.  (Es  wird  diess  weiter  unten  näher 
gezeigt  werden.)  Wer  daher  auf  dem  Standpunkte  der  Socialisten  stehen 
bleibt  hinsichtlich  des  Begriffes  der  Gesellschaft,  wird  es  wissenschaftlich  auf 
diesem  Felde  nimmermehr  zu  etwas  Tüchtigem  bringen.  Nochmals,  man  ist 
ihnen  nur  den  Anstoss  zum  Nachdenken  schuldig.  ' 

Die  Wahrheit  dieser  Behauptung  erprobt  sich  alsbald  im  Guten  und 
Schlimmen  bei  der  zweiten  Gattung  der  hier  in  Betracht  kommenden  Schrif- 
ten, nämlich  bei  den  Geschichtschreibern  und  Kritikern  der  socia- 
listischen  Schriften  und  PläDC.  Dieselben  sind  allerdings  durch  ihren  Gegen- 
stand auch  zu  weiterem  und  selbstständigem  Nachdenken  über  die  Frage  der 
Gesellschaft  veranlasst  worden.  Nur  bei  einer  eigenen  Ansicht  hatten  sie  ja 
einen  Standpunkt  zur  Auffassung  und  Ordnung  der  Thatsachen  und  einer  Be- 
grtlndung  ihres  Urtheiles.  Dass  hieraus  Gewinn  entstanden  ist,  soll  nicht  ge- 
läugnet  werden;  waren  es  doch  besonnene  und  unterrichtete  Männer,  welche 
diese  Forschungen  anstellten.  Aber  es  haben  sich  auch  diese  Kritiker  und 
Literarhistoriker  sämmtlich  dazu  verleiten  lassen,   die  Gesellschaft  nur  als  den 

'wirthschaftlichen  Organismus' des  Zusammenlebens  aufzufassen.  Sie  bekämpfen, 
zum  Theile  mit  grossem  Scharfsinne  und  Glück,  die  unhaltbaren  ökonomischen 
Sätze  und  Pläne  der  Socialisten;  sie  gehen  auch  wohl  auf  die  sittliche  und 
philosophische  Grundanschauimg  ein,  aus  welcher  diese  Forderungen  stammen, 
so  wie  auf  die  staatlichen  Folgen  ihrer  Durchführung :  aber  keiner  derselben 
erhebt  sich  zu  einer  freien  vollen  Auffassung  der  Frage,  trotz  dem,  dass  erst 
auch  dann  die  Kritik  rechjt  siegreich  und  fruchtbar,  die  Uebersicht  beherrschend 
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gewesen  wäre.  Diess  ist  natürlich  zunächst  bei  Denen  der  Fall,  deren  Ab- 
sicht gar  nicht  über  eine  leicht  verständliche  Berichterstattung  von  Thatsaclien 
und  Meinungen  und  eine  kurze  Kritik  derselben  vom  Standpunkte  der  be- 
stehenden Ansichten  und  Einrichtungen  hinausgeht,  wie  diess  unter  den  Fran- 
zosen Reybaud  und  Sudre  ^),  die  Engländerin  Hennell  %  von  Deut- 
schen aber  Biedermann  *)  gethan  haben.  Aber  selbst  Stein  *),  der 
Hauptschriftsteller  dieser  Gattung,  geht  in  seiner  Auffassung  der  Gesellschaft 
nicht  über  den  wirthschaftlichen  Organismus  des  Volkes  hinaus.  Es  ist  diess 
in  der  That  zu  beklagen.  Niemand  hat  grösseres  Verdienst  um  das  Verständ- 
niss  der  socialistischcn  Gedanken  und  Bestrebungen  unserer  Zeit,  als  Stein. 
Ihm  wohnt  das  wissenschaftliche  Bedürfniss  eines  philosophischen  Eindringens 
und  eines  selbstständigen  Begreifens  der  Frage  in  hohem  Grade  bei;  und  es 
kann  ihm  eine  geistreiche  und  folgerichtige  Durchführung  seiner  Ansicht  sicher- 
lich nicht  abgesprochen  werden.  Aber  geheftet  an  den  engen  Ausgangspunkt 
der  von  ihm  geschilderten  und  zum  Theile  widerlegten  socialistischen  Sekten 
schliesst  er  mit  allen  diesen  Gaben  und  Leistungen  doch  nicht  die  volle  Wahr- 
heit auf  V» 

Die  nächste  Verpflichtung  zu  einer  befriedigenden  Lösung  der  Aufgabe ' 
hätten  allerdings  diejenigen  Schriftsteller  gehabt,  welche  sich  die  wissenschaft- 
liche Ergründung  des  gesammtcn  Wesens  der  Gesellschaft  und  die  Ausbildung 
der  Wissenschaft  von  derselben  zum  ausdrücklichen,  wo  nicht  zum  alleinigen 
Ziele  setzten.  Sie  wenigstens  brauchten  sich  nicht  durch  Vorgänger  beirren 
und  beengen  zu  lassen,  und  sie  sollte  die  umfassende  Betrachtung  der  ver- 
schiedenen Seiten  und  Zustände  des  menschlichen  Znsammenlebens  auf  die 
rechte  Spur  bringen.  Allein  auch  keinem  von  ihnen  gelang  die  Erreichung 
des  Zieles  vollständig,   so  bedeutenden  Namen  wir  unter   denselben  begegnen. 


1)  Reybaud,  L,  Eludes  snr  les  Rtformateurs  ou  Socialistes  modernes.  1.  II.  £d  2. 
Par.,  1849.  12.  —  Sudre,  A.,  Histoire  du  Communisme ,  ou  refutation  histori- 
que  des  utopies  socialistes.    £d.  4.    Par.,  1850. 

2)  (Hennell,  Maria.)  An  outline  of  the  various  social  Systems  and  commnniltes, 
which  have  been  founded  on  the  principle  of  co-operation.    Lond.,  1844. 

3)  Biedermann,  C,  Vorlesungen  über  den  Sodalismus  und  sociale  Fragen. 
Leipzig,  1843. 

4)  Slein,  L,  der  Sociallsmus  und  Kommunismus  des  heutigen  Frankreichs.  I.  II. 
2te  Ausg.  Lpz.,  1848.  —  Ders. ,  Geschichte  der  socialen  Bewegung  in  Frankreich. 
I— IIL  Lpzg.,  1850. 

5)  Unter  den  kritischen  Beurtheilem  der  socialistischcn  Lehren  nimmt  einen  hohen 
Standpunkt  ein:  Hildebrand,  Die  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zu- 
kunft. Bd.  I.  Franko,  1848.  Es  kommt  jedoch  diese  vortreffliche  Arbeit  hier  nicht 
in  Betracht,  da  der  Verfasser  auf  die  ganze  Frage  von  der  Gesellschafl  gar  nicht 
eingeht,  sondern  die  Lehren  der  Socialisten  lediglich  hinsichtlich  ihrer  wirthschaft- 
lichen Wahrheit  prüft. 

V.  Mohl,  StMttwittemcbtft  I.  g 
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Es  ist  diess  um  so  mehr  zu  verwundern  und  zum  Vorwurfe  zu  machen, 
in  der  That  schon  vor  vielen  Jahren  ein  genialer  Mann  den  richtigen  Weg 
zeigte.  Schon  oben  ist  vorläufig  der  Metapolitik  von  Schlözer  erwiümt 
worden  *).  Der  Name  war  verfehlt,  die  Darstellung  wunderlich;  allein  die 
wenigen  Gedanken,  welche  hingeworfen  werden  über  die  innere  Nothwendig- 
keit  bleibender  Gestaltungen  der  Menschen  um  den  Mittelpunkt  gemeinschaft- 
licher Interessen  und  Bedürfhisse  ihrer  Natur,  sind  von  überraschender  Rich- 
tigkeit. Schlözer  war  bei  diesem  Geistesblitze  sechzig  Jahre  seiner  Zeit 
und  sich  selbst  voran.  Niemand  hat  ihn  verstanden;  er  selbst  hat  nichts  aus- 
geführt. —  Gehen  wir  ins  Einzelne. 

Es  ist  in  der  That  schwer  zu  sagen,  ob  man  das,  was  Hegel  zur  Aus- 
bildung der  Lehre  von  der  Gesellschaft  gethan  hat,  mehr  ein  Verdienst  oder 
mehr  meinen  Schaden  nennen  soll.  Auf  der  einen  Seite  ist  unläugbar ,  dass  un- 
ter der  langen  Kant'schen  Alleinherrschaft  vollkommene  Stille  und  gänzhches 
Misskennen  war;  und  dass  erst,  als  Hegel  das  Wesen  und  die  Genesis  des 
menschlichen  Zusammenlebens  geistreicher  und  weiter  auffasste,  Wort  und  Be- 
griff der  Gesellschaft  in  die  politischen  Wissenschaften  als  etwas  bestimmt 
Gedachtes  und  vom  Staate  Verschiedenes  eingeführt  wurde  ^).  Damit  aber 
war  ein  grosser  Anstoss  gegeben ;  auch  ist  von  da  an  der  Gedanke  nicht  wie- 
der untergegangen.  Auf  der  andern  Seite  ist  eben  so  unbezweifelt,  dass 
Hegel  selbst  das  Wesen  keineswegs  erfasst  hat.  Er  setzt  nämlich  zwischen 
das  Individuum  (bei  ihm  als  Familie  gefasst)  und  den  Staat  die  Gesellschaft, 
d.  h.  die  Vielheit  neben  einander  lebender  und  gegenseitig  ihren  Zwecken 
dienender  Familien ;  und  für  diesen  Zustand  der  Entwicklung  sucht  er  denn 
auch  die  Gesetze  nach  den  drei  Beziehungen  der  Wirthschaft,  des  Rechtes,  und 
der  Polizei  und  Korporation.  Hier  scheint  denn  also  in  der  That  das  gesell- 
schaftliche Moment  zur  Geltung  zu  kommen,  und  nur  etwa  in  der  Art  der 
Behandlung  u.  s.  w.  eine  Abweichung  und  Verbesserung  erforderlich  zu  sein. 
Allein  es  scheint  auch  nur  so.  Die  HegeFsche  „bürgerliche  Gesellschaft" 
ist  kein  wirkliches  Leben,  kein  ausser  dem  Staate  stehender  Organismus ;  son- 
dern es  ist  nur  ein  Theil  eines  logischen  Processes,  welcher  angestellt  wird, 
um  mittelst  des  in  dieser  Schule  einmal  angenommenen  Verfahrens  durch  Satz 
und  Gegensatz  zu  einer  Ausgleichung  zu  kommen.  Nicht  der  Staat  wird  hier  nö- 
thig,  weil  die  Gesellschaft  in  bestimmter  Weise  ist;  sondern  umgekehrt,  um  zu 
dem  voraus  für  gut  befundenen  Begriffe  des  Staates,  nämlich  „Wirklichkeit 
der  sittlichen  Idee'',  in  dialektischem  Wege  zu  kommen,  muss  für  die  Einzeln- 
heit oder  Familie  erst  ein  Gegensatz  gefunden  werden.     Dazu  kömmt  noch, 


1)  Schlözer,   A.  L,    AUgemeines  Staalsrecht  und  Staats verfossungslehre.    G«ttg^ 
1793.  Kl.  8.    Die  Metapolitik  steht  S.  31— 7& 

2)  H e  g el ,  G.  W. T., GniDdlinien  der  Philosophie  des  Rechts.  Herausgegeben  von  Gans. 
2te  Aufl.    Berlin,  1840. 
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dass,  selbst  wenn  die  ganze  Methode  zugegeben  wird,  sehr  Wesentliches  gerade 
gegen  den.  auf  solche  Weise  bestimmten  Gegensatz  einzuwenden  ist.  Was 
Gesellschaft  genannt  wird,  ist  nichts  weiter,  als  die  Gesammtheit  der  noch 
manchfach  rohen  und  materiell  unrichtigen  Forderungen  an  die  menschliche 
Gemeinschaft,  deren  Verklarung  und  Bichtigstellung  dann  der  Staat  genannt 
wird.  Daher  denn  auch  in  dieser  „Gesellschaft"  auf  der  einen  Seite  dreierlei 
verschiedenartige  Dinge  bunt  durch  einander  gemischt  sind,  nämlich :  blosse  Be- 
ziehungen des  Einzelnen,  wirklich  gesellschaftliche  Organismen  und  formelle 
Staatseinrichtungen;  anderer  Seits  ganz  willkürlich  dem  Staate  Einriebtungen 
und  Zwecke  abgenommen  werden,  welche  ihm  wesentlichst  gehören.  Die  wirk- 
liche ,  objective  Natur  ist  somit  ganz  beseitigt  zu  Gunsten  eines  blos  formalen 
Verfahrens,  und  es  wird  an  der  sehr  nahe  liegenden  Wahrheit  künstlich  vor- 
beigegangen 1). 

Wie  viel  nun  aber  diese  Irrthümer  des  grossen  Meisters  geschadet  haben, 
sieht  man  am  besten,  wenn  man  die  späteren  Versuche,  das  Eichtige  zu  finden, 
vor  sich  vorübergehen  lässt.  Sie  laufen  in  so  verschiedenen  Richtungen  aus- 
einander, dass  sie  schwer  unter  Uebersichtspunkte  zu  bringen  sind;  und  doch 
gehen  sie  sämmtlich  mehr  oder  weniger  irre.  Diess  aber  wäre  wohl,  wenig- 
stens unter  den  Deutschen,  nicht  geschehen,  wenn  Hegel  einen  richtigen 
Grund  gelegt  hätte. 

Ein  Theil  der  auf  ihn  folgenden  Schriftsteller  hat  das  ganz  richtige  Ver- 
ständniss  gehabt,  in  der  Gesellschaft  mehr  als  ein  blos  dialectisches  Element 
zu  suchen,  ist  aber  dabei  in  den  entgegengesetzten  Fehler,  nämlich  in  das  rein 
Stofiliche,  namentlich  das  WirthschafUiche ,  verfallen.  —  So  fasst  vor  Allem, 
wie  wenn  absichtlich  verkehrt.  Eisenhart  ^)  die  Frage  auf.  Ihm  besteht 
der  Staat  aus  einer  Anzahl  von„Urgemeinwesen^';  diese  aber  werden  als  gleich- 
bedeutend genommen  mit  den  Ständen ;  als  Grund  und  als  Unterscheidung  der 
letzteren  gilt  die  Arbeitstheilung ;  der  Zweck  des  Ganzen  aber  ist  Veredlung 
des  natürlichen  Menschen  zum  idealen,  ^ier  ist  denn  zwar  anzuerkennen, 
dass  der  Gedanke  von  naturwüchsigen  kleineren  Lebenskreisen  festgehalten  ist : 
allein  falsch  ist  es,  sie  als  unmittelbare  Theile  des  Staates  zu  betrachten; 
falsch  die  Gleichstellung  derselben  mit  den  Ständen;  falsch  vor  Allem  deren 
ausschliessliche  Begründung  auf  die  verschiedenen  Arten  der  Beschäftigungen.  — 
Eine  ähnliche  Auffassung  findet  bei  A.  Winter  statt  ').     Auch  ihm  ist  die 


1)  Am  ansfOhrlichsten  ist  diese  He  gel' sehe  Auffassung  zu  finden  in  Eiselen's 
Handbuch  der  SUiatswissenschaflen.    S.  über  dasselbe  Näheres  unten,  Abb.  U. 

2)  Eisenhart,  6.,  Philosophie  des  Staates,  oder  allgemeine  Socialtheorie.  I.  11. 
Lpzg.,  1843. 

3)  Winter,  A.,  Die  VoUtsverlretnng  in  DeuUchlands  Zukunft.  Götlg.,  1852.  —  Ueber 
dieses  bedeutende  Buch  wird  in  anderen  Beziehungen  unten,  Abs.  V,  berichtet 
werden. 
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Glledening  der  Gesellschaft  gleichbedeutend  mit  der  Eintheilimg  der  Ifenscben 
in  Terschiedene  Berufskreise  und  Bernfsstände.  Zwar  fasst  er  diese  nicht  in 
dem  grob  stofflichen  Sinne;  er  berflckeichtigt  auch  die  Genossenschaften  der 
Gelehrten  und  der  Geistlichen,  neben  denen  der  Gewerbetreibenden  nnd  der 
Landwirthe ;  ebenso  giebt  er  Genossenschaften  der  Ennstler,  Beamten,  Kri^- 
lente  zu.  Allein  immor  bleibt .  diess  doch  eine  einseitige  nnd  ungenQgende 
Begreifung  des  reichen  Inhaltes  der  Gesellschaft;  und  zum  Theile  fahrt  es 
zn  offenbar  Unrichtigem ,  wie  z.  B.  bei  der  Auffassung  der  kirchlichen  Oi^tani- 
sation  des  Volkes  blos  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Beschäftigung  der  Geist- 
lichen.  —  Endlich  ist  selbst  A.  Widmann  *)  wenigstens  mit  der  einen  Seite 
seüier  Theorie  der  Gesellschaft  hierher  zu  zählen.  Dieser  Schriftsteller  geht 
nämlich  zwar  von  der  ganz  richtigen  Ansicht  aus,  dass  die  Gesellschaft  zwischen 
dem  Einzebleben  und  der  staatlichen  Einheit  liege,  nnd  dass  das  gemeinschaft- 
liche Interesse  das  organisirende  Princip  der  Gesellschaft  sei.  Allein  er  fin- 
det dennoch  das  richtige  Gesetz  der  Gesellschaft  und  deren  Begriff  nicht;  mid 
zwar  ans  zwei  Gründen.  Einmal  fasst  er  den  Menschen  nur  Ton  der  Seite 
seiner  Genussfähigkeit  auf,  die  sittUche  und  verständige  Natur  desselben  gau 
flbergehend.  Dadurch  wird  er  denn  aber,  fast  mOchte  man  sagen  wider  sd- 
ncn  Willen,  zur  Beschränkung  der  Gesellschaft  anf  das  sachliche,  das  wirtk- 
Bchaftliche  Gebiet  gedrängt.  Sodann  aber  verwirrt  er  sich ,  (was  freilich  hiep 
mit  nicht  zusammenhängt,)  in  ein  unlösbares  Irrsal  durch  die  Annahme  einer 
ursprünglichen  Gleichheit  der  Menschen,  welche  angeblich  der  thatsachhchen 
Ungleichheit  entgegensteht.  Der  beständige  Kampf  dieser  beiden  Zustände 
fahrt  aber  zu  dunkeln  und  völlig  hohlen  Gegensätzen ;  während  doch  die  Auf- 
gabe nur  die  ist,  die  menschlichen  Zustände  zu  begreifen,  wie  sie  eben  sind 
Auf  diese  Weise  geht  Geist  und  Nachdenken  nutzlos  unter  in  gegenstandslosei 
Geistesgymnastik. 

Eine  zweite  Kategorie  der  neueren  Untersuchnngen  Ober  das  Wesen  der 
Gesellschaft  bilden  diejenigen,  welche  —  immer  im  Bedürfriisse  eines  wirklicben 
Inhaltes  —  den  Grundgedanken,  nämlich  die  Verschiedenheit  des  Staates  und 
der  Gesellschaft,  zu  viel  aus  dem  Auge  verlieren,  und  der  letzteren  eine  ns- 
mittelbare  staatliche  Aufgabe  setzen.  Hierher  gehören  Herbart,  Stahl  und 
Liebe,  freilich  Staatsgclelirte ,  welche  in  ihren  sonstigen  Anschauungen  und 
Absichten  weit  auseinander  gehen.  —  Der  Erstere  war  in  seinen  Untersuchnn- 
gen ober  praktische  Philosophie  ')  dem  richtigen  Begriffe  der  Gesellschaft  so 
nahe,  dass  es  schwer  war,  den  bereits  gehobenen  Schatz  wieder  in  die  Tiefe 
sinken  zn  lassen,  oder  richtiger  gesprochen,  den  schon  festgestellten  Gedanken 
wieder  zum  unfossbarem  zu  verflüchtigen.     Uerbart  findet,  vollkommen  ricb- 


1)  Widmano,  A.,  die  Geselle  der  loclalcD  Bewegung.    Jena,  1651. 

2)  Hetbarl,  J.  F.,  Allgemeine  prektiache  Philoaophie  (in  den  Stmmtlichcn  Weii» 
heraoBgegeben  von  Earlenaleln,    Bd.  VUl). 
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tig,  das  Wesen  der  Gesellschaft  in  dem  vereinigten  und  bestimmten  Willen 
Mehrerer  za  einem  gemeinschaftlichen  Zwecke;  er  sieht,  ganz  richtig,  ein,  dass 
die  yerschiedenen  menschlichen  Zwecke  Gegenstand  eines  gemeinsamen  Wülens 
sein  können.  „Wie  viele  mögliche  Gesammtzwecke,  so  viele  mögliche  Gesell- 
schaften; nicht  nur  überhaupt,  sondern  für  einen  Jeden.  Es  kann  also  Einer 
in  mehreren  Gesellschaften  zugleich  sein,  sofern  er  nämlich  die  Leistungen, 
welche  ihm  für  das  gemeinsame  Werk  einer  jeden  obliegen,  ohne  Verwirrung 
zu  vollbringen  vermag.^'  Allein  die,  in  solcher  Allgemeinheit,  selbst  erfahrungs- 
gemäss,  nicht  gegründete  Forderung  einer  zwingenden  Macht  einerseits,  und 
andererseits  das  Verkommen  der  specifischen  Verschiedenheit  der  Gesellschaft 
von  blos  vorübergehendem  Zusammenwirken  und  von  der  Einheit  des  ganzen 
Volkslebens,  führen  ihn  nun  von  der  Erreichung  der  vollen  Wahrheit  wieder 
völlig  ab.  Anstatt  diese  Macht,  wo  sie  nöthig  ist,  für  jede  einzelne  Gesell- 
schaft in  ihrer  eigenen  Organisation  zu  suchen,  entdeckt  er  sie  nur  im  Staate, 
und  löst  die  Gesellschaften  auf  in  Bestandtheile  des  Staatsorganismus.  Und 
anstatt  die  wesentliche  Eigenschaft  des  grossen  und  bleibenden  gemeinschaft- 
lichen Zweckes  Vieler  festzuhalten,  verschwimmt  ihm  der  Begriff  in  den  alles 
Zusammenlebens.  Während  er  also  doch  einerseits  einsieht,  dass  „ein  Staat 
.  entsteht,  der  eine  Menge  kleiner  und  verschiedenartiger  Gesellungen  in  sich 
fasst'S  ist  doch  sein  Schlusssatz,  dass,  „wenn  der  Staat  überhaupt  soU  als  be- 
seelte Gesellchaft  gedacht  werden,  die  von  mancherlei  Willkühr  (?)  herrührenden, 
neben  und  durch  einander  liegenden  Gesellungen  sich  auflösen  müssen  in  die 
Articulation  der  beseelten  Gesellsehaft'S  also  des  Staates.  Auf  diese  Weise  geht 
also  die  anfänglich  ganz  richtige  Begreifung  wieder  verloren,  wie  ein  Nebelbild.  — 
Stahl  ist  auch  in  seinen  Erörterungen  über  die  Gesellschaft^)  geistreich  und 
umsichtig;  allein  dass  er  das  nichtige  gefunden  habe,  ist  entschieden  in  Abrede  zu 
stellen.  Diess  aber  ist  um  so  wunderbarer,  da  auch  er  der  richtigen  Auffassung 
nahe  genug  war,  und  ihn  die  Absicht,  ein  zum  Voraus  feststehendes  Ergebniss 

'  zu  begründen,   nicht  wohl  zu  falschen  Beweisführungen  veranlassen  konnte. 

'  Seine   Grundansicht  vom   Staate   als  eine  Gottesordnung  für  die  zeitigen  und 

äusseren  Verhältnisse  des  Menschen  liess  ihm  nämlich  vollkommen  freie  Hand 

*  in  Beziehung  auf  die  Auffassung  der  menschlichen  Zustände.  Er  war  keines- 
^  wegs  genöthigt,  von  dem  Kreise  und  Zwecke  des  Einzelnen  alsbald  zu  der 
^  diesen  entsprechenden  Gesammtheit  überzuspringen.    Und  so  fasst  er  denn  al- 

*  lerdings  auch  als  die  „Elemente  des  Staates"  die  Gemeinden,  die  Stände  und 
'  die  Genossenschaften;  dabei  ausdrücklich  erklärend,  dass  diese  Erscheinungen 
i  ihr  eigenes  Princip  haben,  welches  nicht  dasselbe  mit  dem  des  Staates  sei. 
'           Man  sollte  also  meinen,   die  volle  klare  Wahrheit  sei  hier  erkannt.    Allein 

dem  ist  doch  nicht  so.     Stahl  sieht  in  diesen  Organismen  nur  „ergänzende 
Glieder  des  Staates";  sie  werden  ihm  vom  Staate  beherrscht.    Er  stellt  also 


1)  S.  Rechtsphilosophie,  Bd.  II,  1,  S.  294  fg.  der  2len  Auflage. 
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die  Sache  geradezu  auf  den  Kopf.  Anstatt  zu  erkennen,  dass  der  Staat  die 
Aufgabe  hat,  die  Zwecke  der  Gesellschaft  zu  erfQllen  und  deren  natttrliche  Un- 
voUkommenheiten  zu  verbessern,  ist  ihm  im  Gegentheile  die  Ge6enschalt  eii^ 
dienender  Aushelf  für  den  Staat;  wobei  aber  unbegreiflich  bleibt,  warum  dem 
der  Staat,  der  ja  doch  „alle  Verhältnisse  des  zeitlichen  Daseins  umfasst,"  nicht 
auch  dieses  ganz  in  sich  aufnimmt.  —  Was  aber  Liebe')  betriflt,  so  unter- 
scheidet er  zwar  ganz  richtig  die  eigenthflmlichen  Lebenskreise,  in  welchen  b^ 
sondere  menschliche  Zwecke  von  einem  Theile  des  Volkes  betrieben  werden, 
vom  Staate;  allein  es  läuft  ein  doppelter  schiefer  Gedanke  mit  unter.  Einmal 
ist  ihm  der  Staat  nicht  die  vereinigende  Einheit;  sondern  nur  ein  besonderer 
Kreis  derselben  Art  und  Bedeutung,  dessen  eigenthümliche  Aufgabe  das  Becht 
ist.  Und  zweitens  geht  er  von  dem  Gedanken  der  Arbeitstheilung  bei  dem 
einzelnen  Kreise  aus.  Jeder  besorgt  einen  Theil  des  gesammten  Zweckes  der 
Gesellschaft,  und  es  sind  ihm  dazu  bestimmte  Mitglieder  ausschliesslich  zug^ 
wiesen.  Ersteres  heisst  nun  aber,  Staat  und  Gesellschaft  gleichmässig  verken- 
nen; das  Andere  spricht  gegen  die  vielseitige  Natur  jedes  einzelnen  Menschen 
und  gegen  die  thatsächlich  gleichzeitige  Theilnahme  der*  Meisten  an  mehr  als 
Einem  Lebenskreise. 

Offenbar  der  Wahrheit  am  nächsten  von  AUen,  und  namentlich  weit  näher 
als  Hegel,  sind  H.  Ahrens  und  der  Italiener  G.  Bicci.  —  Nachdem  jener 
ausgezeichnete  Schüler  der  Krause'schen  Philosophie  schon  in  einer  firtlheren 
Schrift  den  freiwilligen  Gesellschaften  und  dem  Vereinigungsrechte  eine  ganz 
eigenthümliche  und  hochwichtige  Stelhmg  im  Staate  eingeräumt  hatte,  vielleicht 
mit  nicht  ganz  richtigem  Sinne  für  das  Ausführbare,  ist  er  in  einem,  frei- 
lich bis  jetzt  erst  begonnenen,  neuen  Werke  einen  grossen  Schritt  weiter  ge- 
gangen ^).  Hier  aber  ist  denn  unbedingt  anzuerkennen ,  dass  er  den  voDen 
freien  Begriff  der  verschiedenen  organischen  Lebenskreise  und  ihr  wahres  Ver- 
hältniss  zum  Staate  gefasst  hat.  Allein  unglücklicherweise  ist  man  dennoch 
auch  jetzt  noch  mit  ihm  noch  weit  vom  Ziele.  Wenn  man  nämlich  auch  Aber 
Minderwichtiges  oder  zunächst  hierher  nicht  Gehöriges  nicht  streiten  will,  so 
ist  doch  das  schliessliche  Ergebniss  ein  schiefes  und  dadurch  verwirrendes. 
Ahrens  giebt  nämlich ,  nachdem  er  mit  grossem  Scharfsinne  die  menschlichen 
Lebenszwecke  als  nothwendige  Bildungskräfte  der  Gesellschaft  nachgewiesen 
hat,  eine  Aufzählung  der  verschiedenen  Organisationen  des  Zusammenlebens; 
dabei  lässt  er  nun  aber  gerade   die  GeseUschaft  aus,  und  stellt  vielmehr  die 


1)  Liebe,  F.,  Der  Gmndadel  und  die  neuen  Verfassungen.  Braunschw.,  1844.  Man 
sehe  namentlich  S.  142,  207,  244. 

2)  Das  frühere  hier  erwähnte  Werk  ist:  Ahrens,  H.,  Cours  de  droit  naturel.  Pwi 
cd.  2,  1844  fm  deutscher  vom  Verf.  selbst  umgearbeiteter  Uebersetzung:  Das  N«- 
turrecht  Wien,  1851);  das  neuere  dagegen:  Die  organische  Staatslehre  Bd.  L 
Wien,  1850.  Ueber  die  encyklopädische  Bedeutung  der  letzteren  Schrilt  s.  die 
nächste  Abhandlung. 
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Kerne  der  verschiedenen  gesellschaftlichen  Gliederungen,  als  eine  Beihe  von 
Zwecken  für  alle  jene  Organisationen  hin  ^).  Er  zerschlägt  also  in  dem  Au- 
genblicke der  Gewinnung  seines -Werkes  dasselbe  selbst  in  Stücke,  und  wirft 
diese  störend  in  andere  Gebilde  hinein.  —  Was  aber  Ricci  betrifft,  so  hat 
derselbe  in  einem  ausführlichen  Werke,  welches  jedoch  seiner  Seits  wieder 
nur  die  theoretische  Einleitung  zu  einer  grossen  geschichtlichen  Arbeit  ist  % 
die  Beziehungen  der  einzelnen  gesellschaftlichen  Kreise,  ganz  besonders  aber 
der  Gemeinde,  zum  menschlichen  Leben  überhaupt  und  vor  Allem  zum  Staate 
vortrefflich  erörtert.  Sieben  vom  Ycrf.  angenommene  besondere  Kreise  (uniti 
genannt)  werden  in  allen  möglichen  Verhältnissen  zum  Einzelleben,  zur  Gesitti- 
gung  und  Wirthschaft,  endlich  zum  iimeren  und  äusseren  Staatsleben  betrach- 
tet, hierbei  aber  kaum  übersehbar  reiche  Gedanken  entwickelt.  Es  giebt  in 
der  ganzen  zunächst  in  Frage  kommenden  Literatur  kein  Buch,  in  welchem 
eine  solche  Menge  des  Wissens,  so  viele  neue  Gesichtspunkte  und  eine  so 
kräftige  Durchführung  des  Grundgedankens  zu  treffen  wäre.  Und  dennoch 
giebt  es  wenigstens  nicht  die  ganze  Wahrheit.  Ganz  richtig  ist  die  Erkenntniss 
des  Vorhandenseins  einzelner  melir  oder  wenig  selbstständiger  und  organisirter 
Bestandtheile  des  Gesammtlebens ;  allerdings  die  Grundlage  der  ganzen  Lehre, 
und  somit  die  Hauptsache.  Aber  unmöglich  kann  man  einverstanden  sein  mit 
der  Aufstellung  der  sieben  „Einheiten'^  Patrizische  Familie,  Stamm,  Kaste, 
Korporation,  Lehre,  Bezirk  und  Gemeinde,  gehören  logisch  nicht  derselben 
Gattung  von  Erscheinungen  an ;  und  ihre  Au&ählung  ist  lange  nicht  erschöpfend. 
Die  richtige  Begriffsbestimmung  des  gesellschaftlichen  Kreises,  und  somit  der 
Gesellschaft  selbst,  kafin  diesen  verschiedenartigen  und  sich  zum  Theile  offenbar 
fremden  Einzelnheiten  nicht  entnommen  werden.  Hieraus  mag  denn  nun  aber, 
zweitens,  kommen,  dass  Bicci  diese  einzelnen  „Einheiten^^  nicht  als  eine  Ge- 
sammtheit  auffasst,  sie  gar  nicht  mit  einem  Gesammtnamen  bezeichnet,  und 
sie  nicht  ihrem  gemeinschaftlichen  Wesen    dem  Staate   und  dem  individuellen 


1)  Es  erhellt  diess  am  deutlichsten  aus  seinen  eigenen  Worten  (a.  a.  0.,  S.  77): 
„ so  erhalten  wir  folgende  zwei  mit  einander  zu  verbindende  Reihen: 

/  1)  Religion, 

1)  Menschheits-Verein,  \  l  2)  Silüichkeit, 

2)  Völker-Verein,        1    von    denen  jedes  Glied     1  3)  Wissenschaft, 

3)  Volk,  l     und  Alle  im  organischen      )  4)  Erziehung, 

4)  Gemeinde,  /     Vereine    sich   ausbilden     \  5)  Kunst  (schöne), 

5)  Familie,  \    müssen  für  j  6)  Industrie  (agricole  ond 

6)  Einzelner,  /  f  gewerbliche), 

^  7) -Recht." 

2)  Ricci,  G.,  Del  Municipio«  considerato  come  uniti  elementare  della  cKta  e  na- 
zione  Italiana.  Livor.,  1847.  Der  Gegenstand  des  erst  beabsichtigten  grossen 
Werkes  ist  eine  Geschichte  des  Einflusses  der  Gemeinden  auf  das  gesammte  Leben 
Italiens. 
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gegenflberstcllt.  Nun  ist  aber  ein  eolches  einheitliches  Begreifen  die 
;sliGho  Bedin^ng  einer  Gesellschaftswissenschaft  und  der  klaren  Fonoa- 
des  Verhaltens  zn  den  übrigen  menschlichen  Lebenskreisen.  Der  Grnnd- 
:e  ist  Eoniit  richtig;  allein  das  darauf  zu  errichtende  GebSude  ist  ein  nn> 
dener  Hanfe  verschiedenartigen,  tbeils  küsUichen,  theils  ganz  nubran^- 
Uateriales  geblieben. 

iomit  fflhren  denn  die  bisherigen  philosophischen  Uutcrsncknngen  Qber 
sgriS  der  Gesellschaft  eben  so  wenig  zu  einem  genügenden  Ergebnisse;, 
:  wilden  Plane  der  Socialisten  oder  die  Bemerkungen  der  sich  zu  enge 
e  Schritte  heftenden  Kritiker;  und  es  bleibt  nichts  Qbrig,  als  den  Ver- 
n  machen,  durch  eigene  Forschni^  das  Wahre  zu  finden. 

n. 

Benriff  der  Gesellschaff. 

[Jeber  den  bei  der  folgenden  Untcrsuchnng  einzuschlagenden  Weg  kann 
trohl  ein  Zweifel  sein.  £s  handelt  sich  nicht  davon,  irgend  einen  Za- 
aus  allgemcmcn  Yernnnftgrfinden  zu  finden  und  zusammenzubauen;  son- 
lavon ,  einen  angeblich  in  der  Wirklichkeit  vorhandenen ,  allein  frOber 
gehörig  beachteten  und  in  seiner  Eigentbümlicbkeit  noch  nicht  scharf 
itsstcn  Zustand  zu  erkennen.  IDerzu  ist  der  einzig  richtige  Weg  die  Be- 
;ung  dieser  Wirklichkeit  des  menschUchen  Zusammenlebens. 
Stellen  wir  nun  aber  eine  solche  an,  so  finden  wir  bei  jedem  Volke, 
Uebrigen  seine  Gesittung  und  seine  Regierungsform  welche  sie  wolle, 
zwar  verschiedene,  sich  jedoch  berulirendc  und  selbst  theilweise  m  cin- 
eingreifcndc  Zustände  '). 


Es  mag  mit  Fug  gcrragi  vcrdoii,  ob  denn  ausser  diesen  drei  Bcziehmigen  de« 
menschlichen"  ZusainmciilcbcDE  keine  weiteren  bestehen;  und  ob  nicht,  wena 
dem  so  witre,  erst  durch  deren  gicichtcitige  Errorschnng  die  volle  Wahrheil  sich 
ergeben  könne?  l'nliiugbar  sind  nun  allerdings  neben  den  Lebenskreisen  der 
einzelnen  PersfinLchkeit ,  der  Gcscllscbad  und  des  Slaates  auch  noch  andere 
Verhältnisse  von  Menschen  zu  Menschen  vorhanden,  und  unler  diesen  manchlach 
wichtige.  So  namentlich  die  Familie,  der  Stamm,  die  SlaalcDgcsclI- 
schatL  Dennoch  genügt  es  zu  dem  vorliegenden  Zwecke  an  dca  Er&rteniagcD 
jener  obigen  drei,  weil  die  anderen  zur  Bcgrcifung  de*  Wesens  der  Gesellschaft 
und  des  Staates  an  sich ,  und  ihres  Verhältnisses  zu  einander  nichts  beiIngen, 
somit  ihre  Bciziehang  nur  slüiend  für  die  Uebcrsicbt  und  Durchsicht  wSrc.  —  Was 
nämlich  die  Familie  belritTt,  so  ist  sie  doch  nur  eine  roleniirung  der  PertSn- 
lichkeiL  Auch  ihr  Leben  ist,  gegen  Aussen,  ein  selbstisches,  Jede  (Familien-) 
EiDielnheil  abschliessende«;  sie  bezieht  die  Aussen  weit  zurück  auf  sich.  Im  Inncm 
aber  ist  es  lediglich  nur  ein  System  von  erlaubt  selbstischen  Einielnfaeiteo.  Hil 
ganz  richtigem,  wenn  «ehon  vielleicht  dunkclm,  Gclühlc  wird  daher  auch  die 
Famihe  im  Privatrechte,   in  der  Sittenlehre  u.  s.  w.    mit  dem  Persönlichkeila-Le- 
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Zunächst  die  Vielheit  der  in  Baum  und  Zeit  neben  einander  bestehenden 
einzelnen  Persönlichkeiten  und  ihrer  Verhältnisse  zu  glei- 
chen Persönlichkeiten.  —  Was  hier  vor  Allem  auffällt,  ist  die  grosse 
Verschiedenheit  der  Erscheinungen.  Verschieden  sind  nämlich,  theils  nach  Na- 
turgesetzen theils  aus  geschichtlichen  Gründen,  die  unmittelbaren  Lebensauf- 
gaben; verschieden  die  Mittel,  welche  den  Einzelnen  zu  Erreichung  ihrer 
Zwecke  zu  Gebote  stehen;  verschieden  endlich  nach  Zahl  und  Art  die  Bezie- 
hungen, in  welche  Jeder  zu  anderen  Individuen  sich  gesetzt  hat  oder  gesetzt 
worden  ist.  Es  sind  hier  neben-  und  durcheinander:  die  Verhältnisse  von 
Mann  und  Weib,  Greis  und  Kind,  Ehegatten  und  Unverheirathetem,  Vater  und 
Sohn,  Beich  und  Arm,  geistig  und  körperlich  Beschäftigtem,  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer,  Käufer,  Pachter,  Erbe  u.  s.  w.;  und  von  diesen  Verhältnissen 


henskrcisc  vermischt  und  gemeinschaftlich  behandelt.  Die  sittliche  und  wirth- 
schaftliche  Gesundheit  des  Familienlebens  ist  freilich  auch  für  den  Staat  von  gros- 
sem Werlhe,  und  er  hat  seiner  Seils  durch  Gesetze  darauf  einzuwirken:  - 
allein  es  ist  damit  nicht  anders ,  als  mit  den  richtigen  Zuständen  der  ganz  einzelnen 
Persönlichkeiten,  die  auch  von  Werth  für  den  Staat  sind.  Ebenso  verhält  sie 
sich  zu  der  Gesellschaft,  in  deren  verschiedenen  Kreisen  sie  nirgends  mit  einem 
eigenthfimlichcn,  daher  auch  besondere  Folgen  erzeugenden  Leben  auftritt,  sondern 
nur  als  eine  verstärkte  Persönlichkeit.  -^  Der  Stamm,  d.  h.  eine  Mehrzahl  von 
Personen  und  Familien,  welche  von  gleicher  Abslamtnung  sind,  sich  somit  als 
Verwandte  betrachten ,  in  Folge  gemeinsamer  physiologischer  Eigenschaften  und 
geschichtlicher  Erlebnisse  gleiche  Sitte  haben,  ist  allerdings  eine  Gestaltung  von 
Wichtigkeit.  Allein  er  geht  je  nach  seinen  äusseren  Verhältnissen  entweder  im 
Staate  auf,  oder  erscheint  unmittelbar  als  gesellschaftliches  Moment,  so  dass  er 
eine  eigene  Stellung  im  Leben  nicht  einnimmt.  Erstcres  ist  der  Fall,  wenn  der 
Stamm  selbslsländig  besteht,  wo  er  sich  dann,  wenn  schon  vielleicht  unvollkom- 
men, staatlich  elnrichteL  Das  andere  tritt  ein,  wenn  er  gemischt  mit  anderen 
Stämmen  zu  einem  grösseren  Ganzen  gehört,  in  diesem  aber  nach  dem  Momente 
der  Race-Verschiedcnhcit  einen  gesellschaftlichen,  leicht  sehr  wichtigen,  Kreis 
bildet.  —  Ueber  die  Bedeutung  der  Staatenverbindungen,  sei  es  dass  sie 
als  höhere  staatliche  Einheiten ,  nämlich  als  Bundesstaat  oder  als  Staatenbund,  or- 
ganisirt  sind,  sei  es  dass  sie  sich  nur  völkerrechtlich  zu  einander  verhalten,  ist 
nicht  nölbig  erst  zu  reden.  So  wichtig  diese  Verbindungen  sind,  und  so  grosse 
Aufgaben  für  die  Entwicklung  der  Menschheit  hier  noch  zu  erfüllen  sein  mögen:  so 
liegen  sie  doch  ganz  jenseits  der  Grenzen  der  jetzigen  Untersuchung,  welche  nur  das 
richtige  Wesen  und  Verhältniss  von  Gesellschaft  und  Einzelnslaat  feststellen  will.  — 
Nur  eine  Begriffsverwirrung  aber  ist  es,  wenn  auch  noch  Gemeinde  und  Volk 
als  eigenthfimliche  Vereine  neben  Gesellschaft  und  Staat  aufgeführt  werden.  Er- 
stere  ist  wesentlich  eine  gesellschaftliche  Gestaltung,  deren  sich  aber  der  Staat  zu 
seinen  Zwecken ,  oft  über  die  Gebühr ,  zu  bemächtigen  pflegt.  Nach  ihrem  eige- 
nen Leben  gehöil  sie  der  Gesellschaft,  als  Verwaltungs-Bezirk  und  -Organ  dem 
Staate  an.  Das  Volk,  aber  Ist  ja  nichts  anderes,  als  eben  das  Subject  des  Staates. 
Wie  kann  da  von  einer  abgesonderten  mhaldichen  Betrachtung  die  Rede  sein? 
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kommt  jedem  Einzelnen  nach  Ait  und  Nebenemanderstellnng  eo  YerGchiedeneg 
zu,  (lass  sich  kaum  zwei  Persönlichkeiten  vollkommen  gleichen.  —  Dennoch 
ist  diese  TerscMedenheit  kein  gnind satzloses  Gemenge.  —  Vorerst  zerfallen 
diese  vielen  Einzelnen  denn  doch  in  eine  Anzahl  von  Kategorieen  nach  natflr- 
lichen  Beschaffenheiten,  ThQtigkeiten  und  Verhältnissen  zur  Goterwelt,  So- 
dann sind  auch  die  mügUcben  Beziehungen  der  Einzelnen  zu  den  Einzelnen 
unter  gewisse  allgemeine  Gesichtspuncte  zu  bringen.  Allein  die  Hauptsache  ist, 
dass  alle  diese  zahlreichen  Eracheinnngen  schliessUch  auf  einem  einzigen  Grund- 
gedanken ruhen,  nämlich  auf  dem  des  vcmOnftigen  Auslebens  der  Persönlich- 
keit nach  Maassgabe  der  gegebenen  Möglichkeiten.  Wie  auch  immer  die  Süs- 
seren Zustände  dos  Einzelnen  sein  mögen ,  so  sind  doch  Alle  darin  gleich,  dass 
Jeder  seinen  eigenen  Lebenszweck  zu  erfüllen  hat,  und  nicht  etwa  blos  um 
Anderer  willen  und  lediglich  als  Mittel  für  deren  Zwecke  vorhanden  ist;  nnd 
darin,  dass  er  diesen  Lebenszweck  nicht  vereinzelt  erreichen  kann,  sondern 
mit  Anderen  dazu  in  Verbindung  treten  ntuss.  Hieraus  ergeben  sich  denn  fär 
Jeden  Ansprüche  und  für  Jeden  Verpflichtungen;  und  zwar,  je  nachdem  ein 
Standpunkt  eingenommen  wird,  religiöser,  sittlicher  oder  rechtlicher  Art.  Es 
möchte  auf  den  ersten  Blick  unmöglich  scheinen,  die  Gesetze  aufzufinden  und 
zu  überblicken,  welche  so  unzübhge  verschiedene  Verh.tltnisse  regeln,  und 
noch  dazu,  wie  eben  bemerkt,  aus  verschiedenen  Standpunkten.  Allein  die 
Erfahrung  beweist,  dass  es  keineswegs  so  sehr  schwer  ist,  und  dass  mit  der 
Entwicklung  und  Vermehrung  der  zu  leitenden  Verhältnisse  auch  die  VollstäB- 
digkeit  der  Regeln  Schritt  halten  kann.  Es  wird  diess  nämlich  möglich  ge- 
macht durch  die  oben  angedeuteten  Kategorieen,  in  welche  sich  die  Zustände 
und  die  Verbindungen  der  PersönUchkeiten  theilcn,  und  für  deren  jede  cinzchie 
das  Gesetz  zu  linden  ist.  So  ist  denn  namentlich  vom  Bechtsstandpunkte  ans 
nicht  nur  die  Entwerfung  eines  Systemes  von  regelnden  Sätzen,  welche  aus 
obersten  Vernunftbegnffen  abgeleitet  werden,  keine  allznschwierige  Aufgabe; 
sondern  es  werden  auch  bei  jedem  irgend  gesittigten  Volke  ftlr  alle  Rechts- 
verhältnisse der  Persönlichkeiten  die  nöthigen  Vorschriften  alhnählig  durch  eine 
äussere  Auctorität  aufgestellt,  sei  es  durch  blose  Gewohnheit  oder  durch  emen 
ausdiOckli eben  Ausspruch  einer  dazu  für  befugt  erklärten  Behörde.  "Wir  finden 
also  bei  dem  Einblicke  in  das  Leben  der  Nationen  die  so  bnnte  und  reiche 
Spliüre  der  einzelnen  Persönlichkeiten  und  der  gegenseitigen  Verhältnisse  dieser 
einzelnen  Persönliclikeiton  mehr  oder  weniger  wohl  geordnet,  oder  wenigstens 
durch  richtige  Anwendung  von  mögheben  und  vorhandenen  Gesetzen  ordenbar. 
Eine  zweite  uns  flberaU  entgegentretende  Erscheinung  ist  ein  OrganiG- 
rous  von  Einriehlungen,  welcher  je  eine  Anzahl  von  einzelnen,  in  einem  be- 
gränzten  Räume  zusammenlebenden  Persönlichkeiten  zu  einer  mit  einem  Ge- 
s&mmtwillen,  einer  Gesammtkraft  versehenenen  und  gemeinsame  Zwctke 
verfolgenden  Einheit  verbindet.  Diess  geschieht  nicht  etwa  nur  selten,  zufällig 
und  vorübergehend;  sondern  wo  in  irgend  einer  Erdgegend,  zu  irgendeiner 
Zeit  die  Menschen  sich  aber  einen  blos  tbieriecheu  Znstand  erhoben  haben, 
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sehen  wir  sie  in  solchen  engen  Vereinen.  Nirgends  findet  man  die  Einzehien 
nur  in  den,  oben  geschilderten,  Verhältnissen,  welche  aus  der  Selbstsucht  und 
Selbstständigkeit  der  Persönlichkeit  entstehen;  und  wenn  je  irgendwo  eine 
Einheit  durch  äussere  Gewalt  oder  innere  Zerwürfniss  in  Stücke  geschlagen 
wird,  vereinigen  sich  alsbald  die  Bestandtheile  zu  neuen  Organismen.  Men» 
sehen  können  ohne  eine  solche  Einheit,  d.  h.  ohne  Staat,  nicht  bestehen; 
nicht  mit  Unrecht  hat  man  sie  „staatliche  Thiere"  genannt.  Es  ist  auch 
dieses  Gesammtleben  so  wenig  ein  Widerspruch  mit  den  Gesetzen  und  den 
Rechten  der  einzelnen  Persönlichkeit,  dass  diese  vielmehr  erst  hierin  Schutz 
und  Ordnung  für  ihr  erlaubtes  Einzelndasein  findet.  —  An  dem  Begreifen 
dieser  Allgemeinheit  können  auch  die ,  allerdings  grossen ,  Verschiedenheiten 
nicht  irre  machen,  welche  uns  die  Staaten  zeigen.  Dieselben  weichen  zwar 
(aus  geschichtlichen,  geographischen  und  noch  anderen  Gründen)  in  der  Zahl  der 
Theilnehmer  und  der  Grösse  ihrer  Wohnbezirke,  so  wie  in  den  Formen  des 
Einheitsorganismus,  in  den  verfolgten  Zwecken  und  in  den  angewendeten  Mit- 
teln sehr  von  einander  ab;  allein  es  ist  das  innerste  Wesen  überall  dasselbe, 
und  eine  genauere  Aufmerksaml^eit  findet  leicht  das  Gemeinschaftliche  in  dem 
Wechselnden.  —  Vor  Allem  liegt  es  schon  in  dem  Begriffe  der  Einheit,  dass 
sich  überall  die  Staaten  in  doppelter  Richtung  gestalten.  Theils  gegen- 
über von  allen  Fremden,  d.h.  der  Gesammtheit  nicht ,  Angehörigen;  theils 
gegenüber  von  den  einzelnen  Persönlichkeiten  des  eigenen  Kreises.  Nur 
auf  diese  Weise  sind  sie  ja  selbstständig  und  wirksam.  —  Grosse  Ueberein- 
stimmung  herrscht  somit  unter  den  Staaten  im  Verhältnisse  zu  dem  Fremden, 
Nichttheilhaber.  Das  ursprüngliche  und  zunächst  liegende  Verhalten  ist  ein 
verneinendes  und  sich  abschliessendes.  In  diesem  Zustande  sondern  alle 
Staaten  die  eigenen  Theilnehmer  und  das  Stück  Erdoberfläche,  auf  welchem 
diese  wohnen,  scharf  ab  von  allem  nicht  dazu  Gehörigen.  Sie  setzen  sich  ihre 
eigenen  Zwecke,  unbekümmert  um  das,  was  der  Fremde  in  seinem  Kreise 
erstreben  mag.  Sie  ordnen  ihren  Organismus  und  die  Art  der  Wirksamkeit 
desselben  nur  nach  ihrem  Willen.  Ihre  Berührungen  mit  Anderen  sind  wesentlich 
feindseelig  und  nur  etwa  durch  Waffenruhen  unterhrochen ;  hostis  und  exte- 
rn s  sind  sich  deckende  Begriffe.  Die  Geschichte  zeigt  aber,  dass  selbst  in- 
nerlich hochgebildete  und  blühende  Völker  Jahrhunderte  lang  in  diesem  ersten 
Zustande  bleiben  können.  Erst  eine  zweite,  höhere  Ausbildungsstufe  ist  es, 
wenn  sich  selbstständige  Staaten  in  denjenigen  Beziehungen,  in  welchen  sogar 
grosse  zur  Einheit  gebrachte  Menschenvereine  sich  nicht  genügen,  sondern 
einer  Mitwirkung  anderer  gleichzeitiger  Vereine  bedürfen,  mit  solchen  ver- 
ständigen. Hier  entstehen  denn  Verhältnisse,  welche  denen  unter  einzelnen 
„Persönlichkeiten  analog,  allein  lange  nicht  so  verwickelt  und  zahlreich  sind. 
Verabredungen  und  Urkunden  über  diese  Berührungen  bestehen  in  entsprechen- 
den Mengen  und  in  allerlei  Formen ;  im  Nothfalle  wird  aus  der  Natur  der 
Sache  Beweis  geführt.  Alles  ist  jedoch  nur  Ausnahme  von  der  Verneinung 
und  Abweisung.    Erst  auf  einer  dritten,  höchsten  Entwicklungsstufe   erkennen 
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len  Staaten  die  sittliche  und  sachliche  KothwcDdigkeit  eines  die  ge- 
ienscbheit  umfassenden  Gesammtlebens,  und  somit  die  rechtliche  Ver- 

durch  die  einzelne  Handlung  und  durch  stehende  Anstalten  zu  der 
mi  Zweckerreichung  desselben  beizutragen.  Die  letztere  Auffossnng 
2le  Erfahrung  und  Gesittigung  voraus,  dass  selbst  jetzt  noch  kaum  die 
Blnge  der  Ausführung  bestehen,  ja  selbst  die   ■Wissenschaft  erat  be- 

Recht  und  die  Pflicht  eines  solclien  kosmolitischen  Völkerrechtes  za 
')., —  Schwieriger  ist  die  Auffindung  des  Gemeinsamen  in  der  nach 
ehrten  Seite  der  Staaten-  doch  ist  auch  sie  aufzufinden.  Hier  ist 
Thätigkeit  eine  wesentlich  gestaltende  und  positive,  und  wir  finden 
iclitesten  zurecht,  wenn  wir  die  Ilauptgesichtspunkte  des  Einheitsor- 
her>'orheben.  —  Yor  Allem  begegnen  uns  die  Feststellungen  Aber 
{  der  YercinigUDg.  Dieselben  sind  sehr  verschieden  in  den  verschie- 
aten.  Die  einen  lassen  sich  den  Zweck  geben  durch  einen  nnwider- 
höheren  Willen,  sei  es  einen  göttlichen,  sei  es  einen  menschlichen; 
en  hat  er  sich  geschichtlich  und  alhniüüig  ausgebildet;  dritte 
,hen  sich  den  Zweck  des  gemeinsamen  Lebens  nach  freier  Überlegter 
ctzt,  und  vielleicht  nach  Befinden  wiederholt  geändert  Bald  sind 
cke  ausdrücklich  ausgesprochen  und  bestimmt  f^^rmnlirt ;  bald  mass 
erst  durch  Schlüsse  darstellen.  Und  überall  hSngen  mit  diesen 
Swecken  wieder  verschiedenartige  Grundsätze  und  Einrichtungen  zur 
nng  und  Ausfahrung  zusammen,  welche  mit  ihnen  die  Yerfassungea 
tdgesetze  bilden.  Allein  so  bunt  diess  Alles  anch  erscheinen  mag,  so 
ein  Staat  ohne  seine  bestimmte  Grundlage;  und  es  ist  ein  falscher 
rauch  oder   eine  Gedankenlosigkeit,  von  verfassungslosen  Staaten  zu 

Ein  zweites  in  jedem  Staate  geordnetes  Verhlltniss  sind  die  Bezie- 
■r  Einheit  zu  den  einzcben  Theilhahem  (den  oben  geschilderten  Per- 
len). Allerdings  beweist  das  thatsftchJiche  Yorhandensein  dieser  be- 
Existenzen, dass  ihre  Selbstständigkeit,  die  Verfolgung  ihrer  verscbie- 
lenszwecke  und  das  eigenthfimUche  Verhalten  eines  jeden  Einzelnen 
9  aufhört  im  Staate;  allein  es  steht  doch  Jeder  mit  der  Einheit  in 
Q  und  mannigfachen  bleibenden  Beziehungen,  so  dass  er  wesentlich 
}Esen  Organismus  einbegriffen  ist.  Es  lassen  sich  namentlich  dreierlei 
en  dabei  unterscheiden.  Einmal,  m  wie  feine  der  Einzelne  zu  der 
es  Gesammtwillens  beiträgt.  Diese  Mitwirkung  ist  äusserst  verschie- 
n  verschiedenen  Staaten:  mittelbar  und  unmittelbar;  nur  bei  einem 
!S  Willens,  oder  allgemein;  von  Seite  Aller  oder  nur  eluzebier  Be- 
.  Zweitens  besteht  das  Verhältniss  des  Gehorsams  gegen  den  Gesammt- 

trei  über  dicie  ganze  Ansiebt  unlen  in  Abh.  VI.  AusfGbrlicher  habe  idi 
e  .^DlTassuDg  —  Trcilich  zuQächsl  nur  hinächtlich  der  VerpOiehlung  zu  einer 
rechtsordnuDg  —  cnlnickcU  in  der:  „Revision  der  välberrechUicheu  Lehrt 
Aiylrccblc,"  in  der  Tüb.  Zeilschr.  für  Slaalsw.,  iS54,  H.  3  and  4. 
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leillen.  Es  versteht  sich,  dass  in  allen  Staaten  der  Einzelne  dem  Oesammt- 
willen  gehorchen  muss,  sonst  wäre  dieser  ja  nicht;  allein  es  findet  diess  nicht 
nur  in  verschiedenem  Maasse  und  in  mancherlei  Form  statt,  sondern  haupt- 
sächlich ist  darin  ein  grosser  Unterschied,  wie  weit  sich  der  Gesammtwille  der 
verschiedenen  Staaten  in  die  Verhältnisse  und  Zwecke  der  einzelnen  Persön- 
lichkeiten mischt.  Drittens  steht  der  Staat  im  Verhältnisse  zu  den  Einzelnen 
hinsichtlich  der  Ausführung  des  Gesammtwillens.  Er  kann  natürlich  nur  durch 
Personen  handeln;  diese  aber  sind,  wie  schon  ein  flüchtiger  Blick  in  die 
Wii'klichkeit  zeigt,  auf  sehr  verschiedene  Weise  die  Organe  des  Gesammtwil- 
lens. Zum  Theile  freiwiüig,  zum  Theile  genöthigt;  nur  wenige  besonders  Er- 
lesene, oder  alle  Taugliche  in  der  Reihenfolge  oder  nach  sonstiger  Ordnung; 
blos  ausführend,  oder  verweisend  und  überlegend.  —  Eine  dritte  Hauptthätig- 
keit  jedes  Staatslebens  im  Innern  ist  endlich  die  Bestimmung  und  Ordnung 
der  verschiedenen  Organe,  welche  zur  Durchführung  des  Gesammtwillens  nöthig 
sind;  also  die  BesteUung  und  Einrichtung  der  Staatsbehörden.  Es  darf  nicht 
wundem,  wenn  auch  hier  wieder  eine  grosse  Manchfaltigkeit  sich  darbietet« 
Die  verschiedenen  obersten  Staatszwecke  bringen  natürlich  auch  verschiedene 
Mittel  mit  sich;  und  überdiess  ist  bei  den  hier  allein  vorliegenden  Zweck- 
mässigkeitsfragen  eine  breite  Möglichkeit  der  Wahl.  Aber,  wie  immer  dieses 
Alles  geordnet  sein  mag,  eine  dem  Zwecke  des  bestimmten  Staates  entspre- 
chende Organisation  der  Gesammtgcwalt  findet  sich  überall  als  ein  wesent- 
licher Bestandtheil  des  staatlichen  Lebens.  —  So  sehen  wir  also  den  Staat  zu 
allen  Zeiten  und  bei  allen  Völkern  trotz  grosser  Bildsamkeit  gleichartig  im 
innersten  Wesen.  Die  Einheit  des  Zusammenlebens  ist  möglich  und  nothwen- 
dig  durch  die  Gleichheit  der  menschlichen  Natur  und  durch  die  üeberein- 
Stimmung  der  Bedürfnisse  auf  derselben  Entwicklungsstufe ;  die  Verschiedenheit 
in  Zwecken  und  Formen  dieser  Einheit  aber  wird  erzeugt  durch  die  Vielseitig- 
keit und  Entwicklungsfähigkeit  der  menschlichen  Anlagen.  Sowohl  die  Ab- 
schliessung  der  einzelnen  Persönlichkeiten  in  erlaubter  Selbstsucht,  als  ihr 
Aufgehen  in  einer  Allgemeinheit  sind  logische  Folgen  unveränderlicher  Gesetze 
der  geistigen  und  körperlichen  Welt.  Dass  übrigen  der  Staat  und  seine  Ein- 
richtungen, wie  jedes  andere  menschliche  Verhältniss,  von  verschiedenen  Stand- 
punkten, nämlich  vom  religiösen,  vom  sittlichen,  vom  rechtlichen  und  vom 
wirthschaftlichen ,  aufgefasst  und  geführt  werden  kann ,  bedarf  nicht  erst  der 
Bemerkung. 

Bis  hierher  kann  ein  ernsthafter  Zweifel  über  die  richtige  Auffassung  der 
Wirklichkeit  nicht  stattfinden.  Es  ist  aber  auch  geringes  Verdienst  dabei:  die 
beiden  einander  entgegengesetzten  Erscheinungen  des  Einzelnlebens  und  des 
Einheitsorganismus  liegen  aUzudeutlich  vor.  Anders  verhält  es  sich  jedoch 
mit  dem  dritten  Verhältnisse,  dessen  Beobachtung  jetzt  obliegt.  Theils  die  weit 
grössere  materielle  Verschiedenheit  seiner  Gegenstände,  theils  die  oft  ver- 
schwommenen Formen  seiner  Gestaltungen,  endlich  das  nicht  seltene  Hinüber; 
greifen  in  die  Sphären  des  Einzelnlebens  oder  des  Staates,  machen  die  Auffas- 
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sung  weit  Echwieriger.  So  zwar,  dasa  das  O&Dze  bisher  ancli  in  der  WiBseo- 
Echaft  entweder  ganz  unbeachtet  gelassen,  oder  falscblich  als  tinter  den  beides 
anderen  Seiten  des  ZusammenlebenB  begriffen  betrachtet  wnrde.  Dennoch  ktm 
ein  unbefaogener  nnd  aofmerksamer  Einblicli  in  die  Wirklichkeit  zum  Ziele 
führen.  —  Halte  man  sich  nur  zunächst  an  die  Thatsachen;  die  Erklärung  wird 
sieb  \i-n  selbst  gebeu.  Dieser  Thatsachen  aber  sind  manche  und  mancherlei 
Eine  ErscbeiDung,  welche  uns  bei  allen  europäischen  Völkerschaften  ent- 
gegentritt, ist  die  der  verschiedenen  Stünde,  d.  h.  grosserer  oder  kleinerer 
Anzahlen  von  Personen,  deren  gemeinschaftliche  Lebensaufgabe  die  Verfolgung 
einer  der  grossen  menschlichen  Beschäftigungen  ist,  und  welche  in  Folge  des* 
sen  in  vielen  Beziehungen  gcmeinscliaftUche  Verhältnisse  und  vor  Allem  gleiche 
Bechtsverh&ltuisse  haben.  Es  ist  wahr,  der  Staat  hat  sich,  und  znweileQ  in 
sehr  bedeutenden  Beziehungen,  dieser  SuLude  bemächtigt,  dieselben  auch  von 
seiner  Seite  und  fOr  seine  Zweclte  geordnet  und  bentltzt,  so  dass  sie  unter 
seinen  Gesetzen  und  Einrichtungen  eine  Stelle  einnehmen,  und  auch  die  Rechte 
des  Einzelnlebens  hierdmcb  berührt  werden.  Allein  in  diesen  staatheben  nod 
gesel^Uchen  Beziehungen  geht  das  VerhSltniss  keineswegs  auf;  sondern  es  sind 
auch  ganz  abgesehen  von  jenen,  unherOhii,  durch  sie,  und  nicht  entsprossen 
aus  ihnen,  vielfache  und  wichtige  Erscheinungen  da,  nämlich:  genossenschaft- 
liches Leben,  gemeinsame  Interessen,  gleiche  Gewohnheiten,  Sitten,  GefBhle; 
dem  gemäss  aber  auch  sehr  bemerkbare  Folgen  fQr  Genossen  und  Ungenossen. 
Es  ist  eine  ZusammenscLaarnng  und,  gegen  Dritte,  eine  Absonderung  andi 
ganz  ausserhalb  der  staatlichen  Organisation ;  wenn  schon  in  so  ferne  dorcli 
diese  verstärkt,  als  sie  den  erzeugenden  Zustand  ansserlich  befestig  Man 
nehme  nur  z.  B.  den  Ade),  die  Geistlichkeit,  die  Handwerker  und  die  Bauern; 
selbst  in  ihren  jetzigen ,  durch  den  neuen  Staatsgedanken  und  durch  die 
Leidenschaft  der  Gleichheit  verflachten  Zuständen,  namentlich  aber  in 
der  froheren  reichen  Gliederung  und  starren  Absondei-ung.  Und  wäre  es 
nicht  sowohl  um  einen  Beweis  aus  der  uus  nahe  liegenden  Wirklichkeit, 
als  vielmehr  um  ein  in  stärksten  Zflgen  henortrctendes  Beispiel  zu  thnn, 
so  könnten  die  erbhchen  Kasten  Hindostans  angeführt  werden,  wo  die  engste 
Beschränkung  auf  eine  ganz  einzelne  Art  der  Beschäftigung  durch  die  Geburt 
auferlegt  ist,  und  sie  sich  mit  Noth wendigkeit  von  Geschlecht  zu  Geschlechte 
fortpflanzt.  Hier  treten  natürlich  sowohl  die  Folgen  der  GemeinschafUichkeit 
als  die  der  Abschliessung  von  allen  Uebrigen  im  höchsten  Grade  hervor,  und 
geben  der  ganzen  Bevölkerung  ein  ebenso  mauchfaches,  als  in  jeder  einzehien 
Form  unzerstörbares  Gepräge.  Die  Erfahrung  zeigt,  dass  selbst  die  tiefsten 
politischen  Erschütterungen,  die  graulichsten  Zerstörungen,  jahrhundertelange 
Herrschaft  Fremder  und  nach  fremdartigen  Gesetzen  und  Begriffen  Begierender 
dieses  undurchdringliche  Gewebe  von  Sitten  und  Interessen  nicht  zerstören 
können.  Weltreiche  gehen  über  solche  Zustände  hin,  ohne  sie  anders  als  auf 
der  Oberfläche  anzugreifen.  Wohl  zum  unläugbaren  Beweise,  dasa  sie  ausser 
dem  Staate  sind. 
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Eine  andere  ebenfalls  sehr  allgemeine  Erscheinung  ist  das  Gemeinde- 
leben. Allerdings  hat  jetzt  der  Staat  die  Gemeinden  seinem  Organismus 
als  unterstes  Glied  eingereiht,  und  benützt  überdies  die  Vorsteher  dersel- 
ben vielfältig  geradezu  als  seine  Beamte.  Allein  nicht  nur  war  diess  keines- 
wegs immer  so ;  sondern  auch  jetzt  noch  ist  die  Gemeinde  nichts  weniger  als 
nur  ein  Verwaltungsbezirk.  Selbst  jetzt  nocli  hat  sie  ein  reiches  selbstständi- 
ges Leben  mit  einer  ganzen  Reihe  von  Folgen.  Das  dauernde  Zusammensein 
Vieler  an  demselben  Orte  und  das  nahe  an  einander  Gedrängtsein  derselben 
erzeugt  Bedürfnisse  und.  Interessen ,  welche  einer  Seits  in  vereinzelten  und 
vorübergehenden  Zuständen  gar  nicht  bestehen,  oder  jeden  Falles  nicht  be- 
friedigt werden  könnten;  die  aber  anderer  Seits  mit  der  Einheit  des  Staatsge- 
dankens und  mit  seinem  Organismus  gar  nichts  zu  thun  haben.  So  die  Er- 
leichterung des  täglichen  Verkehres  ;  die  Annehmlichkeit  der  Benutzung  öffent- 
licher, Allen  zugänglicher  Anstalten;  die  Verschönerung  der  Umgebungen;  die 
gemeinschaftliche  Anschaffung  von  Kunstgegenständen,  Vergnügungen,  Bil- 
dungsmitteln.  Die  gemeinschaftlicbe  Thätigkeit  für  alle  diese  Dinge  bildet 
ein  eigenes,  auf  örtlicher  Grundlage  ruhendes  genossensehaftliches  Leben. 
Es  sind  hier  Verdienste  erwerbbar;  bilden  sich  Partheien;  es  ist  Kampf  und 
Versöhnung ;  es  sind  örtliche  Sitten ,  Ueberlieferungen ,  Lasten  und  Freuden. 
Diess  Alles  aber  läuft  völlig  unabhängig  neben  dem  Staate,  seinen  Forderun- 
gen und  Leistungen  her ,  und  lässt  ebenso  die  einzelne  Persönlichkeit  in  ihrem 
engen  selbstgezogenen  Kreise  walten.  Es  ist  also  in  der  Gemeinde  eine  Ge- 
nossenschaft eigener  Art,  welche  ihren  eigenen  Gesetzen  folgt;  welche  ihre,  oft 
sehr  beträchtlichen,  Folgen  für  die  Genossen  und  für  Fremde  hat;  und  welche 
im  Staatslehen  keineswegs  aufgeht. 

In  manchen  Ländern  sehen  wir  die  wichtigsten  Gestaltungen  in  Folge 
des  Zusammenlebens  verschiedener  Bacen.  Am  auffallendsten  sind  die  Er- 
scheinungen da,  wo  jede  Bace  ihren  eigenen  unverwischbaren  fremden  Typus 
hat;  oder  da,  wo  —  vielleicht  in  früher  Zeit  und  mit  längst  eingetretener 
staatlicher  Ausgleichung  —  ein  fremder  Stamm  erobernd,  eindrang  und  sich 
zwischen  die  ursprünglichen  Bewohner  setzte.  Hier  finden  wir  das  festeste 
Zusammenhalten  jeder  Bace ,  bei  der  schärfsten  Unterscheidung  von  den  an- 
deren. Selbst  kaum  erkennbare  Spielarten  bilden  ihre  eigenen  Genossenschaf- 
ten. Und  zwar  gehen  die  Folgen  dieser  natürlichen  Verwandtschafteid  nicht 
selten  bis  in  das  Innerste  des  Lebens.  Wir  finden  da  hochmüthige ,  unüber- 
steigbare  Sonderung;  bittem  Hass  der  Zurückgesetzten;  völlige  Verschieden- 
heit der  Lebenszwecke  und  des  Bewusstseins;  die  abweichendsten  Sitten.  Ein 
Stamm  versagt  oft  dem  andern  die  Anerkennung  als  Menschen.  Und  so  we- 
nig geht  diess  vom  Staate  aus  oder  hängt  mit  ihm  nothwendig  zusammen,  dass 
es  selbst  seinen  ernstesten  Gesetzen  nicht  gelingt  eine  Aussöhnung  und  Gleich- 
heit zu  bewerkstelligen.  Es  ist  ein  mächtiger,  oft  höchst  gewaltthätiger  Zu- 
stand; welcher  allerdings  auch  den  Staat  vielfach  berührt,  aber  in  seinem  in- 
nersten Wesen  ganz  ausser  der  politischen  Einheit,  eigentlich  im  Widerspruche 
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mit  ihr,  besteht.  Han  sehe  z.  B.  das  Nebeneiuanderbestelten  der  weissen  und 
schwarzen  Kace  auch  in  den  Nichtset aven Staaten  Amerika's;  das  der  angel- 
sächsischen und  der  keltischen  Race  in  Irland;  das  der  Hindu  und  der  Mongo- 
len; der  Russen  und  der  Polen;  man  denke  an  die  Jnden;  an  die  Hbem- 
Echende  Einsicht,  welche  Thierry's  Scharfsinn  in  die  Zustände  der  enropft- 
iscben  Bevölkerungen  nach  den  grossen  Race -Eroberungen  eröffnet  hat.  In 
allen  diesen  Verhältnissen  ist  mehr  als  der  Slaat,  anderes  als  der  Staat. 

Unmöglich  können  in  unserer  Zeit  diejenigen  ßestaltnngen  flbersehen 
werden,  welche  aus  den  Verhältnissen  zur  Arbeit  und  zum  Besitze  her- 
rühren. Also  die  gemeinsamen  Zustände  und  Interessen ,  damit  aber  auch  die 
Genossenschaften,  der  Arbeiter,  der  Unternehmer,  der  Kapitalisten; 
oder  Derer,  welchen  der  grosse  Grundbesitz  zusteht,  sodann  der  Päch- 
ter und  der  kleinen  Wirthe.  Sind  es  doch  gerade  die  in  diesen  Lebens- 
kreisen immer  deutlicher,  zum  Theile  zum  Entsetzen  drohend,  hervortretenden 
Erscheinungen,  welche  uns  auf  die  Natur  und  die  Macht  gemeinschaftlidier 
Zustände  aufmerksam  gemacht  haben.  —  Niemand  ist  z.  B.  mehr,  welcher 
wähnt,  die  ganzen  Verbältnisse  und  die  volle  Bedeutung  der  fabrikarbeitendec 
Bevölkerung  zu  begreifen ,  wenn  er  sich  aber  den  lEmdesQblichen  Miethvertrag 
und  dessen  etwaige  nähere  Bestimmungen  for  die  Fabriken ,  und  anderer  Seits 
aber  die  Theilnahme  der  Arbeiter  am  Wahlrechte  zu  Ständeversammlungen, 
Über  ihre  Abgaben  und  ihr  gesetzliches  Heimathrecbt  unterrichtet  hat.  Wir 
wissen  jetzt  AUe ,  dass  der  diesen  Millionen  gemeinsame  Zustand  auch  bei 
ihnen,  und  zwar  weit  tlber  die  Grenzen  des  einzelnen  Staates  hinaus,  eine  Ge- 
meinschaftlicbkeit  der  Lebensweise,  der  Lebensanschanungen ,  der  Interessen, 
der  Leidenschaften,  eine  Uebereinstimmung  in  Sitten  ^nd  Lastern,  ein  gleiches 
Verhalten  gegen  andere  Lebenskreise  im  Volke  erzeugt  hat.  Wir  wissen  jetzt 
Alle,  dass  durch  diese  so  weit  verbreitete  Eigenthümlichkeit  ein  ganz  neues 
Element  in  das  öffentliche  Leben  gekommen  ist,  zum  grössten  Tbeile  unseelig 
in  allen  seinen  Beziehungen  und  Folgen  fOr  die  zunächst  Betheiligten,  nnd  un- 
seelig  far  die  Anderen;  wie  es  aber  immer  sei,  ganz  unabhängig  von  der 
Staatsform,  und  nur  ganz  äusserlich  bis  jetzt  erreichbar  von  den  Staatsge- 
setzen.—  Oder  aber  ist  es  nöthig,  einen  nicht  ganz  Unkundigen  erst  aufmerksam 
zu  machen,  dass  z.  B.  die  Verhältnisse  Englands  nicht  allein  ans  dem  Organis- 
mus und  Mechanismus  seiner  Staatseinrichtungen  begriffen  werden  können; 
sondern  dass  unter  Anderem  der  Einfiuss,  welchen  die  mächtige,  ihre  eigenen 
Interessen  festhaltende,  durch  ihre  Sitten  weit  und  breit  einflussreiche  Genos- 
senschaft der  grossen  Gnmdeigenthtkmer  ausübt,  somit  eine  in  keiner  Parta- 
mentsacte  vorgeschriebene  Ordnung,  wohl  zu  beachten  ist?  Huss  jetzt  noch 
Jemand  erst  darOber  belehrt  werden,  dass  die  Bildung  eines  Volkes  von  fast 
lauter  kleinen  Grundeigenthümem  die  Zustände  in  Frankreich  bestimmt,  mögen 
die  Staatseinrichtungen  diese  oder  jene  sein? 

Mit  leichter  Mohe  fände  man  wohl,  einmal  aufmerksam  gemacht  auf  diese 
Art  von  Verhältnissen,  noch  weitere  Lebenskreise  auf,  in  welchen  gemeiDsame 
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Zustände  ausserhalb  des  Staates  bestehen  und  wirken;  so  z.  B.  die  Genossen- 
schaften, welche  sich  aus  dem  Bekenntnisse  zu  derselben  Religion  ergeben, 
oder  welche  aus  dem  Besitze  höherer  Bildung  im  Gegensatze  gegen  die  Un- 
wissenden entstehen,  u.  s.  w.  Eine^  weitere  Ausführung  wäre  jedoch  ermüdend 
und  nutzlos,  da  die  bisherigen  Beispiele  schon  vollkommen  hinreichen,  um  das 
Dasein  dieses  dritten  Bestandtheiles  des  menschlichen  Zusammenlebens  und 
desseii  Erscheinungen  nachzuweisen.  Vielmehr  ist  es  jetzt  an  der  Zeit  zu  un- 
tersuchen, welches  die  wesentliche  Eigenthümlichkeit  dieser  Verhältnisse  ist, 
und  welchen  Gesetzen  sie  folgen. 

Hier  ist  nun  unschwer  zu  zeigen,  dass  allerdings  die  bisher  näl^ef 
beschriebenen  oder  angedeuteten  Verhältnisse  gemeinschaftliche  bezeichnende 
Merkmale  haben. 

Vorerst  sind  die  Ursachen ,  welche  diesen  Zuständen  zu  Grunde  liegen, 
dauernder  Art.  Nur  wo  eine  Kraft  längere  Zeit  hindurch  wirkt,  kann  sie 
sich  in  ihren  Folgen  entwickeln  und  befestigen.  Ein  schnell  vorübergehender 
Umstand  kann  allerdings  auch  sehr  wichtige  Folgen  haben ;  allein  er  wird  keine 
bleibenden  Wirkungen,  keinen  Zustand  hinterlassen. 

Zweitens  sind  die  Ursachen  dieser  Zustände  von  grösserer  Bedeu- 
tung, entweder  geistiger  oder  sachlicher.  Nur  wo  wichtige  Interessen  vorlie- 
gen, können  sich  auch  weit  verbreitete  und  dauernde  Folgen  daran  knüpfen, 
namentlich  die  dabei  Betheiligten  zu  einem  gemeinsamen  und  starken  Bewusst- 
sein  verbinden,  kann  sich  überhaupt  das  ganze  Verhältniss  abheben  von  der 
allgemeinen  Ordnung  der  Dinge.  Je  grösser  das  Interesse  ist,  je  tiefer  und 
weiter  es  das  ganze  Leben  der  Betheiligten  nmfasst ;  desto  fester  und  be- 
wnsster  tritt  auch  das  Gefühl  der  Gemeinsamkeit  und  desto  schärfer  die  Ab- 
scheidung von  den  Ungenossen  hervor.  Es  kann  diess  so  weit  gehen,  dass 
sich  die  Betheiligten  vorzugsweise  nur  in  diesem  Zustande  fühlen  und  denken, 
mit  Hintansetzung  sonstiger  menschlicher  und  staatlicher  Verhältnisse. 

Drittens  ist  allgemeinere  Verbreitung  eine  nothwendige  Bedin- 
gung. Wenn  auch  ein  dauerndes  und  wichtiges  Interesse  besteht,  aber  nur  für 
Wenige,  so  mag  die  Beachtung  desselben  für  die  Wissenschaft  und  für  das 
staatliche  Handeln  immer  nöthig  sein;  allein  es  bildet  sich  daraus  keiner  der 
auffallenden,  weithinwirkenden  eigenen  Lebenskreise. 

«Eine  vierte  Eigenthümlichkeit  dieser  an  ein  mächtiges  Interesse  anschies- 
senden  natürlichen  Erystallisationen  ist,  dass  sie  für  die  Betheiligten  durch- 
aus nicht  unverträglich  sind  mit  der  gleichzeitigen  Theil- 
nahme  an  anderen  ähnlichenGenossenschaften.  Mehr  als  Ein  In- 
teresse kann  ftlr  den  Menschen  zu  Reicher  Zeit  von  Wichtigkeit  sein  und  seine 
Einwirkungen  auf  ihn  geltend  machen.  Allerdings  mögen  sich  in  solchen  Fäl- 
len die  beiderseitigen  Folgen  mehr  oder  weniger  zersetzen  und  umändern,  und 
es  kann  die  Beurtheilung  und  Behandlung  verschlungener  Zustände  schwürig 
werden;  allein  eine  ausschliessliche  Bemächtigung  der  Persönlichkeit,  wie  sie 
in  vielen  Staats-  und  Rechtsverhältnissen  stattfindet,  tritt  nicht  nothwendig  ein. 

Fünftens  ist  zu  bemerken,  dass  die  einzelnen  von  uns  in's  Auge  gefass- 
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ten  Znstfliide  sich  fainEicbtlich  ihres  Umfanges  keineswegs  nach  den  politi- 
Echen  Abgrenzungen  richten.  Ihr  Grund  ist  ein  Interesse.  So  weit  nun  dieses 
wirklich  reicht,  so  weit  mflssen  auch  die  Folgen  desselben  sich  entwickeln. 
Bald  wird  also  der  Umfang  des  gemeinschafüichen  Verbattens  sich  nur  anf 
■  einen  Theil  eines  einzigen  Staates  bescbranken,  bald  wird  dasselbe  ober  Welt- 
theile  sich  erstrecken.  Allerdings  mögen  in  letzterem  Falle  die  besondern 
staatiichen  Terhällnisse ,  absichtlich  oder  zaföUig,  in  den  einzelnen  Ländern 
einwirken  und  verschiedene  Abscfaattongen  des  Znstandes  erzeugen;  ebenso  ist 
wohl  müglich,  dass  bei  so  grosser  Ausdehnung  das  erzeugende  Interesse  nicht 
überall  gleich  stark  ist,  and  sich  somit  auch  ohne  äussere  Einwirkong  ein 
ertlich  -verschiedenes  Verbalten  ergiebt:  allein  die  Befreiung .  Von  kDusUicher 
Eingrenzung  bleibt  doch  bezeichnendes  Merkmal, 

Endlich  ist,  secbstens,  noch  als  ein  bedeutendes  Merkmal  hervorzuheben, 
dass  diese  natOrlicbeD  Gemeinschaften  keineswegs  einer  förmlichen  Orga- 
nisation zu  ihrer  Vollendung  und  ihrem  Bestehen  nothwendig  bedürfen,  und 
sogar  in  der  Regel  eine  solche  entbehren.  Eben  darin  besteht  Ja  ihre  Eigen- 
thnmlichkeit ,  dass  sich  bestimmte  Zustünde  natOrlich  entwickeln  aus  grossen 
gemeinschaftlichen  Interessen.  Es  ist  kein  Einzelner,  oder  eine  bestimmte  Ge- 
walt, welche  sich  etwas  vorsetzt,  einen  absichtlichen  Zweck  mit  entsprechen- 
den Mitteln  zu  erreichen  sucht,  zu  dem  Ende  das  unter  seine  .Absicht,  als  Qe- 
genstand  oder  Mittel  Fallende  zusammenfasst,  ordnet,  ihm  äusserliche  Ge- 
setze giebt;  sondern  es  sind  nur  logische  und  psychologische  Folgen  einer 
Thatsache,  wobei  es  für  die  Folgen  ganz  gleichgültig  ist,  woher  diese  letz- 
tere stammt.  Hiermit  soll  übrigens  keineswegs  gesagt  sein,  daas  diese  ge- 
meinsebaftlichen  Interessen -Zustände  einer  Organisation  gar  nicht  filhig  seien. 
Im  GegenthcUe  künnen  «e  erfahrungsgemSss  sowohl  von  den  Betheiligten 
selbst,  als  vom  Staate  eine  mehr  oder  weniger  vollständtge  äussere  tud  be- 
wusste  Ordnung  erhalten.  Allein  so  tief  eii^eifend  auch  eine  solche  Orga- 
nisation sem  mag,  so  bleibt  sie  doch  nur  ein  zufälliges  Beiwerk,  weUhe  die 
eigentliche  Natur  des  betreffenden  Lebenskreises  nicht  verändert 

Sind  nun  aber  die  im  Vorhergehenden  aufgeführten  Merkmale  richtig,  — 
und  es  scheint  in  der  That  nicht  mCglicb,  ihr  Vorhandensein  in  Abrede  za 
ziehen,  —  so  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass  man  es  hier  mit  einer  eigenen 
Art  von  Zuständen  zu  thun  hat,  und  dass  die  geschilderten  Oenossenediaften 
weder  in  den  Lebenskreis  der  einzelnen  PersOnUchkeiten ,  noch  in  den  Staat 
eingereiht  werden  können. 

Von  dem  Leben  der  Persönlichkeiten  unterscheiden  sie  sich  nämlich 
wesenüich  darin,  dasa  in  jenem  immer  der  Selbstzweck  eines  einzelnen  Men- 
schen der  Mittelpnnht  ist,  alles  nur  im  Verhältnisse  zu  diesem  anfgehsst  wer- 
den darf;  während  in  diesen  im  Gegentheile  eine  grössere  Anzahl  von  Per- 
sonen zu  gleicher  Zeit  von  einer  gemeinsamen  Ursache  übereinstimmende  Ein- 
wirkungen au&ifflmt,  aber  auch  zu  Obereinstimmendem  Handeln  bewogen  wird. 
Das  VPesen  des  PersönUcbkeits  •  Lebens  ist  selbstisches  ZurOckbeziehen  auf  sich ; 
das  Wesen  dieser  natarwüchsigen  Genossenschaften  Ausdehnung  und  Gemein* 
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schafUichkeit.  '—  Im  üebrigen  sei  hierbei  zwei  Missverständiüsseii  vorgebeugt. 
Einmal  nämlich  darf  keineswegs  das  Persönlichkeits -Leben  als  gleichbedeutend 
genommen  werden  mit  vollständiger  Vereinzelung,  und  das  jener  Genossenschaf- 
ten als  Vielfachheit  der  Verhältnisse.  Nichts  ist  richtiger,  als  dass  der  Mensch 
nie  ganz  vereinzelt  bestehen  kann;  ein  in  diesem  Sinne  aufgefasster  Naturzu- 
stand ist  etwas  durchaus  Unmögliches.  Desshalb  besteht  denn  auch  das  Ein- 
zelnleben zum  grössten  Theile  aus  Verhältnissen  des  Individuums  mit  an- 
deren Menschen.  Und  nichts  hindert  auch,  dass  der  Einzelne  selbst  mit  zahl- 
reichen Anderen  solche  Verhältnisse,  welche  gegenseitig  ihre  besonderen  Zwecke 
fördern,  eingehe ;  die  grössere  Zahl  zerstört  ja  den  persönlichen  Mittelpunkt 
keineswegs.  Allein  auch  die  reichsten  Beziehungen  der  Persönlichkeit  führen 
alle  wieder  auf  das  eigene  Ich  zurück;  während  die  Beziehungen  der  fragli- 
chen Genossenschaften  in  dem  gemeinschaftlichen  Zustande  zusammentreffen. 
Zweitens  soU  nicht  behauptet  sein,  dass  nicht. auch  in  den  Genossenschaften 
das  einzelne  Mitglied  seinen  eigenen  Vortheü  habe  und  verfolgen  könne.  Die 
Veranlassung  der  ganzen  Gemeinschaftlichkeit  ist  ja  ein  für  die  sämmtlichen 
Genossen  gleiches  wichtiges  Interesse.  Allein  es  verhält  sich  wesentlich  anders 
mit  diesen ,  als  mit  den  aus  der  Persönlichkeit  entspringenden  Forderungen 
und  Aneignungen.  Während  nämlich  bei  letzteren  ausschliesslich  ein  Gewinn 
für  den  betreffenden  Einzelnen  verfolgt  wird,  kann  der  Genosse  eines  Interesse- 
Vereines  seinen  besondern  Zweck  nur  dadurch  erreichen,  dass  er  vor  Allem  den 
gemeinschaftlichen  Vortheü  erstrebt,  von  welchem  aus  dann  auch  auf  ihn  das  Ge- 
wünschte zurückströmt.  So  z^B.  ein  Adeliger,  welcher  seine  Standesehre  mög- 
lichst hoch  zu  stellen  sti'ebt;  oder  ein  Gemeindegenosse,  der  zunächst  fOr  sich 
eine  Verschönerung  der  Umgegend  wünscht;  oder  das  Mitglied  einer  unter- 
drückten Race  9  der  eine  Gleichheit  in  Anspruch  nimmt.  Die  Folgen  dieser 
Verschiedenheit  sind  nun  aber  höchst  bedeutend.  Bei  den  Genossenschaften 
nützt  die  Selbstsucht  [jedes  Einzehien  nothwendig  der  Gesammtheit,  und  die 
auf  solche  Weise  entstehenden  vielen  gleichzeitigen  oder  sich  iolgenden  Förde- 
derungen  sind  eine  grosse  Kraftquelle  für  das  Gemeihinteresse.  Die  nur  an 
sich  ziehenden  Handlungen  der  Einzelnen  aber  lassen  besten  Falles  alle  Uebrir 
gen,  selbst  wenn  sie  in  gleicher  Lage  sind,  ungefördert;  vielleicht  schaden  sie 
ihnen  geradezu  durch  Vorwegnahme. 

Koch  deutlicher  aber  springt  der  Unterschied  zwischen  den  natürlichen 
Genossenschaften  und  dem  Staate  und  deäsen  Anstalten  in  die  Augen.  Und 
zwar  lässt  sich  dieser  Unterschied  sowohl  begrifflich  klar  darstellen,  als  in  der 
Wirklichkeit  an  äusseren  Merkmalen  unzweifelhaft  erkennen.  —  In  ersterer 
Beziehung  ist  es  blos  nöthig ,  den  Satz  im  Auge  zu  behalten ,  dass  der  Staat 
die  Verwirklfchung  des  Einheitsgedankens  im  Volke  ist  Nicht  nur  die  Staats- 
gewalt im  Ganzen  und  die  über  das  gesammte  Volksleben  sich  erstreckenden 
Anstalten  sind  somit  die  äusseren  Ecscheinungen  und  Organe  dieses  Gedan- 
kens; sondern  auch  die  zu  einzelnen  Zwecken  bestimmten,  somit  lediglich  einen 
Theil  der  Mitglieder  und  ihrer  Zwecke  berührenden  Thätigkeitsäusserungen 
des  Staates  haben  ausschliessend  diese  Grundlage  und  Berechtigung.    Sie  sind 
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Nachhülfe  im  Einzehien  ans  dem  Gesichtspunkte  und  Interesse,  der  Einheit. 
Bei  den  aus  besonderen  Interessen  hervorgehenden  Genossenschaften  ist  nun 
aber  gerade  das  Gegentheil  der  Fall;  sie  haben  immer  nur  einen  fragmenta- 
rischen Lebenszweck  zum  Gegenstande.     Und  selbst  wenn  sie  sich  räumlich 
oder  nach  der  Zahl  ihrer  Genossen  noch  so  weit  ausdehnen,  so  behalten  sie 
doch  diesen  beschränkten  somit   von  dem  des  Staates  im  Grundsatze  verschie- 
denen, Charakter.    Wenn  sich  somit  auch  der  Staat  und  die  Interessen- Genos- 
senschaften inhaltlich  nicht  widersprechen,   weil  beide  Organismen  zu  Er- 
fOllung  der  Zwecke  derselben  Subjecte  sind :    so   haben  sie  doch  wesentlich 
verschiedene  Begründung  und  Richtung,  und  ein  Zusammenwerfen  der  natflrli- 
eben  Genossenschaften  mit  den  Staatseinrichtungen  ist  eine  grosse  Verkennung 
des  beiderseitigen  Wesens.  —  Das  äusserliche  Unterscheidungszeichen  aber  be- 
steht darin,  dass  auch  die  in  das  Einzelnste  heruntersteigenden  Staatsanstalten 
durch  die  Staatsgewalt  selbst  oder  vermöge  eines  nachweisbaren  Auftrages  von 
•  ihr  errichtet  und  mit  Gesetz,  Gegenstand  und  Umfang  ihrer  Thätigkeit  versehen 
sind ;  während  die  Interessen-Genossenschaften  unabhängig  von  dem  Staate  und 
seinem  Willen,  sondern  aus  den  natürlichen  Beziehungen  der  Menschen  zu  ge- 
wissen Thatsachen  entstehen  und  bestehen.     So   weit  der  Staat   glaubt  seine 
Wirksamkeit  und  seinen  Organismus  ausdehnen  zu  können  und  zu  soU^,  so- 
weit geht  er  auch  in  der  That;   was  er  nicht  schafft  oder   ausdrücklich  an- 
nimmt, gehört  ihm  auch  nicht  an.    Es  entscheidet  also  hier  einfach  die  That- 
sache.  —  In  beiden  Auffassungen  darf  es  nicht  stutzig  machen,   dass  —  wie 
bereits  bemerkt  —  die  natürlichen  Genossenschaften  auch  eine  förmliche  Orga- 
nisation haben   können ,   oder  dass  der  Staat  solche  Genossenschaften   durch 
Gesetze  mehr  oder  weniger  eingreifend  berührt.     Das  Recht  zu  einer  eige- 
nen Organisation  hat  ja  nicht  etwa  blos  der  Staat,  sonder^  jeder  an  sich  da- 
^  fähige  und  zum  Bestehen  berechtigte  menschliche  Verein.     Der   Staat   hat 
nur  das  Recht  und  die  Pflicht,   Organisationen,  welche  mit  den  Einheitszwe- 
cken oder  mit  der.  Gleichberechtigung  coexistirender  Privaten  unvereinbar  wä- 
ren,  zurechtzurücken.     Was  aber  das  staatliche  Eingreifen  betrifft,    so  mag 
der  Staat  in  einer  natürlichen  Interessegenossenschaft  entweder  rechtswidrige 
oder  gemeinschädliche  Auswüchse  bemerken,  und  solchen  mit  Recht  und  nach 
Pflicht  entgegentreten;  oder  aber  er  kann  eine  solche  Genossenschaft  tauglich 
zur  Unterstützung  seiner  eigenen  Zwecke  finden,  und  sie,   soweit  hierzu  nöthig, 
in  Anspruch  nehmen  und  ordnen.     In  dem  einen  wie  in  dem  andern   Falle 
bleibt  jedoch  die  Genossenschaft  in  ihrem  Wesen ;  und ,  soweit  sie    nicht  be- 
rührt ist  durch  den  Staat,  ausserhalb  desselben,  und  lebt  ihr  eigenes  Leben. 
Offenbar  ist   es  hier  nicht  anders,   als   im  Verhältnisse  des  Staates  zu    einer 
einzelnen  Persönlichkeit.  ^ 

Es  ist  somit  erwiesen,  dass  diese  Interessen -Genossenschaften  ein  eigen- 
thümliches,  weder  mit  den  Persönlichkeitszuständen ,  noch  mit  der  staat- 
lichen Einheit  zu  verwechselndes  und  zu  verbindendes  menschliches  Verhältniss 
sind.  In  diesem  FaUe  ist  dann  aber  auch  nöthig,  dass  ihnen  eine  eigene 
Bezeichnung  werde.     Man  hat  hierzu  das  Wort  Gesellschaft  gewählt 


Begriff  der  Gesellschaft. 


101 


Und  wenn  es  auch  in  so  ferne  vielleicht  nicht  passend  ist,  als  anch  noch  an* 
dere  Verhältnisse  damit  bezeichnet  werden,  namentlich  ein  streng  juristisches 
und  ein  blos  auf  den  Umgang  bezügliches :  so  ist  es  doch  bereits  so  allgemein 
in  allen  europäischen  Sprachen  angenommen,  dass  eine  Aendenmg  nur  neue 
Verwimuig  erzeugen  könnte.  Gesellschaftliche  Lebenskreise  sind  also 
die  einzebien,  je  aus  einem  bestimmten  Interesse  sich  entwickelnde  natfirlichea 
Genossenschaften,  gleichgültig  ob  förmlich  geordnet  oder  nicht;  gesellshaft« 
Höhe  Zi^tände  sind  die  Folgen,  welche  ein  solches  mächtiges  Interesse  zu* 
nächst  für  die  Theikehmer,  dann  aber  auch  mittelbar  für  die  Nichtgenossen 
hat;  die  Gesellschaft  endlich  ist  der  Inbegriff  aller  in  einem  bestimmten 
Umkreise,  z.  B.  Staate,  Welttheile,  thatsächllch  bestehenden  gesellschaftlichen 
Gestaltungen. 

'Schliesslich  bedarf  es  nicht  erst  der  Bemerkung,  dass  die  aus  diesen 
Interessen  sich  entwickelnden  gesellschaftlichen  Zustände  keineswegs  immer  und 
überall  gleichartig  sind,  vielmehr  die  Gesellschaft  bei  demselben  Volke  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  und  bei  vei*schiedenen  Völkern  einen  so  abweichenden  Cha- 
rakter hat,  dass  sie  kaum  je  in  zwei  Fällen  völlig  gleich  ist.  Es  sind 
namentlich  drei  Ursachen,  welche  diese  Verschiedenheit  erzeugen«  Einmal 
sind  die  thatsächlichen  Zustände  der  Völker  unter  sich  sehr  abweichend,  und 
ist  deshalb  auch  die  Zahl  der  auf  sie  wirkenden  Interessen  keineswegs  immer 
und  überall  die  nämliche.  Zweitens  kann  ein  Interesse,  wenn  es  auch  vor- 
handen ist,  bei  zwei  verschiedenen  Völkern  oder  bei  demselben  Volke  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  einen  sehr  verschiedenen  Grad  von  Intensität  oder  von  Aus- 
dehnung haben.  Danach  werden  denn  auch  die  entsprechenden  gesellschaftli- 
chen Gestaltungen  schwach  und  klein,  oder  innerlich  und  äusserUch  mächtig 
sein.  Endlich  können  sich  die  Motive  zu  gesellschaftlichen  Zuständen  auf  die 
manchfachste  Weise  miteinander  verbinden  und  durchkreuzen.  Jedes  Interesse 
kann  mit  einem  oder  mehreren  anderen  gleichzeitig  vorhanden  sein  bei  einer 
Anzahl  von  Menschen.  Hieraus  entstehen  Zustände  und  Folgen,  welche  von 
den  ursprünglichen  und  einfachen  sehr  verschieden  sind.  Nicht  nur  Steigerun- 
gen oder  Schwächungen,  sondern  auch  Verquickungen  und  ganz  neue  Verhält- 
nisse treten  zu  Tage.  —  Ein  Versuch ,  alle  möglichen  oder  auch  nur  die  in 
der  Erfahrung  wirklich  erschienenen  Verschiedenheiten  aufzuzählen  und  zu  be- 
stimmen, wäre  daher  eben  so  end-  als  zwecklos.  In  jedem  concreten  FaUe 
bleibt  bilügerweise  Erkenntniss  und  Beurtheilung  einer  richtigen  Beobachtung 
und  scharfsinnigen  Auffindung  der  Ursachen  und  Folgen  überlassen  *). 


i)  Vorsiehende  Entwicklung  des  Begriffes  der  Gesellschaft  ist  von  mir  im  Wesentli- 
chen zuerst  m  der  Tfibinger  Zeitschrift  für  Slaatsw.,  1851,  H.  1,  veröffentlicht 
worden.  Ungefähr  um  dieselbe  Zeit  haben  sich  auch  --  ohne  dass  ich  jedoch 
Kenntniss  davon  gehabt,  hätte  —  zwei  österreichische  Gelehrte  mit  der  Frage  be- 
schäftigt; nämlich  y.  Hasner  in  der  Abhandlung:  Das  Verfafiltniss  der  socialen 
zur  Staatstheorie,  in  Haimerrs  Magazin  lur  Rechts-  und  Staatswissenschaft,  1^50, 
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m. 

Das  Verhältniss  der  Gesellschaftswissenschaften  zu  den 

Staats  wissen  Schäften. 

So  bald  feststeht,  dass  die  Gesellschaft  ein  eigenthümliches  menschliches 
Verhältniss  ist,  ist  auch  die  Möglichkeit  einer  eigenen  wissenschaft- 
lichen Auffassung  derselben  erwiesen;  und  so  bald  erheUt,  dass  dieses  Ver- 
hältniss ein  wichtiges  ist,  liegt  die  theoretische  und  praktische  Nothwendig- 
keit  einer  solchen  Behandlung  zu  Tage.  Mit  anderen  Worten:  wenn  wirklich 
im  Zusammenleben  der  Menschen  ein  weitverbreiteter,  einflussreicher  und  be- 
ständiger Zustand  besteht,  welcher  weder  zu  dem  Lebenskreise  der  einzelnen 
Persönlichkeiten,  noch  anderer  Seits  zu  dem  des  Staates  gehört:  so  kann  und 
muss  sein  Wesen  begriffen,   müssen  die  Gesetze,  welche  seine  Entstehung  und 


Bd.  T,  S.  56  fg.,  und  M.  Hcyssler:    Die  Gesellschaft  und  ihre  Stellung  im  Sy- 
steme des  Rechts,    das.,    Bd.  II,    S.  388  fg.     Unsere  Auflassung  ist  keineswegs 
dieselbe ;   aUein  in  dem  Hauptpunkte,  nämlich   in  der  Begreifang  der  Gesellschaft 
als  einer  zwischen  dem  Leben  des  Individuums  und  dem  des  Staates'  in  der  MiUe 
liegender  Sphäre,  stimmen  wir  überein.    Da  wir,  wie  gesagt,  von  einander  nichts 
wussten ,    so  mag  doch  immerhin   dieses  ZusammenlrelTcn  als  einige  Yennuthnng 
der  Wahrheit  gellen.  —  Im  Uebrigen  ist  die  Ansicht  der  beiden  Gelehrten  genauer 
folgende:     Hasner  versteht  unter  Gesellschaft  die   „unmittelbaren  anorganischen 
Bevehungen  alomistischer  Personen'S  somit  die  naturwüchsigen  aber  nicht  formeU 
geordneten,   noch  sich  als  besonderes   wissenden  Gestaltungen   des  Lebens  nach 
Interessen  und  Rechten.     Er  verlangt  daher,   dass  „die  Gesellschaft  weder  neben, 
gegenüber,  noch  über  dem  Staate ,  sondern  i  n  ihm  betrachtet  werde" ;   und  ihm 
ist  die  Gesellschaflswissenschaft  kein  eigener  selbstständiger  Kreis,  sondern  nur  ein 
bisher  vernachlässigter  Stoff  der  Staats  Wissenschaft.    Heyssler  dagegen  fasst  die 
Gesellschaft  als  das  Volk,  d.  h.  als  „das  volksmässig  zusammenhängende  und  ge- 
sehlossene  Ganze**    auf,   in  dessen  Schoos  das  ganze  Leben  vor  sich  geht    Ihm 
ist  es  die  Grundlage'(das  „basische  Gebiet**),    auf  welcher  einer  Seits  das  verein- 
zelte Leben  des  Individuums,    anderer  Seits   das  umfassende  und   einseilUche  des 
Staates  sich  entwickelt.     Er  fasst  das  Gebiet  ihrer  Thätigkeit  als    ein  sowohl   von 
dem  der  Person,  als  dem  des  Staates  verschiedenes  auf,  und  verlangt  daher  auch  eine 
eigene  Gesellschaftswissenschaft,  zunächst  ein  Gesellschaflsrecht     Der  Unterschied 
zwischen  diesen ,   unter  sich  freilich  auch  nicht  gleichen ,  Ansichten  und  der  mei- 
nigen  besteht   somit   darin,    dass   von  jenen  die  Gesellschaft    als   ein   mit   dem 
menschlichen  Bestandtheile    des  Staates  gleichbedeutendes,    zwar  formloses,  aber 
gleichförmiges  Ganzes  erfasst  wird;    von  mir  dagegen  als  eine  Vielheit  ganz  ver- 
schiedenartiger kleiner  Kreise  innerhalb  des  Volkslebens,  deren  Krystallisationskcm 
ein  den  Genossen  gemeinschaftheb  es  Sonderinteresse  ist    Es  ist  nicht  an  mir,   ein 
schliesshches  Urtheil  über    diese  Meinungsverschiedenheit   zu  fällen;   allein    darauf 
muss  ich  jeden  Falls  hinweisen  ,   dass  beide  abweichende  Ansichten  die  thatsäch- 
lieh  unläugbar  yorhandenen  naturwüchsigen  und   zum  Theile  vonkommen   organi- 
sirten  engeren  Lebenskreise  ganz  übersehen.    Damit  aber  ist  offenbar  die  Aufgabe 
wenigstens  nicht  vollständig  gelöst. 


Verii&Uiiiss  der  GesollBchafis-'  und  der  SUaisvissenschaften. 
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seine  EntwicUimg  bedingen,  erforscht,  die  Folgerungen,  welche  sein  Dasein  für 
die  Betheiligten  und  fOr  die  ausser  ihm  stehenden  Lebenskreise  hat,  gezogen 
werden;  und  zwar  abgesondert  von  der  wissenschaftlichen  Behandlung  anderer 
Verhältnisse  des  menschlichen  Zusammenlebens.  Ausserdem  ist  möglich  und 
nothwendig,  dass  auch  das  geschichtliche  Wissen  über  den  Gegenstand  durch 
Forschung  und  Ordnung  zum  Bewusstsein  gebracht  werde. 

Eben  so  klar  ist,  dass,  wenn  die  im  Vorstehenden  entwickelten  Ansichten 
über  Gesellschaft  richtig  sind,  damit  auch  nicht  nur  die  systematische  Ordnung 
und  der  Umfang  der  Gesellschaftswissenschaft,  sondern  auch  deren  Verhältniss 
zu  der  Staatswissenschaft  gegeben  ist 

Geht  man  nämlich  von  der  doppelten  Annahme  aus : 

erstens,  dass  auch  die  Gesellschaft  von  sämmtlichen  verschiedenen 
Standpunkten  aufzufassen  und  wissenschaftlich  zu  behandeln  ist,  von  welchen 
überhaupt  die  Verhältnisse  des  menschlichen  Zusammenlebens  betrachtet  wer- 
den können,  also  vom  Standpunkte  des  Bechtes,  der  (philosophischen  und  reli- 
giösen) Sitthchkeit  und  der  Zweckmässigkeit,  und  dass  hierbei  die  Vorschriften 
für  das  Verhalten  von  der  Erzählung  der  geschichthchen  Thatsachen  zu  tren- 
nen sind; 

zweitens,  dass  zwar  auch  bei  der  Gesellschaftswissenschaft  an  und  für  sich 
zweierlei  Behandlungsarten  erlaubt  sind,  nämlich  eine  organische,  welche  in 
der  Reihenfolge  eines  passenden  Systemes  die  einzelnen  Punkte  immer  voll- 
ständig nach  allen  obigen  Beziehungen  abhandelt,  und  sie  somit  einen  um  den 
andern  wissenschaftlich  erschöpft;  und  eine  äu&«erlich  ordnende,  welche 
die  aus  der  jemaligen  einseitigen  FestÜaltung  Eines  der  Standpunkte  entstehen- 
den Disciplinen  in  einer  logischen  Ordnung  zu  einem  gegliederten  und  ebenfalls 
erschöpfenden  Ganzen  zusammenstellt ;  dass  aber  die  letztere  Bchandlungsweise 
-für  die  meisten  Zwecke  die  bequemere  und  somit  vorzugsweise  zu  wäh- 
lende ist: 

so  ergiebt  sich  von  selbst  für  ein  vollständiges  äusserlich  ordnendes  Sy- 
stem der  Gesellschaftswissenschaften  nachstehendes  Schema: 

I.  Allgemeine  G,esellschaftslehre,  d.  h.  Begründung  des  Begrif- 
fes der  Gesellschaft,  ihrer  allgemeinen  Gesetze,  ihrer  Bestandtheile, 
ihrer  Zwecke,  endlich  ihres  Verhältnisses  zu  anderen  menschlichen 
Lebenskreisen. 

IL  Dogmatische  Gesellschaftswissenschaften. 
1)  Gcsellschafts-Bechtswissenschaft. 

a)  Philosophisches  .Gcsellschafts-Recht. 

b)  Positives  Gesellschafts-Eecht  (möglicherweise  wieder  in  doppel- 
ter Weise  bearbeitet,  nämlich  entweder  als  ein  allgemeines 
positives  Hecht,  oder  als  das  Recht  der  Gesellschaft  in  den 
Grenzen  eines  einzelnen  bestimmten  Staates). 

Beide  Seiten  des  Gesellschaftsrechtes  ausgebildet  nach  den  drei  Richtun- 
gen: des  inneren  Rechtsverhältnisses  der  Gesellschaft,  also  der  einzelnen  Ge- 
sellschaftskreise zu  einander  und  derselben  gegen  ihre  einzelnen  Genossen;  des 
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RechtsYerliältnissed  der  Gesellschaft  zu  den  ihr  fremden  Persönlichkeiten ;  end« 
lieh  des  Eechtsverhältnisses  der  Gesellschaft  zum  Staate.    ^ 

2)  Gesellschafts-Sittenlehre. 

3)  Gesellschafts  -  Zweckmässigkeitslehre  (sociale  Politik). 
Organisation  oder  freie  Genossenschaft;  Lehre  Ton  den  Mitteln  zu 
Erreichung  der  Zwecke  des  einzelnen  Gesellschaftskreises,  im  Innern, 
gegenüber  von  fremden  Einzelnen,  im  Verhältnisse  zum  Staat. 

III.   Geschichtliche  Gesellschaftswissenschaften. 

1)  Geschichte  der  Gesellschaft  und  ihrer  Kreise. 

2)  Statistik  der  Gesellschaft. 

Was  aber  das  Verhältniss  dieser  Gesellschaftswissenschaft  zu  der  Staats- 
wissenschaft betrifft,  so  besteht  zwar  eine  nahe  und  vielfache  Berührung  beider 
Kreise,  oft  eine  Parallelisirung  derselben  und  gegenseitige  Aufklärung;  aber 
auch  eine  völlige  Trennung.  Es  mag  sich  bei  einer  genauem  Untersuchung  finden, 
dass  von  den  bisher  in  den  Bereich  der  Staatswissenschaft  gezogenen  Gegen- 
stände einige  an  die  Gesellschtswissenschaft  abzugeben  sind;  in  anderen  Punk- 
ten wird  sich  die  bisher  angenommene  Lehre  von  den  Aufgaben  des  Staate 
4urch  die  Geltendmachung  der  Gesellschaft,  als  einer  eigenen  Gestaltung  des 
menschlichen  Zusammenlebens,  materiell  anders  gestalten:  allein  im  Wesent- 
lichen wird  durch  das  Entstehen  der  neuen  Disciplinen  nichts  an»  der  Art,  der 
Zahl  und  dem  Zusammenhange  der  Staatswissenschaften  geändert.  Eben  weil 
der  Staat  ein  von  der  Gesellschaft  völlig  geschiedener  Lebenskreis  ist,  bleibt 
auch  seine  wissenschaftliche  Bearbeitung  und  ihr  System  unberührt  ^). 


1 
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IV. 

Ergebnisse  für  den  Inhalt  der  Staatswissenscha'ften,  somit 

für  die  Kritik  derselben. 

Mit  einer  solchen  Unberührtheit  im  Ganzen  und  Aeusserlichen  ist  denn 
aber  freilich,  wie  oben  angedeutet,  eine  materielle  Aenderung  einzelner  bisher 
angenommener  Sätze  und  selbst  ganzer  Beweisführungen  in  den  Staatswissen- 
schaften wohl  vereinbar.  Welche  Wahrheiten  für  die  Gesellschaftsverhältnisse 
sich  aus  der  selbstständigen  Aufstellung  einer  socialen  Wissenschaft  ergeben, 
ist  hier  nicht  der  Ort  Leiter  zu  erörtern  ^).  Wohl  aber  passt  es  sich,  und  wird 
es  die  im  Verfolge  dieses  Werkes  abzugebende  Beurtheilung  staatswissenschaft- 
licher Leistungen  erleichtern,  wenn  die  für  das  Innere  der  Wissenschaften  aus 
der  Anerkennung  der  Gesellschaft  sich  ergebenden  hauptsächlichsten  Folgen 
kurz  angedeutet  werden. 


j)  Ueber  die  richtige  Eintheilung  und  Ordnung  der  Wissenschaften  s.  die  nächste 
Abhandlung  über  die  Encyklopädieen  und  Sysleme  der  StaalswisscnschaÜcn. 

^)  Eine  kurze  Andeutung  der  lür  die  Gesellschaft  sich  ergebenden  Sätze  ist  von 
mir  versucht  in  einer  ersten  Bearbeitung  des  gegenwärtigen  Thcma's,  welche  in 
der  Tübinger  Zeitschrift  für  Staatswissenschaflen  Jahrg.  1851  euigerückt  ist.  8- 
dieselben  S.58— 65. 


Ergebnisse  für  den  Inhalt  der  S<aal8wi88en8<diaften* 
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Die  Folgen  sind  doppelter  Art.  Einmal  mflssen  manche  Gegenstände, 
welche  bisher  unangefochten  als  Theile  der  Staatswissenschaften  galten,  bei  einer 
richtigen  Beschränkung  des  Staatsbegriffes  gänzlich  'wegfallen  und  an  die  €re- 
sellschaftswissenschaften  überlassen  werden.  Zweitens  aber  sind  auch  materielle 
Aenderungen  nöthig  in  staatlichen  Lehren. 

Gänzliches  Ausfallen  tritt  hauptsächlich  ein  beim  Bechte,  bei  der  Po- 
litik und  bei  den  geschichtlichen  Disciplinen. 

Im  öffentlichen  Bechte  sind  die  an  die  Gesellschafts- Wissenschaft  abzu« 
tretenden  Materien:  der  grösste  Theil  des  Bechtes  der  Stände;  desBechtes  der 
Gewerbegenossenschaften;  endlich  des  Eirchenrechtes.  Ist  es  nämlich  logische 
Nothwendigkeit,  dass  die  Bechtsverhältnisse  der  Gesellschaftskreise,  soweit  sie 
nicht  ausdrücklich  durch  Staatsgesetze  geregelt  sind,  auch  nur  von  der  Bechts*» 
Wissenschaft  der  Gesellschaft,  und  nicht  von  der  des  Staates,  abgehandelt  wer- 
den: so  ergiebt  sich,  dass  von  den  drei  genannten  Gregenständen  gerade  das 
Wesentliche  und  Innere  im  Staatsrechte  nicht  femer  behandelt  werden  darf. 
Freilich  mit  einem  Unterschiede.  Für  das  philosophische  Staatsrecht  bleibt 
alsbald,  ausser  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  den  der  Gesellschaft  zu  ge- 
währenden Schutz  und  über  die  unter  ihren  verschiedenen  Kreisen  zu  haltende 
Ordnung,  nur  noch  dann  ein  Gegenstand  der  Erörterung,  wenn  der  Staat  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  des  Einheitsgedankens  in  die  Zwecke  und  Formen 
des  einen  oder  des  andern  der  drei  Zustände  eingreifen  muss.  (Eine  Frage, 
deren  nähere  Untersuchung  hier  viel  zu  weit  führen  würde.)  Im  positiven 
Staatsrechte  dagegen  wird  zunächst  noch  manches  Weitere  berücksichtigt  wer- 
den müssen,  da  bei  der  bisherigen  Unklarheit  über  das  Wesen  und  die  Be- 
fugnisse der  Gesellschaft  die  Staatsgesetzgebung  Yieles  ordnete,  was  eigentlich 
nicht  ihres  Amtes  war.  Allein  wie  dem  auch  sein  mag,  so  viel  ist  z.  B.  un- 
zweifelhaft, dass  das  ganze  innere  Hirchenrccht  nicht  mehr  unter  den  schielen- 
den Begriff  des  öffentlichen  Bechtes  fallen  darf,  sondern  als  Theil  des  Staats- 
kirchenrechtes  nur  das  Staatskirchenrecht  im  engsten  Sinne  des  Wortes  gerecht- 
fertigt erscheint. 

Noch  bedeutender  sind  die  Ausfälle  in  der  Staatsklugheit.  —  Hier 
ist  vor  Allem  die  Volkswirthschaftslehro  in  ihrem  ganzen  Umfange  aus  den 
Staatswissenschaften  weg-  und  den  Gesellschaftswissenschaften  zuzuweissen.  Es 
fordert  diess  die  einfachste  Logik.  Diese  Wissenschaft  hat  nämlich  unbestritte- 
ner Weise  die  Aufgabe,  die  Lehren  von  dem  Güterwesen  zu  entwickeln,  wie 
sich  diese  aus  der  Natur  des  Menschen  und  aus  seinem  Verhältnisse  zu  den 
Sachen,  und  zwar  ohne  alles  Zuthun  des  Staates,  ergeben.  Es  ist  die  Wirth- 
schaftslehre  ausserhalb  des  Staates;  wie  die  Yolkswirthschaftspflege  und  die 
Finanzwissenschaft  Wirthschaftslehren  im  Staate  sind.  Hier  ist  nun  also  eben 
80  einleuchtend,  dass  die  Unterbrigung  einer  solchen  Disciplin  bei  den  Staats- 
wissenschaften ein  innerer  Widerspruch  ist,  als  ihre  Einweisung  bei  der  Wis- 
senschaft von  der  Gesellschaft  folgerichtig  erscheint.  —  Zweitens  aber  hat  sich 
die  Staatspolitik  nicht  weiter  zu  bekümmern  um  die  Einrichtungen  sämmt- 
licher  gesellschaftlicher  Kreise,  soweit  es  sich  nur  von  der  Erreichung  der  bc- 
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sonderen  Zwecke  derselben  handelt  Ihr  bleibt  nur  die  zweckmässige  Bege- 
Inng  der  Verhältnisse  dieser  Kreise  zum  Staate,  und  die  Erörterung  der  Frage, 
welche  Einwirkungen  der  Staat  im  Interesse  der  Einheit  und-  als  Gesammtkrait 
auf  die  Gesellschaft  und  ihre  einzelnen  Gestaltungen  auszuüben  hat.  Immer- 
hin also  noch  sehr  Bedeutendes! 

Dass  sich  Geschichte  und  Zustandsschilderung  in  eine  staat- 
liche und  in  eine  gesellschaftliche  Hälfte  zu  spalten  haben,  bedarf  wohl 
nicht  erst  eines  Beweises.  Beide  können  bei  einer  solchen  Scheidung  an  Ueber- 
sichtlichkeit  und  Einheit  nur  gewinnen.  Bereits  hat  eine  eigene  Literatur  an- 
gefangen sich  zu  bilden,  welche  geschichtliche  Entwicklungen  oder  die  statisti- 
sche Schilderung  einzelner  gesellschaftlicher  Zustände  zum  Gegenstande  hat, 
und  die  schon  jetzt  höchst  bedeutende  Arbeiten  in  sich  begreift  >). 


1)  Es  kann  nicht  die  Absicht  sein,  die  Schriften  sämmtlich  aofzuzähleu ,  welche  ein- 
zelne gesellschaiUiche  ZustSnde  geschichtlich  oder  staüsUsch  schildern.    Nicht  oar 
sind  ihrer  sehr  viele,  und  darunter  manche  schlechte  oder  zu  bestimmten  Zwecken 
verfälschte;  sondern  es  würde  überhaupt  eine  solche  Ausdehnung  den  Zweck  der 
vorliegenden  Aufgabe  überschreiten.    Um   jedoch    durch  Thatsachen   den  Beweis 
zu  liefern,  dass  der  Gedanke  der  Gesellschaft,  auf  richtige  Weise  anfgefasst,  auch 
in  dieser  Richtung  ein  fruchtbarer  ist ,  mag  an  einzelne  der  ausgezeichneten  Arbei- 
ten erinnert  werden.  —  1.  Statistische  Werke.   Ein  umfassendes  Feld  hat  sich 
gewählt  und  vortreffliche  Arbeiten  daranf  geliefert:  H.  W.  Richl,  „Die  bürgerUche 
GeselbchafL*'    Stuttg.  u.  Tüb.,    1851;   und   „Land  und  Leute''    Stuttg.   u.  Tüb., 
1854,    (auch  als  Bd.  I   einer:    Naturgeschichte  des  Volkes.)    Im   ersteren  Werke 
giebt  er  in  geistreicher  Schilderung  und  mit  feiner  Beobachtung   den  Zustand  eini- 
ger  der   bedeutendsten  gesellschaAlichen  Gestallungen  der  Gegenwart,  namentlich 
Deutschlands.    Die  Bauern,  die  Aristokratie,  das   Bürgcrlhum   und   das  Proletariat 
werden  gezeichnet;   die  drei  ersten  in  ihren  guten  und  ihren  verkommenen  Thei- 
len,  das  letztere  als  der  faule  Niederschlag  aller  übrigen.-  Man  mag  in  Beziehung 
auf  Manches  andere  Ansichten   haben;  allein  in    dem  gefälligen  Gewände   einer 
leichten  Darstellung  ist   mehr   politische    Weisheit   und   mehr   Stoff  zum   Nach- 
denken  für   den    Gesetzgeber   und   Staatsmann,    als  in   vielen  sehr  ernsthaften 
dicken  Büchern.      Das    spätere   Werk   enthält  in  ähnlichem    Geiste    die    Schil- 
derungen    von   Zuständen   in     mehreren    Theilen   Deutschlands    und    in    ver- 
schiedenen  Schichten  seiner   Bevölkerung,      Es  greift   viel  weiter    aus;    allein 
die   Frage    ist     freilich:     ob   nicht   hier   Ueberfeinerung   der    Bemerkungen    und 

*  Absichtlichkeit  der  Beobachtungen  zuweilen  hervortritt  und  den  sloOlichen 
Nutzen  in  eine  Freude  an  der  gelungenen  Form  verflüchtigt  —  Eine  Reihe  von 
anderen  Schriften  hat  die  Schilderung  des  wirthschafUichen,  sitdichen,  körperlichen 
und  intellectnellen  Zustandes  der  arbeitenden  Klassen  zum  Gegenstande.  Also  die- 
ses nach  allen  Seiten  hin  furchtbare  Problem  unserer  Zeit,  dessen  Lösung  eben 
so  nothwendig  ist  als  sie  unmöglich  scheint;  und  bei  welchen  sich,  wenn  irgend- 
wo ,  herausstellt ,  dass  umfassende  menschliche  Verhältnisse  bestehen  können, 
welche  aus  dem  Staate  und  seinem  Zwecke  nicht  hervorgehen,  durch  dessen 
Gesetze,  Formen  und  Schicksale  kaum  berührt  werden,  durch  ihn  aUein  nicht 
verbesserbar  sind.  Es  zeichnen  sich  hier  aber  besonders  aus:  Villermd,  De 
l'dtat  physique  et  moral  des  ouvriers,  in  den  Mdm.  de  TAcad.  des  scienc.  mor.  et 
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Wichtiger  noch  und  Uberdiess   schwieriger  darchzofflhren  ist  die  zweite 
der  oben  bezeichneten  Aufgaben,  nämlich  die  Yomahme  der  Aenderungen 


pol.,  S^r.II,  Bd.  U,  S.  329  fg.;  Engels,  W.,  Die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in 
England.  Lpz.,  1845;  Enquete  snr  la  condition  des  classes  ouvrieres  et  sur  le 
travail  des  enfans.  I— IIL  Brax.,  1846 — 50.  Insbesondere  aber  noch  über  die  Zu- 
stände der  Kinder  dieser  Klasse:  Homer,  L.,  Onthe  employroent  of  children 
in  factories.  Lond.,  1840;  Dupin,  Gh.,  Du  travail  des  enfans.  1.  11.  Par.,  1840; 
Reports  on  Ihe  employment  of  woincn  and  children  in  agriculture.  Lond.,  1843; 
Ducpctiaux,' C,  De  la  condition  physique  et  moralc  de  jcuncs  ouvriers.  L  II. 
Bmx.,  1845.  Welche  unübersehbare  Masse  von  Thatsachen,  freilich  zum  grossen 
Tbeile  enlsetelichen  Thatsachen,  ist  hier  mitgetheilt !  Viller mö  durchwandert 
ganz  Frankreich ,  um  in  jedem  grösseren  Gewerbeorte  die  Zustände  der  von  ihrer 
Handarbeit  lebenden  Klassen  kennen  zu  lernen.  Engels  schildert  aus  eigner 
Ansicht  die  furchtbare  Noth  und  Verkommenheit  eines  Theils  der  englisehen  Ar- 
beiter, namentlich  in  den  Baumwollenwerksiätten ;  und  mögen  auch  die  Farben  stark 
aufgetragen,  mag  nur  die  schlimme  Seite  herausgekehrt  sein:  immer  bleibt  ein  Bild, 
welches  wohl  geeignet  ist,  zum  Nachdenken  und  zur  Furcht  zu  bringen.  D  u  c  p  e- 
tiaux's  ruhige,  fleissige,  kenntnissreiche  Menschenliebe  hat  ein  vortreflliches  W«rk 
über  die  entsetzliche  Misshandlung  und  Vernachlässigung  des  nachwachsenden  Ge- 
schlechtes einer  zahlreichen  Gesellschaftsklasse,  und  über  die  Abhülfemittel  zu 
Wege  gebracht.  Die  beiden  amtlichen  Untersuchungen  nnd  Berichte,  namentlich 
der  belgische,  strotzen  von  sicheren,  wohlgeprüflen  Thatsachen,  und  machen  dem 
Geiste  der  anordnenden  Regierungen  und  dem  Eifer  der  Ausführenden  gleich 
grosse  Ehre.  Wie  viele  dieser  Forschungen  und  Mittheilungen  wären  nun  aber 
wohl  gemacht  worden ,  wenn  nicht  überhaupt  die  Gesellschaft  und  ihre  Zustände 
theoretisch  und  praclisch  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  zögen,  wenn  der  frühere 
ausschliessliche  Standpunkt  des  Staates  und  seiner  Statistik  festgehalten  bliebe?  — 
Eine  mit  dem  vorstehenden  Gegenstande  verwandte,  aber  doch  nicht  mit  ihm 
zusammenfallende,  Aufgabe  lösen  die  Schriften  über  den  Pauperismus.  Als  Beir 
spiele  seien  genannt:  Enqudte  sur  le  paupdrisme  dans  le  Canton  de  Vaud.  Laus., 
1841.  Das  Ergebniss  amtlicher,  in  alle  Einzelnheiten  eingehender  Untersuchungen; 
wohlüberlegte  Verbesserungs-Vorschläge.  Buret,  E. ,  De  la  misere  des  classes 
laborieuses  en  Angleterre  et  en  France.  L  IL  Par.,  1841;  Kleinschrod,  C.  Th.i 
Der  Pauperismus  in  England.  Nach  amtlichen  Quellen  bearbeitet  Regensb.,  1845. 
Zwei  übersichtliche  -  und  fleissige  Darstellungen  eines  Gegenstandes  von  riesen- 
grossem  Umfange  und  beständigem  Wechsel  der  Zustände;  das  französische  von 
weiterem  Umfange  und  grösserer  Lebendigkeit;  das  deutsche  besonnener  in  den 
Verbesserungsvorschlägen  und  von  gesunderem  Urtheile.  Duepetiaux,  C,  Me- 
moire s.  L  paupörisme  dans  les  Flandres.  Brnx. ,  1850.  Eine  der  ihr  zu  Theile 
gewordenen  akademischen  Krönung  würdige  Darstellung  einer  trostlosen  Seite  der 
belgischen  GeseUs'chafL  Theils  eigene  Beobachtung  eines  grossen  Sachkundigen; 
theils  gestützt  auf  die  unübertroffenen  statistischen  Arbeiten  der  Regierung.  — 
2.  Geschichtliche  Werke.  Wohl  wäre  man  berechtigt ,  die  Meisterwerke 
Gttizot's  über  die  Geschichte  der  europäischen  Gesittigung,  so  wie  Thierry's 
über  die  normannische  löroberung  Englands  und  über  die  Anfange  des  Franken- 
reiches  hierherzurechnen.  Sie  vor  Allen  haben  das  Verständniss  aufgeschlossen 
über  das  innere  Leben  der  nenren  Völker ,   ihre  geistigen  Bestrebungen  und  die 
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in  bisher  als  richtig  aDgenommenen  Lehren.  Hier  lässt  sich  denn  allerdings 
das  Einzelne  aus.  der  Vogelperspective  einer  allgemeinen  Betrachtung  nicht 
mit  Sicherheit  und  Vollständigkeit  erkennen;  und  erst  eine  genaue  Durchar- 
beitung der  gesammten  Staatswissenschaften  in  diesem  Sinne  kann  die  Gegen- 
stände und  die  Art  der  Aenderung  genau  kund  geben.  Doch  mögen  schon  jetzt 
folgende  wichtigere  Puncto  bezeichnet  werden: 

Vor  Allem  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  allgemeine 
Staatslehre  durch  die  Entwicklung  und  Feststellung  der  Gesellschaft  viel- 
fach und  tief  berührt  wird.    Kaum  eine  ihrer  hauptsächsichsten  Aufgaben  kann 


daraus  sich   ergebenden  Gestaltungen,   über  das  Verhältniss  verschiedener  Racen 
in  demselben  Staate.    Allein    wenn   man  auch  hiervon  absehen    will,    weil   die 
Tragweite   dieser   Geschichten    eine    grössere   ist:    so    sind   doch    Schriften     vor- 
handen,  deren  Zweck  bewusst  und  ausschliesslich    ein  gesellschaftlicher   ist     Bis 
jetzt  minder  an  Zahl  und  vielleicht  auch  an  Gehalt  als  die  siaüsüschen,  liefern  doch 
auch  sie  schon  einen  schönen  Anfang  eines  sehr  wichtig  gewordenen  Zweiges  der 
Geschichte  öfTcntlichcr  Zustände.   Zum  Beispiele:  Granier  von  Cassagnac,  A., 
Geschichte  der  arbeitenden  und  der  bürgerlichen  Klassen.  A.  d.  Franz.  Braunschw., 
1839.    Unzusammenhängend,  mehr  um  Eindruck  als  um  Wahrheit  bemüht;   allein 
voll  geistreicher  Bemerkungen  und  einzelner  bedeutender  Thatsachen.  —  Bensen, 
H.  M.,  Die  Proletarier.    Eine  historische  Denkschrift  Stattg.,  1847.    Eine  gedrängte 
aber  sachreiche,   verständige  und  ruhige  Geschichte  der  unteren  Klassen  von  den 
Aegyptern  bis  auf  die  Gegenwart    Vielleicht-  zu  viel  Absicht  und  Hintühning  auf 
eigene  Verbesserungsplane.  —  MoreauChristophe,  L.  M.,  Du  probleme  de  la  mi- 
sere    et   de  sa  Solution  chez   les  peuples  anciens  et   moderne.  I— IIl.   Par.,  1851. 
Eine  fleissige  und  gelehrte  Arbeit;  mit  den  Römern  beginnende  und  durch  das  Bfit- 
telaltcr  bis  zur  Gegenwart  fortschreitende  Geschichte  der  armen  Volksklassen.   Mit 
vollkommener  Kenntniss  des  Gegenstandes  und  der  betreffenden  Literatur  vcrfasst 
Schmidt,  C.,  Essai  historique  sur  la  soci^td  civile  dans  le  monde  Romain  et  sur 
sa  transformation  par  le  Christianisme.     Strasb. ,*1853.    Gelehrte,   aber  einseitige 
Schilderung  einiger   der  gesellschaftlichen  Kreise  der  antiken  Völker,    saromt  der 
Gesclüchte  ihrer  Zsrselzung  und  Verbesserung  durch   die   christliche  Weltanschau- 
UDg .   Mehr  vom  sittlichen  ,    als  vom  staatlichen   oder  rechtlichen  Standpunkte.  — - 
Mundt's  Geschichte  der  Gesellschaft,   Bert,  1844,  ist  hohles  Gerede  ohne  Plan 
und  Verständniss.    —    Wer  dem   oben  aufgestellten  Begriffe   der  Gesellschaft  we- 
nigstens in  so  ferne    nicht  beistimmt,    als    er  auch    die  Familie    noch  als  einen 
gesellschaftlichen  Kreis  betrachtet,    (nicht  blos,    wie  hier  geschehen  ist,   als  eine 
Steigerung  der  Persönlichkeit  und  als  eine  Grundlage  der  Gesellschaft,)  mag  noch 
weitere,  zum  Theile  sehr  bedeutende,    geschichtliche  Werke  hierher   zählen.    So 
namentlich  die  beiden  Arbeiten    von  E.  Laboulaye:     Histoire    de  la  propri€l6 
fonciere  enOccident  Par.,  1839;  und  Recherches  sur  la  condition  civile  et  politiquc 
des  femmes  depuis  les  Romains   jusqu*  a  nos  jour.    Par.,  1843.    Ferner:    L.  J. 
Koenigswarter,  Histoire  de  TorganisaMon  de  la  famille  en  France.  Par.,  1851. 
Drei  vom  französischen  Institute  gekrönte  Werke,  welche  gründliche  Gelehrsamkeit 
mit  Klarheit  der  Darstellung  und  tiefem  Verständnisse  des  Gegenstandes  verbinden. 
R.  Bosse's  „Familienleben**  (Stuttg.  und  Tüb.,  1835)    ist  ein    zielloses  Gemenge 
von  Thatsachen  und  Bemerkungen,  unter  welchen  allerdings  auch  geistreiche  sind. 
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vollständig  anf  die  bisherige  Weise  gelöst  werden.  —  Gleich  der,  bisher  schon 
so  viel  bestrittene  und  gequälte,  Begriff  des  Staates  wird  durch  die  An- 
erkennung der  Gesellschaft  betroffen.  Die  Auffassung  des'  Staates  als  eines 
Aggregates  atomistischer  Einzelner  ist  fortan  in  jeder  Modificirung  unmög- 
lich gemacht.  Wie  auch  das  Yerhältniss  des  Staatsgedankens  zu  den  Menschen 
bestimmt  werden  mag,  die  grosse  gesellschaftliche  Gliederung  derselben  kann 
nicht  ausser  Acht  bleiben.  Und  überdiess  drängt  die  Verschiedenheit  und 
Zerfahrenheit  dieser  Gliederung  das  Merkmal  der  Einheit  des  Volkslebens  im 
Staate  weit  mehr  in  den  Vordergrund,  als  dieses  früher  der  Fall  war.  —  Bei 
der  Lehre  von  dem  Staatszwecke  steht  zwar  in  so  ferne  eine  materielle 
Veränderung  nicht  in  Aussicht,  als  theils  die  den  verschiedenen  gesellschaftli- 
chen Kreisen  zu  Mittelpunkten  dienenden  Interessen  schon  bisher  bei  der  Er- 
wägung der  dem  Staate  anzuweisenden  Thätigkeitsrichtung  berücksichtigt  wur- 
den, ^(freilich  zunächst  nur  mit  Beziehung  auf  die  Einzelnen;)  theils  auch 
bei  voller  Anerkennung  der  Gesellschaft  der  Staat  sich  doch  keineswegs  des 
Verhältnisses  zu  den  Einzelnen  ganz  entschlagen  kann  und  soll.  Allein  den- 
noch bleibt  auch  diese  wichtige  Lehre  nicht  unberührt.  Einmal  wird  nämlich 
jeden  Falles  der  Staatszweck  erweitert  durch  die  auch  auf  die  Gesellschaft 
auszudehnende  Reglung  und  Hülfe.  Und  zweitens  wird  die  bisher  so  schwierige 
Frage,  woran  der  bei  der  Mehrzahl  eines  Volkes  vorherrschende  Lebenszweck 
sicher  erkannt  werden  könne,  durch  Hinweisung  auf  die  freiwillig  an  die 
wichtigsten  Interessen  anschiessenden  Erystallisationen  sehr  vereinfacht.  •— 
Endlich  ist  die  Anerkennung  der  Gesellschaft  für  die  Bichtigstellung  der  Lehre 
von  der  Entstehung  des  Staates  eine  grosse  Hülfe.  Dieselbe  ist  nämlich, 
einer  Seits,  völlig  unvereinbar  mit  der  Annahme  des  sog.  Naturstandes  in  der 
Bedeutung  ^ines  unverbundenen  und  unter  sich  feindseligen  Haufens  von  Ein- 
zelnen; auf  der  andern  Seite  giebt  sie  die  Möglichkeit,  .in  Einklang  mit  Ge- 
schichte und  Begriff,  wenigstens  in  gewissen  Fällen  die  Gründung  eines  Staates 
durch  freie  Uebereinkunft  zu  erweisen.  So  fehlerhaft  es  nun  auch  wäre,  nur 
diese  einzige  Art  der  Staatsentstehung  als  möglich  und  erlaubt  zu  bezeichnen: 
80  ist  es  doch  ein  entschiedener  Gewinn,  das  Becht  des  menschlichen  freien 
Willens  vertheidigen  zu  können  gegen  den  hochmüthigen  Vorwurf  der  geschicht- 
lichen Unwahrheit  und  anthropologischen  Unmöglichkeit.  —  Jeder  Sachver- 
ständige sieht  auch  ohne  weitere  Ausführung,  welche  bedeutende  Folgen  diese 
Aenderungen  in  den  Grundlagen  aUer  Staatswissenschaften  für  eine  Menge  von 
Einzelnfragen  haben. 

Für  das  Staatsrecht  ergiebt  sich  hauptsächlich  die  Nothwendigkeit, 
zwischen  die  Lehre  von  der  Staatsgewalt  und  ihrem  Organismus,  und  die  Lehre 
von  den  staatsbürgerlichen  Bechten  und  Pflichten  der  Einzelnen,  einen  neuen 
Abschnitt  einzuschieben,  in  welchem  das  ganze  Verhältniss  des  Staates,  d.  h. 
der  Einheitsgewalt,  zu  den  verschiedenen  gesellschaftlichen  Gestaltungen  vom 
rechtlichen  Standpunkte  erört  wird.  Diess  muss  in  zwei  verschiedenen  Bezie- 
hungen geschehen.  Vorerst  ist  überhaupt  grundsätzlich  festzustellen,  auf  welche 
Weise  der  Staat  sich  zu  den  Zwecken  und  etwaigen  Organisationen  der  Ge- 
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Seilschaft  zu  verhalten  hat,  sei  es  fördernd,  beschränkend  oder  ändernd.  So- 
dann muss  das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates,  zwischen  den  einzelnen  ge- 
sellschaftlichen Kreisen  Verhältniss,  Ordnung  und  Recht  zu  wahren,  entwi- 
ckelt werden.  Es  ist  zwar  bisher  schon  das  Eine  und  das  Andere  gelegentlich 
und  fragmentarisch  geschehen,  z.  B.  hinsichtlich  der  Kirchen  oder  einzelner 
Stände;  allein  es  fehlt«  nicht  nur  an  Vollständigkeit,  sondern  auch  vor  Allem 
an  einem  durchgreifenden  Grundsatze  und  an  dem  klaren  Bewusstsein ,  dass  es 
sich  hier  von  einem  eigenthümlichen  Bestandtheile  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens handle.  Täuscht  nicht  Alles,  so  wird  man  durch  die  Entwicklung  dieser 
neuen  Lehre  zu  richtigen  Ergebnissen  in  einigen  Fragen  gelangen,  welche  jetzt 
grosse  und  unerspriessliche  Mühe  machen.  Es  ist  diess  das  Verhältniss  vom 
Staat  zur  Kirche,  das  Vereinsrecht  und  die  Organisation  der  Gewerbe,  nament- 
lich des  Fabrikwesens. 

Von  den  politischen  Disciplinen  endlich  möchte  vorzugsweise  die  Po- 
lizeiwissenschaft durch  die  Ausbildung  der  Lehre  von  der  Gesellschaft 
Veränderungen  erleiden.  "Wenn  nämlich  auch  bisher  schon  die  den  gesell- 
schaftlichen Kreisen  zu  gewährende  Unterstützung  in  den  Bereich  dieser  Dis- 
dplin  gezogen  ward:  so  muss  doch  nicht  nur  in  den  leitenden  Grundsätzen 
hierauf  mehr  als  bisher  Rücksicht  genommen  werden;  sondern  es  werden  sich 
auch  in  den  einzelnen  Lehren  bedeutende  Unterschiede  ergeben.  Jeden  Falles 
muss,  je  nachdem  der  Staat  es  mit  einem  Interesse  zu  thun  hat,  wel- 
ches als  Mittelpunkt  einer  organisirten  gesellschaftlichen  Genossenschaft  dient, 
oder  mit  einem  solchen,  welches  nur  bei  unverbundenen  Einzelnen  zu  Tage 
kommt,  der  Umfang  und  die  Kraft  der  Unterstützung  eine  verschiedene  sein. 
Ausserdem  aber  wäre  es  möglich,  dass  die  Erörterung  des  rechtlichen  Ver- 
hältnisses des  Staates  zu  der  Gesellschaft  den  erstem  zu  einer  andern  Art  von 
Wirksamkeit  gegen  diese,  als  gegenüber  von  den  Einzelnen  berechtigte;  und 
dass  also  auch  hierdurch  die  materielle  Wirksamkeit  der  Polizei  theilweise  eine 
andere  würde. 

Es  wäre  eine  grosse  Selbsttäuschung,  zu  glauben,  dass  die  im  Vorstehen- 
den erörterte  Auffassung  von  Staat  und  Gesellschaft  alsbald  werde  aUgemein 
gebilligt  und  angenommen  werde.  Der  älteren  Schule  der  Staatsgelehrten  (und 
auch  sie  zählt  noch  manche  Anhänger)  ist  die  ganze  Frage  der  Gesellschaft 
eine  Thorheit;  von  den  Beweglicheren  aber  wird  zunächst  Jeder  bei  seiner 
eigenen  Ansicht  verharren.  Allein  das  Gesagte  wird  wenigstens  bewiesen  haben, 
dass  die  als  die  richtige  behauptete  Theorie  nicht  leichtfertig  aufgestellt,  und 
nur  aus  Lust  zu  Tadel  und  Besserwissen  aufrecht  erhalten  wird.  Gründe  we- 
nigstens darf  sie  für  sich  in  Anspruch  nehiaen. 

Wie  dem  aber  sei,  jeden  Falles  ist  dieses  der  Standpunkt,  welcher  in  den 
nun  folgenden  Erörterungen  über  die  Geschidite  und  Literatur  der  Staatswis- 
senschaften, vorkommenden  Falles,  wird  eingehalten  werden. 
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Vorbemerkungen. 


1.     Bedeutung  der  Encyklopädieen. 

Encyclopädieen  werden  von  dem  Gelehrten  vom  Fache  selten  viel  berück-  • 
sichtigt.     Man  flberlässt  sie  den  Anfängern  und  Anssenstehenden,  und  benützt 
sie  selbst  nur  gelegentlich  zu  einem  ersten  Nachschlagen.    Kaum  gilt  die  Abfas- 
sung einer  solchen  Uel)ersicht  fSber  ein  Wissenschaftsgebiet  als   eine  passende 
Arbeit  für  einen  tüchtigen  Mann. 

Mit  Unrecht.  Nicht  nur  sind  jene  Gebrauchsarten  nach  Zweck  und  prac- 
tisch  er  Wirksamkeit  nicht  zu  verachten  oder  der  Wissenschaft  unwürdig,  und 
ist  die  £ntwerfung  einer  guten  Encyclopädie  heineswegs  eine  leichte  literarische 
Aufgabe ;  sondern  es  dienen  auch  die  Werke  dieser  Art  der  tieferen  Bearbei- 
tung und  dem  Mann  vom  Fache  in  mehreren  bedeutenden  Beziehungen. 

Zunächst  ergiebt  sich  a\is  ihnen  am  leichtesten  die  Einsicht  in  die  ver- 
hältnissmässige  Ausdehnung,  Wichtigkeit  und  Durchbildung  der  einzehien  Dis- 
ciplinen,  kurz  in  ihr  Yerhältniss  zu  einander.  Sie  bewahren  also  vor  Ueber- 
schätzung  und  unverhältnissmässiger  Vertiefung;  machen  aufmerksam  auf  die 
noch  weniger  bearbeiteten  oder  sonst  wie  zurückgebliebenen  Theile. 

Dann  ist  eine  Encyclopädie  eine  sichere  Veranlassung  zur  folgerichtig 
vollständigen  Durchführung  eines  neuen  Grundgedankens  der  Wissenschaft  durch 
alle  ihre  Theile ;  und  dienet  überdiess  zu  einer  praktischen  Erprobung  desselben. 

Ferner  geben  Encyclopädieen  aus  den  verschiedenen  Zeiten  die  beste  Be- 
lehrung ül/er  den  zur  Zeit  ihrer  Abfassung  in  dem  ganzen  Wissenschaftskreise 
vorhandenen  Stand  der  Kenntnisse  und  Meinungen,  so  wie  der  vorhandenen  Li- 
teratur. Es  darf  nämlich  vorausgesetzt  werden,  dass  ein  irgend  gelungenes 
Werk  dieser  Art  ein  Spiegel  eben  dieses  Standes  ist. 

Endlich  und  hauptsächlich  aber  nöthigt  eine  Encyclopädie  zu  einer  Prü- 
fung des  Gegenstandes  der  ganzen  Wissenschaft,  weil  sich  nur  daraus  der  um- 
fang und  die  Abgränzuug  gegen  andere  Wissenskreise   ergiebt;  nicht  minder, 
zu  einer  guten  Systematisirung  der  einzelnen  Theile ,  damit  Alles  untergebracht 
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und  leicht  aufgefunden  werden  kann.  Sie  führt  also  zu  einer  klaren  Ein- 
sicht in  den  Organismus  des  Ganzen. 

Aus  diesen  Gründen  werden  denn  auch  in  den  gegenwärtigen  Beiträgen 
zu  einer  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften  die  Encyclopädieen 
und  Gesammtsysteme  nicht  ühergaugen;  und  aus  dem  letzten  Grunde  insbeson- 
dere werden  sie  sogar  vorangestellt. 

Ist  dem  aber  also,  so  kann  auch  über  die  dieser  üeberschau  zu  gebende 
Ausdehnung  kein  Zweifel  sein.  Sämmtliche  Gründe  für  die  Aufführung  spre- 
chen zu  gleicher  Zeit  für  möglichste  Vollständigkeit.  Desshalb  werden  denn 
nicht  etwa  blos  die  neuesten  Schriften  genannt  seyn;  sondern  es  dürfen 
auch  ältere  Werke  nicht  übergangen  werden,  wenn  schon  von  einer  practischen 
Brauchbarkeit  derselben  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann.  Ebenso  sind  nicht 
blos  die  ausführlichen  Darstellungen  zu  berücksichtigen ,  indem  auch  in  den 
kürzeren  Einleitungen  sich  der  Stand  oder  wenigstens  das  System  der  Wissen- 
schaften abspiegelt  Eine  Frage  konnte  nur  seia,  ob  alphabetisch  geordnete 
Werke  Beachtung  verdienen,  indem  gerade  die  Uebersicht  und  Vergleichung 
ihnen  abgeht.  Es  schien  jedoch  gerathener,  auch  sie  kurz  zu  characterisiren 
weil  der  materielle  Inhalt  mancher  derselben  von  grosser  Wichtigkeit  ist  — 
Wenn  aber  hauptsächlich  deutsche  Werke  genannt  werden,  so  rührt  dieses 
nicht  von  einer  absichtlichen  Vernachlässigung,  noch  hoffentlich  von  Unkennt- 
niss  fremder  Literaturen  her;  sondern  von  der  beinahe  ausschliesslichen  Beschäf- 
tigung der  deutschen  Staatsgelehrten  mit  systematischen  Uebersichten  über  die 
Staatswissenschaften.  Sind  die  Deutschen  ja  doch  hier,  wie  überall,  vorzugs- 
weise die  Systematiker;  während  Engländer  und  Franzosen  mehr  in  der  ersten 
Aufstellung  von  Gedanken  und  in  tüchtigen  Monographieen  glänzen. 


2.      Forderungen    an   eine  Encyclopädie   der   Staatswissen- 
schaften. 

Ein  alsbaldiges  Eintreten  in  die  Aufzählung  und  Beurtheilung  der  einzel- 
nen Werke  würde  entweder  Undeutlichkeit  oder  Wiederholungen  zur  Folge  ha- 
ben. Auch  hat  der  Leser  das  Hecht  zu  wissen,  von  welcher  Grundlage  ausge- 
gangen ist  bei  den  Beurtheilungen  der  einzelnen  Werke.  Es  werden  daher 
zunächst  diejenigen  allgemeinen  Sätze  vorausgeschickt,  welche  zur  Verständi- 
gung über  den  Gedanken,  den  Inhalt  und  die  Ordnung  einer  solchen  Gesammt- 
darstellung  nothwendig  scheinen. 

a)  Der  umfang. 

Eine  Encyklopädie  ist  weder  ein  blosses  Bruchstück  einer  Wissenschaft, 
noch  ist  sie  ein  Zusammengewürfeltes  von  allem  Wissenswerthen  und  noch  eini- 
gem Andern ;  sondern  bei  ihr  kömmt  es  vorzugsweise  darauf  an,  den  Kreis  der 
darzustellenden  Wissenschaft  vollkommen  richtig  zu  ziehen.  Eine  Encyclopädie 
der  Staatswissenschaften  hat  also  alle  diejenigen  einzelnen  Systeme  von  Kennt- 
nissen zu  umfassen,  deren  Mittelpunkt  und  wesentlicher  Gegenstand  der  Staat 
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ist ;  alle  anderen  Wissenskreise  aber  auszuscbliessen ,  welehe  das  Begreifen  des 
ganzen  Staates  oder  eines  seiner  Theile  nicht  beabsichtigen.  Mit  anderen  Wor- 
ten: alle  Staatswissenschafte^,  und  nur  Staatswissenschaiten. 

So  einfach  und  einleuchtend  diess  nun  auch  ist,   so    oft  und  grob  wd 
doch  dagegen  gefehlt;  unä  zwar  nach  zwei  Seiten  hin. 

Offenbare  Lücken  sind  nämlich  in  folgenden  Fällen.  —  Einmal,  wenn 
die  geschichtlichen   Staatswissenschaften,   wie   doch  so  häufig  geschieht, 
Hbergangen  werden.    Die  Thatsachen ,    und   zwar  sowohl  in   ihrer  genetischen 
Entwicklung    als    in    gleichzeitigem    Nebeneinanderliegen    und   gegenseitigem 
Durchdringen,  sind   doch   schliesslich  immer   die  Grundlage,   der  Gegenstand 
und  die  Probe  aller  theoretischen  Staatsweisheit;   und  die  Wissenschaften  von 
den  st&tlichen  Thatsachen,  d.  h.  die  Staatsgeschichte  und  die  Statistik,  gehö- 
ren  somit  wesentlich  in  den  Ereis  der  Staatswissenschaften.     Allerdings  kann 
davon  keine  Rede  sein,   den  gesammten  materiellen  Inhalt   derselben   in  eine 
Encyklopädie  aufzunehmen,  indem   eine  Entwicklung  in  wirklich    belehrender 
Ausführlichkeit  allen  irgendwie   verfügbaren   Baum   übersteigen  würde,    eine 
Weltgeschichte  oder  Statistik  „in  einer  Nuss"  aber  nur  für  Kinder  von  Nutzen 
sein  kann.     Allein  um  so  gewisser  muss   der  Werth  und  die  Benützung  der 
geschichtlichen  Kenntnisse  für  den  Staatsmann  nachgewiesen,   der  Begriff  imd 
die   richtige  Methode   der  Auffindung  und  Darstellung  des  Vergangenen   und 
des  Gegenwärtigen,   der  verhältnissmässige  Werth   der  verschiedenen  Quellen 
erörtert,  Nachricht  von  der  Geschichte  und  üteratur   dieser  Disciplinen  gege- 
ben werden.  —  Femer  ist  es  sicherlich  nicht  zu  billigen,  wenn  das  positive 
Staatsrecht  keine  Beachtung  findet.      Niemand  kann  doch  einer  systema- 
tischen Entwicklung  der  aus   dem  Bechtsleben  eines  bestimmten   Staates    sich 
entwickelnden  Sätze  die  Eigenschaft  einer  Wissenschaft,  und  zwar  einer  Staats- 
wissenschaft, streitig  machen.    Und  es   ist  eine  ganz  eigenthümliche  Logik, 
einen  Bestandtheil  in  der  Darstellung  eines  Ganzen  völlig  zu  übergehen«   weil 
er  sehr  umfangreich  ist.     Nur  ist   auch«  hier  eine  geschickte  Behandlung  nö- 
thig.     In  einer  Encyklopädie  ist  allerdings  eine  irgendwie  vollständige  Darstel- 
lung der  positiven  Bestimmungen  sämmtlicher  bis  jetzt  in  die  Erfahrung  ge- 
tretener Staaten  undenkbar.    Selbst  in  einem  ungewöhnlich  umfassenden  Werke 
würden  diese  Hunderte  von  Rechtssystemen  unmöglich  Platz  finden.    Und  wer 
Würde  der  Ermüdung  einer  solchen  Masse  von  gleichgültigen  und  oft  zufälli- 
gen Einzelnheiten  widerstehen?.    Allein  nicht  nur  kann  und  soll  jeden  Falles 
die    richtige  Methode  der  Behandlung   eines  positiven  Staatsrechtes   erörtert, 
das  Verhältniss  zu   den  übrigen  Staatswissenschaften  festgestellt  werden,  (bei- 
des  keine  so  einfachen  Dinge,  als  sie  Manchem  etwa  scheinen  möchten,   und 
überdiess  von  täglicher  wichtiger  Anwendung;)   sondern   es   ist  immerhin  die 
Fras^ ,   ob  nicht ,   wenigstens  in  einem  ausführlichen  encyclopädischen  Werke, 
von  den  verschiedenen  Gattungen   und  Arten   der  Staaten  je  Ein  Betspiel  in 
kurzer  und  geistreiche  Derstellung  gegeben  werden  kann.     Sehr  mit  Unrecht 
wttrde  man  wenigstens  einer  solchen  Bilderreäie  den  Yorwtttf  machen ,   dass 
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nur  ein  Ziegel  von  dem  Hause  als  Probe  zu  Markte  getragen  werde.     Jedes 
einzelne  Beispiel   wäre  ein   in  sich  abgeschlossenes,    belehrendes  Ganzes,   mit 
welchem  man   sich  wohl  begnügen  könnte   bei  der  einleuchtenden  Unmöglich- 
keit noch  Weiteres  zu  leisten.     Allein  zuzugeben  ist  freilich,   dass  diese  Bil- 
derreihe mit  Geschick  und  Geist  entworfen  werden  müsste,   somit   nicht  eben 
von  Jedem  mit  Glück  unternommen  würde  ^). —  Endlich  kann  die  wissenschaft- 
liche Erörterung  des  menschhchen  Lebens  im  Staate  nicht  als  eine  nach  allen 
Seiten  vollendete  betrachtet  werden,    so  lange   dieses  nicht   auch    von    dem 
Standpunkte  des  Sittengesetzes  gewürdigt  und  durchforscht  ist.     Nur  sel- 
ten zwar    ist  bis  jetzt  der  Gedanke  einer  Staatssittenlehre  gefasst,  und  noch 
seltener  eine   solche  in  den  Kreis   der  Staatswissenschaften  aufgenommen  wor- 
den ^) ;   allein  es  kann  doch  kein  Zweifel  darüber  sein ,   dass  wenn  überhaupt 
der  Mensch  in  seinen  Verhältnissen  zu  anderen  Menschen  nicht  blos  nach  den 
Regeln  des  äusserlich  erzwingbaren  Rechtes,  sondern  auch,  darüber  hinaus,  nach 
den  Geboten  der  freien  Sittlichkeit  zu  handeln  hat;  dieses  auch  in  den  so  wich- 
tigen und  zahlreichen  Verhältnissen  des  Staatslebens  der  Fall  ist.     Ein  Staats- 
oberhaupt hat  z.  B.  nicht  blos  die  rechtliche  Verpflichtung  der  Einhaltung  der 
Verfassung  und  Gesetze,  nicht  blos  das  Recht,    in  gewissen  Fällen  allein  oder 
mit  Zuziehung  anderer  Factoren  des  Staatswillens  zu  handeln:    sondern  er  hat 
auch  die  sittliche  Pflicht,    eifrig,  wehlwoUend,  geduldig,  guten  Lebenswandels 
zu  sein ;   er  soll  auch  muthig  handeln ;  im  Nothfalle  eine  schwere  Verantwort- 
lichheit auf  sich  nehmen.    So  stehen  auch  die  Bürger,  die  Beamten,  die  Volks- 
vertreter,  die  Geschworenen  u.  s.  w.  unter  rein  sittlichen,    über   das   starre 
Reeht  weit  hinausgehenden  Gesetzen.    Dieses  sittliche  Leben  im  Staate  lässt  nun 
aber  nicht   nur  eine  wissenschaftliche  Bearbeitung  zu;   sondern  es  fordert  sie 
sogeiT    mit  Nothwendigkeit   zur  Erzeugung   eignes    klaren  Bewusstseins ,    zur 
Gewinnung  einer  vollständigen  üebersicht  und  zur  Feststellung  sicherer  Grond- 


1)  Wie  eine  Aufnahme  der  geschichtlichen  Staatswissenschaflen  und  des  positiven 
Staatsrechtes  nicht  vorzunehmen  ist,  davon  giebt  Pölitz  in  seinen  Staatswissen- 
schaflen  im  L.  uns.  Z.  ein  Beispiel.  Einer  Seits  versucht  er  den- ganzen  Stoff  ra 
geben  und  füllt  einige  Bände  mit  unentwickchen  Stückwerken;  andererseits  reistt 
er,  von  der  Unermesslichkeit  seiner  eigenen  Aufgabe  erschreckt,  willkfirlich  dv 
einzelne  Zustände  als  Gegenstand  der  Schilderung  heraus.  So  in  der  politischen 
Geschichte  nur  die  Erzählung  von  dem  sog.  europäischen  Staatensysteme ;  im  Staats- 
rechte ausschliesslich  die  neuen  schriAlichen  Verfassungen,  die  er  dann  dutzend- 
weise in  Auszügen  hintereinander  auffuhrt 

2)  Die  Staatsgelehrten  werden  in  dieser  Beziehung  von  den  Philosophen  und  Theolo- 
gen beschämt,  von  welchen  die  besseren  Schriftsteller  über  SiUenlehre  das  sittliche 
Leben  im  Staate  nicht  zu  übergehen  pflegen.  Man  sehe  z.  B.  Rothe*s  Theolo- 
gische Ethik  Wiltenbg.,  1845.  Bd.  11,  S.  730  fg.;  Hirsch er's  Christliche  Moral, 
5te  Aufl.,  Tfib.  1851,  Bd.  111,  S.  693  fg.  Wenn  in  diesen  Werken  zuweilen  die 
richtige  Renntniss  der  staatlichen  Einrichtungen  und  Fragen  vermisst  wird ,  so  ist 
diess  eben  ein  Grund  weiter  für  den  Publicisten,  zu  thun  was  seines  Amtes  ist 
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sfttze.    Ein  System   der  Staatswissenschaften  ohne    eine   Staatssittenlehre  ist 
nicht  hlos  logisch  anvoUständig,  sondern  anch  ungenügend  fdr  das  Leben.   Nor 
auf  einem  groben  Missverständnisse  aber  würde  die  Einwendung  beruhen,  dass 
durch  die  Aufnahme  rein  sittlicher  Lehren   das  Wesen  des  Hechtes  im  Staate 
yerwischt  und  verkannt  werde.    Nicht  von  einer  unjuristischen  Behandlung  des 
Rechtes  handelt  es  sich  ja,  —  dieses  soll  vielmehr  ganz  in  seiner  Eigenthümlich- 
keit  und  Folgerichtigkeit  bestehen  bleiben  — ;  sondern  von  einer  davon  ganz  ge- 
trennten, auf  ihren  eigenen  Grundsätzen  ruhenden  und  in  ihrem  eigenen  Kreise 
sich  haltenden  Sittenlehre  für  das  rechtlich  bereits  geordnete  Leben  im  Staate. 
Nicht  minderem  Tadel  unterliegt  aber  auf  der  andern  Seite  die  Aufnahme 
von  Fremdartigem,    d.  h.  von  solchen  Wissenschaften,  welche  sieh  nicht 
mit  dem  Staate  beschäftigen.    Mag  es  auch  sein,  dass   eine  Bekanntschaft 
mit  ihnen  bei  dem  Studium  der  Staatswissenschaften  vorausgesetzt  werden  muss, 
oder  dass  sie  im  Staate  und  mit  Hülfe  desselben  getrieben  werden,  und  seinen 
Beamten  stofflich  unentbehrlich  sind:   so  werden  sie  doch  dadurch  nicht  selbst 
zu   Staatswissenschaften.    Nur   solche    aber    können  Aufnahme   finden  sowohl 
nach  den  Gesetzen  des  Denkens,  als  nach  denen  der  Zweckmässigkeit.  Es  werden 
aber  in  zwei  verschiedenen  Richtungen  Verstösse  gegen  diese  klare  Regel  ge- 
macht. 

^Einige  Verfasser  von  Encyklopädieen  sind  nämlich  in  die  gedankenlose 
Verwirrung  verfallen,  eine  Anleitung  zur  allseitigen  Bildung  eines  Welt-  und 
Staatsmannes  für  gleichbedeutend  zu  erachten  mit  einem  Systeme  der  Staats- 
wisseuschaften.  Zu  den  Kenntnissen  und  Fertigkeiten,  welche  einem  solchen 
Manne  gebühren,  gehören  nun  allerdings  unter  Anderem  auch  Bekanntschaft 
mit  Sprachen,  ritterliche  Körperübungen,  Uebersicht  über  das  Handels-  und 
das  Kirchen -Recht  u.  s.  w.  Allein  sind  diess  Staats  Wissenschaften?  Und 
ist  eine  Belehrung,  wie  ein  junger  Mann  seine  Zeit  nützlich  zuzubringen,  sich 
zu  öffentlichen  Geschäften  brauchbar  und  im  geselligen  Umgange  behebt  und 
geachtet  machen  kann,  eine  Encyklopädie  der  Staatswissenschaften?  Das  phi- 
losophische Staatsrecht,  die  französische  Grammatik  und  die  Reitkunst  können 
unmöglich  Theile  Eines  Wissenschaftskreises  sein.  Knigge's  Umgang  mit  Men- 
schen und  Story^s  internationales  Privatrecht  ergänzen  einander  nicht. 

Eine  zweite  falsche  Behandlung  aber  ist  es,  wenn  —  wie  gar  nicht  selten 
geschieht  —  zwar  der  Begriff  einer  Encyklopädie  der  Staatswissenschaften  im 
Ganzen  richtig  aufgefasst  und  eingehalten  ist,  dennoch  aber  einzelne  Disciplinen 
aufgenommen  werden,  welchen  eine  schärfere  Kritik  einen  wesentlich  staatlichen 
Inhalt  nicht  zuzuerkennen  vermag.  Dem  ist  jeden  Falles  so  bei  dem  philo- 
sophischen Priyatrechte  und  der  Nationalökonomie  im  engem 
Sinne  des  Wortes;  theilweise  wenigstens  bei  der  sogenannten  Gulturwissen- 
schaft;  und  es  muss  auch  behauptet  werden  von  den  Gesellschaftswis- 
senschaften, wie  sich  diese  in  der  jüngsten  Zeit  zu  entwickeln  begonnen 
haben.  —  Bei  dem  natürlichen  Privatrechte  bedarf  es  in  der  That 
nur  der  Nennung  des  Namens,  um  den  Beweis  als  geftlhrt  betrachten  zu  kön- 
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Qen.    Nur  dann,  wenn  das  philosophische  Staatsrecht   oder  Ydlkerrechti 
seinen  letzten  Grundgedanken  gar  nicht  erwiesen   oder  in  seinen  Folgesätzen 
nicht  dargestellt  werden  könnte,  ohne  Yorausschickung  des  philosophischen  Pri- 
Yatrechtes,  wäre  die  Aufnahme  des  letztem  unter  die  Staatswissenschaften  ge- 
rechtfertigt.   Allein   dem  ist  nicht  so.    Kennen  muss   allerdings   der  zu  dieai 
Staatswissenschaften  Herantretende   die  allgemeinen  Begriffe  von  Recht,  sowie 
das  aus  Yemunftbegriffen  sich  ableitende  System  von  Eechtssätzen  fiber  die 
Yerh&ltnisse  der  einzelnen  menschlichen  Persönlichkeit;  aüein  das  Staats-  und 
das  YSlkerrecht  beginnen  erst,   wo  jenes  aufhört,   und  sie  setzen  es  ohne  wei- 
teres als  zugegeben  voraus.     Desshalb,   weil  in  einem  vollständigen  Systeme 
des  philosophischen  Rechtes  überhaupt  das  natürliche  Privatrecht  dem  Staats- 
und dem  Yölkerrechte  vorangeht,    ist  noch  keineswegs  ersteres  eine  Staatswis- 
senschaft.  —    Bestreitbarer  mag  die  Yerweisung   der  Nationalökonomie 
ans  der  Reihe  der  Staatswissenschaften  scheinen,  wie   sie  denn  auch  die  mei- 
sten Systeme  der  letzteren  wirklich  aufnehmen,  und  sie  wohl  gar  zu  d^i  wich- 
tigsten Bestandtheilen   des  Gesammtkreises  rechnen.    Es  kömmt  hier   zonächt 
darauf  an,  in  welchem  umfange  diese  Wissenschaft  genommen  wird.    Yersteht 
man  darunter  ein  Lehrgebäude  der  gesammten  politischen  Oekonomie  im  Sinne 
der  Franzosen,  somit,  ausser  der  Darstellung  der  Grundlehren  über  das  Güter- 
wesen der  Einzelnen,  der  Gesellschaft  und  des  Gesammtvolkes,  auch  die  Nach- 
weisung der  Einwirkung  des  Staates  auf  sie,  und  umgekehrt:  so  ist  die  Naüo- 
nalökonomie  eine  Staatswissenschaft,  deren  Grundlagen  freilich  weiter,  als  das 
nächste  Bedürfniss  geht,   ausgeführt  sind.    Allein  wird   nach  der  in  Deutseh- 
land allgemein  und  sicherlich  mit  Recht  herrschenden  Ansicht  die  Wirthschaits- 
lehre  in   die  drei  getrennnten  Wissenschaften   der  Yolkswirthschaftslehre ,    der 
Yolkswirthschaffcspflege  und  der  Finanzwissenschaft  getheilt:  so  gehören  offenbar 
nur  die  beiden  letzteren  in  ein  System  der  Staatswissenschaften,  und  zwar  beide 
als  untergeordnete  Theile  der  Politik.    Die  Lehre  vom  Gut,   Werth,  Preis, 
Kapital,   Theilung  und  Zusammenlegung  der  Arbeit,   Yerhältniss   der  verschie- 
denen Wirthschaftsarten  zu  einander  u.  s.  w.   sind  soweit  entfernt,   den  Staat 
zum  Mittelpunkte  zu  haben,  dass  sie  vielmehr  in  gar  keiner  Beziehung  zu  ihm 
stehen.    Und  selbst  wenn  die  Yolkswirthschaftslehre,  wie  wohl  sehr  zu  wünsehen 
ist,   mehr  als  bisher  Rücksicht  nähme  auf  die  gesellschaftlichen   und  auf  die 
etlichen  Beziehungen,   würde  sie  dadurch  noch  nicht  zur  Staatswissenschait; 
sondern  lieferte  nur  reichlichere  und   vrichtigere  Grundsätze  für  die  beste  Ord- 
nung der  sachlichen  Unterlage  des  Staates ,   und  möchte  damit  auch  den  Weg 
zu  Sätzen  bahnen,  welche  seiner  Zeit  in  einer  der  Staatswissenschaften  ihre 
SteUe  finden.  '  Angenommen  zum  Beispiele,  es  würde  der  Yolkswirthschaftslehre 
die  Lösung  der  weltgeschichtlichen  Aufgabe  gelingen,  die  Arbeit  in  ein  richtiges 
und  zufriedenstellendes  Yerhältniss  zum  Kapitale  und  zur  Einsicht  zu  bringen : 
so  wflre  diess  zunächst  keine  Staatseinrichtung.    Ja  es  kann   ohne  Paradoxie 
behauptet  werden ,    dass  die  neuen  Zustände  in  demselben  Yerhältnisse  besser 
wftren,  als  sie  sich  ohne  alle  Beihülfe  des  Staates  im  Leben  erhalten  könnten. — 
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Was  die  Gulturwissenschaft  betrifft,  so  mag  es  immerbin  eine  scböne 
Aufgabe  sein,  die  sämmtlichen  zur  Förderung  der  menschlichen  Gesittigung 
dienenden  Mittel  in  ein  organisches  Ganzes  zu  vereinigen;  und  es  lässt  sich  ohne 
Zweifel  von  einer  richtigen  und  geistreichen  Durchführung  dieses  Gedankens  auch 
für  die  Thätigkeit  des  Staates  reicher  Gewinn  ziehen.  Allein  unmöglich  kann  die 
ganze  Entwicklung  dieser  Lehre  in  den  Staats  Wissenschaften  Platz  greifen. 
So  weit  es  sich  von  der  Bildung  in  der  Familie,  von  der  Selbsterziefaung  des 
Einzelnen,  von  den  Methoden  des  Lehrens  und  Lernens  handelt,  soweit  ferner 
die  innere  Wirksamkeit  der  Kirche  Gegenstand  der  Erörterung  ist,  bleibt  ja 
der  Staat  ganz  ausser  Frage.  Es  hat  also  auch  die  Staatswissenschaft  nur 
die  Ergebnisse  dieser  Forschungen  in  so  weit  anzuerkennen,  oder  vielmehr 
vorauszusetzen,  als  sie  die  Form  und  den  Inhalt  der  positiven  oder  negativen 
Thätigkeit  des  Staates  zur  Förderung  der  geistigen  Persönlichkeit  der  Bürger 
bestimmen.  So  wenig  Architectur  und  Wegbaukunde  Theil  der  Staatswissen- 
schaften sind ,  weil  der  Staat  Brücken  und  Strassen  baut :  eben  so  wenig  kön- 
nen Pädagogik,  Sitten-  und  Glaubenslehre  oder  Aesthetik  aufgenommen  wer- 
den, weil  der  Staat  in  der  Lage  ist,  Schulen  und  andere  Bildungsmittel  zu  er- 
richten. —  Was  endlich  die  Aufnahme  der  Lehre  von  der  Gesellschaft 
ui^er  die  Staatswissenschaft  betrifft,  so  mag  dieselbe'  bis  in  die  jüngste  Zeit 
herunter  Erklärung  und  Entschuldigung  finden.  Erst  seit  Kurzem  ist  ja  die 
Wissenschaft  überhaupt  zu  der  Erkenntniss  gekommen,  dass  zwischen  den  Le- 
bensbeziehungen der  einzelnen  Persönlichkeit  und  dem  einheitlichen  Leben  einer 
Gesammtheit  im  Staate  ein  eigenthümliches  reiches  Gebiet  menschlicher  Zu- 
stände, nämlich  der  aus  der  Interessengemeinschaft  entstehende  Organismus 
oder  die  Gesellschaft,  liege.  Bis  dahin  konnte  die  gelegentliche  Berücksichti- 
gung von  Fragen,  welche  sich  auf  diesen  zwischenliegenden  Kreis  bezogen, 
sogar  als  eine  stoffliche  Bereicherung  der  verschiedenen  Staatswissenschaften 
erscheinen.  Es  mögen  also  auch  die  älteren  Werke  wegen  eines  solchen  Ter- 
laufens  in  Fremdartiges  nur  bedingungsweise  getadelt  werden. '  Allein  seitdem 
jener  wichtige  Schritt  zur  richtigeren  Begreifting  der  menschlichen  Verhältnisse 
geschehen  ist,  kann  eine  Vermischung  von  Staats-  und  von  Gesellschaftswissen- 
schaften nur  als  eine  logische  Verwirrung  und  als  ein  Hinderniss  einer  richtigen 
Ausarbeitung  der  für  die  Gesellschaft  zu  findenden  Lehre  betrachtet  werden. 
Bei  dem  jetzigen  Stande  der  Wissenschaft  giebt  es  keinen  grösseren  Fehler, 
als  eine  Vermischung  von  Gesellschafts-  und  von  Staatswissenschaften,  und 
keinen  sichereren  Beweis  von  subjectivem  Zurückbleiben.  Es  ist  vielleicht  noch 
zu  frühe,  eigene  Encyklopädien  der  Gesellschaftswissenschaften  zu  bearbeiten; 
allein  diese  Zeit  wird  kommen,  und  jeden  Falles  muss  schon  jetzt  die  Staats- 
wissenschaft ihrer  Seits  rein  ausgeschieden  und  abgesondert  behandelt  werden*). 


1)  Ueber   das  ganze  Verhältnlss  der  Staatswissenschaft  zur    Gesellschaft  und  ihrer 
Wissenschaft  siehe  man  die  voranstehende  erste  Abhandlung. 
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b)   Die  Methode. 

Ein  fOr  die  Beurtheilang  der  vorhandenen  Eneyklopädieen  der  Staats- 
wissenschaften kaum  minder  bedeutender  Punkt  ist  die  richtige  Methode  der 
Behandlung.  —  Genauer  betrachtet  Jöst  sich  diese  Frage  in  drei  verschie- 
dene auf:  welcher  Grundgedanke  kommt  bei  ^er  systematischen  Anordnung 
zur  Anwendung?  was  ist  von  einer  blos  alphabetischen  Yertheilung  des  Stoffes 
zu  halten?  ist  etwa  vor  bestimmten  logischen  Fehlern  zu  warnen? 

Bezüglich  der   ersten  Frage  leuchtet   ein,    dass   sich  der  staatliche  Ge- 
sammtstoff  auf  zwei  verschiedene  Arten   ordnen   und  übersichtlich  darstellen 
Iftsst.    Einmal   mögen  die  verschiedenen  Wissenschaften,   welche  den  Hauptbe- 
ziehungen des  Staates  entsprechen   und   sich  daher  auch  als  einzelne  Lehrge- 
bäude ausgebildet  haben,   in  ihrer  Einheit  und  Absonderung  belassen  und  nur, 
inß  Kleine  gezeichnet,    nach  einer  äusserlichen"  logischen  Ordnung  aneinander 
gereiht  werden.    Es  werden  also  zuerst  den  dogmatischen  Staatswissenschaft«n 
die  geschichtlichen  gegenübergestellt.    Die   ersteren   zerfallen  dann   wieder   in 
das  öffentliche  Recht,   in    die   Staatssittenlehre,   und   in   die  Staatskunst     Im 
Bechte  wieder  wird  das  Staatsrecht  vom  Völkerrechte  getrennt  gehalten,    und 
bei  beiden  das  philosophische  dem  positiven  Bechte  vorangestellt.    Bei  den  ^- 
schichtlichen  Disciplinen   aber  stehen  Geschichte  und  Statistik  neben  einander. 
Oder  aber  mag,  zweitens,  die  Uebersicht  über  das  gesammte  staatliche  Wissen 
so  gegeben  werden,  dass  unter  Einhaltung  irgend  eines  Systemes  des  Staatslebens 
jeder  einzelne  Punkt   nach  allen  denkbaren  Beziehungen   erörtert  und  folglich 
die  Lehre  von  demselben  vollständig  erschöpft  wird.    Wenn  also  z.  B.  das  Ver- 
hältniss  des  Staatsoberhauptes  zur  Bechtspflege  zu  erörtern  ist,   so  wird  diese 
Materie  der  Beihe  nach  aus   dem  Gesichtspuncte  des  philosophischen  und  des 
positiven  Staatsrechtes,   des  philosophischen   und  des  positiven  Völkerrechtes, 
der  Sittenlehre,  endlich  der  Staatskunst  erörtert,  und  ausserdem  aus  der  Staa- 
tengeschichte  und  aus   der  Statistik  das   hi^r  Einschlagende   beigebracht    In 
derselben  Weise  bildet  jeder  einzelne  Gegenstand  eine   nach  allen  Seiten  hin 
vollständige   Monographie.   —    Weit  aus   in    der   Begel  sind   die   bisherigen 
Eneyklopädieen   der  Staatswissenschaften  nach  der  erstgenannten  Methode  be- 
arbeitet;   allein  diess  beweist   natürlich  noch   keineswegs   die   ausschliessende 
oder  auch  nur  vorzügliche  wissenschaftliche  Berechtigung  derselben.    Vielmehr 
zeigt  eine  genauere  Prüfung,   dass  die  zweite  Behandlungsart  (sie  mag  die  or- 
ganische genannt  werden  im  Gegensatze  der   blos   äusserlich   ordnen- 
den) ebenfalls  eigenthümlicbe  Vorzüge   hat.    Allerdings   gewährt   nämlich  die 
Zusammenstellung  ganzer  geschlossener  Staatswissenschaften  den  Vortheil,  theils 
eine  Anleitung  zum  besondem   Studium  jeder  derselben   zu   geben;    theils  das 
richtige  gegenseitige  Verhältniss  der  grossen  Beziehungen  des  Staatslebens  (des 
Bechtes,  der  Sittenlehre,  der  Klugheit,   des  Innern  und  des  Aeussem)  nachzu- 
weisen; theils  endlich  immer  eine  ganze  Beihefolge  von  Gedanken  in  ihrer  Ab- 
leitung von  einem  obersten  Satze  und  in  ihrer  logisch  nothwendigen  Verbindung 
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zmn  Bewnsstsein  zu  bringen ,  dadnrch  aber  auch  zu  richtigem  Weiterschliessen 
zu  befähigen.  Anderer  Seits  ist  jedoch  nicht  zu  verkennen,  dass  eine  voll* 
ständige  Abhandlung  jeder  staatlichen  Frage  vor  Einseitigkeit  der  Auffassung 
und  Yorwitzigkeit  des  Urtheiles  bewahrt.  £ine  solche  aUseitige  Behandlung  ent- 
spricht der  Natur  der  Dinge  mehr,  als  eine  kflnstliche  Trennung  dier  verschie- 
denen Beziehungen  und  eine  Behandlung  derselben  in  gesonderten  Wissenschaf- 
ten. Der  Organismus  des  Staatslebens  wird  als  ein  Ganzes  aufgefQhrt  und  wie- 
der organisch  gegeben.  —  Aus  allem  diesem  ergiebt  sich  denn  wohl,  dass  jede 
der  beiden  Anordnungen  an  sich  zulässig  ist;  dass  sich  aber  der  Verfasser  einer 
Encyklopädie  der  Staatswissenschaften  bei  der  formellen  Anlage  seines  Werkes 
alsbald  über  seinen  besondern  Zweck  und  über  den  von  ihm  gewünschten  Le- 
serkreis ganz  klar  sein  muss.  Will  er  hauptsächlich  eine  Einleitung  in  ein 
späteres  gründliches  Studium  der  Staatswissenschaften  geben,  so  hat  er  die 
äusserlich  ordnende  Methode  zu  wählen.  Immerhin  mag  dann  auch  sein  Buch 
dazu  dienen,  über  den  neuesten  wissenschaftlichen  Stand  dieses  oder  jenes  Ab- 
schnittes der  einzelnen  staatlichen  Disciplin,  über  ihre  Entwicklungsge«- 
schichte  und  Literatur  eine  vorläufig  genügende  Belehrung  zu  geben.  Ist  da- 
gegen sein  Ehrgeiz  darauf  gerichtet,  jede  wichtige  Frage  des  staatlichen  Lebens 
in  ihren  sämmtlichen  Beziehungen  und  den  aus  deren  Wechselwirkung  sich  er- 
gebenden Modificationen  für  den  bereits  Eingeweihten  darzulegen;  will  er  fal- 
sche Ansichten,  welche  aus  einseitigen  Auffassungen  entstanden  sind,  bekäm- 
pfen; will  er  einen  freien  staatsmännischen  Blick  ausbilden:  so  hat  er  sein 
Werk  nach  der  organischen  Methode  anzulegen.  Je  nach  dieser  Wahl  wird 
aber  natürlich  auch  der  Inhalt  des  zu  Gebenden  manchfach  verschieden  sein. 
Im  ersten  Falle  ist  es  mehr  die  Aufgabe,  die  allgemeinen  Grundbegriffe  und 
deren  logische  Entwicklung  darzustellen,  femer  die  G:eschichte,  den  Bücher- 
vorrath,  kurz  das  Aeussere  der  Wissenschaften;  im  andern  Falle  sind  dagegen 
hauptsächlich  die  practischen  Folgesätze  und  die  Streitfragen  zu  erörtern.  Jede 
der  beiden  Behandlungsarten  hat  offenbar  ihre  eigonthümlichen  Schwierigkeiten; 
doch  dürfte  eine  organische  Encyklopädie  eine  umfassendere  Uebersicht,  ein 
richtigerefi  Bevnisstsein  des  ganzen  staatlichen  Lebens  und  ein  practisch  richti- 
geres Urtheil  voraussetzen;  kurz  nur  von  Männern  von  höheren  Gaben  mit 
Glück  unternommen  werden  können.  Die  beiderseitigen  Behandlungen  verhalten 
sich  fast  wie  Anatomie  und  Physiologie. 

lieber  den  Zweck  blos  alphabetisch  geordneter  Handbücher  ausführlich 
zu  sprechen,  ist  wohl  nicht  nöthig.  Ihr  Wesen  besteht  in  einer  Auflösung 
einer  Wissenschaft  oder  einer  sonstigen  Masse  von  Kenntnissen  in  eine  An- 
zahl von  grösseren  und  kleineren  Aufsätze^,  welche  je  Einen  Gegenstand  ab- 
gesondert besprechen,  und  in  der  lediglich  äusserlichen  Aneinanderreihung  der- 
selben nach  der  alphabetischen  Reihenfolge  ihres  Schlagwortes.  Diese  Auf- 
sätze mögen ,  je  nach  dem  Gegenstande  und  nach  dem  Umfange  des  Werkes 
von  kurzen  Worterklärungen  aufsteigen  bis  zu  eigentlichen  Monographieen ; 
und  natürlich  ist  denn  auch  der  Werth  und  die  Benützung  sehr  verschieden 
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je  nach  dem  Inhalte  nnd  umfange.  Da  nnn  aber  in  einer  solchen  Sammlung 
die  Anffindong  einer  gewünschten  Ansknnft  viel  leichter  und  schneller  bewerk- 
stelligt wird  als  durch  Nachschlagen  in  einem  systematisch  angelegten  Werke, 
und  aberdiess  dort  oft  an  Einem  Orte  zusammengefasst  ist,  was  im  Systeme 
an  verschiedenen  Stellen  zerstreut  steht:  so  hat  das  Bedtlrfniss  einer  schnelleii 
und  übersichtlichen  Belehrung  solche  alphabetisch  geordnete  Werke  in  allen  Wis- 
senschafben hervorgerufen  und  den  gut  bearbeiteten  gewöhnlich  eine  sehr  grosse 
Verbreitung  verschafft.  Nicht  blos  das  grosse  Publicum  benutzt  sie,  sondern 
auch  der  Mann  vom  Fache  zur  ersten  und  vorläufigen  Zurechtfindung.  Ihre 
Einrichtung  gewährt  überdiess  noch  die  Möglichkeit,  verschiedene  Verfasser 
an  einem  und  demselben  Werke  Antheil  nehmen  zu  lassen,  damit  aber  für 
alle  einzelnen  Fragen  Arbeiten  besonders  Sachverständiger  zu  erhalten.  Es 
ist  somit  gegen  gründlich  gearbeitete  und  verständig  eingerichtete  Werke  sol- 
cher Art  an  sich  gar  nichts  einzuwenden ;  und  unzweifelhaft  können  auch  die 
gesammten  Staatswissenschaften  mit  Nutzen  und  Bequemlichkeit  auf  solche 
Weise  aufgelöst  und  in  einzelnen  nnzusammenhängenden  Aufsätzen  dargeboten 
werden.  Aber  freilich  darf  der  Werth  solcher  Sammlungen  nicht  überschätzt 
werden,  und  nimmermehr  kann  die  ganze  encyclopädische  Literatur  einer  Wis- 
senschaft nur  aus  ihnen  bestehen.  Sie  gewähren  keinen  Ueberblick  über  das 
ganze  Gebiet,  kein  Verständniss  des  inneren  Organismus  der  Wissenschaft,  keine 
Einsicht  in  die  gesammten  Folgerungen  aus  einem  Grundsatze;  sie  können 
nicht  zur  Einleitung  in  das  Studium  und  nicht  zum  Rückblicke  über  dasselbe 
dienen.  Sie  könen  also  nur  neben  systematischen  Bearbeitungen  zugelassen 
werden,  so  dass  eine  gegenseitige  Ergänzung  Beider  entsteht. 

Was  aber  endlich  die  Frage  nach  etwaigen  logischen  Lieblingssünden 
betrifft,  so  zeigen  allerdings  äusserlich  ordnende  Systeme  der  gesammten  Staats- 
wissenschaften gar  nicht  selten  solche ,  und  es  ist  daher  eine  allgemeine  War- 
nung vor  denselben  ganz  an  der  Stelle.  So  gewiss  nämlich  eine  Encyclopädie 
der  bezeichneten  Art  die  Aufgabe  hat,  alle  Wissenschaften,  welche  den  gemein- 
schaftlichen Gegenstand,  den  Staat,  von  einem  eigenthümlichen  Standpunkte 
behandeln,  auch  einzeln  als  Ganze  aufzufassen  und  darzustellen:  so  fehlerhaft 
ist  es,  wenn  einzelne  Abtheilungen  einer  solchen  Einheit  herausgerissen  und 
als  gleichberechtigte  Wissenschaften  dargestellt  werden.  Solches  Verfahren  ist 
nicht  nur  unlogisch  und  also  verwirrend,  sondern  es  kann  auch  zu  stofflich  fal- 
scher Auffassimg  des  Inhaltes  und  Zusammenhanges  verleiten.  Natürlich  macht 
es  dabei  keinen  Unterschied,  ob  etwa  eine  solche  fälschlich  zur  eigenen  Wis- 
senschaft gemachte  Abtheilung  mehr  oder  weniger  häufig  auch  abgesondert  be- 
arbeitet und  hierbei  mit  einem  eigenen  Namen  versehen  worden  ist.  Als  Mo- 
nographie mag  jeder  Abschnitt,  jeder  einzelne  Satz  einer  Wissenschaft  behan- 
delt werden;  allein  dadurch  wird  er  noch  nicht  zur  eigenen  Wissenschaft, 
Demgemäss  kann  es  denn  nur  als  Gedankenlosigkeit  und  Verwirrung  bezeich- 
net werden,  wenn  z.  B.  dem  Völkerrechte  ein  Staatenrecht  und  eine  Diplomatie 
als  gleichartige  Wissenschaften  zur  Seite  gesetzt  werden;  während  solche  doch 


Ber  Siaa«tk«gfifr. 


123 


bandgrdflich  i»ir  Kapitel  des  Yölkerrechts  Aber  Krieg  und  Frieden  nnd  über 
das  Gesandtschaftswesen  sind.  Oder  wenn  der  Politik  eine  Polizeiwissenschaft, 
eine  Finanzwissenschaft  beigeordnet  werden;  statt  dass  solche  nur  als  einzelne 
Theile  eines  einzelnen  Theües  der  Politik,  nämlich  der  Yerwaltungs- Politik, 
anfgefasst  sein  sollten.  Fehler  dieser  Art  geben  von  vorne  herein  ein  gerechtes 
Yomrtheil  gegen  die  Befähigung  eines  SchriftsteUers.  Wie  mag  scharfes  Den- 
ken im  Stofflichen  und  in  ijinzdnfragen  von  Solchen  erwartet  werden,  welche 
nicht  einmal  gegen  so  plumpe  Fehler  in  der  formalen  Anordnung  sicher  sind? 

c)  Der  Staatsbegriff. 

Ein  weiterer  höchst  wichtiger  Punkt  ist  die  Ansicht,  welche  hinsichtlich 
de^  Staatsbegriffes  festgehalten  und  durchgeftkhrt  wird.  £s  fällt  in  die 
Augen,  dass  wenn  nur  Ein  Zweck  des  Staates  als  erlaubt  und  als  sittlich  und 
rechtsphilosophisch  begrfindbar  angenommen  ist,  auch  das  Gesammtsystem 
der  Staatswissenschaften  sich  sehr  vereinfacht.  Es  giebt  dann  nur  Einen  Begriff 
vom  Staate ,  und  die  einzelnen  Verschiedenheiten  in  Gestaltung  und  Form  äind 
unwesentlich  und  äusserlich.  Nicht  nur  das  philosophische  Staatsrecht  und  die 
Staatssittenlehre  haben  dann  blos  diesen  Einen  Gedanken  zu  entwickeln ;  son* 
dern  auch  die  Staatskunst  kann  nur  die  Aufgabe  haben,  die  Mittel  zur  zweck- 
mässigen Durchführung  dieses  einzig  richtigen  Staates  aufzufinden.  Und  selbst 
auf  das  positive  Staatsrecht  wird  diese  Ansicht  in  so  ferne  von  grossem  Ein- 
flüsse sein,  als  die  in  der  Wirklichkeit  vorgekommenen  Staatseinrichtungen, 
welche  nicht  unter  den  einzig  richtigen  Begriff  passen ,  ala  wesentlich  verfehlte  ' 
und  tadelnswerthe  Zustände  abgefertigt  und  bei  Seite  gelassen  werden  können 
und  müssen.  Höchstens  machen  die  Unterarten  des  Einen  Staates  eine  parallel 
laufende  Behandlung  einzelner  Fragen  nöthig;  vorausgesetzt  dass  nicht  etwa 
die  ausschliessende  Anerkennung  des  einzigen  Gedankens  sogar  bis  zu  der  Bil- 
ligung auch  nur  eines  einzigen  Ausdruckes  desselben ,  d.  h.  Einer  Staatsform 
getrieben  wird.  —  Ist  dagegen  der  Verfasser  einer  Encyklopädie  der  Staatswis- 
senschaften der  Ansicht,  dass  der  durch  das  einheitliche  Zusammenleben  zu 
fördernde  Lebenszweck  je  nach  Geschichte,  äusserer  Lage  und  Gesittigungs- 
stufe  des  einzelnen  Volkes  ein  wesentlich'  verschiedener  sein  kann,  und  dass  je- 
der solcher  Zweck,  sobald  er  nur  einer  Seite  der  Menschennatur  wirklich  ent- 
aprickt^  vollkommen  berechtigt  ist;  muss  er  folglich  die  Möglichkeit  verschie- 
dener gleich  erlaubter  Staatsgattungen  neben  einander  zugeben :  so  ist  auch 
seine  Angabe,  eine  vollständige  Uebersicht  über  die  gesammten  Staatswissen- 
schaften zu  liefern,  eine  unendlich  weiter  gesteckte.  Er  muss  nun  nicht  nur 
im  philosophischen  Staatsrechte  diese  verschiedenen  Grundgedanken  in  getrenn- 
ten, neben  einander  gestellten  Systemen  entwickeln;  in  der  Staatssittenlehre 
auf  die  verschiedenen  Aufgaben  Rücksicht  nehmen ;  im  positiven  Staatsrechte 
die  in  die  Wirklichkeit  eingetretenen  Beispiele  verschiedener  Gattungen  und 
Arten  von  Staaten  schildern:  sondern  es  bekommt  auch  seine  Darstellung  der 
Staatakunst  «ne  ganz  veränderte  Gestalt    Dass  nicht  dieselben  Mittel  zur  Er- 
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reicbnng  TerscUedener  Zvecke  gleich  gut  benfltzt  werden  können ,  ist  einlench- 
tead ;  und  wenn  aach  ohne  Zweifel  hei  mancherlei  untergeordneten  Öffentlich» 
Anstalten  der  oberste  Grundsatz  des  Staates  keine  verschiedene  Einrichtnag 
veranlasst,  so  ist  dieses  doch  um  so  Gicherer  gerade  Lei  den  wichtigsten  nnd 
wesentlichsten  Fragen  der  FaU,  namentlich  bei  fast  allen  VerfasBongspiinktea. 
Seihst  das  Völkerrecht  dOrfte  bei  einer  ToUstOndigeni  Durchbildung  durch  diese 
Verschiedenheit  der  Staatsbegriffe  nnd  obersten  Zwecke  mehr  berflhrt  worden, 
als  bis  jetzt  wobl  in  der  Begel  augenommen  wird. 

Darüber ,  welche  dieser  beiden  Ansichten  als  die  richtige  anznerkeDsen 
ist,  kann  nun  aber  wohl  kein  Zweifel  sein.  —  Wenn  es  nämlich  die  Aufgabe 
der  Wi^enschaft  ist,  die  wirkliche  Natur  der  Dinge  zu  eip-flnden  und  die 
richtigen  Folgesätze  aus  den  obersten  erkennbaren  Wahrheiten  abzuleiten :  so  ist 
auch  damit  gesagt,  dass  dieselbe  nicht  berechtigt  ist,  unter  verschiedeneil 
Möglichkeiten  oder  gar  Thatsacheu  nur  Eine  beliebige  aufzugreifen  und  sie, 
mit  gänzlicher  Beiseitlassung  der  tlhrigen,  fflr  die  allein  vorhandene  zu  erklä- 
ren, und'nnr  sie  zu  erörtern.  Ein  solches  Verfahren  ist  freilich  einfadi  und 
bequem;  allein  es  ist  unwahr,  und  führt  zu  Einseitigkeiten,  wo  nicht  zu  po- 
■itivea  Fehlern.  So  denn  auch  in  den  Staat^wissen Schäften.  Der  Staatsge- 
lehrte  ist  weder  berechtigt,  gerade  sein  Ideal  vom  Staate  als  die  einzige  Müg- 
lichkeit,  noch  den  Staat,  in  welchem  er  zufällig  lebt,  als  die  einzige  Wirklich- 
keit zu  erklären.  Allerdings  erfordert  jede  Bildungsstufe  ihren  Staat,  nnd  nur 
'  dieser  ist  fflr  sie  berechtigt ;  allein  eben  ans  demselben  Grunde  und  mit  dem- 
selben Rechte  haben  andere  Bildungsstufen  und  daraus  sich  ergehende  Lebens- 
aneichten  Ansprüche  auf  andere  Staatebegriffe  und  Staatseinrichtungen.  Eine 
vornehme  Nichtbeachtung  der  letzteren  ist  Beschränktheit,  eine  grundsätzliche 
Verwerfung  aber  Ungerechtigkeit.  Der  Staatsgelehrte  zeigt  sich  auf  einer  sei- 
nen Stoff  beherrschenden  Höhe  nur,  wenn  er  jeden  der  Terschledenen  Staats- 
gedanken in  seiner  psychologischen  Begründung  begreift,  und  jedem  das  ihn 
zugehörige  Feld  der  Wahrheit  zuweist').     Namentlich  aber  in  einer  Escyklu- 


1)  Es  ist  in  der  That  schwer,  sich  eioigcr  Ungeduld  hinsichtlich  der  besUndig  wie- 
derkehrenden BegiilTBvenvIrning  Ober  das  Wesen  oder  (was  offenbar  dasselbe  ist) 
den  Zweck  des  Staates  zu  erwehren.  Hau  sollte  doch  in  der  Thal  endlich  be- 
peiOicb  machen  können,  dass  Diqenigen,  welche  die  HSgliehkeit  verschiedenar- 
Uger  Staatszwecke  annehmen,  weder  behaupten,  dass  in  demselben  concrelen 
Staate  mehrere,  lich  widersprechende  nnd  gegenseitig'  anlhebeDde  Zwecke  neben- 
QDd  durcheinander  bestehen  können,  nach  auch  bestreiten,  dass  in  der  Conse- 
quenz  einer  jeden  WeUanschauung ,  also  auch  eines  jeden  besonderen  phUtwo- 
phischcn  Systemes,  nur  ein  einziger  solcher  Zweck  liege ,  und  also  von  den  An- 
hingem  dieser  Auffassung-  ancb  nur  dieser  als  der  richtige  erkannt  werden  kfinne 
und  dürfe;  sondern  dass  sie  vielmehr  nur  der  Ansicht  sind,  es  könne  und  müsse 
auch  der  Organismas  des  Zusammenlebens  eines  Volkes  einen  venehiedeneii 
Zweck  haben,  wenn  In  dem  Leben  selbst,  nnd  somit  auch  dem  ZosammeD- 
leben  der  Hentcheo,  ein  verschiedener  veniflnfliger  Zweek  verfolBbar  «ei;  mi  «• 
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pftdie,  d.  h.  in  einem  vollständigen  Inbegriffe  aller  Staatslehren,  muss  es  die 
Aufgabe  sein ,  sämmtliche  staatsrechtliche  und  politische  Systeme  in  logisch- 
richtiger Neben  -  und  Unterordnung  darzustellen.  Eine  Beschränkung  auf  nur 
Eine  Ideenreihe  liefert  nur  ein  Bruchstück. 


d)   Die  Ordnung  des  Stoffes. 

Sind  die  vorstehenden  Sätze  richtig,  so  ergiebt  sich  von  selbst ,  welches 
die  richtige  formelle  Ordnung  des  Stoffes  ist 

Eine  organische  Encyklopädie  des  Wissens  vom  Staate  beginnt  na- 
tttrlich  mit  der  allgemeinen  Gmndlehre  von  dem  Begriffe ,  dem  Zwecke ,,  dem 


sei  der  Umstand,  dass  ein  gewisser  Begriff  in  ein  bestimmtes  philosophisches  Sy- 
stem passe,  noch  keineswegs  ein  Beweis,  dass  er  unter  allen  Verhältnissen  eine 
unwandelbare  Richtschnur  lür  das  Leben  und  Handeln  sei.  Auch  wäre  es  wahr- 
lich Zeit,  das  stumpfe  Missverständniss  auCzugebei^,  als  schliessen  die  Yertheidiger 
mehrfacher  möglicher  Staatszwecke  aus  der  blossen  Thatsache  der  Terschieden- 
artigen  geschichtlichen  Staatszustände  und  Staätszwecke  unmittelbar  auf  die  in- 
nere Berechtigung  eines  jeden  derselben;  während  sie  doch  diese  Thatsachen  nur 
kls  einen  Fingerzeig  betrachten,  dass*  von  jeher  und  überall  unter  den  Völkern 
verschiedene  Ansichten  über  Lebensglück  und  Lebensaufgabe  geherrscht  ha- 
ben,  hiervon  aber  ganz  verschieden  die  Frage  ist,  welche  von  diesen '  manchfa- 
chen  thatsächlichen  Lcbensauflassungen  als  eine  in  sich  berechtigte ,  d.  h.  ver- 
nünftige, erkannt  werden  kann?  Es  ist  also  handgreiflieh ,  dass  der  ganze  Streit 
über  nothwendige  Einheit  oder  mögliche  Vielheit  des  Staatszweckes  sich  lediglich 
darum  dreht:  ob  jeder  Mensch,  und  somit  auch  jede  Anzahl  von  Menschen,  auf 
jeder  Stufe  der  Gesittigung  und  in  jeglichen  inneren  und  äusseren  Zuständen  eine 
und  dieselbe  Lebensaufgabe  zu  verfolgen  hat,  und  unsittlich,  unverständig  und 
gottlos  handelt ,  wenn  er  diese  nicht  ausschliesslich  und  vollstänbig  verfolgt ;  oder 
ob  sich  nicht  vielmehr  vernünftigerweise  die  Lebenszwecke  je  nach  dem  Vorwie- 
gen einer  der  geistigen  Eigenschaften  und  nach  dem  jeweiligen  thatsächlich  ver- 
schiedenen Gesittigungsstufen  und  äusseren  Verhältnissen  der  Menschen  und  der 
Völker  modiflciren ,  dann  aber  auch  eine  Verschiedenheit  der  Förderungsmittel, 
unter  Anderem  also  auch  des  Staates,  logisch  nothwendig  ist?  Dieser  letzteren 
Ansicht  bin  nun  allerdings  auch  ich,  in  Gesellschaft  von  Welcker,  Duden,  VoU- 
grair,  Bluntschli  u.  A.,  und  wir  stützen  uns  dabei  auf  die  Vielseitigkeit  der  mensch- 
lichen Natur,  auf  die  Verschiedenheit  der  Gesitügungszustände  der  Völker,  auf  die 
durch  alle  Zeitalter  sich  erstreckenden  Thatsachen.  Keineswegs  aber  können  wir 
uns  widerlegt  halten  durch  die  *auf  offenbarsten  Missverständnissen  beruhenden 
Gründe,  wie  sie  vorgebracht  sind  vonMurhard,  Zweck  des  Su^ales  (Gott.,  1832) 
und  £.  Wippermann,  Ueber  die  Natur  des  Staates  (Gott.,  1844).  Beweist  nicht 
schon  die  grosse  Anzahl  der  in  diesen  beiden  Schriften  beigebrachten  Auffassun- 
gen der  verschiedenen  Schriftsteller  und  Schulen,  dass  es  dem  Menschen  gar 
wohl  möglich  ist,  sich  fdr  das  Zusammenleben  im  Staate  wesentlich  abweichende 
Aufgaben  zu  denken?  Wenn  aber,  warum  sollen  die  bei  näherer  Prüfung  ver- 
ständigen, d.  h.  einem  wirklichen  Bedürftiisse  des  Menschen  entsprechenden,  nicht 
als  relativ  und  zeitweise  berechtigt  anerkannt  werden? 
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Urspmnge  des  Staates.  Von  hier  schreitet  sie  fort  zu  der  Erörterong  der 
Staatsgewalt,  der  inneren  und  äusseren  Souveränetät  des  Gesetzes,  der  Gränzen 
des  Befehles  und  des'  Gehorsams.  Hierauf  ist  das  Wesen  der  verschiedenen 
Gattungen  von  Staaten  und  ihrer  Arten  zu  erörtern.  Endlich  wird  das  ge- 
sammte  innere  und  äussere  Leben  der  Staaten  durchgegangen,  wobei  bezflg- 
lich  des  ersteren  die  Verfassung  und  ihre  Einrichtungen  von  der  Verwaltung 
und  ihren  einzelnen  Zweigen,  also  der  Rechtspflege,  der  Polizei,  dem  Kriegswe- 
sen und  dem  Staatshaushalte ,  zu  unterscheiden  sind.  In  allen  Abschnitten  des 
ganzen  Systemes  aber,  es  sei  hierauf  ebenfalls  aufmerksam  gemacht,  ist  jeder 
einzelne  Punkt  von  sämmtlichen  Seiten  zu  betrachten ,  bei  welchen  überhaupt 
eine  wissenschaftliche  Auffassung  des  staatlichen  Lebens  möglich  ist.  Also 
vom  Standpunkte  des  Rechtes,  der  Sittenlehre,  der  Klugheit;  ausserdem  ge- 
schichtlich und  statistisch. 

Als  eine  vollständige  und  logisch  richtige  äusserliche  Anordnung  der 
gesammten  Staatswissenschaften  mag  aber  folgende  Zusammenstellung  gelten: 

L    Allgemeine  Staatslehre  >). 

n.    Dogmatische  Staatswissensehaften. 

1)  Oeffentliches. Recht. 

A.  Staatsrecht : 

a)  philosophisches, 

b)  positives  (Patriarchie;   Patrimonialstaat ;  Theokratie;  antiker 
Staat;  der  Rechtsstaat  der  Neueren;  Despotie). 

B.  Völkerrecht: 

a)  philosophisches, 

b)  positives  (europäische). 

2)  Staatssittenlehre. 

3)  Staatskunst.  (Stoffliche  Grundlagen;  politische  Psychologie;  innere 
Staatskunst  —  also  Verfassungs  -  und  Verwaltungs- Politik,  letztere: 
Organisationslehre,  Justiz -Politik,  Polizeiwissenschaft,  Finanzwissen- 
schaft; —  auswärtige  Politik.) 

m.    Historische  Staatswissensehaften. 

1)  Staatengesehichte. 

2)  Statistik. 


i)  Es  ist  aUerdJags  gebräuchlicher,  die  allgomeine  Lehre  vom  Staate,  aho  von  seinem 
Begriffe,  Zwecke,  Ursprünge,  seinen  tellurischcn  Beziehungen ,  ^xaUongen  und  Ar- 
ten u.  s.  w.,  in  dem  philosophischen  Staatsrechte  vorzntragen;  allein  es  lässtsich 
mit  Grand  dagegen  doppeltes  einwenden.  Einmal  logisch,  dass  das  Staatsrecht 
erst  eine  der  Folgen  des  gegründeten  und  richtig  begriffenen  Staates  ist,  und  ea 
somit  gegen  eine  richtige  Eintheilung  vcrst5sst,  eine  aHgememe  Orandlehre  aus- 
schliesslich bei  der  Entwicklung  einer  einzelnen  Folgerung  vorzutragen.  Zwei- 
tens stofflich,  weil  bei  solcher  Stellung  es  das  Ansehen  gewinnt,  und  aueh  hänfig 
so  aufgefasst  wird,  «Is  ob  der  Staat  k^^ch  eine  Rechfsanstah  sei. 


EimhoiloDg  der  Uebersioht 
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3.     Eintheilnng  der   literargeschichtlichen  Uebersicht 

Die  Ausführlichkeit  der  vorstehenden  allgemeinen  Bemerkungen  wird 
gerechtfertigt  erscheinen^  wenn  man  bedenkt,  dass  durch  sie  ein  sicherer  Stand- 
punkt zu  einer  bündigen  und  doch  begründeten  Beurtheilung  der  einzelnen 
Schriften  gewonnen  ist.  Selbst  Solchen,  welche  nicht  allen  vorgetragenen  Sät- 
zen beistimmen,  wird  es  zum  Vortheile  gereichen,  dass  sie  den  Grund  und  die 
Ausdehnung  der  abweichenden  Ansicht  kennen,  indem  sie  nur  um  so  leichter 
das  eigene  ürtheil  feststellen  können. 

Ehe  jedoch  wirklich  zu  dieser  Einzeln -Besichtigung  geschritten  wird, 
muss  erst  noch  eine  Verständigung  über  die  Art  und  Weise  der  Vornahme 
stattfinden.  Darüber,  dass  eine  Vertheilung  des  vorliegenden  Schriftenvor- 
rathes  nach  Eategorieen  nöthig  ist ,  kann  bei  deren  grossen  Zahl  und  wesent- 
lichen Verschiedenheit  allerdings  kein  Zweifel  sein.  Eine  Vorführung 
blos  nach  der  Zeitfolge  vermöchte  nimmermehr  eine  geordnete  Ueber- 
sicht zu  gewähren.  Eine  solche  Heihenfolge  würde  von  einem  bändereichen 
Werke  zu  einem  kleinen  Compendium  oder  blossen  Parapraphen  -  Verzeichnisse, 
von  einer  strenge  wissenschaftlichen  Arbeit  zu  einer  für  das  grosse  Publicum 
bestimmten  Darstellung,  von  einem  Systeme  zu  einem  Wörterbuche  übersprin- 
gen, auf  diese  Weise  aber  eher  verwirren,  als  den  vergleichlicjien  Werth  ken- 
nen lehren.  Aber  nicht  eben  leicht  ist  die  positive  richtige  Anordnung  zu 
finden.  Von  verschiedenen  Schulen  oder  bezeichnender  Auffassung  je  nach 
Zeitabschnitten  ist  nichts  zu  bemerken ;  eine  innere  Geschichte  hat  diese  Art 
von  schriftstellerischer  Thätigkeit  nicht.  Es  scheint  somit  immerhin  noch  fol- 
gende Eintheilung  die  beste  zu  sein :  Vor  AUem  sind  die  systematischen  Werke 
jeder  Art  zu  scheiden  von  den  blos  alphabetisch  geordneten.  Sodann  werden 
die. systematischen  wieder  zerlegt  in  die  beiden  Arten  der  blos  äusserlich  ord- 
nenden und  der  organisch  entwickelnden.  Endlich  noch  zerfallen  die  äusserlich  ord- 
nenden in  die  drei  Gruppen  der  grösseren  Werke  von  vorherrschend  wissen- 
schaftlicher Haltung;  der  ausführlicheren  Werke  von  gemeinfasslicher  Richtung; 
schliesslich  der  blossen  Uebersichten.  Mag  auch  diese  letztere  Dreitheilung 
nicht  auf  das  Wesen  gehen ,  so  ist  sie  doch  für  practische  Zwecke  tauglich ; 
nnd  wenn  etwa  eine  Schrift  auf  der  Gränze  zweier  Abtheilungen  steht,  so  wird 
die  besondere  Wtlrdigung  derselben  einer  irrthümlichen  Auffassung  vorbeugen. 

I. 

Systematische  Encyklopädieen. 

1.   Aeusserlich  geordnete. 


A.  Grössere  Werke  von  vorherrschend  wissenschaftlicher  Haltung. 

Billig  wird  begonnen    mit  der  Klasse  von  Schriften,   welche  nicht  blos 
einen  ümriss  der  einzelnen  Staatswissenschaften  und  ihrer  Zusammenfügung  geben, 


Die  Encyklop&düen  und  Systeme  der  SUattwiueiuchaflen. 

L  welche,  und  zwar  mit  wissenschaftlicher  Absicht,  den  Inhalt  deraelben 

■lieber  darlegen.  Sie  stehen  Yoran,  weil  sie  als  geistige  Arbeit  die  be- 
Isten  Bind;  und  überdiess  trifft  es  sich,  auffallend  genug,  dass  gerade  ein 

Werh  die  ganze  Literatur  der  staatswissenschaftlichen  Encyklopädieen 
t  nach  eröffnet. 

Hr  mDssen  bis  in  die  Uitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  herunter  stei- 
lie  wir  einer  Schrift   begegnen,    welche   eine   Darstellung    sämmtlicher 

ausgebildeter  Staatswissenschaften  unternimmt.  Diese  Verspätung  darf 
runder  nehmen.  Von  der  Ausarbeitung  einer  Encyklopädic  kann  erst 
.e  Rede  werden,  wenn  wenigstens  der  grössere  Theil  der  zu  einem  Wis- 
Ise  gehörigen  Disciplinen  angebaut  und  zu  einem  gewissen  Grade 
ife  gefördert  ist.  Erst  jetzt  kann  nämlich  ein  Bedürfnisa  nach  Ueber- 
nd  Einleitung  eintreten.  Nun  war  aber  eine  solche  Ausbildnng  der 
issenschaften  allmähhg  gegen  die  genannte  Zeit  hin  gewonnen.  Das 
e  philosophische   Staatsrecht  war  durch  die  Engländer  während    ihrer 

im  17.  Jahrhundert  gegründet  worden;  das  Völkerrecht  hatten  Grotins 
3.  Moser  nach  seinen  zwei  Auffassungen  geschaffen ;  das  positive  Staats- 
un  immer  mehr  in  BlQtbe ;  die  politische  Oekonomie  zählt«  sogar  schon 
!  Schulen;  die  Staatenge  schichte  und  Statistik  hatten  ihre,  wenn  schon 
ihen  und  unlilaren,  Anfänge  als  Erzählungen  der  „Staatshändel"  und 
nerkwürdigkeiten"  gefunden.  Es  war  also  jetzt,  aber  auch  jetzt  erst, 
Zeit,  zusammenfassen  und  neben  einander  zu  stellen, 
er  Beginn  auf  dem  neuen  Felde  war  ein  glQcklicher.  Nachdem  nämlich 
rie  es  scheint  ziemlich  rohen  —  Plane  unausgeführt  geblieben  waren,  welche 
iwig  Le  Roy  im  16.,  Vincenz  Cabot  im  17,  Jahrhunderte  gefasst  worden 

unter  den  Deutschen  aber  E.  Gerbard  (Einleitung  in  die  St.  Lehr«, 
nur  ein  nach  Form  und  Inhalt  barbarisches  Gerede  vorgebracht  hatte: 
aspar  von  Real  nach  der  Mitte  dos  18.  Jahrhunderts  mit  einem 
ausführlichen  Werke  hen^or,  welches  -die  gesammten  Staats  Wissenschaften 
issen  bestimmt  war.  'Weniges  dürfte  uns  jetzt  zu  wtlnscheu  übrig  sein, 
ie  späteren  Schriftsteller,  je  nach  dem  Stande  der  Wissenschaft,  in  dem- 
Maasse  vorgeschritten  wären,  wie   hier  gut   angefangen  wnrde.     Allein 

freilich  nicht  so.    Sind   auch  mehrere   der  späteren  wissenschaftlichen 
)pädieen  der  Staatswissenschaften  bedeutenden  Lobes  würdig,  so  ist  doch 
al  einer  solchen  Schrift  noch  lange  nicht  erreicht  worden. 
ler  Bericht  über   die  einzelnen  Leistungen  wird  diess  des  Näheren  aus- 

,äal  eröffnet  sein  Werk  ')  mit  der  Bemerkung,  dass  in  Frankreich  all- 


dal,  Gasp.  de,  (Grand  S^ndchal  de  Forcalqwer.)  La  Science  du  GonvememenL 
-VUL,  Aix-la-Chapelle,  1751—1764.  l".  Es  besteh!  auch  äne,  wenigsieDt  tbeil- 
^e ,  dentacbe   DehersetiuBg  dei  Werkes  n.  d.  T. :    Die  SCaatikuntl ;  oder  voll- 


Grössere  Werke  von  'wissenschafllicher  Haltung; 
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gemeine  nnd  tiefe  Unwissenheit  in  den  Staatswissenschaften  herrsche.  Es  be- 
stehe keine  Akademie  der  politischen  Wissenschaften;  das  von  Solly  empfoh- 
lene statistische  Bureau  sei  nicht  ausgeführt;  von  Lehrstühlen  des  Staatsrechtes 
und  Völkerrechtes  wisse  man  nichts.  Je  mehr  cun  aber  die  Nation  natürliche 
Anlagen  besitze,  desto  gefährlicher  sei  eine  solche  Unkenntniss.  Als  einziges 
Abhülfemittel  erscheine  ihm  ein  Werk,  welches  die  sämmtlichen  staatlichen 
Kenntnisse  in  sich  vereinige  und  somit  leichte  Gelegenheit  zum  Studium  dar- 
biete. Sein  Zweck  ist  somit  nicht  blos  eine  Constatirung  oder  Förderung  der 
Wissenschaft;  sondern  er  ist  auch  dem  unmittelbaren  Leben  zugewendet.  Jedoch 
hebt  der  Verf.  nicht  etwa  auf  die  Belehrung  der  studirenden  Jugend  ab,  son- 
dern vielmehr  auf  die  Weiterbildung  der  durch  Amt  oder  Geburt  zu  höherem 
staatlichen  Einflüsse  Bestimmten.  Diese  Absicht  sucht  er  aber  zu  erreichen 
durch  eine  Einleitung  in  die  Regierungskunst,  welche  etwa  die  jetzige  allgemeine 
Staatslehre  vertreten  mag,  ferner  durch  Darstellungen  des  philosophischen  und 
des  positiven  Staatsrechtes ;  des  Völkerrechtes ;  der  Politik ;  einer  Statistik  der 
internationalen  Beziehungen ;  "'durch  ein  sehr  ausführlichen  Schriftsteller- Verzeich- 
niss ;  endlich  noch '  durch  eine  Darstellung  des  ganzen  philosophischen  Naturrechte^ 
und  des  Eirchenrechtes.  Es  wäre  unbillig,  bei  dem  ersten  Versuche  alsbald  auch  die 
höchsten  Forderungen  der  Kritik  geltend  zu  machen ;  und  geradezu  ungerecht 
den  Verf.  darüber  zu  tadeln,  dass  er  den  Stand  der  Wissenschaften  zu  seiner 
und  nicht  zu  unserer  Zeit  darstellt.  Wenn  daher  auch,  unzweifelhaft,  das 
natüi'liche  Privatrecht  und  das  Kirchenrecht  keine  Aufnahme  hätten  finden  sol- 
len, dagegen  eine  Berücksichtigung  der  Staatssittenlehre  an  der  Stelle  gewesen 
wäre ;  wenn  ferner  die  Staatengeschichte  und  die  Statistik  nur  in  Bruchstücken 
und  namentlich  ohne  Berücksichtigung  der  leitenden  Grundsätze  Aufnahme  ge- 
funden haben;  wenn  sodann  die  innere  Politik  nach  Vollständigkeit  und  Rich- 
tigkeit Manches  zu  wünschen  übrig  lässt ;  und  wenn  endlich  die  Bibliographie 
gar  viele  Irrthümer  enthält:  so  ist  doch  auf  der  andern  Seite  anzuerkennen, 
dass  mehrere  Abtheilungen  sehr  gut  oder  doch  wenigstens  ganz  anerkennens- 
werth  bearbeitet  sind,  so  namentlich  das  Völkerrecht,  die  äussere  Politik  und 
die  statistischen  und  geschichtlichen  Bruchstücke,  so  weit  sie  gehen.  Es  darf 
femer  nicht  übersehen  werden,  dass  die  ganze  politische  Oekonomie  zur  Zeit 
der  Abfassung  des  Werkes  noch  sehr  im  Argen  lag;  ebenso  die  Polizeiwissen- 
schaft; für  die  Statistik  aber  kaum  Name,  Zweck  und  Gränze  gefunden  war.  Nie- 
mand wird  sich  freilich  jetzt  mehr  beigehen  lassen ,  die  Regierungswissenschaft 
R^aFs  zum  Leitfaden  seiner  staatlichen  Ausbildung  zu  nehmen  oder  überhaupt 
dieselbe  viel  zu  gebrauchen,  (etwa  das  Völkerrecht  abgerechnet);  allein  in  der 
Literaturgeschichte  wird  sie  immer  einen  guten  Namen  behalten,  als  ein  Werk, 


ständige   und   gründliche    Anleitung    zur  Bildung    kluger   Regenten,  geschickter 
Staatsmänner  und    rechtschaffener   Bürger.    A.   d.  Franz.   des   Herrn  von   R4al 
übers,  von  J.  P.  Schulin.  I— VI.,  8.  Frank£,  1762—1767.    In  der  Uebersetzung 
fehk  der  7te  und  8te  Bd.  der  Urschrift 
T.  Mohi,  SUaUwUtMitehaflt  I.  9  » 
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welches  nicht  nur  eine  neue  und  nOtzIiche  Art  tob  Sdiriften  znerat  erOffiaete, 
eondem  auch  nach  der  grCsseren  Hälfte  des  Inhaltes  seinem  Ver&sser  alle 
Ehre  macht. 

Diess  ist  nm  so  fester  anazusprechen ,  als  sich  auf  der  von  B6al  hetg^ 
tesai  Bahn  fast  ein  halbes  Jahrhundert  Ung  nicht  einmal  ein  Nachfolger,  viel 
veniger  ein  Verhesserer  zeigte.  Tauchten  auch  gegen  das  Ende  des  IS.  Jahr- 
hunderts einige  l(urze  Skizzen  von  staatewiSEenschafÜicheu  Encjhlop&dient  auf, 
(sie  -werden  weiter  unten  besprot^en  werden),  so  war  doch  von  einem  ans- 
tthrlichen  Werke  keine  Bede.  Und  als  sich  endlich  der  Unternehme  eims 
solchen  fand,  war  er  weit  entfernt,  die  unennesslichen  Fortschritle,  welcfa 
BD  manche  Zweige  der  Staatswissenschaften  in  der  eweiten  H&Ute  des  18. 
Jahrhunderts  gemacht  hatten,  zu  einer  entsprechenden  Werthsteigerung  seine* 
Werkes  tu  benutzen;  ja  er  bewies  Eich  seinem  Voigfinger  nicht  einmal 
(ftMsibartig.  So  umfangreich  nSmlich  auch  das  Handbuch  der  Staateviasen- 
■chaft  von  Voss  >)  ist,  so  kann  es  sich  doch  weder  in  der  Fülle  des  In- 
haltes, noch  in  der  klar^  Ordnni^  der  Bestandtheile ,  noch  endlidi  in  ätx 
gefUligen  Form  mit  B^'s  Werk  irgend  messen,  und  Hanches  ist  in  der 
That  gar  zu  ungeschickt  angelegt.  Ganz  obergangen  ist  z.  B.  die  allgemeise 
Staatslehre,  die  Staatsmoral,  das  Völkerrecht;  und  auch  die  Statistik  scheint 
keinen  Thdl  des  Planes  gemacht  zu  haben.  Dagegen  ist  das  philosophische 
Staatsrecht  ohne  Zweck  und  Sinn  in  eine  Ui^eschichte  4es  Staates  und  in  eü 
allgemeines  Staatsrecht  gespalten;  ebenso  die  Politik  auf  eine  höchst  wunder- 
liche Weise  in  einen  theoretischen  Theil  und  in  eine  Anwendung  dieser  LA- 
ren,  eine  sogenannte  Staatsprazis ;  der  Staatshaudialt  in  eine  Eaiueral-  und  eine 
Finanzrerwaltung.    Die  vollendetste  Yerwimmg   aber  herrscht  hiOBiditlich  des 


1)  Tosa,  Chr.  Daa.,  Handbuch  der  all^nieinen  SUBtswiBBenschafl ,  nach  Schlfiia'i 
Groudriu.  I— VT.  Lpz.,  1796— IS02.  Bd.  I:  Philosophische  Ur^schichte  des  Staate*. 
AJlgemnneB  6taa(srechl.  Bd.  11  d.  111 ;  Theoretische  Politik.  Bd.  IV :  Siaalsgetchiaeo- 
lehre.  Bd.  V  u.  VI;  Einleitung  in  die  Geachichte  und  Uleratur  der  Staatswias»- 
achafl.  —  Die  VoUcDdung  der  letztem  Abtheilung  hätte  voraussichtlich  tat  Herab- 
fühning  auf  die  neueste  Zeil  viele  BSude  erfordert,  indem  die  beiden  vorhandenen 
nur  Staaten  des  Allerlbumes  bis  heninler  zum  alliBcheu  enthalten.  Nicht  recbl 
begreiflich  ist,  wie  Voss  von  seinem  Handbncbe  behaupten  kann,  dats  dasselbe 
nach  Schlözer's  Gmndris»  (richlig-er:  nach  dessen  Allgemeinem  Sltalsredile. 
GOtÜngeo ,  1793)  bearbeitet  sei.  Einmal  ist  diese  kleine  geistreiche  SchriQ  be- 
kaonUich  nur  ein  Fragment,  welches  lediglieh  die  Lefare  von  der  GeaelUcbaA 
nnd  das  allgemeiue  Staaterccht  giebt,  und  somit  für  die  Hauplbestandlheile  de* 
neuen  Werkes  gar  keinen  Anhatlspunkt  liefert;  zweitens  ist  der  von  SchlSier 
angedeutete  Plan  seiner  Encykl.  der  Staats wissenschall  ein  ganz  anderer  und  (mÜ 
Ausnahme  der  Uehergehung  des  Völkerrecbtes  und  der  Aufnahme  der  sogenann- 
ten Metapolitik ,  d.  h.  der  Gesellscbanslehre)  weit  rich%eier;  driUens  hat  Voii  deo 
Gedanken  der  GesellschaftswisseBschaft  gar  nicht  einmal  begriffen ,  aondem  an 
deren  Stelle  ein  Kapitel  des  Staatarechte«  als  ugene  Wiiisnachafi  anfgiOhrt 


ppfiitLTeu  Staatsrechtes  und  der  Staatengeschicht«.  Beide  werden  oätnlich  zn 
einer  Art  von  Staate-  und.Bechtsgescbichte  der  bedeutendsten  Völker  znsam- 
loengewoTf en ,  welche  dann  aber  wieder  nur  eine  Einleitung  zur  Literatur  der 
StaatEwiEBe«scha£Cen  sein  soll!  Was  aber  die  materielle  AasfOhning  betrifEt, 
so  Btreiten  sich  geistlose  Nüchternheit  und  erdrückende  Breite  um  den  Vor- 
rang. Von  ejjoer  Berücksichtigung  versdiiedener  Staatsgattuogen  ist  kedne 
Bede;  eine  durch  Vertrag  zu  Stande  gebrachte Rechtsschutzaostalt  ist  der  ein- 
zige als  zulässig  erklärte  und  ausgebeutete  Gedanke.  Nie  stüsst  man  auf  eine 
Jl^here  Ansicht  vom  Staatsleben  oder  auf  eine  e^cntUümliche  Idee.  Die  Ur- 
Üieile  sind  stumpf  und  schwankend.  In  der  Polizei  und  in  der  Fiuauzwisseii- 
schaft  ist  die  vollendetste  Unklarheit  über  die  Gränzen  und  den  Zweck  diesem 
Terschiedenen  Zweige  der  Staatsthätigkeit,  über  die  tauglichen  Mittel  im  eiu- 
zelneot  Falle,  über  die  Verbindung  zu  einem  Ganzen.  Nimmt  man  nun  dazu 
jLOch.  die  unai^tenehme  pedantische  Form  des  Vortrages,  namentlich  die  uner- 
jtrAgUche  Eintheilung  und  Abthejlung  jedes  Punktes  bis  ins  verdoppelte  hebräi- 
sche Alphabet  herunter:  go  eigiebt  sich  ein  verurtheileuder  Ausspruch  aber 
,4ft8  Werk  von  selbst.  .Es  mag  immerhin  sein,  dass  der  Verf.  in  vielen  Fällen 
eine  leidliche  E^ntniss  der  staatsrechtlichen  Ansichten  hat,  wie  solclie  durch 
,die  französische  Umwälzung  allgemeiner  verbreitet  worden  sind;  auch  ist  zuzu- 
geben, dass  er  im  Allgemeinen  ein  gewisses  breites  Wohlwollen  zeigt  und  den 
Staat  möglichst  nützlich  machen  möchte:  allein  diese  guten  Eigenschaften 
.ßind  nicht  hinreichend,  um  das  bleierne  Erzeugniss  über  dem  Wasser  zu  hal- 
ten.  Mit  Becht  ist  es  nicht  nur  von  dem  jetzigen  Gesclilechte  ganz  verges- 
sen; sondern  schon  die  Zeitgenossen  des  Verf.'s  haben  kein  Verlangen  nach 
der  Vollendung  des  Buches  getragen. 

Wieder  gieng  ein  Henschenalter  darüber  hin,  ehe  eine  neue  umfas- 
sende Gesammtdarstellung  der  staatlichen  Disciplincn  erschien.  Diessmal  ver- 
floss  es  aber  glücklicherweise  nicht  unbenutzt.  Vielmcbr  ist  der  Uebergang 
von  der  Voss'schen  unglücklichen  Arbeit  zu  K.  S.  Zacbariä's  Vierzig  Büchern 
vom  Staate  >)  ein  Genuss,  wie  ihn  ein  Uebergang  aus  der  Dunkelheit  zum 


1)  Zacbaria,  K.  S.,  Vierzig  Bücher  vom  SUate.  1  —  V.  Slatigarl  und  Heidelberg, 
1820— 1S32.  Bd.  I;  Einleitung  in  die  SlaaUwissenschan ,  Buch  1  —  14;  B4  II; 
Verfassnngalehre,  Buch  15-'20;  Bd.  III— V:  Regieningslehrc,  Buch  21—40  (Orga- 
nisaUoD,  RechUpüege ,  Polizei,  poliüsche  Oelconomie,  beide  letztere  BegrilTe  im 
weile*len  5inne  genommen).  —  Kune  Zeit  nach  Beendigung  des  Watkes  erschien 
jedoch  unter  demselben  Titel  (Heidelberg,  1839— 1H43,  in  VII  Bänden)  eine  völ- 
lige Umarbeitung  desselben.  Bd.  1:  Vorschule  der  SlaatswisBcnschan,  Buch  1 — 6; 
Bd.  JU:  Allgemeine  poliUsche  Maturlehre,  Buch  7—14;  Bd.  111:  Verlassaiigslehre, 
Buch  15—18;  Bd.  IV- VU:  Regiernngslehre ,  Buch  19 — 10  (Organisation,  RechU- 
pfl^e,  .Polizei,  Völkerrecht,  politleche  OelioDomie  —  übrigens  nicht  unter  diesen 
Benennungen  auTgelührl  und  auch  zum  Theüe  aus  einandci  gerissen).  Hit  vollem 
,^eeh|c  a^pDl  Z.  die  zweite  Ausgabe  tioe  „Umarbeilung."  Die  beiden  Werke  sind 
nicbl  nur  in  Form  ond  Einlheilong,  sondern  auch  im  Xnhüte  vieUaah  verachieden. 


Die  BBCyklopldieen  und  Syileme  der  StutnriueniclufteD. 

iiafit.  Hier  ist  das  Ergebniss  der  von  einem  geiBtreiclien  Hanne 
les  langen  Lebens  mit  ungewöhnlichem  Eifer  gemachten  Stadira 
;  und  zwar,  da  sich  der  Verfasser  bei  dieser  Arbeit  nicht  von  der 
lienken  liess  zu  Gunsten  eines  practischen  Zweckes,  das  volle  und 
gebniss.  Wenige  Tage  vor  seinem  Tode  beendigte  Z.  das  letzte 
:eses  seines  pnblicistischcn  Hauptwerkes;  es  ist  also  dasselbe  in 
}in  wissenschaftliches  und  politisches  Testament,  wie  er  es  ge- 
te.  Es  soll  hier  kein  Todtengericht  gehalten  werden;  and  es 
nuntersucht  und  unbeurtheilt ,  was  der  Verfasser  erstrebt,  wozn  «■ 
Ki&ft,  sein  grosses  Talent,  sein  reiches  Wissen  und  sein  langes 
indet  hat,  und  vielleicht  hätte  verwenden  mögen;  allein  das  vorlie- 
kann  in  der  That  nickt  richtig  aufgefasst  werden,  als  vom  Stand- 
PersOnlichkeit  Zachariä  spricht  in  einer  seiner  Sidiriften  (al- 
tchst  in  Beziehung  auf  diese)  den  Wunsch  ans,  seinen  Landslea- 
n,  was  Machiavell  in  seinen  Erörterungen  Aber  Livius  gewShit 
st  diess  ein  merkwürdiges  Beispiel ,  wie  wenig  auch  der  geist- 
isch  sich  selbst  kennt.  Kit  Machiavell's  klassischer  Bnhe  und 
r  Tiefe  hatte  Z.'s  geistige  Natur  anch  nicht  die  entfernteste  Aehn- 
gegen  liegt  ein  anderer  Vergleich  sehr  nahe,  der  nSmlich  mit 
Bei  Beiden  ist  ein  umfassendes  und  grflndliches  Wissen;  bei 
zender  Scharfsinn  nnd  fnnkelnder  Geist  ;^bei  Beiden  Scheue  vor 
r    Auseinandersetzung,    vielmehr    Neigung   zu    scbarfgeschliffeiiai 

blendenden  Streiflichtem;  bei  Beiden  auf  Wirkung  berechnete 
eit,  Paradoxie  und  seihst  Geziertheit.  Auch  von  ZachariS's  Hanpt- 
3ass  es  vielfach  „de  l'esprit  sur  les  lois"  ist.  —  Eine  ansfohrlicbe 
des  vorliegenden  Werkes  oder  gar  der  Einzelnheiten  desselben  wllrde 
en;  allein  wenigstens  einige  zerstreuete  Bemerkungen  mögen  dazu 
inen  Begriff  von  den  EigenthOmlichkeit  der  Vierzig  Btlcher  Za- 
der  Art  ihrer  Leistungen  zu  gehen.    Von  selbst  versteht  sidi 

dass  die  zweite  Bearbeitung  zu  Grunde  gelegt  wird;  einige  Aa- 
3er  das  Verhältniss  der  beiden  Ausgaben  zu  einander  sind  bereib 

Als  die  hervorragendste  Eigenschaft  des  Verf.'s  erscheint  der 
Hg  seiner  Kenntnisse  und  die  geistvolle  Anwendung  derselben  auf 
re.  Nicht  nur  ist  keine  der  Staatswissenschaften  selbst,  deroi  er 
itens  in  ihren  Grundlagen  und  Hauptfragen,  Herr  w&re;  sondern, 
imt  liegenden  Wissenskreisen  zu  Hause,   findet  er  in   denselben 


ebnisse  weilecer  Studien  und  einer  «laallich  «ehr  bewegten  Zeit  sind  der 
itung  in  reicher  Fülle  einverleibt ,  und  gestalten  znm  Theile  Lchrsitie  und 
wesentlich  ändert.  Dann  aber  haben  sich  auch  die  EigenthQmlichkeiten 
f.i,  nameDtlieh  seioe  Nei^nf  zum  AulTalleDden  und  Geitträch-Bizarren, 
L  Alter  gesteigert;  lo  daas  die  erste  Auagabe  merklich  eiulacber  und  an- 
oi«t  gehalten  i*t 
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Stoff  zu  Vergleichen,  zu  überraschenden  üebersichten,  zur  Warnung  vor  Ein^ 
seitigheit.     Er  steht  auf   diese  Weise  beherrschend  über  seinem  Stoffe   und 
nöthigt  auch  den  Leser,  das  Staatsleben  nur  als  eine   der  Erscheinungen  des 
Weltalls    aufzufassen.     Selbst  die  neuesten  Richtungen  in   der  Wissenschaft» 
wie  z.  B.   die  Unterscheidung   zwischen   Gesellschaft  und   Staat,    die  Zukunft 
des  Vereinsprincipes ,   die  Steigerung   des  Völkerrechtes  zum  Weltstaatenrecht, 
sind  von  dem  Greise  nicht  unbeachtet  geblieben;  und  wenn  sie  auch,  wie  na- 
türlich, seine  Ansicht  eines  ganzen  Lebens  nicht  mehr  vollständig  durchdrin- 
gen und  organisch  umwandeln  konnten,  so  fühlt  er  doch  dereuBedeutung  und 
weist  klar   darauf   hin.      Es  Hesse  sich  vielleicht  in  dieser  Beziehung    eine 
Vergleichung  mit  dem  Kosmos  von  A.  Humboldt  anstellen.    Nicht  minder  be- 
merkenswerth  ist  die  Buhe  und  die  Reife  des  Urtheiles.    Auf  dem  hohen  gei- 
stigen Standpunkte,  welchen  der  Verf.  einnimmt,  ist  ihm  die  verhältnissmässige 
Berechtigung  der  verschiedenen  Ansichten  einleuchtend,   und   er  erkennt  auch 
bei  dem  Gegner  das  Richtige  an.    Allerdings  wird  auf  diese  Weise  sein  Werk 
weder   eine    starre    logische   Entwicklung   einer    bestimmten   philosophischen 
Grundlehre,  noch  eine  systematische  Partheianweisung;   aber  der  hes&  wird 
sich  bewusst,  welche  kaum  gewältigbare  Menge   von  Ideen   und  Richtungen  in 
dem  Staatsleben  möglich  und  sogar  vorhanden  ist,   was    denn  nicht  nur  auch 
seiner  Seits  eine  grössere  Billigkeil  des  Urtheiles  über  Menschen ,  sondern  auch 
eine   freiere  staatsmännische  Ansicht   über  die  Dinge   zur  Folge  haben  muss. 
Es  ist  schon  viel  gewonnen,  wenn  man  die  Leser  dahin  bringt,  dass  sie  nicht 
ganz  ununtersucht  wegwerfen,  was  zufällig  nicht  in  ihr  enges  System  passt. 
üebrigens   hätte  der  Verfasser  dieser  Seite  seiner  Arbeit  noch   mehr  Werth 
geben  können,  wenn  er    auch  noch  andere  Staatsgattungen,   z.  B.   den  Glau- 
bensstaat,  den  Patrimonlalstaat,  regelmässiger  und  organischer  aufgenommen 
hätte.    Eben  so  ergötzlich  als  zum   eigenen  Nachdenken  auffordernd  ist  die 
FtQle  der  gelegentlich  geäusserten  Gedanken,    der  witzigen  Anspielungen,   der 
Anführungen  von  klassischen  Stellen  und  geschichtlichen  Zügen.    Es  ist  sogar 
des  Guten  nicht  selten  zu  viel  gethan,    und  wird  zuweilen  anstatt  eines  tüch- 
tigen Grundes,    der  auch  fleckt,     eine  quere  Frage,  eine  Hinweisung  auf  eine 
Analogie,  ein  geistreicher  Scherz,  eine  Anecdote  hingeworfen.    Ganz  wie  Mon- 
tesquieu. —  Natürlich  haben  diese  Eigenschaften,   so   selten  und  glänzend  sie 
sein  mögen,  auch  ihre  Schattenseiten,  namentlich  in  einer  systematischen  Ar- 
beit.   Vor  Allem  ist  die  Lehre  keineswegs  immer  klar  und  durchsichtig  genug. 
Theils  ist  Zachariä  wohl  überhaupt  kein  Meister   in  der  Aufstellung  scharfer 
Begriffsbestimmungen  und  oberster  Grundsätze,  sondern  mehr  in   der  Feinheit 
der  Gedankenanatomie.    Theils  aber  bilden  zuweilen  die  vielerlei  gelegentlich 
und  aus  verschiedenen  Standpunkten  geäusserten  Bemerkungen  ein  wahres  Ge- 
strüppe von  Ideen;  die  Fasern  liegen  nicht  alle  nach  Einer  Richtung  und  las- 
sen sich  also  auch   nicht  zu  einem  Faden  verspinnen,    ehe  nicht  das  Abwerg 
mit  kritischer  Hechel  bei  Seite  geschafft  ist    Denken  wird  man  und  muss  man 
viel  bei  dem  Buche;  aber  es  ist  schon  nicht  leicht,  sich  des  Systemes  des  Verf.'s 
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hellem  BewuEstsein  zu  bcmaditigen ,  und  nocfc  schwerer,  es  mit  dem 
len  znsammeDZuhalten.  Sodann  hat  das  Bestrehen  nach  Eigenthltmlichfeeft 
nancher  schiefen  Darstellung  geführt,  und  zwar  von  der  Anlage  des  ganzen 
bes  an,  his  henmter  zum  einzelnen  Satze  nnd  Worte.  So  hat  z.  B.  der 
inke  nnd  die  Benennung  der  „Naturlehre  des  Staates"  sicherlich  etwas 
nthümUches,  und  es  hat  sich  auch  Zachariä  offenbar  grosse  Mflhe  gegeben, 
m  Abschnitt  geistreich  und  blendend  darzustellen.  Allein  eine  unbefangene 
achtung  zeigt  nicht  nur,  dass  gar  manches  Schaumgold  dabei  ist,  wie 
.  die  Herbeiziehung  von  Chemie,  Mechanik,  Biologie,  was  alles  nur  auf 
■tspiele  und  gezierte  Geistreichheit  hinansläuft;  sondern  auch,  dass  die 
ptsache  dieser  sogenannten  Katurlehre  nichts  ist,  als  die  langst  bekannte 
orie  der  Statistik.  Warum  nun  diese  aus  ihrer  richtigen  Stelle  im  Sy- 
te  ,dcr  Staatswisücnschaften  nehmen,  und  selbst  ihren  Kamen  mit  einem 
im,  im  Grunde  doch  falschen,  vertauschen?  Warum,  noch  schiefer,  die 
!e  staatliche  Geschichte  auf  das  gezwungenste  hier  unterstecken ,  weil  die 
IT  des  Menschen  seine  Geschichte  bestimme?  Warum  endlich  gar  die 
tsklugheit  als  einen  Theil  der  Naturgeschichte  behandeln,  weil  Einsicht  in 
Gesetze  der  Natur  (?1)  und  deren  zweckmässige  Anwendung  Klugheit   sei? 

heisst  doch  in  der  7'hat  geistreich  bis  zur  Wirkung  des  Gegentheiles  sein, 
lieh  ist  die  materiell  bedeutendste  Eigenthüralichkeit  des  Werkes,  die  Ver- 
;huQg  des  Verwaltungsrcchtes  und  der  Pohtik ,  doch  wohl  auch  haupt^äch- 
der  Bemühung  um  Absonderhchkeit  zuzaschreibea.  Wenigstens  ist  der 
^fahrte  Grund  ihrer  Einheit,  —  nSmlich  dass  da  Recht  vorhanden  sei,  wo  nur 

möglicher  Weg  zum  Ziele  bestehe,  Pohtik  aber  da,  wo  eine  Wahl  unter 
ireren  vorliege,  —  so  wenig  schlagend  und  auf  das  innere  Wesen  eingehend, 
i  ein  Mann,  wie  Zacltariä,  gcniss  denselben  an  sich  nicht  als  genügend 
;htet  hatte.  Kurz,  es  gicbt  wohl  wenige  Schriften,  Ober  welche  man  so 
wer  mit  seinem  Urtheile  fertig  werden  kann,  wie  die  vorhegende.  Doch 
so  viel  jeden  Falles  gewiss,  dass  sie  ein  merkwürdiges  und  geistig  bedeu- 
les  Werk  ist.  Kann  auch  nicht  erwartet.  Ja  nicht  einmal  gewünscht  wer- 
,  daes  Anfänger  in  den  Staatswissenschaften  sich  derselben  als  Leitfadens 
ienen;  ist   sie  ferner  für  den  Mann  vom  Fache    kein  richtiges  Spiegelbild 

staatlichen  Wissens  nnd  Denkens  zu  einer  bestimmten  Zeit:  so  wird  sie 
noch  immer  eine  Fundgrube  von  Gedanken  sein,  und  um  so  höher  ge- 
atzt sein ,  je  gebildeter  der  Leser  selbst  ist  Wenn  ein  Staategelehrter 
'ahr  läuft,  im  Schulstaubc   zu  ersticken  oder  durch  die  geistJose    Uebung 

gewöhnlichen  Lebens  stumpf  zu  werden,  so  greife  er  zu  Zachariä'a  Vierzig 
;hem,  und  er  wird  dui-ck  diesen  Schaumwein  aufgeregt  und  selbst  gegeistigt 
den.  Die  Frage  des  Yerf.'s  auf  dem  Titelblatte:  an  omnis  moriar?  kann 
I  mit  grosser  Bestimmtheit  verneint  werden. 

Erfreulich  ist,  dass  gleich  wieder  das  der  Zeitfolge  nach  nächste  grössere 
xk  als  ein  bedeutendes  bezeichnet  werden  kann.    Es  ist  diess  nämlichRot- 
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teck'i  Lebrbnch  des  YemunftrechteB  und  der  Staatswissenschaften').  Von 
einer  innern  Aehnlichkeit  mit  dem  bisher  besprochenen  Buche  ist  freilich  keine 
Bede,  wie  diess  schon  die  ganze  Persönlichkeit  der  Verfasser  .mit  sich  brachte. 
War  es  Zachariä  um  Vielseitigkeit,  um  GedankenftLlle  und  um  die  schlagende 
Wendung  der  Rede  zu  thun:  so  Botteck  um  die  Aufmunterung  zur  Hand- 
lung, und  zwar  in  bestimmtest  vorgezeichneter  Richtung.  Die  rechtlichen  und 
politischen  Ansichten,  welche  er  auf  der  Rednerbühne  in  der  Anwendung  atd^ 
den  einzelnen  kleinen  Btaat  und  auf  eine  bestimmte  Frage  durchzusetzen 
bemüht  war,  wollte  er  durch  ein  umfassendes  System  der  Staatswissenschaften 
ZOT  Ueberzeugnng  in  weitem  Kreisen  bringen.  Diess  hat  er  denn  auch  gelei- 
stet, und  zwar  mit  Glück.  Nicht,  als  ob  das  Buch  in  allen  Beziehungen  ein 
Meisterwerk  wäre;  dazu  fehlt  es  an  Einfachheit  der  Anlage,  an  Vollständigkeit, 
an  Unbefangenheit,  vielleicht  zuweilen  an  sachlicher  Kenntniss.  Noch  weniger, 
als  wenn  man  mit  allen  einzelnen  Sätzen,  ja  mit  ganzen  Richtungen  Rotteck^s 
einverstanden  sein  könnte ;  dazu  war  er  viel  zu  sehr  Mann  der  PartheL  Allein 
ee  ist  ein  Werk  aus  Einem  Gusse,  voll  von  Verstand,  Zweckbewusstsein  und 
tüchtigem  Willen.  Oft  fordert  es  allerdings  den  Unbefangenen  zum  Wider- 
spruche heraus ;  allein  es  nöthigt  zum  eigenen  Denken,  und  belohnt  dasselbe.  — 
Die  formelle  Eintheilung  des  Rotteck'schen  Werkes  ausführlich  zu  besprechen, 
dürfte  überflüssig  sein.  Ein  Blick  auf  sie  zeigt,  dass  sie  viele  Fehler  hat;  das 
Organisationstalent  scheint  nicht  unter  den  Eigenschaften  des  Volkstribuns  ge- 
wesen zu  sein.  Ist  er  doch  nicht  im  Stande  gewesen,  das  von  ihm  selbst  gams 
richtig  Erkannte  im  Systeme  gehörig  unterzubringen.  So  z.  B.  das  philoso- 
phische Privatrecht,  das  er  ausdrücklich  als  Staatswissenschaft  verwirft  und 
dann  doch  aufnimmt;  das  Völkerrecht,  welches  er  als  Theil  des  öffentlichen 
Rechtes  erklärt  und  bei  der  Politik  untersteckt;  der  wunderliche  Unterschied 
zwischen  materieller  und  ökonomischer  Politik,  wie  wenn  ökonomisch  nicht  so- 
gar vorzugsweise  materiell  wäre.  Und  so  noch  Vieles,  a]uch  im  Einzelnen. 
Was  aber  den  Inhalt  betrifft,  so  muss  man  freilich  die  Vorzüge  nicht  da  sa« 
chen,  wo  sie  nicht  liegen,  und  auch,  nach  der  Persönlichkeit  des  Verfassers, 
nicht  liegen  können.    Rotteck  war  weder  ein  speculativer  Philosoph,  noch  hatte 


1)  Rotte ck,  C.  von,  Lehrbuch  des  Veraunftrechts  und  der  Staalswissenschaßen. 
1— IV  Stultg.,  1829—1835.  Von  den  beiden  ersten  Bänden  erschien  eine  2le  un- 
veränderte Ausg.  im  J.  1840.  —  Die  Eintheilung  des  Werkes  ist  folgende: 
Bd.l:  Vemunflrecht;  Bd.  II— IV:  Theoretische  Staatslehre  oder  Metapolitik  (Staats- 
metaphysik;  Staatsphysik;  Allgemeines  Staatsreeht).  Practische  Staatslehre  oder 
Politik.  Formale  Politik:  (Constitutionslehre ;  Organisationslehre ;  Allgemeine  Re- 
gierungslehre). Materielle  Politik:  (Justiz;  Polizei;  auswärtige  Angelegenheiten). 
Oekonomische  Politik:  (Staats-Nationalökonomie;  Finanzwissenschaft;  Militärwe- 
sen). —  Der  ganze  geschichtliche  Theil  der  Staatswissenschaflen ,  nach  Rotteck 
zerfallend  in  Alterthumskunde ,  Staatengeschichte  und  Statistik,  ist  nicht  aufge- 
nommen, als  zu  weit  führend;  das  Völkerrecht  ist  unter  der  materiellen  Politik 
abgehandelt. 


I  Die  EnejUopidieen  und  Sytteme  der  StaatiwiuMis^tften. 

in  der  Mehrzalil  der  theoretischen  Stctatswiesenechaften  bedeatende  selbst- 
idige  Studien  gemacht.  Von  einem  Unterschiede  zwischen  GeBellscb&ft  nnd 
at  Hess  er  sich  nicht  trftnmen;  und  auch  die  Aufnahme  der  Sittenlehre  nnt«r 

Staats  Wissenschaften  war  fflr  ihn  weder  wissenBchaftliches  noch  iebendes 
IHrfniss.  Ihm  genügte  die  Feststellung  der  Recbteseite  im  Staataleben,  na- 
itlich  in  ihrer  freiheitlichen  Entwicklung.  Somit  ist  von  ihm  weder  eine 
e  Staatsphilosophie  zu  verlangen,  er  steht  yielmehr  einfach  auf  dem  Kant'- 
;n  Standpunkte;  noch  auch  eine  eigenthQmliche  Anffassung  und Neogestaltmig 
seiner  Disciplinen ,  er  nimmt  sie  im  Wesentlichen,    wie  er  sie  in  den  besten 

bekannten  Bearbeitungen  Anderer  findet.  Sein  Verdienst  besteht  vielmehr 
1er  unvcrrOckbaren  Festhaltung  seines  Staatsideales  dnrch  alle  Beziehung^i 
durch  und  in  allen,  auch  den  einzelnsten,  Fragen.  Dnrch  seine  characl«r- 
ie  Gesinnung,  welche  subjective  Einheit  in  das  Gewirre  \on  streitenden  An- 
iten  bringt,  und  eine  wenigstens  den  Verf.  nie  verlassende  Entscheidnng  an 
Hand  giebt,  wird  das  Werk  eindrucksvoll  und  belehrend.  Und  zwar  nicht 
a  blos  in  der  Richtung,  welche  für  Rotteck  die  allein  wichtige  war,  nämlich 
ier  einer  practischen  Ueberzeugung  und  dadurch  befestigten  Entschliesenng 
1  Handeln ;  sondern  auch  in  rein  wissenschaftlicher  Auffassung.  Alag  n&m- 
I  diese  einseitige  Hervorhebung  des  modernen  Rechtsstaates  auch  eine  den 
chthnm  der  staatlichen  Wissenschaft  lange  nicht  erschöpfende  sein:  so  ist 
doch  immerhin  wichtig  zusehen,  wie  sich  diese  eine  Ansicht,  auf  das 
gerichtigste  bis  in  ihre  Spitzen  ausgebildet,  durch  das  Gesammtgehände  der 
itlichen  Disciplinon  ausprägt.  Allerdings  ist  tou  einer  solchen  Arbeit  bis 
einer  allumfassenden  Encyklopädie  der  Staatswissehscbaften  noch  ein  sehr 
ter  Weg;  aber  so  weit  sie  geht,  verdient  sie  Anerkennung  auch  von  Bol- 
n,  welche  den  practischen  Standpunkt  des  Verf.'s  nicht  theilen. 

Es  mag  zweifelhaft  sein,  ob  das  zunächst  zu  nennende  Werk,  die  allge- 
ne  Staatslehre  von  Kckendahl  >)  zu  den  vorzugsweise  wissenschaftlichen 
tyklopfidieen  zu  rechnen  ist,  oder  nicht  vielmehr  zu  demjenigen,  welche  Ge- 
nfasslichkeit  beabsichligen.  Doch  ist  jeden  Falles  die  ganze  Haltung  eine 
r  ernste;  und  wenn  auch  wenig  von  den  Streitfragen  der  Schalen  und  von 
ibergelebrsamkeit  die  Bede  wird :  so  wendet  sich  doch  der  Verfasser  nur  an 

höhere  Bildung.  Das  Ausgezeichnetste  an  dem  Buche  ist  imstreltig  die 
linnnng.  Es  wird  mit  Wärme  der  möglichsten  Ausdehnung  der  gesetzlichen 
iheit  und  der  Anerkennung   der  menschlichen  WUide  das  Wort  gesprochen, 

mit  Folgerichtigkeit  in  dieser  Richtung  das  Nüthige  vom  Staate  verlangt, 
niger  zu  rtibmen  ist  das  staafsmännische  Verständniss  der  Fragen  und  der 
Idiche  Umfang  der  Leistungen.  In  jener  Beziehung  erhebt  sich  der  Verfasser 
it  llbcr  die  Anschauungsweise  der  gewöhnlichen  liberalen  Schule,  welche  nur 
«  sogenannten  Vemunftstaat  anerkennt,  den  Staat  auf  ausdrttcklichen  Ver- 
;  gründet  u.  s.  w.    Alle  anderen  Gesittigungsstufen,  Lebenszwecke  und  diesen 


.}  Eekendabl,  t>.  G.  von,  Allgemein«  StuUlehre.  I— la    Neost.  a.  0.,  1833— 3&. 
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entsprechende  Gestaltangen  des  Zusammenlebens  werden  ganz  übersehen  oder 
fftr  Barbarei  und  rohe  Gewalt  erachtet  Dem  Umfange  nach  aber  ist  diese  en- 
cjklopädische  Darstellung  sehr  ungenügend,  indem  sie  nicht  nur  die  geschichtlichen 
Staatswissenschaften,  sondern  auch  Alles,  was  sich  auf  die  Verhältnisse  zum 
Auslande  bezieht,  Recht  sowohl  als  Staatskunst,  gänzlich  übergeht,  und  selbst 
in  der  inneren  Yerwaltungslehre  nur  Einzelnes  giebt. 

Den  Schluss  der  grösseren  wissenschaftlichen  Encyklopädieen  *)  bilden 
mehrere  Werke ,  welche  bis  jetzt  nur  Bruchstücke  geblieben  sind. 

Das  erste  derselben  sind  die  Zwölf  Bücher  vom  Staate  von  Schmitt- 
henner«),  deren  Vollendung  der  Verfasser  nicht  erlebte.  Das  Werk  versprach 
eine  gelehrte  deutsche  Arbeit  im  besten  Sinne  des  Wortes  zu  werden.  Sind 
n&mlich  die  characteristischen  Merkmale  einer  solchen  Bearbeitungsweise:  ern- 
stes ZurttcKgehen  auf  philosophische  Grundansichten ;  grosse  Gelehrsamkeit  und 
regelmässige,  abe     durchaus  nicht  eitle  Belegung  derselben  durch  fortlaufende 


1)  Vielleicht  wird  hier  die  Aufluhrang  der  „Qeschichte  und  des  Systemes  der 
Staatswissenschaften*'  von  F.  J.  Buss  und  G.  Ph.  Hepp,  1— lü,  Freib^.,  1839, 
vermisst  AUein  dieses,  in  mehrfacher  Beziehung  merkwürdige,  Buch  gehört  nicht 
unter  die  Encyklopädieen  der  St.  W.  Der  eigentliche  Kern  desselben,  nämlich  die 
geistreiche  Schrift  von  Hepp,  ist  lediglich  ein  philosophisches  Staatsrecht,  wie 
denn  der  Verf.  selbst  die  im  J.  1833  erschienene  Urschrift  keineswegs  ein  System 
der  St  W. ,  sondern  „Essai  sur  la  th^orie  de  la  vie  sociale  et  du  goavernement 
repräsentativ*  genannt  hat  Die  abentheuerliche  Vorrede  von  Buss  aber,  welche 
auf  1608  Seiten  ein  Buch  von  kaum  500  Seilen  einleitet,  ist  eine  durchaus  unver- 
arbeitete und  ungleichartige  Masse  von  allerlei  SlofT  zu  einer  Geschichte  und  Li- 
teratur der  Staats  Wissenschaften  und  der  staatlichen  Begebenheiten  der  jüngsten 
Zeit,  und  als  solche  bereits  oben,  S.  62,  beurtheilt  —  Auch  sei  hier  gerecht- 
fertigt, warum  die  Schriften  von  Behr  keine  Aufnahme  finden.  Dieselben  zu- 
sammen umfkssen  allerdings  einen  grossen  Theil  der  Staatswissenschaften;  allein 
keine  einzelne  derselben  ist  eine  Encyklopädie  derselben.  Das  System  der  allge- 
meinen Staatslehre  (Bambg.  u.  Würzbg.,  1804)  ist  philosophisches  Recht;  das  Sy- 
stem der  angewandten  allgemeinen  Staatslehre  (I — 111,  Frankf.,  1810)  und  der 
Neue  Abriss  der  St  W.  Lehre  (Bambg.  und  Würzbg.,  1816)    enlhält  blos  Poüük. 

2)  Schmitthenner,  Fr. ,  Zwölf  Bücher  vom  Staate,  oder  systematische  Encyklo- 
pädie der  Staatswissenschaften.  Bd.  I,  2te  Aufl.,  und  Bd.  Ili.  Giessen,  1839—43. 
—  Bd.  L  enthält  Buch  1—5,  nämlich:  Einleitung;  Geschichte  der  SUatswissen- 
schaflen;  Ethnologie;  Naturrecht;  Nationalökonomie.  Bd.  111.  ist  das  7te  Buch: 
Allgemeines  Staatsrecht  Zurück  geblieben  sind  zufolge  einer  Bemerkung  im  3ten 
Bande:  Theorie  derCultur;  Völkerrecht;  Staats  wirthschaft;  Polizei  und  Politik.  (Eine 
Eintheilung,  welche  jedoch  nicht  ganz  übereinstimmt  mit  dem  in  der  Einleitung 
entwickelten  Begriffe  der  Slaatswissenschaften.)  —  Die  Bezeichnung  des  ersten 
Bandes  als  2te  AufL  bezieht  sich  nur  auf  die  beiden  ersten  Bücher,  welche  den 
Inhalt  einer  frühem  Arbeit  des  Verl's  wiedergeben,  nämlich  der  im  J.  1832  er- 
schienenen Schrift:  lieber  den  Charaeter  und  die  Aufgabe  unserer  Zeit  in  Bezie- 
hung auf  Staat  und  Staatswissenschaft  Heft  1.  Vom  Staate  überhaupt  und  Ge- 
schichte seiner  Wissenschaft 
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tlefeersnfinirBngen ;  einfactrt  nnd  kltre  Entwlckhii^  des  GtämkengsB^es  obam 
litter  nnd  Geigtrüichthtm ;  kurz  Grtiidlicfakeit,  wisserrachaftHcfaes  Strebta  tad 
ttliebe  Wtlrde :  bo  findet  eich  dieses  Alles  in  den  vorliegenden  grösseren  Bnch- 
flcken.  Die  Nicbtvollendang  aber  ist  nm  so  mehr  m  beklagen,  ata  oin  be- 
entender  Tbeil  des  Hitgetbeilten  nicht  einmal  Staatswisecnscbaft  ist,  dkae 
lelmebr  erst  geliefert  werden  wollte.  Die  Ethnologie  des  Terf.'s  ist  n&iKlick 
ichts  anderes ,  als  eine ,  ziemlich  nnvollstlodige,  GeseUschaftswiasensc^iaft. 
aas  Katurrecfat ,  d.  b.  natHrliches  Privatrecbt,  eine  contradictio  in  a^jecto  Elr 
n  S jstem  der  Staatswissenschaft  ist ,  bedarf  keines  Beweiset.  Und  wanm  aodi 
ie  Nationalökonomie,  so  weit  sie  Tolktwirtbscbaflslebre  ist,  nidit  in  ein  soldief 
ystem  gehCrt,  wurde  oben  bereits  besprochen.  WShrend  also  die  Ungnast 
es  Schicksals  die  Haoptaache  TorenthUt,  ist  zun  grossen  Tbeile  Ueberflastigea 
nd  Ungeeignetes  gegeben.  —  Es  wftre  ohne  Zweifel  tmgerecbt,  das  allgemeäu 
taatsrecht,  welches  vollendet  vorliegt,  nicht  als  eine  tochtige  Arbeit  anzaer> 
ennen.  Elarheil,  Knhe,  Umsicht,  Sach-  nnd  Bficherkenntniss  sind  nnlängbar, 
id  sind  schöne  Eigenschaften.  Aber  verschwiegen  darf  doch  nicht  werden, 
9«s  Scbmitthenner  sich  wohl  nicht  ganz  klar  darObcr  war,  ob  er  ein  ge- 
liichtlich-  oder  ein  philosophisch  -  allgemeines  Staatsrecht  liefern  wollte;  and 
ISS  in  dem  einen  wie  in  dem  andern  Falle  der  Kreis  von  ihm  zn  enge  gezogen 
nrde.  Die  staatlichen  Ansichten  und  Einrichtungen  der  klassischen  Völker 
es  Alterthams  und  der  Germanen  sind  keineswegs  gleichbedeutend  mit  allge- 
leinem  Staatsrechte. 

Ebenfalls  unvollendet  gehtiehen  ist  die  Philosophie  des  Staates  von  E  i- 
enbart').  Der  Verfasser  ist  der  Ansicht,  eine  wesentlich  neue  Begriffs-  nnd 
wecks-Bestimmung  des  StaaUs  aufgefunden  zu  haben,  welche  er  systematisch 
iircb  das  Gesammtgebiet  der  Staatswissenschaften  durchznffthren  unternimmt 
e  ist  ihm  nSmlich  der  Staat  der  freie,  arbeitstheilige,  aber  auf  natArlicher 
inheit,  nlbnlich  auf  Volksthnm,  beruhende  Verein  der  Ueuschen  zn  gegoi- 
titiger  Forderung  ihrer  Idee  überall  nnd  in  jegUcher  Weise.  Die  Ableitung 
leses  Begriffes  aber  geschieht  mittelst  einer  weit  ansholenden  AnknOpfnng  aa 
ken'sche  Naturphilosophie.  —  Der  Versuch  bat  nicht  viel  Erspriessliches 
liefert.  In  dem  Grundgedanken  selbst  Ist  in  der  That  nicht  viel  Netie& 
ieht  man  nfimlicb  ab  von  den  naturphilosophischen  Spielereien  (denn  was  an- 
eres  sind  die  Vergleichungen  mit  Wurzel,  Stengel,  Blatt  und  Blume,  mit 
iemen,  Leber  und  Knochen?),  so  sind  nur  zwei  Merkmale  des  Begriffes  au- 
ers,  als  in  den  gewöhnlichen  Definitionen  vom  Staate.    Es  ist  dieses  die  An- 


l)ElBenhHrt,  H-,  PhÜotopbi«  de*  Stutei  oder  allgemeine  Socidtheorie,  L  0. 
Lpi.,  1843—44.  Der  3le  Buid  (ahrl  auch  nocb  dca  baioBdem  Titel:  PosHiTei 
System  der  VolkswirthBchan  oder  Okonotniiehe  BoelaltheaTle.  —  RfieksUodig 
•chdnen  gd>lieben  ib  tein  eine  Philoiophle  dw  B««hlM  u*4  dna  CnburRtoen- 
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nähme,  dass  der  Menscb  im  Bürger  ganz  anfgehe,  indem  alle  mensehlielie 
Zwecke  im  Staate  nnd  nur  durch  denselben  Befriedigung  finden  sollen;  sodann 
die  Berücksichtigung  der  Arbeitstheilung.  Was  nun  aber  jene  erste  Annahme 
betrifft,  so  ist  sie  weder  neu,  noch  richtig.  Nicht  nur,  weil  bekanntlich  der 
ganze  antike  Staat  mit  seiner  Philosophie  wesentlich  auf  diesem  Gedanken  be- 
ruht, ausserdem  er  auch  in  der  jüngsten  Zeit,  im  Gegensatze  gegen  den  Begriff 
des  Rechtsstaates,  manchfach  geltend  gemacht  worden  ist,  so  z.  B.  von  Stahl. 
Unrichtig  aber  ist  der  Satz  aus  doppeltem  Grunde.  Einmal,  weil  die  Per- 
sönlichkeit des  Menschen  missachtet  ist ,  der  Mensch  einer  seiner  eigenen  Schö- 
|)foiigen  zum  Opfer  gebracht  werden  soll.  Zweitens,  weil  das  ganze  Dasein  der 
Gesellschaft  dabei  Übersehen  vrird.  Eigenthümlich  dem  Verfasser  ist  dagegen 
allerdings  die  Aufnahme  des  Merkmales  der  Arbeitstheilung  in  den  Staatsbe- 
griff. Allein  es  ist  sehr  zu  fürchten,  dass  ihn  kein  guter  Genius  bei  der  Gut- 
heissung dieses  Einfalles  und  bei  der  üeberschfttzung  seiner  möglichen  Bedeu- 
tung leitete;  und  es  ist  ^^klich  schwer  einzusehen,  wie  von  hier  aus  eine  Um- 
gestaltung der  ganzen  Staatswissenschaft  ausgehen  soll.  Vorerst  muss  durchaus 
widersprochen  werden,  dass  die  naturwüchsige  Gestaltung  des  menschlichen 
Zusammenlebens,  die  Gesellschaft,  aufgehe  in  den  wenigen  vom  Verfasser  her* 
vorgehobenen  Ständen.  Jene  Gestaltung  ist  weit  rdcher  und  vielartiger.  So- 
dann kann  auch  nicht  zugegeben  werden,  dass  eine  Eintheilung  in  Stände 
gleichbedeutend  mit  Arbeitstheilung  sei.  Der  Begriff  des  Standes  liegt  in  der 
Verschiedenheit  des  Rechtes  und  nicht  in  der  der  Arbeit;  und  ein  Blick  in  die  Ge- 
schichte der  Staatseinrichtungen  zeigt,  dass  Gleichberechtigte  sehr  verschiedene 
Arbeit,  Gleicharbeitende  sehr  verschiedene  Berechtigungen  haben  können. 
Femer  ist  bei  Arbeitstheilung  und  ihrer  Bedeutung  für  den  Staatsbegriff  doch 
Im  besten  Falle  blos  von  einem  Vollziehungsmittcl  die  Rede,  welches  über 
Zv^eck  und  Richtung,  also  über  die  Hauptsache  des  Staatslebens  nicht  das 
Mindeste  entscheidet,  die  obersten  Grundsätze  gar  nicht  berührt.  Eine  Um- 
bildung der  gesammten  Staatswissenschaft  von  diesem  Standpuncte  aus  ist  so- 
mit ganz  ausser  Frage,  denn  es  ist  ja  gar  kein  Grundsatz  vorhanden,  welcher 
diese  Wirkung  haben  könnte.  Endlich  ist  Arbeitstheilung  keineswegs  das  ein- 
zige ,  oder  auch  nur  das  wesentlichste  Mittel  zu  Erreichung  der  menschlichen 
Zwecke.  Arbeitsvereinigung  ist  eben  so  nöthig  und  wirksam.  Und  würde  etwas 
ohne  Kapital,  ohne  Intelligenz,  ohne  Benützung  der  Naturkräfte  u.  s.  w.  er- 
reicht werden  können?  Das  neue  Merkmal  im  Staatsbegriffe  dürfte  somit 
nicht  viel  glücklicher  gewählt  sein,  als  wenn  man  sagen  wollte,  der  Staat  sei 
ein  durch  Benützung  von  Dampfkraft  seine  Zwecke  fördernder  Verein.  — 
Und  so  zeigt  denn  auch  die  Ausführung  des  Verfassers  selbst  die  Unfruchtbar- 
keit des  Grundgedankens.  Von  einer  Umgestaltung  der  Staatswissenschaften 
und  einer  Durchdringung  derselben  mit  dem  Principe  der  Arbeitstheilung  ist 
lediglich  nichts  zu  sehen.  In  der  Hauptsache  werden  einfach  Bruchstücke  aus 
einem  gewöhnlichen  Systeme  der  Staatswissenschaften  geliefert,  bei  welchen 
mancherlei  kritische  Ansichten  und  Excurse  des  Verfassers  den  Hauptinhalt^ 
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jeden  Falles  das  Bemerkenswertheste  bilden.  Eine  Erschöpfang  des  Stoffes, 
wie  er  längst  für  die  Wissenschaft  gewonnen  ist,  scheint  nicht  einmal  in  dem 
Plane  des  Verfassers  gelegen  zu  haben.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  wohl 
nicht  nöthig,  in  eine  genauere  Prüfung  des  Inhaltes  der  Bruchstücke  und 
Andeutungen  einzugehen. 

Die  bisherige  Ueberschau  hat  ohne  Zweifel  die  Richtigkeit  des  Urthales 
bestättigt,  dass,  trotz  mancher  Versuche,  das  Ideal  einer  die  politischen  Disci- 
plinen  äusserlich  ordnenden,  ausführlichen  und  in  wissenschaftlichem  Geiste  ge- 
haltenen Encyklopädie  noch  nicht  erreicht  sei.  Es  fehlt  noch  ein  Werk,  welches 
den  Staat  in  seiner  weltgeschichtlichen  Vielseitigkeit  auffasst,  die  Wissenschaft 
von  dessen  Wesen  und  Leben  von  verwandten  Wisseiiskreisen  bewusst  und  klar 
abscheidet,  jede  einzelne  der  specifisch  staatlichen  Disciplinen  in  ihrer  Voll- 
ständigkeit und  auf  dem  Standpuncte  ihrer  richtigsten  Entwicklung  darstellt, 
das  Ganze  aber  logisch  untadelhaft  zu  einer  Einheit  ordnet.  Ein  solches  Werk 
liefern  uns  nicht  H^al's  schätzenswerthe  aber  veraltete  Anfangsarbeit;  nicht  die 
Bruchstücke  oder  sonst  verunglückten  Versuche  von  Voss,  Schmitthenner  und 
Eisenhart;  nicht  die  einseitige  tendentiöse  Arbeit  Rottecks,  oder  der  flache 
Liberalismus  EckendahFs;  nicht  Zachariä's  Geistreichthun  und  Zerfahrenhdt 
Die  Aufgabe  mag  eine  schwierige  sein,  aber  sie  geht  nicht  über  das  mögliche 
Maass  des  Wissens  und  der  Geisteskraft;  und  es  muss  daher  immer  nach  der 
Erreichung  gestrebt  und  auf  das  Gelingen  gehofft  werden.  Wünschenswerth  aber 
wäre  sicherlich,  wenn  auch  ausser  den  Deutschen  die  Staatsgelehrten  anderer 
Völker  um  den  Kranz  rängen,  damit  der  Versuch  nicht  blos  in  Einer  Art  ge- 
macht würde.    Ein  Erfolg  würde  um  so  wahrscheinlicher. 

Nicht  dem  Umfange  und  dem  Gegenstande,  wohl  aber  der  Behandlnngs- 
weise  nnd  dem  Zwecke  nach  verschieden  von  den  bisher  besprochenen,  wesent- 
lich wissenschaftlichen  Encyklopädieen  der  Staatswissenschaften  sind 


B.    die  Werke    von  gemeinfasslicher  Haltung. 

Es  sind  nämlich  hierunter  solche  Arbeiten  verstanden,  deren  Absicht 
auf  eine  Belehrung  des  grossem  gebildeten  Publikums  gerichtet  ist,  und  wel- 
che somit  weder  auf  eine  neue  Untersuchung  der  Grundbegriffe  oder  der  Streit- 
wagen, noch  auf  eine  kritische  Erörterung  der  Meinungen  ihrer  Vorgänger, 
kurz  auf  keine  Förderung  oder  auch  nur  Darstellung  der  Wissenschaft  als 
solcher  abheben;  sondern  welche  in  möglichst  übersichtlicher  Form,  in  einfa- 
cher und  gemeinverständlicher  Sprache  und  etwa  mit  besonderer  Berücksich- 
tigung der  gerade  obschwebenden  Tagesfragen  die  feststehenden  Ergebnisse 
vortragen.  Natürlich  wird  ein  Mann  von  Geist  auch  bei  einem  solchen  Vor- 
trage gelegentlich  neue  Gedanken  äussern,  ein  Gelehrter  eine  eigene  tiefere 
Untersuchung  mittbeilen:  allein  es  ist  diess  doch  lediglich  nur  Zufall ,  und 
wird  wohl  von  dem  zunächst  vorhandenen  Leserkreise  nicht  einmal  recht  ge- 
würdigt. Die  Aufgabe  ist  übrigens  nichts  weniger  als  eine  leichte.  Jedes 
gute  Werk  dieser  Art  muss  eine  dogmatische  und  eine  polemische  Seite  haben. 
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Eine  dogmatische,    in  so  ferne  die  fOr  das  bürgerliche  Leben  nöthige  Summe 
von  Kenntnissen  vorgetragen  wird;    eine  polemische,  um  die  im  Volke  ver- 
breiteten irrthümlichen  Ansichten   und  Kichtungen  zu   beseitigen.     Namentlich 
der  letztere  Zweck  erfordert  Eenntniss  des  Lebens  und   gesundes  politisches 
Urtheil;   und  macht  es  auch   wünschenswerth,    dass  von  Zeit  zu  Zeit  immer 
wieder  neue  Schriften  solcher  Art  erscheinen,  und  jedes  Volk  seine  eigene, 
auf   seine    Bedürfnisse  berechnete  Belehrung  erhalte.      Wenn    nämlich    auch 
die  Wahrheit  nur  Eine  ist,   so  sind  die  Irrthümer  wechselnd  und  verschieden. 
Es    wäre   somit  ein  sehr    grosser   Fehler,   wenn    man    die   Abfassimg   einer 
solchen  Schrift  vielleicht   gar  für  eine  des  tüchtigen  Mannes  vom  Fache  un- 
würdige Arbeit  erachtete.      Eine  Vereinigung   der  schweren  Kunst  gemeinver- 
Btändlich  und  doch  gründlich   und  ansprechend  darzustellen,    mit  einer  voll- 
ständigen   Beherrschung   des    Standes    der  Wissenschaft    und   einer   genauen 
Kenntniss  des  Lebens,  möchte  sogar  nur  selten  vorkommen. 

Diess  mögen  denn  auch  die  Gründe  sein,  warum  der  bis  jetzt  vorlie- 
gende Schriftenvorrath  nach,  2rahl  und  Inhalt  dem  Bedürfnisse  wenig  ent- 
spricht. Wir  haben  nämlich  nur  vier  Werke,  drei  deutsche  und  ein  englisches, 
welche  sich  eine  ausführliche  gemeinfassliche  Belehrung  über  Wissen  und  Le- 
ben des  Staates  in  zusammenhängender  Darstellung  vorgesetzt  haben;  und  von 
diesen  sind  die  vaterländischen  fast  ausschliesslich  zu  tadeln,  das  fremde  we- 
nigstens nur  bedingt  zu  loben. 

Die  deutschen  auf  Gemeinverständlichkeit  berechneten  Schriften  sind  die 
„Staatswissenschaften  im  Lichte  unserer  Zeit"  von  Pölitz  '),  die  „Populäre 
Staatswissenschaft"  von  üngewitter  ^),  und  die  „Grundzüge  der  Staatswis- 
senscbaft"  von  Struve  *). 

Es  war  eine  Art  Ereigniss,  als  Pölitz  mit  seinem  bändereichen  Werke 
hervortrat.  Und  in  der  That  war  der  Zeitpunkt  der  Herausgabe  glücklich 
gewählt.  Gerade  zu  Anfang  der  zwanziger  Jahre  war  in  Deutschland  ein  viel- 
fach gefühltes  praktisches  Bedürfniss  zu  befriedigen.  In  einer  Reihe  kleiner 
und  mittlerer  Staaten  waren  Volksvertretungen  eingeführt  worden;  in  anderen 
bereitete  man  sich  dazu  vor.     Ueberhaupt  war  ein  regeres  staatliches  Leben 


1)  Pölitz,  K.  H.  L.,  Die  Staatswissenschailen  im  Lichte  unserer  Zeit  I — V.  Leipzig, 
18*Vu.  (Bd.  I:  Natur-  und  Völkerrecht;  Staat-  und  Staatsrecht.  SlaatskunsL 
Bd.  II:  VolksYdrthschaft ;  Staatswirthschaft  und  Finanzwissenschaft;  Polizeiwissen- 
schaft. Bd.  III:  Geschichte  des  europäischea  Staatssystems.  Bd.  IV:  Staatenkunde 
und  posit  Staatsrecht.  Bd  V:  practisches  Völkerrecht;  Diplomatie;  Staatspraxis).  Eine 
zweite  Auflage  erschien  in  den  Jahren  1827 — 1828.  Ein  kurzer  Auszug  aber  aus  dem 
grossem  Werke  ohne  irgend  eine  Abweichung  oder  Eigenlhümlichkeit  ist :  Pö- 
litz, Grundriss  für  encyklopädische  Vorträge  über  die  gesammten  Staatswissen- 
schaften.   Leipzig,  1825. 

2)  Üngewitter,  F.  G.,  Populäre  Staats  Wissenschaft  oder  staatswissenschaftliches 
Handbuch  .  .  .    Halle,  1845. 

3)  Struve,  6.  von,  Gnmdzüge  der  Staatfwitsenschaft.   I— IV.  MannL,  1847—48. 
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ynter  dem  Gebildete  und  Halbgebildeten  erwägt  fliii^  grosse  ApzsM  TOn 
iMfännern  also,  welche  keinerlei  staatswissenschaftliche  Stadien  gemacht  hatt^ 
war  jetzt  in  der  Lage,  über  die  verschiedenarti^ten  staratlichen  Fragen  ain 
Urtheil  haben,  wohl  gar  eine  Entscheidung  abgeben  zu  wollen  und  zu  solleiL 
f'ür  solche  war  denn  ein  W^k,  welches  die  Ergebnisse  der  Wissenschaft  auf 
j;ememfa&sU€he  Weise  darlegte,  ein  wahres  Bedürfniss.  POlitz  hatte  das  Yer- 
(di^nst,  dieses  einzusehen,  und  die  schnelle  und  weite  Verbreitung,  welche  sein 
.9(K^$^r]iches  Werk  fand,  beweist,  dass  sein  Versuch  wenigstens  zum  Theile 
genügte.  Eine  verständige  Prüfung  zeigt  jedoch,  dass  dieser  Beifall  in  der 
That  wohlfeil  verdient  wurde.  Es  ist  w^  und  ist  anzuerkennen,  dass  Pölitz 
in  übersichtlicher  Form  und  gemeinverständlicher  Sprache  die  landläufige 
Ergebnisse  der  verschiedenen  Staatswissenschaften  gab.  Zahlreiche  Bücher- 
v^zoichnisse  zeigten,  wo  noch  Weiteres  und  Tieferes  zu  finden  sei.  Er  ver- 
breitete sich  über  alle  Staatswissenschaften  und  nahm,  mit  wenigen  Ausnah- 
men, nur  solche  in  sein  System  auf.  Namentlich  aber  stellte  er  sich  in  sei- 
jQ€|n  Lehr^  und  Beurtheilungen  folgerichtig  auf  den  St^^ldpunkt,  welchen  waU 
die  übergrosse  Mehrzahl  seiner  Leser  verlangte,  nämlich  auf  den  eines  g^näs- 
sigten  consütutioneUen  Liberalismus.  Es  waren  die  Staatswissenschaften  ira 
Lichte  jener  Zeit,  freilich,  muss  man  auch  beifügen,  in  der  selbstzufriedenen 
Beschränktheit  derselben.  —  Aber  auf  dieses  bescheidene  Maass  muss  sich 
denn  nun  das  Lob  auch  durchaus  beschränken.  Pölitz  hat  schwer  gefehlt  und 
grosse  Uuf^gkeit  bewies^  in  dem,  was  er  gab,  und  in  dem,  was  er  unter- 
liess.  Verfehlt  ist  die  Darstellung  sowohl  hinsichtlich  der  formellen  Anord- 
nung, als  hinsichtlich  des  Inhaltes.  Was  nämlich  jenen  betrifft,  so  hat  er  das 
vorhandene  staatliche  Wissen  strenge  eingetheilt  in  die  gewöhnlichen  Schnl- 
disciplinen.  Abgesehen  nun  von  unstreitigen  logischen  Verstössen  in  dieser 
Anordnung ,  so  ist  offenbar  für  den  Zweck  einer  Belehrung  des  grossem  Pub- 
likums eine  solche  Eintheilung  verkehrt  Dieser  LeserkTeis  wollte  nicht  wis- 
sen, wie  sich  im  Jahre  1823  die  Wissenschaft  der  Polizei,  des  Völkerredits 
U.  s.  w.  ausgebildet  hatten,  sondern  sie  wollten  erfahren,  welche  Lehren  und 
Gedanken  über  die  innere  Verwaltung  oder  das  auswärtige  Staatenverhältniss 
bestehen.  Hier  war  also  eine  Eintheilung  nach  Gegenständen,  nicht  eine  An- 
einanderreihung von  Wissenschaften  die  richtige  Form.  Allein  noch  viel  grös- 
seren Tadel  verdient  die  sachliche  Mittelmässigkeit  und  trostlose  Schwach- 
herzigkeit des  Inhaltes.  Niemand  wird  von  einem  Manne  von  des  Verfassers 
mittelmässiger  Geisteskraft  verlangen,  dass  er  hätte  seiner  Zeit  voraneilen, 
^.  B.  eine  Ahnung  von  der  Gesellschaft  habes^i  "oder  auch  nur  seinen  dürren 
l^ant'schen  Rechtsstandpuukt  verlassen  sollen ;  aber  eine  tüchtige  Beherrschung 
des  Stoffes,  ein  selbstständiges  Urtheil,  ein  höherer  Ueberblick  über  das  Ge- 
sammtgebiet,  und  dsUier  eine  geistreiche  Auffassung  des  Lebens  und  der  Lehre 
wären  gerade  in  einer  gemeinfasslichen  Bearbeitung  sehr  an  der  Stelle  ge- 
wesen. Von  allem  diesem  ist  nun  aber  gerade  das  Gegentheil.  Pölitz  war, 
etwa  die  Geschichte  ausgenommen,  nur  Pilettant  in. den  staatlichen  Wissen- 
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fiehaften;  6ii>e  weiche  W<AlineuieBli6it  diente  ihm  anstatt  eines  scharfen  Ur^ 
theiles;  von  einem  geschieht&philosophischen  Ueberhlicke  aber  die  verschie^ 
denen  Staatsgattongen  und  der^n  Formen  als  den  Ausdrücken  an4  Mittel» 
grosser  Lebensansichten  hatte  er  keine  Ahnung,  befangen  in  beschränkter  Be- 
wunderung der  konstitutionellen  Monarchie,  in  der  „wir  es  so  herrlich  weit 
gebracht''  *),  und  deren  Anpreisung  und  Kräftigung  ihm  nicht  etwa,  wie  Bot^ 
teok,  ein  Mittel  zu  Erfolgen  im  Leben,  sondern  in  der  That  naive  Bewun* 
dening  des  Höchsten  der  menschlichen  Weisheit  war.  Das  Staatsleben  ist 
ihm  nur  der  Ausddbinung  nach ,  nicht  aber  nach  Inhalt  und  Zweck ,  reichhal- 
tig und  gross.  So  hat  er  denn  nur  mittelmässiges  Futter  für  die  Mittelmäs- 
fiigkeit,  eine  Theorie  der  flachsten  Spiessbürgerei  zu  Wege  gebracht.  Hiermit 
ist  denn  aber  auch  zugleich  gesagt,  wo  er  durch  Unterlassen  sündigte«  Die 
ganze  kritische  Seite  seiner  Aufgabe  hat  er  gar  nicht  begriffen.  Von  der  Be- 
kämpfung falscher  und  schädlicher  Tageerichtungen,  von  der  Widerlegung 
verderbliciber  Lehren,  von  einer  Anleitung  zu  selbstständigem  Denken  ist  gar 
keine  Rede.  Wie  hätte  ihm  auch  nur  der  Gedanke  an  eine  solche  Aufgabe 
kommen  können  ?  Wandelten  doch  er  und  seine  Leser  bereits  »,im  Lichte'^ 
ihrer  Zeit !  —  Unter  dieeen  Umständen  ist  es  in  der  That  als  ein  Beweis 
eines  Fortschrittes  in  staatlicher  Einsicht  anzusehen,  dass  das  anfangs  so  viel 
gepriesene  und  gerauchte  Buch  bereits  i^änzlicher  YergessepBjbeit  imd  Misß*- 
achtung  anheimgefallen  ist. 

Kicht  einmal  diesen  vorübergehenden  Beifall  haben  Ungewitter*s  und 
StruTe's  oben  bereits  angegebene  Bücher  gefunden.  Und  zwar  mit  voU^oi 
Hechte.  —  £s  ist  kaum  möglich,  ein  glatteres  Gerede,  eine  unwürdiigere  Hal- 
tung, eine  dürftigere  Kenntniss  zu  finden,  als  der  Erstgenannte  zu  Markte 
hiringt.  Oberflächlichkeit  und  Geistlosigkeit  streiten  sich  um  den  Yoncaog,  die 
Oemeinverständlichkeit  aber  wird,  wie  es  scheint,  darin  gesucht,  dass  einzelne, 
an  sich  ganz  unbedeutende  jüngste  Tagesbegebenheiten  breit  und  leidenschaft- 
lich besprochen  werden.  Weder  ein  Zweck,  no&h  eine  passende  Leserklasse 
int  für  ein  solches  Machwerk  zu  ersinnen;  jedes  weitere  Wort  darüber  aber 
'Wftre  Zeitverderb.  —  Was  aber  Struve  betrifft,  so  ist  das  nicht  umfangrei- 
che Buch  ein  trauriger  Beweis,  wie  der  anfänglich  wohl  gesinnte  und  weder 


1)  Ein  Beispiel  statt  hunderter.  Pdlitz  wollte,  sehr  mit  Recht,  in  dem  positiven  Staats- 
rechte eine  Reihe  von  Bildern  bemerkenswerther  Staatseinrichtnngen  geben  ak 
Belege  der  Ausführung  der  Theorie  und  zur  Vermehrung  der  Kenntnisse  seiner 
Leser.  Was  nun  aber  gab  er?  Nur  Skizzen  solcher  Staaten,  welche  in  den  letz- 
ten Jahrzehnten  eine  schriflliche  Verfassung  erhalten  hatten ! !  Also  den  nämlichen 
Grundgedanken  in  sein  unertr&gUcher  Wiederholung  hundertfach,  alle  übrigen 
Staatsfofinen  gar  nicht  Wie  ganz  anders  geietreich  wusste  schon  R^al.und  jetzt 
Brougham  diesen  Theü  der  Aufgabe  sulteen.  Allein  freilich  die  Einriohtungen 
von  Athen,  von  Venedig ,  von  Aegypian ,  der  normanniscben  JLehensmonarchie  in 
England  waren  nicht  ,4°^  Lichte  unserer  Zeit**  entworfen  und  ausgebildet,  wie  die 
von  Lippe-Detmold  oder  Schwaizburg-Rudolstadt 


^^4  CKe  Encyklopidieen  und  Syiteme  der  Stutntiuenseluflea. 

geistlose  noch  unwissende  Hann  durch  yerfolgmigen  nnd  eigene  Deberspan- 
nnng  immer  weiter  vom  verständigen  zum  wahnsinnigen  VolkEredner  und  tol- 
len Aufruhrer  getrieben  worden  ist.  Diese  „Gnmdztlge  der  Staatswissenschaft^ 
sind  auf  der  Grenzacheide  seiner  Ansichten  nnd  Handinngen,  zum  grossea 
Theile  im  Gef&ngnisse,  verfasst  worden,  und  sie  tragen  die  Spuren  des 
letzten  Ueberschlagens  ganz  deutlich  an  sich.  Während  der  Anfang  nodi 
ganz  leidlich  ruhig  und  selbst  von  wissenschaftlicher  Haltung  ist,  geht  du 
Ende  in  die  wflthendsten  AnsßUe  gegen  die  Tageshegebenheiten  und  dera 
Tr^er  Ober.  Jeder  neue  Gegenstand  und  jede  neue  Staats  Wissenschaft  ist  ein 
yerSndertes  Thema  zn  gleichen  Ansbrflchen.  Näheres  über  den  Inhalt  und 
die  aufgestellten  Ansichten  zn  sagen,  ist  unter  diesen  Umständen  nnd  bei  dea 
bekannten  Gesinnungen  des  Verfassers  vGllig  ftberfllkssig.  GemeinverstAndlidi 
ist  das  Bnifb  allerdings  hinreichend;  am  meisten  in  der  zweiten  Hälft«. 

Glficklicher  in  ihrem  populären  staatswissenschafüichen  'Werke  sind 
die  Engländer  gewesen,  während  ihnen  doch,  begreiflich  genug,  jedes 
streng  wissenschaftliche  System  der  Staatswissenschaft  fehlt.  Es  ist  kein  ge- 
ringerer Mann  als  Lord  firongbam  '),  welcher  sich  die  Aufgabe  gesetzt  hal, 
anter  allen  Klassen  seiner  Landsleute  eine  genauere  Eenntniss  der  staaUicbca 
Begriffe  und  Kenntnisse  zu  verbreiten.  Diese  Absicht  führt  er  aber  auf  eine 
ganz  eigenthOmliche  Weise  aus.  Nur  in  geringerem  Umfange  nämlich  giebt  tx 
Erörterungen  theoretischer  Grundsätze;  in  der  Hauptsache  beschäftigt  er  sich 
mit  der  Darstellung  nnd  Kritik  positiver  Staatseinrichtongen ;  auch  fOhrt  er 
keineswegs  sein  eigenes  System  der  Staatswissenschaften  gleichförmig  nach  allen 
Theilen  aus,  sondern  nur  soweit  ihre  Belehtung  notbwendig  scheint  Sein 
System  ist  nämlich  folgendes.  Er  tbeilt  vor  Allem  die  Staatswissenschaften  i> 
die  beiden  grossen  Zweige  der  innem  und  der  äussern  Politik  ab.  Jede  der- 
selben zer^lt  er  dann  wieder  in  mehrere  Unterabtheilungen.  Die  innere  Po- 
litik begreift  als  erste  Hälfte  1)  die  allgemeinen  Grundsätze  ober  die  Natur, 
die  Entstehung  nnd  den  Zweck  der  Staaten  ttberhanpt  (das  philosophisdie 
Staatsrecht),  und  2)  die  Schildemng  nnd  Erklärung  der  verschiedenen,  wirk* 
lieb  in  die  Erscheinung  getretenen  Staatseinricbtungen  (das  positive  Staats- 
recht und  die  VerfassungepoUtik) ;  als  zweite  Hälfte  aber  die  politische  Oeko- 
uomie  (Verwaltungslehre,  Verwaltungspflege  und  Finanz  Wissenschaft)  sammt 
politischer  Arithmetik  (und  Statistik).  Als  eine  Art  von  Anhang  der  innern 
PoUtik  besteht  noch  die  Bechtswissenschaft,  welche  die  allgemeinen  Grundsätie 
der  bürgerlichen  Gesetze  entwickelt  (philosophisches  Privatrecht   und  Justii- 


1)  Broaghtm,  Henry  Lord,  PoliUeal  phkloiophj.  I— IIL,  Lond.,  1S44.  (Dnder  Ihe 
■uperinlendence  of  the  Sociely  (or  Ihe  diilusion  of  uierul  knowledge).  Bd.  1: 
Allgem^ei  Staatsrechl  und  Honarchieen  ;  Bd.  II:  ArUtokraUeea ;  Bd.  III:  Dcmo- 
kralieeu  und  gemiichte  Hegierungsformen.  —  Du  Werk  erschien  in  einielnca 
Hellen  leil  dem  Jahre  1840,  hal  znlebt  aber  gemeioichaflllehe  Register,  Tiiel  a. 
t.  w.  Behalten. 
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poliük).      Die    äussere    Politik   ist    einer   Seits   Völkerredit,    anderer  Seits 
internationale  Politik.     Von   allen  diesen  Disciplinen  wird  nun  aber  ausftlhr- 
tieh  nur  der  erste  Theil  der  innern  Politik  dargestellt,  und  der  Rest  entweder 
ausdrücklich   von    näherer  Besprechung   ausgeschlossen,   wie   namentlich   die 
.  ganze  äussere  Politik  und  die  Ecchtswissenschaft,  oder  doch  nur  in  Einleitun- 
gen und  gelegentlichen  Excursen  berücksichtigt.    Es  ist  somit  das  Werk  nicht 
nur  nach  einem  wunderlichen  logischen  Plane  angelegt,  sondern  von  dieser 
Anlage  auch  nur  wieder  ein  Bruchstück.    Aber  so  wie  es  nun  einmal  ist,  und 
80  weit  es  geht,  ist  es  ein  merkwürdiges  und  zum  Theile  ein  vortreffliches  Buch, 
—  Um  in  der  Beurtheilung  gerecht  zu  sein,  muss  freilich  wohl  unterschieden 
werden  zwischen  dem  positiven  und  dem  speculativen  Theile  der  Arbeit.    Der 
erstere  überwiegt  weit  an  Umfang  und  Werth.   —    Durch  die  Aufstellung  ei- 
ner grossen  Gailerie  positiver  staatsrechtlicher  Zustände  aller  Zeiten  und  Län- 
der   hat    nämlich   Lord   Brougham    eine  Aufgabe    gelöst,    welche    von    den 
wenigsten  Bearbeitern  eines  Gesammtsystemes  der  Staatswissenschaften  auch 
nur  versucht,   und  von  diesen  Wenigen  sehr  schlecht  behandelt  worden  ist. 
In   dieser  Beziehung  ist  sein  Werk  jeden  Falles  eine  Bereicherung  der  Lite** 
ratur,  sowie  ein  beachtenswerther  Vorgang  für  künftige  Encyklopädieen.    Und 
zwar  bleibt  es  diess,  wenn  auch  eine  nähere  Prüfung  zu  mancherlei  Wünschen 
und  Ausstellungen  Veranlassung  geben  sollte.     (So  ist  z.  B.    die  Darstellung 
der  deutschen  Verfassungen  mangelhaft  und  selbst  unrichtig.)     Der  Verfasser 
hat  jeden  Falles  thatsächlich  den  Beweis  geliefert,  dass  es  einem  tfanne  von 
Geist  und  von  ausgedehnten  Kenntnissen  möglich  ist,  eine  belehrende  und  an- 
regende Uebersicht  über  die  positiven  Zustände  der  Staaten  aller  Zeiten  und 
verschiedener  Formen  und  Zwecke  zu  geben,  ohne  durch  Wiederholungen  zu 
ermüden  oder  durch  allzugrosse  Abkürzungen  die  eigentliche  Einsicht  zu  ver- 
krüppeln.    Durch  geschichtliche  Entwicklungen  und  vielfach  eingestreute  poli- 
tische Erörterungen  wird  die  Trockenheit  der  positiven  Gesetzgebungen  ge- 
schickt unterbrochen.    Einzelne  Staaten  sind  so  ausführlich  und  namentlich 
geschichtlich  so  gründlich  erörtert,    dass  die  einschlagenden  Abschnitte    des 
Werkes  füglich  als  bedeutende  Monographieen  gelten  können.   So  z.  B.  Biiss- 
land,  vor  Allem  aber,   wie  freilich  leicht  begreiflich,  England  ').    An  vielen 
Stellen   tritt    die  ausgedehnte  persönliche  Bekanntschaft    des  Verfassers  mit 
Ländern  und  Menschen  sehr   vortheilhaft  hervor;    nirgends  riecht  seine  Dar- 
stellong  nach  der  Lampe.     In  einer  grossen  Anzahl   von  eingestreuten  Erör^ 
teningen  und  Einleitungen  zeigt  sich  glänzender  Scharfsinn  und  frischeste  Ge- 
sundheit des  Gedankens;  und  Jeder  wird  der   klaren  Menschenkenntniss ,  der 
scharfen  Logik  und    dem  staatsmännischen  Ueherblicke   aufrichtige  Bewunde- 
rung zollen.     So  ist  namentlich  vortrefflich,  was  gesagt  ist  über  den  Nutzen 


i.)  Es  ist  denn  auch  in  der  That  dieser  Abschnilt  des  Werkes  als  eine  eigene  Schrifi 
erschienen  unter  dem  Titel:  British  Constitalion  by  ä  Lord  Brougfham,  Lond., 
Knigbt,  1844. 

T.  M  0  h  1 ,  Stuttwlsteatchftft  I.  X 0 
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1  äie  Nachtheüe  von  Parteieen  im  Staat« ;  über  die  gatea  nsd  scblimiaeB 
ten  der  Aristokratie;  aber  die  gegenseitige  BeschränkuDg  mukbh&ngiger 
Ctoren  des  Staatswillens ;  Ober  die  Kicbtigkeit  ttberkOnstlicher  Wabldnridi- 
igen.  Goldene  'Worte  fflr  jeden  Staat  mit  VolkETertretang  Bind  es,  welch« 
)  Wesen  und  die  Bedingungen  dieser  £linrichtangen  erörtern;  und  et  ist 
bt  mOglicb,  beherrschender  ttber  die  bedeutendsten  Streitfh^en  des  konsti- 
ionellen  Staatsrechtes  zu  reden,  also  flher  mittelbare  oder  nnmittdbare 
^len ,  aber  die  Bedingungen  der  activen  und  passiven  WaUfthigkeit ,  Iber 
leime  AbBtimmimg,  ZweikanunerBystem,  Fresseinflnea  und  PreBsnatug  u. 
tr.  Hier  ist  der  Verfasser  Töltig  auf  seinem  Felde,  und  er  zeigt  fiberaU 
1  in  grossartigen  Verhältnissen  und  in  Parteik&mpfen  gewiegten  Staatananit, 
1  bedeutenden  Gelehrten  und  den  talentvollen  juristischen  Logiker.  —  Weit 
Diger  gelungen  ist  das  Werk,  so  weit  es  sich  vom  rein  Wissenschaftlicbn 
ndelt;  vielmehr  treten  hier  zwei  bis  drei  Gruudfebler  entg^n.  Der  er»te 
'seihen  besteht  in  der  mangelhaften,  sagen  wir  es  offen,  in  der  flachen  Bfr- 
ifuDg  der  Verschiedenheit  der  Staaten.  Fflr  Lord  Broogham  besteht,  wie 
:h  die  ganze  Eintheilung  des  Buches  zeigt,  der  Unterschied  der  Staaten 
iglich  in  der  alten  Dreitheilung  nach  der  Zahl  der  Regiwten,  welcher  er 
in  noch  die  „gemischte  Begieningsform"  beigiebt.  ^t  Ausnahme  des  Ge- 
ikens  der  Volksvertretung  steht  er  also  noch  ganz  auf  dem  Standpunkte 
rodot's.  Von  einem  Verständnisse  der  wesentlich  verschiedenen  Gnutd- 
lanken  der  Staaten,  welche  doch  wahrlich  so  gar  nicht  das  nämliche  sind 
t  den  blosen  Formen  und  Zahlen,  ist  gar  keine  Rede.  Allerdings  ist  iee 
-ahmte  Staatsmann  viel  zu  scharfeinnig  und  gelehrt,  als  dass  er  nicht  iai 
zehien  von  ihm  gewählten  Beispiele  auf  diese  Grundverschiedenheiten  auf- 
rksam  wäre.  Allein,  beherrscht  durch  seine  mechanische  £intheilung,  atellt 
sie  in  den  Hintergrund;  sie  sind  ihm  nur  Thatsachen,  wie  zehn  andere 
:h.  So  werden  denn  also  tbeils  Beispiele  von  ganz  verschiedenen  Staaten 
rch  und  neben  einander  geschildert,  tbeils  die  leitenden  Ideen,  wo  nicht 
DZ  flberseheu,  so  doch  nicht  an  die  Spitze  gestellt.  Unter  den  unbeschrankten 
inarchieen  kommen  also  z.  B.  Despotieen,  Patriarchieen ,  Fendalstaaten,  nn- 
ichräniite  Einherrschaften  der  Bechtsstaatsgattui^,  selbst  Theokratieen  neben 
ander  vor.  Bei  den  Aristokratieen  werden  die  antiken  Staaten  unbedenklich 
ler  die  neueren  Feudal-  oder  Kechtsstaaten  gemischt.  Dasa  aber  nnta-  die* 
i  Umständen  von  einer  scharfen  Hervorhebung  der  Grundgedanken  nur  n- 
ig  und  tmbewusst  die  Rede  sein  kann,  versteht  sich  von  selbst.  Damit 
ir  Bind  sie  nattlrlich  auch  fflr  den  Leser  nicht  eigentlioh  belehrend.  Be- 
mtschaft  mit  deutscher  Wissenschaft  hätte  vor  diesem  grossen  Fehler  be- 
tireo  kennen.  —  Eine  zweite,  freilich  nicht  so  gewichtige,  Ausstellung  ist  ia 
■  Bichtong  zu  machen,  dass  sich  Lord  Brougham  in  der  Beurtfaeilung  iet 
atlichen  Zustände  allzu  häufig  auf  den  Standpunkt  gegenwärtiger,  namentlidi 
iUscher,  Tages&agen  stellt,  diesen  wenigstens  vorzugsweise  hervorhebt  Na- 
ntlich  ist  ihm   flberall  eia  Haaptgesichtsponkt,  oh  die  Mnige  gehCiig  ge- 
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schützt,  die  Öffentliche  Meinung  beachtet  sei.  Hierunter  leidet  nun  aber  an 
sich  die  gegenständliche  Vollständigkeit  der  Schilderung ;  und  ausserdem  wird 
das  Wesen  der  Sache  nicht  selten  verfälscht.  Unmöglich  kann  in  jeder  Staats- 
gattung jener  Gesichtspunkt  der  wichtigste  oder  auch  nur  ein  richtiger  sein. 
So  z.  £.  in  einer  Theokratie,  in  einem  Patrimonialstaate.  Endlich  lässt  es  sich 
nicht  anders,  als  oberflächlich  und  unphilosophisch  bezeichnen,  wenn  der  letzte 
Grund  aller  staatlichen  Einigung,  ja  des  Rechtes  selbst,  lediglich  in  der  Nütz* 
lichheit  (expediency)  gefunden  wird.  Ein  solcher  schwankender,  jeder  sittlichen 
Tiefe  entbehrender  Begriff  giebt  weder  in  der  Wissenschaft  noch  im  Leben  einen 
Halt.  —  Somit  hat  denn  Lord  Brougham  ein  Werk  geliefert,  welches  zu  be- 
deutenden und  manchfachen  Ausstellungen  alle  Veranlassung  giebt,  das  aber 
auf  der  andern  Seite  Gutes  und  selbst  Vortreffliches  in  reichem  Maasse  gewährt. 
£s  ist  kein  unbedingtes  Meisterstück ;  allein  vielfach  nützlich  und  seinem  Zweck« 
angemessen,  und  jeden  Falles  den  deutschen  ähnlichen  Werken  weit  überlegen. 

Also  auch  hier  sind  noch  reichliche  Lorbeeren  zu  pflücken. 

Grösser  ist  der  Besitz  wenigstens  nach  der  Zahl  in  der  nun  zu  betrach- 
tenden Abtheilung,  nämlich  bei 

C.    den  kürzeren   Uebersichten. 


Es  begreift  sich  diess  auch  leicht.  Theils  ist  es  eine  weniger  mühevolle 
Arbeit,  nur  eine  Skizze  zu  entwerfen;  theils  gehört  zu  einem  Umrisse  keine 
gleichmässige  Bekanntschaft  mit  dem  Inhalte  sämmtlicher  Staatswissenschaften; 
theils  vervielfältigt  das  Bedtirfniss  einer  Unterlage  für  akademische  Vorträge 
die  Schriften  solcher  Art. 

Die  Schilderung  des  einzelnen  in  diese  Klasse  gehörigen  Buches  darf 
ohne  Zweifel  eine  kürzere  sein.  Nicht  etwa,  weil  nicht  auch  hier  der  Meister 
sich  zeigen  und  vielfach  nützlich  sein  könnte;  sondern  weil  in  dem  engeren 
Baume  für  die  Ausführung  materieller  eigener  Ansichten  nur  wenige  Gelegen- 
heit ist,  und  das  Hauptverdienst  in  der  allgemeinen  Auffassung  und  in  der 
formellen  Anordnung  der  Materien  bestehen  muss.  Ueber  diese  aber  lässt  sich 
in  Kurzem  berichten. 

Es  mag  Wunder  nehmen ,  dass  beinahe  ein  halbes  Jahrhundert  verfloss, 
seitdem  B  e  al  sein  grosses  Werk  über  die  gesammten  Staatswissenschaften  be- 
kannt gemacht  hatte,  bis  Jemand  auf  den  Gedanken  kam,  eine  gedrängtere* 
und  für  das  erste  Studium  taugliche  Uebersicht  zu  geben.  Dennoch  ist  diese 
Erscheinung  zu  erklären.  Es  braucht  lange  Zeit,  bis  in  die  herkömmliche  Art 
des  Unterrichtes  eine  Aenderung  eingeführt  wird;  und  bis  dahin  sind  auch 
Einleitungsschriften  überflüssig.  In  den  Staatswissenschaften  namentlich  be- 
durfte es  der  Anregung  von  Achenwall  und  der  Eührigkeit  und  des  Einflusses 
von  Schlözer,  so  wie  der  damaligen  Stellung  der  Göttinger  Hochschule,  um  ein 
systematisches  Studium  einzuführen.  Damit  war  aber  auch  erst  das  Bedürfniss 
von  Lehrbüchern  geweckt. 

10  ♦ 
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Auch  liier,  wie  bei  den  umfassenden  Systemen,  war  gleich  der  Anfang 
ein  vielversprechender.  Es  war  nämlich  Schlözer,  welcher  die  erste  Schrift 
dieser  Art  entwarf  ^).  Allerdings  hat  er  seinen  Plan  nur  zum  geringsten 
Jheile  selbst  durchgeführt;  allein  auch  so  ist  dieses  Bruchstück  von  grosser 
Bedeutung,  Nicht  nur  war  der  Gedanke  der  compendiarischen  Darstellung  an 
sich  gegeben;  sondern  der  geistreiche  Mann  warf  auch  in  der  kurzen  Einleitung 
und  Uebersicht,  welche  er  voranschickte,  einen  überraschend  hellen  Blick  über 
das  gesammte  Gebiet.  Eine  viel  spätere  Zeit  sogar  hat  ihn  erst  vollkommen 
verstanden.  Abgesehen  nämlich  davon,  dass  er  mit  klarer  Logik  die  geschicht- 
lichen und  die  dogmatischen  Staatswissenschaften,  bei  den  letzteren  aber,  in 
der  Hauptsache  wenigstens,  die  einzelnen  Theile  richtig  trennte  und  zusammen- 
stellte, ahnete  er  bereits  die  "Wissenschaft  der  Gesellschaft  und  legte  sie  unter 
dem,  freilich  falschen,  Namen  der  Mctapolitik  in  kurzen  geistreichen  Umrissen  dar. 

Man  brauchte  somit  nur  auf  der  begonnenen  Bahn  fortzuschreiten,  um 
Genügendes  zu  leisten.  Allein  die  Nachfolger  reichten  lange  nicht  an  den  Vor- 
gänger heran,  und  es  dauerte  sehr  lange,  bis  etwas  Tüchtiges  geleistet  wurde. 
Nicht  etwa,  dass  es  an  Bewerbern  gefehlt  hätte.  Im  Gegentheile  es  folgten, 
nachdem  der  Anstoss  gegeben,  kürzere  Barstellungen  und  Systeme  der  Staats- 
wissenschaften in  rascher  Folge ;  aber  sie  sind  zum  grossen  Theile  ohne  Bedeu- 
tung, zuweilen  völlig  verunglückt. 

Kaum  etwas  anderes,  als  ein  Plagiat  von  Schlözer  ist  gleich  die  nächste, 
ohne  Name  des  Herausgebers  erschienene,  Schrift  **).  Mit  Ausnahme  eines 
vollkommenen  Missverstehens  der  sog.  Metapolitik ,  welche  hier  unter  die  Ver- 
fassungslehre gebracht  ist,  wird  lediglich  nur  ein  ausgeführteres  Inhaltsverzeich- 
niss  der  ^ron^  Schlözer  blos  im  Allgemeinsten  angedeuteten  Hauptstücke  gege- 
ben; nicht  immer  mit  gesunder  Logik.  Ein  Zweck  der  Schrift  ist  kaum  einzu- 
sehen; von  einem  Nutzen  ohnedem  nicht  die  Rede. 

Noch  weniger  zu  loben  ist  eine  kurz  darauf  erschienene  Schrift  von  Rös- 
sig*).  Der  Verfasser  wollte  nicht  blos  das  Skelett  eines  Sytemes,  sondern 
auch  den  gedrängten  Inhalt  der  einzelnen  Wissenscheften  geben.    Aber  kläghch 


1)  Schlözer,  A.  L,  Allgemeines  Staatsrecht  und  Slaalsverfassungslehre.  Voran: 
Einleitung  in  alle  Slaalswissenschaflen.  £ncyklodädie  derselben.  Mctapolitik. 
GöU.,  1763.  (Der  Schmulztilel  lautet:  Staats -Gclahrtheit  nach  ihren  Haupttheilen, 
im  Anszug  und  Zusammenhang.  Erster  Theil:  Einleitung.  Encyklopädie.  HeU- 
poliük.  Staatsrecht,  und  von  Regierungs- Formen).  Laut  der  Vorrede  sollte  ein 
2les  Bändchen  die  Staats-Kunst,  ein  3tes  die  Statistik ,  em  4tes  die  Staatsgeschichte 
liefern.    Diese  sind  aber  nicht  erschienen. 

2)  Erste  Grundzüge  eines  Versuches  über  die  Staatswissenschaft,  nebst  einer  Vorbe- 
reitung mit  Rücksicht  auf  die  jetzigen  Zeiten,  s.  1.,  1795.  (Am  Ende  des  Schiüt- 
chens  unterzeichnet  der  Verfasser:  J.  K.  v.  H — h.  Der  Name  war  nicht  zu  er- 
kunden.) 

3)  Rössig,  C.  G. ,  Entwurf  einer  Encyklopädie  und  Melhologie  der  gesammten 
Staatswissenschaften  und  ihrer  Hülfsdisciplinen.    Leipzg.,  1797. 
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ist  beides  miBsraÜien.  Am  Systeme  tangt  nichts ,  als  dass  es  die  StaatswisB«n- 
echaften  gegeoständlich  richtig  aussclieidet ;  dagegen  ist  die  Eintheilmig  oder 
vielmehr  die  Zereplitternng  derselben  (in  23  verschiedene  Disciplinen)  völlig  un- 
sinnig, die  Reihenfolge  aber  jeder  Spur  von  Logik  baar.  Änch  darf  nicht  ver- 
gessen  werden,  dass  ROssig  zuerst  die  Gedankenlosigkeit  hat,  die  sog.  Httlfs- 
Wissenschaften  und  sogar  mittelbare  Hülfs Wissenschaften ,  beizuziehen.  Der  In- 
halt ist  gänzlich  null.  Es  wird  z.  B.  die  Gesetzgebungspolitik  mit  20 — 30  Zei- 
len, die  Finanzwissenschaft  etwa  mit  dem  Doppelten  abgefertigt ;  und  dieses  We- 
nige enthält  nur  leere,  fast  kindische  Phrasen. 

Sehr  mit  Unrecht  wUrde  man  den  nächsten,  nach  einigem  Zwiscbenranme 
folgenden,  Schriftsteller,  Bntte  nämlich,  in  die  Klasse  der  gedanken-  und 
kenntnlssteeren  Nachbeter  und  Bücherverfertiger  setzen.  Aber  dennoch  hat 
ancb  er  nichts  Brauchbares  zu  Stande  gebracht;  nur  liegt  der  Fehler  in  entgegen- 
gesetzter Richtung.  Butte  gehdrt  zu  den  übelberathenen  dentschen  Gelehrten, 
welche  bei  jeder  Gelegenheit  und  ohne  Gelegenheit,  vor  Allem  aber  ohne  ei- 
gentliches speculatives  Talent,  in  metaphysische  Höhen  aufsteigen,  dabei  voll- 
kommen den  Boden  der  Thatsachcn  und  die  Magnetnadel  des  gesunden  Men- 
schenverstandes verlieren,  und  so  mit  vieler  Anstrengung  und  ehrlichem  Streben 
nur  zu  unklaren  Phrasen  oder  inhaltslosen  Spielereien  kommen.  Diess  ist  ihm 
denn,  wie  anderwärts,  auch  bei  seiner  tabellarischen  Darstellung  der  Staats- 
wissenschaften *)  begegnet,  welche  von  Diagrammen,  Linien,  Kolumnen,  nen- 
geprägten  Worten  u.  s.  w.  starrt,  aber  nichts  enthält  und  nichts  erklärt 

Nüchtern  und  verständig,  aber  auch  sehr  beschränkt  nach  Inhalt  und 
Umfang  ist  ein  Scliriftcben  von  Seeger  ').  Ihm  sind  Statistik  und  politische 
Geschichte  keine  Staatswissenschaften ;  ebenso  Politik  eine  Kunst  und  Ein- 
gebung des  Genius;  so  dass  ihm  nur  zwei  Haupttheile  der  staatlichen  Wissen- 
schaft bleiben r  die  Lehre  von  den  Staatszwecken,  und  die  Lehre  von  den 
Mitteln  zu  Erreichung  dieser  Zwecke,  welche  denn  wieder  zerfällt  in  Staata- 
verfassungslehre  und  Staatsverwaltungs lehre.  Letztere  theilt  er  sodann  in  die 
Lehre  von  den  einzelnen  Mitteln :  Sicherheits-,  Wohlstands-  und  Bildungspoli- 
tik, und  in  die  Lehre  von  den  Mitteln  der  Mittel:  Finanzlehre  und  Beamten- 
lehre. —  Inhalt  ist  fast  gar  keiner,  das  Ganze  nur  ein  Yorlesungs-Programm. 

Tief  in  völlige  Geistlosigkeit  und  Verwirrung  fällt  ein  Mann  zurück ,  des- 
sen sonstige  Leistungen  etwas  Besseres  erwarten  liessen.    Es  ist  diess  Jacob^; 


1)  Butte,  W.,  General-Tabelle  der  S<aal9ni»eDEchaft  und Landwiuenschafl.  Landab., 
1804,  eine  Tabelle  ia  gi.  FoL  —  Nur  dem  Namen  nach  gehört  zu  den  hier  zu 
besprechenden  Schrillen  desselben  Verf."«  „Entwurf  seines  sjslemali sehen  Lehr- 
bnches  auf  der  Grundlage  seiner  General-Tabelle  "  Landsh.,  IgOB.  Es  ist  diess  le- 
diglich eine  philosopblsch-geiierte,  mit  allerlei  gutem  und  schlecblem  FnimdarUgeB 
aofgebluene  Einladung  zu  Vorlesungen. 

2)  Seeger,  F.,  Entwurf  der  SlaaUwissenschafL    Heidelberg,  1810. 

3)  Jacob,  V.,   EinleiluDg  in  da*  Sludium  der  StaatswissenscbofleD.    Halle,  1819. 
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Icher  ZD  denen  gehört,  die  sich  nicht  einmal  zu  einem  klaren  Bewnntsdii 
er  Aufgabe  dnrchinarbeiten  TermOgen.  Abgesehen  yon  allerlä  ahgeschmack- 
1  Anhängseln  Aber  Benfltzting  der  üniTersitAtsferien  u.  dgL,  und  einer,  fa«t 
Drittheil  des  Baches  einnehmenden,  Einleitung  Aber  sogenaimte  HaUnris- 
ischaften,  als  da  sind  Sprachen,  Zeichnen,  Natnrgeschichte,  ist  ihm,  dem 
igj&hrigen  Lehrer  von  StaatsiriEsenscbaf ten ,  gar  nicht  zum  Bewusstsein  ge- 
mmen,  was  eine  Staatswiasenschaft  ist.  Er  theilt  sie  ein  in  jnristische  Wis- 
ischaften  nnd  in  politische.  Jene  sind  nun  aber  nicht  etwa  die  "Wi^en- 
laften  von  der  rechtlichen  Seite  des  Staatslebens,  sondeni  vielmehr  di^enigen 
^htBwissenBchaftlichen  Fächer,  welche  der  Staatsmann  zu  wissen  braucht,  also 
misches  Recht,  Lehenrecht,  Civilprocess  n.  s.  w.!  Unter  den  politischen 
adplinen  kömmt  dag^^n  wieder  das  Stra^cht  vor.  Diese  Gedankenloog- 
iten  können  aber  um  so  weniger  Verzeihung  finden,  als  auch  der  Inlialt  so 
sr  als  möglich  ist. 

Etwas,  jedoch  nicht  viel,  besser  ansgefallen  ist  eine  Schrift  von  Krön- 
irg  >).  Zu  loben  ist  der  grossere  materielle  Inhalt,  die  Tochtigkeit  der  Ge- 
inung,  die  Klarkeit  der  Darstellung ;  zu  tadeln  aber  einer  Seite  dteAofnahnu 
incher  angeblicher  Staatewissenschaflen ,  welche  gar  keine  sind,  (wie  z.  R 
ler  kurzen  Darstellung  des  rOuiischen  Privatrechtes,  der  Kriegskunst  and  et* 
r  Anweisung  zur  formellen  Besorgung  der  Staatsgeschäfte ;)  anderer  Seits  die 
illige  Uebergebung  des  positiven  Staatsrechtes  und  der  gesammten  geschieht 
ben  Disdpiinen,  sowie  die  verhältnissmäsBig  grosse  Zurttcksetznng  des  phüo- 
phischen  Staatsrechtes.  Die  Kenntnisse  des  Verfassers  in  den  von  ihm  be- 
indelten  Gegenständen  sind  anerkennenswerih;  allein  von  eigenen  bedeutenden 
edanken,  von  einer  geistreichen  Auffassung  des  Ganzen  oder  einzdner  widi- 
^r  Theile  ist  nichts  zu  finden.  Zu  lernen  ist  somit  Mancherlei  ans  dem 
icke;  allein  weder  hat  es  die  'Wissenschaft  irgendwo  gefordert,  noch  wird  es 
ohl  einen  Leser  lebhaft  anregen  und  fOr  Studium  oder  Leben  begeistern. 

Dass  Fölitz  neben  seinem  ansfabrlichen  Werke  auch  ein  kleines  Lehr^ 
ich  der  Staatswissenschaften  geschrieben  hat,  wurde  bereits  oben  (Seite  lil, 
ote  1)  bemerkt.  Es  wird  zur  Bezeichnung  des  Werthes  dieser  Schrift  gent- 
in,  zu  bemerken ,  dass  sie  lediglich  ein  kurzer  Auszug  aus  den  „Staatswissea- 
haften  im  Licht«  unserer  Zeit"  ist.  Vielleicht  würde  eich  wegen  der  Einfack- 
it  der  DarBt«llang,  des  im  Ganzen  richtigen  Umfangs  nnd  der  reidiea  Lite- 
tnr  das  Buch  zur  Grundlage  von  Vorlesungen  eignen,  wäre  nicht  zu  besorgen, 
isB  die  Flachheit  der  ganzen  Ansicht  nnd  die  geringe  Veranlassung  zum 
ilbstdenkeh  die  Anßlnger  von  vorne  berein  verderbe.  EineEncyktopftdie  soll 
e  geistige  Quintessenz  und  nicht  das  abgestandene  und  scbaale  caput  mortnum 
ner  Wissenschaft  enthalten. 


1)  Kronbnrg,  Feh.  v.,  Encyklop&die  nnd  Methodologie  der  prae^cben  Slaablehic 
nacli    den  nooeslen  ÄDiiehlen  der  berübmleslen  Sehriflatdler  da^etlelh  nnd  «• 
,  1821. 
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Wie  ein  Riese  ntgt  ans  dieser  trostlosen  KittelmiUsigkeit  Hegel  hervor  '). 
Aach  wer  seiner  Schule  nicht  angehCrt,  und  mit  Methode  so  wie  mit  Einzeln- 
heiten des  Torliegenden  Werkes  nicht:  einverstanden  ist,  mnEB  eingestehen,  dass 
hier  hohe  geistige  Sraft,  geniale  Selbstständigkeit,  beherrschender  UeberbUck, 
Flllle  an  Stoff  entgegentritt.  YorzOge  und  Fehler  Bind  gleich  grossartig.  Es 
ist  nat&rlich  nicht  die  Anfgabe,  hier  eine  Entwicklnng  und  Kritik  der  Hegel- 
BChen  Rechts-  and  Staatslehre  zu  geben;  vielmehr  genOgt  ea  zu  begreifen, 
welche  Stelle  in  den  Encyklopädieen  der  Staatswissenschaften  die  kurze  Skizie 
des  grossen  Heisters  einnimmt.  Hier  ist  denn  nun  die  Hauptsache,  dass  Hegel 
zuerst  die  Lebenskreise  der  Persönlichkeit  (von  ihm  gleich  in  der  Familie  auf- 
gefasst),  der  Gesellschaft  und  der  Volkseinheit  im  Staate  unterscheidet,  und 
Jedem  dieser  Kreise  seme  eigenen  Wissenschaften  zuweist.  Er  tragt  also  die 
Lehre  von  der  Ehe,  der  väterlichen  Gewalt,  dem  Frivateigenthum  iüsWissea- 
schalten  der  Pers&nlichkeit  vor;  die  Volkswirthschaft,  die  Rechtspflege,  die 
Polizei  und  die  Korporationen  sind  die  Gegenstände  seiner  Gesellsahaftswiesen- 
Echaften;  dem  Staate  endlich  theilt  er  das  äussere  und  das  innere  Staatsrecht 
nnd  die  Weltgeschichte  zn.  Mag  nun  auch  hievon  Manches,  Yieles  sogar,  za 
tadeln  sein;  ist  es  z.  B.  kaum  ein  taalhwahrer  Gedanke,  die  Rechtspflege  und 
die  Polizei  nur  bei  der  Gesellschaft  zu  behandeln,  oder  kann  das  Zusammen» 
werfen  von  Politik  nnd  Recht  nimmermehr  gebilligt  werden;  ist  es  nnläi^har, 
dass  der  ganze  dialectische  Process  folgewidrig  aufhört  bei  dem  intemationaleii 
Leben:  so  bleibt  doch  immer  das  grosse  Verdienst  des  Grundgedankens.  Nur 
nnter  der  Bedingung  einer  scharfen  Unterscheidung  der  verschiedenen  Leben»- 
kreise  von  der  einzelnen  Persönlichkeit  bis  mm  Völkerstaate  kann  Ordnung  in 
die  Eiutheüungen  und  ZutheOungen,  richtiger  Inhalt  in  die  Grundsätze  gebracht 
werden.  Das  Verlassen  eines  starren,  theils  beeugenden,  theils  zu  Schiefem 
fllhrenden  Schnlsystemes ;  die  vollständige  und  allseitige  Behandlung  jedes  Le- 
benskreises  und  seiner  besondem  Wissenschaften;  die  richtige  Begrenzung  und 
Ausbildung  der  einzelnen  Bisciplin  sind  dann  nnr  secnndäre,  wenn  schon  sehr 
wichtige  Aufgaben  und  Verdienste.  Mit  Einem  Worte,  Hegel  hat  allerdings 
eelbst  ein  vollkommenes  System  der  Staatswissenschaften  nicht  geliefert;  aber  er 
hat  den  eintig  richtigen  Weg  gezeigt ,  welcher  dazu  fQhrt. 

Dass  dieser  Weg  bis  jetzt  so  wenig  eingeschlagen  wurde,  ist  in  der  Thtt 
nicht  l^blifli,  kaum  begreiflich.  Zeigt  doch  gleich  che  nächste  zu  nennende 
Schrift,  ein  von  Eiselen  entworfenes  System  *),  wie  Vieles  hier  erreicht  wet^ 
4en  kann,  selbst  bei  mangelhafter  AusfUhrnng.  Es  beruht  nämlich  diese  Dar- 
atdlnng  der  StaatswisseDscbaften  wesentlich  auf  Hegel'scher  Grundlage;  doch 
ohne  sklavische  Nachahmui^.    Weder  bildet  die  Dreitheilung  in  Recht,  Mora- 


1)  Hegel,  G.  W.  F.,  Grundlinien  der  FhiloBophie  des  Reebles,  oder Halnrrechl  und 
SUaliwiMentchtn  im  Gnmdrine.  Berlin,  18!0.  2te  AnQ.  Herau^:.  von  Gva. 
BerL,  1840. 

2)  Eiielea,  J.  F.  G.,  üudbuoh  des  Systems  der  Staatewissenschtnen.   Bred,1821j 
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und  SitÜicUteit  das  Gerflste,'  nbch  die  nach  Familie,  GeseUschiA  and 
sondern  es  vird  nur  GesellEcfaaft  und  Staat  einander  entgegengesetzt, 
,uch  mancher  einzelnen  Lebre  eine  verschiedene,  wohl  richtigere,  Stdhug 
en.  So  z.  B.  der  Rechtspflege  und  der  Polizei  beim  Staate  und  nicht 
ir  Gesellschaft.  Anderes  ist  vollständiger  und  stofffaaltiger  als  bei  HegeL 
Intwicklnng  im  Einzelnen  ist  gedankenreich  und  selbststAndig;  die  Beweis- 
ig streng  wissenschaftlich;  Annahmen  nnd Gedanken  werden  einer  genaoen 
:  unterworfen  und  nur  dann  aufgenommen,  wenn  sie  in  die  strenge  geordp 
Entwicklung  passen.  Es  handelt  sich  nii^ends  von  einem  Burchschlllpf^ 
len  Ja  uBd  Nein,  Weiss  und  Schwarz;  sondern  der  aus  den  Vordersätzea 
ide  Schlnse  wird  gezogen,  mag  er  einer  Ansicht  oder  einem  Interesse  des 
1  schmeicheln  oder  nicht.  Leider  lisst  sich  nicht  l&ugnen,  dass  dem 
das  Terständniss  durch  Schwerfälligkeit  der  Darstelliing  und  Ungelenkig- 
[er  Sprache  sehr  mtkhseelig  gemacht  wird.  Während  es  bei  allen  pr&cti- 
Wissenschaften  (und  zu  diesen  gehören  denn  doch  sicherlich  die  staat- 
)  offenbar  um  die  Ergebnisse  zu  thun  ist,  Methode  und  formale  Beweis- 
ng  aber  nur  Mittel  zur  Herstellung  objectiver  Wahrheit  sein  können  and 
:  wird  dieses  Verhältniss  hier  umgedreht.  Daraus  wird  denn  ein  Buch, 
es  wohl  von  einer  philosophischen  Schule  anerkannt  werden  katm,  dagegen 
ch  in  das  Leben  eingreift  und  durch  starren  Formalismus  seinem  Zwecke, 
rsten  Anleitung  von  Anfängern,  selbst  entgegentritt.  Diess  ist  mm  aber 
cb  Schade  bei  einer  ttlcbtigen,  gewissenhaften  Arbeit.  Und  hat  si^ 
eine  auf  solche  Weise  umpanzerte  Philosophie  den  Vorwurf  zu  machen, 
sie  selbst  die  grosse  Masse  der  zwar  gebildeten,  aber  nicht  an  Scfaulformeln 
buten  Leser  der  flachen  und  geistlosen,  aber  begreifbaren  Oemeinschriftstel- 
in  die  Arme  wirft?  ■ —  Zur  Verständigung  über  den  Inhalt  werden  nact^ 
]de  Bemerkungen  genfigen.  Derselbe  zeri^llt  in  Erörterungen  über  gescU- 
licbe  Lebren  nnd  in  eine  Uebersicht  Aber  die  sämmtlichen  Staatswisseii- 
£a,  mit  Ausnahme  der  geschichtlichen.  Die  Uebersicht  ist  im  Wesent- 
I  richtig  geordnet,  giebt  gleichförmige  kurze  Skizzen  der  verschiedenen 
ilinen,  nnd  auf  sie  finden  die  vorstehenden  anerkennenden  Bemerkungen 
sächlich  Anwendung.  Weniger  mächte  sich  zum  Lobe  der  Gesellscbafta- 
:  sagen  lassen.  Abgesehen  nämlich  auch  von  der  Frage,  ob  die  Wissen- 
:  von  der  Gesellschaft  Oberhaupt  in  ein  System  der  Staatswissen- 
ften  gehört,  ist  Mangel  an  einer  organischen  Aoffa^ung  und  an  VoU- 
igkeit  sehr  ffthlbar.  Kurz:  das  Buch  ist  eine  tüchtige  und  ehrenwerthe 
it;  allein  als  eine  durchaus  gelunge  Einleitung  in  die  StaatswissenschaflGn 
es  nicht  bezeichnet  werden. 
Vergnügen,  aber  auch  Traner  erweckt  eine  kleine  Schrift  von  Schön'). 


SehBn,  J.,  Die    Staftt«wiweDichaft,  geschichtBpbilosophisch    bBgrflndet     BreiL, 
1S31. 
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Sie  ist  die  Erstlingsarbeit  eines  Mannes,  dessen  früher  Tod  ein  Yerlust  fflr 
die  Staatswissenschaften  war,  nnd  welcher  eines  glücklicheren  Looses  würdig 
gewesen  w&re.  Von  einem  Meisterwerke  kann  allerdings  nicht  die  Hede  sein. 
Nicht  nur  ist  dem  Verfasser  der  umfassendere  Standpunkt  HegeFs  nicht  ver- 
ständlich geworden;  sondern  es  ist  auch  in  seinem  engeren  Kreise  das  System 
lange  nicht  vollständig,  indem  nicht  nur  die  geschichtlichen  Staatswissenschaf- 
ten, sondern  sogar  die  gesammten  positiven  Bechte  fehlen,  und  überhaupt 
ausschliessend  der  Kechtsstaat  ins  Auge  gefasst  ist.  Wohl  aber  ist  die  Arbeit 
voll  Frische  und  gedankenreich;  eine  Menge  von  wichtigen  Fragen  ist  kurz 
angedeutet;  der  Verf.  denkt  selbst  und  macht  den  Leserdenken.  Schön  wäre 
der  Mann  gewesen ,  welcher  bei  längerem  Leben  und  dadurch '  ermöglichter 
tieferer  und  allseitiger  Ergründung  der  Staatswissenschaften,  des  Standes  ihrer 
Ausbildung  und  des  theoretischen  und  practischen  Bedürfnisses  einer  Ueber- 
sicht  tadelloses  Handbuch  hätto  liefern  können. 

Wesentlich  verschiedene  Eigenschaften  characterisiren  die  ähnliche  Ar* 
beit  von  Bülau  >).  Seine  Absicht  war  weder  eine  tiefere  philosophische  Be* 
gründung  der  Wissenschaft,  noch  eine  geistreich-flüchtige  Beleuchtung  einzel- 
ner wichtiger  Fragen;  sondern  eine  verständige  Begränzung  und  Ordnung  der 
einzelnen  Disciplinen  und  eine  gedrängte  Uebersicht  über  ihren  materiellen 
Inhalt  Beides  ist  denn  auch  in  anerkennenswerthem  Grade  gelungen.  Die 
Ausscheidung  und  Gliederung  der  Staatswissenschaften  ist  richtig,  mit  Ausnahme 
weniger  untergeordneter  Punkte.  Der  Inhalt  zeugt  von  umfassender  Bekannt- 
schaft mit  der  Literatur,. namentlich  der  neuem,  und  mit  den  von  dieser,  so 
wie  durch  das  staatliche  Leben  unserer  Tage  aufgeworfenen  Fragen.  Wenn 
daher  die  Schrift  auch  vom  strengwissenschaftlichen  Gesichtspunkte  nicht  von 
Bedeutung  ist ,  so  mag  sie  doch  ohne  Zweifel  Solchen ,  welchen  es  mehr  um 
einen  allgemeinen  üeberblick  zu  thun  ist,  als  die  beste  der  vorhandenen  ge- 
nannt werden. 

Nur  weniger  Worte  bedarf  es  endlich  noch  zur  Werthbezeichnung  der 
kleinen  kritischen  Schrift  von  Diederichs^)  und  der  kurzen  Skiagraphie  von 
Rinne  *),  der  beiden  jüngsten  in  die  vorliegende  Abtheilung  einschlagenden 
Schriften.  —  Die  erstere  enthält,  ausser  einer  hier  nicht  weiter  zu  besprechen- 
den Erörterung  volkswirthschaftlicher  Lehren,  eine  Beurtheilung  einiger  frü- 
herer Systeme  der  Staatswissenschaft,  und  daraus  hervorgehend  den  Vorschlag 
einer  eigenen  Eintheilung.    Unzweifelhaft  ist  manche  richtige  Bemerkung  ge- 


1)  Bülan,  F.,  Encyklopädie  der  Staatswissenschaflen.    Lpz. ,  1832. 

2)  Diederichs,  F.  F.  A.  von,  Die  Systeme  der  Staatswissenschaflen  von  Say, 
Jacob  und  Pölitz  .  .  .  vergleichend  nnd  kritisch  neben  einander  gestellt  Köhit 
1833. 

3)  Rinne,  J.  6.,  Die  Staatswissenschaften  nach  geschichtlicher  Ansicht  neu  ent- 
wickelt und  begründet    Eine  Skizze.    Bert,  1835. 
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teacht;  allein  dass  dem  Verf.  die  eigentlichen  Fragen,  um  welche  es  sich  han* 
delt,  gar  nicht  einmal  klar  geworden  sind,  heweist  schon  der  umstand,  dass 
seine  Polemik  gegen  die  unbedeutendsten  und  handgreiflich  unzulänglidisten 
Schriftsteller  gerichtet,  dagegen  z.  B.  HegePs  nicht  mit  einem  Worte  gedacht 
ist.  Auf  solche  Weise  war  der  Sieg  allerdings  leicht,  allein  um  so  weniger 
fruchtbar.  Der  Versuch  des  eigenen  Systemes  ist  ganz  misslungen,  denn  die  Ud)€r- 
sicht  ist  weder  vollständig  noch  logisch  richtig.  —  Rinne  dagegen  ist  der 
Ansicht,  dass  die  Politik  die  Weiterbildung  des  Bechtes  zur  Aufgabe  habe, 
und  dass  die  Wissenschaft  des  Bechtes  (folglich  auch  die  Politik)  auf  das  bei 
dem  einzelnen  Volke  zu  bestimmter  Zeit  bestehende  Becht  zu  beschr&nken 
sei.  Demgemäss  giebt  er  denn  Entwürfe  für  die  Anlegung  und  Bearbei- 
tung der  wichtigsten  politischen  Wissenschaften ,  diese  aufgefasst  Ton  dem 
„europäisch-germanisch-gemeindeutschen"  Standpunkte,  und  bei  jeder  geschicht- 
lich bis  in  die  ältesten  Zeiten  zurückgehend.  Inhalt  haben  diese  Entwürfe 
gar  keinen ,  indem  sie  nur  aus  Kapitel  -  zum  Thcile  selbst  nur  aus  Buch- 
üeberschriften  bestehen,  welchen  gelegentlich  ein  Wink  oder  ein  Selbstlob  bei- 
gefügt ist;  die  logischen  Schemate  aber  sind  ganz  unwissenschaftlich  und 
halten  sich  enge  an  die  rohe  Wirklichkeit.  Was  soll  man  zu  solcher  ge- 
spreizten Nichtigkeit  sagen?  Wo  ist  da  eine  neue  Begründung  der  Staatswis- 
senschaften, oder  auch  nur  ein  klares  Bewusstsein  von  ihrem  Wesen? 

Solches  ist  unser  Gesammtvermögen  an  kürzeren  Bearbeitungen;  und  ist 
nicht  die  ganze  vorstehende  Auffassung  und  Beurtheilung  völlig  irrig,  so  ist 
dieser  Besitz  allerdings  nicht  reich,  und  steht,  wenn  irgendwo,  gerade  in  die- 
ser Schriftengattung  noch  ein  bedeutendes  Verdienst  zu  erwerben.  Namentlich 
als  Grundlage  für  Vorträge  auf  den  Hochschulen  würde  eine  tüchtige  syste- 
matische Uebersicht  der  Staatswissenschaften  mit  Freude  aufgenommen  werden, 
und  müsste  grosse  Verbreitung  finden.  Der  Vortheil  hiervon  bestände  aber 
nicht  etwa  blos  in  der  nächstliegenden  Bequemlichkeit  und  Förderung,  sondern 
besonders  auch  darin,  dass  ein  häufig  und  mit  Erfolg  getriebenes  Studium 
die  Staatswissenschaften  selbst  immer  mehr  zu  Ansehen  brächte.  Nor 
vom  Denken  und  Wissen  kann  aber  die  Heilung  unserer  gesellschaftlichen 
und  staatlichen  Uebel  ausgehen,  mag  dieses  nun  die  ohne  ihr  Verdienst, 
auf  kurze  Zeit  und  zu  so  grossem  Unheile  zur  Herrschaft  gelangte  Unwis- 
senheit einsehen,  oder  nicht.  Das  Sprüchlein  des  schwedischen  Staatskanzlers 
ist  allerdings  geschichtlich  wahr;  allein  die  Folgen  liegen  auch  zu  Tage,  und 
eben  die  Thatsache  muss  geändert  werden,  wenn  es  besser  werden  soll. 

Aber,  diese  Frage  liegt  allerdings  nahe,  ist  nicht  vidleicht  dem  Be- 
dürfnisse bereits  Genüge  geleistet  durch  diejenigen  Schriften,  welche 
als  organisch  entwickelnde  Encyklopädieen  den  blos  äuss^lich  geordneten 
gegenüber  gestellt  wurden?  Haben  sich  nicht  vielleicht  gerade  die  bedeu- 
tenderen Männer  die  schwierigere  Aufgabe  vorgesetzt?  —  Bis  vor  Eurzon 
wäre  diese  Frage  auf  das  entschiedenste  zu  verneinen  gewesen ;  und  aach  jetzt 
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tiocli  ist  die  Beziehnng,   wenigstens    was  den  Erfolg  der  Leistungen  betrÜR, 
zweifelhaft. 

2.  Die  organisch  entwickelnden  Werke. 

An  älteren  Werken,  welche  nicht  die  verschiedenen  Staatswissenschaften 
aneinander  reihen,  sondern  das  gesammte  staatliche  Lehen  in  seinem  Orgahis- 
mus  zu  begreifen  und  jeden  einzelnen  Theil  alsbald  nach  allen  seinem  Seiten 
und  Beziehungen  darzustellen  suchen,  besitzen  wir  nur  drei;  und  diese  sind 
vollständig  verunglückt.  Es  sind  diese  nämlich  zwei  deutsche  Schriften  von 
Rösling  ')  und  Lips  *),  und  eine  französische  von  Fritot  •).  —  Die 
beiden  erstgenannten  gehen  zwar  von  der  richtigen  Ansicht  aus,  dass  der 
Zweck  (oder  die  Zwecke)  des  Staates  dessen  Wesen  und  die  einzelnen  zu 
seiner  Darstellung  in  der  Wirklichkeit  nothwendigen  Anstalten  und  Bestim- 
mungen bedinge,  und  dass  somit  die  Staatsteleologie  die  Grundlage  einer  or- 
ganischen Staatswissenschaft  sei.  Allein  die  Ausführung  dieses  Gedankens 
ist  bei  beiden  sehr  schwach  ausgefallen.  Von  einer  höheren  Ansicht  über  die 
verschiedenen  Kreise  des  menschlichen  Lebens  und  damit  von  einer  richtigen 
Feststellung  der  specifischen  Sphäre  des  Staates  ist  gar  nicht  die  Bede. 
Ebenso  entgeht  den  Verfassern  die  wesentliche  Verschiedenheit  der  einzelnen 
Staatsgattungen  und  ihrer  durchgreifenden  Folgen.  Aber  auch  im  engern 
Kreise  zeigen  sie  sich  gar  zu  ungenügend.  —  Bösling  verläuft  sich  in  eine 
magere  Aufzählung  von  Einzelnheiten,  über  welcher  er  die  Begründung  und  Gel- 
tendmachung der  Hauptsätze  fast  ganz  aus  den  Augen  verliert.  Namentlich  tritt 
die  Idee  des  Bechtes,  obgleich  natürlich  auch  seiner  Ansicht  nach  die  Grund- 
lage für  das  Zweckmässige,  kaum  dann  und  wann  erkennbar  hervor.  Von 
einer  Benützung  der  geschichtlichen  Staatswissenschaften  ist  ohnedem  gar  nicht 
die  Bede.  Somit  schrumpft  am  Ende  das  Ganze  in  eine  ziemlich  stoffleere 
imd  auf  falsche,  weil  viel  zu  grosse,  Grundlage  gestellte  Staatskunst  zu- 
sammen. —  Lips  aber  ist  nicht  nur  so  kurz,  dass  beinahe  jeder  eigentliche 
Inhalt  fehlt;  sondern  es  ist  auch  die  Anordnung  des  Systemes  ganz  wunder- 
lich und  eher  geeignet  zu  verwirren  als  zurechtzusetzen.  Und  dass  in  einer 
solchen  organischen  Encyklopädie ,  mit  offenbarer  Verlassung  jedes  leitenden 
Gedankens,  auch  noch  die  Hülfswissenschaften  und  die  Wissenschaften  zweiten 


1)  Kösling,  J.  C.  H.,  Die  Wissenschaft  von  dem  einzig  richtigen  Slaatszwecke,  oder 
was  soll  der  Staat,  was  muss  er  sein  und  wie  muss  er  handeln.  Als  Grundlage 
und  Einleitung  zu  allen  theoretischen  und  practischen  Staatswisschaften  systema- 
tisch dargestellt    Erl.,  1811. 

2)  Lips,  A.,  Die  Slaatswissenschallslehre ,  oder  Encyklopädie  und  Methodologie  der 
Staatswissenschaft.    Leipz.  und  Erl,  1813. 

3)  Fritot,  A.,  Science  du  puhlidste,  ou  principes  dl^mentaires  du  droit  consid^r^  dans 
ses  piincipales  diyisions.    T.  I^XL    Par.,  1820—23. 
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Ranges  oder  National-'WiBseuEcliafteii  (!!)  Anfnahme  finden  konnten,  dnf  «oU 
Staunen  erwecken.  —  Und  nicht  eben  besser  ist  dem  französischen  Schrift- 
steiler  die  Lösung  der  Aufgabe  gelungen;  nur  trägt  freilich  hier  die  Eng«  des 
Baumes  keine  Schuld,  Der  Plan  Fritot's  war,  nach  vorgängiger  Feststel- 
lang  der  allgemeinsten  reclitlichen ,  sittlichen  und  religiösen  Grundsätze  des 
menschlichen  Zusammenlebens  die  Einrichtungen  zu  erörtern,  welche  am 
sichersten  znr  Erreichung  des  wttnschenswerthen  Zuslandes  in  den  innerei 
und  auswärtigen  staatlichen  Beziehungen  führen  kann.  Auch  sollten,  in  einei 
dritten  Abtheilung,  die  siLmmtlichen  französischen  Einrichtungen  von  ikes 
Entstehen  an  kritisch  uniersucht  werden  vom  Standpunkte  der  gewoimeiieii 
theoretisch  et)  Ergebnisse,  Obgleich  nun  glücklicherweise  letztere  Drohung  nidit 
zur  Ausführung  gekommen  ist,  so  darf  doch  schon  eine  Dur chlesung  der  to> 
handenen  eilf  Bände  als  ein  für  gewöhnliche  menschliche  Kraft  unmögliches 
Unternehmen  bezeichnet  werden.  Der  "Verfasser  meint  es  herzlich  gut;  ancb 
hat  er  allerlei  gelesen:  aber  man  mllsste  wohl  weit  umher  suchen,  ehe  nun 
in  irgend  einem  Fache  wieder  eine  Schrift  fände,  welche  in  gleichem  Maas» 
geistlose  Breite,  Schwäche  des  Gedankens,  Abgeschmacktheit  der  Form  dar- 
böte. Ein  Beispiel  statt  aller.  Bei  der  Erörterung  der  zweckmässigsten  Ke- 
gierungsform  zählt  der  Verfasser  sechsnndzwanzig  verschiedene  gemischte 
Staatsarten  anf,  von  welchen  die  erste  der  „aristo-oligo-theo-demokrati-despo- 
tische"  Staat  ist;  und  diese  zum  Theile  völlig  ungeheuerlichen  Zusammen- 
setzungen werden  dann  einzeln  besprochen.  Mit  einer  solchen  organischei 
Darstellung  der  Staatswissenschaften  konnte  nun  freilich  Niemand  gedient  sein. 

Erfreulich  ist  es  daher,  dass  es  sich  hinsichtlich  dieser  seit  Langem  be- 
merkten und  beklagten  Armuth  in  neuerer  Zeit  allmähiig  zum  Bessern  wendet 
Und  zwar  durch  das  Tcrdienst  deutscher  Gelehrter. 

Den  ersten,  allerdings  nicht  ganz  gelungenen,  Versuch  hat  Hages 
in  Königsberg  gemacht  '').  Er  versuchte  eine  Einleitung  in  das  Studium  to 
Staats  Wissenschaften  durch  eine  organische  Darstellung  des  Staatslebens  in  en- 
gerem Baume  und  doch  mit  stoffhaltiger  Fülle  zu  geben.  Die  Darstellui^  i^ 
einfach  und  klar;  auch  dürfte  kein  wesenthcher  Theil  übergangen  sein.  Es  ist 
nur  zu  bedauern,  dass  zwei  verschiedene  Zwecke  zii  gleicher  Zeit  erreidi' 
werden  sollten;  nämlich  einer  Seits  die  obengenannte  Übersichtliehe  Darlegung 
der  Wissenschaft  selbst,  anderer  Seits  aber  eine  Anweisung  zur  Erwerbung  der 
für  einen  bestimmten  Zweig  des  Staatsdienstes  erforderUchen  verschiedenartigen 
Kenntnisse  und  Fertigkeiten,  Hierdurch  entsteht  nicht  nur  eine  Unklarheit  Olwr 
die  Gränzen  und  den  Inhalt  der  Staatswissenschaften,  sondern  es  wird  anch  der 
Verfasser  veranlasst  in  mehreren  Bichtungen  zu  weit  auszugreifen ,  und  Kennt- 
nisse mit  hereinzuziehen,  welche  zwar  wohl  für  die  Ausfüllung  einer  beslioniteB 
Stellung  im  Leben  nützlich  sein  mögen,   mit  dem  Begreifen  des  staatlicheo  Le- 


i)  Hagen,  R.  B.,  Von  der Slaablehre  und  von  dor  Vorbereiinng  Ktim  Slultdieost- 
KfiDigsb.,  1839. 
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bens  aber  lediglich  nichts  zu  thun  haben;  so  z.  B.  wirthschaftliche  Disciplinen 
in  weiter  Ausdehnung,  und  selbst  die  Gegenstände  der  allgemeinen  menschlichen 
Bildung.  Encyklopädie  und  Hodegetik  lassen  sich  allerdings  in  Einer  Schrift 
vereinigen;  allein  in  ganz  getrennten  Abtheilungen. 

Wissenschaftlich  richtiger  und  bedeutender  sind  die  neuesten  Leistungen. 
Es  haben  sich  nämlich  zwei  geistreiche  Schriftsteller,  Ahrens  *)  und  Stein  *), 
die  Aufgabe  gestellt,  den  Staat  als  einen  Theil  des  ganzen  menschlichen  Lebens 
aufzufassen,  dann  aber  auch  ihn  selbst  in  seinem  Organismus  zu  begreifen  und 
darzustellen.  Und  wenn  bis  jetzt  auch  erst  die  Anfänge  der  beiden  Werke 
erschienen  sind,  und  es  sich  daher  noch  nicht  mit  Bestimmtheit  sagen  lässt,  ob 
und  wie  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  das  Ziel  erreicht  werden  wird:  so  ist 
doch  ein  Anfang  gemacht. 

Ahrens  hat  jeden  Falles  das  grosse  Verdienst,  das  Yerhältniss  des  Staa- 
tes zu  den  Lebenskreisen  der  einzelnen  Persönlichkeit  und  der  Gesellschaft 
scharf,  deutlich,  geistreich  zu  entwickeln.  Es  scheint  allerdings  eine  Unmög- 
lichkeit, dass  die  Wissenschaft  jemals  wieder  nach  solchen  handgreiflich  richtigen 
Grundlagen  und  Zusammenstellungen  zurückkehren  könne  zu  der  kahlen  Auf- 
fassung des  kantischen  Rechtsstaates  oder  zu  dem  Sprunge  einer  Begründung  des 
Staates  aus  dem  Einzelnwillen  derlndividuen.  Allein  erst  die  weiteren  Theile  des  Wer- 
kes, welche  die  Stellung  des  Staates  zur  Gesellschaft  und  sein  eigenes  organisches 
Leben  entwickeln  sollen,  werden  ein  Urtheil  über  die  errungene  Ausbildungs- 
stufe gestatten.  So  viel  kann  übrigens  schon  jetzt  gesagt  werden,  dass  der 
Verf.  keineswegs  verlaufen  wird  in  Wissenschaften,  welche  dem  Staatsleben 
nicht  angehören.  Ob  er  aber  auch  alle  Seiten  dieses  letztem  berücksichtigt, 
z.  B.  die  geschichtliche  und  die  internationale,  lässt  sich  nicht  mit  derselben 
Sicherheit  behaupten.  Das  bis  jetzt  Mitgetheilte  ist,  stofflich,  hauptsächlich  von 
Werth  für  die  Wissenschaft  von  der  Gesellschaft,  und  ist  daher  auch  an  einer 
«ndem  Stelle  dieser  Blätter  (s.  oben  Abb.  U,  S.  86)  besprochen  worden. 
Ganz  ohne  Zweifel  und  Einwendungen  bleibt  hierbei  der  Leser  allerdings  nicht. 
Schlüsslich  sei  die  Anerkennung  nicht  versagt,  dass  die  Sprache  des  Werkes,  wenn 
schon  streng  wissenschaftlich  gehalten,  doch  einfach  und  verständlich  ist,  und 
dass  nicht  der  Schein  tiefer  Philosophie  durch  räthselhafte  und  schwerfällige 
Worte  erschlichen  werden  will.  Der  Verf.  hat  einen  Beweis  der  Wahrheit  ge- 
liefert, dass  wer  deutlich  denkt  auch  deutlich  sprechen  kann. 

Nicht  sowohl  einen  wesentlich  verschiedenen  Standpunkt,  als  eine  andere 
Behandlungsart  hat  Stein  ergriffen.  Er  geht  von  dem  Satze  aus,  dass  das 
menschliche  Leben  in  Beherrschung  der  Thatsachen  durch  die  Persönlichkeit 
zu  Zwecken  der  letztem  bestehe.    Hieraus  ergiebt  sich  ihm  denn  nun  eine  Vor- 


1)  Ahrens,  H.,  Die  organische  Staatslehre  auf  phÜosophisch-anthropologischer  Grund- 
lage. Bd.I.   Die  philos.  Grundlage  und  die  allgemeine  Staatslehre.  Wien,  1850. 

2)  Stein,  L,  System  der  Staatswissenschaft.  Bd.I.    Statistik.  Populationistik.    Volks- 
wirthfchaflslehre.    Stuttg.  u.  Tüb.,  1852. 
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Wissenschaft  und  eine  wirkliche  Staatswissenschaft.  Jene  ist  ihm  nämlich 
theils  die  Lehre  von  den  Thatsachen,  Statistik;  theils  die  Lehre  Ton  der  Per- 
sönlichkeit, Populationistik.  Die  wirkliche  Staatswissenschaft  aber  ist  wieder 
eine  dreigetheilte :  1)  die  Lehre  vom  Güterwesen,  oder  die  Unterwerfung  des 
Natürlichen  unter  die  Persönlichkeit;  2)  die  Lehre  von  der  Gesellschaft,  oder 
der  Einfluss  des  Güterbesitzes  auf  die  Ordnung  und  Entwicklung  der  Person«* 
lichkeiten;  3)  die  eigentliche  Stsatswissenschaft,  die  Einheit  der  Einzelnen.  In 
dem  bis  jetzt  allein  vorliegenden  Bande  sind  erst  die  beiden  Vorwissenscbaften 
und  die  Lehre  vom  Güterwesen  enthalten.  Auch  hier  wäre  also  ein  abschliessen- 
des ürtheil  voreilig;  doch  drängen  sich  schon  jetzt  einige  schwere  Bedenken 
auf.  Der  Yerf.  scheint  nämlich  theils  viel  zu  viel ,  theils  viel  zu  wenig  zu  ge- 
ben. Einer  Seits  nämlich  ist  es  doch  kaum  mit  richtiger  Logik  vereinbar,  ein 
System  der  Staatswissenschaft  zu  entwerfen,  in  welchem  die  „wirkliche^  Staats- 
wissenschaft nur  eine  Hälfte,  und  in  dieser  wieder  die  „eigentliche''  SfW.  nur 
ein  Dritttheil  bildet.  Mit  anderen  \Yorten,  es  schweift  das  Werk  weit  über 
seine  richtigen  Gränzen  aus.  Auf  der  andern  Seite  ist  der  Inhalt  des  mensch- 
lichen Lebens  an  sich  und  in  der  Gesellschaft,  so  wie  im  Staate  oiFenbar  Yid 
zu  enge  gefasst,  wenn  dasselbe  nur  als  Einwirkung  auf  die  äussere  Natur  und 
deren  Rückwirkung  begriffen  wird.  Diess  ist  nur  ein  einzelnes  Yerhältniss  und 
noch  dazu  ein  untergeordnetes;  nicht  ein  Zweck,  sondern  nur  ein  Mittel.  Eine 
Folge  dieser  engen  Auffassung  ist  nun  aber,  dass  der  Yerf.  für  die  Beziehun- 
gen des  Menschen  zum  Menschen  und  für  dessen  Streben  und  Leben  in  der 
geistigen  und  sittlichen  Welt  keine  Stelle  und  keine  Lehre  hat.  AUes  geht 
ihm  eigentlich  in  der  politischen  Oekonomie  auf.  Nur  das  WirthschafUiche 
sieht  er  in  der  Gesellschaft  und  im  Staate.  lieber  das  Ungenügende  dieser  Auf- 
fassung kann  nun  aber  wohl  gar  kein  Streit  sein,  und  es  ist  der  That  zu  be- 
dauern, dass  Stein  durch  seine,  an  sich  so  verdienstlichen,  socialistischei 
Arbeiten  zu  dieser  Einseitigkeit  verleitet  worden  ist.  Dass  sein  System  dcf 
Staatswissenschaften  nach  dem  Umfange  und  Inhalte  empfindlich  darunter  leiden 
wird,  ist  eine  logische  Nothwendigkeit.  Hiermit  sind  Yerdienste  in  der  Dar- 
stellung der  Wirthschaftslehre  wohl  vereinbar;  und  es  ist  namentlich  nicht  zu 
läugnen ,  dass  die  in  dem  Werke  durchgeführte  neue  Eintheilung  der  National- 
ökonomie in  eine  Güterlehre,  eine  Wirthschaftslehre  und  eine  Yolkswirthschafts- 
lehre  ein  bedeutender  Gedanke  ist,  welcher  eine  ernstliche  Erwägung  verdient 
Darin  aber  war  der  begabte  Yerf.  jeden  Falles  sein  eigner  schlimmster  Feind, 
dass  er  seine  Sätze  in  eine  ganz  ungeniessbare  und  nur  zu  oft  völlig  imver- 
ständliche  scholastische  Sprache  hüllt.  Selbst  wenn  es  wahr  wäre,  was  dahin 
gestellt  bleiben  mag,  dass  die  Aufgabe  der  Deutschen  in  der  Wissenschaft  enc^- 
klopädischer  Umfang  und  innere  Ordnung  des  Einzelnen  sei,  die  der  Franzosen 
Darstellung,  der  Engländer  aber  Anwendung:  so  muss  feierliche  Yerwahrung  da- 
gegen eingelegt  werden,  dass  damit  gleichbedeutend  ein  Becht  oder  gar  die 
Pflicht  der  Deutschen  sei,  unverständlich  zu  sprechen.  Im  Gegentheile  ist  es 
Becht  und  Pflicht ,  bei  jeder  Gelegenheit  die  Lehre  zu  predigen ,  dass  unsere 
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Kationalliteratnr  nie  zor  vollen  Anerkennung  nnd  Wirksamkeit  gelangen  kann, 
solange  sie  nicht  die  barbarische  Geschmacklosigkeit  unserer  angeblich  philoso« 
phischen  Sprachweise  ablegt.  Auch  in  einer  Encyklopädie  kann  und  soll  ver- 
ständlich gesprochen  werden;  auch  eine  Ordnung  des  wissenschaftlichen  Stof- 
fes kann  und  muss  begreifbar  sein. 


n. 

Alphabetische  Encyklopädieen. 

Spät  erst,  nachdem  längst  Versuche  in  allen  anderen  Gattungen 
staatswissenschaftlicher  Encyklopädieen  gemacht  waren,  tauchte  der  Gedanke 
der  Behandlung  in  der  Art  und  Ordnung  eines  Wörterbuches  auf.  Allerdings 
waren  längst  allgemeine,  d.  h.  sämmtliche  Wissenszweige  umfassende,  alphabe- 
tische Encyklopädieen  vorhanden,  wie  z.  B.  die  grosse  französische,  einige  eng- 
lische, das  deutsche  Conversations-Lexicon  sammt  seinen  Nachahmungen,  in 
welchen  dann  unter  anderen  auch  politische  und  staatswissenschaftliche  Artikel 
aufgenommen  waren.  Es  gab  ferner  alphabetisch  geordnete  Bücher,  deren  In- 
halt wenigstens  einen  Theil  der  Staatswissenschaften  in  sich  begriff,  wie  na- 
mentlich die  unübersehbare  Erünitz^sche  ökonomische  Encyklopädie^),  nnd 
Sachwörterbücher  über  Bechtsgegenstände  ^).  Allein  in  allen  diesen  Schriften 
war  schon  an  sich  keine  Vollständigkeit  in  staatlichen  Artikeln  erstrebt  und 
das  Gelieferte  überdiess  unter  einer  Masse  fremdartigen  Stoffes  versteckt.  Eine 
Beschränkung  einer  Seits  und  eine  Vollständigkeit  anderer  Seits  war  eine  ein- 
leuchtende Verbesserung ;  und  so  erschien  denn  auch,  nachdem  nur  erst  der  Anfang 
gemacht  war,  in   kurzer  Zeit  eine  grössere  Anzahl  von  Büchern  dieser  Art. 

Der  erste  Versuch  allerdings  fiel  schlecht  aus.  Der  Unternehmer  war 
der  Aufgabe  nicht  gewachsen,  was  um  so  übler  wirken  musste,  als  er 
die  Bearbeitung  sämmtlicher  Artikel  selbst  übernahm.  So  ist  denn  in  der 
That  Hartleben's  Geschäftslexicon  *)  ein  klägliches  Erzeugniss,  in  welchem 
sich  Oberflächlichkeit  und  Geistlosigkeit  um  den  Vorrang  streiten ,  das  Noth- 
wendige  übergangen ,  völlig  Unbedeutendes  und  blos  Vorübergehendes  bespro- 
chen ist.    Kein  Wunder,  dass  es  bei  dem  ersten  Bande  blieb. 


1)  Die  in  die  Staatswissenschaflen  einschlagenden  Artikel  sind  in  den  jetzt  mehr  als 
zweihundert  betragenden  Bänden  dieses  nngewftltigbaren  Buches  sehr  ungleich 
vertheilt  und  von  sehr  verschiedenem  Werthe.  Namentlich  sind  Bd.  162—  167 
last  ansschliesslich  mit  staatswissensehaftlichen  Abhandlungen  gefüllt 

2)  Das  bei  weitem  bedeutendste  V^Terk  dieser  Art  ist  das  von  Weiske  im  J.  1S38 
begonnene  und  bis  zum  8ten  Bande  gediehene  ,,Rcchts  -Lezicon** ,  in  welchem 
eine  ziemliche  Anzahl  sehr  tüchtiger  und  ausführlicher  Arbeiten  aus  dem  Gebiete 
des  affentUchen  Rechtes  gegeben  ist.  So  z.  B.  die  Artikel  von  R5 ssler  über 
österreichisches  und  von  Jacobson  über  prenssisches  Reefai 

3)  Hartleben  Th.,  Geschftftslexicon  für  deutsche  Landstände  u.  s.  w.  Bd.  I. 
A— 6.    Lpz.,  1824. 


]gQ  Die  EneyUopidieen  und  Syaleme  der  Staate wiMeniehaReu. 

Ganz  anders  war  der  Erfolg ,  als  der  Gedanke  einige  Jahre  spftter  von 
Männern  aufgenommen  wurde ,  welche  mit  an  der  Spitze  der  Staatsgeldirten 
ihres  Vaterlandes  standen ,  das  Werk  nach  einem  wohl  flberl^ten  Plane  un- 
ternahmen nnd  sich  der  Mithülfe  anderer  tOohtiger  Kräfte  versicherten.  Nao 
gelang  es  nicht  nur ,  sondern  wurde  sogar  eine  Erscheinung  von  grosser  Be- 
deutung. Dieses  Werk  ist  aber  das  Staatslexicon  von  Hotteck  und  Wel- 
cker*).  Hier  wird  denn  in  der  That  das  Gesammtgebict  des  staatlichen  Le- 
bens nnd  Wissens,  in  alphabetisch  geordnete  Artikel  aufgelöst,  abgehandelt 
Selten  sieht  man  sich  vergeblich  nach  einer  verständiger  Weise  zu  erwartenden 
Auskunft  um,  und  ein  nicht  geringer  Theil  der  Artikel  ist  sehr  gut  gearbeitet, 
während  unbedeutende  Lückenbüsser  so  selten  vorkommen ,  als  hei  einem 
Werke  dieser  Art  irgend  erwartet  werden  kann.  Nur  etwa  in  den  letzten 
Bänden  ist  ein  Eilen  zum  Schlüsse  bemerkbar.  Zum  Theile  dehnen  sich  die 
Artikel  bis  zu  kleinen  Monograpbieen  aus  und  sind  sichtbar  das  Ergehniss  lan- 
ger und  gTflndlicber  Studien.  Obgleich  von  vielen  verschiedenen  Theünehmem 
zu  Stande  gebracht,  fehlt  dem  Werke  doch  keineswegs  innere  Einheit;  nament- 
lich hat  es  eine  ganz  bestimmte  staatliche  Haltung,  die  der  liberalen  Opposi- 
tion. Es  ist  aber  dieses  dadurch  bewerkstelligt,  dass  die  leitenden  staatsrecht- 
lichen und  politischen  Artikel  ausschbesscnd  von  Schriftstellern  dieser  Farbe, 
namentlich  von  den  beiden  Herausgebern  selbst,  herrühren;  während  diejenigen 
Hitarbeiter,  welche  von  der  genannten  Richtung  mehr  oder  weniger  ent- 
fernt waren,  die  politisch  gleichgültigeren,  also  entweder  rein  wissenscbaftlicben 
oder  wenigstens  den  Tagesfragen  nicht  verwandten,  Gegenstände  Ubcmahmea 
Die  Barstellung  ist  durchaus  auf  das  höher  gebildete  Publikum  berechnet,  ond 
selbst  streng  wissenschaftliche  und  gelehrte  AusfQhningen  sind  nicht  vermieden; 
deutliehe  und  gemeinverständige  Sprache  wird  selten  oder  nie  vcrmisst.  —  Al- 
lerdings Bind  diesen  TorzOgen  auch  Mängel  heigemischt;  doch  sind  sie  verhält- 
nissmässig  nicht  zahh'eich  noch  bedeutend.  Tor  Allem  hält  sich  das  Werk 
keineswegs  immer  im  Kreise  des  staatlichen  Lebens.  Es  begreift  nament- 
lich manche  und  zum  Theile  sehr  ausführliche  Artikel  aus  der  Geschichte  und 
der  Dogmatik  des  Rechtes,  besonders  des  gemeinen  deutschen  Privatrechtes. 
Dass  solche  nicht  zum  Plane  passen,  ist  einleuchtend.  Zweitens  ist  manchen 
Arbeiten  zu  viel  gelehrter  Apparat,  in  Noten  namentlich,  beig^eben.  In  einen 
Werke  dieser  Art  sind  nur  die  Ergebnisse  der  Forschungen  mitzntbeilen : 
eine  Besprechung  von  Controversen  und  eine  vollzählige  Aa&Uhning  der  Beleg- 
stellen passen  mehr  für  Fachzeitschriften  oder  fttr  gelehrte  Werke,  üeberdiess 
entsteht  dadurch  eine  Ungleichheit  in   der  äussern  Erscheinung  der  einzelnes 


4)  Sttatelexicon  oder  Encyklopldie  der  StaaUwiBsenschaßen  in  Verbindnng  mit  vie- 
len der  angcaehenslen  Publicislen  Dentschlandi  bervusgegeben  von  C.  v.  Bot- 
leck und  C.  Welck  er.  lle  AofL  Bd.  I— XT.  nnd  Snppl.  Bd.  I— IV.  AlloDi, 
1834  —  1845;—  2le  Anfl-,  Bd.  I  — Hl,  1846—48,  Dia  Sopplemente  d«  tnüm 
Auflage  ^d  der  zweiten  einverleibt 
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Artikel.  Nützlich  ist  nur  eine  summarische  Aufführung  der  benützten  und  em- 
pfehlenswerthen  Literatur;  aus  ihr  kann  der  Minderunterrichtete  ersehen,  was 
er  bei  genauerem  Eingehen  zu  lesen  hat,  der  Sachkundige  aber,  ob  die  rech- 
ten QueUen  benützt  sind.  Drittens  wäre  zuweilen  eine  gedrängte  Beweisfüh- 
rung anstatt  einer  oratorischen  Stelle  zweckmässig.  Abgesehen  von  der  Gre- 
schmaksfrage  ist  eine  ruhige  Haltung  jeden  Falles  viel  überzeugender.  Endlich 
wäre  es  für  den  bleibenden  Werth  des  Werkes  zuträglich  gewesen ,  wenn  die 
Besprechung  blosser  Tagesfragen  hätte  unterlassen  werden  können.  Allerdings 
hätte  das  Unternehmen  damit  einen  guten  Theil  seiner  practischen  Wirkung 
verfehlt;  aber  es  würde  dagegen  jetzt  auch  manchen  bereits  ganz  veralteten  und 
einige  übereilte,  einseitige  und  leidenschaftliche  Artikel  nicht  enthalten.  Nur 
aus  Ausführungen  über  Gregenstände  von  bleibender  Bedeutung  bestehend,  hätte 
es  auch  in  allen  seinen  Urtheilen  Anspruch  auf  bleibenden  Werth.  —  Allein, 
mag  auch  das  Staatslexicoh  dem  gemeinen  Schicksale  mensehlicher  Werke  nicht 
entgangen  sein ,  so  bleibt  es  doch  immer  ein  ehrenhaftes  Denkmal  deutschen 
Wissens  und  Wollens  in  staatlichen  Dingen  um  die  Mitte  des  19ten  Jahrhunderts ; 
und  überdiess  auf  lange  hin  ein  nützliches  Handbuch  für  gelehrte  und  für  prac- 
tische  Zwecke. 

Die  Bedeutsamkeit  des  Buches  und  der  Bichtigkeit  seines  Grundgedankens 
ergiebt  sich  namentlich  aber  auch  aus  den  zahlreichen  Nachahmungen ,  welche 
es  alsbald  theils  ausserhalb  Deutschlands,  theils  im  eigdien  Yaterlande  fand. 
Allerdings  weichen  die  Nachtreter  in  einzelnen  Eigenschaften  ab ,  und  nament- 
lich suchen  sie  sich  in  das  Kürzere  zu  ziehen;  allein  sie  befolgen  dochsämmt- 
lich  dieselbe  Methode,  sind -von  gleichem  Geiste  beseelt,  und  es  ist  mehr  als 
zweifelhaft,  ob  sie  überhaupt  je  entstanden  wären  ohne  den  Vorgang  desStaats- 
lexicons.  Dass  sie  zum  Theile  ihre  Schuld  durch  eine  bittere  Kritik  abzu- 
tragen suchen,  ist  ganz  in  der  Ordnung. 

Der  Zeit  der  Erscheinung  nach  geht  ein  französisches  Werk  voran.  Es 
ist  diess  das  „Dictionnaire  politique",  welches  von  dem  Abgeordneten  Garnier 
Pag^s  unternommen,  aber  erst  nach  seinem  Tode  vollendet  worden  ist^}.  Die 
Aehnlichkeit  mit  dem  deutschen  Vorbilde  ist  unverkennbar,  sowohl  was  den 
Zweck  als  was  die  Ausführung  betrifft.  Wesentlichere  Unterschiede  bestehen  nur 
darin,  dass  ein  weit  heftigerer  Oppositionsgeist  durch  das  Werk  geht;  dass  die 
einzelnen  Artikel  weit  kürzer  gehalten  sind  als  in  dem  deutschen  Werke,  dem 
es  auch  an  Umfang  bei  weitem  nicht  gleichkommt ;  endlich  dass  nirgends 
auf  gelehrte  Ausführungen  abgehoben  ist  Es  wird  hier  keine  Sammlung  von 
Monogn^hieen  gegeben,  sondern  nur  ein  Handbuch  zum  Nachschlagen  für  die 


1)  Dictionnaire  poliüpue;  Encyclop^die  du  langage  et  de  la  science  politiqnes,  rddi- 
g^e  par  une  r^union  de  Depots,  de  publicistes  et  de  Joarnalisles,  avec  une  intro- 
dttcüon  de  Garnier  £ages.     PubL  par  £.  Daclerc  et  Pagnerre.   2de  €d„ 

Par.,  1843. 
▼.  Mo  hl,  Staats  wUteatehaft  I.  11 


162 


Die  Encyklop&diMn  und  ^ytteme  dir  Staat^wissenschalten. 


•erste  Znrechtfindiuig.  Nicht  nur  war  so  die  Arbeit  eine  leiclitere,  sondern  ob 
mochte,  bei  genngerexn  Preise i,  auf  eine  grosse  Verbreitung  gerechnet  werden. 

Aehnlicher  Art,  jedoch  nach  der  Eigenthümlichkeit  des  Volkes  verschie- 
den gehalten,  ist  ein  um  dieselbe  Zeit  erschienenes  englisches  Werk,  nämlich  das 
unter  der  Leitung  der  Ge^llschaft  für  Verbreitung  nützlicher  Kenntnisse  be- 
arbeitete „Political  dictionary^^  ^).  Es  umfasst  das  gesammte  staatUcbe  Leben, 
jedoch  mit  sehr  vorwaltender  Beziehung  auf  englische  Zustände ;  und  die  Ab- 
sicht ist,  eine  zwar  gedrängte,  aber  grOndüch  gearbeitete  und  fflr  die  pracüscben 
Vorkommenheiten  wenigstens  zunächst  genügende  Belehrung  zu  geb^.  .Diess 
ist  denn  nun  auch  in  sehr  preiswttrdiger  Art  gelungen.  Die  Mitarbeiter  smd 
nicht  genannt ;  allein  sie  sind  offenbar  mit  grosser  Sorgfalt  ausgewählt  worden, 
und  das  Wei^k  lässt  namentlich  was  Eenntniss  der  Geschichte  und  des  positiven 
Bechtes  von  England  betrifft,  kaum  etwas  zu  wttnschen  flbrig.  Sehr  selt^  wkd 
man  sich  in  einer  einschlägigen  Frage  vergebens  um  Auskunft  umsdien,  und 
oft  sind  die  Artikel  wirklich  trefflich  gearbeitet.  Dass  häufiger  und  tief^  ifl 
privat-  und.  strafrechtliche  Gegenstände  eingegangen  wird,  als  der  Titel  des 
Werkes  rechtfertigt,  mag  an  sich  ein  Fehler  sein;  allein  er  kommt  festländi- 
schen Lesern  ganz  gut  zu  Statten.  Propaganda  fflr  eine  bestimmte  politische 
Parthei  wird  nicht  gemacht ,  doch  ist  allerdings  ein  freisinniger  Constittttiona- 
üsmus  Grundansicht  und  Voraussetzung.  Mit  Einem  Worte ,  es  ist  dieses  en{^ 
üsche  Staats -Wörterbuch  eine  sehr  gelungene,  ehrenwerthe  und  nützliche  Arbeit 

Auch  in  Deutschland  selbst  fand  das  „Staatslexicon"  bald  NachahmoogeB, 
welche  die  Verschiedenheit  hauptsächlich  in  einen  geringern  Umfang  und  in  Ye^ 
meidung  eigentlich  gelehrter  Arbeiten  und  ihrer  Htilfsmittel  zu  legen,  damit 
aber  fflr  einen  weniger  gebildeten  und  zahlreicheren  Leserkreis  zu  wirken  sseh- 
ten.  —  Die  erste  derselben  ist  das  „Populäre  Staatslexicon"  herausgegeben  von 
dem  Pseudonymen  Hermann  vom  Busche  (Prof.  Baumstark  in  Freibnrg 
i.  B.)^).  Es  wäre  ungerecht  zu  läugnen,  dass  im  Allgemeinen  der  Zweck 
einer  ktlrzeren,  gemeinfasslichen  und  doch  nicht  oberflächlichen  Belehrang  e^ 
reicht  ist  Es  ist  fflr  den  höhern  Bflrgerstand  berechnet,  und  steUt  sich,  in 
Wesentlichen,  auf  den  Standpunkt  der  jetzt  sogenannten  altliberalen  Parthd; 
allerdings  nicht  ohne  einige  Schwankungen  im  Sinne  der  im  Fortschreiten 
der  Arbeit  sich  geltend  machenden  politischen  Strömungen.  Die  Artikel  e^ 
strecken  sich  auf  sämmtliche  Theile  des  staatlichen  Lebens  und  Wissens,  T»r 
mentlich  auch  auf  Geschichte  und  Statistik,  sind  gut  geschrieben,  und  zeag^Bi 
wenn  auch  nicht  eben  immer  von  eigenem  selbstständigem  Studium  des  betref- 
fenden Gegenstandes,  so  doch  von  einer  verständigen  Benutzung  der  besUn 


1)  Poliücal  Diclionary,  forming  a  work  of  universal  reference,  boih  constituüonal  aod 
legal.    I.  n.    Lond.,  1845,  46.    8. 

2)  Hermann  vom  Busche,  Populäres  Staatslexicon  in  Einem  Bande.  Staatswii- 
senschaTUlches  Handbuch  der  politischen  Aufklärung.  Im  Vereine  mSt  Andern 
herausgegeben.    Stultg.,  18^2.    Lex.  8.  (Begonnen  schon  1846). 
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Arbeiten  Anderer.  Es  ist  somit  zwar,  wozu  es  anch  wohl  nicht  bestimmt  war, 
kein  Abschnitt  machendes  Werk ;  aber  immerhin  ein  anständiges  nnd  fttr  Yi^ 
BUtzIiehes  Unternehmen.  Von  Mitarbeitern  ist  der  Herausgeber  nnr  ausnahms* 
weise  nnterstfltzt  gewesen. 

Koch  kürzer  und  somit  stoffarmer,  femer  auf  eine  noch  tiefere  BH* 
dimgsstnfe  berechnet  ist  ein  Ton  R.  Blüm  begonnenes,  nach  seinem  Tode 
von  Gleichgesinnten  zu  Ende  gefQhrtes  Handbuch  i).  Dem  Umfange  nach 
geht  dasselbe  nicht  selten  über  den  richtig  gezogenen  Kreis  des  staatlichen 
Lebens  hinaus ;  inhaltlich  aber  giebt  es  in  der  Kegel  kanm  etwas  mehr  als 
eine  Worterklftrung  oder  eine  auf  das  ftusserlichste  beschränkte  geschichtliche 
Nachweisung.  Kur  da,  wo  eine  Gelegenheit  ist,  Ansichten  der  demokratischen 
Parthei  auszusprechen,  wird  in  die  Sache  eingegangen,  aber  allerdings  mehr 
mit  Behauptungen  als  mit  umsichtigen  oder  gar  unpartheiischen  Gründen.  Zu 
den  staatswissenschaftlichen  Arbeiten  ist  das  Buch  somit  nicht  wohl  zu  rech« 
nen;  dagegen  kann  ihm  das  Zeugniss,  für  den  practischen  Zweck  der  Be« 
Stärkung  undf  Vorbereitung  der  demokratischen  Parthei  gut  berechnet  zu  seiSi 
nicht  versagt  werden. 

Im  höchsten  Grade  imbedeutend  und  kaum  für  ganz  ünunterrichtete  you 
irgend  einem  Nutzen  ist  endlich  noch  Hoffmann's  politisches  Taschenwör- 
terbuch^). Hier  ist  man  völlig  an  den  Gränzen  dessen  an^kommen,  was  noch 
Literatur  genannt  werden  mag;  und  wahrlich  nicht  in  dieser  Weise  ist  eine 
nicht  zu  Vieles  und  nicht  zu  W^iges  voraussetzende  und  leistende ,  leicht  zu- 
gftn^che,  für  das  erste  Bedttrfoiss  einer  Belehrung  genflgende  alphabetische 
Anordnung  des  staatlichen  Wissens  zu  erreichen. 


Welches  ist  denn  nun  aber  das  Ergebniss  dieser  ganzen  Aufzahlung  un- 
seres Benilzes  an  Encydopädieen  der  Staatswissenschaften  ? 

Ohne  Zweifel  hat  man  sich  fast  in  jedem  Zweige  der  Literatur  bei  einer 
Üesammtschau  mit  Habe  und  selbst  mit  Abneigung  durchzuarbeiten  durch  gar 
Vieles  Unbedeutende  und  Misslungene.  Der  guten  Werke  sind  es  überall  nur 
wenige;  ganz  vollkommen  ist  kaum  irgendwo  eines;  man  muss  also  zufrieden 
sein ,  wenn  die  Leistungen  nur  nicht  gar  zu  weit  zurück  geblieben  sind  hinter 
dem,  wus  eine  richtige  Erkenntniss  der  Aufgabe  und  eine  billige  Forderung  an 
menschliche  Kräfte  als  nöthig  und  möglich  erscheinen  lässt.  —  So  denn  auch 
hier.  Die  grosse  Mehrzahl  der  Encyklopädieen  der  Staatswissenschaften  und 
2war  sowohl  der  systematischen  als  der  alphabetischen,  der  äusserlich  ordnen- 
gen und  der  organisch  darstellenden,  der  umfasenden  wie  der  kurzen,  isi 
köehstens  Mittelgut,  viele  sind  voUkomm^  unbrauchbar.     Ein  nach  allen 


1)  H.  Blum,    Volksthumliches  Handbuch  der  Staalswissenschaflen   und   (7)  Politik, 
Ein  SlaaUlexicon  für  das  Volk.    I.  IL    Lpz.  1848-51. 

2)  Ho  ff  mann,    C.  F.    K. ,    VoUstfindiges  politisches  Taschenwörterbuch.      Lpz., 
1849,    16. 

11  ♦ 


Die  Etknftige  Wissenschaft  pflegt  sich  wenig  sn  hftmmern  um  die  zahl« 
reichen  Versuche,  eine  Lehre  im  Gewände  der  Erz&hlnng  darzustellen,  Eaum, 
dass  man  in  einer  Uehersicht  Aber  den  vorhandenen  Schriftenvorrath  solche 
Bücher  gelegentlich  aufführt;  mit  ihrem  Inhalte  bereichert  sich  aber  weder  das 
Dogma,  noch  lebt  die  Kritik  davon. 

So  denn  auch  in  der  Staatswissenschaft.  Es  giebt  eine  nemüohe  Reihe 
von  Schriften,  welche  es  unternehmen,  die  Frage,  wie  ein  Staat  am  gereohte» 
sten  nnd  zweekmässigsten  einzurichten,  die  Gesellschaft  auf  zuträgliche  Weise 
zn  ordnen  sei,  durch  die  Schilderung  eines  erdichteten  Ideales  zu  beantworten. 
Allein,  mit  einziger  Ausnahme  der  Utopia  des  Kanzlers  Morus  ist  von  diesen 
Btchem  in  der  Regel  selten  die  Rede.  Und  wenn  sie  je  genannt  werden,  so 
geschieht  es  ohne  tieferes  Eingehen  in  ihren  Zweck  und  Inhalt,  und  häufig  so, 
dass  sich  eine  gänzliche  Unbekanntschaft  selbst  mit  ihrem  Aeussem  daraus  ab- 
nehmen lässt  ^). 


1)  Selbst  in  solehen  Sdiriften,  welch«  eine  uomittelbiure  Aufgabe  zu  eingehender 
Würdigung  der  dichterischen  Statts-Ideale  hauen,  findet  sich  Oberflächlichkeit  und 
Mangel  an  Verst&ndniss.  So  enthalten  die  wenigen  Blätter,  welche  Reybaud, 
£tudes  sur  les  r^forroateurs,  den  „socialen  Utopieen**  und  (im  Anhange  zum  zwei- 
ten Bande)  Harrington's  Oceana  widme^,  nur  ein  oben  hinfahrendes,  verwirrtes 
Gerede  und  ein  Gemenge  mjt  ganz  Verschiedenartigem.  Und  wenn  von  Sadre, 
HUtoire  du  Commonisme,  so  wie  in  dem  vierten  Bande  der  Scritti  inedili  von 
Romagnosi  und  im  Socialisme  depnis  Tanliquit^  von  Thonissen  Morus, 
Gempanella  und  MoreUy  etwas  sorgf&ltiger  behandelt  werden,  so  Ist  dage- 
gen von  aUen  übrigen  Schriflstellorn  dieser  Art  keine  Rede.  Auch  D  u  n  1  o  p , 
Hlsiory  of  fieüon,  Bd.  111,  S.  132  i^,  erörtert  den  GegensUnd  nur  nngenügend  und 
ohne  eigentliches  Verslandniss.  Ganz  verliehrt  ist  es  aber  gar ,  wenn  St  John 
iu  der  Einleitung  zu  seiner  Uebersetznng  der  Utopia  und  Nenen  Atlantis  (Lond., 
1850)  das  Wesen  und  den  Werlh  der  diehterischen  Btaatsgebilde  in  der  geschick- 
ten Zusammenstellang  wukUcher  irgendwo  In  der  Welt  schon  \o:'gckommener 
Einiiehlongen  findet,  und  ihre  Verfasser  mit  Landsdiaflsmaleni  vergleieht,  welche 
aus  tenter  einzelnen  Wirklichkeiten  schönere  Bilder  zusammensetzen.  Am  besten 
ist  noch  G.  C.  Lewis,  Treatise  on  the  meUiods  of  Observation  «pd  reasoning  in 
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Diess  ist  sicherlich  nicht  zn  billigen. 

Schon  im  Allgemeinen  ist  es  nicht  .vernttnftig ,  einen  Gedanken  desshalb 
unbeachtet  zu  lassen,  weil  er  nicht  schulgerecht  entwickelt  und  bewiesen,  son- 
dern in  einem  Bilde  verkörpert  ist.  Wo  liegt  denn  das  Uebel,  wenn  eine 
gefällige  Dichtung  einige  Lehren  mit  Fleisch  und  Blut  bekleidet,  damit  man 
deutlicher  sehe  und  gleichsam  mit  erlebe,  was  sie  beabsichtigen  und  bewirken? 
Natürlich  muss  bei  der  Anwendung  auf  das  wirkliche  Leben  mit  grosser  Um- 
sicht und  richtigem  ürtheile  verfahren  werden.  Allein  dieselbe  Schwierigkdt 
ist  bei  allen  ideellen  Vorbildern,  mögen  sie  nun  streng  dogmatisch  gehalten 
oder  in  das  Gewand  einer  Dichtung  gehtQlt  sein  ^). 

Dann  aber  sind  gerade  bei  Staatsromanen  noch  besondere  Grflnde  der 
Beachtung.  —  Einmal  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  dieseH>en  wesent- 
lich oppositionell  und  reformatorisch  sind.  Wenn  nämlich  ein  Büfatlich-diclh 
terisches  Büd  Bedeutung  haben  soll ,  so  muss  es  die  Entfernung  der  Wirklidi- 
keit  von  einem  Ideale  anschauHch  hervortreten  lassen.  Diess  mag  mm  a]le^ 
dings  auf  verschiedene  Weise  geschehen.  Entweder  können  nämlich  bestehend« 
Einrichtungen  der  ihnen  in  der  Wirklichkeit  anklebenden  Mängel  entkleidet  und 
in  tadelloser  Yortrefflichkeit  dargestellt,  durch  den  Contrast  also  die  Lficken 
und  Fehler,  wie  sie  erfahmngsgemäss  sind,  hervorgehoben  werden.  Oder  aber 
mag,  und  wohl  mit  noch  mehr  Erfolg,  der  Dichter  an  der  Stelle  der  bestdien- 
den  mangelhaften  Zustände  ganz  anderartige  Einrichtungen  und  deren  'Wi^ 
kungen  als  irgendwo  bestehend  schildern.  Wie  aber  immer  der  Gedanke  ans- 
gefflhrt  ist,  immer  sind  solche  Yerbesserungsplane  einer  Prüfung  werth.  Fflh« 
ren  sie  nämlich  auch  keineswegs  unmittelbar  zu  Aendemngen  (zum  Thefle 
sind  sie  ja  'ganz  verwerflich  und  widersinm'g),  so  dienen  sie  doch  dazu,  d« 
bestehende  Leben  scharf  begreifen  und  beurtheilen  zu  lernen.  —  Sodann  ist 
zu  bedenken,  dass  die  politischen  Bomane  sich  in  der  Regel  nicht  blos  nl 
dem  staatlichen  Gebiete  halten,  d.  h.  nur  andere  Gestaltungen  der  Staats- 
maschine vorschlagen,  sondern  dass  sie  sich  vielmehr  vorzugsweise  mit  gesell- 


politics  (Lond.,  1852),  wo  bei  der  Besprechung  des  Werihes  von  idealen  Vo^ 
bildem  für  die  practische  Staatokonst  (Bd.  II,  S.  236  fg.)  ein  bedeutender  Tlieil 
der  Staatsromane  angeführt  und  zum  Thdle  gewürdigt  wird.  Die  detchhdt  des 
Gegenstandes  erzeogt  zwischen  einigen  Abschnitten  der  gegenwärtigen  Abhand- 
lung nnd  der  Darstellung  von  Lewis  eine  ziemliche  Aehnlicbkeit  Die  Selbit- 
ständigkeit  meiner  Anschauung  ergiebt  sich  übrigens  schon  daraus,  dass  meine  eiste 
Arbeit  über  die  Staatsromane,  die  Grundlage  der  gegenwärtigen ,  bereits  im  Jahr- 
gang 1845  der  Tüb.  Zeitschr.  1  d.  StaaUw.  abgedruckt  ist.  Und  auch  ^  hier 
vorliegende  Bearbeitung  war  vollendet,  als  Lewis's  Werk  erschien.  Ich  verdanke 
ihm  nu«,  auf  einige  untergeordnete  Zusätze  aufmerksam  gemacht  worden  za  sein. 
1)  Ueber  das  Verhältniss  von  Vorbild  nnd  Wirklichkeit  in  der  Staatskunst  sind  iitf- 
aerst  verständige,  warn  schon  etwas  breite.  Regeln  bei  Lewis,  a.  a.  0.,  Bd.  II, 
6.  203  1g; 
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schaftlichen  YeränderuBgen  beschäftigen.  Solche  sind  theils  ein  dankbarerer 
dichterischer  Stoff,  als  ein  Organisations-Edikt;  theils  werden  Menschen  von 
vorherrschender  Einbildungskraft,  wenn  sie  sich  einmal  mit  Yerbessenmgen  der 
menschlichen  UnToUkommenheiten  beschäftigen,  naturgemäss  gar  leicht  auch 
zur  Heilang  der  gesellschaftlichen  Gebrechen  gefohrt,  deren  sie  so  yiele  zu 
s^en  glauben. 

Namentlich  dieser  letztere  Onmd  ist  es,  welcher  den  Staatsromanen  eben 
jetzt  eine  besondere  Bedeutung  giebt  In  einer  grossen  Zahl  derselben  sind 
ganz  andere  Grundlagen  und  Gestaltungen  des  Eigenthums,  der  Ehe  und  Fa- 
milie, der  Erziehung  u.  s.  w.  geschildert,  als  die  wir  in  unserer  jetzigen  Ge- 
sellschaft sehen  und  üben.  Kun  aber  ist  gerade  die  Gegenwart  von  ähnlichem 
Gedanken  durchdrungen  und  bewegt,  und  zwar  sind  es  nicht  blos  besonders 
weiche  Gemttther  oder  abermässig  au&egbare  Phantasieen ,  welche  durch  ihren 
Schmerz  über  das  Tielfache  menschliche  Elend  so  weit  getrieben  werden;  noch 
auch  blos  rohe  Communisten,  welche  im  Neide  und  Hasse  einer  ungünstigeren 
Xiebensstellung  alles  Höhere  zu  sich  herabzureissen  trachten:  sondern  es  ist 
sehr  allgemein  das  dunkle  Gefühl  yerbreitet,  dass  „etwas  verfault  sei  in  Da- 
nemark^' ;  dass  die  Grundlagen  unserer  jetzigen  Gesittigung  und  Gesellschaft 
neben  dem  Guten  und  Schönen  auch  unendliches  Elend  tragen,  wo  nicht  gar 
selbst  erzeugen ;  dass  also  eine  Hülfe  durch  irgend  eine  durchgreifende  Neue- 
rung nothwendig  sei.  Die  Wenigsten  allerdings  lassen  sich  durch  dieses  un- 
behagliche Gefühl  und  durch  die  Furcht  vor  einer  schwarzen  Zukunft  bis  zur 
Billigung  der  verschiedenen  socialistischen  Systeme  führen.  Allein  kein  Den- 
kender kann  sich  dem  Grübeln  über  so  manche  ungelöste  Aufgabe,  dem  Nach- 
denken über  die  Abstellung  grosser  und  immer  mehr  drohender  Uebelstände 
entziehen;  keiner  dem  Zweifel,  ob  die  jetzige  Ordnung  der  Dinge  die  allein 
mögliche,  ob  sie  wenigstens  die  richtigste  sei?  In  einer  solchen  Zeit  ist  es 
denn  in  der  That  von  Wichtigkeit,  zu  wissen,  was  über  diese  grossen,  noch 
unbeantworteten  Fragen  Andere  schon  früher  gedacht  und  gesagt  haben.  Das 
,  entmuthigende  Gefühl  der,  bis  jetzt  wenigstens  entschieden  vorhandenen,  Un- 
fähigkeit zu  wirklich  ausführbaren  und  gründlich  helfenden  Vorschlägen  muss 
jeden  Falles  das  Bedürfniss  einer  Katheinholung  erwecken.  Dass  die  in  Frage 
stehenden  Schriften  zum  grossen  Theile  schon  aus  früherer  Zeit  sind,  kann 
kein  Grund  der  Nichtbeachtung  sein.  Die  Gesellschaft  beruht  auf  den  Kräften 
und  Bedürfaissen  der  Menschennatur;  diese  aber  werden  nur  zum  Theile  durch 
die  Bildungsstufe  eines  Volkes  geändert,  und  viele  Interessen  bleiben  zu  allen 
Zeiten  dieselben.  Die  Lösung  einer  gesellschaftlichen  Frage  veraltet  also  nicht 
leicht.  Sodann  trägt  es  sich  nicht  selten  zu,  dass  ein  Gedanke,  welcher  lange 
keinerlei  Anklang  und  Verbreitung  fand,  mit  einemmale  in  seiner  Bedeutung 
erkannt  wird,  weil  er  jetzt  erst  in  die  Richtung  der  Bestrebungen  und  Bedürf- 
nisse fällt.  Noch  weniger  darf  natürlich  der  allerdings  häufig  sehr  geringe 
poetische  Werth  der  Erfindung  und  Einkleidung  von  einer  Beachtung  abhalten. 
Slag  die  Aesthetik  nach  Belieben  über  diese  Seite  der  Staatsromane  ihr  hoch- 
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notfapelnlidi^s  Halsgericht  balten;    politiscb  kann  der  Werth  ein  ganz  an- 
derer gem. 

So  erscheint  denn  wohl  der  Tersnch,  die  Literatur  der  Staat«» 
Romane  in  einer  Literärgeschichte  der  Staatswissenschaften  möglichst  yoQ- 
itändig  ')  EU  behandeln,  und  von  jeder  Schrift  die  Bichtung,  den  wesentlicb« 
sten  Inhalt  und  den  Werth  der  Ausftlhrung  kurz  zu  bezeichnen ,  als  ein  b^ 
rechtigter.  Hinsichtlich  der  Ausführung  aber  genügt  eine  doppelte  Yorbemer- 
kung.  —  Einmal,  dass  nicht  blos  die  Darstellungen  völlig  ersonnener,  in  der  Wirk« 
lichkeit  gar  nicht  vorhandener  Einrichtungen,  sondern  auch  diejenigen  dichten^- 
sehen  (Gebilde  aufgenommen  sind,  welche  nur  eine  Idealisirung  bestehender 
staatlicher  und  gesellschaftlicher  Zustände,  z.  B.  die  Lebensgeschichte  einea 
erdichteten  Musterkönigs  unternehmen.  Mögen  letztere  auch  weniger  die  l^eu- 
gierde  reizen,  und  kann  zu  ihrer  Schaffung  ein  geringeres  Maass  von  Einbil*' 
dungskraft  und  Gedankeneigenthümlichkeit  hinreichen :  so  haben  doch  auch  sie 
die  bezeichnende  und  belehrende  oppositionelle  Bichtung  und  veranlassen  zur 
Prüfung  der  Wirklichkeit.  Nur  erschien  es  zuträglich  für  die  Gewinnung  einer 
klaren  Uebersicht  und  zur  Ermöglichung  eines  Nachweises  über,  den  Zosam- 
menhang  der  verschiedenen  Werke  unter  sich,  die  beiden  Gattungen  von  Staats- 
romanen  gesondert  zu  betrachten.  -^  Zweitens  war  es  unzweifelhaft  zur  Ein- 
haltung einer  richtigen  Grenze  nöthig ,  darauf  zu  sehen,  dass  nur  solche  Dich« 
tungen  als  Staatsromane  aufgeführt  wurden,  welche  die  Schilderung  eines  idea- 
len Gesellschafts-  oder  Staatslebens  zum  Gegenstiuide  haben,  sei  es  nun,  dasa 
sie  die  Form  einer  Beisebeschreibung,  einer  statistischen  Schilderung  oder 
einer  Lebensgeschichte  tragen.  Es  bleiben  somit  einer  Seits  alle  Schriften 
ausgeschlossen,  welche  die  staatliche  und  gesellschaftliche  Einrichtung  dogmar 
tisch  behandeln;  anderer  Seits  Dichtwerke,  welche  zwar  StaatsbegebenheiteB 


1)  Für  absolute  Vollständigkeit  vermag  ich  freilich  nicl^  eiüzustehen.  Theils  ist  es 
möglieb,  dass  mir  das  eine  oder  das  andere  Buch  ganz  entgangen  ist;  Ihcils  aber 
bat  es  mir  nicht  gelingen  wollen,  einige  Schriften  zu  Gesichte  zu  bekommen, 
welche  ich  als  einschlägig  angeführt  finde.  Diese  sind:  Doni,  L  mundi  celesO, 
terrcslri  e  infernali  degli  academici  Pellegrini,  1552 — 53  in  2*  Bänden  Quart,  nnd 
1518  in  Lyon  in  französischer  Uebersetzung  erschienen ;  und  die  „R^pnbliqae  des 
Cessar^s*^  welche  in  der  Mitte  des  verflossenen  Jahrhunderts  in  London  erschie- 
nen sein  soH.  Sehr  mit  Vorbedacht  habe  ich  dagegen  eine  Reihe  von  Schriflen, 
welche  man  häufig  unter  den  Staatsromanen  aufführt,  übergangen,  weil  ich  mich 
bei  eigener  Einsiebt  derselben  überzeugte ,  dass  sie  unter  diesen  Begriff  ledigtich 
nicht  fallen.  Diess  ist  namentlich  der  Fall  bei  Serimati^s  Reisen  des  Heinrieh 
Wenton  nach  Australien,  Barclay 's  Argenis,  Bodin's  Büchern  vom  Staate, 
Gualdi's  Republica  di  Lesbo,  HalPs  anderer  Welt,  der  Insel  Felsenburg, 
Mandeville's  Bienenfabel,  Lawrence 's  Empire  des  Nairs,  Sultan  Peter  der 
Unaussprechliche,  La  Rdpublique  universelle  und  Mayern's  Dia-Na-Sore.  Wie 
man  aber  gar  Heinse's  ArdingheUo  je  hat  zu  dieser  Schiiftcngattong  redmea 
können,  ist  ganz  unbegreiflich. 
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eiTftblen,  allein  in  irgend  einer  andern  Absicht,  als  der,  ein  politisches  Ideal 
ta  schaffen.  Epische  oder  dramatische  Darstellnngen  geschichtlicher  YorfUle 
and  merkwürdiger  Charactere  mögen  von  grossem  künstlerischen  nnd  psycho* 
logischen  Wertbe  sein«  allein  für  die  Staatswissenschaft  haben  sie  keine  Be« 
deotnng. 

L 

Die  Schilderungen  frei  geschaffener  staatlicher  und 

gesellschaftlicher  Zustände. 

Wo  von  Staatsromanen  die  Bede  ist,  wh-d  gewöhnlich  mit  den  Schriften 
Platon's  begonnen.    Diess  ist  aber  nur  sehr  bedingungsweise  richtig. 

Vor  Allem  ist  es  zur  Gewinnung  des  ersten  Anknüpfungspunktes  noth^ 
wendig,  sogar  noch  weiter,  nämlich  bis  zu  Sokrates  ')  zurückzugehen.  Wenn 
auch  unsem  Alterthumskennem  diese  Auffassung  bis  Jetzt  fi:emd  ist,  und  es  ge- 
wagt für  ^inen  Laien  in  diesem  Fache  erscheinen  mag,  eine  eigene  Ansicht 
aufzustellen:  so  kann  doch  einem  aufmerksamen  Beobachter  die  Thatsache 
nicht  entgehen,  dass  ungeiähr  gleichzeitig  zwei  Schüler  von  Sokrates,  Piaton 
und  Xenophon,  sich  mit  Staatsidealen  beschäftigt  haben.  Dass  diess  nun 
aber  nicht  blos  ein  Zufall  ist,  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Erscheinung  auf 
einen  triftigen  Grund  zurückgeführt  werden  kann,  also  sich  als  logisch  noth- 
wendig  darstellt.  Der  Geist  der  sokratischen  Philosophie  war  ein  wesentlich 
kritischer,  der  Zweck  derselben  die  Herbeiführung  einer  wissenden  Sittlich- 
keit *).     Ein  solcher  musste  auch  die  Berechtigung  der  staatlichen  und  gesell- 


1)  Allerdiogs  ffihrl  Aristoteles,  Polit,  II,  8,  einen  noch  Sltcm  Phflosopben,  Hippo« 
dam  US  von  Milet,  einen  Zcits^enossen  von  Pericles,  als  deiijenigcn  an,  welcher 
sich  zuerst  mit   der  Entwerfong  eines  Slaatsideals  beschäftigt  habe.      Allein  tbeilt 
ist  nicht  einmal  sicher,   ob  er  seine  Gedanken  anch  nur  niederschrieb;  theiU  ge- 
hört  sein  Erzeugniss  jeden  Falles  nach  Allem,  was  Aristoteles  davon  sagt,  weder 
ZU  der  GaUnng  der  Slaatsromane ,   noch  auch   nur  zu  den  eigentlichen  Spekula- 
tionen über  Staat  und  Gesellschaft     Hippodamns  war  Baumeister  und  hatte  aus- 
gezeichneten Sinn  für  Symmetrie;  wie  er  denn  zuerst  regelrechte  SladlplÄne  ent- 
"warf.  Diese  Anschauung  trug  er  dann,  scheint  es,  auch  auf  die  Staatseinrichtungen 
über,  indem  er  ebenfalls  einen  systematischen  und  symmetrischen  Plan  zu  einer 
Verfassung  entwarf:   Zehntausend  BQrger,  eingetheilt  in  drei  Stände;   da*  Land 
Tertheilt  in  drei  Gattungen  von  Besitzern ;  drei  Arten  von  Gesetzen;    Ein  oberster 
Ralb  u.  8.  w.    Aristoteles  würdigt  den  Plan   einer  ausführlichen  Beurlheilung,   auf 
'welche  er  kaum  einen  Anspruch  halte.    Derselbe  erinnert  lebhaft  an  die  unzäh- 
ligen in  unserer  Zeit  aufgestellten  Yerfassungs-Vorschläge ,  welche    freilich   nicht 
in  die  Wirldichkeit  traten,    desshalb    aber   doch  nichls  weniger  als  Slaatsromane 
-waren.     Man  vergleiche   J.  A.   Si  John's  Einleitung  in  die   Uebersetzung  der 
Ulopia  (Lond,  1850)^ S.  XXXI  fg. 
^)  VergL  Brandis,   Handbuch  der  Geschichte  der  griechiseh-fömisehen  Pbflotophie. 
Bd.  U,   AbthL  1,   S.  65  fg. 
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scbaftliclien  Zustände  der  Wirklichkeit  einer  PrQfdng  unterwerfen.  Diese  Prfl- 
fang  konnte  aber  nicht  umhin,  in  den  hellenischen  Staaten,  namentlich  in  der 
athenischen  Demokratie,  Tiel  tadelns-  und  ändemswerthes  zu  finden;  und  es 
ist  auch  nach  Allem,  was  wir  Ton  der  sokratischen  Lehre  wissen,  höchst 
wahrscheinlich,  dass  sie  —  unbeschadet  des  praktischen  Gehorsams  des  Stif- 
ters gegen  die  bestehenden  Gesetze  —  in  der  That  staatliche  Verbesserungs- 
wünsche aussprach.  Es  mag  nun  dahin  gestellt  bleiben,  ob  die  Schüler  es 
nicht  gerathen  fanden,  mit  unmittelbarem  Tadel  und  AenderungsTorschlägen 
vorzutreten;  oder  ob  die  künstlerische  hellenische  Natur  eine  grössere  Befrie- 
digung in  der  Aufstellung  ideeller  Gebilde,  und  somit  in  nur  mittelbarer  Kri- 
tik, fand.  Genug,  die  zwei  grössten  dieser  Schüler,  so  verschieden  sie  auch 
sonst  von  einander  waren,  und  so  gewiss  kein  Zusammenhang  unter  ihnen  be* 
stand,  stellten  Staatsideale  auf.  Allerdings  jeder  in  seiner  Art  und  nach  seiner 
Lebensanschauung.  Flaton  versprach  sich  Besserung  der  Wirklichkeit  von 
einer  Geistesaristokratie,  Xenophon  vom  Ideale  eines  Monarchen.  Aber  ad 
sokratischer  freier  Untersuchung  des  Bestehenden  ruhten  Beide ;  und  es  ist  so- 
mit theils  ungeschichtlich,  nur  bis  Piaton  zurückzugehen  bei  der  Geschieht«  d« 
Staatsidealismus,  theils  ist  es  ungerecht,  nicht  auch  Xenophon's  Erwähnung 
zu  thun.  Letzteres  aber  ist  doppelt  so  in  einer  Geschichte  der  Staatsromane, 
da  gerade  Xenophon  in  seiner  Cyropädie  ein  Werk  dieser  Art  (wenn  auch  nur 
in  der  Form  einer  idealisirten  Wirklichkeit)  geliefert  hat,  während  die  Schrif- 
ten Platon's  gar  nicht  in  diese  Klasse  gehören. 

Diess  führt  aber  zu  der  zweiten  Einwendung  gegen  die  Anknüpfung  d« 
Staatsromane  an  Piaton,  in  der  Art,  wie  sie  gewöhnlich  geschieht  Es  ist 
nicht  richtig,  Piaton  als  den  Verfasser  des  ersten  Staatsromanes  darzustellen. 
Er  giebt  allerdings  in  zweien  seiner  Werke  dogmatische  Regeln  für  ideelle 
Staatszustände,  aber  kein  dichterisches  Bild.  In  den  zehn  Büchern  vom 
Staate  ist  auch  nicht  entfernt  von  der  Schilderung  eines  bestimmten  erson- 
nenen  Staates  die  Rede;  sondern  der  grosse  Weltweise  setzt  einfach  auseinan- 
der, welcherlei  gesellige  und  staatliche  Einrichtungen  ihm  als  die  vorzüglich- 
sten erscheinen.  In  den  Gesetzen  aber  wird  zwar  der  in  allen  Einzelnheiten 
ausgearbeitete  Plan  emer  Verfassung  und  Verwaltung  für  eine  nicht  vorhan- 
dene Kolonie  der  Kreter  in  Vorschlag  gebracht:  allein  auch  hier  ist  keine 
dichterische  Schilderung  eines  Zustandes,  sondern  Lehre  und  Vorschrift  ^). 

Dennoch  muss  auch  die  gegenwärtige  Darstellung  der  Staatsromane  auf 
Piaton  Rücksicht  nehmen;  und  zwar  gerade  bei  der  Abtheilung,  welche  die 
Schilderung  ganz  imaginärer  staatlicher  und  gesellschaftlicher  Zustände  umfa^ 
während  Xenophon  unten  an  die  Spitze  der  Schöpfer  idealisirter  Wirklichkeiten 
zu  stellen  ist.    Aber  jene  Anknüpfung  ist  nur  eine  stoffliche.     Hat  nämhch 


1)  N&here  Angaben  über  die  Ausgaben ,  Uebersetzongen  und  Bearbeitungen  der  pib- 
tonischen  Schriften  s.  nnten,  in  Abs.  IV. 
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auch  Piaton  keinen  Staatsroman  verfasst,  so  bat  doch  der  Beichthnm  der  in 
seinen  dogmatischen  Schriften  enthaltenen  Gedanken  oft  und  nnverhüllt  den 
späteren  Staatsdichtem  aushelfen  mflssen ;  so  dass  die  zum  Theile  ganz  aus- 
schweifenden platonischen  Ansichten  von  Familie,  Ehe  und  Eigenthum  in  der 
Regel,  wenn  schon  etwas  ahgesüsst,  der  Kern  der  gesellschaftlichen  Phantasie- 
Gehilde  his  auf  diesen  Tag  sind.  Es  ist  völlig  unmöglich,  den  eigenen  schö- 
pferischen Werth  der  späteren  Staatsromane  zu  beurtheilen ,  ohne  ein  deut- 
liches Bewusstsein  jener  Ideen. 

Bekanntlich  muss  denn  nun  aber  unterschieden  werden  zwischen  dem 
Btaatsmuster,  welches  Piaton  in  dem  Staate  aufstellt,  und  dem,  welches  die 
Gesetze  geben.  Das  hohe  Ideal,  welches  in  dem  erstgenannten  Werke  aufstellt 
ist,  wird  in  der  späteren  umfassenden  Darstellung  als  unerreichbar  erkannt  und 
mit  einem  niederer  stehenden  vertauscht  ^).  Man  hat  sich  viele  Mühe  gege- 
ben, die  beiden  Ansichten  unter  sich  und  mit  der  Gesammt  lehre  von  Piaton 
in  Einklang  zu  bringen.  Diess  ist  für  gegenwärtigen  Zweck  überflüssig.  Hier 
genügt,  dass  beiderlei  Ideen  als  platonische  gegolten  und  auf  die  spätere  Li- 
teratur gewirkt  haben.  Und  eben  desshalb  ist  auch  der  Streit^),  ob  die  Ge- 
setze von  Piaton  selbst  oder  von  einem  seiner  tmmittelbaren  Schüler  alsbald 
nach  seinem  Tode  verfasst  seien,  völlig  müssig.  Selbst  wenn  sie  unächt  wä- 
ren, (was  kaum  glaublich  ist,)  haben  sie  doch,  für  acht  angesehen,  gerade 
denselben  Einfluss  gehabt.  —  Beide  sind  daher  gleichmässig,  aber  geschieden, 
in  Erinnerung  zu  bringen. 

In  dem  Staate  fflhrt  Piaton  den  Gedanken  durch,  dass  er  ein  Gegen- 
bild der  sittlichen^  Vollkommenheit  der  Einzelnen  sein  müsse.  Wie  denn  nun 
aber  diese  Vollkommenheit  in  vollendeter  Harmonie  aller  Theile  und  Eigen- 
schaften bestehe,  so  also  auch  das  Ideal  des  Staates  in  durchgängiger  Einheit, 
mit  einem  Worte  in  der  Abwesenheit  aller  Selbstsucht.  Demgemäss  muss  der 
Zweck , ,  der  Wille  und  das  Glück  des  Einzelnen  unbedingt  dem  Zwecke ,  dem 
Willen  und  dem  Glücke  der  Gesammtheit  untergeordnet  werden.  'Jeder  darf 
nur  das  gemeinschaftliche  Gute  im  Auge  haben.  Um  aber  diesen  Gemeinsinn 
zur  Herrschaft  zu  bringen,  schlägt  er  hauptsächlich  drei  Einrichtungen 
vor.  Zunächst  soll  die  Begierung  den  Philosophen  gehören.  Zweitens  werden 
die  bürgerlichen  Stellungen  und  Dienste  nur  den  dazu  Geeigneten  übertragen. 
Zu  dem  Ende  wird  unterschieden  zwischen  den  VoUbürgem  (Wählern)  und 
den  niederen  Ständen  -der  Handwerker  und  Landleute;  die  ersteren  werden 
durch  passende  Erziehung  tauglich  gemacht,  und  s^war  nicht  blos  die  Männer^ 
sondern  auch  die,  von  Natur  eben  so  fähigen,  Weiber.  Drittens  ist  Gemein- 
schaft der  Weiber,   Kinder  und  Güter  empfohlen,  so  dass  „Jedem  nur  sein 


1)  Nach  einer  Aeusserong  Platon*s  selbst  (Leg.,  Lib.  5)  hatte  er  im  Sinne  noch  ein 
drittes,  der  Wirklichkeit  abermals  näher  gerücktes  Staatsgebäude  zu  entwerfen,  wel- 
ches denn  aber  nicht  mehr  zu  Stande  gekommen  ist 

2)  S.  hierüber  Zeller,  £.,  Piatonisehe  Stadien,    Tab.,  1839. 


174 


Die  Slaatsromane. 


Körper  ausschliesslich  gehört.*'  Hiermit  sei  die  Yeranlassung  zu  Streitigkeitn 
und  Processen  beseitigt,  die  Sorge  für  Kinderversorgung,  die  Niederirftchüg^ert 
gegen  Reiche.  Nebenbei  werden  noch  bestimmte  Altersgrenzen  gesetzt,  met* 
halb  deren  allein  Kindererzeugung  stattfinden  darf;  unerlaubt  erzeugte  oder 
missgeborene  Kinder  werden  beseitigt.  Von  minderer  Wichtigkeit  sind  die 
Vorschläge  hinsichtlich  der  Kriegführung  u.  dgl.  In  Einzelnheiten  über  Ye^ 
fassung  und  Verwaltung  geht  Flaton  in  diesem  Werke  nicht  ein,  sich  mehr 
einer  künstlerischen  Darstellung  und  philosophischen  Entwicklung  allgemeiner 
Gnindsätze  und  Grundbegriffe  überlassend,  und  die  Fragen  nach  der  Aasf&h- 
rung,  etwas  wohlfeil,  damit  beseitigend,  dass  sich  diess  Alles  schon  Ms^ 
werde,  wenn  nur  erst  die  Philosophen  herrschen. 

Anders  ist  die  Behandlung  in  den  Gesetzen.  Hier  wird  der  Qnmdge* 
danke  bis  in  die  feinsten  Einzelnheiten  verfolgt  und  ein  ganzes  System  toi 
Verfassungs-  und  Verwaltungs- Verordnungen  gegeben.  Aber  dieser  Gnmdge- 
danke  selbst  ist  ein  wesentlich  verschiedener. 

Vollkommenste  Gemeinschaft  von  Weibern,  Kindern,  Gut  und  Habeisl 
zwar  auch  hier  als  Ideal  gesetzt;  aber  als  ein  unerreichbares.  Es  sei  dieser 
Zustand  nur  für  Götter  und  Göttersöhne.  Der  zweitbeste ,  für  Menschen  alleifi 
mögliche,  Staat  muss  sich  mit  dem  Grundsatze  der  Gleichheit  innerhalb  einer 
festbestimmten  Ordnung  begnügen. 

Denmach  ist  vor  Allem  die  Zahl  der  Bürger  genau  bestimmt  (auf  5040). 
£benso  gross  ist  die  Zahl  der  Häuser  und  der  Grundbesitzer,  welche  nadi 
Grösse  und  Güte  verschieden,  dem  Werthe  nach  aber  gleich  sind.  Ein  solches 
Familiengut  ist  untheilbar  und  unveräusserlich;  die  jüngeren  Söhne  werden, 
freiwillig  oder  von  Staatswegen,  in  kinderlosen  Familien  untergebracht,  mflsses 
im  schlimmsten  Falle  auswandern.  Die  Töchter  erhalten  keine  Mitgift,  ausser 
wenn  sie  als  einzige  Kinder  die  Landstelle  erben ;  dann  aber  sind  sie  wo  m^ 
lieh  an  einen  Verwandten  zu  verheirathen.  Ueber  Testamente  sind  ausführtidic 
Bestimmungen  getroffen,  berechnet  auf  Erhaltung  der  Landstelle  in  der  Fami- 
lie. Gänzlich  ausgestorbene  Familien  werden  durch  Einwanderungen  extjünit 
Damit  aber  die  Vermögensgleichheit  nicht  durch  bewegliche  Habe  umgangen 
werde,  ist  einmal  bestimmt,  dass  Keiner  weniger  als  seine  Landstelle  besitsäi 
dürfe,  und  Keiner  mehr,  als  den  vierfachen  Werth  derselben;  zweitens  aber 
ist  die  Erwerbung  beweglichen  Vermögens  sehr  erschwert.  Kein  Bürger  dirf 
von  Gewerben  oder  Viehhandel  Nutzen  ziehen;  Kapitalverborgungen  sind  rwnr 
nicht  verboten,  allein  die  Rückzahlung  ist  in  den  fmen  Willen  desSchuldnen 
gestellt;  Niemand  darf  anderes  Geld  besitzen,  als  eine  Landesmünze,  und  snr 
der  Staat  hat  einen  Geldvorrath  für  Kriege  und  zu  Reisen  der  Bürger,  wddien 
er  daraus  Vorschüsse  macht.  Da  denn  doch  aber  durch  die  unvermeidliche 
Verschiedenheit  des  beweglichen  Besitzes  einige  Ungleichheit  entsteht,  so  sind 
vier  Schatzungs-Klassen  eingerichtet,  deren  einer  jeder  Bürger  zugetheilt  wird, 
und  welche  in  verschiedenem  Maasse  an  der  Staatsregierung  Theil  nehmen. 
Bettler  werden  nicht  geduldet,  sottdera  Landes  verwiesoA. 
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Tiele  Sorgfalt  wird  angewendet,  um  den  Bürger  tttchtig,  Yolks^igenthflm- 
Uch  nnd  ehrenhaft  zn  machen.  —  Hieher  gehören  schon  die  Bestimmungen 
über  die  Ehen.  Männer  dürfen  nur  zwischen  dem  2Östen  und  3Ö8ten  Jahre 
heirathen,  Frauen  zwisc];ien  dem  18ten  und  20sten;  zur  Unehre  aber  gereicht 
eine  Verschiebung  über  diese  Zeit.  Eine  unfruchtbare  Ehe  wird  nach  zehn 
Jahren  getrennt;  zur  Aufsicht,  dass  die  Ehegatten  in  den  ersten  zehn  Jahren 
der  Ehe  nichts  unternehmen,  was  die  Erzeugung  schöner  Kinder  hindern 
möchte,  sind  erfahrene  Frauen  von  der  Obrigkeit  bestellt:  Unfolgsame  werden 
der  Yolksversammlnng  angezeigt  und  für  unehrenhaft  erklärt.  Gegen  Unzucht 
bestehen  strenge  Gesetze.  —  Selbst  die  Verheiratheten  speisen  öffentlich.  — 
IMe  Erziehung  aller  Kinder  ist  gemeinsam;  die  hauptsächlichsten  Lehrgegen- 
stände aber  sind  Musik  und  Gymnastik,  doch  sind  Kenntnisse  nicht  ganz  aus- 
geschlossen. Auch  die  Mädchen  werden  in  den  Waffen  geübt.  Die  Jugend  ist 
der  strengsten  Aufsicht  unterworfen,  und  jeder  Bürger  hat  das  Becht  und  die 
Pflicht  der  Züchtigung.  —  Aller  gemeine  Gelderwerb  ist  von  den  Bürgern 
ferne  zu  halten.  Handwerke  und  Kramerei  dürfen  sie  gar  nicht  treiben,  als 
hinreichend  mit  dem  Staate  beschäftigt,  und  weil  dergleichen  Hanthirung  ihrer 
unwürdig  ist;  nu^ihre  Felderzeugnisse  mögen  sie  verkaufen.  Zur  groben  Ar- 
beit und  zu  den  häuslichen  Diensten  sind  die  Sklaven  bestimmt;  zum  Betriebe 
der  zwar  an  sich  verächtlichen,  doch  nothwendigen,  Gewerbe  die  Fremden 
oüd  die  Freigelassenen.  Jene  werden  auf  zwanzig  Jahre  angenommen ,  nach 
deren  Ablauf  sie  etwa  auch  auf  Lebenslang  geduldet  werden  mögen;  ebenso 
ihre  Söhne,  bei  welchen  vom  15ten  Jahre  an  gerechnet  wird.  Wenn  ein 
Fremder  die  dritte  Vermögensklasse  erreicht  hat ,  wird  er  unerbittlich  ausge- 
trieben. —  Auch  Reisen  sind  sehr  erschwert.  Vor  dem  40sten  Jahre  sind  sie 
den  Bürgern  ganz  untersagt;  später  aber  nur  zu  öffentlichen  Zwecken,  nämlich 
sni  -Gesandtschaften,  zu  den  hellenischen  Gesammtfesten  und  zur  Beobachtung 
auswärtiger  Einrichtungen  gestattet.  Von  Reisen  der  letzteren  Art  ist  der  Ver- 
sammlung der  Gesetzesaufseher  Bericht  zu  erstatten.  Fremde  Reisende  werden 
nur  zugelassen  zum  Handel,  zum  Kunstgenüsse,  als  Gesandte,  endlich  als  Er- 
forscher der  diesseitigen  Gesetze.  Alle  werden  an  bestimmten  Orten  unterge- 
1)racht;  die  letzteren  hoch  geehrt 

Vielfache  und  strenge  Vorschriften  sind  vorgeschlagen,   um  Pöbelhaftig- 

kdten  und  Veimögens-Unoi'dnungen  zu  verhindern,  welche  ans   der  freien 

Iditwerbung  und  überhaupt  aus  der  Willkühr  in  Handel  und  Wandel  entstehen 

möchten.    So  ist  denn  einer  Seits  die  Einfuhr  von  Luxus-Gegenständen,   an- 

clerer  Seits  die  Ausfuhr  von  Lebensnothwendigkeiten  ganz  verboten.    (Andere 

"Waaren  zahlen  dagegen  weder  Einfuhr-  noch  Ausfuhrzoll.)    Für  jede  Art  von 

JBedürfiiiss  ist  einmal  im  Monate  Markt,   wo  sich  Jeder  versehen  mag;   der 

Verkäufer  aber  hat  sich  wohl  zu  hüten,  seine  Waaren  höher  zu  bieten,  als  er 

sie  etwa  ablassen  will,  denn  kann   er  sie  nicht  um  sein  erstes  Ausgebot  ver- 

Jc^^uifen,   mu88  er  sie  wieder  nach  Hanse  nehmen.    Verfälschte  Waaren  werden 

«vecggenosuqen,  und  für  jede  Drachme  des  geforderten  Preises  erfolgt  ein  Gei*- 
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selhieb.  Wenn  ein  Bürger  eine  Yer^schnng  bemerkt  und  nidit  angibt,  wird 
er  ehrlos.  Anpreisen  der  Waare  zieht  Stockstreiche  nach  sich ,  die  jeder  über 
dreissig  Jahre  alte  Bürger  alsbald  ertheilen  mag.  Yoni  den  Erzeugnissen  des 
Feldbaues  soll  V,  an  die  Freien,  y,  an  die  Sklaven,  ^/a  an  die  Fremden  ab- 
gelassen werden,  und  zwar  an  die  beiden  ersteren  je  nach  den  Bedürfnissen 
des  Einzelnen.  Eramhandel  wird  so  wenig  als  möglich  geduldet;  jeden  Fal- 
les nur  bei  festen  Preisen,  welche  einen  billigen  Gewinn,  aber  nicht  weiter, 
gestatten.  Kein  (fremder)  Gewerbender  darf  mehr  als  Ein  Geschäfte  zu  ja- 
cher Zeit  betreiben.  —  Zur  Ordnung  des  Feldbaues  bestehen  eine  Menge 
genauer  Vorschriften. 

Die  dem  Staate  nöthlgen  Abgaben  werden  theils  nach  dem  Yermöges, 
theils  nach  dem  Jahresertrage  der  Landstelle  geleistet,  und  zwar  wird  jähiüdi 
das  Yerhältniss  von  beiden  bestimmt  Zu  dem  Ende  haben  die  Feldan&dier 
über  die  Beschaffenheit  der  Aemdte  zu  berichten. 

Wenig  Einenthümliches  bietet  die  Verfassung  und  Verwaltung.  £s  sind 
wesentlich  hellenische  Einrichtungen,  nämlich  eine  leitende  Behörde  Ton  33 
Männern  zwischen  50  und  70  Jahren ;  ein  Bath  Ton  360  Mitgliedern,  zu  Yva- 
theilen  aus  den  vier  Yermögensklassen  genommen,  und  je  monatweise  zu.  einen 
Zwölftel  im  Dienste ;  eine  Versammlung  von  Gesetzes-Aufsehem  zum  Schntse 
der  Verfassung.  Ausserdem  einzelne  Beamte  aller  Art:  Stadtaufseher ,  Markt- 
herren, Kriegsbefehlshaber,  Feldvögte,  Priester  u.  s.  w.  Sämmtliche  Organe 
der  Gemeinheit  werden  theils  durch  Loos,  theils  durch  Wahl  bezeichnet;  von 
Erbrechten  oder  sonstiger  Bevorzugung  ist  keine  Bede.    • 

Diess  ist  der  wesentliche  Inhalt  der  berühmten  platonischen  Schriften 
über  die  wünschenswerthe  Gestaltung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  nnd  des 
Staates ;  und  vollständig  gerechtfertigt  wird  nun  die  Behauptung  sein ,  dass  mit 
diesen  Lehren  und  Vorschlägen  die  Reihe  der  Staatsromane  nicht  formell  er- 
öffnet werden  dürfe. 

Wahr  dagegen  ist,  dass  Platon's  Staatsphilosophie  die  Veranlassung  n 
solchen  Schriften  gab;  und  zwar  wesentlich  zu  derjenigen  Gattung,  weldie 
mittelst  der  Schilderung  völlig  ersonnener  Zustände  und  Erzeugungen  anzuregen 
sucht.  Nichts  ist  auch  in  der  That  begreiflicher  bei  einem  geistreichen  mid 
phantasievollen  Volke.  Die  neuen  Lehren  hatten  grosse  Aufmerksamkeit  er- 
regt, bei  Manchen  Beifall  gefunden.  Eine  Ausführung  in,  der  Wirklichkeit  wir 
aber  selbstredend  ausser  Frage.  Keiner  konnte  hoffen,  einen  platonischen 
Staat  mit  leiblichen  Augen  zu  schauen.  Sehr  nahe  lag  daher  der  Gedanke, 
ihn  wenigstens  in  einem  dichterischen  Bilde  vor  das  geistige  Auge  zu  rücken 
und  sich  so  daran  zu  ergötzen. 

Es  scheint,  dass  dieser  Literaturzweig  zur  Zeit  Alexanders  d.  G.  begaim, 
und  zwar,  wie  diess  bei  einer  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Nenenmg 
häufig  geschieht,  alsbald  in  mehrfachem  Anbaue.  Es  werden  uns  nicht  weniger 
als  vier  Schriftsteller  aus  dieser  Zeit  genannt,  welche  die  Beschreibung  ersoB- 
neuer  Völker  und  Staaten  gegeben  haben.    Keines  dieser  Werke  ist  fireOich 


Spätere  Griechen. 


177 


nnmittelbar  aaf  uns  gekommen;  doch  lassen  sich   folgende  Andeutungen  über 
ihren  Inhalt  zusammenlesen. 

Hekatäos  von  Abdera  gab  eine  Schilderung  des  glücklichen  und  un- 
schuldigen Volkes  der  Hyperboräer.  Sie  wohnen  nach  ihm  in  einem  frucht- 
baren Lande,  unter  beständig  mildem  Himmel,  ohne  Mtthe  und  ohne  Krieg,  in 
beständigem  Wohlbefinden  '). 

Etwa  zu  gleicher  Zeit  beschrieb  Jambulos  eine  Insel  im  äthiopischen 
Meere,  vier  Monate  Segelfahrt  entfernt.  Auch  hier  war  Milde  der  Witterung 
und  freiwillige  Fruchtbarkeit  des  Bodens.  Die  Bewohner  waren  Riesen  und 
lebten  150  Jahre,  ohne  Krankheit  und  Beschwerde.  Unter  ihnen  bestand 
Weiber-  und  Gütergemeinschaft;  die  Kinder  wurden,  als  der  Gesammtheit  ge- 
hörig, öffentlich  erzogen.    Daher  kein  Streit  und  Verbrechen^). 

Die  Insel  Panchaia  im  fernsten  Osten  schilderte  Euhemeros,  wie  es 
scheint  zu  einem  religiös -politischen  Zwecke'). 

Endlich  verschmähte  selbst  Theopomos,  der  ernste  Geschichtschreiber 
Philipp's  von  Macedonien,  nicht,  eine  Sammlung  wunderbarer  Erzählungen  von 
fremdartigen  Zuständen  (unter  dem  Titel  QavfjLaala)  zu.  machen,  aus  welcher 
ein  angebliches  Gespräch  zwischen  Silenos  und  Midas  auf  uns  gekommen  ist 
Dasselbe  liefert  die  Schilderung  eines  Volks  von  Heiligen  und  Weissen,  so  wie 
die  eines  aus  Kriegern  bestehenden.  Jenes  lebte  in  Friede  und  Fülle,  war  frei 
von  allem  Uebel  und  erhielt  von  der  Erde  freiwillig  alles  Nöthige;  dieses 
brachte  sein  Leben  in  Streit  und  Hader  zu,  und  alle  seine  Angehörigen  star- 
ben gewaltsamen  Todes*). 

Es  ist  bei  der  Dürftigkeit  der  auf  uns  gekommenen  Bruchstücke  schwer 
zu  sagen,  von  welchem  Werthe  diese  verschiedenen  Schriften  mögen  gewesen 
sein.  Nicht  eben  viel  verspricht  zwar  die  wohlfeile  Erfindung  beständig  schöner 
Witterung  und  genügender  natürlicher  Fruchtbarkeit  des  Bodens.  Allein  immer- 
hin mögen  Schilderungen  von  staatlichen  oder  gesellschaftlichen  Einrichtungen 
damit  verbunden  gewesen  sein,  welche  zu  kennen  der  Mühe  werth  wäre.  Dass 
selbst  in  einigen  der  uns  erhaltenen  Stücke  deutliche  Spuren  platonischer  Ideen 
sind,  bedarf  nicht  erst  der  Bemerkung. 

Ob  etwa  auch  später  noch  diese  Schriftenart  von  Griechen  bearbeitet 
wurde,  ist  uns  unbekannt.    Bei  den  Römern  ist  es  entschieden  nicht  der  Fall 


1)  Die  kurzen  Brachslficke,  welche  uns  übrig  geblieben  sind,  s.  gesammelt  in  den 
Fragm.  bistor.  Graecor ,  cd.  C.  ftlüilcr.    Par.,  Didol,  1841-51,  Bd.  11,  S.  336  (g- 

2)  Die  einzige  Nachricht  hierüber  ist  bei  Diodorus  Siculus,   II,  55—60. 

3)  Unsere  hauptsächliche  Kcnnlniss  von  dicker  Schrill  beruht  auf  Plutarch,  De  h, 
et  Osir.,  c.  23;  und  Euscbius,  Pracpar.  evangcl.  11,  2.  Vgl.  Scholl,  flisloire 
de  l4  liier,  grccque,  Bd.  111,  S.  242  fg. 

4)  S   Fragm.  histor.  Graec  Bd.  I,  S.  289. 
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gewesen,  und  in  der  Tbat  eine  nnbegreifliche  Begriffsyerwimnig,  Gicert» 
hier  zu  neunen. 

Auch  im  ganzen  Mittelalter  wurde,  so  viel  wir  irgend  wissen,  der  Ge- 
danke des  Staatsromans  nicht  wieder  aufgenommen.  Vielleicht  erkl&rt  sich 
diese  Lücke,  welche  bei  der  dichterischen  Thätigkeit  dieser  Jahrhundisrte  im- 
merhin bemerkenswerth  ist,  dadurch,  dass  in  dieser  Zeit  ein  Zwiespalt  zwischea 
Gestaltung  des  Staates,  namentlich  aber  der  Gesellschaft,  und  dem  Ideale  des 
gebildeten  Theiles  der  Bevölkerung  in  der  Regel  nicht  bestand,  somit  auch  kdn 
Wunsch  auftauchen  konnte,  durch  die  Schilderung  eines  erdichteten  vortrefl- 
lichen  Zustandes  die  schlechte  Wirklichkeit  zu  verbessern.  Die  beiden  gänzli- 
chen Umgestaltungen  der  Gesellschaft,  nämlich  die  Verwandlung  der  heidnischen 
Welt  in  eine  christliche  und  die  Zersetzung  der  klassischen  Menschheit  durch 
die  barbarische,  konnten  keine  Romane  hervorrufen.  Die  erstere  nicht,  wdl 
die  socialistischen  Christen  als  Märtyrer,  nicht  als  Dichter  wirkten;  die  zweite 
nicht,  weil  die  Künste  des  Lesens  und  Schreibens  untergegangen  waren.  Man 
Wird  vielleicht  an  die  armen  Leute  des  Mittelalters  erinnern,  deren  Ideal  doch 
wohl  nicht  im  Staate  nnd  in  der  Gesellschaft  ihrer  Zeit  verkörpert  gewesen  sei. 
Sicherlich.  Allein  nicht  nur  war  die  Bildung  der  höheren  Stände  —  und  nur 
aus  diesen  konnte  damals  ein  Schriftsteller  hervorgehen  —  noch  nicht  zu  der 
allgemeinen  Humanität  gediehen,  dass  es  sich  Jemand  beigehen  lassen  konnte, 
zu  Gunsten  dieser  Zertretenen  dichterische  Gestaltungen  heraufzubeschwören; 
sondern  wenn  auch  wirklich  an  Piaton  gedacht  worden  wäre,  so  hätte  man  ja 
auch  in  seinen  Idealen  Sklaven  gefunden.  So  brach  denn  die  Jacquerie  und 
der  Bauernkrieg  herein,  ohne  dass  ihnen  Staats -Romane  als  poetische  Sturm- 
vögel vorangegangen  wären. 

Anders  aber,  als  sich  die  neuere  Zeit  allmählig  aus  dem  Mittelalter  ent- 
wickelte, und  nun  an  die  Stelle  der  Standesrechte  und  der  persönlichen  Redits- 
sphäre  der  Begriff  der  allgemeinen  Gesetze  und  der  bürgerlichen  Gleichheit 
nnd  Freiheit  zu  treten  anfieng;  als  die,  aus  verschiedenen  gleichzeitigen  Ursa- 
chen unwiderstehlich  hervorgehende,  Umgestaltung  der  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse die  Aufmerksamkeit  auf  diese  Veränderung  in  der  Grundlage  der  bür- 
gerlichen Ordnung  hinziehen  musste;  als  die  Umwälzungen  in  der  Kirche  noth- 
wendig  auch  den  Gedanken  an  Veränderungen  im  weltlichen  Regimente  erzeugten. 
Anders,  mit  Einem  Worte,  als  der  Gähiiingsprocess  in  Staat  und  Gesellschaft  be- 
gann, welcher  selbst  jetzt  noch  lange  nicht  zu  Ende  gekommen  ist,  und  in 
dessen  verschiedenen  Stadien  die  Wirklichkeit  so  oft  von  den  in  Aussicht  gestell- 
ten Verbesserungen  oder  gar  von  den  freigeschaffenen  Idealen  entfernt  blieb. 
Daher  denn  auch  naturgemäss  mit  dem  Anfange  des  1 6 ten  Jahrhunderts  Staats- 
Bomane  entstehen  und  sich  von  da  an  in  ununterbrochener  Reibenfolge  bis 
in  die  jüngste  Zeit  herunter  ziehen.  Und  jetzt  auch  kam  die  Zeit,  in  welcher 
mitleidig  -  dichterische  oder  erbitterte  Gemüther  die ,  wirklichen  oder  erträum- 
ten, Leiden  ihrer  Zeit  ins  Auge  fassten,  die  Heilung  aber  bald  in  dieser,  bald 
in  jener  Gedankenreihe  des  göttlichen  Piaton  suchten. 
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Zaerst  fasste  den  Gedanken  einer  Bekämpfung  des  Bestehenden  mittelst 
der  Schilderung  eines  erträumten  trefflichen  Zustandes  der  berühmte  Kanzler 
Heinrich's  Vlll.  von  England,  Thomas  Morus.  Er  schrieb  im  Jahre  1515 
seine  zwei  Bücher  von  der  Insel  Utopia  i).  Selten  hat  ein  Schriftsteller 
grösseres  Glück  gemacht.  Der  Staats -Roman  wurde  nicht  nur  vom  gros- 
sen Publikum  verschluhgen,  sondern  auch  die  ersten  Gelehrten  der  Zeit 
erhoben  ihn  zum  Himmel.  Und  keineswegs  war  dieser  Beifall  nur  vorüberge- 
hend. Die  lange  und  bis  zu  diesem  Augenblicke  herabreichende  Folge  von  Aus- 
gaben, Nachdrücken  und  Uebersetzungen  in  allen  Sprachen  beweist,  in  wie 
weiten  Kreisen  und  wie  lange  das  Buch  Anklang  fand.  Selbst  noch  heute  wird 
ja  in  allen  europäischen  Sprachen  ein  zwar  höchst  Wünschenswerther  allein  un- 
erreichbarer staatlicher  Zustand  mit  dem  Namen  der  von  Morus  ersonnenen 
Insel  bezeichnet.  Und  scheint  auch  diese  letztere  Art  von  Anerkennung  weniger 
für  den  Verfasser  als  praktischen  Staatsmann  zu  beweisen,  so  wird  doch  jeden 
Falles  dem  Buche  dadurch  der  Werth  einer  Musterschrift  für  eine  ganze  Gat- 
tung zuerkannt  Ist  nun  dieser  Ruf  durch  die  innere  Yortrefflichkeit  der  Lei- 
stung verdient,  oder  muss  er  etwa  der  Neuheit  des  Gedankens  zugeschrieben 
werden?  Nachstehende  Zusammenfassung  des  wesentlichen  Inhaltes  wird  zu 
einem  Urtheile  befähigen. 

Vor  Allem  sorgt  Morus  für  eine  vollständige  Gliederung  der  Gesell- 
schaft. Die  Grundlage  derselben  bildet  die  Ehe,  und  zwar  eine  monoga- 
mische. Um  aber  das  Glück  derselben  zu  sichern,  ist  theils  die  Sitten- 
reinheit der  Jugend  strenge  überwacht ;  theils  eine  gegenseitige  unbeschränkte 
körperliche  Besichtigung  der  Ehelustigen  angeordnet;  theils  die  strengste  Strafe 
auf  Ehebruch  gesetzt,  nämlich  Sklaverei,  beim  Rückfalle  Tod.  Die  einzelnen 
Ehepaare  stehen  nun  aber  nicht  vereinzelt  im  Staate,  sondern  es  vereinigt  sich  eine 
grössere,  nicht  unter  10  nicht  über  16  betragende,  Anzahl  von  zeugungsfähigen 
Menschen  sammt  ihren  Kindern  zu  einer  Familie.  An  der  Spitze  steht  ein  Haus- 
vater und  eine  Hausmutter,  Ordnung  haltend  und  das  Zusammenleben  leitend. 
Wächst  die  Zahl  der  Mitglieder  über  die  Gebühr  an,   so   werden  die  Ueber- 


1)  Der  genauere  Titel  ist:  De  optimo  reip.  statu,  deque  nova  insula  Utopia,  libri  dao. 
Die  erste  Ausgabe  erschien  1515;  seitdem  oft  die  lateinische  Urschrift.  Eine 
castrirte  lateinische  Ausgabe  CoL  Agrip.,  1629;  englische  Uebersetzungen,  1662, 1804, 
1809  und  1850  (letztztere  von  J.  A.  St  John,  zusammen  mit  der  Atlantis) ;  drei 
verschiedene  französische  Uebersetzungen  in  den  J.  1550,  1559,  1715,  1730,  1780, 
1789 ;  eine  spanische,  Cordova,  1636 ;  eine  italienische,  Venedig,  1548 ;  drei  deut- 
sche,  Leipz.,  1612,  Frankf.  1853;  Leipz.  1846  (von  Oetlinger).  Vergl.  Hallam, 
The  Literat,  of  Europe,  ed.  Par.,  Bd  1,  S.  220;  Dunlop,  History  of  ficlion, 
Bd.  III,  S.  132,  so  wie  die  verschiedenen  Lebensbeschreibungen  von  Morus,  deren 
bedeutendste  sind:  Cayley,  A,  Memoirs  of  Sir  T.  Morus.  l  II,  Lond.,  1804,  4. 
(mK  einer  Uebersetzung  der  Utopia);  Rudhart,  G.  T.,  Th.  Morus.  Nümbg., 
1829;  Mackintosfa,  J.,    The  life  of  Sir  T.  M.  2d.  ed.  Lond.,  1844. 
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schlissigen  in  anderen  Familien  derselben  Stadt,  in  Ermanglnng  solcher  in  an- 
deren Städten,  im  Nothfalle  in  auswärtigen  Eolonieen  untergebracht  Je  dreis- 
sig  Familien  bilden  einen  höheren  Verein,  welcher,  unter  der  Leitung  eines 
jährlich  gewählten  Hauptes,  zu  gemeinschaftlicher  Arbeit  und  zu  gemeinschaftli- 
chem Genüsse  verbunden  ist.  Jeder  Verein  hat  seine  Küchen  und  Speisezimmer, 
ohne  dass  jedoch  deren  Gebrauch  unbedingt  geboten  wäre;  in  jedem  finden  sich 
Säle  zu  gemeinschaftlicher  Aufziehung  der  Kinder;  endlich  mögen  die  Erho- 
lungen und  Spiele  in  den  Räumen  des  Vereines  vorgenommen  werden.  Ein 
hinter  den  Häusern  je  eineit  Strasse  hinlaufender  Garten  dient  Allen  gemein- 
schaftlich, und  ihr  Ehrgeiz  ist,  in  der  Blumenzucht  zu  wetteifern.  Endlidi 
tritt  eine  Anzahl  von  Vereinen  zu  einer  Stadt  zusammen,  so  jedoch,  dass  die 
Bewohnerzahl  nicht  über  6000  Familien  beträgt.  Die  Stadt  besitzt  eine  zum 
Unterhalte  der  Ihrigen  hinlängliche  Feldmark,  alle  erforderlichen  Künstler  nnd 
Arbeiter,  grosse  Magazine  für  die  Lebensbedürfsse,  endlich  vier  grosse  palast- 
artige Gebäude  für  di^  arbeitsuntüchtig  gewordenen  Greise,  welche  zwischen 
dieser  Buhe  und  der  in  ihrer  Familie  die  Wahl  haben.  Alle  Städte  zusammen, 
es  sind  deren  54,  bilden  den  Staat.  —  Ausführlich  bestimmt  ist  sodann  die 
Organisation  der  Arbeit.  Vor  Allem  ist  festgesetzt,  dass  Keiner  mOssig 
gehen  darf;  frei  von  körperlicher  Arbeit  sind  nur  die  „Pamassier",  d.  b.  die 
durch  geheime  Stimmgebung  der  Vereinshäupter  für  die  Wissenschaft  Bestimm- 
ten. Aber  für  Niemand  dauert  die  tauche  Arbeit  über  sechs  Stunden,  indem 
diese  Zeit  bei  allgemeiner  Beschäftigung  des  ganzen  Volkes  zur  Erzeugung  aller 
Lebensnothwendigkeiten  reichlich  genügt.  Zur  Besorgung  der  allzuniedrigen 
und  anstrengenden  Arbeiten  sind  theils  verurtheilte  Verbrecher  als  Sklaven  be- 
stimmt, theils  gemiethete  Fremde.  Was  aber  die  einzelnen  Gattungen  von 
Arbeiten  betrifft,  so  ist  eine  Sonderung  in  Landbebauer  und  in  Gewerbende 
nnbekannt;  vielmehr  wird  auch  das  Feld  von  den  Städtern  bebaut,  welche  zu 
dem  Ende  die  nöthige  Anzahl  von  Arbeitern  aus  jeder  Familie  abordnen.  Die 
Verpflichtung  zu  solcher  Feldarbeit  dauert  für  den  Einzelnen  zwei  Jahre ;  und  je 
die  Hälfte  der  Landwirthe  wird  jährlich  gewechselt,  mit  Ausnahme  Deijenigen, 
welche  einen  längern  oder  beständigen  Aufenthalt  auf  dem  Lande  selbst  wün- 
schen. Die  Gewerbe-Arbeiten  in  den  Städten  werden  von  den  Famüien&ltesten 
angeordnet  und  geleitet.  Jegliche  Arbeit  ist  übrigens  nur  für  die  Gemeinschaft; 
Sondereigenthum  besteht  in  Utopien  nicht.  Daher  werden  denn  sowohl  die 
Feldfrüchte,  als  die  Erzeugnisse  der  Gewerbe  in  grosse  öffentliche  Speicher 
abgeliefert,  aus  welchen  theils  die  tägliche  Vertheilung  der  Speisen  an  jeden 
Verein,  theils  die  unentgeltliche  Abgabe  aller  übrigen  Bedürfnisse  an  die  Ein- 
zelnen, jedoch  nur  auf  Verlangen  der  Familienältesten,  stattfindet.  Eine  Stadt 
hilft  der  andern,  wo  es  nöthig  ist,  unentgeltlich  aus;  und  nur  der  ganz  unbe- 
nutzbare üeberschuss  wird  in  das  Ausls^nd  verkauft.  Da  unter  diesen  Um- 
ständen kein  Einwohner  Geld  braucht,  so  ist  solches  auch  im  innem  Verkehre 
ganz  unbekannt,  und  wird  vom  Staate  nur  zum  Gebrauche  im  Kriege  gesam- 
melt.   Um  den  Besitz  von  Gold  und  Silber  ganz  unwünschenswerth  zu  machen^ 
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Tnrd  es  gerade  zu  den  schmatzigsten  Geräthen  und  zu  den  Ketten  der  Ver- 
brecher gebraucht,  während  Eisen  in  Ehren  gehalten  wird.  Das  Ergebniss 
dieser  wirthschafUichen  Anstalten  aber  ist  allgenieines  Behagen  oller  Bürger 
and  völlige  Abwesenheit  armer  und  gedrückter  Yolksklassen.  —  Weniger 
ausführlich  wird  die  Verfassung  und  Verwaltung  des  Staates  geschildert 
Von  diesen  daher  nur  Folgendes:  Die  Regierung  von  Utopien  wird  durch 
eine  Stufenfolge  von  gewählten  und  jährlich  gewechselten  Beamten  besorgt 
Ueber  30  Familien  steht  ein  Phylarch;  über  10  Phylarchen  ein  Protophylarch. 
Alle  Phylarchen  zusammen  wählen  den  Fürsten,  für  jedQ  Stadt  einen,  und 
zwar  auf  lebenslang.  Zur  Berathung  der  allgemeinen  Landesangelegenheiten 
werden  jährlich  einmal  drei  Greise  aus  jeder  Stadt  abgeordnet.  Todesstrafe 
steht  darauf,  wenn  Jemand  ausser  den  gesetzlichen  Versammlungen  Staatsan« 
gelegenheiten  auch  nur  bespricht.  Gesetze  sind  sehr  wenige,  und  Alles  muss 
mündlich  abgemacht  werden;  Advocaten  werden  gar  nicht  geduldet  —  Die 
Kriege  werden  mit  Miethtruppen  geführt,  und  immer  nur  zur  eigenen  Ver- 
theidigung  oder  zu  der  der  Verbündeten,  femer  wenn  ein  Volk  in  Zwingherr- 
Schaft  schmachtet  —  Zum  Schlüsse  ist  noch  des  geistigen  Zustandes  zu 
erwähnen.  Da  die  von  der  kurzen  Tagesarbeit  nicht  in  Aiispruch  genommene 
Zeit  von  den  sämmüichen  Bewohnern  zur  Ausbildung  in  den  Wissenschaften 
and  Künsten  verwendet  wird,  so  ist  auch  allgemein  eine  hohe  Bildung  verbrei- 
tet. Sehr  bemerkt  zu  werden  verdient,  dass  in  Utopia  Beligionsfreiheit  herrschti 
jedoch  keiner  zu  einem  Amte  zugelassen  wird,  welcher  nicht  an  eine  Seele  und 
an  eine  Fortdauer  nach  dem  Tode  glaubt.  Die  Ernennung  der  Priester  geht 
von  dem  Volke  aus,  und  wird  vollzogen  wie  bei  den  weltlichen  Beamten.  Die 
Herrschaft  einer  Kirche  ist  unbekannt;  doch  können  die  Priester  wegen  offen- 
barer Unsittlichkeit  Kirchenbann  aussprechen,  was  als  eine  sehr  harte  Strafe 
angesehen  wird. 

Die  Bedeutsamkeit  des  Werkes  besteht,  wie  man  sieht,  nicht  sowohl  in 
deo  Vorschlägen  für  die  staatlichen  Einrichtungen,  als  vielmehr  in  der  Ordnung 
der  Gesellschaft. 

Die  ersteren  sind  eine  Mischung  von  häufigen  Wahlen  der  antiken  und 
von  Stellvertretung  der  modernen  Demokratie;  und  merkwürdig  ist  eigentlich 
nur  zweierlei.  Einmal  nämlich  tritt  hier  schon  die  Grundrichtung  der  neueren 
Zeit,  nämlich  die  Gleichheit,  so  entschieden  hervor,  dass  die  ganze  Regie- 
rang nur  eine  auf  die  Kopfzahl  gestützte  Mehrheitsherrschaft  ist,  und  keinerlei 
natürlichen  Machtelementen  irgend  Rechnong  getragen  wird.  Hier  ist  Moros 
in  der  That  ein  Seher.  Noch  jetzt  gehen  Wisconsin  und  Jowa  nicht  ganz  so 
weit  als  Utopien.  Zweitens  ist,  freilich  nur  in  Beziehung  auf  die  Person  des 
Verfassers,  bemerkenswerth,  wie  gering  bei  aller  Abneigung  gegen  bevorzugte 
Stände  und  Personen  doch  seine  Achtung  vor  der  staatlichen  Einsicht  der 
Menge  ist  Nur  wählen  soll  sie  dürfen;  aber  nicht  einmal  sprechen  über  die 
öffentlichen  Angelegenheiten.  Dem  Götzen  der  Jetztzeit,  der  öffentlichen  Mei- 
nung, wird  kein  Knie  gebeugt;   viehnehr  Press-  und  Rede -Freiheit,  Vereins- 
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1  TeTG&mmluDKS  -  Recht  mit  Einem  Zuge  beseitigt.  Offenbar  litt  HontB  ■■ 
selben  inneren  Schwierigkeit,  welche  manchem  unserer  jetzigen  VoIksmliUMr 
viel  zu  thun  macht ,  wie  nftmUch  die  Abneigung  gegen  Aristokratie  za  ver- 
igen  sei  mit  der  Missachtung  gegen  das  Urtheil  und  den  Willen  der  llenge. 

freilich  Ecblichtet  den  Streit  anf  eine  Weise,  za  welcher  sich  die  jetzign 
lirer  nicht  hftufig  bekennen  möchten ;  doch  mag  dabei  nicht  nnerinnert  blei- 
I,  dass  der  Kanzler  von  England  keinerlei  Nachtheil  von  solcher  Keinnng 
be&hren  hatte. 

Weit  tiefer  einschneidend,  weil  mehr  mit  den  wirklichen  Zast&nden  aüCK 
lalter  im  Widerspruche  Btehend  sind  die  gesellschaftlichen  TorechUge  der 
ipia.     Mit  Unrecht  hat  man  ia  derselben  nnr  eine  dichterische  Aasbildmg 

platonischen  Lehre  fiaden  wollen.  Allerdings  hat  Uorus  von  Piaton  Hau- 
:B  entliehen,  so  namentlich  die  Ofltergemeinschaft ;  allein  er  ist  nichts  weni- 
'  als  ein  sklavischer  Nachahmer.  Er  begreift  auch  die  Gesellschaft  in  we- 
tlich  modemer  Auffassung.  Ganz  unplatonisch  ist  die  Gleichstellung  der  Ge- 
rbe und  der  Landwirtbschaft,  die  Aufhehung  alles  Unterschiedes  der  SUüide 
]  Anlagen,  die  Religionsfreiheit.  Eigenthflmlich  ist  der  Versuch,  Gflterge- 
inscbaft  und  Ehe  zu  vereinigen,  w&hrend  Piaton  nur  entweder  Gemeinschaft 
:  Weiber  und  Güter,  oder  aber  Sonderehe  und  Sondergnt  kennt  Gau 
bstständig  endlich  ist  die  Gliederung  in  Familien  und  Vereine.  Die  einag 
htige  BegreiAiDg  der  Utopia  ist,  wenn  man  sie  im  Verhältnisse  zu  der  6e- 
iBcbaft  und  der  Gesittigung  ihrer  Zeit  anfTasst,  und  auf  diese  Weise  siebt, 
Iche  kecke  Griffe  Monis  in  die  Gestaltungen  und  Missstttnde  des  damaligta 
ropas  thut.  Von  einem  Unterschiede  der  Stände  und  verschiedenem  Ge- 
rtsrechte, namentlich  von  eüiem  herrschenden  und  schwelgenden  Cleru, 
em  reichen,  hochfahrenden  Ritterthume  und  massigen,  klopffechtrischen  Aa- 
Dgem  desselben,  von  geschlossenem  Bflrgerwesen,  von  niedergetretenen  Leib* 
jenen  auf  dem  flachen  Lande  will  er  nichts  wissen.  Er  setzt  an  ihre  Stelle 
iter  selbstarbeitende,  gebildete,    m    gemeinsamer   Familie    lebende  Borger. 

kennt  keine  alleinherrscbende  Kirche  and  verwirft  ausdrtlcklich  jede  Gla«- 
nsverfolguDg,  veriangt,  man  möchte  sagen  so  im  Vorbeigehen,  Wahl  der 
iester  durch  das  Volk.  Mit  diesen  Fordemagen  aber  Iftllt  von  selbst  di« 
ize  nnObersebbare  Hasse  von  Gewaltth&tigkeit  und  Elend,  unter  welcher  da- 
ils  die  Mehrzahl  seufzte,  ja  das  ganze  Gertlste  der  Gesellschaft,  des  Staal«8 
d  der  Kirche.  Wenn  wir  daher  jetzt  vorzugsweise  an  der  in  der  Vtoiiia 
priesen  Aufhebung  des  Privateigenthumes  und  der  daraus  hervorgehendaB 
beitseinrichtung  stutzen,  sie  mit  volkswirthschaMicb •  kritischem  Blicke  ma- 
:md:  so  war  wohl  in  der  Zeit  der  ersten  Erscheinung  des  Buches  die  all- 
meine  Gleichmachnng ,  die  Religionsfreiheit  nnd  die  völlige  Auflösung  dv 
ierarchie  noch  weit  auffallender  und  erschreckender;  und  leicht  mochte  man 
mals  die  GQtergemeinschaft  in  den  Kauf  nehmen  ohne  vielen  weitem  An- 
}Bs.  Wahrlich  als  ein  bedeutendes  Zeichen  der  Zeit  mnss  es  aber  aogese- 
31  werden,  dass  ein  hochgestellter  Mann,    ein  Kanzler   von  Eagland,  solche 
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ojnwäbdrisoJie  Gedanken  äussern,  sie  als  ein  Muster  ausführlich  entwickehi 
konnte.  Wie  richtig  er  aber  den  Widerspruch  des  Bestehenden  und  des  Er- 
strebten auffasste,  zeigt  der  Verlauf  der  Weltgeschichte;  und  wir  wüssten 
nicht,  dass  ein  grösseres  Lob  von  einem  auf  die  Zukunft  berechneten  Buche 
ausgesprochen  werden  könnte. 

Soll  nun  aber  gesagt  sein,  dass  das  Werk  in  allen  seinen  Theilen  nur 
Lob  yerdiene?  Ist  namentlich  etwa  zu  behaupten,  dass  auch  jene  Gedanken, 
welche  bis  jetzt  nicht  in  die  Erscheinung  traten,  nämlich  die  Gütergemeinschaft 
und  die  damit  wesentlich  verbundene  Organisation  der  Arbeit  noch  in  Erfäl- 
loog  gehen  werden;  dass  somit  das  Werk  auch  jetzt  noch  eine  practische  Bo« 
dei^ung  habe?    Keines  von  Beiden. 

Unter  allen  Umständen  verfehlt  ist  offenbar  vor  Allem,  dass  Morus  seine 
ideelle  Gesellschaft  nur  mittelst  der  Gestaltung  von  Sklaverei  zu  Stande  8U 
bringen  weiss.  Damit  ist  freilich  die  so  schwierige  Aufgabe,  wie  in  einer  Ge- 
sellschaft von  lauter  glücklichen  und  gebildeten  Mitgliedern  die  niedrigen  und 
widrigen  Dienste  besorgt  werden  sollen,  wohlfeil  gelöst;  aUein  die  Lösung  ist 
eine  unrechtliche  und  unsittliche.  Eben  so  gut,  und  selbst  noch  besser,  könnte 
man  es  bei  den  jetzigen  Taglöhnern  und  dergl.  bewenden  lassen.  Nicht  höher 
kann  der  Gedanke  gestellt  werden,  dass  die  Landwirthschaft  abwechslungsweise 
von  Allen  zu  betreiben  sei.  Welche  Ergebnisse  würde  eine  solche  Einrichtung 
Kefem?    Von  kleineren  Mängeln  nicht  zu  reden. 

Was  aber  die  Gütergemeinschaft  betrifft ,  und  was  hieran  hängt,  so  ist 
diese  freilich  nach  den  Ansichten  der  Communisten  noch  zu  erwarten,  und  es 
wird  sich  unten  zeigen,  wie  viel  ihr  Staats-Roman,  Cabet's  Reise  nach  Ikarien, 
hier  der  Utopia  entnommen  hat.  Allein  denen,  welche  in  der  Gütergemein« 
Schaft  eine  Unmöglichkeit,  jeden  Falles  den  Untergang  der  ganzen  Gesittigung, 
weil  alles  Eifers  und  aller  Mittel  zur  hohem  Bildung,  sehen ;  die  in  einer  sol- 
chen gemeinschaftlichen  Arbeit  nur  die  überschwänglichste  Unordnung  oder,  je 
nach  der  Einrichtung,  eine  völlig  eingerichtete  Negersklaverei  des  ganzen  Vol- 
kes erblicken  können;  also  der  unendlichen  Mehrzahl  der  Gebildeten  und  allen 
Verständigen,  erscheint  ein  solches  Eintreten  der  Gütergemeinschaft  auch  für 
die  Zukunft  nicht  möglich.  Alle  diese  können  daher  nur  dem  Urtheile  beitre- 
ten, welches  die  Welt  von  jeher  über  diesen  Theil  des  Werkes  von  Morug 
fällte,  dass  er  schon  im  Gedanken  verfehlt,  in  der  Entwicklung  nicht  durchge- 
arbeitet sei ,  in  der  Ausführung  unmöglich  wäre.  Hier  ist  keine  Voraussagung, 
kein  Vorgefühl  der  künftigen  Umgestaltungen,  sondern  eine  völlige  Verirrung. 

Aber  wenn  dem  auch  so  ist;  wenn  überhaupt  entschiedene  Mängel  dem 
Werke  ankleben,  und  somit  der  unbefangene  Beurtheiler  nur  ein  bedingtes  Lob 
zu  spenden  vermag:  so  kann  er  doch  nicht  von  dem  Werke  wegtreten  ohne 
Gefühl  der  Achtung  vor  dem  Talente  und  dem  tiefen  Blicke  des  Staatsmannes, 
welchen  nur  Flachheit  oder  Unkenntniss  für  einen  kindischen  Schwänner  oder 
einen  seiner  Stellung  und  seines  Namens  imwürdigen  Unterhaltungsschriftsteller 
halten  können. 


Die  StaiUromane. 

er  hoDdert  Jahre  fand  die  Utopia  weder  NacbahmoDg  noch  Be- 
,  und  bildete  somit  ganz  allein  ibr  Facli  in  der  Literatur  *).  AUeiD 
inge  des  17.  Jahrhunderts  an  erBcheinen  die  Staats  -  Bomane  in 
olge. 

der  Spitze  befindet  sich  der  calabresiGche  Dominikaner  -  MCnch  Tho- 
npanelta.  Dass  dieser  aaf  einem  andern  Standpnnlite  Etebt,  Üt 
ber  Staatsmann,  bedarf  nicht  erst  einer  Erklfining;  allein  anch  hä 
lie  Bekämpfung  des  ihn  zunächst  drtickenden  Bestehenden  sehr  denl- 
r.  IJach  den  wunderbarsten  Sprangen  und  Widersprachen  im  ini- 
chen, kirchlichen  and  staatlichen  Leben  endlich  wegen  TerscbwOrong 
spanische  Herrschaft  in  Neapel  zu  wiederholter  Folter  und  za  sieben- 
igjabrigem  Gefängnisse  (1599  — 1626)  vernrtheilt,  fond  der  feurige 
ire  TerfaGser  eine  Uolfe  gegen  die  Bedrückungen  nnd  die  Mieiregie- 
weltlichen  Gewalt  in  einer  OberheiTGchaft  des  geistigen  Prindpes  *). 
gen  au  Plalon,    so  wie  eigene,    durch  den  Kerker  noch  gesteigerte, 


[nSchle  srhcincn ,  alt  widcnjircche  dicüer  Bch*upiung  das  VorhandcDtda  vM 
ti,  I  inondi  cdcsli ,  Icr.-eilri  c  inrcrnoli  dogli  academjci  Pcllcgnui,  vddM 
li  15:>2  und  13  in  zwei  guailhandcn  gedruckt  and  im  J.  157»  in  Lyoa  > 
iifisischer  Uibcisf Izung  ciscliii-iicn  (.ein  sull.  S.  TlionUsen,  Lc  SocialiWM, 
1,  S.  7M,  Note  1.  1di  kenne  zwar  diese  Schrill  nictil  aus  eigener  Aiiscbaauii{; 
n  nach  dem,  was  Tbonisscn  davon  anführt,  ist  diesdbc  nichl  wwobl  eD 
Isroman,    aU  eine   in   Geapräclisrorm   a>)geras»1e  dogmalisclie    Schrill,   Webe 

bnilaUlcn  Communismus  predigt  Die  Sladt,  in  wclctier  weder  Privaldg»- 
9  nach  Familie  bestand,  Jeder  Ihal  was  ihm  gultcl,  die  Weiber  Allen  gemeii 
CO,  Kchciiil  nur  Im  Vorlieigehen  nnd  als  Beispiel  nugclührl  zu  »ein.  Da«  BvA 
loniil  wohl  rCr  die  Gcichichic  des  CommuDisinu»  von  BcdeulnDg,  nichl  ^w 
die  der  SlaaUromane. 

er  dns  Leben  Campanclla's  s.  Csprianu«,  E.  S.,  Vila  et  philoiophit  "^ 
ipancllac.  Amil.,  1^05;  Nicdron,  Mi'moires  des  homnies  illustre*,  Bd.  VIL 
)7  rg.;  Baidachini.  M..  Vila  di  T.  CampancUa.  I.  II.  Nap.,  1840-M;  Si- 
nciii,  0..  in  der  Riviala  Nap.,  Bd  III,  .''.9:  fg.;  Capialbi.  T.,  DocomtPli 
tili  eil ca  T.  CampancUa.  Nap.,  lSJ5i  Carmig.nani,  Seiiili  inediti,  Bd.  IV. 
IIG  fg.  Es  isl  schwer  in  sagen,  ob  in  diesem,  in  gewissen  Beiiehungen  wbr 
alten,  Manne  inelir  Nanheil  oder  mehr  Grondialzlosigkeil  war;  so  viel  abo' 
jcwiss,  dass  grüsscrc  Sclbslwiderspiüehe  Jiaum  jo  vorgekommen  sind.  Sog» 
zu  den  im  Geran^iii>se  verfasslen  polilisehcn.  Schrillen  gehl  dieser  aniertiii- 
i  Gegensalz.  Wahrend  nümlich  CampancUa  einer  Seits  den  sogleich  n  be- 
lebenden Staalüronian  in  oITciibarcm  Hasse  grgCD  die  mililäriMbe  GewiUiK"- 
ill  der  ^panicr  sclirieb,  verfassle  er  eben  daselbst  seinen  Diicursus  de  inffiiai- 
i  Hispanica  (lucrsl  Anisl.,  H'-ib),  in  welclicm  er  Ralhscbläge  zur  Enlcliii'xr 
T  spanischen  Wcltmonarchie  gicbl.  Es  sclieinl  freilich,  (S.  'Baldafbini' 
»8,  vurijl.  mit  S.  III)    dass    er  die  leLilgenannto  Schrill  luorst    vcrfassle,   (""' 

dann  ersi,  aU  die  auf  den  eben  erwdbDlcn  Ralh  gcbaulen  Gunst boffnntigei 
it  eiolralcD ,  durch  die  Umgeslallung  alles  Bestehenden  ed  rAchcn  socbl«. 


Campanella*«  Sonnenstaat.  ]^g5 

Einbildungskraft  vollendeten  das  Bild  des  von  ihm  gewünschten  Znstandes,  das 
er  dann  in  seinem  „Sonnen -Staate"  mittheilte  >). 

Anch  Campanella  begntlgt  sich  nicht  mit  Vorschlägen  zn  staatlichen  Ver- 
besserungen; die  Gesellschaft  wird  mindestens  eben  so  tief  gehenden  Verände- 
rungen unterworfen. 

Was  zuerst  die  Vorschlüge  hinsichtlich  der  Gesellschaft  betrifft,  so  ist 
deren  Grundlage  Aufhebung  der  Ehe  und  des  Eigenthumes.  Die  erstere  soll 
allerdings  nicht  zu  einem  ganz  freien  Verkehre  der  Geschlechter  führen,  son- 
dern zunächst  nur  zu  einer  genauen  obrigkeitlichen  Veranstaltung  und  Beauf- 
sichtigung der  Eindererzeugung,  bei  welcher  nichts  dem  Zufalle  oder  der  Nei- 
gung überlassen  ist,  und  über  welche,  so  wie  über  das  Verhältniss  zu  den 
unfruchtbaren  und  zu  den  schwängern  Weibern,  Jeder  das  Nähere  in  dem 
Buche  des  sinnlichen  Mönches  selbst  nachlesen  mag.  Die  Gütergemeinschaft 
dagegen  hat  die  gewöhnlichen,  nothwendig  von  allen  Anhängern  derselben  an* 
zuerkennenden  Folgen.  Es  sind  nämlich  einer  Seits  die  Bürger  der  Gesell- 
schaft Dienste  schuldig,  und  zwar  unter  strenger,  selbst  zn  körperlicher  Züch- 
tigung berechtigender,  Leitung  von  Aufsehern  beiderlei  Geschlechtes;  anderer 
Seits  werden  sie  vom  Staate  mit  allem  Nothwendigen  versehen,  kennen  im  In- 
nern Verkehre  kein  Geld,  und  leben,  was  Wohnung  und  Speise  betrifft,  gemein- 
schaftlich. Die  Arbeiten  sind  für  Männer  und  Weiber  dieselben,  doch  pflegen  die 
leichteren  den  letzteren  zuzufallen.  Je  härter  eine  Arbeit  ist,  desto  höher  wird 
sie  geschätzt,  und  die  sonst  verachtetsten  Dienste  adeln  am  meisten.  Handel 
ist  nur  mit  Fremden  gestattet,  und  nur  gegen  Waare.  Für  die  Stadt  ist  ein 
genau  ausgemalter  Plan  entworfen,  welcher  sieben  in  einander  liegende  Vier- 
ecke prachtvoller  Gebäude  zeigt.  Von  selbst  versteht  sich  die  gemeinschaft- 
liche Erziehung  und  die  Bestimmung  der  Kinder  je  nach  ihren  Anlagen.  Der 
Buhm  der  Btlrger  besteht  in  der  möglichst  ausgedehnten  Eenntniss  und  Fer- 
tigkeit; alle  belebt  die  brennendste  Liebe  zur  Gemeinschaft,  da  selbstische 
Neigungen  gar  keinen  Gegenstand  haben.    Desshalb  giebt  es  auch  keine  Ver- 


1)  Der  ausführliche  Titel  des  Büchleins  ist:  Civitas  Solis,  vel  de  reip.  idea  dialogus 
poelicus.  Interlocutorcs :  Hospilalarius  Magnus  et  nautaram  gubernator  Genuensis 
hospes.  Nach  den  eigenen  MiUii eilungen  Campanella's  (De  libris  propriis.  Par., 
164?,  S.  16)  besorgte  Tob.  Adam ,  welchem  der  Verf.  im  J.  1611  die  italiänische 
Handschrift  in  Neapel  übergeben  halle,  die  erste  lateinische  Ausgabe  1620  in 
Franiifurt  Später  ist  die  Civiias  solis  wiederholt  theils  einzeln  gedruckt,  theils  in 
die  gesammelten  Werke  C.*s  aufgenommen  worden,  so  z.  B.  in  die  Pariser  Folio- 
Ausgabe  von  1637,  Bd.  11.  —  Französische  Ucbersetzungen  sind:  Cilö  du  solcil, 
trad.  par  VillegardcUc,  Par.,  1841,  32*;  Oeuvres  choisies  de  Campanella,  par  M»« 
L  Colet.  Par.,  1844,  12.  (der  eigentliche  Uebcrsclzer  ist  J.  Rosset),  Eine  deutsche 
Deberselzung  erschien  in  Darmstadt.  —  Eine  Sammlung  von  Bemerkungen  und 
Kritiken  über  die  ßonnenstadt  s.  in  der  von  Frau  Colet  herausgegebenen  Ucber- 
setzung,  8.  285  fg.   Vgl  anch  Sndre,  Hist  du  Communisme,  ^d.4y  S.  197  fg. 
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brechen ,  sondern  nur  ünsittlichkeiten  (welche  durch  Entziehung  der  gemeiii- 
schaftlichen  Mahlzeiten,  des  Geschlechtsgenusses  und  durch  £hrenstrafen  gerügt 
werden). 

Die  staatlichen  Einrichtungen  Campanella^s  sind  dagegen  folgende:  Aa 
der  Spitze  steht  ein  Oberpriester,  0  oder  Grossmetaphysiker  genumt, 
welcher  die  geistliche  und  die  weltliche  Gewalt  in  sich  vereinigt.  Er  wd 
gewählt,  seine  Befähigung  aber  besteht  in  einer  vollständigen  Kenntniss  alles 
menschlichen  Wissens.  Unter  ihm  stehen  drei  Gehtüfen ,  von  denen  der  eine 
die  Stärke,  der  zweite  die  Weisheit,  der  dritte  die  Liebe  genannt  M, 
und  diese  Principicn  auch  vertritt.  Unter  dem  ersten  steht  das  Kriegswesen 
und  was  damit  zusammenhängt.  Der  zweite  hat  alle  Wissenschaften  unter 
sich.  Die  Liebe  aber  die  Menschenerzeugung,  die  Heilkunde  und  die  ge- 
sammte  Wirthschaft.  Jeder  hat  fUi*  jede  Bichtung  seiner  Thätigkeit  eisen 
eigenen  Beamten,  so  z.  B.  die  Weisheit  einen  Astrologen,  einen  Eosmograpben, 
einen  Heilkünstler  u.  s.  w.  Diese  Beamten  werden  von  dem  Oberhaupte ,  sei- 
nen drei  Gehülfen  und  von  den  Lehrern  der  Kunst,  welche  sie  anzuwenden 
fi  haben  sollen,  ernannt,  und  zwar  aus  Solchen,    welche  eine  Yolksversanunlung 

im  Allgemeinen  für  tauglich  erklärt  hat.  Findet  sich  ein  Tauglicherer,  so  wird 
der  bisher  Beauftragte  entfernt;  nur  bei  dem  0  und  seinen  drei  Ministeni 
findet  dieses  nicht  statt,  wogegen  diese  freiwillig  zurücktreten,  wenn  sie  einen 
geistig  höher  Stehenden  als  sich  selbst  erkennen.  Die  Theilnahme  des  Volkes 
an  den  Staatsangelegenheiten  beschränkt  sich  auf  eine  alle  vierzehn  Tage  ab- 
zuhaltende Versammlung  sämmtlicher  Volljähriger,  welche  die  öffentlichen  An- 
gelegenheiten zu  besprechen  und  die  Kandidaten  für  die  Beamtenstellen  zn 
bezeichnen  haben.  Im  Uebrigen  herrscht  strenger  Gehorsam  gegen  die  Befehle 
der  Oberen.  Ueber  die  Eeligion  des  Sonnenstaates  und  über  Astrologie  wird 
Weitläufiges  und  Unklares  berichtet;  offenbar  lässt  Furcht  vor  der  Kirche  den 
Verf.  hier  nicht  seinen  ganzen  Gedanken  sagen. 

Ohne  Zweifel  stösst  an  diesem  Werke  Manches  ab.  Der  sittliche  Sinn 
wird  verletzt  durch  die  grobsinnliche,  jedes  reinem  menschlichen  Gefühles 
haare  Auffassung  der  Geschlechtsverhältnisse.  Die  Vertheilung  der  geB«ü- 
schaftlichen  und  staatlichen  Geschäfte  ist  absurd  unpractisch.  Ueber  Organisation 
der  Arbeit  hat  der  umwälzende  Mönch  gar  nicht  das  Bedürfniss  eines  klaren 
Begriffes.  Endlich  ist  ein  bedeutender  Theil  der  Gedanken  aus  Flaton  und 
Moros  gar  zu  sichtlich  entliehen,  und  nur  zuweilen  ins  Fratzenhafte  verbildet 
Allein  der  Sonnenstaat  enthält  doch  auch  manches  Beachtenswerüie  und  für 
5  die  Geschichte   der  Wissenschaft  Bedeutende.    Will   ihan  auch  den  Vorschlag, 

die  Wohnorte  regelmässig  bloss  aus  öffentlichen  Gebäuden  zu  bilden,  nicht  un- 
'■  \  gebürlich  hoch  anschlagen,  eine  so  grosse  Bolle  derselbe  auch  in  den  späteren 

f  {'  Staatsromanen  und  in  den  neuesten  socialistischen  Systemen  spielt:  so  ist  doch 

jeden  Falles  der  Gedanke,  die  Staatsleitung  unbeschränkt  in  die  Hände  einer 
wissemschafüich  höchst  ausgebildeten  Theokratie  zu  legen,  und  den  Stützpunkt 
nidit  in  der  l^ligion,  sondeni  im  Wissen  zu  wohen^  w^er  einem  geschieht- 
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Hohen  Beispiele,  noch  den  Vorg&i^gern  im  Staatsromane  entnommen,  und 
wenn  auch  nicht  behauptet  werden  kann,  dass  die  Nachweisnng  der  AusfOhr- 
barkeit  einer  solchen  Staatsleitung  irgendwie  geglückt  sei;  wenn  namentlich 
der  Grossmetaphysiker  Campanella's  ein  geistiges  Ungeheuer  ist:  so  ist  doch 
immer  jeder  Versuch  anzuerkennen,  an  die  Stelle  der  „wenigsten  Weisheit' 
die  höchstmögliche  zur  Regierung  der  Welt  zu  bestellen.  Sodann  möchte  die 
Organisation  der  Staatsverwaltung  nach  einer  systematischen  Realeintheilung 
der  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Geschäfte  keineswegs  zu  tibersehen  sein. 
Vir  wenigstens  ist  nicht  «bekannt,  dass  dieser  Gedanke,  welcher  jetzt  freilich 
ein  sehr  geläufiger  ist  und  den  Einrichtungen  der  meisten  Staaten  zu  Grunde 
liegt,  Yor  Gampanella  von  irgend  Jemand  geäussert  worden  wäre.  Und  wer 
die  nach  ganz  anderen  Gründen  bestellte  Staatsordnung  jener  Zeit  und  die  durch- 
gebends  bunte  Vermischung  aller  Arten  von  Zuständigkeiten  bedenkt,  der  wird 
zugeben,  dass  dieser  Gedanke  einer  durchgreifenden  logischen  Ordnung  eben 
nicht  nahe  lag.  Ob  aber  der  Verf.  durch  seine  encyklopädisch-wissenschaft* 
lieben  Bedür&isse,  oder  ob  er  durch  ein  unmittelbares  Talent  auf  seinen  Ge* 
danken  kam;  ferner  ob  die  von  ihm  gewählte Realtheilnng  gerade  die  richtigste 
in  den  obersten  Eintheilungsgründen  und  in  der  Durchführung  war:  hierauf 
kommt  offenbar  nicht  viel  an.  Gampanella  hat  sich,  bei  freilich  sehr  üblen 
Einwirkungen  seiner  Persönlichkeit,  seiner  Zeit  und  seines  Schicksales,  auch  in 
seinem  Staatsromane  als  ein  geistreicher  und  tiefblickender  Mann  bewiesen. 

Ohne  Zweifel  war  es  die  Mischung  von  Vorzügen  und  groben  Fehlem, 
welche  den  ehrenfesten  protestantischen  Theologen  Johann  Valentin  Andrea 
beweg ,  die  Dichtung  des  italienischen  Mönches  zu  überarbeiten  und  zu  reini- 
gen. Selbst  Dichter,  erkannte  er  wohl  die  Gefahr  einer  weiten  Verbreitung 
des  süssen  Giftes,  und  beschloss  dasselbe  für  seine  Landsleute  und  Glaubens- 
genossen durch  eine  gleich  angenehme  aber  unschädliche  Gabe  zu  ersetzen. 
Schon  im  J.  1619,  also  ehe  die  lateinische  Uebersetzung  des  Sonnenstaates 
durch  T.  Adam  besorgt  war,  erschien  die  „Beschreibung  des  Staates  Christians- 
stodf'  '),  welche  in  den  äussern  Punkten  die  grösste  Aehnlichkeit  mit  Cam- 
panella^s  Schrift  hat,  dagegen  an  die  Stelle  ihrer  wurmstichigen  Sittlichkeit 
fromme  und  rechtgläubige  Lehren  des  Protestantismus  setzt  Ob  Andrea  mit 
Ounpanella  durch   eine,  jetzt  nicht  mehr  vorhandene,  italiänische  Ausgabe, 


1)  (Andre ae,  J.  Y.)  Reipnbficae  christianopo^anae  descriptio.  Argent.  1619.  13. 
Eine  Uebersetzong  ist:  D.  Y.  A.  Reise  nach  der  Insel  Capbar  Salama,  und  Be- 
schreibung der  darauf  gelegenen  Insel  Cbrisliansbarg ,  nebst  einer  Zugabe  von 
moralischen  Gedanken  in  gebundener  und  ungebundener  Rede,  herausgegeben  von 
D.  S.  G.  Esslingen,  1741.  Nicht  zu  verwechseln  mit  diesem  6taalsromane  ist 
ein  geschmackloses  Gedicht  Andreä's,  welches,  überflüssig  genug,  in  neuerer  Zeit 
herausgegeben  wurde,  nSmlich:  Die  Chrislenburg ,  allegorisch -epische  Dichtung 
von  J.  Y.  A.  Herausgegeben  von  Grüneisen.  Lpz.,  1836.  Letzteres  ist  eine  Alle- 
gorie des  Kampfes  und  Sieges  des  Christeuthums. 
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oder  durch  eine  Handschrift  der  wenige  Monate  später  erschienenen  lateiniscbes 
Uebersetzung  des  Sonnenstaates  bekannt  geworden  war,  ist  nicht  zn  bestimmen; 
nennt  er  ihn  doch  sogar  in  seiner  ausführlichen  Vorrede  gar  nicht.  Allein  Aber 
seine  Eenntniss  der  Schrift  und  über  den  Zweck  seiner  eigenen  Arbeit  kann 
einem  aufmerksamen  Leser  kein  Zweifel  bleiben.  —  Der  Gedanke ,  einem  e^ 
dichteten  staatlichen  Zustande  die  Durchführung  der  christlichen  und  nament- 
der  protestantischen  Sittenstrenge  zu  Grund  zu  legen,  ist  an  und  für  sich 
ein  sehr  fruchtbarer,  und  könnte,  geistreich  durchgeführt,  zu  sehr  merkwürdigen 
Ergebnissen  führen.  Noch  ist  die  Menschheit  in  der  Wirklichkeit  niemals  dahin 
gediehen,  einen  Staat  auf  das  Sittengesetz  zu  stützen.  Man  begnügt  sich  mit 
dem  Kechte.  Es  wäre  nun  doch  sehr  interessant,  an  einer  geschickt  ersounenen 
Verkörperung  die  Folge  eines  solchen  Zustandes  vor  Augen  gestellt  zu  sehen, 
um  ihre  Möglichkeit  oder  Unmöglichkeit  beurtheilen  zu  können.  Jeden  Falles 
stellt  sich  unser  wirkliches  Leben  in  Staat  und  Gesellschaft  auf  dem  Stand- 
punkte einer  ausschliesslich  religiös-sittlichen  Weltanschauung  so  verkehrt  nnd 
mangelhaft  dar,  dass  der  Widerspruch  zwischen  beiden  ein  sehr  glückliches 
Motiv  für  einen  Staatsroman  wäre.  —  Leider  hat  nun  aber  der  gute  württem- 
bergische Diaconus  diesen  Gedanken  nicht  mit  Geschick  und  Geist  zu  hand- 
haben gewusst.  Er  glaubt  genug  gethan  zu  haben,  wenn  er  an  die  SteUe  der 
Lüderlichkeit  des  Calabresen  gottesfürchtige  Betrachtungen ,  und  anstatt  der 
anstössigen  Anstalten  und  der  ersonnenen  Religion  desselben  die  prosaische 
Wirklichkeit  eines  orthodoxen  protestantischen  Landes  setzt.  Seine  Einbildungs- 
kraft war  nicht  bildkräftig  genug,  um  seine  Lehre  in  lebendige  Gestalten  za 
verkörpern.  Abgesehen  also  davon,  dass  er  Betstunden  u.  dgl.  in  seiner  Chri- 
stiansstadt einftlhrt,  und  die  in  der  christlichen  Gesellschaft  hergebrachte  Ord- 
nung der  Ehe  und  Familie  stillschweigend  wieder  einsetzt,  schliesst  er  sich 
fast  sclavisch  an  den  Sonnenstaat  an.  Auch  er  hat  gemeinschaftliche  grosse 
Gebäude,  jedoch  mit  abgesonderten  Familienwohnungen  und  Mahlzeiten;  anch 
er  schreibt  für  seine  Stadt  einen  wunderbaren  Bauplan  von  vielen  in  einander 
geschachtelten  Vierecken  vor;  auch  er  will  gemeinschaftliche  Erziehung  Tom 
sechsten  Jahre  an;  auch  er  kennt  nur  gemeinsames  Eigenthum,  und  was  da^ 
aus  folgt,  also  Arbeit  für  die  Gesammtheit  unter  Anweisung  und  Aufsicht  von 
Vorstehern,  dagegen  Versehung  mit  allem  Noth wendigen  aus  den  öffentlichen 
Vorräthen;  auch  er  will  das  Geld  verbannen;  glaubt  nur  ein  sehr  geringes 
Maass  von  körperlicher  Arbeit  eines  Jeden  in  Anspruch  nehmen  zu  dürfen, 
dagegen  aber  für  religiöse ,  sittliche  und  verständige  Ausbildung  alle  Zeit  nnd 
Gelegenheit  gewähren  zu  können.  Zu  dem  Ende  ergeht  er  sich  denn  in  vie- 
len, hinreichend  kindischen,  Beschreibungen  von  öffentlichen  Sammlungen  aller 
Art,  in  Schilderungen  einzehier  Männer  und  Frauen.  Selbst  in  der  Regie- 
rungsform weicht  er  kaum  ab  von  Campanella.  Zwar  beseitigt  er  dessen  theo- 
kratischen  Monarchen;  wohl  aber  hat  er  dessen  drei  Vorsteher,  von  welchen 
er  einen  den  Priester,  den  andern  den  Richter,  den  dritten  den  Aufseher  über 
die  BilduDg  nennt.    Eigenthümlich  ist  dabei  nur,   dass   er  jedem  dieser  Drei- 
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mftimer  einen  Gehilfen  —  ünterstaatssecretiir  —  beigiebt,  von  welcher  der  dem 
Priester  zugetheilte,  gut  württembergisch,  Diaconus  (in  der  Uebersetzung  „Hel- 
fer*')  genannt  wird ;  und  dass  er  sie  alle  drei  yerheurathet ,  den  Priester  mit 
dem  „Gewissen",  den  Richter  mit  der  ^Vernunft",  den  Bildungsvorsteher  mit 
der  „Wahrheit."  —  Es  scheint  nicht,  dass  Andrea  seinen  Zweck  in  irgend 
bedeutendem  Maasse  erreicht  hat.  Wenigstens  ist  seine  Ueberarbeitung  des 
Sonnenstaates  ein  sehr  wenig  gekanntes  Buch,  während  die  Urschrift  noch 
jetzt  sogar  neue  Auflagen  und  Uebersetzungen  erhält. 

Unmittelbar  auf  Campanella  und  Andrea  folgen  wieder  Dichtungen  eini^ 
ger  Engländer;  und  keineswegs  als  ein  blosser  Zufall  kann  es  wohl  betrach- 
tet werden,  dass  gerade  Männer  dieses  Volkes  es  unternahmen,  ihrer  Zeit  ein 
Gegenbild  zur  Selbsterkenntniss  und  Nacheiferung  vorzuhalten.  Wenn  irgend- 
wo in  Europa,  so  musste  sich  in  dem  freiem  Staatsleben  Englands  der  Blick 
der  Gebildeten,  namentlich  aber  der  mit  den  öffentlichen  Geschäften  Betrauten, 
der  tieferen  gesellschaftlichen  Aufgabe  zuwenden.  —  So  war  es  denn  auch 
kein  geringerer  Mann,  als  Franz  Bacon,  welcher  zunächst  seine  Lösung  der 
Bäthsel  in  der  durch  einen  Vorgänger  im  Amte  berühmt  gewordenen  Form 
zu  entwickeln  unternahm.  Leider  freilich  müssen  wir  uns  fast  nur  mit  der 
Absicht  begnügen;  denn  es  fand  sieh  unter  seinen  hinterlassenen  Schriften  nur 
ein  Bruchstück  der  „Neuen  Atlantis".  Sicherlich  ist  dieses  sehr  zu  bekla- 
gen, denn  wir  wissen,  dass  dieser  grosse  Geist  sich  vorgenommen  hatte,  in 
jenem  Werke  seine  sämmtlichen  Ansichten  über  Gesellschafts-  und  Staatsord- 
nung niederzulegen;  und  von  doppeltem  Werthe  wäre  es  gewesen,  wenn  er, 
wie  diess  einige  Stellen  beweisen,  sich  polemisch  zur  Utopia  verhalten  hätte. 
In  dem  auf  uns  gekommenen  Stücke  ist  hauptsächlich  nur  die  Beschreibung 
der  wissenschaftlichen  Anstalten  auf  der  glückseligen  Insel  von  Bedeutung; 
und  zwar  ist  dieselbe  nicht  sowohl  an  sich  von  Werth,  denn  vielmehr  als 
Maassstab  der  höchsten  Forderungen  jener  Zeit.  Ueber  den  eigentlichen 
Staatsplan  Bacons  lassen  sich  nur  Mutbmassungen  aufstellen,  welche  dahin  ge- 
hen, dass  derselbe  durch  höchste  wissenschaftliche  Ausbildung  das  allgemeine 
Glück  begründen  wollte,  und  sich  von  derselben  grosse  Kegierungsßüiigkeit  der 
Oberen,  sittliche  und  gesellschaftliche  Ordnung  der  Masse  verhiess.  Da  es 
aber  an  allen  Mittelgliedern  und  Einzelnheiten  fehlt,  so  lässt  sich  ein  irgend 
sicheres  Urtheil  nicht  fällen;  und  es  verdient  somit  die  ganze  Schrift  nur  der 
Vollständigkeit  und  namentlich  des  grossen  Verfasseis  wegen  Beachtung*). 

Nichts  kann  nach  Inhalt  und  Form  verschiedener  von  den  bisher  bespro- 
chenen  Schriften  sein,  als  der  nun  der  Zeitfolge  nach  zunächst  kommende 


1)  Die  Nova  Atlantis  findet  sich  in  allen  Gesammt- Ausgaben  der  Werke  Baco*8. 
So  z.  B.  in  der  Londoner  Folio  -  Ausgabe  von  1753  in  Bd.  111,  8.  708 —  '325» 
Geschrieben  ist  sie  ohne  Zweifel  in  den  Jahren  1621^1626.  Eine  Uebersetzung 
mit  Anmerkungen  ist  St.  John's  Ueberlragung  der  Utopia  (London  1850)  beige- 
ffigt 
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Staats  -  Roman,  nämlich  die  „Oceana"  des  Engländers  Jacob  Harrington 
Der  Verfasser,  ein  zwar  friedfertiger  aber  hdchst  entschiedener  Anhänger  einer 
demokratischen  Eegiemngsform ,  war  mit  der  Herrschaft  Cromwell^s  unzufrie- 
den, und  ho£fte  nicht  nur  die  Nation,  sondern  den  Protector  selbst  von  der 
Yorzüglichkeit  einer  repräsentativen  Demokratie  mit  gewählten  Magistraten 
von  kurzer  Amtsdauer  überzeugen  zu  können.  Das  ihm  tauglich  scheinende 
Mittel  aber  war  die  Entwerfung  eines  bis  in  die  feinsten  Einzelnheiten  ausge- 
arbeiteten, somit  sehr  weitläufigen,  Yerfassungsplanes  fdr  die  erdichtete  hnd 
Oceana').  Da  die  Missbilligung  des  Bestehenden  sich  bei  ihm  keineswegs 
bis  auf  die  Grundlagen  der  Gesellschaft  erstreckte,  sondern  seine  änsse^ 
sten  Wünsche  nur  auf  eine  bestimmte  Form  der  bestehenden  staathcben 
Zustände  gerichtet  waren :  so  unterscheidet  sich  sein  Plan  von  den  bisherigen 
Staats -Romanen  in  doppelter  wesentlicher  Beziehung.  Einmal  ist  kaum  eine 
Spur  von  Torschlägen  zu  einer  Umgestaltung  der  jetzigen  Gesellschaft.  Ehe, 
Eigenthum,  Sondererziehung  der  Kinder,  willkührliehe  Ausdehnung  desGescbtf- 
tes  und  der  Mitwerbung  werden  gar  nicht  berührt;  selbst  Zehnten  und  Stolge- 
büren  finden  keinen  Anstand.  Der  einzige  hier  einschlagende  Vorschlag 
ist  der  ziemlich  schüchterne  einer  Verkleinerung  der  Majorate.  (Niemand  soH 
Grundeigenthum  über  2000  Pfund  Sterling  an  Werth  erben,  wenn  noch  weitm 
Geschwister  vorhanden  sind,  keine  Tochter  über  1500  Pfund  Sterling  Henrath- 
gut  erhalten;  doch  sollen  diese  Vorschriften  nicht  gelten  für  einzige  Kinder, 
nicht  für  Wittwen,  nicht  für  Erbschaften  von  Seitenverwandten.)  Anderer  ScHs 
aber  geht  die  Entwicklung  der  gewünschten  Staatsformen,  welche  in  den  übri- 
gen Staats -Romanen  sehr  kurz  und  im  Allgemeinen  gehalten  zu  sein  pflegt 
bis  zum  Abgeschmackten  ins  Einzelne.  Selbst  Kupferstiche  und  Plane  sind, 
gegeben '  zu  einem  richtigen  Verständnisse ;  und  die  sonst  sehr  unfruchtbare 
Einbildungskraft  des  ehrlichen  Verfassers  ergeht  sich  bei  den  Vorschriften  der 
Wahlen,  der  Abstimmungsweisen,  kurz  der  unbedeutendsten  Förmlichkeiten  in 
einem  wahren  Luxus  von  Bestimmungen  und  Vorsicht  Ob  man  oben  oder  nnten 
seine  Bank  verlässt  zum  Abstimmen ;  ob  man  die  Stimmkugel  in  eine  Schale  oder 
in  eine  Urne  wirft,  sind  Fragen  von  der  höchsten  Wichtigheit.  Die  nachstehenden 
Andeutungen  werden  mehr  als  genügen,  um  den  Geist  des  Planes  kennen  zu  le^ 
nen.  An  der  Spitze  des  Staates  sollen  stehen:  ein  Lord  Strategus,  ein  Lord 
Orator,  zwei  Censoren  (soweit  alljährlich  gewählt) ;  drei  Commissäre  des  gros- 
sen Siegels  und  ebenso  viele  des  Schatzes  (diese  auf  drei  Jahre  ernannt).  Ans^ 
serdem  eine  Anzahl  von  collegialischen  Behörden  für  die  hauptsächlichsten  6e- 


1)  Die  erste  Ausgabe  der  Oceana  ist  in  London  1656  in  Folio  erschienen;  spfttere 
Abdrücke  finden  sich  in  den  verschiedenen  Ausgaben  der  Werke  Harrington's- 
im  Jahre  1959  fand  H.  selbst  für  nölhig,  einen  Auszug  zur  leichlem  Ucbersicfat 
bekannt  zu  machen,  der  aber  ireiUch  wieder  ausführlich  genug  ausfiel  £s  ist 
diess  das  dritte  Buch  seiner  Art  of  lawgiving.  —  Man  vgl  Hallam,  Lit  of  E«- 
rope,  Bd.  IV,  S.  366;  Hume,  Essays,  Bd.  I,  essay  16. 
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idi&ftszweige,  alle  nnr  mit  wechselnden  Mitgliedern  besetzt.  Im  Nothfalle  ftbt 
der,  mit  ausserordentlichen  Mitgliedern  versehene,  Kriegsrath  eine  Dictatur. 
Fflr  Beamte  der  Kirchspiele  und  Bezirke  ist  reichlich  gesorgt.  Die  gesetzge* 
bende  Gewalt  aber  ruht  in  einem  Parliamente,  bestehend  aus  einem  Senate 
ton  800  Mitgliedern,  und  einer  Prärogative  von  1050;  die  Mitglieder  beider  beide 
je  auf  drei  Jahre  gewählt,  nach  dem  Austritte  nicht  wieder  wählbar  während  der 
nächsten  drei  Jahre,  und  jährlich  zu  einem  Drittheile  erneuert.  Der  Se- 
nat hat  die  Berathung;  die  Praerogative  die  Entscheidung  auf  einen  Yor*- 
trag  von  Senatoren.  Die  Wahl  in  das  Parliament  wird  von  den  50  Tri- 
bua  vorgenommen,  in  welche  das  Staatsgebiet  zerfällt,  jede  aus  20  Hunder- 
ten, jedes  Hundert  aus  10  Kirchspielen  bestehend.  Das  active  Wahbrecht  aber 
ist  wesentlich  bestimmt  durch  das  Vermögen.  Die  freien  (nicht  dienenden) 
Büi^er  zerfallen  nämlich  in  Beuter  und  in  Fussgänger,  je  nachdem  sie  über 
100  Pfund  Sterling  Einkommen  haben ,  oder  nicht.  Aus  den  Beutem  gehen 
die  Bitter  hervor,  aus  den  Fussgängem  die  Abgeordneten,  und  zwar  treten 
von  den  15  Bittem  einer  Tribus  6  in  den  Senat,  9  in  die  Prärogative,  alle  12 
Abgeordnete  aber  in  die  letztere.  Die  gesammten  Gewählten  einer  Tribua  ha- 
bön  die  Gemeinbenennung:    Galaxy. 

Diess  wird  hinreichend  sein,  um  zu  zeigen,  dass  Harrington  jener 
geistlosen  und  bei  aller  Pedanterei  auch  practisch  völlig  unbrauchbaren  Gat- 
tung von  Staatsweisen  angehört,  welche  in  der  Auffindung  verwickelter  Formen 
Schutz,  in  der  Beschränkung  der  nöthigen  Amtsgewalt  Freiheit,  in  der  genauen 
Bestimmung  von  Kleinigkeiten  Dauer,  in  einer  mechanischen  Zerschneidung 
und  Zusammensetzung  Ordnung  suchen.  An  eine  Befriedigung  der  tiefer  lie- 
genden Bedtbihisse  des  gesellschaftlichen  Menschen,  ja  auch  nur  an  eine  Un- 
tersuchung, ob  denn  der  Bechtsstaat  mit  repräsentativen  Formen  wirklich 
das  Staatsideal  sei,  dachte  er  gar  nicht,  da  ihm  die  bestehenden  Normen 
nicht  nur  genügend,  sondern  selbst  das  einzige  Mögliche  zu  sein  scheinen 
mochten.  Schade  um  die  freie  Form  und  um  die  geistige  Berechtigung  des 
Staats  -  Bomanes,  wenn  sie  nur  zur  Hülfe  für  solche  Aermlichkeit  dienen  sollen. 

Einen  keckeren  Gebrauch  von  den  Yortheilen  der  dichterischen  Form 
wusste  wieder  D.  Yairasse,  derYerfasser  der  wenige  Jahre  später  erschei- 
nenden Histoire  des  Sevarambes  zumachen.  Nicht  blos  dass  eine 
grössere  Bewegung  und  Einbildungskraft  in  der  Einkleidung  des  Stoffes  ist, 
(manchmal  sogar  den  Zweck  —  eine  Wahrscheinlichmachung  der  Fabel  — 
beinahe  überschiessend ;)  sondern  vorzüglich  fühlt  auch  derYerfasser,  dass  die 
Leiden  der  Menschen  keineswegs  nur  von  verfehlter  Begierungsform  herrüh- 
ren, sondern  dass  das  innerste  Wesen  unserer  gesellschaftlichen  Einrichtungen 
zu  Zweifeln  auffordert.  Daher  schlägt  er  denn  wieder  eine  andere  Gestaltung 
des  gesammten  gesellschaftlichen  Lebens  vor,  welche  ihm  die  irdischen  Un- 
voUkommenheiten  so  weit  als  möglich  zu  beseitigen  verspricht.  Und  ist  auch 
dieser  Gedanke  selbst  kein  ihm  eigenthümlicher,  so  sind  es  doch  zum  Theile 
die  Mittel.    Dieselben  aber  kennen  zn  lernen ,    ist  um  so  mehr  von  Interesse 
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als  sie  offenbar  die  verheimlichte  Quelle  sind,  ans  welcher  in  unseren  Tagen 
Fourier  und  Gäbet  vielfach  schöpften.  Der  wesentliche  Inhalt  des  Werkes  ist 
aber  folgender: 

Das  Volk   der  Sevaramben  kennt  keinerlei  erbliche    Stände ;   nnr  Ta- 
lent  und  Verdienst  führt   zu  Auszeichnung  und  Rang.      Genau  ist   das  Fami- 
lienleben geordnet.      Allerdings  besteht  Ehe,    jedoch   nicht  durchweg  Mono- 
gamie.    Während  nämlich   der   gewöhnliche  Bürger  nur  Eine  Frau  hat,  usd 
nur  noch  eine  fremde    Sklavin  als   Beischläferin,   wenn   die  Ehe  unfruchtbar 
bleibt,  haben  die  Beamten  eine  mit  dem  Hange  steigende  Anzahl  von  Fraoen 
und  Sklavinnen,  so  dass  endlich  das  Staatsoberhaupt  zu  zwölf  Frauen  gelangt 
Austausch  der  Frauen  ist  erlaubt.    Bis   zum   16ten   und   18ten  Jahre  bieibea 
die  Geschlechter  getrennt,  dann  aber  mögen  sich  die  jungen  Leute  einige  Jahre 
genauer  kennen  lernen.     Bei   dem  jährlichen  allgemeinen  Verehelichongsfeste 
haben  die'  Mädchen  den  Antrag  zu  stellen ,   die  Jünglinge  jedoch  ein  Einwilli- 
gungsrecht;  hiebei  nicht   zur  Ehe  gelangende  Mädchen  können  sich  einen  der 
höchsten  Staatsbeamten  zum  Gatten  wählen.     Verwachsene  Weiber  werden  in 
ein  abhängiges  Land  verbannt.     Das  Gesetz  sorgt  durch  genaue  Vorschriften, 
dass  die  Neuverehelichten  in  den  ersten  Jahren  nicht   durch  Uebermaass  des 
Genusses   sich  und  der  Nachkommenschaft  schaden.     Bis  zum  sechsten  Jahre 
bleiben  die  Kinder  bei  den  Aeltern;  dann  werden  sie  sämmtlich  in  öffentlicbea 
Anstalten  gemeinschaftlich  erzogen.     Ein   hauptsächliches  Mittel   zur  Ordnung 
der  Gesellschaft  und  zur  Verbreitung  von  Glück  und  ZuMedenheit  ist  die  Art 
der  Wohnung.    Sämmtliche   Gemeinden  des  Landes  bestehen  aus  einer,  gros- 
seren oder  kleineren,  Anzahl  gleichförmiger  öffentlicher  Gebäude,    Osmasieei 
genannt,   deren  jedes  von  mehr  als  1000  Menschen   gemeinschaftlich  bewohnt 
wird.     Diese   Gebäude  sind  je-  50  geometrische  Schritte   im  Vierecke,  Tier 
Stockwerke  hoch ,  im  Innern  mit  Gärten  und  Springbrunnen  verziert ,  mit  fla- 
chen Dächern  zum  Lustwandeln.     Die  Strassen  der  Städte  werden  im  Sommer 
mit  Zelten  kühl  gehalten :   überall  hin  führen  bedeckte  Gänge.     Theils  in  des 
Osmasieen  selbst,  theils  in  eigenen  Gebäuden  sind  glänzende  Räume  zu  gemein- 
samem Leben  und  Vergnügen ;  namentlich  finden  die  Mahlzeiten  Moi^ens  und 
Mittags   in  Gemeinschaft  statt ,  während  jeder  Abends  allein  speisen  mag.  — 
Die    Organisation  der  Arbeit    aber    ist   folgende:      Privateigenthum    hestdt 
nicht  in  Sevarambien,   sondern  jeder  Bürger  ist   dem  Staate   eine  gemessene 
Arbeit  schuldig,   wogegen  er  aber  auch  von  demselben  mit  allen  Lebensnoth- 
wendigkeiten  versehen  wird.    Zu  dem  Ende  hat  einer  Seits  jede  Beschäftignng 
ihre  Vorsteher,   welche  die  Arbeiten  anordnen  und  das  Fertige  an  die  Staats* 
von-athshäuser  abliefern;  andrer  Seits  befinden  sich  in  jeder  Osmasie Maga- 
zine mit  allen  Bedürfnissen  für  die  Bewohner.    Der  Tag  zerfällt  in  drei  gleiche 
Theile  für  Arbeit,  Vergnügen  und  Ruhe;  durch  Glockenklang  wird  die  Arbeits- 
zeit bezeichnet.    Damit   aber  für  jede  Beschäftigung  die  entsprechende  Zahl 
von  Betreibenden  bestehe,    werden  die  talentvolleren  Knaben   in  den  öffentli- 
ohen  Erziehungsanstalten  für  die  höheren  Künste  und  Wissenschaften  bezdchset) 
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die  flbrigen  aber  zuerst  sämmtlich  vom  Uten  bis  zum  14ten  Jahr  im  Land- 
bau unterrichtot ,  dann  aber  zu  einer  Wahl  zwischen  diesem  oder  einem  Ge- 
werbe aufgefordert.  —  Die  Regierungsform  ist  ein  Gemisch  von  demo- 
kratischen Wahlen  und  unbeschränkter  Fürstenherrschaft.  Die  unteren  Beam- 
ten,  bis  zum  Vorsteher  einer  Osmasie,  dem  Osmasionten,  aufwärts,  werden  vom 
Volke  gewählt,  kOnncn  dagegen  vom  ätaatsoberhanpte  abgesetzt  werden. 
Sämmtliche  Osmasionten  bilden  den  grossen  Rath,  welchem  die  Gesetzgebung 
zusteht.  Je  der  achte  Mann  aus  demselben  tritt  zu  dem  kleinen  Rathe  (den 
Brosmasionten)  zusammen.  Von  diesen  endlich  sind  die  24  Aeltesten  die  Se- 
natoren (Sevarobasten),  welche  die  grossen  Staatsämter  bekleiden.  Der  grosse ' 
Rath  wählt  vier  Kandidaten  für  die  Stelle  des  Staatsoberhauptes,  unter  wel- 
chen wieder  das  Loos  entscheidet.  Wahlfähig  ist  nur,  wer  von  unten  auf  in 
öffentlichen  Aemtern  gedient  hat.  Das  Oberhaupt  ist  Statthalter  der  Sonne 
und  hat  unbeschränkte  lebenslängliche  Gewalt;  doch  mag  er,  wenn  er  schlecht 
reagiert,  auf  Beschluss  des  grossen  Rathes  unter  Vormundschaft  genommen  und 
als  wahnsinnig  eingesperrt  werden.  Die  Belohnung  der  sämmtlichen  Beamten 
besteht  nur  in  einer,  nach  StandesgebOhr  steigenden,  bessern  Versorgung  mit 
Wohnung,  Kleidung,  Speise  u.  s.  w.;  ausserdem,  wie  bereits  bemerkt,  in  dem 
Rechte  mehrere  Frauen  und  Sklavinnen  zu  haben.  Sehr  einfach  ist  nament- 
lich die  Rechtspflege  bestellt:  Civil -Processe  smd  ganz  unbekannt;  die  Stra- 
fen auf  Verbrechen  sind  Gefingniss,  selten  Tod,  häufig  aber  körperliche  Züch- 
tigung. —  Im  Heere  hat  jeder  Einwohner,  auch  die  Frauen,  bis  zum  49ten 
Jahre  zu  dienen ;   ein  Zwölftel  der  Bevölkerung  ist ,  je  auf  drei  Monate ,  be- 

stSndig  unter  den  Waffen. 

» 

Gewiss  ist  dieser  Gcsellschafts  -  und  Staatsplan  nichts  Ausserordentliches, 
oder  auch  nur  wohl  flberdacht  und  die  Schwierigkeiten  gründlich  erwägend. 
Alles  was  über  die  Geschlechtsverhältnisse  gesagt^ wird,  ist  theils  als  ge- 
schmacklos, theils  als  unsittlich  zu  verwerfen;  die  Gütergemeinschaft  ist  der 
unmittelbare  Weg  zur  Barbarei,  wie  die  Menschen  nun  einmal 'sind;  auch  ist 
nicht  zu  verkennen,  dass  die  wesentlichsten  Grundgedenken  aus  der  ütopia 
und  aus  dem  Sonnenstaate  entliehen  sind.  Dennoch  kann  man  nicht  über  sich 
gewinnen,  das  Buch  kurzweg  zu  verurtheilen.  Einmal  spricht  sich  doch  unver- 
kennbar in'  dem  Ganzen  ein  freundliches  Gefühl  für  die  Leiden  der  grossen 
Menge  aus.  Dieses  Gefühl  aber  ist  immer  achtbar,  auch  wenn  die  vorgeschla- 
genen Hülfsmittel  vor  der  Kritik  nicht  sollten  bestehen  können;  doppelt, 
wenn  eine  solche  Gesinnung  in  einem  Zeitalter  hervortritt,  welches  so  wenig 
dieselbe  theilte,  wie  diess  hei  dem  Jahrhunderte  Ludwigs  XIV.  der  Fall  war. 
Eine  Schrift,  welche  in  dieser  Richtung  zu  wirken  sucht,  ist  eine  gute  Hand-, 
long.  Sodann  aber  ist  unläugbar  hier  mancher  Vorschlag  ausführbarer  und 
einfacher,  als  der  entsprechendein  der  Utopia;  auch  ist  der  Persönlichkeit 
der  Bürger  grössere  Rechnung  getragen.  Demnach  mag  immerhin  die  Ge- 
schichte der  Sevaramben  als  eine  der  besseren  Erscheinungen  unter  denStaats- 
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romanen  bezeichnet  werden;  nnd  jeden  Falles   ist  wohl  begreiflich,  dua  oo 
vielfach  nnd  lange  Beifall  in  der  Lesewelt  fand  >). 

Nun  aber  folgt  grosse  Dürre,  nicht  der  Zahl,  aber  dem  Inhalte  der  Lei- 
stungen nach;  und  zwar  bis  auf  unsere  Zeit  herunter. 

Fast   zur  selben  Zeit  mit  der  Geschichte  der  Seyaramben  erschien  ein 
äusserlich  verwandtes,  aber  dem  Inhalte  nach  sehr  verschiedenes  nnd  Töllig 
misslungenes   Werk,    genannt   die   „Erlebnisse  von  Jacob  8adeur"*). 
Der  Verfasser ,   ein  französischer   zum  Protestantismus  übergegangener  Mönch, 
Gabriel  Foigny,  schildert  ein  ersonnenes  Volk  in  der  Südsee.    Die  Grund- 
lage seiner  Gesellschaft  ist  vollkommene  Gütergemeinschaft;  die  Folge  dersel- 
ben aber  allgemeine  Uebereinstimmung  und  Herzlichkeit.     Jeder  hat  was  er 
braucht,  ohne  Dürftigkeit  und  ohne  Verschwendung.    Die  Familie  aber  besteht 
nicht,   weil  —  die  Einwohner  Mann  und  Weib  in  Einer  Person    sindl    Klei- 
dung ist  unbekannt.     Staatliche  Einrichtungen  bestehen  eigentlich  gar  keine. 
Alle  Menschen  werden  nicht  nur  gleich  geboren,   sondern  bleiben  auch  yoB- 
stfindig  frei.  .  Es  giebt  gar   keine  befehlende  Gewalt;   selbst  beim  Heere  ist 
keine  Mannszucht  und  kein  Anführer,    und  doch   vollkommene  Ordnung.  — 
Einer  Beurtheilung  solcher  Thorheiten  bedarf  es  nicht.     Wenn  —  abgesehen 
von  allem  Anderem  —  eine  Abänderung  der  physischen  Natur  des  Menscben- 
geschlechtes  nothwendig  ist  zur  Ermöglichung  eines  guten  Znstandes,  so  lässt 
sich  nicht  begreifen,    welchen  Zweck  die  Schilderung   einer  baaren  Unmög- 
lichkeit haben  kann.     Ein  solches  Beginnen  ist  eine  abgeschmackte  und  sinn- 
lose Carricatur  des  Gedankens  der  Staatsromane. 

Etwas,  aber  nur  eben  etwas  besser  ist  das  nun  folgende  englische  Werk. 
Es  sind  diess  die  —  auch  wieder  von  einem  katholischen  Priester,  Simon 
Berington,  herausgegebenen —  ,J>enkwürdigkeitenGaudentio'svonLucca"'). 


1)  Die  erste  Ausgabe  der  „Hisfoire  des  Sevarambes"  ist  vom  J.  1677 ,  zwei  weHert 
Ausgaben  sind  1702  und  1716  erschienen;  auch  besteht  eine  deutsche  Ueber- 
aetsung.  Der  Name  des  Verfassers  ist  auf  keiner  dieser  Ausgaben  genannt;  Le- 
wis giebt  an ,  dass  Vairasse  nur  ein  Uebersetzer  nicht  aber  der  Verfasser  selh^ 
und  das  Werk  ursprünglich  englisch  sei.  Es  ist  mir  unbekannt,  worauf  ädi 
diese,  allen  übrigen  Nachrichten  widersprechende,  Behauptung  stützt 

2)  Der  Titel  dieser  Schrift  ist :  Les  aventures  de  Jacques  Sadeur ,  dans  la  d^coo- 
Terte  des  terres  australes ;  oder  auch :  Nouveau  voyage  de  la  terre  australe,  eon- 
tenant  les  coütnmes..  par  J.  S.  Die  erste  Ausgabe  erschien  in  Genf,  1676;  sp&* 
ter  noch  oft,  auch  in  englischer  Uebersetzung  (London  1693)  und  In  deotseher. 
Auch  ist  das  Buch  anfi^enommen  in  die  Sammlung  der  Voyages  iromaginairas, 
Bd.  XXIV.  Die  späteren  Ausgaben  sind  nach  einer,  von  einem  Abb€  Aaguenct 
im  J.  1692  vorgenommenen,  Umarbeitung.  Vgl  Bayle,  Diction.,  Art  „Sadear.** 
Barbier,  Dict  des  annonymes,  Bd.  IV,  Nr.  17,664. 

2)  Das  Buch  ist  ohne  Zweifel  ursprunglich  englisch  erschienen;  mir  ist  es  nnr  in 
^er  französischen  Uebersetzung  bekannt:     M^moires  de  Gaudence  de  Lneqaei 
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• 
Der  Terfiuser  schildert,   in  gefälliger  Form  wenn  schon  etwas  sttßsUch  und 

breit,  ein  im  Innern  von  AMca  lebendes  Volk,  die  Mezzoranier.    Die  Dichtung 
zeichnet  sich  aber  hanptsäcClich  dadurch  aus,    dass  als  Mittel,  zu  dem  ge- 
wünschten trefflichen  Zustande  zu  gelangen ,   nicht  blos  eine  Umgestaltung  der 
jetzigen  GeseUschaft  und  des  i^anzen  menschlichen  Lebens ,  sondern  auch  eine 
Steigerung  der  Sittlichkeit  des  ganzen  Volkes  empfohlen  ist.    Der  Bericht  von 
diesen  Mezzoraniem  geht  nämlich  dahin,  dass  sie  unter  einer  patriarchalischen 
Regierung  leben.     Das  Haupt  des  Staates ,  Pophar  genannt ,    ist  der  gemein- 
sehaftliche  Vater;  wie  er  denn  auch  alle  Mitglieder  des  Volkes  Kinder  nennt 
Jeder  aus  dem  Volke  erhält  eine  Beschäftigung  angewiesen  je  nach  seiner 
Brauchbarkeit,  und  ändert  sie  auch,  wenn  es  ihm  von  dem  Vorgesetzten  ge* 
boten  wird.     Im  Wesentlichen   dienen  die  Jüngern  den  Aelteren;   unter  sieb 
aber  sind  sie  vollkommen  wie  Mitglieder  £iner  Famihe,  wie  BrQder.     Sonder- 
eigenthum  ist  nicht  sowohl  dem  Grundsatze  nach  verboten,   als   in  der  Aus- 
übung ohne  Bedeutung. .  Die  Einwohner  tauschen ,  wie  Geschwister,   ihre  Be« 
dQrfnisse  aus;  Jeder  benutzt  nach  Belieben  das  Haus  eines  Andern,  wie  sein 
eigenes;    Alle  sind  Herren  und  Diener  zugleich.     Die  Ehe  ist  monogamisch. 
Dia  Kinder  werden  gemeinschaftlich  erzogen;  nur  Anlage  und  Verdienst  sind 
bestimmend  fflr  den  Lebensweg.  —  Der  Verfasser  ist,  wie  man  sieht,  von  be- 
deutend hellerer  Einsicht  in  das  Mögliche  und  Nothwendige,   als  viele  seiner 
Genossen,  und  namentlich  als  unsere  neuesten  Communisten.     Einmal  erach*» 
tet  er  Ordnung  und  Glück  für  unmöglich  ohne  eine  wohlgeordnete  Staatsge- 
walt ;    sodann  und  hauptsächlich  aber  begreift  er  wohl ,  dass  eine  Beseitigung 
der  Selbstsucht  in    den  Vermögensverhältnissen  und  überhaupt  im  Zusammen- 
leben nicht  durch  Aufhebung  der  Rechte  und  durch  äussere  Zwangsvorschriften 
erreicht  werden  kann,   sondern  dass  nur  eine  allgemeine  Steigerung  der  Sitt- 
lichkeit dazu  führen  mag.    Aber  leider  wird  durch  diese  richtige  Einsicht  die 
Herstellung  einer  utopischen  Glückseligkeit  um  nichts  leichter,  da  diese  allge- 
meine vollendete-  Sittlichkeit  nun  einmal  nicht  besteht,  und  auch  der  Verfasser 
keinerlei  verständige  und  im  wirktichen  Leben  ausführbare  Mittel  zur  Aus- 
ffthning  anzugeben  weiss,    vielmehr  die  Erlangung  des  Wünschenswerthen  be- 
reits  voraussetzt.     Höchstens  mag  man  also  rühmen ,   dass  man  von  ihm  we- 
nigstens nicht  irre  geführt  und  zur  Erwartung  des  Heues  durch  Zerstörungen 
luid  Widersinn  verleitet  wird« 

Zweifelhaft  mag  sein,  ob  ,J(7icolaus  Klimm's  Unterirdische  Reise  ^y^  ver- 


Amst ,  1753.  1  —IV.  In  dieser  Form  bQdet  ee  auch  den  stchsten  tfand  der 
Voyages  immaginaires.  Gewöhnlich  yritd  das  Buch  dem  Bischof  Berkeley 
zugeschrieben;  allein  mit  Unrecht  nach  genauen  Untersuchungen  von  Lewis,  Me- 
thods  of  Observation  in  polities,  Bd  U,  8.  373,  Note  103. 
1)  Nie.  Klimii  iter  subtefraneum,  novam  telloris  tfaeoriam  ac  historiam  quintae  monar- 
cfaiae  exhibens.    Havn.  et  lipa,  1741.    In  fast  alle  lebende  Sprachen  übersetzt. 
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fasst  Ton  Holberg,  dem  bekannten  dänischen  Dichter,  unter  die  Staatsromane 
gehört  Dieses  seiner  Zeit  Tielgelesene  Budi  ist  mehr  eine  aUgemeine  Satyie 
unseres  ganzen  europäischen  Lebens,  in  der  Art  von  Swift's  Gulliver,  als  ein 
Versuch  zur  Verbesserung  des  Staates.  Da  es  jedoch  gelegentlich  auch  die 
Öffentlichen  Einrichtungen,  in  seiner  Art,  berührt,  so  mag  es  im  Vorbeigehen 
erwähnt  sein.  Von  irgend  einem  Nutzen  des  Buches  kann  nicht  die  Rede  sein, 
da  in  der  ermüdenden  Aufzählung  Ton  wundersamen  Erlebnissen  keia  Gcges- 
stand  genauer  aufgeüasst  ist.  Dass  mehr  Witz,  als  Geschmack  und  Zweck  in 
dem  Ganzen  ist,  wird  in  jetziger  Zeit  wohl  Niemand  läugnen. 

An  denselben  Mängeln  leidet  der  „Schiffbruch  der  schwimmenden  Inseln'* 
von  Morelly  >).  Diesem  Schriftsteller  gebricht  es  an  allem  Bedür£aisse  und 
Talente  einer  bestimmten  Gestaltung  und  der  Einzelndurchführung  des  Gedin- 
kens.  Keck  und  scharf  ist  die  satyrische  Schilderung  des  Zustandes  der  Yfll- 
ker  in  der  jetzigen  Gesittigungsform.  Der  Unterschied  von  Reichen  und  üx- 
men  wird  bitter  hervorgehoben;  und  eben  so  wenig  schmeichelhaft  ist  die 
Schilderung  unserer  Fürsten,  Höfe,  Kriege.  Es  fehlt  also  nicht,  wie  man  sieht, 
an  der  oppositionellen  Grundlage  für  einen  tüchtigen  Staatsroman.  Allein  der 
Verfasser  hält  sich  in  der  Regel  mehr  in  der  allgemeinen  Satyre,  oder  spidt 
mit  dem  geschmacklosen  Apparate  der  Fabel ,  anstatt  dass  er  in  deutlich  nm- 
rissener  Zeichnung  die  Verwirklichung  seiner  positiven  Ansicht  gäbe.  Wir  er- 
fahren gar  wenig  von  den  Einrichtungen  seiner  glücklichen  Inseln,  und  dieses 
Wenige  ist  zum  grossem  Theile  nicht  einmal  sein  Eigenthum,  sondern  dem 
platonischen  Staate  entnommen,  freilich  unter  Verzerrung  in's  Gemeine  oder 
Läppische.  Ersteres  ist  namentlich  der  Fall  bei  der  Schilderung  des  6e- 
Bchlechtsverhältnisses ,  wobei  der  Verfasser  völlig  in  den  liederlichen  BordeU- 
geschmack  verfällt,  welcher  so  häufig  bei  den  französischen  Verbessereni  ton 
Staat  und  Gesellschaft  zurückstösst.  In  sehr  schlüpfrigen  Schilderungen  rfllunt 
er,  dass  keine  Ehe  bestehe,  sondern  freie  Gemeinschaft  stattfinde.  Selbst  vor 
Blutschande  tritt  er  nicht  zurück.  Nur  auf  läppische  Weise  aber  weiss  der 
Verfasser  die  platonische  Idee  zu  behandeln,  wenn  er  Gütergemeinschaft  lehrt, 
aber  das  grosse  Räthsel  bei  diesem  Systeme,  nämlich  das  Motiv  zur  Arbeit, 
dadurch  zu  lösen  sucht,  dass  er  einen  allgemeinen  tugendhaften  Eifer  das 
möglichste  zu  leisten  bei  sämmtlichen  Bürgern  annimmt  Auf  diese  wohlfeile 
Weise  durchzieht  er  die  fabelhaft  schöne  Insel  mit  Landstrassen,  Kanälen  imd 
Dämmen  in  allen  Richtungen,  besetzt  die  Landstellen  mit  den  schönsten  ffia- 


1)  Morelly,  Naufrages  des  iles  flottantes,  ou  la  Badliade  de  BOpiÜL  I,  IL  Mesane, 
1763.  12.  Auszüge  daraus  sind  in  der  yon  Villegardelle  besorgten  Ausgabe  da 
Code  de  la  nature  des  Verfassers  enthalten.  —  Einige  persönliche  NachrichteD 
über  den  Verlasser  s.  beiThonissen,  Le  Socialisme  depnis  rantiqmt6,  Lohyh 
1862 ,  Bd.  I,  S.  231  fg. ,  wo  die  Bedeutang  des  üannas  jedoch  weit  öbo' 
•chAtstirt. 
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Bern,  und  beyOlkert  Alles  mit  Bewohnem,  welche  gemeinschaftlich  und  in  die 
Wette  das  Land  bebauen,  um  für  sich  und,  wenn  es  nöthig  ist,  ftlr  Nachbarn 
das  Wfinschenswerthe  zu  erzeugen.  Zu  einer  klareren  Einsieht  in  die  Möglich- 
keit und  Wirksamkeit  einer  solchen  Staatseinrichtung  trägt  es  aber  wenig  bei, 
wenn  wir  erfahren,  dass  die  Einwohner  kein  fleisch  essen ;  dass  sie  keine  Ver- 
brechen begehen,  weil  Alle  giacklich  sind;  dass  der  Angesehendste  der  ist,  wel- 
cher die  gemeinnfltzlichste  Erfindung  machte;  dass  der  Fürst  aus  der  Familie 
gewählt  wird,  welche  den  Staat  gründete,  u.  s.  w.  —  Wie  ernst  es  übrigens 
dem  Verfasser  mit  seinen  Ideen  war,  hat  er  durch  eine  einige  Jahre  später 
zu  ihrer  Vertheidigung  erschienene  Schrift,  den  berüchtigten  Code  de  la  na- 
ture  ^),  bewiesen.  Hier  wird  dogmatisch  erörtert,'  dass  der  Mensch  von  Natur 
gut,  aber  durch  verkehrte  Einrichtungen  und  Lehren  verdorben  sei,  und  dass 
eine  Verbesserung  der  Zustände  nur  durch  Beseitigung  des  Eigenthums  und 
der  Sittenlehre  bewerkstelligt  werden  könne.  Die  im  Verfolge  dieses  Satzes 
aufgestellten  Lehren  über  Gemeinschaft  der  Güter,  Arbeit  für  die  Gemein- 
schaft, öffentliche  Erziehung  und  vollkommene  Gleichheit  Aller  sind  keineswegs 
eigenthttmlich,  allein  in  so  ferne  von  Bedeutung,  als  sie  die  nächste  Quelle  der 
neueren  französischen  Kommunisten  gewesen  zu  sein  scheinen.  Selbst  von 
Fourier's  „anziehender  Arbeit"  zeigen  sich  schon  die  Spuren. 

Weniger  tadehiswerth  wegen  positiv  verwerflichen  Inhaltes ,  als  unbedeu- 
tend wegen  Mangels  an  Eigenthümlichkeit^und  an  klaren  Gedanken  ist  die 
Geschichte  der  Ajaoier  ^);  hoffentlich  nur  mit  Unrecht  Fontenelle 
zugeschrieben.  Der  Form  nach  ist  dieser  Roman  die  Geschichte  eines  Schiff- 
bruches an  der  angeblich  im  Japanischen  Meere  gelegenen  Insel  Ajao,  und  die 
Beschreibung  der  dort  bestehenden  Einrichtungen;  der  Inhalt  ist  aber  kaum  etwas 
anderes,  als  ein  Flickwerk  aus  Lappen,  welche  der  Utopia  oder  der  Geschichte 
der  Sevaramben  abgerissen  sind.  Es  finden  sich  nämlich  hier :  Vereinigung 
von  zwanzig  Familien  zu  einem  kleinsten  Kreise ;  Wahl  der  Vorstände  dieser 
Stufe  und  aller  höheren,  also  repräsentative  Demokratie;  Gemeinschaftlichkeit 
des  Eigenthums;  Bebauung  des  Landes  durch  dazu  von  den  Vorstehern  Aus- 
erwählte; Einlieferung  aller  Erzeugnisse  an  öffentliche  Vorrathshäuser  und 
Vertheilung  nach  Bedürfniss;  und  in  dieser  Gedankenreihe  noch  Weiteres. 
Sigenthttmlich  sind  nur  einige  handgreifliche  Thorheiten:  so  die  allgemeine 
Nothwendigkeit  der  Ehe  im  zwanzigsten  Jahrö,  abgeschlossen  an  demselben 
Tage  mit  je  zwei  Frauen;  Ausschluss  jedes  auch  nur  formellen  Vorsitzes  in 
der  obersten  Behörde  von  vierundzwanzig  Mitgliedern.  Die  Gedankenlosigkeit 
aber  geht  so  weit,  dass  einer  Seits  von  einem  Tauschhandel  der  Eingebomen 


1)  Code  de  U  natura,   oa  le  vdritable   esprit  des   lois,   de  tont  temps  n^glig^  ou 
m^connu.  s.  1.,  1755,  12.  —  Keue  Ausgabe  von  ViUegardeUe.   Paris,  1841. 

2)  La  r^publiqne  des  philosophes,  ou  hisioire   des  AJaoiens.     Ouvrage   poslhmne  de 
Mr.  de  Fontenelle.    Gen.,  1768,  12.  —  Das  Buch  seheint  sehr  selten  zu  sein. 
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imter  äch  die  Rede  ist,  anderer  Seite  von  Ablieferung  aUer  Ersengniflfle  an  ^ 

Gemeinschaft;  und  dass  nicht  mit  ein^m  Worte  die  Frage  beantwortet  ist,  auf 
welche  Weise  die  gegen  ihren  Willen  zu  den  verschiedenen  BestimmiingeB 
Gezwungenen,  jeden  Falles  nicht  für  sich 'selbst  Arbeitenden,  zom  Fleisse  und 
znr  ehrlichen  Abgabe  ihrer  Erzengnisse  angehalten  werden.  Die  wohlfeflen 
Schilderungen  von  fiberschwenglichem  natürlichem  Reichthume  des  Landes,  von 
seiner  Unzugänglichkeit,  von  der  allgemeinen  Tugend  der  Bewohner  und  an- 
deren Herrlichkeiten  mehr,  verbessern  natflrlich  die  Nichtigkeit  des  Gansea 
nicht.  Als  „Philosophenland'^  aber  wird,  mit  acht  französischer  Auffassung,  die 
Insel  bezeichnet,  weil  keine  positive  Religion  besteht  Mit  £inem  Worte,  das 
Ganze  ist  ein  klägliches  Machwerk. 

Ein  völlig  tolles  Buch  ist  die  „Entdeckung  in  der  Südsee^^  von  Bötif 
delaBretonne^).     Es  enthält  eine  Liebesgeschichte;   die  Naturbeschrei- 
bung  einer  Reihe  von  Thiermenschen,    z.  B.  Elephanten-Menschen,    Löwen- 
Menschen,  Frosch-Menschen  u.  s.  w. ,  welche  je  gattungsweise  eigene  Inseln  in 
der  Sfidsee  bewohnen ;  eine  Eosmogonie ;   endlich  die  Schilderung  eines  höchst 
weisen  und  vortrefflichen  Volkes,  der  Megapatagonen,  und  ihrer  Einrichtungen: 
alles  zusammengehalten  durch  die  Geschichte  einer  Familie,   weiche   die  Kirnst 
des  Fliegens  besitzt.     Von  allem  diesem  zum  Theile  thörichten,   zum  Theile 
liederliche^  Gerede  kann  hier  nur  diQ  Staatsdichtung  in  Betrachtung  kommen. 
Diese  beruht  auf  den  gewöhnlichen  Gedanken  der  öffentlichen  Erziehung,  ge- 
meinschaftlicher Arbeit,  Beseitigung  des  Privateigenthums,  Regierung  durch  die 
Besten,   und  wäre  in  so  ferne,   als  wesentlich  eine  Nachahmung,   der  Bede 
nicht  weiter  werth ;   und  noqh  weniger  verlohnte  es  sich ,  die  wenigen  Eigoi* 
thftmlichkeiten^  wie  z.  B.  die  durch  Zuerkennung  fictiver  Altersgrade  ertheilten 
Staatsbelohnungen,   oder  die  angeblichen  Folgen   dieser  trefflichen  Einrichtmi* 
gen,  nämlich  die  Verdoppelung  der  Lebensdauer,  der  menschlichen  Grösse  und 
Stärke,  die  Schärfang  der  Sinne  u.  s.  w.  zu  besprechen  :   allein  es  verdient 
hervorgehoben  zu  werden,    dass  der  Verfasser,  hienh  einsichtsvoller  als  die 
meisten  seiner  Genossen,   einen  Uebergangszustand  bei  der  Einführung  seines 
Staatsideales  fdr  nothwendig  erachtet     Zunächst  soll  noch    die  gewohnte  Be- 
schäftigung fortgesetzt,  das  Eigenthum  nicht  völlig  abgetreten,  die  abgesonderte 
Wohnung  beibehalten,  die  Verbesserung  der  Zustände  aber  dadurch  ^geleitet 
werden,  dass  die  Arbeiter  im  Verhältnisse  der  Zahl  ihrer  Familien^eder  einen 
höheren  oder  niederen  Lohn  erhalten  u.  s.  w.     Diese  Mittel  mögen  sehr  thö- 
richt  und  unmöglich  sein;   allein  es  beweist  doch  eine,   in  dieser  Klasse  von 
Schriftstellern  seltene  Einsicht  in  die  menschliche  Natur,  dass   die  plötzliche 
Umwandlung  aller  Gewohnheiten  fOr  unmöglich  erachtet  wird.     Auch  Gäbet 


1)  (R^tif  de  la  Bretoane),  La  deconverte  austrile  par.un  homme  volant  Ob 
le  D^dale  fran^ais;  nonyelle  tres  philosopfaique.  I^V.  Leips.  et  Par.,  s^  a.  — 
Das  Bach  ist  in  den  aehteiger  Jahren  erschienen,  und  jetzt  edur  selten  geworden. 
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hat  dieses  begriffen,  ist  aber  freilich  desshalb  von  den  ^galitaires  babonvistes 
hart  angelassen  worden. 

Auch  von  dem  am  Schlüsse  des  18ten  Jahrhunderts  erschienenen  sehr 
ausftlhrlichen  Staatsromane,  der  Staat  vonFelicien  genannt  '),  wtissten 
wir  nicht  sm  rühmen,  dass  er  seine  Aufgabe  auf  eine  befriedigendere  Weise 
gelöst  habe.  Abgesehen  von  einer  kaum  zu  ertragenden  Breite  der  Darstel- 
lung, fehlt  es  am  Besten,  am  Talente.  Wenn  man  namentlich  bedenkt,  dass 
das  Buch  in  der  Höhezeit  der  französischen  Umwälzung  erschien,  so  wftre  in 
der  That  ein  tieferer  Blick  in  die  Ursachen  der  Unzufriedenheit  der  Massen, 
wenigstens  aber  eine  reichlichere  kernte  von  eigenthttmlichen  Vorschlägen  zu 
öffentlichen  Einrichtungen  zu  erwarten  gewesen;  während  wir  nur  finden,  dass 
die  allgemeine  Zufriedenheit  mittelst  wunderbarer  Verbindungen  und  ziemlieh 
unbedeutender  Veränderungen  längst  versuchter  Stäatsformen  erreicht  werden 
will  Hinsichtlich  des  Familienlebens,  des  Eigenthumes,  der  Gewerbezostände 
ist  so  gut  als  gar  nichts  Neues  vorgeschlagen,  ausser  etwa  dem  Verbote  eines 
Grundbesitzes  aber  1509  Morgen,  und  auch  dieses  wieder  mit  Ausnahme  des 
Adels  (der  Sideristen).  Das  Volks-  und  Staatswirthschaftliche  ist  von  völliger 
Nichtigkeit,  die  Getreide-Polizei  sogar  widersinnig.  Und  wenn  der  Verfasser 
offenbar  die  höchste  Wichtigkeit  auf  seine  ausführliche  Schilderung  des  Staats- 
Organismus  legt,  so  ist  nicht  nur  die  Richtigkeit  mancher  einzelnen  Gedanken, 
sondern  namentlich  auch  die  Gesundheit  der  verwickelten  Zusammenfflgung 
sehr  zu  bezweifeln.  Man  bedenke,  dass  z.  B.  nicht  weniger  als  fünf  verschie- 
dene Klassen  von  Bfirgem  (Plebejer,  Activbürger,  Notable,  Verdlenstadel  und 
Erbadel)  vorgeschlagen  sind;  dass  der  Staat  zwar  unter  einem  Könige,  wel- 
diem  die  ausübende  Gewalt  zusteht,  stehen,  dabei  aber  doch  eigentlich  in 
allen  Einzelnheiten  durch  eine  unendliche  Menge  der  verschiedensten  Ver* 
Sammlungen  von  dem  Nationalparlamente  abwärts  bis  zum  Gemeinderathe 
regiert  werden  soll.  Auch  von  den  kindischen  Auszeichnungsmitteln  der  ver- 
schiedenen Gewalten,  nämlich  Kleidungen,  Sternen  und  dgl.,  schweigen  wir 
billig,  das  ganze  Buch  so  schndl  als  möglich  der  Vergessenheit  zurückgebend, 
in  w^che  e«  schon  längst  versunken  zu  sein  scheüit. 

Durch  allen  diesen  unerquicklichen  Schund  muss  man  denn  also  waten, 
bis  man  erst  ganz  zum  Schlüsse  wieder  auf  einen  Schriftsteller  stösst,  wei- 
elier  ein  Bewusstsein  des  Zweckes  und  eine  Herrschaft  über  die  ihm  zu  Gebote 
stehenden  Mittel  hat.  Es  ist  diess  der  bekannte  Gommunist  Gäbet,  der  sich 
in  seiner  Reise  nach  Ikarien  ^)  die  sicherlich  nicht  leichte  Aufgabe  ge- 


1)  Der  ausführliche  Titel  ist :  Die  glückliche  Nation,  oder  der  Staat  von  Felicien.  Ein 
Master  der  vollkommensten  Freiheit  unter  der  unbedingten  Herrschaft  der  Gesetze. 
Ans  dem  Französischen.  I  IL  Lpz.,  1794.  Ich  habe  weder  den  Namen  des 
YcflBAsers,  noch  anch  nur,  ob  das  Buch  wirklidi  aus  dem  Französis^en  über- 
setsl  ist,  in  Eriahraag  bmifen  können ;  bezweifle  übrigcos  Lotztcres. 

2)  Gäbet,  Voyage  en  Icarie.    Ed.  2.    Par.,  eh.  MaUet,  1842,  XI  u.  566  S.  12.  Ein 
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setzt  hat,  die  Plane  seiner  Partei  im  günstigsten  Lichte  und  namenüicfa  aadi 
^Is  höchst  annehmlich  ffir  die  Gehildeten  und  Reichen  zu  schüdem.  In  seinem 
Bomane  ist  daher  zwar  einer  Seits  die  vollständigste  Umwälzung  unserer  gan- 
zen Jetzigen  Gesellschaft  und  namentlich  die  Durchführung  der  unbedingtesten 
Gleichheit  Gegenstand  der  Schilderung ,  die  Ungerechtigkeit  und  das  Elend  des 
bis  jetzt  Bestehenden  das  Thema  bitterer,  mittelbarer  und  unmittelbarer,  Ab- 
klage :  aber  es  wird  in  der  ganzen  Darstellung  die  Gütergemeinschaft  und  die 
allgemeine  Theilnahme  an  körperlicher  Arbeit  mit  den  duftendsten  Blnmei 
umwunden.  Während  in  den  anderen  Staatsromanen  es  höchstens  Schifis- 
kapitäne  sind,  welche  sich  mit  den  von  ihnen  aufgefundenen  neuen  Insek  zu- 
frieden erklären,  sind  hier  die  Bekehrten  und  Beglückten  ein  englischer  Lord, 
Töchter  von  Ministern  u.  dgl.  Alle  Erfindungen  und  Genüsse  des  modemstefi 
Luxus  und  der  ausgesuchtesten  Bequemlichkeit  werden  mit  der  grössten  Ver- 
schwendung ausgethcilt ;  nur  freilich  an  Alle.  Von  Weibergemeinschaft  ist  so 
wenig  die  Rede,  dass  sich  vielmehr  die  zarteste  Liebesgeschichte  durch  das 
Ganze  zieht.  Mit  Einem  Worte,  es  soll  allen  Arten  von  Aristokratie,  der  des 
Geistes  und  der  Büdung  sowohl,  als  der  des  Vermögens  und  des  Banges,  die 
Ueberzeugung  beigebracht  werden,  dass  sie  bei  der  Durchführung  der  Sasset- 
sten  communistischen  Ansichten  kein  anderes  Opfer  zu  bringen  hätten ,  als  das 
der  Eitelkeit  und  des  Hochmuthes,  indem  nicht  sie  erniedrigt,  sondern  nor  die 
Uebrigen  erhoben  werden  würden. 

Es  kann  wohl  die  Neugierde  reizen,  zu  sehen,  durch  welche  Mittel  dieses 
schwierige  Ergebniss  erreicht  werden  will;  und  es  mag  daher  ein  etwas  aus- 
führlicherer Auszug  aus  der  Schilderung  von  Ikarien  an  der  Stelle  sein. 

An  der  Grundlage  der  Gesellschaft,  an  Familie  und  Ehe,  wird  nichts 
geändert;  nur  die  Erziehung  der  Kinder  ist,  vom  sechsten  Jahre  an,  gemein- 
schaftlich und,  nach  vorgeschriebenem  Plane.  Für  die  Bequemlichkeit  und  die 
Genüsse  des  materiellen  Lebens  ist  mit  möglichster  Sorgfalt,  und  selbst 
mit  Verschwendung  gesorgt  Es  sind  z.  B.  zur  Wohnung  für  Alle  grosse,  regel- 
mässige Gebäude  bestimmt,  ausgerüstet  mit  jedem  Luxus  der  Bau-  und  Garten- 
kunst, und  zwar  so,  dass  jede  Famüie  abgesondert  wohnt  Die  Mahlzeiten 
sind  theils  in  öffentlichen  Speisehäusem,  theils,  nämlich  Abends  und  an 
den  Sonntagen,  in  der  Familie;  aus  grossen  Magazinen  aber  werden  die  Le- 
bensmittel dazu  geliefert,  täglich,  monatlich,  jährlich.  Die  Strassen  der  Städte 
sind  auf  das  bequemste  für  jede  Art  von  Verkehr  eingerichtet  und  abgetheilt; 
bedeckte  Gänge  stehen  den  Fussgängem  offen;  unentgeltliche  Omnibus,  Dampf- 
boote,  Eisenbahnen  den  Ermüdeten  oder  Beisenden.  Prächtige  Bauten  und 
Denkmähler  erfreuen  das  Auge;  Geschmackloses  wird  gar  nicht  geduldet  Der 


deutsche  Ueberaetzung  von  (pseud.)  Wendel  Hippler,  Par.,  1847.  —  Kntiken  ans 
verschiedenen  Standpnnkten  s.  bei  Sudre,  Hittoire  da  Communiime,  ed.  4, 
8.  338  lg. ;  und  Grün,  Die  sociale  Bewegung  in  Frankreich  and  Belgieni 
S.  326  fg. 
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Staat  h&lt  Reitpferde  ffir  die  Emwohner;  und  zwar  60,000  in  der  Hauptstadt, 
1000  in  jeder  ProYinzialstadt;  die  Theater  stehen  Jedem  abwechselnd  offen. 
Wftsche  nnd  Eleidnng  wird  geliefert;  letztere  fOr  Alle  gleichförmig,  doch  ist 
die  Farbe  in  die  Wahl  gestellt  —  Schon  ans  dem  Bisherigen  l&sst  sich  ein 
Scblnss  anf  das  System  des  Eigenthnmes  nnd  der  Organisation  der  Arbeit 
machen.  In  der  That  ist  denn  auch  Gfltergemcinschaft  eingeführt;  das  heisst, 
Alles  gehört  dem  Staate ,  welcher  Jeden  gleichmässig  mit  den  sämmtlichen  Be- 
dtlrfnissen  nnd  erlaubten  Genossen  yendeht,  dagegen  aber  auch  Anspruch  auf 
die  Arbeit  von  Allen  hat  Zu  dem  Ende  erlernen  denn  die  jungen  Leute  vom  18. 
Jahre  an  ein  Gewerbe,  mit  einziger  Ausnahme  Derer,  Welche  sich  dazu  entschliessen, 
durch  Wissenschaft  dem  gemeinen  Wesen  zu  nützen.  Ist  allzugrosser  Zudrang  zu 
einer  Beschäftigung,  so  entscheidet  eine  Prüfung  unter  den  Mitwerbenden; 
die  Abgewiesenen  haben  sich  eine  andere  Beschäftigung  zu  wählen.  Jährlich 
bestimmt  der  Staat,  was  erzeugt  und  gearbeitet  werden  soll;  und  nun  haben 
alle  Männer  bis  zum  €6ten,  die  Weiber  bis  zum  50ten  Jahre  zur  Erledigung 
dieser  Aufgaben  beizutragen.  Urlaub  findet  nur  durch  Einwilligung  der  Ge- 
nossen statt;  und  damit  keine  Krankheit  zum  Vorwande  det  Trägheit  diene, 
muss  sich  jeder  Kranke  in  das  öffentliche  Hospital  bringen  lassen.  Für  alle 
beschwerlichen  und  schmutzigen  Arbeiten  bestehen  Maschinen;  die  häuslichen 
Dienste  aber  leisten  die  Kinder,  welche  desshalb  um  5  Uhr  Morgens  aufstehen 
müssen ,  und  die  Frauen.  Im  Sommer  wird  7,  im  Winter  5  Stunden  lang  ge- 
arbeitet; Yon  den  Frauen  wenigstens  4  Stunden  lang.  Um  1  Uhr  hört  jede 
Arbeit  auf.  Händel  besteht  im  Innern  gar  nicht,  da  Jedem  Jegliches  unentgelt- 
lich geliefert  wird;  dem  Auslande  wird  etwaiger  Ueberschuss  abgelassen,  aber 
nur  Tom  Staate  und  nur  wieder  an  Staaten,  nicht  an  Einzelne.  Geld  ist- im 
Innern  ganz  unbekannt  -^  Die  sittlichen  und  geistigen  Folgen  dieser 
Gestaltung  der  Gesellschaft  sind  höchst  erfreulich.  Armuth,  niederer  Stand 
und  Piivatdienst  ist  ganz  unbekannt  Ueberall  feine  Bildung;  die  grösste 
Stille,  Buhe  und  Zufriedenheit.  Tugend  und  Keuschheit  sind  allgemein  ver- 
breitet, weil  es  so  die  allgemeine  Stimme  verlangt.  Selbst  die  Diebe,  welche 
vor  der  Einführung  dieses  glücklichen  Zustandes  „von  den  Aristocraten^'  ein- 
gesperrt worden  waren,  besseren  siöh  nach  ihrer  Freilassung.  Im  übrigen 
wird  die  Literatur  sehr  in  Aufsicht  gehalten.  Jeder  mag  Bücher  in  seinen 
Freistunden  schreiben;  allein  deren  Druck  kann  nur  ein  besonderes  Gesetz 
erlauben.  Die  Zeitungen  werden  von  eigens  dazu  besteUten  Beamten  geschrie- 
ben, nnd  dürfen  nur  Thatsachen  und  Protocolle  enthalten,  aber  keine  Ui- 
theile;  auch  giebt  es  je  nur  Eine  für  jede  Gemeinde,  jede  Provinz,  endlich 
für  den  ganzen  Staat  —  Die  Staatsverfassung  ist  demokratisch -reprä- 
sentativ. Der  Staat  besteht  aus  1000  Gemeinden,  deren  je  10  eine  Provinz 
bilden.  In  der  Gemeinde  ist  zur  Entweifnng  der  örtlichen  Vorschriften  eine 
Gemeindeversammlung,  welcher  jeder  Bürger  anwohnen  muss;  sie  versammelt 
sich  dreimal  wöchentlich.  Für  die  Provinz  werden  120  Abgeordnete  gewählt, 
welche  viermal  jährlich  zusammen  kommen,  und  deren  Geschäfte  es  ist,  die 
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Aosfühniiig  der  allgemeinen  Oeeetze  dnrch  Yerordnnngen  za  erleiehtem.  Fttr 
den  ganzen  Staat  treten  je  ans  einer  Gemeinde  2  Abgeordnete  zur  National- 
versammlung zusammen,  wobei  Jeder  sowohl  W&hler  als  wftlübar  ist  Die 
Versammlung  ist  jährlich  9  Monate  versammelt,  in  den  fibrigen  3  Mozaten 
aber  ein  Ausschuss  an  ihrer  Stelle.  Sie  hat  die  allgemeine  Gesetzg^ung. 
Durch  alle  Stufen  dieses-  Organismus,  bis  zur  Gemeinde  herab,  geht  eine  Ein- 
theilung  in  15  Ausschüsse,  welche  je  für  einen  bestimmten  Gegenstand,  s.  B. 
für  die  Kleidung,  die  Nahrung  u.  s.  w.  in  ihrem  Geschäftskreise  zu  sorgn 
haben,  und  deren  einem  jedes  Mitglied  der  betreffenden  Versammlung  ange- 
hören muss.  Die  ausübende  Gewalt  wird  von  gewählten  und  weckseiBdeD 
Beamten  unter  Leitung  der  gesetzgebenden  Versammlungen  geübt  Für  den 
Staat  ist  ein  Präsident  und  16  Minister;  ähnliche  Behörden  bestehen  fOr  die 
Provinzen  und  die  Gemeinden.  Im  üebrigen  hat  jeder  Verein  aasschliefiBende 
Strafgewalt  über  die  gegen  ihn  begangenen  Vergehen.  So  die  Schule  ftber 
die  Verletzung  der  Schulgesetze;  die  Werkstätte,  die'Familie,  die  Gemeinde  Ober 
ihre  fehlenden  Mitglieder;  der  Staat  über  die  Vergehen  gegen  das  allgemeine  WoE 
Diess  das  Gebilde  der  communistischen  Glückseligkeit  —  Dass  derYo^ 
fasser  seinen  nächsten  Zweck,  den  der  Versöhnung  und  Anlockung,  nicht  er 
reichte ,  ist  sehr  begreiflich.  Es  war  in  der  That  nicht  zu  erwarten ,  dass  die 
nach  Belieben  ersonnene  Schilderung  eines  imaginären  Zustandes  die  gebildete, 
reiche  und  vornehme  Welt  bewegen  würde,  ihren  Abscheu  vor  dem  bktigei 
Gespenste  des  Conununismus  zu  verwandeln  in  eine  Leidenschaft  für  seine  alkte- 
setigmachende  Menschlichkeit  und  Milde.  Unmögheh  konnte  dem  Verfitfs« 
gelingen,  den  Damen  einzureden,  dass  Zimmerreinigen,  Kochen  und  Sehneidea 
fttr  sie  eine  angemessenere  Beschäftigung  sei,  als  ihr  jetziger  weiblicher  Müssig' 
gang.  Und  nicht  leicht  wird  ein  junger  Mann  seinen  Benner  aufgeben  weilen, 
um  alle  zehn  Tage  auf  einem  Gemeindepferde  Gesundheitsbewegung  zn  machen; 
oder  der  Gelehrte  Morgens  mit  Begeisterung  Baumwolle  spinnen,  und  dabei 
den  Druck  seiner  am  Nachmittage  zur  Erholung  gesdiriebenen  Werke  mit  E^ 
gebung  von  einem  Gesetze  hofen.  —  Allein  damit  ist  freilich  über  denWeriii 
der  Arbeit  an  sich  noch  keineswegs  entschieden.  Dieser  ist  in  der  That  nidit 
ganz  gering.  Abgesehen  davon,  dass  das  Buch  unterhaltend  ist,  giebt  ihm  die 
Beziehung  zum  Leben  und  zu  den  Leiden  des  Augenblickes  eine  besondere  Be^ 
deutung  für  uns.  Sind  anch  die  Gedanken  selbst  im  Wesentlichen  den  T<^ 
gangem,  namentlich  Piaton,  Moms  und  Vairaese,  entnommen:  so  ist  doch  ilue 
Ausbildung,  gemäss  den  Formen  und  den  Mitteln  des  gegenwärtigen  Lebetf, 
in  so  ferne  immer  ein  Verdienst,  als  uns  ein  geseUschaftliches  Ideal  auf  diese 
Weise  ganz  unmittelbar  und  ohne  Vermittlung  von  Geschichte  oder  Einbffl- 
dnngskraft  entgegentritt  Die  Beurtheilung  der  Wirkungen,  wdche  ein  sokta 
Zustand  für  uns  hätte,  ist  dadurch  sehr  erleichtert.  Aber  eben  so  sehr  e^ 
leiditert  ist  auch  die  Einsicht,  dass  die  Grundbedingung  aller  dieser  Henlifib- 
keiten,  nämÜdi  die  Gütergemeinschaft,  entweder  eine  Sklavwei  oder  eine  Un- 
mögliehkeit  bleibt: 
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Die  Idealisirnngen  bestehender  Einrichtungen. 

Wesentlich  verschieden  von  den  bisher  vorgeführten  Schilderungen  ganz 
imaginftrer  gesellschaftlicher  oder  staatlicher  Verhältnisse  sind  solche  Werke, 
welche  zwar  auch  die  Unvollkommenheiten  der  Wirklichkeit  durch  das  Bild 
eines  vollkommenen  Zustandes  hervortreten  lassen  wollen,  diesen  Zweck  aber 
schon;  durch  die  blose  Idealisirung  bestehender  Einrichtungen  oder  Persönlich- 
keiten za  erreichen  glauben.  Sie  ersümen  also  nicht  ganz  neue  Grundlagen 
und  Formen  des  Lebens,  sondern  sie  entkleiden  nur  ein  in  der  Wirklichkeit 
vorhandenes  VerhSltniss  von  allen  erfahningsgem&ss  ihm  anklebenden  Mängeln, 
und  theilen  ihm  dagegen  alle  irgend  wttnschenswerthen  guten  Eigenschaften 
bei  Als  Träger  dieser  Vollkommenheit  wird  denn  nun  eine,  gleichgültig  ob  ge- 
schichtliche oder  zu  dem  Ende  erdichtete,  Persönliclikeit,  oder  auch  wohl  ein 
beliebiger  imaginärer  Staat  gewählt.  Auch  hier  ist  also  oppositionelle  Absicht ; 
die  Schlacken  der  Wirklichkeit  sollen  um  so  trüber  erscheinen,  je  heUer  das 
fingirte  Ideal  erglänzt.  Aber  man  ist  noch  nicht  bis  zur  Verzweiflung  an  allem 
Bestehenden  gekommen;  sondern  erachtet  das  Wesen  der  wirklichen  Einrich- 
tongen  für  gut,  und  nur  die  Ausfühnmg  für  ungenügend,  hofft  also  durch  einein- 
directe  Einwirkung  auf  den  Willen  und  die  Einsicht  Besseres  bewirken  zu  können. 

Dahin  gestellt  mag  bleiben,  ob  schon  in  dem  Wesen  dieser  Gattung  des 
Staatsromanes  der  Grund  liegt,  warum  die  sämmtlichen  einschlägigen  Schrifben 
sich  nicht  eben  auszeichnen  durch  Kraft  der  Gedanken,  und  Eigenthümlichkeit 
der  Verbesserungsvorschläge ,  zum  Theile  sogar  ungewöhnlich  matt  sind.  Die 
Thatsache  kann  jeden  Falles  nicht  in  Abrede  gezogen  werden.  Dagegen  ist 
wohl  einleuchtend,  dass  es  nicht  in  diesem  Wesen  begründet  ist,  wenn  bis  jetzt 
die  meisten  Idealisirnngen  bestehender  Zustände  sich  die  Fürstenherrschafb  zum 
Geg^stande  gewählt  haben.  Andere  Staatsgattungen  lassen  sich  ganz  auf  dieselbe 
Weise  behandeln;  und  auch  bei  ihnen  finden  sich  Fehler  und  Unvollkommen- 
beiten,  welche  einer  Verbesserung  bedürften.  —  Im  übrigen  ist  dieGesammt- 
Zfthl  dieser  blos  ideahsirenden  Staats -Bomane  nur  gering. 

Es  ist  oben  bestritten  worden,  dass  Platon's  Schriften  zu  den  dichteri- 
schen Darstellungen  erfundener  Staatszustände  zu  rechnen  seien,  -obgleich  sie 
häufig  so  dargestellt  werden.  Umgekehrt  muss  nun  aber  diese  Eigenschaft  in 
Anspruch  genommen  werden  für  ein  zweites  Werk  aus.  der  socratischen  Schule, 
dem  Manche  eine  andere,  nämlich  eine  geschichtliche,  Bedeutung  haben  geben 
wollen.    Es  ist  diess  die  Cyropädie'),   in  welcher  Xenophon  seine  Ein- 


1)  KvQov  natoda.  Die  Abfassung  -wird,. aas  inneren  Gründen,  nach  OL  104,  3  (362 
y.  Chr.)  gesetst  Von  den  vielen  Ausgaben  der  Ürsebrifl  m^en  etwa  genannt 
werden  die  Ton  Popp ,  Lpz.,  1S21 ,  oder  Ton  Bomemann ,  hpz,  1840.  Eine  ge- 
läufige Uebersetznng  ist  die  von  Walz,  Stuttg.,  1827.    Ueber  die  staatUche  Wnr- 

,  digkeit  des  Verfassers  sind  im  Streite :  Ni  e  b  n  h  r ,  Klehie  histor.  Schriften,  8. 464  fg., 
wid  Delbrück,  Xenophon.    Zar  Bettoag  seiner  Ehre.  Bonn,  1829. 
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wendnn^eii  gegen  die  TateriSndische  Demokratie  Anmnttiig  und  ohne  Anfecb- 
tnngen  besorgen  zu  mflssen,  yortrag.  Die  Eigenthümlichkeit  der  Yon  ihm  ge- 
wählten Schriftenart  bringt  es  freilich  mit,  dass  geschichtliche  Thatsachen  das 
Gerüste  bilden;  allein  die  Cjropädie  ist  nichts  anderes,  als  ein  Staatsromao, 
in  welchem  die  Trefflichkeil  der  anbeschränkten  Fürsten -Herrschaft,  wenn  sie 
in  den  Händen  eines  tüchtigen  Mannes  ist,  dargelegt  werden  soll.  Als  Träger 
dieser  ideellen  Anffassnng  ist  der  ältere  Cyros  gewählt;  nnd  die  Dichtung  schrei- 
tet als  die  Lebens-  nnd  Regierungsgeschichte  desselben  vorwärts.  Da  der  In- 
halt des  meisterhaft  geschriebenen  Werkes  sehr  allgemein  bekannt  ist,  so  wer- 
den nachstehende  Bemerkungen  für  den  vorliegenden  Zweck  genügen.  Xeno- 
phon  war,  wie  wir  wissen,  Soldat;  ausserdem  hatte  er  in  seinem  täglictfen  Le- 
ben die  „noblen  Passionen"  des  Mannes  von  Stand  nnd  Vermögen,  also  Reiten, 
Jagen,  Pferdezucht.  Aus  diesem  Gesichtspunkte  fasst  er  denn  mm  auch  sm 
Ideal  eines  Staatsoberhauptes  und  der  entsprechenden  Staatseinrichtungen  anf. 
Cjrus  erscheint  als  Organisator  des  Heeres,  Feldherr,  Eroberer;  nnd  der 
grösste  Theil  der  Erzählung  schildert  Handlungen  desselben,  welche  diese  Sei- 
ten der  Staatskunst  erläutern  sollen.  Und  selbst  was  etwa  sonst  noch,  also 
von  der  Bildung  der  Jugend,  von  der  Wahl  der  Vertrauten  und  Beamten  des 
Herrschers,  von  der  Behandlung  derselben  erzählt  wird,  bezieht  sich  wesent- 
lich auf  das  Kriegs-  und  Adels -Leben.  Von  der  inneren  Verwaltung  des 
Staates  ist  kaum  je  die  Rede,  und  an  eine  Aenderung  der  gesellschaftlichen 
Zustände  wird  gar  nicht  gedacht  —  Unter  diesen  Umständen  ist  es  denn 
wohl  auch  kein  ungerechtes  Urtheil,  wenn  die  Gyropädie,  auch  ihren  Grund- 
gedanken, Verherrlichung  der  Monarchie,  zugegeben,  als  eine  wenig  gelungen^, 
ganz  einseitige  und  unvollständige  politische  Dichtung  erklärt  wird.  Um  die 
Vorzüge  der  Herrschaft  eines  j^inzelnen  recht  anschaulich  zu  machen,  war  noch 
gar  manche  Seite  des  öffentlichen  Lebens  zu  erwähnen;  und  manche  hatte  audi, 
in  stillschweigendem  Gegensatze  gegen  die  Demokratie,  eine  Idealisirung  der 
Regierungsform  zugelassen.  Man  sieht,  die  Cavalierper^ective  allein  reicht 
nicht  aus;  selbst  nicht  zu  einen  guten  Roman.  ^  Mit  diesem  Tadel  vom  po- 
litischen Standpunkte  aus  soll  übrigens,  wie  sich  von  selbst  versteht,  gegen 
die  Form  und  über  eine  etwaige  geschichtliche  Bedeutung  des  anmuthigen  Ba- 
ches nichts«  ausgesprochen  sein. 

Zweitausend  Jahre  verflossen,  ehe  die  Oyropädie  eine  Nachahmung  fand. 
Und  es  ist  durch  das  lange  Warten  nicht  eben  viel  gewonnen  worden. 

Gar  kläglich  fielen  die  ersten  Versuche  aus.    Es  sind  diess  nämlich  die 
„Scydromedla^'  des  Cartesianers  Anton  Le  Grand  ^),  und  die  von  einem  un- 


1)  Le  Grand,  A,  Scydromedia,  seu  sermo,  quem  Alphonsus  de  la  Vida  habmt 
coram  comitc  de  Falmonth  de  Monarchia.  (Norimb.,  1680).  —  Der  Vetfässa, 
welcher  eine  grosse  Anzahl  philosophischer  Werke  geschrieben  hat,  lebte  in  Eng- 
land als  kadiolischer  Missionar,  und  die  Vorrede  ist  aus  London  im  J.  1669.  Ob 
eine  frühere  Ausgabe,  etwa  in  England,  erschienen  bt,  war  nicht  au&nfinden. 
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genannten  Deutschen  yerfasste  Beschreibung  des  „Königreiches  Ophir^'  i).  — 
Die  Scydrömedia  ist  ein  ganz  kleines,  als  Roman  höchst  ungeschickt  ange- 
legtes Büchlein;  eigentlich  ein  Lehrbuch  der  Politik,  in  welchem  die  einzelnen 
Vorschriften,  anstatt  dogmatisch,  in  der  Form  der  auf  einer  Insel  im  atlanti- 
sehen  Meere  bestehenden  Thatsachen  vorgetragen  werden;  jedoch  ohne  allen 
Aufwand  von  Einbildungskraft,  ohne  eine  genauere  Personification.  Es  wird 
also  in  verschiedenen,,  nach  den  Gegenständen  eingetheilten  Kapiteln  kurzweg 
und  mit  wenigen  Worten  erzählt,  dass  der  König  von  Scydrömedia  so  und  so 
ist;  dass  seine  Räthe  diess  und  jenes  thun,  u.  s.  w.  Es  ist  unmöglich  geist- 
und  zweckloser  zu  sein.  —  Höchst  unterhaltend  dagegen,  aber  freilich  nur 
durch  die  unglaubliche  Pedanterie  und  Abgeschmacktheit,  ist  das  im  „König- 
reiche Ophir^'  verkörperte  deutsche  Ideal  der  Monarchie.  lieber  Mangel  an 
Ausführlichkeit  kann  hier  allerdings  keine  Klage  geführt  werden;  desto  mehr 
wohl  aber  über  Abwesenheit  aller  neuen  Gedanken  und  jeder  künstlerischen 
Form.  Auch  hier  werden  die  sta,atlichen  Wünsche  keiner  Erzählung  persön- 
licher Begebenheiten  eingeflochten,  oder  als  verwirklicht  durch  bestimmte  Per- 
sonen des  Romans  dargestellt;  sondern  ganz  objectiv,  etwa  in  der  Form  einer 
statistischen  Beschreibung,  nach  Materien  abgehandelt.  Es  beginnt  diese 
Schilderung,  bezeichnend  genug,  mit  den  Angaben  über  die  Stellung  und  Ge- 
schäfte eines  höchst  mächtigen  Consistoriums.  Erst  hierauf  kommt  die  Beschrei- 
bung der  Rechte  und  Handlungsweise  des  Königes,  seiner  Gemahlin,  des  Kron- 
prinzen u.  s.  w.  Die  Schilderung  der  allseitigen  Yortrefflichkeit  ist  höchst  ko- 
misch durch  die  phantasielose  Uebersetzung  der  Vorschriften  eines  lutherischen 
Katechismus  oder  einer  Polizeiverordnung  in  angebliche  Thatsachen,  welche 
aber  ohne  alle  Einzelnheiten  und  Versuche  der  Lebendigmachung  dargelegt 
sind.  So  wird  also  z.  B.  vom  Könige  von  Ophir  anstatt  aller  weiterer  J^rzäh- 
,  lung  kurz  und  trocken  gerühmt:  „Den  schändlichen  Liebes -Reitzungen  hänget 
er  nicht  nach,  sondern  sowie  er  seine  Gemahlin  mit  herzinniglichen  Garessen 
bedienet,  also  lässt  er  sich  auch  keine  unzüchtige  Neben -Liebe  einnehmen, 
in  Erwägung,  dass  .  .  .''  An  einer  andern  Stelle  ist  der  vernünftige  Rath, 
dass  ein  künftiger  Regent  das  Land  genau  bereisen  und  kennen  lerne,  völlig 
ertränkt  in  einem  Meere  von  Einzelnheiten,  um  welche  sich  angeblich  der 
ophirische  Kronprinz  bei  seinen  Reisen  bekümmert,  allein  diess  Alles  ohne 
auch  nur  Einen  Versuch  lebendiger  Verkörperung.  Wozu  denn  nun  aber  bei 
solcher  Unfähigkeit  zu  poetischer  Gestaltung  und  bei  der  Enthaltung  von  jeder 
spannenden  Erzählung  die  Form  eines  Romans  gewählt  wird,  und  nicht  einfach 
die  Paragraphen  eines  Lehrbuches  beibehalten  sind,  ist  in  der  That  schwer  zu 
sagen.  Im  Uebrigen  mag  das  stupide  Buch  einen  wichtigen  Dienst  leisten,  den 
es  selbst  freilich  nicht  beabsichtigt.    Es  ist  nämlich  in  so  ferne  von  einer  ge- 


%)  Der  wohl  eingerichtete  Staat  des  bisher  von  Vielen  gesuchten  aber  nicht  gefim- 
denen  Königreiches  Ophir,  welcher  die  völlige  Rirchenveifiusong  ^  .  .  vorstellt 
Lpz.,  1699.    Der  VeifMier  ist  unbekannt 
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schichtlichen  Bedeatung,  als  aus  diesem  Staatsideale  die  am  Ende  des  sieb- 
zehnten Jahrhunderts  in  Deutschland  bestehende  angemessene  Keigoi^  za  po« 
lizeilichem  Einmischen,  der  Töllige  Mangel  eines  Bedürfnisses  nach  bUi^^erlicher 
Freiheit  und  persönlicher  Unabhängigkeit,  die  ünbektünmertheit  nm  Einiiehr 
tungen  zum  Schatze  der  Bechte  und  Interessen  der  Bürger  so  recht  dentlidi 
erhellen.  In  dem  ganzen  Werke  ist  nicht  mit  Einer  Sübe  Ton  Fordenmgai 
der  Unterthanen  die  Rede;  werden  Landstände  gar  nicht  genannt;  kommt  eine 
Selbstverwaltung  gar  nicht  zur  Sprache.  Gedanken-  und  Glaubensfreiheit  wer- 
den systematisch  unterdrückt,  z.  B.  dem  mächtigen  Consistorium  eine  Censar 
aller  Bücher  übertragen.  Der  Glaube  an  das  Fürstenthum  und  die  Unterwer- 
fung unter  die  Regierung  ist  unbedingt,  und  jede  Hoffnung  ist  ledi^ch  auf 
die  persönliche  und  aus  eigenem  Willen  hervorgehende  Yortrefflichkelt  des 
Fürsten  und  seiner  „Hofe-  und  Staats -Bedienten^'  gesetzt.  Die  einzige  Spur 
eines  Verlangens  nach  wesentlich  andern  Zuständen  ist  der,  schüchtern  genug 
angedeutete,  Plan  einer  Ersetzung  des  Erbadels  durch  einen  nur  mittelst  Yer* 
dienstes  zu  erwerbenden  Personaladel.  Ist  somit  der  unbegabte  Verfasser,  wer 
er  nun  gewesen  sein  mag,  ausser  Stande  gewesen,  die  Plane  eines  Moros  oder 
Campanella  zur  Umgestaltung  schlechter  Gesellschafts-  oder  Staatseinrichtungen 
auch  nur  nachzudenken:  so  giebt  er  doch  einen  belehrenden  Spiegel  bestehen- 
der, armseelig  vorkommender  Zustände. 

Verglichen  mit  dieser  Geist-  und  Geschmacklosigkeit  erscheint  denn  nmi 
freilich  das  in  der  Zeitfolge  nächste  Buch  derselben  Art  ein  Meisterwerk,  so 
wenig  es  auch  an  und  für  sich  ein  grosses  Lob  in  Anspruch  nehmen  kann,  und 
so  sehr  namentlich  derselbe  Mangel  einer  freien  Auffassung  der  menschlichea 
und  bürgerlichen  Rechte  bemerklich  ist.  Es  ist  aber  dieses  Wexk  kein  ande- 
res, als  F6n61on's  Telemach  *).  Freilich  wäre  es  ein  Missgriff,  dieses  Bach 
im  Allgemeinen  den  Staats -Romanen  zuzurechnen.  Sein  wesentlicher  Zweek 
und  Inhalt  ist  nicht,  das  Ideal  eines  Staates  in  dichterischem  Bilde  zu  geben; 
sondern  es  soll  ein  junger  Fürst  Unterricht  über  seine  Pflichten  in  allen  Le- 
bensverhältnissen erhalten.  Doch  enthält  die  Erzählung  auch  Abschnitte,  welche 
wesentlich  hier  einschlagen,  und  somit  erwähnt  und  beurtheilt  werden  müssen. 
Namentlich  ist  diess  der  Fall  mit  dem  226ten  Buche,  welche^  die  Staatsver- 
besserungen  Mentor^s  in  Salent  angiebt.  Nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es» 
dass  der  in  der  Glanzzeit  der  französischen  Bildung  lebende  und  von  ihr  ge- 
tragene Verfasser  einer  gefälligen  Form  mächtig,  und  dass  er  von  der  Pedan- 
terie eines  deutschen  Stubengelehrten  weit  entfernt  ist.  F^n^lon  war  nicht  nur 
ein  Mann  von  Geschmack,  sondern  auch  von  wirklicher  dichterischer  Begabung. 
Allein  der  nachstehende  Auszug  mag  die  Frage  beantwoiten,    ob  die  wemgen, 


1)  Die  erste  Ausgabe  des  Telemach  ist  von  1700.  Dass  er  unzlhligemale  aufgelegt 
und  in  aUe  Sprachen  übersetzt  ist,  bedarf  nicht  erst  der  Erwähnung.  UabegreiF- 
Ucherweise  ist  er  ja  sogar  sehr  allgemeia  zum  Schulbuchs  genacht 
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iBZUsammenb&ngenden,  zam  Thefle  kaum  anders  als  einfUtig  zu  nennenden 
Maassregeln,  welche  er  zur  Rettung  eines  ganz  zerrütteten  Staates  und  unglück- 
lichen Volkes  in  Vorschlag  bringt,  glauben  machen  können,  dass  der  fromme 
Erzieher  des  Thronerben  auch  nur  eiae  Ahnung  hatte,  sei  es  im  Mgememen 
yon  den  Bedürfnissen  der  Nationen  zu  Ende  des  17ten  Jahrhunderts,  sei  es 
insbesondere  von  denen  des  französischen  Volkes,  wie  es  durch  die  Verschwen- 
dungen und  die  Eriegslust  seines  Königes  und  dem  habsüchtigen  Uebermuth  des 
Adels  zertreten  war?  Es  wird  nämlich  berichtet,  wie  das  zu  Grunde  gerich- 
tete Salent  in  kürzester  Zeit  durch  folgende  Vorkehrungen  völlig  wiederherge* 
stellt  wird:  Vorerst  durch  eine  aristokratische  Eintheilung  des  Volkes  in  sieben 
Klassen,  deren  höchste  der  Adel  war,  und  welche  sich  schon  in  der  Äusseren 
Erscheinung ,  z.  B.  durch  die  Kleidung,  gehörig  unterschieden.  Zweitens  durch 
eine  Beschränkung  des  Luxus  mittelst  Verboten  aller  Art;  so  namentlich  durch 
das  Verbot  nicht  nur  der  Einfuhr  fremder  Luxuswaaren,  sondern  auch  der 
Verfertigung  derselben  im  Innern ,  letzteres  unter  Ueberweisung  der  bisherigen 
Verfertiger  an  den  Landbau;  femer  durch  Festsetzung  von  bestimmten  Gränzen 
für  Speise,  Wohnung,  Vergnügen.  Drittens  durch  Begünstigung  des  Acker- 
baues und  des  auswärtigen  Handels,  und  zwar  namentlich  des  letztem  theils 
mittelst  Beseitigung  aller  Zölle,  theils  durch  Bestrafung  aller  Bankerotte,  indem 
die  Kaufleute  fremdes  Eigenthum  gar  nicht,  das  eigene  Gut  nur  zur  Hälfte 
einer  Gefahr  aussetzen  durften.  Endlich  viertens  durch  Begünstigung  der  Künste, 
namentlich  mittelst  eigener  Akademieen.  —  Niemand  wird  dem  edlen  E^bi- 
schofe  von  Cambray  Bewunderang  seiner  Tugenden  und  namentlich  auch  des 
liuthes,  welchen  er  vielfach  in  dem  Telemach  bewies,  versagen;  allein  einen 
Pkttz  unter  den  tief-  und  scharfblickenden  Staatsweisen  verdient  er  wahrlich 
iiicht.  Als  Staatsroman  reicht  sein  Telemach  nicht  entfernt  an  Piaton  oder 
Ifoms. 

Nur  der  Gefälligkeit  der  Form  und  der  vor  Allem  in  Frankreich  all- 
mächtigen  Mode,  nicht  aber  dem  inneren  Werthe  ist  es  daher  zuzuschreiben, 
wenn  dennoch  das  matte  Erzeugniss  nicht  nur  Beifall,  sondern  sogar  mehrfache 
Nachahmung  fand.  Ein  persönlicher  Freund  F^n^lon's,  der  ausgewanderte  Schotte 
Bamsay,  schrieb  ,3eisen  des  Cyms'^^j,  und  kurze  Zeit  darauf  der  Abb6 
Terrassen  die  Begebnisse  eines  vor  dem  trojanischen  Kriege  lebenden  ägypti- 
schen Königssohnes  „Sethos"  ^).  Es  giebt  einen  Maassstab  von  diesen  Schriften, 
v^enn  man  findet,  dass  sie  entschieden  den  Telemach  nicht  erreichen.  Nicht 
nur  begehen  die  Verfasser  beider  die  grosse  Geschmacklosigkeit,  mit  der  Be- 
lehrang  über  Staatsmaassregeln  auch  gelehrte  Abhandlungen  über  alte  Ge- 
schichte und  Beligionslehre  zu  verbinden,  und   dadurch  unerträgliche  Zwitter- 


1)  Ramsay,  A.  M.  Chev.  de,  Les  Voyages  de  Cyms,  histoire  morale.  Par.,  1727; 
später  noch  verschiedenemale  aufgelegt,  auch  ins  Englische  übersetzt 

2)  (Abb(  deXerrasson,)   Sethos,  histoire  ou  vie  tir^e  de  moaumens  anectodes 
de  r  acienne  Kgypte  L  IL  Amat.,  1732. 
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dinge  zu  erzeugen;  sondern  sie  sind  auch  in  Erfindung  und  in  staatlidieB 
Gedanken  gar  zu  schwach.  —  Ramsay  erhebt  sich  nicht  über  sehr  ober- 
flächliche Darstellungen  einiger  griechischen  Zustände,  und  findet  EigentfaHm- 
lichkeit  und  Einbildungskraft  nur  darin,  dass  er  Cyrus  auf  seinen  ersonnenen 
Reisen  mit  Zoroaster,  Lykurg,  Solon,  Pisistratus  und  Daniel  persönlich  ni« 
sammentreffen  und  weitläufige  Besprechungen  halten  lässt.  Im  Uebrigen  ist 
die  ganze  Darstellung  in  vorherrschender  Weise  so  unmittelbar  belehraid, 
dass  selbst  wohl  darüber  ein  Zweifel  sein  kann,  ob  das  Bach  überhaupt 
nur  unter  den  staatlichen  Dichtungen  aufzuzählen  sei.  —  Der  Sethos  tob 
Terrassen  zeugt  allerdings  von  mehr  Geist  und  Einbildungskraft;  und  niao 
kann  begreifen,  dass  die  Erzählung  der  langen  Ereutz-  und  Querzüge,  Helden- 
thaten  und  übermenschlichen  Tugenden  des  ägyptischen  Prinzen  seiner  Zeit 
zur  Unterhaltung  gelesen  wurde.  Allein  in  staatlicher  Beziehung  wird 
doch  gar  zu  wenig  geleistet.  Theils  bleibt  neben  der  unerschöpflichen  Bar- 
stellung der  ägyptischen  Mysterien  und  den  Ritterthaten  kaum  der  nöthige 
Raum;  theils  scheint  der  Verfasser  einer  staatlichen  Aufgabe  nicht  ge- 
wachsen. Das  an  sich  ganz  ansprechende  Thema  der  Gründung  einer  Kolonie 
und  der  Einfügung  von  Wilden  in  einen  gesittigten  Staat  behandelt  er  gaai 
kindisch ;  Oberflächlichkeit  und  Unmöglichkeit  streiten  um  den  Vorrang.  Sein 
Ideal  eines  bereits  geordneten  Staates  aber ,  das  Reich  der  Atlanten,  bestellt 
eigentlich  nur  in  einer  doppelten  Abgeschmacktheit.  Einmal  in  einem  völlig 
unbeschränkt  regierenden  Wahlkönige.  Zweitens  in  der  Anordnung,  dass  an 
Fremde  nichts  verkauft,  sondern  ihnen  alles  Gewünschte  von  jedem  Handeis- 
manne geschenkt  wird,  worauf  denn  einer  Seits  der  Staatsschatz  den  EigOH 
thümer  entschädigt,  anderer  Seits  der  Fremde  bei  seiner 'Abreise  Gefegenheit 
erhält,  eine  ungesehene  und  ungezählte  Gabe  in  eine  öffentliche  Kasse  zu 
werfen.  Und  merkwürdig  an  diesen  Armseeligkeiten  ist  eigentlich  nur,  dass  es 
eine  Zeit  in  Europa,  namentlich  in  Frankreich,  gab ,  in  welcher  Staatsweisbeit 
und  Staatssittenlehre  so  tief  standen,  dass  die  Erinnerung  an  die  einfadisteD 
Sätze  des  Rechtes  und  der  Vernunft  nicht  nur  ein  Bedürfoiss ,  sondern  selbst 
eine  Art  von  Kühnheit  war;  und  dass  man  auf  eine  in  sich  ganz  vorkommene 
Zwingherrschaft  nur  durch  solche  fade  Tugend -Zerrbilder  Eindruck  maden 
zu  können  glaubte. 

Etwas  besser,  und  somit  nicht  blos  des  Verfassers  wegen  merkwürdig, 
ist  eine  kleine  Schrift,  welche  der  vertriebene  Polenkönig  Stanislavs 
Lescinczky  während  seiner  Scheinregierung  in  Lothiingen  abfasste  >).  Der 
königliche  Autor  selbst  scheint,  —  nach  den  verschiedenen  Ausgaben,  der  aos- 
führlichen  Vertheidigung  gegen  Kritiken  und  dem  Abdrucke  der  darüber  e^ 
schienenen  Beurtheilungen  zu  schliessen ,  —  ein  grosses  Gewicht  auf  sein  £^ 
zeugniss  gelegt  zu  haben;  und  es  lässt  sich  auch  nicht  in  Abrede  ziehen,  dass 


1)  Entretien  d'nn  Earopden  avec  an   Insulaire  du  royaume  de  Dlmoeala ,    par  St 
Uajeatä  le  R(oi)  d(e)  P(oiogne).  £d  nonv.  Par.,  1756. 
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er  in  Beziehung  auf  einige  wichtige  Yerwaltungsgegenstände  lichtvolle  Gedan- 
ken hat,  welche  seiner  Zeit  weit  voraneilten.  Dennoch  kann  auch  hier  von 
einem  grossen  "Werthe  nicht  die  Rede  sein.  Bedeutend  ist  nämlich  nur,  dass 
Stanislaus  im  Kriegswesen  an  die  Stelle  der  geworhenen  stehenden  Heere  ein 
auf'  allgemeine  Waffenhereitschaft  des  ganzen  Volkes  gestütztes  Landwehrsystem 
vorschlägt ;  für  die  Aushildung  zu  den  Lehensbestimmungen  und  den  Staats- 
ämtem  ein  System  von  öffentlichen  Schulen  und  die  Zulassung  Aller  ohne  Un- 
terschied des  Standes  in  Vorschlag  bringt;  bei  der  Rechtspflege  die  Abschaf- 
fung der  gekauften  Richterstellen  (der  französischen  Parlamente)  und  die  Er- 
nennung der  Richter  durch  Concursprüfungen  anrathet;  endlich  in  dem  Ver- 
waltungs-Organismus einen  Plan  zu  einer  systematischen  Ordnung  der  Behörden 
nach  einer  sachlichen  Abscheidung  der  Zuständigkeit  giebt.  Was  dagegen  über 
finanzielle  Maassregeln,  so  wie  über  Magazinseinrichtungen  gegen  Theuerung 
angerathen  wird,  kann  kaum  anders  als  kindisch  bezeichnet.  Das  oberfläch- 
liche Gerede  über  natürliche  Religion,  so  wie  über  den  Vorzug  der  ehrlichen 
Wahrheit  über  schlaue  Staatskunst,  muss  der  französischen  Bildung  der  Zeit 
zu  Gut  gehalten  werden.  —  Die  Form  der  Fabel  ist  unbedeutend,  nämlich 
die  gewöhnliche  Erzählung  eines  Schiffbruches  an  einer  unbekannten  Insel,  auf 
welcher  der  einzige  Gerettete  zu  seinem  Erstaunen  vortreffliche  Einrichtungen 
und  weise  Belehrung  findet. 

Anziehender  —  freilich  nicht  so  wohl  wegen  der  überraschenden  ünge- 
wöhnlichkeit  der  Gedanken,  als  wegen  der  ungewöhnlicheren  Form  und  der 
eingetretenen  Erfüllung  mancher  der  gestellten  Verlangen  —  ist  eine  Dichtung, 
welche  die  gewünschten  Verbesserungen  des  Bestehenden  durch  das  Bild  eines 
der  Zeit  nach  entfernten  Znstandes  deutlich  zu  machen  sucht.  Es  ist  diess 
„das  Jahr  2440"  ').  Der  Verf.  schildert,  in  welchem  Zustande  die  Regierung, 
die  Sitten,  der  Wohlstand  u.  s.  w.  Frankreichs  im  J.  2440  sein  werden ,  und 
benützt  diese  Fabel  zur  Beseitigung  der  Mängel,  welche  er  in  seinen  Umge- 
bungen und  in  seiner  Zeit  findet.  Der  Verfasser  ist  allerdings  kein  Staats- 
mann in  grösserem  Maassstabe.  Seine  Vorschläge  zur  Verbesserung  des  Staates 
und  der  Gesellschaft  im  Ganzen  sind  weder  bedeutend  noch  ausgeführt,  und 
gehen  in  dieser  Beziehung  nicht  über  die  Einführung  einer  Ständevcrsammlung, 
Codification,  Pressfreiheit  und  die  Erziehung  des  Thronfolgers  in  einer  Bürger- 
familie hinaus.  Allein  es  überrascht,  wie  manche  sonstige  Verbesserungen, 
welche  in  Frankreich,  namentlich  aber  in  Paris,  in  den  letzten  achtzig  Jahren 
wirklich  eingeführt  wurden,  hier  richtig  vorausgesehen  sind.  So  die  Befreiung 
der  Brücken  von  den  darauf  gebauten  Häusern;  die  allgemeine  Zugänglichkeit 
der  öffentlichen  Spaziergänge;  die  Reinlichkeit  der  Strassen;  die  Aufstellung 
von  Denkmalen  berühmter  Männer;  die  Vereinigung  der  Tuilerien  mit  dem 
Xiouvre,  die  Veränderungen  in  dem  öffentlichen  Unterrichte,  u.  s.  w.  Es  ist 
femer  ganz  unterhaltend  in  einer  Zeitung  aus  dem  J.  2440  Zustände  aus  allen 


1)  L'an  deux  mjlle  qnatre  cent  quarante.    Amsi,  1771. 
T.  Mohl,  SUatowistentchaft.  I.  14 
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Welttbälen  zu  sehen,  welche  den  gegenwärtig  in  der  That  bestehenden  zum 
grossen  Theile  entsprechen,  z.  B.  die  Selbstetändigkeit  der  amerikaDischen 
Staaten,  die  Bevölkerung  von  Australien,  der  Verkehr  mit  Japan,  das  Verbot 
des  Verbrennens  der  Wittwen  in  Indien.  Anderes  freilich  ist  nicht  eingetroffen, 
und  wird  voraussichtlich  auch  nicht  eintreffen ;  von  Manchem  ist  es  auch  nicht 
wtlnschenswerth.  Im  Ganzen  macht  übrigens  das  Buch  einen  bedeutenden 
und  einen  wohlthätigen  £indruck.  Wenn  es  einem  zwar  scharfsinnigen  und 
um  sich  schauenden,  allein  offenbar  nicht  ungewöhnlich  begabten  Manne  mög- 
lich war,  auf  solche  Art  bedeutende  Verbesserungen  der  ihn  umgebenden  Za- 
stände  vorauszusehen,  und  er  sich  nur  in  so  ferne  irrte,  als  deren  Verwirklichimg 
weit  frfther  eintrat,  als  er  selbst  erwartete:  dürfen  wir  nicht  auch  auf  ein 
ahnliches  Eintreten  unserer  Wünsche  und  Forderungen  hoffen,  und  zwar  aoch 
vielleicht  auf  eine  sehr  verfrühte?  Wenn  dann  aber  ein  Boman  auch  nur  an 
Geringes  znr  Herbeiführung  solcher  besserer  Einrichtungen  beitragen  kann,  so 
ist  seine  Entwerfung  immerhin  ein  Verdienst,  und  die  Beschäftigung  mit  ihm 
keine  verlorne  Zeit. 

SämmÜiche   noch  übrige    Staatsromane    der    zweiten   Gattung   gehör» 
einem  und  demselben  Verfasser  an.    Wäre  der  Name  des  Schriftstellers  immer 
die  Sicherheit  für  die  Güte  aller  aeiner  Erzeugnisse,  so  müssten  wir  von  der 
Mittelmässigkeit  der  bisherigen  Leistungen  glänzend  erlöst  werden   4urch   den 
grossen  Haller,  welcher  noch  in  seinem  hohen  Alter   mit  einer  Trilogie  von 
Staatsromanen  ^)  hervortrat.    Allein  selbst  sein  eifrigster  Verehrer  wird  diesen 
Schriften   einen   solchen   Werth   nicht  beilegen  wollen.    Trage  die    Schwäche 
des  Alters,   oder  das  Wesen  dieser  Art  von  Schriften  die  Schuld:    immerhin 
ist  unläugbar,  dass  alle  drei  Arbeiten  matt  und  stumpf  sind.    Auch  sind  sie  in 
so  ferne  selbst  in   der  Form  verfehlt,  als  sie  weniger  in   der  Erzählung  tob 
Zuständen  und  Begebenheiten,   als  in  Gesprächen  und  Erörterungen  bestehen. 
Doch  sollen  sie  auch  nicht  unterschätzt  werden.    Usong    hat  immerhin  das 
Verdienst,   sich   mit  einer  Staatsgattung  zu  beschäftigen,   welche  in  der  R^d 
als  gar  keiner  theoretischen  Betrachtung  und  keiner  Verbesserung  Ühig  erach- 
tet wird,  obgleich  sie  nun  einmal,   und  zwar  seit  Jahrtausenden  und  in  einem 
nur  allzugrossen  Theile  der  Erde ,  besteht.    Es  ist  diess  die  Despotie.    Offen- 
bar ist  nun  aber   diese  Vernachlässigung  ein  Fehler;   wissenschaftlich  und  für 
das  Leben.   Niemand  wird  freilich  läppisch  genug  sein,  auf  Einrichtungen  a 
sinnen,  welche  durch  Zwang   und  mittelst  der  Aufstellung  vollständiger  Unter- 
thanenrechte   die   Gewalt   des   Herrschers  in  einem  solchen  Staate   massigen 
sollten.    Darin  eben  besteht  ja  das  Wesen  der  Despotie,  dass  sie  Willkür  ist, 


1)  Dieselben  sind:  Usong,  eine  morgenländische  Geschichte  in  vier  Büchern.  Ben, 
1771;  Alfred,  König  der  Angelsachsen.  Bern,  1774;  Fabius  und  Cato, 
ein  Stück  der  römischen  Geschichte.  Bern,  1774.  Vom  ersten  sind  mehrere 
Ausgaben,  von  allen  aber  Nachdrücke  und  französische  Uebersetznngen  voduui- 
den;  von  Usong  und  Alfred  auch  Uebertragungen  ins  Englische ,  letxtere  sogar 
noch  im  J.  1849. 
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und  mir  der  Herr  Bechte  hat,  keiner  aber  ausser  ihm.  Allein  damit  ist  nicht 
auch  gesagt,  dass  sich  nicht  Einrichtongen  denken  und  empfehlen  lassen,  wd- 
che  solchen  Herrschern  selbst  nützlich  erscheinen  m&ssten,  somit  von  ihnen 
würden  eingeführt  und  aufrecht  erhalten  werden;  und  welche  doch  auch  das, 
wenigstens  vergleichungsweise ,  Glück  der  Unterthanen  besser  sicherten.  Kann 
auch,  strenge  genommen,  von  einem  Staatsrechte  in  der  Despotie  nicht  die 
Rede  sein,  so  ist  doch  immerhin  eine  Politik  derselben  möglich  und  nützlich. 
HaJler  nun  hat  den  Versuch  einer  solchen  Politik  gemacht.  Ob  die  von  ihm 
vorgeschlagenen  Mittel  ausreichend  und  die  einzig  möglichen,  ja  ob  sie  auch 
nur  alle  räthlich  sind,  ist  freilich  eine  andere  Frage.  Er  giebt  nämlich  als 
von  Usong  eingeführt  an:  Trennung  der  Militär-  und  der  bürgerlichen  Ge- 
walt; Einbehaltung  der  obersten  Anführer  bei  Hofe  und  Befehl  Untergeord- 
neter in  den  Provinzen;  Bewaffnung  des  ganzen  Volkes;  Trennung  der  Bechts- 
pflege  von  der  Verwaltung ;  Beschränkung  der  Abgaben  auf  Grundsteuer  und 
Einfuhrzölle.  Ausserdem  setzt  er,  was  nun  freilich  in  allen  unbelchränkten 
Einherrschaften  der  leidige  Punkt  ist,  sehr  vieles  auf  die  Persönlichkeit  des 
Fürsten.  —  Jeden  Falles  von  noch  geringerer  Bedeutung  sind  Alfred  und 
Fabius  und  Cato.  Jenes  Buch  soll  die  Vorzüge  der  Einherrschaft  mt 
Volksvertretung  vor  der  unbeschränkten  nachweisen;  dieses  die  der  Aristokrcüe 
vor  der  Demokratie.  In  beiden  fehlt  es  aber  an  Anschaulichkeit  und  Leben- 
digkeit;  im  Alfred  ist  überdiess  das  System  der  Volksvertretung^  wie  diees 
freilich  in  der  Zeit  des  Verfassers  ganz  allgemein  war,  aus  dem  Gesichtspunkte 
der  Trennung  der  drei  Gewalten  aufgefasst.  Wozu  es  aber  eines  Bernaues 
bedurfte,  um  diese  damals  von  Jedem  zugegebenen  Sätze  anschaulich  zu  machen, 
iBt  in  der  That  nicht  einzusehen.  Hier  fehlt  sogar  der  Beiz  eines  versteckten 
und  gewandten  Widerspruches. 


Am  Schlüsse  der  Uebersicht  angelangt,  legt  man  sich  billig  die  Frage 
vor,  welcherlei  Gewinn  der  Welt  von  diesen  zahlreichen  Schriften  wirklich 
zugegangen  ist?  Mit  anderen  Worten,  wie  sich  dieselben  zum  Leben,  und  wie 
zur  Wissenschaft  verhalten  ? 

Von  einem  unmittelbaren  Gewinne  für  das  Leben  kann  wohl  nicht 
die  Bede  sein.  Es  hat  sich  nie  begeben ,  dass  irgend  ein  Staat  sich  die  in 
einem  Bomane  geschilderten  Einrichtungen  zum  Muster  genommen  hätte,  und 
es  wird  sich  diess  auch  wohl  schwerlich  je  zutragen.  Dem  praktischen  Staats- 
manne  ist  in  der  Begel  schon  die  Form,  in  welcher  diese  Gedanken  vorge- 
tragen werden,  völlig  antipathisch,  wenn  er  überhaupt  Kenntniss  von  dem 
Dasein  solcher  luftigen  Gebilde  nimmt.  Ueberdiess  sind  die  bisher  hauptsäch- 
lich gemachten  Vorschläge,  nämlich  Gütergemeinschaft  mit  allgemeiner  Arbeit 
auf  Bechnung  der  Gesellschaft,  und  Lockerung,  wo  nicht  gar  Aufhebung,  der 
Ehe  und  Familie,  keineswegs  von  der  Art,  dass  sie  einem  über  die  Natur  des 
Menschen  und  die  Grundlagen  der  Gesellschaft  mit  sich  im  Klaren  befindlichen 
Manne  irgendwie  wünschenswerth   und  ausführbar  erscheinen  könnten.    Allein 
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damit  ist  nicht  gesagt,  dass  dem  Staatsromane  nicht  dennoch  ein  mittelbaicr 
Einfluss  auf  das  Leben  zugeschrieben  werden  könne,  und  man  ist  in  der 
That  wohl  berechtigt,  einen  solchen  in  nicht  unbedeutendem,  wenn  schon 
nicht  genau  messbarem,  Grade  anzunehmen.  Einige  dieser  BDcher  sind  doch 
sehr  Tiel  von  den  Gebildeten  aller  europäischen  Völker  gelesen  worden ,  und 
wenn  auch  keinen  andern  Eindruck,  so  müssen  sie  doch  die  Ueberzeugung 
beigebracht  haben,  dass  die  in  der  Wirklichkeit  bestehenden  Staatseinrichton- 
gen  nicht  die  einzig  denkbaren  und  gerechten  seien,  vielmehr  manch&chem 
üebel  und  Elende  Raum,  wo  nicht  gar  den  Ursprung  geben.  Namentlich  kön- 
nen sie  nicht  anders,  als  auf  das  traurige  Loos  der  unteren  Schichten  der 
Gesellschaft  aufmerksam  gemacht  und  Gefühl  und  Phantasie  hiefflr  in  Anspindi 
genommen  haben.  Hierdurch  aber  ist  auch  nothwendigerweise  der  Wüle  za 
helfen  bei  Manchen  angeregt  worden;  und  hat  man  auch  nicht  die  romanhif- 
ten  Glflckseligkeits- Ideale  erreicht  oder  nur  erstrebt,  so  ist  doch  anderes 
Fördernde  bei  Gelegenheit  geschehen.  Ja,  wenn  die  Staatsromane  keine  andere 
Wirkung  gehabt  hätten,  als  dass  sie  den  verschiedenen  socialislischen  Schulen 
einen  grossen  Theil  ihrer  Gedanken  und  Yorschläge  liehen,  so  wäre  dn  be- 
deutender mittelbarer  Einfluss  derselben  auf  das  Leben  nicht  in  Abrede  zu 
ziehen.  D^nn ,  wenn  auch  von  der  Erbauung  von  Phalansteren  und  von  dem 
zweistündigen  Arbeitswechsel  allerdings  nirgends  die  Rede  war,  ist  und  soa 
wird,  so  geht  doch  die  gegenwärtig  so  verbreitete  Aufsuchung  von  Mitteln 
gegen  die  Massenarmuth,  und  was  daran  hängt ,  unzweifelhaft  schliesslich  von 
den  socialistischen  Bestrebungen  aus.  Und  keineswegs  unmöglich  wäre  es 
demnach,  dass  die  eigentliche  Wirksamkeit  des  Staatsromanes  erst  begänne. 

Was  nun  aber  die  wissenschaftliche  Bedeutung  derselben  be- 
trifft, so  muss  vor  Allem  unterschieden  werden  zwischen  der,  entweder  still- 
schweigenden oder  auch  klar  ausgesprochenen,  Kritik  der  bestehenden  Grund- 
sätze und  Lehren,  und  den  positiven  Vorschlägen  zur  Verbesserung  der  staat- 
lichen gesellschaftlichen  Zustände. 

Die  Kritik  darf  man,  ohne  sich  lächerlich  zu  machen,  ziemlich  hoch 
anschlagen.  Man  weiss  ja,  wie  es  in  der  Rechtsphilosophie  und  der  Staatsklog- 
heitslehre  zu  gehen  pflegt.  Allerdings  sollen  diese  Wissenschaften  auf  ihrem  allge- 
meinen, über  dem  thatsäcblich  Bestehenden  schwebenden  Standpunkte  einen  ganz 
freien  und  unbefangenen  Blick  in  die  rechtliche  Natur  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens und  in  die  Regeln  über  die  vortheiihafteste  Anordnung  desselben  than, 
nicht  gegängelt  und  eingeengt  durch  das  zufällig  Vorhandene.  Allerdings  sol- 
len sie  uns  aufmerksam  machen  auf  Ungerechtigkeiten  und  Thorheiten  in  den 
bestehenden  Einrichtungen.  Aber  nur  allzu  leicht  bleibt  auch  die  freie  Wis- 
senschaft hängen  an  dem  concreten  Stoffe.  Gewöhnt  an  denselben,  findet 
man  ihn  auch  den  vernünftigen  Forderungen  entsprechend;  und  so  werden 
Ungerechtigkeiten  und  Thorheiten  systematisirt,  anstatt  getadelt  und  zur  W%- 
räumung  bezeichnet.  Hier  thut  denn  eine  Kritik  sehr  gut,  welche  auf 
ganz  andern  Standpunkte  steht,  welche  sogar  ein  ausgeführtes  Bild  von 
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T¥esentlich  verschiedenen  Zustande  vor  Augen  stellt.  Wenn  dieser  Dienst  nicht 
gehörig  anerkannt  und  angenommen  worden  ist,  so  ist  es  wenigstens  nicht  die 
Schuld  ihrer  Verfasser. 

Ein  weit  geringeres  Gewicht  ist  dagegen  allerdings  den  positiven 
Vorschlägen  in  den  Staatsromanen  beizulegen;  und  zwar  sowohl  denen, 
welche  eine  blose  Veränderung  in  den  Staatsformen  beabsichtigen,  als  den- 
jenigen, welche  eine  Umgestaltung  der  Gesellschaft  im  Auge  haben. 

Was  die  ersteren  betrifft,  so  ist  vor  Allem  unzweifelhaft,  dass  thatsäch» 
lieh  bis  jetzt  in  dieser  Richtung  von  den  Staatsromanen  Nichts  geleistet 
vmrde;  In  der  ganzen  Reihe  dieser  Schriften,  und  zwar  beider  Gattun- 
gen, ist  auch  nicht  eine  einzige,  welche  in  der  Erfindung  neuer  Staatseinrich- 
tnngen  durch  blendende  Neuheit  des  Gedankens  überraschte  oder  gar  durch 
überzeugende  Vorzflglichkeit  einnähme.  Alles  dreht  sich  um  ein  Sjrstem  von 
möglichst  demokratischen  Wahlen,  deren  Vortrefflichkeit  wir  zu  Genüge  durch 
eigene  Erfahrungen  kennen  gelernt  haben ;  oder  um  eine  Auswahl  der  künf- 
tigen Staatslenker  schon  in  der  Jugend,  wodurch  sicherlich  die  Möglichkeit 
des  Irrthumes,  der  Verwandtenbegünstigung  und  einer  Selbstüberhebung  nicht 
ausgeschlossen  ist.  Die  Schilderungen  Xenophon's  und  Haller^s  aber,  welche 
allerdings  in  keine  dieser  beiden  Kategorieen  fallen,  sind  theüs  blose  Reflexe 
der  gemeinen  Wirklichkeit;  theils  setzen  sie  eine  vortreffliche  Naturanlage  ihrer 
Helden  voraus,  welche  dann  freilich  zu  wünschenswerthen  Zuständen  führt, 
aber  eben  leider  in  der  Wirklichkeit  nicht  oft^  zu  treffen  ist,  und  eben  dess- 
halb  durch  Einrichtui^en  ergänzt  und  ersetzt  werden  soll.  —  Dieses  Misslin- 
gen  ist  aber  wohl  nicht  blos  das  Erzeugniss  persönlicher  Unfähigkeit  und  ein 
iinglflcklicher  Zufall;  sondern  es  liegt  wohl  in  der  Natur  der  Sache.  Es  ist 
nämlich  an  und  für  sich  sehr  zweifelhaft,  ob  die  Form  des  Romanos  mit 
Nutzen  gebraucht  werden  kann,  um  jede  Art  von  Vorschlägen  zu  neuen  Staats- 
eiurichtungen  zu  entwickeln.  Mag  man  nämlich  auch  etwa  zugeben,  dass  die 
Gestaltung  erfundener  Personen  und  Zustände  geeignet  ist,  Gedanken  über  die 
Ordnung  von  persönlichen  Rechten  und  Zuständen  plastisch  hervorltreten  zu 
lassen,  z.  B.  Grundsätze  über  Prinzenerziehung,  über  systematische  Ausbildung 
höherer  Staatsdiener,  über  das  Heerwesen  u.  s.  w.:  so  ist  doch  einleuchtend, 
dass  die  Darstellung  formeUer  Einrichtungen  und  der  Einzelheiten  ganzer 
Zweige  der  Verfassung  und  Verwaltung  keine  Gegenstände  für  dichterische  Auf- 
fassung ist.  Ein  erfundenes  Orgamsations-Edict  mit  Bestimmungen  über  Zu- 
ständigkeit, Recursinstanzen  u.  s.  w.,  oder  eine  imaginäre  Wahlordnung  ist  eben  so 
li^pisch  als  langweilig,  (wie  diess  Harrington^s  Oceana  gehörig  zeigt.)  Poesie  und 
Yerordnungsblatt  sind  unvereinbare  Dinge.  Ohne  ein  Eingehen  in  grosse  Ein- 
zelheiten ist  nun  aber  vom  Werthe  eines  Vorschlages  und  von  Beurtheilung 
seiner  AusftLhrbarkeit  keine  Rede. 

Anders  allerdings  verhält  es  sich  wohl  mit  gesellschaftlichen  ümgestal- 
tangen.  Diese  sind  an  sich  ein  sehr  dankbarer  Stoff  für  Gebilde  der  Einbil- 
dui^kraft  und  Erfindung.    Man  kann  daher  ganz  gerne  einräumen,  dass  die 
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Folges&tze  eines  hieher  gehörigen  Grundgedankens,  z.  B.  der  Gtttergemem&chaft, 
in  einer  ausgefohrten  dichterischen  Schilderung  bei  weitem  deutlicher  entgegen- 
treten, als  bei  einer  blos  logischen  Entwicklung ;  und  dass  somit  der  sociale  lolukk 
der  Staatsromane  ein  gar  nicht  unbedeutendes  Gährungsmittel  aueh  fUr  die 
strenge  Wissenschaft  ist,  wenn  es  demselben  gelingt,  die  Antwort  auf  eine  be- 
strittene oder  noch  gar  nicht  gelöste  Frage  alsbald  durch  eine  vollständige 
lebensvolle  Schilderung  eines  bestimmten  Zustandes  zu  geben.  Nur  bedauert 
kann  es  also  werden,  dass  auch  diese  positive  Seite  bis  jetzt  wenig  Gelnng^es 
aufzuweisen  hat.  —  Es  sind  hauptsächlich  drei  Einrichtungen,  welche  in  den 
Staatsromanen  Umgestaltungen  erfahren  haben,  nämlich  die  Ehe,  das  Son- 
dereigenthum  und  die  Freiheit  der  Arbeit;  somit  allerdings  die  Grund- 
pfeiler unserer  jetzigen  Gesellschaft.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort  zu  ausfOhrlidien 
theoretischen  Beweisen:  allein  es  bedarf  auch  in  der  That  solcher  nicht,  um 
zu  zeigen,  dass  die  vorgeschlagenen  Aenderungen  durchaus  unhaltbar 
sind.  Die  Aufhebung  der  monogamanischen  Ehe  in  ihrer  christlich-germani- 
sehen  Auffassung  wäre  geradezu  ein  Rflckschritt  in  Barbarei  und  Yerthierung. 
Hinsichlich  des  Sondereigenthums  kann  die  Aufgabe  nicht  sein,  Allen  Alles  zu 
nehmen;  sondern  Allen  Genügsames  zu  verschaffen.  Die  neu  vorgeschlagCMB 
Organisationen  der  Arbeit  sind  einfach  Sklaverei  und  Aufhebung  der  Individaa- 
lität,  also  Bechtlosigkeit  und  Unnatur.  Und  wenn  mit  diesen  verkehrten  Mittehi 
noch  die  Aufhebung  der  Familienerziehung  und  die  Verwendung  der  Weiber 
zu  allen  Arten  von  öffentlichen  Stellungen  verbunden  zu  sein  pflegt,  so  wird 
dadurch  die  Verkehrtheit  nur  gesteigert. 

Vollkommen  unlogisch  wäre  es  nun  aber,  aus  diesen  Missgriffen  ohne 
Weiteres  den  Schluss  zu  ziehen,  dass  die  Staatsromane  überhaupt  zu  einer 
deutung  für  Leben  und  Tlieorie  untauglich  seien.  Der  Fehler  liegt  nur  in 
richtigen  Gedanken,  welche  durchaus  nicht  in  wesentlicher  Beziehung  zu  der 
Aufgabe  stehen.  Es  fasse  einmal  eiii  talentvoller  Schriftsteller  die  Anfgahe 
von  der  rechten  Seite.  Er  stelle  mit  scharfem  Griffel  den  Leiden  und  Män- 
geln unserer  geselligen  und  staatlichen  Zustände  die  Schilderung  eines  vemlbif- 
tigen  bessern  Zustandes  gegenüber.  Z.  B.  unserer  Selbstsucht  einen  kräfügei 
Gemeinsinn ;  unserer  missvergnügten  Tadellust  ein  ernstliches  positives  Wirken; 
unseren  noch  vielfach  unverständigen  Staatseinrichtungen  ehrliche  und  yerstin- 
dige  Maassregeln.  Vor  Allem  fasse  er  das  Loos  der  ärmeren  und  unglüek- 
lichen  Klassen  ins  Auge,  und  suche  uns  eine  ausführbare  bessere  OrganisatiOB 
der  Arbeit  vorzuführen.  Er  zeige,  dass  ein  Volk  nicht  nöthig  habe,  seine  Ge- 
sittigung  und  die  Persönlichkeit  seiner  Bürger  aufzugeben  um  das  sachliche  WoU 
seiner  Massen  zu  erkaufen ;  sondern  dass  es  eine  Vermittlung  und  Aussdhnimg 
zwischen  den  Höhen  der  Gesellschaft  und  ihrer  Grundlage  gebe.  Er  stelle  an 
die  Stelle  einer  unmöglich  communistischen  Barbarei  einen  Zustand,  wie  ihn 
Menschen  brauchen  und  erstragen  können.  Dann ,  diess  darf  man  kuhn  vor^ 
aussagen,  wird  es  seiner  Utopia  weder  an  Beifall  noch  an  Wirkung  fehlen ;  und 
er  wird  auch  die  Wissenschaft  zwingen,  sein  Werk  ihren  Schätzen  beizuzählen. 


IV. 


GBUNDZÜ6E   EINER   GESCHICHTE 


DES 


PHILOSOPHISCHEN    STAATSRECHTES. 


Es  fehlt  nicht  an  Schriften,  welche  die  Geschichte  nnd  die  Literatur  des 
philosophischen  Staatsrechtes  behandeln.  Nicht  nur  ist  in  den  allgemeinen 
Literftrgeschichten  der  Staatswissenschaften  auf  dieses  Fach,  und  zwar  in  der 
Hegel  ganz  vorzugsweise,  Rücksicht  genommen;  sondern  es  besteht  auch  eine 
Reihe  von  Abhandlungen,  welche  sich  ausschliesslich  seiner  Entwicklung  widmen. 
Letztere  umfassei;  zum  Theile  das  gesammte  Gebiet ;  zum  Theile  nur  bedeu- 
tendere Abtheilungen.  Keines  dieser  Werke  löst  jedoch  die  Aufgabe  in  ihrem 
ganzen  Umfange  und  auf  eine  völlig  befriedigende  Weise.  Mehrere  sind  sogar 
nur  der  Warnung  wegen  zu  nennen.  Ein  neuer  Versuch  ist  daher  voUkommen 
berechtigt.  Eine  Beschränkung  desselben  auf  das  Wichtigste  aber,  nämlich  auf 
die  wesentlichen  Richtungen  der  Wissenschaft  und  auf  die  hervorragendsten 
Bücher,  erscheint  theils  als  genügend,  theils  als  geboten  zur  Vermeidung  eines 
Versinkens  in  den  unendlichen  Stoff. 

Die  bisherigen  Bearbeitungen  der  Geschichte  des  allgemeinen  Staatsrechtes 
sind  aber,  so  weit  sie  jetzt  noch  irgend  eine  Beachtung  in  Ansprach  nehmen 
können  ^),  folgende  : 

Glafey,   A.  F.,   Vollständige  Geschichte  des  Rechts  der  Vernunft.    Leipzig, 
1739,  4. 

Geschmacklos  in  der  Form ;   aber  sehr  reichen  Inhaltes  nach  Wissen  und  Urtheil. 
Hehr  benützte  als  genannte  Quelle  für  Viele. 
Agatopisto  Gromaziano  (App.  Buonafede),  Della  istoria  critica  del  mo- 
demo  diritto  di  natura  e  di  genti.   Perug.,  1789. 

PfäfiBsches  Poltern  gegen  die  neuere  Staatslehre,  weil  dieselbe  protestantiscll  sei; 
Kenntniss  der  Bücher  häufig  nur  aus  zweiter  Hand.  H.  Grotius  als  Widerleger 
von  Hobbes  und  Spinoza  geschildert. 


1)  Es  hiesse  Raum  und  Gedächtniss  ohne  allen  Nutzen  in  Anspruch  nehmen ,  wenn 
auch  die  voUkommen  veralteten  und  zum  grössten  Theile  von  Anfang  an  ganz 
unbrauchbaren  Schriften  von  Buddäus,  Ludovici,  Thomasius,  Gebaner,  Hübner, 
Schmauss  u.  s.  w.  wollten  ausführlich  benannt  und  gewürdigt  werden.  Ueberdiess 
beschäftigen  sie  sich  vorzugsweise  mit  dem  natürlichen  Privatrechte.  Im  Nothfalle 
ist  in  Wamkönig's  unten  zu  nennender  Schrift  einige  Nachweisong  über  sie  zu 
finden. 
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Heeren,   H.  A.  C,   lieber   die  Entstehung. . .  der  politischen Theorie^n.  Zu- 
erst 1803;  in  den  historischen  Werken,  Bd.  I,  S.  365  fg. 

Ganz  verständige  aber  kurze  Uebersicht  über  die  Hauptschriflsteller  bis  Roussesa. 

Lerminier,  £.,   Introduction   g6n^rale  ä  Thistoire  du  droit.    Par.,  1829.— 
Philosophie  du  droit.  I.  11.     Par.,  1831. 

Ersteres  eine  wunderliche  Vermischung  von  philosophischem  und  positivem  Rechte; 
aber  geistreich  und  für  Frankreich  viel  Neues  enthaltend.  Das  andere  (im  zwei- 
ten Bande)  eine  scharfsinnige  aber  phrasenhafte  Schilderung  einzelner  Reehts- 
philosophen.    Aul  Wirkung  berechnet. 

Stahl,  F.  J.,   Die  Philosophie  der  Rechts.  Bd.  I.,  Geschichte   der  Rechtsphi- 
losophie.   Iste  Aufl.  1830,  3te  Aufl.    Heidelbg.,  1853. 

Geistreich ,  tiefgehend ,  dialektisch  scharf ;  aber  mit  bestimmtem  äusserem  Zwecke. 
Mehr  die  GrundbegrifTe ,  als  die  Folgesätze  behandelnd.  Meisterhaft  in  der 
ganz  objectiv  gehaltenen  Darstellung  fremder  Lehrsysteme. 

Tels,  H.  H.,  De  jure  publico  usque    ad  ü.  Hubemm.    Lugd.  Bat.,  1838.  — 
Id.,  De  meritis  ülr.  Huberi  in  jus  publicum  universale,  eod.  l.  et.  a. 

Fleissige  holländische  Dissertation ;  genügend  im  Alterthume;  nichtig  im  Staatsrechte 
des  Mittelalters;  blose  Bruchstücke  für  die  Neuzeit. 

Warnkönig,  S.A.,  Rechtsphilosophie  als  Naturlehre  des  Rechts.  Freibg.,  1839» 
8.  23—174. 

Von  erstaunlicher  Belesenheit;  aber  durch  nicht  gehörige  Scheidung  des  Rechts- 
begriffes  an  sich  und  seiner  Ausbildung  im  Privat-  und  im  öCtentlichen  Reclite 
ohne  bestimmte  .Grenzen. 

Nauwerk,  C. ,  Vorlesungen  über  Geschichte  der  philosophischen  Staatslehre. 
In  Wigand's  Vierteljahrschrift,  1844,  H.  1—4,  und  1846,  H.  1. 

Nur  bis  2um  Beginne  des  Mittelalters.  Breit  und  flach;  geschmackloses  Herein- 
ziehen der  Tagespolitik.    Gerede. 

Struve,  G.  v..  Kritische  Geschichte  des  allgemeinen  Staatsrechts  in  Üffcn 
Haaptträgern  dargestellt.  Mannheim,  1847. 

Theils  form  -  und  zwecklose  Auszüge  aus  einigen  wenigen  Schriften ;  theüs  psB- 
tische  Flugschrift  mit  communistischer  Richtung.  Keine  Spnr  von  ErfiUuBg  oder 
auch  nur  von  Verständniss  der  Aufgabe. 

Hinrichs,  H.  F.  M.,  Geschichte  der  Rechts-  und  Stattsprincipien  seit  der 
Reformaüon  bis  auf  die  Gegenwart.  I«-in.  Geschichte  des  Natur*  und  Völ- 
ketreckts.    Lpz.,  1848—52. 

ÜDberwingbar  grundlich;  hafuptsachlich  Aaszfige  aus  den  besproeheaen  Sehiift- 
stellern;  in  drei  Bänden  blos  bis  Wolt 

Fichte,  J.  H.,  Die  philosophischen  Lehren  vom  Recht,   Staat  und  Sitte  ia 

Deutschland,  Frankreich  und  England  von  der  Mitte  des  18ten  Jahrb.  bis 

auf  die  Gegenwart,  (a.  als  Bd.  I  eines  Systems  der  Ethik.)   Lpz.^  1850. 

Viele  und  gute  Mittheilnngen ;   namentlich  auch   über  ntchtdoiitsche  Schriftsteller; 

übersichtlich  und  klar.    Unsweifelhafl   das  Beste;   obgleich  Redit  md  Politik 

nicht  gehörig   gesondert,   und   die  VoransteUung  der  Devirokett    pragmatisch 

falsch. 
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Garmignani,  G.,  Storia  deila  origine  e  dei  progreasi  della  filosofia  del  dritte. 
(Bd.  I— rV  der  Scritti  inediti  des  Verf/s.)  Lucca^  1851. 

VermischuDg  von  Geschichte  des  Staates  und  Lilerär-Geschichte ;  Mangel  an  schar^ 
fer  AnßaasuQg  des  RechtehegriiTes ,  so  wie  an  anschaulicher  und  genügender 
Schilderung  der  einzelnen  Bücher;  nationeile  und  confessionelle  VorurtheUe;  sehr 
lückenhafle  Bekanntschaft  mit  der  neuesten  Literatur,  hesonders  der  germani- 
schen Volker.  Von  Werlh  hauptsächfich  nur  in  Beziehung  auf  einige  italieni- 
sche Schriftsteller. 


Sowohl  die  Zahl  der  Schriften,  als  die  YerMhiedenheit  der  (rnmdgedan- 
kea  macht  in  einer  Geschichte  des  philosophischen  Staatsrechtes  eine  sorgAl- 
tige  Gliederung  des  Stoffes  nothwendig.  Eine  blose  Aufz&hhuig  nach  der  Zeit- 
folge warde  weder  Einblick  noch  üebersicht  geben.  Der  Abtheilungsgrand 
kann  natürlich  nur  die  Verschiedenheit  der  Staatsanffassung  selbst  sein.  Dass 
diese  letztere  aber  in  ihren  Hauptrichtungen  mit  den  grossen  Entwicklungs- 
phasen  des  Menschengeschlechtes  zusammentrifft,  und  in  untergeordneter  Be- 
deutung nicht  selten  mit  der  Nationalität  der  Schriftsteller,  ist  nicht  blosser 
ZufiGÜl;  sondern  die  Folge  abweichender  Lebenisansicht  in  den  yerschiedenen 
Zeitaltem  und  bei  den  verschiedenen  Völkern. 

Der  Inhalt  der  nachfolgenden  Darstellung  wird,  so  hoffen  wir  wenigstens, 
folgende  Eintheilung  rechtfertigen: 

Vor  Allem  ist  die  Geschichte  des  philosophischen  Staatsrechtes  in  die  drei  ' 
grossen  Abschnitte  der  Wissenschaft  des  klassischen  Alterthumes,  des  Mittelal- 
ters, und  der  neueren  Zeit  zu  zerlegen.  Sodann  aber  erfordert  die  Geschichte 
der  neueren  Zeit  wieder  ihre  besondere  Ordnung.  Diese  Aufgabe  ist  nicht 
leicht,  weil  die  Menge  und  Verschiedenartigkeit  der  Schriften  hier  kaum  gewältigt 
werden  kann.  Doch  ffihrt  es  wohl  zum  Verständnisse^  des  Ganges  und  des  jetzigen 
Standes  der  Wissenschaft,  wenn  zuerst  der  leitende  Grundgedanke  dieses  Zeit- 
abschnittes, —  die  Verstandesauffassung  des  Staates  auf  der  Grundlage  der 
persönlichen  Freiheit,  —  in  seiner  Ausbildung  durch  die  hauptsächlichen  Cul- 
turvölker  verfolgt  wird ;  dann  die  diese  Ansicht  bekämpfenden  oder  ergänzen- 
den Lehren  ihre  Würdigung  finden;  endlich  aber,  als  die  einzig  richtige  Ver- 
söhnimg  dieser  Widersprüche,  die  Anhänger  derjenigen  Lehre  nachgewiesen 
werden,  welche  alle  an  sich  möglichen  Systeme  umfasst,  jedem  seine  nur  be- 
zMmngswdse  Bedeutung  anweisend. 

L    Das  klassische  Alterthum. 

Das  theoretische  Philosophiren  über  das  Becht  im  Staate  ist  nicht  nur 
weit  jünger,  als  dieser  selbst,  sondern  auch  als  die  bewusste  und  systematische 
gesetzgeberische  Thätigkeit.  Wir  besitzen  die  positiven  Staatsordnungen  meh- 
rerer Reiche  des  Ostens  aus  ältester  Zeit;  aber  kein  Werk  dieser  Völker, 
welches  eine  vernünftige  Begreifong  des  Gedankens  nnd  Zweckes  des  Staates, 
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und  eine  systemaüBche  Entwicklang  dieser  Gronds&tse  enthielte  ^).  —  Eine 
wissenschaltfiche  Bearbeitnug  der  staatlichen  Grundbegriffe  und  ihrer  Fol- 
gesätze begann  erst  bei  den  Griechen;  und  die  Römer  waren  daiin 
auch  in  diesem  Theile  der  Philosophie  ihre  Schfller  und  Nachfolger.  Ein 
glttckliches  Geschick  hat  hinsichtlich  der  Erhaltung  dieses  Theiles  der  klassi- 
schen Literatur  gewaltet.  Wenn  auch  nicht  sämmtliche  Schriften  beider  Völker 
über  das  philosophische  Staatsrecht,  so  sind  doch  gerade  die  Hauptwerke  auf 
uns  gekommen,  nämlich  die  von  Piaton,  Aristoteles  und  (verstHnunelt) 
von  Cicero. 

Von  Piaton  nämlich  die  zehn  Bücher  Aber  den  Staat  und  die  zwölf 
Bücher  über  die  Gesetze;  ausserdem  noch  einschlägige  Stellen  im  „Staats- 
mann'' und  im  „ersten  Alkibiades''  *).  Von  Aristoteles  besitzen  wir,  unge- 
wiss freilich   ob   vollständig,   die  acht   Bücher,  über  Politik*).    Gicero's 


1)  Selbst  Menu*8  Gesetze  können  nicht  anter  den  Begriff  eines  philosophischen 
Staatsrechtes  gebracht  werden.  Wenn  sie  auch,  namentlich  im  siebenten  Kapitel, 
aligemeine  Sätze  enthalten,  so  sind  dieselben  keine  freien  Untersnchangcn  der 
letzten  Gründe,  sondern  positive  Vorschriften  für  den  Herrscher,  gelegentlich 
durchwoben  mit  Motiven. 

2)  Es  wäre  mehr  als  lächerlich,  an  dieser  SteUe  eine  Bibliographie  der  staatlichen 
Schriften  Platon's  zu  geben;  doch  sind  vieUeicht  einige  Notizen  über  das  zunächst 
zur  Hand  zu  Nehmende  nicht  unpassend.  Als  Einzeln-Ausgaben  der  „Repnblik'* 
sind  zu  nennen:  die  von  Ast,  2te  Aufl.  Jena,  1820,  und  von  Schneider, 
Lpz,  1830,  1— III;  der  „Gesetze"  aber  von  Ast,  Lpz.,  1814.  1.11.  Deutsche  Ueber- 
setzungen  von  der  Republik  haben  geliefert  Schneider,  Bamb.,  1839;  von  den 
Gesetzen  aber  Schulthess  und  Vögelin,  Zürich,  1842,  I.  II;  eine  franzünsefae 
Uebersetzung  der  Gesetze  ist  in  den  Oeuvres  de  Piaton  parV.  Cousin,  Bd.  YQ  und 
VllL  Zur  allgemeinen  Einsicht  in  die  Platonische  PhUosophie  dienen  u.  A  Rit- 
ter, Geschichte  der  Philosophie,  Bd.  ü,  S.  181  fg.;  Brandis,  Handbach  der 
Geschichte  der  griech.  röm.  Philosophie,  Bdll,  1,  S.  151  fg.;  Zeller,  Geschichte 
der  griech.  Philosophie,  Bd.  11.  Besondere  Erläuterungen  des  staatlichen  Sy- 
stemes  aber  finden  sich  in:  Morgenstern,  De  rep.  Piatonis  commeni  HL  Ha- 
lae,  1794—95;  Koppen,  Politik  nach  piaton.  Grandsätzen.  Lpz.,  1818;  Ders, 
Rechtslehre  nach  piaton.  Grandsätzen.  Lpz.,  1819;  Cousin,  in  der  Einleitung  zu 
seiner  Uebersetzung  der  Gesetze,  Bd.  VII.  der  Oeuvres  de  Piaton;  Brandis, 
Handbuch  der  Geschichte  der  griech.  röm.  Philosophie.  Berl.,  1844,  Bd.  D,  1. 
S.  512  fg.;  Herr  mann,  K.  F.,  Gesammelte  Abhandluiigen  und  Beträge  zur 
class.  Literatur.  Gott.,  1849,  S.  132  fg.,  281  fg.;  Stuhr,  Staatsleben  nach  plato- 
nischen, aristotelischen  und  christlichen  Grundsätzen.  Bd.  I.   BerL,  1850. 

3)  Beste  Ausgabe:  von  Göttling.  Jena,  1823.  -*  Uebersetzungen  ins  Deut- 
sche, von  J.  G.  Schlosser,  Lübeck,  1798;  von  Ch.  Garve,  mit  Anmer- 
kungen von  Fülleborn,  Bresl,  1799;  von  Stahr,  Lpz.,  1838;  von  Lindau, 
Oels,  1843;  ins  Französische,  von  BarthöUmy  6t.  Hilaire.  ^d.  2.  Paris,  1848. 
-*  Commentare  und  Erörterangen:  die  eben  genannten  Schriften  von  Stuhr, 
Stahl  und  Zeller,  sodann  Quandt,  Schölten  zur  Politik.  Lpz.,  1851, 
(schlecht;)  Niokes,  De  Aristotelis  PolÜicorum  iibiis.   Bonn,  1651. 
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Werk  über  den  Staat  i),  ward  erst  in  unseren  Tagen  entdeckt,  aber  freilich 
sehr  yerstOmmelt. 

Die  neue  Wissenschaft  ward  gleich  durch  ihre  ersten  Bearbeiter  m&chtig 
gefördert,  und  diess  um  so  mehr,  als  Piaton  und  Aristoteles,  der  Verschieden- 
heit ihres  Geistes  auch  hier  treu  bleibend,  von  Anfang  an  den  Grund  zu  einer 
mehrfachen  Methode  legten.  Es  sind  aber  die  Werke  der  beiden  grossen  Grie- 
chen Ton  mächtiger  Bedeutung  fttr  die  ganze  Geschichte  und  Entwicklung  der 
Staatsphilosophie.  Schon  an  sich  ist  es  von  Interesse,  die  Entwicklung  yon 
ihren  ersten  Anfängen  verfolgen  zu  können.  Dann  aber  ist  es  höchst  beleh- 
rend, Ansichten  kennen  zu  lernen,  welche  aus  einer  von  der  unsrigen  ganz 
verschiedenen  und  dennoch  sehr  ausgebildeten  Weltanschauung  hervorgehen. 
Die  Gegensätze  klären  sich  wechselseitig  auf.  Endlich  haben  Piaton  und  Aris- 
toteles nicht  nur  fflr  die  alte  Welt,  sondern  auch  fort  und  fort  fOr  Neuere  als 
Leitstern  gedient ;  und  wenn  diess  auch ,  bei  dem  ganz  verschiedenen  christ- 
lich-germanischen  Leben,  zu  kein^  gesunden  Frflchten  führen  konnte,  so  brin- 
gen doch  die  Schriften  der  beiden  Griechen  fOr  alle  Zeiten  mehr  als  formellen 
unmittelbaren  Nutzen.  Piaton  bleibt  immer  das  Muster  einer  idealen  Auffas- 
sung ;  und  es  nöthigt  sogar  eine  merkwürdige ,  wenn  schon  krankhafte ,  Ent- 
wicklung unserer  gesellschaftlichen  Zustände  eben  jetzt  wieder  mit  Gewalt  zu 
der  ernstesten  Ueberlegung  seiner  Grundsätze.  Aristoteles  aber  ist  der  Grün- 
der und  Meister  einer  inductiven  und  kritischen  Behandlung. 

Freilich  gehört  zur  Erlangung  des  wahren  Nutzens  ein  richtiges  Ver- 
ständniss  dieser  klassischen  Schriften.  Ein  solches  aber  ist  bedingt  durch 
eine  Yerdeutlichung  des  Lebensstandpunktes  der  alten  Völker,  welcher  sehr 
wesentlich  von  dem  unsrigen  abweicht.  Auch  der  tiefste  und  anscheinend  un- 
abhängigste Denker  kann  nicht  aus  der  allgemeinen  Weltanschauung  seiner 
Zeit  hinaus,  und  ist  nur  auf  diesem  Standpunkte  zu  verstehen.  So  über- 
schwenglich Platon's  staatliche  Ideale  zu  sein  scheinen,  so  ruhen  sie  doch  fest 
auf  dem  Boden  der  hellenischen  Lebensansicht,  und  sind  im  Grunde  nur  idea« 
lisirte  und  von  einem  philosophischen  Gesichtspunkte  aufgefasste  Darstellun- 
gen hellenischer,  namentlich  dorischer,  Staaten.  Aristoteles  sucht  ohnedem 
nur  in  den  Thatsachen  die  Gesetze  aufzufinden.  —  Es  sind  nun  aher  haupt* 
sächlich  zwei  Punkte  dieser  hellenischen  Lebensauffassung  ins  Auge  zu  fassen. 
Der  eine  derselben  ist  der  Mangel  einer  grundsätzlichen  Achtung  der  mensch- 
liehen  Persönlichkeit  als  solcher.  Nur  der  Bürger  gilt,  weil  mehr  oder 
weniger  berechtigt  zur  Regierung;  der  staatlichen  und  wirthschaftlichen 
Möglichkeit  einer  solchen  Stellung  aber  werden  ohne  Bedenken  die  eige- 
nen ürrechte   der  Betheiligten   und  das  ganze  menschliche   Dasein   Anderer 


1)  Ente  Ausgabe:  von  A.  Maio,  Stutfg.  u.  Tüb.,  1822.  —  Commentare:  R. 
S.  Zachariä,  Staatswissenschafiliche  Betrachtungen  über  C.'s  VfTerk  vom  Staate. 
Hdlbg.,  1823;  Persyn,  De  poMca  C.  doctrina.    Amst.,  1823. 
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zum  Opfer  gebracht    Fremde  sind  rechtlos;  die  arbeitenden  Klassen  eine  Art 
untergeordneter  Geschöpfe ;  Sklaven    eine  natflrliche  Nothwendiglceit-     Der  ai- 
dere  Punkt  ist  die  Auffassung  des  Lebens  im  Staate  als  eines  Gesammtlebens. 
Der  einzelne  Büi^er  ist  nur  ein  organischer  Bestandtheil  dieses  Ganzen,  und 
ohne  Selbstzweck.   Nicht  um  des  Bürgers  willen  ist  der  Staat  da,  sondern  er  des 
Staates  willen ;  und  nur  in  so  ferne  die  Gesammteinheit  durch  Erreichung  ihres 
Zweckes  glücklich  ist,  kommt  ihm,  reflectirt,  auch  sein  Antheil  an  Erreidnug 
des  Lebenszieles  zu>    Von  diesem  Standpunkte  ans  (dem  geradezu  entgegenge- 
setzten  der  christlichen  Brüderlichkeit  und  der  germanischen  Selbstständigkeit 
der  Person)  sind  nun  nicht  nur  manche  einzelne  Lehren  zu  begreifen,  w<ädie 
mit  unseren  Rechts  -  und  Sittlichkeitsgrundlagen  im  schreiendsten  Widerspmclie 
stehen,   sondern  muss  auch  der  ganze  Begriff  des  Staates  als  eines  selbststftn- 
digen  Organismus  mit  eigenem  Leben  aufgefasst  werden.     Hierzu  könmit  über- 
diess  noch ,   dass  die  griechischen  Philosophen  das  Gebiet   des  Rechtes  ond 
der  Sittlichkeit  nicht  scharf  zu  trennen  wissen,   was  theils  für  unsere  Auffas- 
sung eine  Unklarheit  in  die  wissenschaftlichen  Sätze  bringt,  theils  und  haupt- 
sächlich  aber  zu  Eingriffen   in   das  sittliche  Leben   durch  Staatsgebote  fflbit) 
welche  uns  unbegreiflich  und  unvertheidigbar  erscheinen  >). 

Die  beiden  Platonischen  Werke  weichen  nach  Grundgedanken  und  Ein- 
zelheiten wesentlich  von  einander  ab.  Ihr  Yerhältniss  zu  einander  ist  aber 
folgendes:  Die  Bücher  vom  Staate  sind  das  eigentliche  Ideal Platon's,  ohne 
alle  Rücksicht  auf  praktische  Ausführung.  Der  auf  diese  Weise  entstandene 
Staat  ist  nämlich  der  organische  Gesammtzustand ,  welcher  sich  für  eine  Ab- 
theilung des  Menschengeschlechtes  ergiebt ,  wenn  sie  die  ausser  ihr  und  an 
sich  seiende  Idee  des  Guten  (der  Gerechtigkeit)  in  ihrem  Zusammenleben  nr 
Handlung  und  Wirklichkeit  werden  lassen  will.  Der  Einzelne  kommt  da- 
bei nicht  an  sich,  sondern  nur  als  ein  in  seiner ,  durch  die  Natur  seiner  An- 
lagen  genau  bestimmten,   Stellung  im  Gesammtorganismus  in  Betracht,  und 

r 

wird  letzterer,  wo  es  nöthig  ist,  in  allen  seinen  rein  menschlichen  Beziehun- 
gen zum  Opfer  gebracht.  —  In  dem  Werke  über  die  Gesetze,  seinem 
allerletzten,  stimmt  Piaton  diese  Forderungen  an  ein  dem  idealen  Guten  ent- 
sprechendes GesammÜeben  bedeutend  herunter,  namentlich  in  der  Richtung, 
dass  der  Selbstständigkeit  der  Einzelnen  bei  weitem  mehr  Rechnung  getragen 


1)  Ueber  die  hellenische  Grundansicht  vom  Staate  ist  n.  A.  zu  vergleichen:  Tittr 
mann,  DarstelluDg  der  griechischen  Staats verfassang,  Lpz.,  1822;  Wachsmotb, 
Hellenische  Altcrthumskunde.  I — lY.  Lpz. ,  IS^Vsoi  Hermann,  Lehrbuch  der 
griechischen  Staatsalterthümer.  3te  Aufl.  Hdlbg.,  Bd.  I,  1841;  Fels,  H  E,  De 
jure  publice  usque  ad  U.  Hubemm.  Lugd.  Bat,  1838;  Vo  11g raff,  Antike  Pditik. 
dessen,  1828  (a.  als  2terBd.  des  Systems  der  practischen  Politik).  Raltenborn, 
Die  Voriänfor  des  H.  Grotius,  S.  29  Sg.  ^  V  e  d  e  r  *  s  Historia  pfaflosophiae  jmif 
apud  veteres  (Lugd.  Pat^  1832)  behandelt  nur  die  Geacfaichte  des  Rechtsbegriffes 
im  Allgemeinsten,  ohne  besondere  Anwendung  auf  den  Staat 


Das  klastische  Ahertfaiim.  223 

mi.  Auch  hier  freilich  bleibt  immer  noch  nicht  bioer  Sklaverei  nndNidbtach- 
tung  des  Handwerkers  iind  des  Fremden,  sammt  genaner  Regelung  der  Ver- 
mögensgrösse ;  sondern  auch  staatliche  Leitung  der  £he  und  Kindererzeugung, 
Tödtung  der  nicht  gesetzlich  Erzeugten,  Staatserziehung  alier  Kinder,  gernein- 
sehaftliches  Speisen  u.  s.  w.  —  In  der  Unterredung  über  den  Staat  hat 
Piaton  ktünstlerische  Yollendung  seiner  Schaffung  beabsichtigt,  und  erreicht; 
in  den  Gesetzen  dagegen  ist  es  ihm  um  genauestes  Eingehen  in  alle  Ein- 
zelnheiten der  Verfassung  und  Yei-waltung  zu  thun.  Und  frelich  konnte 
einem  Volke,  welches  den  spartanischen  und  den  kretischen  Staat  wirklich 
hatte ,  das  von  seinem  grössten  Denker  aufgestellte  Gebäude  nicht  als  unaos- 
ftthrbar  von  vorne  herein  erscheinen  *). 

„Es  giebt  keinen  aristotelischen  Staat,  wie  es  einen  platonischen  giebt, 
nur  eine  aristotelische  Staatslehre,'*  sagt  Dahlmann,  und  bezeichnet  damit 
scharf  den  Unterschied  zwischen  dem  grossen  Meister  und  dem  grossen  Schü- 
ler. Auch  Aristoteles  fasst  den  Staat  als  einen  lebendigen  Organismus,  be- 
trachtet den  Einzelnen  nur  als  ein  dienendes  Mittel  des  Ganzen,  erkennt  als 
Aufgabe  des  letztern  ein  glückseliges  Gemeinleben;  auch  ihm  ist  die  Gerech- 
tigkeit etwas  ausser  dem  Menschen  Bestehendes ,  nicht  eine  blosse  Folge  von 
Gesetzen.  Allein  er  erkennt  sie  nicht  durch  eine  philosophische  Gesammtan- 
schauung,  sondern  durch  Aufsuchung  der  allgemeinen,  sich  in  den  einzelnen 
staatlichen  Erscheinungen  offenbarenden  Gesetze.  Daher  stellt  er  keine  Grund- 
sätze auf  über  das  eigentliche  Wesen  des  Staates  und  dessen  Entstehung-  und 
Daseinsberechtigung,  sondern  betrachtet  nur  die  verschiedenen  möglichen  Staats- 
formen nach  ihren  Eigenthümlichkeiten,  nach  ihrer  Fähigkeit,  das  Gemeinwohl 
auf  Grundlage  der  Tugend  zu  bewerkstelligen ,  nach  ihrer  Neigung  zum  Ver- 
derben. Er  verhält  sich  also  kritisch,  nicht  schaffend ,  und  kommt  zu  seinen 
allgemeinen  Sätzen  durch  Abstraction ;  er  steht  somit  der  Methode  der  Neue- 
ren weit  näher,  als  Piaton.  Bekannt  ist,  dass  er  den  Unterschied  der  Staaten 
auffasst  und  festhält  nach  der  Zahl  der  Regierenden ;  weniger  fehlerhaft  in  sei- 
nem Falle,  da  er  (freilich  unbewusst)  den  Kreis  des  hellenischen  Staates  nicht 
verlässt,  als  dessen  untere  Abtheilifng  jener  Zahlenunterschied  wohl  gelten 
mag.  Seiüe  Bemerkungen  über  die  vergleichungsweise  Güte  der  verschiedenen 
Staatsformen  und  über  die  Mittel,  sie  zu  erhalten,  sind  für  alle  Zeiten  von 
höchstem  Werthe  und  der  eigentliche  Anfang  aller  bewussten  Staatswissen- 
schaft  Uebrigens  tritt  auch  bei  ihm  die  Härte  der  vorchristlichen  Zeit  klar 
zu  Tage. 

Nicht  nur  sehr  lückenhaft,  sondern  auch  von  geringer  Selbstständigkeit 
ist  das  Werk  von  Cicero.  In  bestimmter  Anlehnung  an  Aristoteles  und  seine 
Methode  werden  die  Eigenschaften  der  verschiedenen  Regierungsformen  haupt- 


1)  Sine  attslührlichere  Erörterang  über  die  beiden  platonischen  Werke  ift  bereits  oben, 
Abh.  UI,  S.  171  fg.  gegeben. 
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sächlich  nach   den  Erfahrungen  des  römischen  Staates  hesprochen.  Weder 

konnte  also  diese  Schrift ,  als  jüngst  erst  aufgefunden ,   einen  Einflnss  auf  die 

Entwicklung  der  Wissenschaft  vom  Staate  ausflhen;  noch  lernen  wir  aus  ihr 
wesentlich   Neues  üher  die  Ansichten  der  Alten. 


n.    Das  Mittelalter. 

Im  Mittelalter  standen  auf  höchst  merkwürdige  Weise  zwei,  nicht  etwa 
blos  in  Methode  oder  einzelnen  Folgerungen  von  einander  abweichende ,  son- 
dern in  ihrem  ganzen  Wesen  verschiedene  Gattungen  der  Staatsphilosophie 
neben  einander.  ^ 

Die  eine  naturwüchsige  entsprosste  aus  dem  Kerne  der  neuen  Volks- 
thümlichkeiten.  Mit  der  Zerstörung  des  römischen  Reiches  durch  die  Barba- 
ren versank  nämlich  auch  für  die  neuen  abendländischen  Yölker  die  Lehre 
der  Alten  vom  Staate.  Und  zwar  nicht  blos  durch  die  jetzt  während  eines 
Jahrtausends  über  Europa  gelagerte  Unwissenheit,  sondern  noch  mehr  durch 
die  ganz  veränderte  Weltanschauung  und  Eechtsauffassung,  welche  durch  Chri- 
stenthum  und  Germanenthum  entstanden  waren.  Während  im  klassischen  Al- 
terthume  die  menschlichen  Lebenszwecke  und  was  davon  abbieng,  wie  z.  B. 
der  Staat,  nur  durch  Vemunfif orschungen ,  nie  aber  durch  einen  göttlichen 
Willen  festgestellt  wurden:  ward  jetzt  das  ganze  Leben  nur  aus  dem  Gesichts- 
punkte einer  Gottesordnung  begriffen.  Wenn  die  Hellenen,  und  wenigstens  in 
staatlichen  Beziehungen  auch  die  Eömer,  das  Becht  nur  als  eine  der  Bezie- 
hungen des  Einzelnen  zum  nationalen  Gemeinleben  auffassten;  so  war  jetzt  die 
germanische  Persönlichkeit  des  Hechtes  und  überhaupt  die  absolute  Bedeu- 
tung der  Persönlichkeit  maassgebend ;  zum  Theil  ausgebildet  in  einem  den  Alten 
ganz  unbekannten,  nun  aber  fast  allen  menschlichen  Verhältnissen  aufgezwun- 
genen Rechtsgedanken ,  dem  des  Lehens.  Während  die  Alten  nur  je  ihren 
eigenen  Staat,  höchstens  den  der  Stammverwandten,  als  berechtigt  ansahen,  be- 
stand jetzt  die  Idee  der  allgemeinen  christlichen  Brüderlichkeit  und  eines  -christ- 
lichen Weltreiches. 

Hieraus  ist  denn  aber  auch  die  im  Mittelalter  hauptsächlich  vorhandene 
Staatsphilosophie  erklärt.  Ihrem  Inhalte  nach  war  sie  lediglich  die  Abstrao- 
tion  der  Theokratie,  und  zwar  ihrer  gemischten  Art;  ihre  Form  aber  war 
natürlich  die  scholastische,  als  die  damals  einzige  geübte.  Während  l^zteres 
an  sich  gleichgültiger  und  nur  etwa  wegen  der  nutzlosen  Spitzfindigkeiten  und 
verwirrenden  Unterscheidungen  beschwerlich  war,  wurde  die  Lehre  selbst 
durch  die  ganze  Weltauffassung  vollständig  bestimmt  —  Demgemäss  bildete 
die  gesammte  Christenheit  ein  grosses  Gottesreich,  welches  gleichbedeutend 
genommen  wurde  mit  dem  Heiligen  Römischen  Reiche.  Zweck  war  gottgefiU- 
liges  christliches  Leben  auf  dieser  Erde  und  Pflegung  und  Bewahrung  des 
Glaubens.  ^  Gott  selbst  aber  hatte  zwei  Gewalten  gesetzt  zur  Regierung  dieses 
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seines   Reiches,     hatte    zwei   Schwerter    gegeben *):    eine    geistliche    Gewalt 
dem    Papste,    dem   Haupte    der    Kirche   und    der   Spitze    der    aus    gottge- 
weihten. Priestern  bestehenden   Hierarchie:    und  eine   weltliche    Grewalt  dem 
Kaiser,    welcher  als   Schirmvogt  der  Kirche  und  als    Nachfolger   der  römi- 
schen Imperatoren    der  oberste  Herr    aller    Staaten    und    Fürsten  war.  — 
So    weit  waren   Alle   einig;  und    erst  über   die  Frage,    ob   die   beiden  Ge^ 
walten  gleich   hoch    stehen,     oder   ob   nur   die    geistliche   eine   unmittelbare 
Stellvertretung   Gottes,  dagegen   die   weltliche  eine   vom  Pabste  übertragene 
und  abhängige  sei,  gingen  die  Ansichten  auseinander.     Weifen  und  Waiblinger 
waren  auch  in   der  Wissenschaft;    oder  vielmehr,   man  suchte  auch  in  der 
Wissenschaft  Waffen.     Von  untergeordneter  Bedeutung  ist  dabei  denn  die  auf 
Aristoteles  gestützte  Erörterung  über  die  beste  Form  des  weltlichen  Regimen- 
tes.    Gewöhnlich  war,  nach  dem  Vorgänge  der  Kaiserwahl,  die  Wahlmonarchie 
dafür  erklärt.  —  Das  Mittelalter  war  nicht  schreibselig,    und  so   ist  auch  die 
Literatur  des  allgemeinen  Staatsrechtes  aus  dieser  Zeit  verhältnissmässig  dürf- 
tig.    Hauptsächlich  aus  den  Streitschriften,   welche  bei  Gelegenheit  des  prak- 
tischen Gegensatzes  zwischen  Päpsten  und  Kaisem  für  die  eine   oder  die  an- 
dere Gewalt  geschrieben  wurden,  vermögen  wir  die  theoretische  Auffassung  zu 
erkunden.    Ganz  verkehrt  ist  es,   diese  Staatsphilosophie  anknüpfen  zu  wollen 
an  die  Schrift  des  h.  Augustinus  De  civitate  dei,  indem  dessen  Gottesreich 
das  ewige,   das  weltliche  aber  das  des  Bösen  ist;   so    dass  der  spätere  theo- 
kratische  Gedanke  des  christlichen  römischen  Reiches  eher  als  ein  Gegensatz, 
als   eine  Folge  der  Lehre  des  Kirchenvaters  erscheint.    Wohl  aber  steht  Tho- 
mas  vonAquino^)  an  der  Spitze  der  Staatsphilosophie  dieser  Art,  und  zwar 
zunächst  derjenigen,  welche  der  Oberherrschaft  des  Pabstes  über  das  weltliche 
Regiment   das  Wort  reden;  wogegen  es  die  Meinungen   einiger  Glossatoren, 


1)  Ueber  die  Theorie  der  zwei  Schwerter  (herrührend  von  der  Erzählmig  in  der 
Leidensgeschichte,  Lac.  22,  36  u.  38)  s.  namentlich  die  vortreilliche  Ausführung 
von  W.  Grimm,  S.  LVII  seiner  Ausgabe  von  „Yridankes  Bescheidenheit'*  GötL, 
1834. 

2)  Thomas  ab  Aqnino,  De  rebus  publicis  et  principum  institutione  libri  IV. 
Lagd.f  1647.  —  Isidorus  Isolanas,  de  regum  principumque  omnium  institutis. 
MedioL,  s.  a.  —  Gibellinisch  aber  sind:  Dante,  De  Monarchia  (u.  A.  in  Bd.  III 
der  P r  0 s e,  ed.  Torri).  —  Marsilius,  De  translatione  imperii ;  Defensor  pacis 
de  re  imperatori^  et  pontificia  (bei  Goldast,  Monarchia  S.  J.  R.  Bd.  II,  S.  47 
fg.).  —  G.  de  Occani,  Disp.  de  potestate  ecclesiaslica  et  saeculari  (ebenfalls  bei 
G  o  1  d  a  s  t,  Bd.  I,  S.  13 ;  wo  noch  sechs  weitere  einschlägige  Schriften  desselben 
Verf. 's).  —  L  de  Bebenburg,  De  juribus  regni  et  imperii  Romanomm.  Ar-' 
gent,  1604.—  P.  de  Andlo,  De  impcrio  rom.  germ.  libri  duo.  Argent,  1612.— 
Bekannt  ist,  dass  der  Schwabenspiegel  die  päpstliche  Auflassung  der  Schwerter- 
lehre thellt  und  das  weltliche  Schwert  vom  Papste  an  den  Kaiser  leihen  lässt; 
während    der    Sachsenspiegel    und    seine   Glosse   die  Gleichheit  der   Verleihung 

vertheidigen. 
V.    Mo  hl,  StMt«wiMenachaft  I.  15 
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z.B.  des  Balbns  (de  coronatione)  und  des  Albericas  de  Bosate  (Lect. 
SHp.  Cod.),  des  Verfassers  des  merkwtlrdigen  Buches:  Defensor  pads,  so  wie 
die  bekannteren  Schriften  von  Dante,  Marsilius,  Wilhelm  von  Occam, 
Lupoid  von  Bebenburg  und  Peter  von  Andlo  sind,  in  welchen  sieh 
die  dem  Kaiser  günstigeren  Ansichten  des  Mittelalters  darlegen.  Von  Neueren 
aber  bringen  namentlich  Majer^),  Eichhorn  und  Stahl  diese  ganze  Staats- 
und  Weltauffassung  unserem  YerstHndnisse  näher. 

Neben  dieser  aus  dem  innersten  Leben  der  christlich -germamsehen 
Völker  sprossenden  Auffassung  des  Staates  gieng  denn  aber,  wesentlich  unver- 
bunden  und  fremdartig,  eine  zweite  Lehre  her,  welche  aus  dem  gelehrten 
Wissen  des  Zeitalters  stammte.  Dieses  aber  ruhte  auf  den  geringen  Res* 
ten  antiker  Schriften,  welche  die  Verwüstung  des  Weltsturmes  übrig  gelassen 
hatte,  namentlich  aber  auf  den  Werken  des  fast  abgöttisch  verehrten  Aristoteles. 
Allerdings  drang  auch  hier  eine  Mischung  von  Christenthum ,  oft  wunderlich 
genug,  ein,  und  ward  der  Inhalt  mittelst  der  scholastischen  Form  begriffen: 
allein  im  Wesentlichen  blieb  doch  die  heidnische  Weltanschauung  und  der  aus 
der  griechischen  und  römischen  Geschichte  genommene  Stoff.  Und  je  bedeuten- 
der gegen  das  Ende  des  Mittelalters  hin  die  Bekanntschaft  mit  den  wiederaufge- 
fundenen klassischen  Schriftstellern  allmählig  wurde,  desto  sicherer  im  Auftreten 
und  desto  reicher  dem  Wissen  nach  wurde  auch  dieser  Zweig  der  Staatslehre. 
Bei  den ,  zum  Theile  sehr  umfangreichen ,  Schriftstellern  dieser  Gattung  war 
somit  nicht  das  christliche  Weltreich  und  seine  von  Gott  gesetzte  Ordnung, 
sondern  die  von  den  Alten ,  namentlich  von  Aristoteles ,  entwickelte  Verschie- 
denheit der  Begierungsformen  der  Ausgangspunkt.  Ihr  Einfiuss  im  Leben  aber 
gieng  zwar  neben  den  grossen  Bewegungen  in  Kirche  und  Staat  vorbei;  war 
aber  dennoch  ein  bedeutender  und  immer  steigender,  weil  er  sich  bei  den  Ge- 
bildeten geltend  machte,  welche  die  Abneigung  gegen  die  Herrschsucht  und  pedanti- 
sche Unwissenheit  der  Kirche,  zumeist  in  Italien,  mehr  und  mehr  einem  litera- 
rischen und  künstlerischen  Heidenthume  in  die  Arme  trieb.  Daher  denn  auch 
ein ,  wenig  in   seiner  Beligion  orthodoxer,  Mahomedaner  ,  in  ihren  Beihen  auf- 


1)  M  a  j  e  r,  J.  Gh.,  Die  beiden  höchsten  Würden  des  h.  röm.  Reichs,  i  Hamburg  u.  Kiel, 
1798  (geistreiche  kleine  Schrift).  —  Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsge- 
schichte,  a.  v.  St,  namentlich  §.  287  fg.  u.  393.  —  Stahl,  Geschichte  der 
Rechtsphilosophie,  S.  45  fg.  —  Himly,  A. ,  De  S.  B.  imperii  naüonis  Germa- 
niae  indole.     Par.,  1849.  —    Pütter 's  Specialen  juris  publici  et  gentium  medii 

'  aevi  Gott.,  1748,  enthält  sehr  viel  geschichtlich  und  kritisch  Richtiges,  verfehlt 
aber  die  Auffassung  des  mittelalterlichen  Gedankens.  —  Von  geringerer  Bedeu- 
tung ist  das ,  was  Romagnosi  in  seiner  oben  genannten  Storia  della  filosofla 
del  dritto,  Bd.  II,  über  die  Staatsphilosophie  des  Mittelalters  beibringt  Es  fehlt 
nicht  an  Belesenheit,  namentlich  in  italiänischen.  Schriften ;  wohl  aber  an  Klarheit 
und  unbefangener  Würdigung^.  Am  besten  ist  noch  das  über  Dante  Gesagte,  ob- 
gleich auch  hier  der  eigentliche  Kern  der  Frage  nicht  richüg  anigefasst  ist 
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gefahrt  werden  kann.  —  Die  hauptsächlichsten  Schriftsteller  dieser  Gattung 
sind  der  spanische  Araber  Averro^s,  sowohl  als  Erklärer  des  Aristo- 
teles als  namentlich  durch  sein  Werk  über  Platon's  Staat;  Aegidius  Roma- 
nus  (Colonna);  Engelbertus  Admontensis  (Volckersdorf) ;  Franciscus  Pa- 
t r i c i u s  (von  Sienna) ;  und  schliesslich  Machiavelli  in  seinen  Abhandlungen 
ahev  die  zeim  ersten  Bflcher  des  Livius  ^). 


3.    Die    neuere    Zeit. 

a.   Entstehung  und  Bildung  der  Idee  des  Rechtsstaates. 

a.    Ursprung;    erste    wissenschaftliche    Begründung;     H.    Grolius, 

Die  christlich  theokratische  Staatsphilosophie  des  Mittelalters  unterlag 
einem  doppelten  Angriffe. 

Einer  Seits  wurde  ihre  Foi*m,  nämlich  die  scholastische  Behandlung,  un- 
möglich gemacht,  theils  durch  das  Wiedererwachen  der  klassischen  Bildung, 
welche  die  Alleinherrschaft  der  pseudo- aristotelischen  Philosophie  brach; 
theils  durch  Bacon's  grosse  Lehre,  welche  in  allen  Zweigen  des  mensch- 
lichen Wissens  zur  Beobachtung  der  Thatsachen  und  zur  Gewinnung  der  (Je- 
setze  aus  diesen  nöthigte. 

Anderer  Seits  wurde  die  Lebensansicht  des  Mittelalters  sachlich  zertrüm- 
mert durch  die  Reformation.  Und  zwar  sowohl  thatsächlich  und  unmittelbar, 
indem  nun  selbst  ein  Theil  der  Christenheit  sich  der  Anerkennung  der  päpst- 
lichen Statthalterschaft  Gottes  bleibend  entzog;  theils  wissenschaftlich  und  mit- 
telbar. Letzteres  aber  wieder  in  doppelter  Richtung.  Einmal,  indem  bei  den 
gläubigen  Christen  der  auf  dem  kirchlichen  Gebiete  erwachte  Geist  einer  yer- 
ständigen  Begreifung  und  einer  innerlichen  Begründung  allmählig  auch  die 
übrigen  Gedankenkreise  durchdrang,  und  unter  diesen  die  Lehre  vom  Staate. 
Der  Grundsatz  der  religiösen  Freiheit  musste  mit  innerer  Nothwendigkeit  sich 
ausdehnen  auf  das  Grebiet  der  staatliehen  Freiheit,  und  schuf  auch  hier,  ver- 


1)  Averro^s  (eigentlich  Abul  Walid  Muhammed  Ebn- Achmed  Ebn-Muhammed 
Ebn  -  Roschd)  Paraphrasis  in  Piatoms  rempublicam ,  lat  redd.  a  Jac.  Mantio  Hc- 
braeo,  Venet,  1752.—  Aegidius  Rom-anus,  De  regiaiine  principum.  Venet, 
1498. —Engelbertus  Admontensis,  De  regimine  princi^iun  tract.  VII.  Ratisb., 
s.  a.  —  Patricius,  Franc,  De  instiuüone  republicae  libri  IX.  Argent. ,  1594; 
Id.,  De  regno  et  regis  instilutione  libri  IX.  eod.,  1.  et  a.  —  Machiavelli,  Dis- 
corsi  sopra  la  prima  dec4  di  T.  Livio.  —  Ueber  die  Lebensverhältnisse  und  die 
Lehre  der  Meisten  dieser  in  unserer  Zeit  wenig  gekannten  und  gelesenen  Schrift- 
steller sehe  man  den  dritten  Band  von  Brucker*s  Historia  critica  philosophiae 
und  S  eh Ön ' s  oben  angefahrtes  Programm  de  literatora  politica  medii  aevi,  welcher 
Letztere  freilich  mehr  fleissiges  Lesen  als  übersichtliches  Verständniss  der  von 
ihm  Genannten  beweist. 

16* 
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blinden  mit  der  germanischen  Anerkennung  der  Persönlichkeit,  ein  ganz  neues 
Leben.  Hierzu  kamen  die  Streitigkeiten  und  Verfolgungen  auf  dem  kirchlichen 
Gebiete,  welche  mit  Gewalt  die  Geister  zur  Erwägung  des  Bechtes  der  Gegner 
auf  ihre  Handlungsweise  hindrängte,  damit  aber  zur  Erörterung  des  letzten 
Grundes  aller  Regierung  und  der  Gränzen  des  bürgerlichen  Gehorsams  ^). 
Zweitens  aber,  indem  derjenigen  gegen  die  Papstgewalt  gerichteten  geistigoi 
Widerspruchspartei,  welche  im  Mittelalter,  in  Ermangelung  eines  Bessern,  dem 
Heidenthume  und  somit  der  griechischen  Staatsauffassung  zuneigte,  durch  Erüff- 
nung  einer  freieren  christlichen  Weltauffassung  und  Wissenschaft  auch  ein  auf 
dieser  Grundlage  ruhendes  Staatsideal  zugänglich  gemacbt  wurde.  Die  Refor- 
mation hat  nicht  blos  der  theokratischen  Weltmonarchie  der  Gläubigen,  son- 
decn  auch  der  antikisirenden  Staatsansicht  der  Ungläubigen  scbliesslich  dn 
Ende  gemacht.  Selbst  die  humanistische  Ansicht  trieb  noch  einige  Frflebte, 
welche  um  so  bedeutender  sind,  als  die  jetzt  grössere  Eenntniss  der  Griechen 
und  Bömer  mehr  Stoff  und  besseres  Yerständniss  ihrer  Handlungen  und  'Esor 
richtungen  gab.  Namentlich  gehört  Bodinus,  im  tlbrigen  ein  scharfsinniger 
und  bedeutender  Mann,  zu  diesen  NachztLglem  ^).  Die  sich  daneben  etwa 
rtlhrenden  Anfinge  einer  allgemeinen:  wissenschaftlicheren  Auffassung  des  Rech- 
tes waren  zunächst  noch  sehr  unvollkommen,  und  blieben  jeden  Falles  auf  den 
Gebiete  der  allgemeinsten  Begriffe  und  des  bürgerlichen  Bechtes  *). 


1)  Die  religiösen  Kämpfe  des  16.  Jahrhunderts  haben  eine  äusserst  merkwürdige 
Flugschriften-Lileratur  auch  auf  dem  staatlichen  Gebiete  hervorgerufen,  welehe  oa- 
türlich  immer  den  nächsten  Zweck  itn  Auge  hat  und  allgemeine  Sätze  nor 
zur  Begründung  eines  sehr  praktischen  Schlusses  entwickelt,  aUein  an  Keckheit 
kaum  von  den  heftigsten  Aeusscrungeu  der  Parleien  am  Ende  des  18.  Jahrhnn- 
derts  übertrofTen  wird.  Und  nicht  etwa  nur  die  Protestanten  sind  es,  welche  ach 
gegen  die  sie  verfolgende  Staatsgewalt  auflehnen  und  deren  BerecbtigungsgrenieD 
untersuchen,  sondern  eben  so  die  Katlioliken,  wenn  sie  sieh  bedroht  floden. 
Wenn  die  Bartholomäusnacht  Holman's  Franco-Gallia  und  Languet'sTindidie 
contra  tyrannos  hervorruft,  so  schreiben  B  o  u  c  h  er  de  justa  Henrici  Ol  abdicatioie 
und  Rose  de  justa  reip.  christianae  in  reges  impios  auctoritate.  Auch  eine  ge- 
mässigte Partei  trat  schon  auf,  z.  B.  L^Höpital,  E.  Pasquier  auf  der  eioeOt 
der  Hugenotte  Lanoue  auf  der  andern  Seite.  S.  die  geistreichen  BcmeikongeB 
von  H.  Baudrillart,  Jean  Bodm  et  son  temps.    Par.,    1853. 

2)  Bodinus,  J.,  De  republica  Übri  VI.    Zuerst  französisch  1577;  1581  vom  Veriaf- 

ser  selbst  ins  Lateinische  übersetzt.  In  beiden  Sprachen  häufig  aufgelegt.  Ueber 
Bodin  Lerminier,  Introduction,  S.  49  fg.,  und  Kaltenborn,  S.  38fSri 
namentlich  aber  das  so  eben  genannte  treffliche  Werli  von  Baudrillart 

3)  Mit  dem  besten  Willen  kann  man  Kaltenborn,  Die  Vorläufer  des  H.  Groüas 
auf  dem  Gebiete  des  jus  naturae  et  genüum,  Leipz.,  1848,  nicht  Weiteres  einrSo- 
men.  Die  Bemühungen  des  Verfassers,  die  Leistungen  der  völlig  vergessenes 
SchriAsteller  des  16.  Jahrhunderts,  und  zwar  sowohl  kathoHschen  als  protestan- 
tischen Glaubens,  an  das  Licht  zu  ziehen  und  möglichst  geltend  zu  machen,  sind 
sehr  verdienstlich ;    allein  das  Ergebniss  ändert  so  gut  wie  nichts  an  der  bishen* 
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Eine  vollständige  Lehre  entwickelte  sich  jedoch  langsam.  Die  Beforma- 
ioren  selbst  hielten  sich  dem  ihnen  fremden  staatlichen  Leben  ferne ;  in  jedem 
Falle  traten  sie,  wenn  sie  zu  einer  Berücksichtigung  gedrängt  wurden,  hier 
nicht  als  Neuerer  auf.  So  namentlich  Luther  selbst.  Und  auch  die  übrigen 
Gebildeten  wurden  zunächst  nach  Beginn  der  Eirchenverbesserung  zu  sehr 
durch  die  unmittelbaren  Fragen  in  Anspruch  genommen,  als  dass  sie  zur  Beach- 
tung und  Ausbildung  der  entfernteren  Folgen  der  subjectiven  geistigen  Freiheit 
viele  Zeit  und  Neigung  gehabt  hätten. 

Endlich  gelang  einem  bedeutenden  Manne  die  Grundlage  einer  der  neuen 
Weltanschauung  entsprechenden  Staatsphilosophie,  und  selbst  theilweiser  Aus- 
bau. Practische  Ereignisse  führten  zur  wesentlichen  Uebeitragung  auf  das  ei- 
gentliche Gebiet,  und  zur  Ausbildung  in  den  verschiedensten  Richtungen. 

Das  Eriegsrecht  des  Mittelalters  war  verschwunden  mit  dem  Ritterthume, 
dem  wirklichen  Leben  des  Lehenswesens  und  der  unbestrittenen  Herrschaft  der 
Eirche.  Die  Eriege  aber  waren,  namentlich  auch  in  Folge  des  kirchlichen 
Streites,  sogar  noch  häufiger  und  ausgedehnter  geworden.  „Die  ganze  Chri- 
stenheit stürzte  sich,  schlimmer  als  die  ärgsten  Barbaren,  ohne  Bechtsgrund 
und  Ueberlegung  in  Eriege",  sagt  H.  Grotius  von  seiner  Zeit.  Es  bedurfte 
einer  neuen  Rechtsordnung  unter  den  Staaten,  die  aber  nicht  abhängig  wäre 
von  Willkür,  Leidenschaft  und  Selbstsucht.  Hierzu  taugten  denn  nun  aber,  da 
die  religiösen  Gebote  nicht  mehr  streitlos  maassgebend  waren,  lediglich  nur 
Grundsätze ,  welche  auf  einer  für  alle  Menschen  verbindlichen  Vemunftlehre 
beruhten.  Eine  richtige  Begründung  derselben  führte  aber  naturgemäss  zu 
einem '  umfassenden  Systeme  eines  aus  allgemeinen  Yemunftgründen  geltenden 
Völkerrechtes,  und  dieses  wieder  konnte  nur  hervorgehen  aus  einer  gleicharti- 
gen Begründung  des  Rechtes  überhaupt. 

Es  war  nun  Hugo  Gro^tius,  welcher  in  seinem  Eriegs-  und  Friedens- 
rechte diesen  Weg  einschlug,  und  der  somit  auch  der  Begründer  eines  neuen 
philosophischen  Rechtes  für  den  Einzeln -Staat  wurde.  Zunächst  zeigte  er, 
dass  der  Mensch  nach  Offenbarung  und  Geschichte  das  Bedürfniss  eines  ver- 
nünftigen, d.  h.  friedlich  geordneten,  Zusammenlebens  mit  Anderen  habe,  und 
entwickelte  dann  die  Regeln  dieses  Zusammenlebens  der  Einzelnen  auf  der 
Grundlage  der  gegenseitigen  Rechtsachtung.  Hieraus  aber  ging  auch  die  all- 
gemeine Begründung  des  Staates  hervor.  Eine  Macht  und  Ordnung  zur  Auf- 
rechthaltung des  friedlichen  Zusammenlebens  der  zu  einem  Volke  Gehörigen, 
lehrte  er,  sei  unentbehrlich;  dieselben  können  aber  nur  entstehen  aus  einer 
Einwilligung  aller  natürlich  Verbundenen  zu  einer  rechtsschützenden  Einrich- 
tung und  zum  Gehorsam  gegen  den  oder  die  mit  der  Handhabung  dieser  Ein- 
richtung Beauftragten.     Dieser  Vertrag  aber  sei,  wie  jeder  Vertrag,  einzuhal- 


ten Auffassung,  H.  Groüus  als  den  Vater  der  neuen  Rechtsphilosophie  zu  be- 
trachten. Ueberschftlzung  solcher  Auffindaagen  ist  eben  so  natürlich  bei  dem  Ur- 
heber, als  unmaassgebend  für  die  Uebrigen. 
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ten ;  und  so  sei  denn  der  Vertrag  freier  Mens^^hen  unter  sich  nicht  nur  die 
Form  der  Entstehung  des  Staates,  sondern  zu  gleicher  Zeit  auch  die  recht- 
liche Begründung  desselben  und  seiner  Gewalt  *).  In  dieser  Lehre  des  ,,iiatftr- 
lichen  Bechtes"  lagen  denn  schon  alle  wesentlichen  Grundgedanken  der  Theoiie 
vom  Bechtsstaate ,  nämlich  die  Auffassung  des  Staates  aus  dem  Gesichispuikte 
eines  zufälligen  und  äusseren  Bedür&iisses ;  das  Hervorgehen  desselben  ans 
dem  freien  verständigen  Willen  der  einzelnen,  in  völliger  Isolirung  betrach- 
teten Persönlichkeiten;  die  ausschliessliche  Bestimmung  des  Staates  zu  dner 
Bechtsanstalt,  also  zu  einem  blosen  Mittel,  und  die  Nichtbeachtung  der  mensch- 
lichen Lebenszwecke  selbst;  die  Beschränkung  auf  das  engste  Maass  toa 
Wirksamkeit  zur  Schonung  der  negativen  Freiheit  der  Einzelnen ;  die  beliebige 
Wahl  unter  den  Einrichtungen  nach  Gründen  der  Nützlichkeit  Der  Staat 
ward  äusserlich,  formell,  knapp  aufgefasst;  er  erschien  als  ein  unvermeidMes 
Opfer,  und  war  nur  mit  den  einzelnen  Menschen,  nicht  aber  mit  den  sonstigen 
Gestaltungen  des  Zusammenlebens  in  wesentlichen  Zusammenhang  gebracht 

Wie  immer  aber  hierüber  zu  urtheilen  sein  mag ,  die  neue  Lehre  ver- 
breitete sich  sehr  bald  bei  allen  europäischen  Völkern  und  wurde  fttr  ^ 
zwei  Jahrhunderte  die  Grundlage  der  allein  angenommenen  Bechtsphilosophie, 
obgleic}i  allerdings,  je  nach  den  Eigenthümlichkeiten  der  einzelnen  Völker  oder 
der  einzelnen  Bearbeiter  so  wie  aus  Anwendungsgrflnden,  in  verschiedeoer 
Weise  ausgebildet,  modificirt  und  benutzt. 

ß.    Ausbildung    in    England. 

Zunächst  wurde  in  England  die  Vertragstheorie  vom  Staate  als  ein  gros- 
ser und  wichtiger  Grundsatz,  welcher  auch  zur  Beurtheilung  der  thatsäcblichen 
Zustände  dienen  möge,  aufgefasst.  Der  staatlich-kirchliche  Streit  der  Stoarts 
mit  den  Anhängern  freierer  Ansichten  konnte,  eben  weil  er  ein  Kampf  von 
Grundsätzen  war,  nicht  blos  mit  Waffen  ausgefochten  werden,  sondern  forderte 
auch  die  innere  Begründung  des  Bechtes  der  Parteien. 

Merkwürdig  genug  ist  es,  dass  zuerst  ein  Anhänger  der  Stuarts  versuchte, 
das  Becht  der  unbeschränkten  Gewalt  zu  stützen  auf  die  Lehre  vom  Staats- 
vertrage. Es  war  dies  Th.  Hobbes.  An  die  Stelle  der  von  H.  Grotius  an- 
genommenen natürlichen  Neigung  des  Menschen  zu  einem  vernünftigen  Zusam- 
menleben stellte  er  den  Satz ,  dass  unter  den  ursprünglich  ganz^  gleichen  und 
wesentlich  selbstsüchtigen  Menschen  nur  die  rohe  Gewalt  entscheide,  hieraus 
aber  ein  beständiger  allgemeiner  Kileg  Aller  mit  Allen,   ein  völlig  unertrSg- 


1)  H.  Grotlus,  De  Jare  belli  et  paeis  Übri  tres;  in  quibus  jus  natarae  et  gentium 
item  juris  publici  praecipua  expKcantur.  Zuerst  1625  ;  verbessert  1634.  Näheres 
über  ihn  bei  Ompteda,  Literatur  des  Völkerrechts,  Bd.I,  S.  174  fg.;  Luden, 
Hugo  Grotius  nach  seinen  Schriften  und  Schicksalen.  BerL,  1806;  Ralten- 
born,  Kritik  des  Völkerrechts,  S.  37  fg.;  Stahl,  Geschichte  der  RecfatsphiL, 
S.  158  fg.  (vortrefilich). 
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lidier  Zustand  entstehe.  Wechselseitige  Furcht  und  das  Bedürfniss  einer  allen 
Einzelnen  überlegenen  Gewalt  nöthige  somit  zu  einem  aUgemeinen  Staatsver- 
trage.  Practische  Nothwendigkeit  sei  es  aber,  durch  einen  zweiten  Vertrag 
die  Handhabung  der  Verabredung  einem  Kegenten  zu  Übertragen,  welcher  im 
einzelnen  Falle  den  allgemeinen  Willen  ausspreche,  das  Volk  vorstelle.  Da 
nun  der  allgemeine  Wille  nie  unrecht  sein  könne,  so  könne  auch  der  Regent 
nie  unrecht  thun ;  nicht  nur  Widerstand  gegen  ihn,  sondern  selbst  schon  Tadel 
sei  unerlaubt.  Und  weil  der  allgememe  Wille  auch  immer  müsse  durchgesetzt 
werden,  habe  jeder  Staatsgenosse  dem  Regenten  freiwillig  und  für  immer  alle 
seine  Kräfte  zur  beliebigen  Verfügung  zu  stellen  ^). 

Es  bedurfte  nicht  eben  eines  ungewöhnlichen  Scharfsinnes,  nm  einzu- 
sehen, dass  die  ansschliessende  Ableitung  unbeschränkter  Fürstengewalt  auB 
allgemeinen  Verträgen  völlig  willkürlich  sei,  und  auf  unbewiesenen  Voraussetz- 
ungen beruhe ;  vielmehr  eine  folgerichtige  Entwicklung  dieses  Grundgedankens 
weit  naturgemässer  zu  Bedingungen  und  Beschränkungen  der  freiwillig  gebil- 
deten Gewalt,  wo  nicht  zu  demokratischen  Einrichtungen  führe.  Daher  fand 
denn  Hobbes  bei  politischen  Parteigenossen  Widerspruch  gegen  die  Ausgangs- 
Idee,  bei  Gegnern  aber  Zustimmung  zu  dieser,  und  Bestreitung  seiner  Folge- 
sätze. Die  Letzteren  unterschieden  sich  jedoch  von  früheren  Bekämpfem  der 
ungesetzlichen  und  tyrannischen  Regenten,  (so  namentlich  Languet,  Bu- 
ch an  an  und  selbst  Mi  1  ton,)  hauptsächlich  dadurch,  dass  sie  nicht  blos  das 
Recht  eines  Volkes  zur  Vertheidigung  gegen  bestimmte  Gewaltthat  und  etwa 
zur  persönlichen  Vernichtung  eines  Wütherichs  behaupteten ;  sondern  über- 
haupt für  dasselbe  das  Recht  in  Anspruch  nahmen,  die  ganze  Regierungsweise 
des  vertragsmässig  gegründeten  Staates  nach  seinem  Willen  zu  bestellen,  be- 
ziehungsweise zu  ändern. 

Während  also  ein  Parteigenosse  von  Hobbes,  Filmer,  in  einem  schwer- 
fölligen  und  verkehrten  Werke  die  unbeschränkte  Fürstengewalt  als  die  ein- 
zig rechtliche  Staatsform  beibehielt,  dieselbe  aber  auf  eine  Vererbung  von 
Adam  stützte  ^:  suchten  Locke  und  Algernon  Sidney,  als  Anhänger 
eines  blps  verfassungsmässigen  Gehorsams  und  überhaupt  der  negativen  Frei- 
heitsidee, Hobbes  seine  Waffe  aus  der  Hand  zu  winden  und  sie  gegen 
ihn  selbst  zu  kehren.  —  Dem  Ersten  ist  Freiheit  und  Gleichheit  aller  Men- 
schen der  Naturzustand;  er  findet  ihn  aber  unvollständig  gesichert  durch  den 
blosen  Rechtsgedanken,  und  verlangt  daher  zu  seiner  Sicherstellung  Staat  und 
Regierung  mittelst  mehrerer  allgemeiner  Verträge.  Die  Staatsgewalt  ist  ledig- 
lich nur  bestimmt  zur  Bewahrung  der  menschlichen  rechtlichen  Freiheit ;  ein 
Missbrauch  derselben  aber  soll   nicht   nur  durch  den  ganzen  Zweck  der  Ver- 


1)  Hobbes,  Th.,  Elements  philosophica  de  cive.  Par.,  1642.  De  corpore  politico, 
dve  elementa  Joris.  Lond.,  1650 ;  Leviathan ,  sive  de  civitate  ecclesiastiea  atque 
dvHL    Lond.,  1651. 

2)  Film  er,  R.,  Patriareha,  or  the  natural  power  of  Kings.    Lond.,  1509. 
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eiBigung,  sondern  auch  durch  die  Verabredung  zweckmässiger  £inricht]mge& 
verhütet  werden.  Unter  diesen  führt  Locke,  als  der  Erste,  eine  Theilung  der 
Gewalten  an.  —  Sidney  dagegen  führt  aus,  dass  nicht  das  Volk  des  Fflisten 
wegen  da  sei,  sondern  dass  es  sich  umgekehrt  verhalte,  und  dass  also  anch 
das  Yolk  berechtigt  sei,  seinen  Staat  nach  seinem  Yortheile  einzurichten  und 
zu  ändern.  HegieruDgsgewalt  könne  nur  durch  Vertrag  erworben  werden,  and 
sei  auch  geschichtlich  nur  auf  diese  Weise  entstanden.  Diess  entwickelt  er 
jedoch  mehr  in  aristokratischer  als  in  volksthümlicher  Auffassung  i). 

Da  der  Streit  über  unbedingten  Gehorsam  oder  bürgerliche  Freiheit  durch 
die  Revolution  von  1688  für  England  practisch  entschieden  war,  der  Geist  der 
Nation  sich  aber  rein  theoretischen  Beschäftigungen  wenig  zuneigt,  so  ist  das 
philosophische  Staatsrecht  seit  dieser  Zeit  nur  selten  noch  von  Britten  behan- 
delt worden.    Ausser  politischen  Flugschriften,  deren  Bedeutung  mit  der  Ver- 
anlassung erstarb,  sind  nur  vier  englische  Schriftsteller  von  Bedeutung  zu  nen- 
nen. —  Der  ei-ste  ist  De  Lolme  (übrigens  ein  gebomer  Genfer),   welcher, 
das  berühmte  Kapitel  Montesquieu's  über  die  englische  Verfassung  ausbeutend, 
eine  umfängliche  Darstellung  der  englischen  Verfassung  und  der  ihr  angeblich 
zu  Grunde  liegenden  staatlichen  Gedanken  gegeben  hat.     Da  er  die  geschicht- 
lich und  thatsächlich  falsche  Auffassung  Montesquieu's  nicht  berichtigt,  sondern 
vielmehr  die  Theorie  der  drei  Gewalten  weiter  ausführt :  so   ist  das  Buch  we- 
niger bei  den  Schriften  über  positives  englisches  Hecht,  als  bei  denen  über  all- 
gemeines St^tatsrecht  von  Bedeutung.     Seine  vielfache  Verbreitung  verdankt  es 
im  Auslande  der  ungenauen  Kenntniss  der  wirklichen  englischen  Gesetzgebung; 
in  England  der  schmeichelhaften,  wenn  schon  unwahren,  Darstellung  der  Lan- 
desverfassung;  überall  aber  seiner  Klarheit  und  dem  Schwünge  der  Rede.  — 
Ausgehend  einerseits  von  der  unveräusserlichen  subjektiven  Freiheit   des  Ein- 
zelnen, andererseits  von  der  unverbesserlichen  Schlechtigkeit  der  Einherrschaf- 
ten und  der  Aristokratien  stellt  W.  Godwin  in  einem  viel  verrufenen  Werke 
^über  staatliche  Gerechtigkeit^'  die  Forderung   demokratischer  Regierongsfonn 
auf   die  Spitze.      Systematischer,   als  seine  Landsleute  gewöhnlich  darstellen, 
umfasst  er  die  Aufgabe  des  Staates  in  ziemlicher  VoUständigkeit ;  allein  er  hat 
weder  das  Verständniss  der  Nothwendigkeit  eines  höheren  Gesammtlebens,  oder 
gar  eines  gesellschaftlichen  Organismus,   noch  die  Einsicht   in  die  praktischen 
Bedingungen  des  Zusammenlebens  von  Menschen  mit  Leidenschaften  und  üblem 
Willen.    So   ist  das  Ergebniss  wissenschaftliche  Rohheit  und  UnaosfOhrbarkeit 
im  Leben.  —    Als  einen  der  schärfsten  und  unerschrockensten  Denker  aller 
Zeiten  und  Völker  zeigt  sich  J.  Bentham  auch  im  Staatsrechte.    Allerdings 
ist  es  ihm  weit  weniger  um  eine  oberste  Begründung  des  Begriffes,  des  Zweckes 
und  der  Arten  des  Staates,  um  die  Erörterung  der  Entstehung  und  Uebertra- 


2)  Locke,  J.,  Two  treaüses  on  governmenL  Lond.,  1680.  —  Sidney,  A%., 
Discoorees  conceniing  government  Zuerst  London  169S ,  nach  des  VerC*s  Tod. 
Deutsche  (abgekürzte)  Uebersetzimg  von  Erhard.  I.  IL    Leipz.,  1793. 
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gung  der  Staatsgewalt  zu  thun,  als  um  die  Anwendung  einer  praktischen 
Staatsmoral.  Er  verwirft  sogar  jene  Forschungen  und  Ergebnisse  als  nutzlose 
und  selbst  gefährliche  Gedankenspiele,  und  als  logisch  unrichtig.  Sein  Grund- 
satz ist,  der  Staat  habe  das  grösstmögliche  Gltick  der  grösstmöglichen  Zahl 
von  Menschen  zu  beschaffen,  die  höchste  Steigerung  von  Wohl  und  die  höchste 
Verminderung  von  Leiden.  Allein  da  die  Durchfflhrung  dieses  Grundsatzes 
doch  ausschliesslich  auf  der  Grundlage  des  Staates  der  Neuem  geschieht, 
so  sind  seine  zahlreichen  Arbeiten  ein  wesentlicher  Beitrag  zu  dessen  allseitiger 
Ausbildung.  Sie  umfassen  aber  nicht  nur  das  gesammte  Gebiet  der  Rechts- 
pflege im  weitesten  Sinne,  sondern  auch  viele  Fragen  des  Yerfassungsrechtes. 
Es  fehlt  Bentham  am  Sinne  für  den  Organismus  des  Staates,  fflr  die  eigen- 
thttmlichen  Bedürfnisse  der  einzelnen  Völker;  er  erkennt  keine  andere  Auf- 
fassung des  Lebens ,  als  die  vom  Standpunkte  des  Verstandes ;  er  ist  somit 
weit  entfernt  von  der  vollen  Wahrheit,  und  oft  tief  im  Irrthume.  Allein  eine 
scharfsinnigere  Zergliederung  der  Begriffe  und  eine  grössere  Selbstständigkeit 
des  Urtheils  hat  Keiner  gehabt  ').  —  Endlich  hat  noch  ganz  neuerdings 
Bowyer,  einer  der  gelehrtesten  und  vielseitigst  gebildeten  Hechtsgelehrten 
Englands,  auch  das  philosophische  Staatsrecht  bearbeitet  ^).  In  regelmässi- 
gem Systeme  beschäftigt  er  sich  viel  mit  dem  Wesen  des  Rechtes  überhaupt,  so 
wie  mit  den  verschiedenen  Staatsgattungen;  seine  bemerkenswertheste  Eigen- 
thflmlichkeit  ist  aber  die  Annahme  einer  doppelten  Rechtsquelle,  nämlich 
der  menschlichen  Vernunft  und  des  unmittelbaren  göttlichen  Gebotes.  Hieraus 
wird  denn  auch  eine  doppelte,  sich  ergänzende  Rechtssphäre  entwickelt,  die 
des  Staates  und  die  der  Kirche,  letztere  im  katholischen  Sinne  genommen. 
Es  wird  femer  versucht,  die  Lehre  von  der  Gewaltertheilung  in  Einkl9iig  zu 
setzen  mit  der  Einheit  der  Staatsgewalt.  Die  Beweisführung  ist  scharfsinnig, 
allein    scholastisch-spitzfindig  und  mit  Anführungen  aus  Vorgängem  überladen. 

y.    in  Holla^nd. 

Nicht  zwar  in  demselben  Maassstabe,  wie  im  römischen  Rechte ,  so  doch 
immer  in  bedeutender  Weise  äusserte  sich  die  durch  den  Kampf  um  Freiheit 
mächtig  aufgeregte  Geisteskraft  Hollands  auch  im  öffentlichen  Rechte.  Die  durch 
gründliche  Rechtsforschungen  während  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  vor 
ganz  Europa  ausgezeichneten  Landsleute  des  Hugo  Grotius  konnten  unmöglicb 


1)  De  Lolme,  J.  L.,  The  Constitution  of  England.  Zuerst  englisch  1775;  Ueber- 
setzuDgen  in  fast  allen  Sprachen.  —  Godwin,  W.,  Inquiry  conceming  political 
justice.  I.  U.  Ed.  2.  Lond.,  1796.  —  Bentham,  J.,  Works,  collect,  by  J.  Bow- 
ring.  I— XXU.  Edinb.,  1838—43  Eine  französische  Bearbeitung  eines  Theües 
derselben  sind  die  Oeuvres  de  Bentham,  I— IV.  Brux.,  1829. 

2)  Bowyer,  G.,  Commentaries  on  universal  public  law.  Lond.,  1854.  —  Ueber 
das  vom  Verf.  geschriebene  System  des  positiven  englischen  Staatsrechts  s.  un- 
ten, Bd.  n. 
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auf  der  Ton  ihm  eröffiieten  Bahn  ganz  zuraekhleiben.  Ein  günsüger  Zufall  liess 
flberdiess  in  Holland  einen  der  ersten  Philosophen  geboren  werden. 

Merkwürdig  genug  eröffnen  übrigens  auch  hier  Anhänger  des  göttlichen 
Bechtes  der  Fürsten  und  der  unbeschränkten  Gewaltherrschaft  die  Keiheo. 
Th.  GraswinkeTs  <)  Name  wird  immer  mit  zuerst  genannt,  wenn  es  sich 
von  gehässigen  Vertheidigem  der  Willkür  handelt ;  und  zwar  mit  Recht.  Gleich 
Filmer  leitet  er  alles  menschliche  Regiment  von  der  unbeschränkten  Gewalt 
Adams  über  die  ganze  Erde  ab;  nur  Gott  seien  dessen  Nachfolger  Rechen- 
schaft über  die  auf  sie  ungeschmälert  Obergegangene  Macht  schuldig.  —  Weniger 
gekannt  und  getadelt  zwar,  allein  yollkommen  derselben  Ansicht  ist  J.  F. 
Hörn  ').  Er  sucht  mit  unverständigem  Wissen  und  schwacher  Logik  seine 
Lehre  auf  die  Bibel  und  auf  Beispiele  aus  der  weltlichen  Geschichte  zu  stfitzen. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  dagegen  Ulrich  Huber').  Zwar  kann 
auch  er  sich  der  herrschenden  Zeitansicht  in  so  ferne  nicht  ganz  entziehen, 
als  er  die  Entstehung  des  Staates  unmittelbar  auf  einen  Vertrag  gründet ,  wel- 
chen das  allgemeine  Bedürfniss  der  Sicherstellung  gegen  Gewaltthat  veranlasse. 
Allein  er  weicht  doch  von  Hobbes  in  mehreren  wesentlichen  Richtungen  ab. 
Einer  Seits  nimmt  er  den  Zustand  des  Krieges  Aller  mit  Allen  nicht  als  den 
ursprünglichen  und  aus  der  Natur  des  Menschen  nothwendig  fliessenden  an ; 
sondern  betrachtet  ihn  vielmehr  als  ein  durch  üble  Leidenschaften  her» 
beigeführte  Verschlechterung  des  ursprünglichen  Zustandes  der  Unschuld ,  und 
die  durch  Missbrauch  der  Gewalt  bewirkten  Verletzungen  nicht  als  die  natür- 
lichen und 'somit  untadelhaften  Folgen  der  Freiheit  und  Macht,  sondern  als 
Verbrechen.  Anderer  Seits  gründet  er,  was  noch  weit  wichtiger  und  unter- 
scheidender ist,  deii  Staatsvertrag  nicht  blos  auf  äusseres  Schutzbedflr&i^ 
sondern  auch  auf  die  gesellschaftliche  und  sittliche  Natur  des  Menschen.  End- 
lich fällt  Huber  keineswegs  in  die  willkürliche  Behauptung  von  Hobbes,  dass 
der  ursprüngliche  Vertrag  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  unbeschränkte  und 
nicht  wieder  abnehmbare  Macht  verleihe  und  seinen  Willen  zum  Rechte  mache, 
sondern  er  leitet  vielmehr  aus  den  drei  Verträgen  der  Vereinigung,  der  Unter- 
werfung und  der  Verfassung  die  ganze  Lehre  des  neuzeitlichen  Rechtsstaates 
ab.  Demokratie  ist  ihm  also  die  naturgemässeste  Regierungsform;  jedenbBs 
die  Staatsgewalt  nur  eine  verfassungsgemässe ,  der  Unterthanengehorsam  nur 
ein  bedingter;  und  so  fort. 


1)  Gras  Winkel,  D.,  De  just  majestetis.    Hagae  Com.,  164ß.  4. 

2)  Horntut,  J.  F.,  PoUttcoram  jura  arehiteetonlea,  de  eivitate  Francol  1672.  —  Es 
ist  unbegreiflich,  wie  Stell,  Introd.  ad  bist  liter;,  HI,  2,  §  41  diesen  unklaren  und 
oft  ganz  lacherlichen  Schrifleteller  als  den,  wenigstens  formellen,  Begrftiider  der 
neuen  Staatslehre  bezeichnen  kann. 

3)  Hub  er,  Ulr.,  De  jure  civitatis  libri  tres.  Ed.  4.  Francof.,  1705.  4.  —  Ceber 
diesen  in  mehr  als  Einem  Theile  der  Rechtswissenschaft  ausgezeichnetea  Mann 
i.  Gab.  de  Wal,  Oratio  de  claris  Frisiae  Jureeonsuhis.  Leovard.,  1825,  6.  50  lg.. 
und  'Annotat.,  S.  253  fg. 
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Huber  war  von  grossem  und  bleibendem  Einflasse  in  seinem  Vaterlande; 
und  nicht  sowohl  den  Inhalt  der  Lehre,  als  die  Methode  und  den  Ausgangs- 
punkt brauchten  in  der  That  die  späteren  holländischen  Staatsgelehrten  zu  än- 
dern, als  sie  sich,  nach  dem  Erlöschen  ihrer  grossen  einheimischen  Juristen- 
schule, der  indessen  in  Deutschland  aufgeblühten  rechtswisse|ischaftlichen  Bil- 
dung anschlössen.  Als  solche,  ihrer  Zeit  gemäss  wesentlich  auf  dem  Kant'schen 
Standpunkte  stehende,  spätere  holländische  Publicisten  müssen  denn  aber  na- 
mentlich der  gründlich  gelehrte  de  Wal  und  der  unbeschreiblich  fleissige 
den  Tex  genannt  werden. 

Völlig  unverbunden  mit  dem  bisher  besprochenen,  von  der  allgemeinen 
Entwicklung  des  philosophischen  Staatsrechtes  getragenen  Erscheinungen  steht 
nun  aber  noch  in  Holland  die  grossartige  Lehre  Spinoza's.  Einfluss  hat 
dieselbe  allerdings ,  so  weit  sie  sich  mit  dem  Staate  beschäftigt  *) ,  sehr  wenig 
gehabt,  sei  es  auf  die  Rechtswissenschaft,  sei  es  auf  das  Leben;  hierzu  waren 
die  tiefen  Gedanken  nicht  gemeinfasslich  genug,  ihr  pantheistischer  Mittelpunkt 
stiess  die  Gläubigen  zurück  und  machte  die  Vorsichtigen  scheu ;  dicf  prakti- 
schen Vorschläge  des  mit  Menschen  und  Dingen  wenig  vertrauten  Einsiedlers 
verdienten  wirklich  keine  Beachtung.  Dennoch  bleibt  Spinoza's  Staatslehre 
eines  der  merkwürdigsten  Erzeugnisse  des  menschlichen  Geistes,  und  das  jetzige 
bessere  Verständniss  derselben  gereicht  der  philosophischen  Bildung  unserer 
Zeit  zur  Ehre  ^).  —  Spinoza  knüpft  seinen  Begriff  des  Hechtes  und  des  Staa« 
tes  unmittelbar  an  seine  Weltauffassung  im  Ganzen  an.  Die  Natur  ist  die 
unermessliche  Einheit,  deren  einzelne,  den  Gesetzen  des  Ganzen  folgende  Be- 
Btandtheile  alle  Erscheinungen  und  Individuen  sind;  so  denn  auch  der  Mensch. 
Gesetz  aber  ist  das  Princip,  welchem  gemäss  etwas  besteht  und  in  bestimmter 
Weise  handelt.  Recht  endlich  ist,  was  diesen  Naturgesetzen  gemäss  geschieht. 
Recht  hat  also  Alles,  was  in  diesem  unermesslichen  Schoosse  der  Natur  seinem 
Wesen  gemäss  handelt;  das  Grosse  und  das  Kleine,  die  Einzelnen  und  die 
Menge,  die  Einzelnen  je  nach  ihrer  Art,  die  Thiere  so  gut  als  die  Menschen, 
unrecht  ist  nur,  was  Niemand  wül  und  Niemand  kann.  Was  also  der  Mensch 
iu  Folge  seiner  Leidenschaften  thut ,  ist  ebenso  Recht ,  als  was  er  in  Folge 
seiner  Vernunft  vornimmt;  denn  beide  sind  Gesetze  seiner  Natur.  Das  Ver- 
brechen, die  Narrheit  und  die  Tugend  habe  gleich  Recht.  Wir  beurtheilen  oft 
nur  etwas  falsch,  weil  wir  den  Zusammenhang  mit  den  unendlichen  Ge- 
setzen des  AUs  nicht  begreifen.  Jeder  kann  also  mit  List,  Gewalt  oder 
bittweise    sich    in    den  Besitz    dessen    setzen,    was    er   verlangt;    und    er 


1)  Spinoza,  B.,  Tractatus  theologico-politicus.  Zuerst  1670;  und  Tractatos  politi- 
CU8.  Unvollendet;  zuerst  1677. 

2)  Man  vergleiche:  Raum  er,  GeschichtL  Entwicklung,  2te  Aufl.,  S.  41  fg. ;  Sig- 
wart,  H.  C.  W.,  Vergleichung  der  Rechts- und  Staatstheorieen  des  Spinoza  und 
Hobbes.  Tfib ,  1842;  Hörn,  J.,  Spinoza's  Staatslehre.  Dessau,  1851;  Dami- 
ron,  Ph.,  Histoire  de  la  Philosophie  en  France  au  XVIL  si^de,  Bd.  II,  8.212  fg. 
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ist  berechtigt,  Jeden  als  Feind  zu  bebandeln,  der  ibm  dabei  im  Wege  steht 
Der  Mensch  ist  also  der  natürliche  Feind  des  Menschen.  Aber  es  ist  aller- 
dings nützlicher,  wenn  der  Mensch  auf  alles  Becht  yerzicbtet,  welches  ans  den 
Gesetzen  der  Leidenschaften  fliesst ,  und  sich  lediglich  auf  die  Gesetze  der 
Vernunft  beschränkt ;  denn  unter  jenen  Gesetzen  ist  Jeder  immer  in  Gefahr 
und  Angst,  unter  diesen  aber  herrscht  Einigkeit  und  Sicherheit,  und  magder 
Mensch  seinen  Geist  ausbilden.  Aus  Nutzensgründen  schliessen  also  die  Menschen 
einen  allgemeinen  Vertrag,  sich  selbst  zu  beschränken  und  gegenseitig  zu  adi* 
ten.  Eigentlich  genügte  es  an  diesem  Vertrage;  allein  da  ihn  nicht  alle  im* 
mer  halten  möchten,  bedarf  es  einer  unbeschränkten  Gewalt,  welche  sie  in  je- 
dem Falle  dazu  n5thigt.  Daher  denn  die  unbedingte  Pflicht,  den  Befehlen 
dieser  Gewalt  zu  gehorchen,  was  sie  auch  befiehlt,  und  wäre  es  noch  so  wi- 
dersinnig. Im  Uebrigen  ist  es  am  besten ,  wenn  diese  Gewalt  durch  den  Wil- 
len Aller  gebildet  wird ,  nicht  aber  durch  den  eines  Einzelnen.  —  Es  ist  wohl 
nicht  nöthig  zu  zeigen,  dass  die  Aehnllchkeit  dieser  Lehre  mit  der  von  Hob- 
bes  nur  eine  äusserliche  und  falsche  ist ;  und  dass,  was  immer  gegen  sie  einge- 
wendet werden  will  und  muss,  sie  in  letzter  Instanz  nur  mit  der  gesammten 
Weltauffassung  Spinoza's  steht  und  fällt.  Man  kann  sie  und  ihre  Ergebnisse 
nicht  billigen;  sdlein  sie  ist  ein  staunenswerthes  Werk  menschlicher  Geistes- 
kraft. —  Schule  hat  Spinoza,  wie  bereits  gesagt,  im  Staatsrechte  nicht  ge- 
macht. 

(f.    in   Frankreich. 

Weit  später  als  in  England  wurde  eine  rationalistische  Lehre  vom  Staate 
in  Frankreich  aufgestellt ;  allein  um  so  schneller  und  weiter  zog  sie  dann  anch 
die  Aufmerksamkeit  auf  sich,  und  zwar  weit  über  die  Gränzen  des  Landes 
hinaus.  Europa  war  im  18.  Jahrhundert  gewölmt  von  Frankreich  die  Geistes- 
richtung zu  erhalten,  und  zwar  je  höher  und  einflussreicher  die  Stände  warei, 
um  so  mehr.  Die  französischen  Schriftsteller  wurden  überall  gelesen;  eine  Ab- 
weichung von  ihren  Ansichten  galt  in  der  grossen  Welt  für  Barbarei.  Obgleich 
nun  die  Mehrzahl  derselben  sich  nicht  unmittelbar  mit  dem  Staate  beschäftigte, 
so  bereitete  doch  ihre  ganze  Lebensanschauung  zu  einer  blosen  Verstandestheo- 
rie auch  auf  diesem  Felde  vor;  und  namentlich  wurde  eine  religiöse  Grundlage 
des  Staates  zur  Unmöglichkeit  für  ihre  Anhänger.  Nimmt  man  hierzu  noch 
die  Gabe  gemeinverständlicher  und  anziehender  Darstellung ,  so  erklärt  &ck 
die  grosse  Theilnahme  und  der  unberechenbare  Erfolg,  weicht  zwei  der  gUn- 
zendsten  französischen  Autoren  fanden,  als  sie  sich  dem  philosophischen  Staats- 
rechte zuwendeten:  Montesquieu  nämlich  und  J.  J.  Rousseau.  Beide 
freilich  wieder  unter  sich  sehr  verschieden ;  allein  beide  wesentlich  Neues  in 
der  Wissenschaft  leistend. 

Montesquieu' s  Geist  der  Gesetze  enthält  nicht  blos  philosophisches 
Staatsrecht,  sondern  auch  Politik,  Geschichte,  selbst  positives  Recht;  allein 
drei  seiner  bedeutendsten  Gedanken  gehören  in  jenen  Kreis.    Der  erste  ist, 
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dass  die  Beschaffenheit  der  physischen  Natur  eines  Landes  bestimmenden  Ein- 
flnss  auf  die  Gesetze  und  Staatseinrichtungen  habe.  Der  zweite,  dass  die 
verschiedenen  Staatsformen  verschiedene  sittliche  Eigenschaften  der  Völker 
voraussetzen.    Der  dritte  endlich  ist  die  ausführliche  Theorie  der  Gewaltentren- 

* 

nung,  damit  aber  die  Gründung  der  Theorie  des  constitutionellen  Staatsrechtes 
Es  sind  diess  allerdings  nur  Bruchstücke  eines  Sjrstemes;  und  diess  um  so 
mehr,  als  Montesquieu  unterlassen  hat,  aus  ihnen  selbst  nun  die  mögliclen 
Folgesätze  zu  entwickeln.  Allein  ihre  Aufstellung,  und  noch  mehr  ihre  geist- 
reiche Begründung,  war  dennoch  von  dem  grössten  Werthe  für  die  Wissen- 
schaft, da  sie  zeigten,  dass  derselben  Inhalt  gegeben  werden  könne,  und  sie 
wenigstens  begannen,  das  Leben  an  die  Stelle  der  leeren  Abstraction  zu  stellen. 
Wenn  es  aber  vielleicht  unrichtig  scheint,  den  Urheber  der  beiden  zuerst  ge- 
nannten Sätze  unter  die  Förderer  der  einfachen  Rechtsstaatslehre  zu  stellen, 
indem  diese  Sätze  vielmehi'  einer  Wissenschaft  angehören,  welche  alle  an  sich 
möglichen  Staatsgattungen  umfasst,  so  ist  dem  vielleicht  so  nach  der  Absicht 
Montesquieu's ,  nicht  aber  nach  der  Ausführung.  Er  beschränkt  seine  Ausfüh- 
rungen und  Anwendungen  wesentlich  auf  Arten  des  Rechtsstaates,  und  ist  für 
ein  das  gesammte  staatliche  Leben  der  Menschen  umfassendes  System  höch- 
stens ein  Anstoss ,  nicht  aber  ein  Vorgang.  —  Die  glänzenden  Vorzüge  sowohl 
als  glänzenden  Fehler  des  Geistes  der  Gesetze  sind  weltbekannt  und  bedürfen 
keiner  neuen  'Schilderung.  Seinen  Ruhm  verdankt  er  wohl  beiden  gleich- 
massig  ^). 

Bios  mit  der  Theorie  des  naturrechtlichen  Rechtsstaates  beschäftigt  sich 
Rousseau  in  seinem  Werke  über  den  Gesellschaftsvertrag.  Er  ist  die  Spitze 
dieser  Lehre.  Nicht  nur  ftüirt  er  den  Gedanken  der  ursprünglichen  Gleichheit 
und  Freiheit  der  Einzelnen,  der  Begründung  des  Staates  durch  freiwillige  Ver- 
träge und  der  Uebertragung  der  Staatsgewalt  durch  das  Volk  und  lediglich  für 
das  Volk,  entschiedener  durch,  als  einer  seiner  Vorgänger;  sondern  ihm  eigen- 
thümlich  ist  der  Satz  von  der  ewigen  Unveräusserlichkeit  der  Freiheit.  Hierdurch 
ist  nicht  nur  die  Lehre  von  Hobbes  beseitigt;  sondern  es  ist  auch  jede  andere 
Staatsform,  als  eine  auf  dem  Gesammtwillen  Aller  beruhende  und  denselben 
ausführende,  logisch  damit  unvereinbar.  Auch  ist  die  beliebige  Abänderung  des 
Staates,  und  noch  mehr  also  die  blose  Entfernung  des  jeweilig  mit  der  Ver- 
waltung Beauftragten,  vollständig  begründet  durch  einen  Willensact  der  Ge- 
sammtheit  der  Bürger.  Der  Zweck  des  Staates  ist  das  gleiche  Wohl  aller 
Einzelnen.    Es  ist  nicht  möglich,    das  Absehen  von  der  Wirklichkeit   und  von 


1)  Montesquieu,  De  Tesprit  des  lois,  zuerst  1748,  verbessert  l'iö?;  unzählige  Aus- 
gaben und  Uebersetzungen.  —  Commentare  und  Kritiken:  Destult  de  Tracy, 
Commentaire  s.  Tespr.  des  1.  de  M.  Par,  1817;  deutsch  von  Moratadt.  An  eil- 
Ion,  S. ,  (Jeher  den  Geist  der  Staatsverfassungen.  Berlin,  1825.  Comte,  Gh., 
TraH^  de  l^gidation.  I^IV.  2.  ^d.  Par.,  1835.  Venedey,  J.,  Maehiavel,  Mon- 
tesquieu, Rousseau.    Berl,  1860»  Bd.  I,  S.  131  ig. 
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dem  Inhalte  des  Lebens,  die  Nichtbeachtung  der  Gesellschaft  und  das  Yerken- 
nen  der  höheren  Natur  und  unbedingten  Nothwendigkeit  des  Staates,  anderer 
.Seits  aber  die  Achtung  gegen  die  blose  Thatsache  des  Einzelwillens  weiter  za 
treiben.  Fttr  die  Dauer  irgend  einer  Verfassung  ist  dabei  keinerlei  Sicheriieit, 
da  sie  ihre  Berechtigung  und  Nothwendigkeit  in  keinem  objectiven  Verhältnisse 
und  natürlichem  Gesetze,  sondern  nur  in  dem,  beliebig  veränderlichen,  Willen 
des  souveränen  Volkes  hat.  Die  Einseitigkeit  und  Gefährlichkeit  der  Lehre 
Rousseau's  liegt  also  nicht  etwa  in  einzelnen  Lrthflmem  und  Uebertreibongen, 
(obgleich  es  auch  an  solchen  nicht  fehlt,)  sondern  in  der  anorganischen  Auf- 
fassung des  Lebens  und  in  der  Ersetzung  der  natttrlichen  Gesetze  durch  sub- 
jective  Willkür  ^). 

Die  in  diesen  beiden  Werken  ausgesprochenen  Ideen,  namentlich  aber 
die  abstracten  und  leidenschaftlichen  Freiheitsforderungen  Rosseau's  wirkten  in 
Frankreich  gewaltig  und  nachhaltig.  Zeuge  dessen  ist  die  politische  Literatur 
von  dieser  Zeit  an;  noch  mehr  aber  das  plötzliche  und  allgemeine  Hervortreten 
reformatorischer  und  revolutionärer  Gedanken,  sobald  sachliche  Ursachen  das  be> 
stehende  Staatsgebände  erschütterten.  —  Weniger  freilich  als  man  vermuthen 
sollte,  ist  die  Wissenschaft  durch  die  Fluth  von  Schriften,  welche  die  grosse 
französische  Umwälzung  hervorrief,  gefördert  worden.  Welcherlei  Einflnss  auch 
die  eine  oder  die  andere  auf  die  Ereignisse  gehabt  haben  mag,  wesentlich 
neue  Gedanken  oder  Beweise  sind  durch  dieselben  nicht  zu  Tage  gekommen. 
Sie  sind  desshalb  auch  jetzt  kaum  mehr  gekannt  und  benutzt;  und  zwar  so* 
wohl  die  Schriften  Derjenigen,  welche  gemässigter  dem  beschränkten  König- 
thume  das  Wort  redeten,  (wie  z.  B.  Necker,  Mounier  und  Malouet)  *), 
als  Jener,  welche  Umsturz  und  ungemessene  Freiheit  forderten  (Sieyes,  Con- 
dorcet,  Target,  Gudin  u.  A.)  ').  Beide  verfehlen  es  gleichmässig  darin, 
daas  sie  den  gesellschaftlichen  Organismus,  die  lebendigen  Prindpien  des  Staa- 
tes missachten,  dagegen  formelle  Einrichtungen  oder  negative  Freiheitszustände 
überschätzen. 

In  dem  späteren  Verlaufe  der  Umwälzung  und  unter  der  Napoleon'schen 


1)  Rousseau,   J.  J.,    Du   contrat  social.    Zuerst  1752;   seitdem   unzähfigemale. 

Gegenschriften:    Bouclair,    P.  L.  de,   Anti- Contrat- Social,    a  la  Haye,    1761. 
(Luzac,)  Lettre  d'un  anonyme  a  Mr.  J.  J.  Rousseau.    Par.,  1166. 

2)  Neck  er,  Du  pouvoir  ex^cutif  dans  les  grands  ^tats.  Par.,  1^92  (Oeavres* 
Bd.  VIIL).  —  Mounier,  J.  J.,  Nouvelles  observations  s.  1.  ölats  g^n^aux.  Par., 
1789.  Ders. ,  Recherches  s.  1.  causes,  qui  ont  empech4  les  Fran^ais  de  devenir 
libres.  I.  U.  Gen.,  1792.  Deutsch  von  Gentz,  Berl,  1795.  —  Malouet,  P.  V., 
CoUection  des  opinions.  I — ^UL  Par.,  1791.  4. 

3)  Sieyes,  E.,  Politische  Schriften  (ges.  von  0  eisner)  I.  II.  Lpz.,  1796.  —  Target, 
L.,  L'espnt  d^s  eahiers  presentös  a  l'assembl^c  g^n^rale.  I.  II.  Par.,  1779.  — 
Condorcet,  J.  A.  N.  C,  Plan  de  Constitution.  Par.,  1793  (Oeuvres,  BdXIL).  — 
Gudin»  Supplement  au  contrat  social.    Par.,  1796. 
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Herrschaft  war  Beschftftigimg  mit  theoretischem  Staatsrechte  weder  rsthsaar 
noch  begehrt.  Dagegen  wachte  nach  der  WiederhersteUung  des  Königthumes 
und  der  EinfQhmng  einer  Volksvertretung  auch  die  politische  Wissenschaft  zu 
sehr  regem  Leben  auf;  und  namentlich  war  es  auch  die  Lehre  vom  Rechts- 
staate, welche  jetzt  wieder  einen  wesentlichen  Schritt  vorwärts  that.  Französi- 
sche Staatsrechtslehrer  sind  es  nämlich  gewesen,  welche  die  Theorie  wenig- 
stens einer  Unterart  derEelben,  des  durch  Volksvertretung  beschränkten  Ftlr- 
stenthumes,  vollständig  ausbildeten;  so  zwar,  dass  in  dieser  Richtung  kaum 
eine  weitere  Vervollkommnung  eintreten  möchte.  Man  mag  den  ganzen  0^ 
danken  aus  theoretischen  oder  practischen  Gründen,  bedingt  oder  unbedingt, 
verwerfen ;  allein  wenn  er  zugegeben  ist,  so  müssen  die  Begründungen  und  Ent- 
wicklungen von  B.  Constant,  Guizot,  Rossi,  Daunou,  Schützenber- 
ge r  u.  v.  A.  als  in  sich  vollendet  erkannt  werden.  Dass  unter  diesen  Schrift- 
stellern etwas  verschiedene  Abschattungen  stattfinden,  und  z.  B.  Constant  der 
Gleichheit  und  negativen  Freiheit  mehr  hold  ist,  auf  den  Mechanismus  der 
Staatseinrichtungen  mehr  hält ,  als  wie  z.  B.  die  sogenannten  Doctrinairs ,  also 
Guizot,  Gherbuliez,  Rossi  u.  s.  w.,  ändert  im  Wesen  nichts  >). 

«.  in  Deutschland. 

Wie  in  England,  so  knüpft  sich  auch  in  Deutschland  die  Wissenschaft  des 
philosophischen  Rechtes  und  zunächst  des  Rechtsstaates  unmittelbar  an  H. 
Grotius  an.  Der  Verlauf  der  weiteren  Ausbildung  und  die  Bedeutung  in  beiden 
Ländern  ist  jedoch  sehr  verschieden.  —  In  England  war  der  Lehenstaat  des 
Mittelalters  thatsächlich  schon  längst  dem  einheitlichen  Staatsgedanken  und  den 
grossen  Freiheitsrechten  der  Unterthanen  gewichen;  der  Kampf  mit  den  Stuarts 
war  nur  um  die  schliessliche  und  formelle  Anerkennung.  Die  neue  Wissenschaft 
konnte  also  sogleich  auf  einen  ihr  gleichartigen  thatsächlichen  Zustand  ange- 
vrendet  werden,  und  fand  auch  ihre  hauptsächliche  Bedeutung  in  der  E^ritik 
desselben  und  in  der  Beurtheilung  der  entgegengesetzten  Ansprüche.  Sobald 
der  Streit  durch  die  Revolution  von  1688  auf  immer  entschieden  war,  hörte 
die  Bedeutung  der  Wissenschaft  für  das  Leben  in  der  Hauptsache  auf,  und  es 
-war  eben  nur  noch  eine  allgemeine  Begründung  der  regelmässigen  Theorie  der 
Volksvertretung  nothwendig.  Daher  denn  auch  die  später  so  sparsame  Bear- 
beitung. —  In  Deutschland  dagegen  war  der  einheitliche  Reichsstaat  in  unzäh- 
lige Landeshoheiten  zersplittert  und  verkehrt.  Von  einer  unmittelbaren  Anwen- 
dung der  Rechtsstaats-Philosophie  auf  dieses  letztere  rein  geschichtliche  Ver- 
hältniss  konnte  keine  Rede  sein.  Dfe  von  Grotius  zuerst  angeregten  Gedanken 
warden  also  in  Deutschland  vom  Standpunkte  der  reinen  Theorie  aufgefasst 
und  weiter  verbreitet.    Es  war  eine  neue  Grundlage  für  praktischen  Philoso- 


1)  Üeber  die  literatar  des  conttttutionellen  Staatsrechtes,  und  über  die  oben  genann- 
ten SehriftsteUer  insbesondere,  s.  die  nftcbttfolgende  Abhandlung,  Mr.  V. 
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«phie  und   diese   worden  denn  auch  ausgedehnt  auf  alle  Gebiete,  welche  logisch 
darunter  fallen  konnten.    So  wurde  nicht  blos  das  allgemeine  Staatsrecht ,  son- 
dern auch  einer  Seits  das  natürliche  Privatrecht    anderer  Seits  das  Völkerrecht 
erörtert ;  ja  die  Untersuchungen  erstreckten  sich  wesentlich  auch  auf  die  Grenzen 
von  Recht  und  Moral  tlberhaupt.  Die  neue  natürliche  Rechtslehre  wurde  dem- 
nach bald,  ein  wesentlicher  Bestandtheil  des  theoretischen  Wissens  der  Rechts- 
gelehrten,  und  daher  in  unzähligen   BOchem  und   mündlichen  Vorträgen  ge- 
lehrt.    Allein  für  das  thatsächliche  staatliche  Leben   hatte  sie  nur  die  Bedeu- 
tung,  dass  sie  den  begrifflichen  Unterschied   zwischen   der  Landeshoheit  und 
dem  Staate  genau  durchführte  und  zum  allgemeinen  Bewusstsein  brachte.  Erst 
als  allmälig  auch  in  Deutschland  Staaten   aus  den  Territorien  entstanden,  trat 
eine  Beziehung   der  Staatsphilosophie  zum  wirklichen  Leben   ein.    Und  zwar 
lassen  sich  dabei  zwei  Richtungen   wohl  unterscheiden.  —    Zuerst  wurden,  als 
jene  Verwandlung  von  den  Regenten,  aus  sehr  selbstsüchtigen  Gründen,  vorge- 
nommen wurde,  die  von  dem  allgemeinen  Staatsrechte  gelehrte  Fülle  der  Staats- 
gewalt und  der  Rechte   des   Regenten  missbräucblich  angewendet  zur   Unter- 
stützung und  Rechtfertigung  der  neuen  Gewaltanmassung,    Weil  das  geschicht- 
liche Recht  entschieden  entgegen  war,    so  sollten    alle   die  neuen  Forderungen 
aus  der  Natur   der  Sache  hervorgehen.    Später   aber,    als  die   Verwandlung 
wirklich  vor  sich  gegangen  war,   fanden  auch  die  übrigen  allgemeinen  Lehren, 
namentlich  die  von  den  Rechten  der  Unterthanen   und   von  den  bedingenden 
Staatsverträgen,   eine,   wenn  auch  nicht  unmittelbare   so  doch   eine  kritische, 
Anwendung;  und  es  zeigte  sich  nun,  dass  die  von  den  Fürsten  zuerst  als 'eine 
Regel  auch  für  das  Leben  angerufene  Rechtsstaatstheorie  gar   sehr  ein   zwei- 
schneidiges Schwert  war. 

Die  Zahl  der  deutschen  Schriftsteller  über  allgemeines  Staatsrecht  im 
Sinne  des  modernen  Naturrechts-Staates  ist  so  ungemein  gross,  dass  eine  voll- 
ständige Aufzählung  und  einzelne  Beurtheilung  zur  Unmöglichkeit  wird.  Sie 
ist  aber  auch  nicht  nothwendig.  Die  Meisten  haben  nur  Lehrbücher  ohne 
eigene  Selbstständigkeit  und  ohne  alle  Bedeutung  für  die  Wissenschaft  geliefert: 
es  genügt  somit  eine  Eenntuiss  der  Häupter  der  Schulen  vollkommen.  Sie  woden 
am  leichtesten  in  Uebersicht  gebracht  als :  Vorgänger  Kant's ;  Kant  und  seine 
Schule;  die  Neueren. 

Wie  gesagt,  die  deutsche  Staatsphilosophie  knüpft  unmittelbar  an 
Grotius  an.  £s  ist  nämlich  Fufendorf,  welcher  den  Reigen  eröffnet,  der 
erste  amtliche  Ausleger  des  Werkes  von  Grotius.  Ihm  folgen  Thomasias 
und  später  Wolf.  Alle  gründen,  freilich  auf  verschiedene  Weise,  den 
Staat  auf  Vertrag;  namentlich  Pufendorf  setzt  ausführlich  die  Nothwendigkeit 
des  Vereinigungs-,  des  Unterwerfungs-  und  des  Verfassungs- Vertrages  auseinan- 
der. Sie  erkennen,  wenigstens  zum  Theile,  das  Regierungsrecht  als  bedingt 
durch  Einhaltung  des  Vertrages  von  Seiten  des  Fürsten.  Allein  die  Lehre 
dieser  ersten  deutschen  Staatsphilosophen  geht  doch  weit  mehr  auf  BegrUndong 
der  Fülle  der  Staatsgewalt    und   des  formell  unbegrenzten   Forderungsrechtes 
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der  Forsten,  als  auf  Sieherstelliing  der  Rechte  der  Unterthanen.  Sie  unterlas- 
sen die  BegrOndung  von  Sicherungsmaassregeln  gegen  Missbrauch,  oder  auch 
nur  die  Herstellung  eines  zuständigen  ürtheiles  über  streitige  Rechtsfragen 
zwischen  Staatsoberhaupt  und  ünteithanen.  Ihre  Richtung  ist  weit  mehr  die 
Ton  Hobbes,  als  von  Locke;  namentlich  verwerfen  sie  den  Gedanken  einer 
Theilung  der  Staatsgewalt  unbedingt,  und  von  Anhängern  des  constitutionellen 
Systemes  ist  hier  keine  Spur.  Das  Hauptverdienst  derselben  ist  die  systemati- 
sche AusfQhrung  des  Staatsgedankens  in  allen  seinen  Beziehungen,  sowie  die 
zunächst  Thomasins  zu  verdankende,  Unterscheidung  der  Moral  und  des  er- 
zwingbaren Rechtes.  Für  unsere  Zeit  haben  sie  nur  noch  im  Völkerrechte 
unmittelbare  Bedeutung  ^). 

Einen  wesentlichen  Schritt  über  diesen  Punkt  hinaus  machte  die  Lehre 
vom  Rechtsstaate  in  Deutschland  durch  Kant.  Vor  Allem  dadurch,  dass  er 
den  Grundsatz  des  abstracten  Rationalismus  auch  auf  dem  Rechtsgebiete  zur 
klaren  Anerkennung  und  zur  unbedingten  Anwendung  brachte.  Was  der  prac- 
tischen  Vernunft  entsprach,  mit  anderen  Worten  der  nach  vernünftigen  Denk- 
gesetzen gebildete  Wille,  war  ihm  Recht;  und  nur  dieses.  Damit  war  also 
die  Gründung  des  Staates  auf  die  menschliche  Subjectivität  zur  Spitze  getrieben. 
Sodann  aber  schlug  Kant  auch  in  den  Einzelnheiten  der  staatsrechtlichen  De- 
duction  in  bedeutenden  Punkten  eine  neue  Richtung  ein.  Erstens  setzte  er 
die  ganze  vernünftige  Natur  des  Menschen  als  Grund  der  staatlichen  Vereini- 
gung, nicht  blos,  wie  seine  Vorgänger,  einen  einzelnen  Trieb,  z.  B.  die  Gesel- 
ligkeit, den  Eigennutz  u.  dergl.  Zweitens  sprach  er  zuerst  in  Deutschland  aus, 
dass  der  aus  der  Idee  entwickelte  Staat  die  Richtschnur  für  aUe  in  der  Erfah- 
rung bestehenden  Staaten,  somit  der  philosophische  Rechtsstaat  nicht  blos  ein  logisch 
richtiges  System  von  wissenschaftlichen  Sätzen,  sondern  eine  Forderung  des  an 
sich  gültigen,  ewigen  Rechtes  sei.  Drittens  endlich  richtete  er  seine  Absicht  nicht 
nur  auf  die  Begründung  einer  übermächtigen  und  zu  jeder  Forderung  berech- 
tigten Staatsgewalt,  sondern  auch  auf  die  Erforschung  und  Feststellung  der 
Rechte  der  Einzelnen  im  Staate.  —  Im  Uebrigen  baut  Kant  und  seine  Schule  den 
Staat  auf  die  subjective  Freiheit  des  Menschen,  welche  in  ihren  äusseren  Hand- 
lungen durch    die  Kothwendigkeit  der   Coexistenz  mit  anderen  gleich  freien 


1)  Pnfendorf,  8.  de,  Elementa  jurispradentiae  universalis.  Hagae,  1650;  De  jure 
natarae  et  g^entium  libri  YIU.  Lond.  Sc,  1672;  De  officio  hominis  et  civis. 
Lond.  Sc.,  1673.  —  Thomasins,  Chr.,  Fundamenla  juris  naturae  et  gentium. 
Halae,  1718. —Wolf,  Ch.  de, . Jus  natorae  methodo  scientifica  pertractatum.  I^lX. 
4«,  Hala  e,  1740—  48.  —  Näheres  über  diese  Schriftsteller  hei  Warnkönig, 
S.  39fg. ;  bei  Stahl,  Geschichte  (sehr  gut) ;  und  etwa  hei  WeitzeL  Ueber 
Thomashis  insbesondere  aber:  Luden,  Christian  Thomasins  nach  seinem  Leben 
und  Schriften.    Berlin,  1805. 

T.  Mohl,  StittowiMeMGhaft  I.  19 
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Manschen  beschrtokt  wird.  Der  Staat  ist  bestimmt  zur  Schütnmg  dieses 
nnnftgemässen  äusseren  Zusammenlebens;  sein  einziger  Zweck  ist  Rechtsdchei^ 
h«it  für  den  Einzelnen;  und  was  nicht  unter  diesen  Zweck  fftllt,  ist  nicht  Gfe- 
genstand  der  Staatsthfttigkeit  >).  (Von  einer  gesellschaftlichen,  dem  Staate  Tor^ 
angehenden*  und  ihm  ebenfalls  zum  Zwecke  dienenden  Organisation  ist  nirgeads 
die  Rede.)  Vermöge  der  Freiheit  der  Menschen  kann  aber  dieser  Staat  nicht 
EU  Stande  kommen,  als  durch,  stillschweigenden  oder  ausdrQcklichen,  Vertrag; 
die  Gewalt  desselben  aber  spaltet  sich  in  drei  Theile,  von  welchen  die  Geaeti- 
gebung  wesentlich  durch  das  Volk  anszuftben  ist.  —  Diese  Lehre  ward  zwar 
vom  Meister  selbst  nicht  ausführlich  und  voUstindig  ausgefohrt ;  aMeiH  ^iie 
grosse  Anzahl  von  Schülern  vervollständigte  und  bearbeitete  sie  in  den  ver- 
schiedensten Weisen.  Unter  ihnen  sind  sehr  bekannte  Namen,  wie  Hoffbauer, 
Bauer,  Gros,  Krug,  Rotteck  u.  A.  Und  selbst  Fichte  hat,  bei  wesent- 
lich verschiedener  philosophischer  Methode,  doch  am  Ende  über  den  Staat 
kaum  etwas  Eigenthümlicbes  gegeben,  wenn  auch  bei  ihm,  in  Folge  seiner  £r^ 
hebung  des  Ich  auf  den  Thron,  das  Entstehen  des  Staates  aus  subjectiver  Wi]]- 
kühr  noch  klarer  und  ungemischter  hervortritt.  —  Wenige  Theorieen  mögen 
eine  so  allgemeine  Zustimmung  gefunden  haben,  als  die  Eant'sche  Staats^ 
und  Rechtslebre.  Sie  war  unbedingt,  so  weit  sidi  deutsche  Bildung  ausdehnte, 
während  mehr  als  eines  Menschenalters  die  herrschende;  und  zwar  ging 
sie,  hierin  sehr  verschieden  von  der  früheren,  ganz  allgemein  auch  in  das 
Bewusstsein  der  Gebildeten  über,  und  hatte  dadurch  den  grössten  Einflnss  auf 
Gesetzgebung  und  positive  Staatseinrichtungen.  Dies  aber  bei  unlängbaren  Män- 
geln; so  namentlich  bei  offenbar  allzu  enger  Zweckbestimmung  des  Staates,  bd 
Uebersehung  aller  naturwüchsigen  Organisation  im  Volke  und  der  allgemeinen 
menschlichen  Nothwendigkeit  des  Staates.  Die  Gründe  dieses  Beifalles  vraren 
aber  mancherlei.  Allerdings  zunächst  die  grossen  und  vielfachen  Verdienste 
der  Lehre  an  sich;  dann  aber  auch  theils  die  Auctorität  der  Schüler;  vorzüg- 
lich aber  wohl  die  Uebereinstimmung  der  Lehre  mit  der  modernen,  negativen 


1)  Eine  höchst  merkwürdige  Auseinandersetzung  dieses  Staatszweekes  ist  gegeben  fa 
W.  V.  Humboldl*s  nachgelassenem  Werke:  Ideen  za  einem  Versuche:  die 
Grenze  der  Wirksamkeit  des  Staates  za  bestimmen  (Breel,  1851).  Die  reichbe- 
gabte Natur,  die  eigene  allseitige  Gesitligung  und  die  staatsmannische  Erfahnmg 
des  Verf/s  werden  hier  mit  unerbittlicher  Folgerichtigkeit  zurückgedrängt  dnreh 
eine  Staatsauffassung ,  welche  einen  Th^  seiner  philosophischen  Jugendbfldnng 
ausmachte;  und  so  kömmt  derselbe  zu  Forderungen,  welche  mit  dem  von  ihm  als 
allein  vernünftig  erkannten  Lebenszwecke  —  der  möglichst  vielseitigen  und  hannoni- 
sehen  Ausbildung  aller  Kräfte  jedes  Einzelnen  —  nur  durch  TrugachlüsBe  oder 
durch  naive  Zurückweisung  der  Gegengründe  als  anvereinbarer  Dinge  in  Kinkhng 
gesetzt  werden  können.  Je  göstreicfaer  und  entschiedener  die  Besehfinkmg  des 
Staates  auf  Rechtsschutz  verlangt  wird,  desto  deodicher  tritt  die  ünnehif^Eeit  dea 
Grundsatzes  hervor. 
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Freüieüsanffassung.  Hie  selbstsüchtige  Yereinzelimg  des  Individanms  fand  hier 
ihre  ^oUe  Reohtfertigtnig  *). 

An  die  Stelle  der  Eant'schen  Alleinherrschaft  trat  allmfthlig  eine  Vielheit 
philosophischer  Systeme,  welche  ihn  nnd  sich  nnter  einander  bekämpfen,  ohne 
dass  es  bis  jetzt  wieder  zu  einem  Abschlüsse ,  sei  es  im  Allgemeinen ,  sei  es 
in  der  Staatslehre  insbesondere,  gekommen  w&re.  Mehrere  dieser  neaen  Sy- 
steme sind  im  Wesentlichen  dem  Gedanken  des  Rechtsstaates  treu  geblieben, 
wenn  sie  schon  denselben  anders  begründen  nnd  darchbilden,  zum  Theüe  viel 
weiter  ausdehnen.  Eine  Dauer  und  Ausdehnung  der  Zustimmung,  wie  die 
Eant'sche  Lehre  sie  hatte,  ist  bis  jetzt  keinem  der  späteren  Systeme  zugefallen, 
(selbst  dem  Hegel'schen  lange  nicht;)  allein  unläugbar  sind  ihnen  bedeutende 
Ide^  und  erhebliche  Verbesserungen  zu  danken.  Namentlich  macht  sich 
bei  den  meisten  das  Bedürfniss  geltend,  die  Gesellschaft  bei  der  Begriffsbe* 
stiminung  und  bei  der  Lehre  von  der  Entstehung  des  Staates  zu  berücksich- 
tigen; und  wenn  die  Au&ssung  auch  noch  nicht  die  richtige,  und  desshalb 
auch  das  wahre  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Gesellschaft  noch  im  Streite 
ist,  so  ist  doch  schon  die  Thatsache  der  Anerkennung  ein  bedeutender  Fort- 
schritt. Dass  freilich  gerade  diejenige  Lehre  am  meisten  Schule  machte,  welche 
am  wenigsten  gesunden  und  begreifbaren  Aufschluss  giebt  über  das  Wesen  des 
Staates,  und  welche  die  Gesellschaft  zu  einem  blosen  dialectischen  Momente 
verflüchtigt,  ist  eben  kein  Beweis  von  verständiger  Würdigung  des  Wahren 
und  dessen,  was  Noth  thut. 

.Zuerst  unter  diesen  Neueren  ist  Herb  art  zu  nennen.  Zwar  hat  derselbe 
kein  eigenes  System  des  allgemeinen  Staatsrechtes  ausgearbeitet;  allein  aus 
seiner  „Beleuchtung  des  Naturrechtes  und  der  Moral'*  so  wie  namentlich  aus 
seiner  „allgemeinen  praktischen  Philosophie"  ist  das  Wesentliche  seiner  Ansicht 


1)  Kant,  J.,  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre.  2te  Aufl.  1798.  —  Hoff- 
bauer, Allgemeines  Staatsrecht.  L  Halle,  1797;  Naturrecht  aus  dem  Begriffe  des 
Rechts  entwickelt.  Sferseburg,  1793;  4te  Ausg.,  1825.  —  Feuerbach,  A.,  Kritik 
des  N.  Rechtes.  Hambg.,  1796.  -—  Gros,  K.,  Lehrbuch  des  Naturrechts.  Sluttg. 
und  Tüb.,  1802;  6te  Auil,  1841.  —  Bauer,  Lehrbuch  des  Naturrechtes.  Gott, 
3te  Aufl.,  1825.  —  Krug,  W.  T.,  Dikäologie  oder  pbilos.  Rectslehre.  Lpz., 
2teAu8g.,  1830.  —  Rotteck,  Lehrbuch  des  Vernunflrechts.  Stuttg.,  1829.  — 
Von  der  Aasdehnung  der  Kauf  sehen  Schale  mag  einen  Begriff  geben,  dass 
Warnkönig,  Rechtsphilosophie,  S.  137  fg.,  nicht  weniger  als  108  In  Deutsch- 
land zwischen  den  Jahren  1788  und  1831  erschienene  Schriften  über  Naturrecht 
anfährt,  welche  beinahe  alle  jener  Schule  angehören.  Von  welchem  Einflüsse 
die  Kant'sche  Auffassung  auch  auswärts,  namentlich  in  ItaUen  war,  wird  weiter 
unten  angeführt  werden. 

Fichte,  H.  J.  G.,  Grundlage  d.  Naturrechtes,  zuerst  1796;  in  dess.  Sämmtl.  Werken, 
Bd.  ni;  System  der  Rechtslehre  in  Vorlesungen,  zuerst  1812;  in  den  W.,  Bd.  n. 
Die  Staatslehre,  oder  über  das  VerfaftHniss  des  ürstaates  zum  Vemunftreiehe, 
zuerst  1813;  in  d.  W.,  Bd.  IV. 
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.  genügend  zu  erkennen ').    Im  Wesentlichen  b&it  er  den  rationellen  Zweck  des 
Staates  fest,   so  wie  die  Nothwendigkeit  seiner  Begründung  durch  allgemeinen 
Willen.    Allein  er  führt  zwei  wichtige  neue  Gedanken  ein.    Einmal  stellt  er, 
im  bestimmten  Widerspruche  mit  allen  früheren  Auffassungen,  den  Zweck  des 
Staates  nicht  in  die  Verwirklichung  einer  einzelnen  bestimmten  Aufgabe,  son- 
dern in  die  Förderung  aller  (natürlich  sittlich  erlaubten)  Zwecke,  zu  weldien 
sich  Menschen  in  Willenseinheit  vereinigen  können.    Sein  Zweck  ist  die  Summe 
aller  Zwecke,  welche  sich  auf  seinem  Machtgebiete  bilden.   Zweitens  aber  erkennt 
Herbart  die  Gesellschaft ,   indem   er  freiwillige  Gesellungen  der  verschiedensten 
Art  annimmt  9  welche  sich  zur  Durchführung  der  dem  Menschen  inwohnenden 
praktischen  Ideen  verbinden,   nicht  also   vom  Staate  geschaffen ,  sondern  von 
ihm  vorgefunden  werden ,   welche  sich  aber  alle  seiner  Macht  zu  ihrem  gegen- 
seitigen Schutze  unterwerfen. —    Diese  Auffassung  ist  von  grosser  Bedeatonog 
und  kommt  der  Wahrheit  sehr  nahe.    Der  Begriff  der  Gesellschaft  ist  wenig- 
stens äusserhch  richtiger  ^  als  irgend  ein  anderer  davon  aufgestellter.     Und  es 
wird  dem  Staate  nicht  nur  ein,  den  wirklichen  menschlichen  Verhältnissen  und 
Bedürfhissen  entsprechenderer  Umfang  gegeben;  sondern   auch  überhaupt  das 
negative  Wesen  des  Kant'schen  Staatswesens  beseitigt,  weil  nothwendig  viek 
dieser    möglichen  Zwecke  ein  substantielles  und  positives  Handeln  erfordern. 
Schade   desshalb,  dass  nicht  die  volle  Wahrheit  aufgefonden  ist    Aber  theils 
findet  die  ganze  Auffassung  überhaupt  nur  ihre  Anwendung  auf  die  Gattung  des 
Rechtsstaates;   theils  sind  auch  im  Einzelnen  Ausstellungen  zu   machen.    So 
wird  namentlich  der  Inhalt  des  gesellscbaftlichen  Lebens  im  Widerspruche  mit 
Thatsache  und  Begriff  als  gleichbedeutend   überhaupt  mit  vernünftigem  L^>en 
gesetzt,  und  somit  auch  mit  dem  des  Staates;  damit  aber  das  Verhältniss  beida: 
verschoben.     Sodann  ist  die   Aufstellung  der  erlaubten  menschlichen  Zwecke 
dunkel  und  willkürlich.    Wenig  empfehlend  ist  auch  noch  die  schwierige  und 
ungewohnte  Methode.    Der  Kreis  der  Anhänger  ist  somit  ein  kleiner  geblieben. 
Dasselbe  gilt  von  der,  in  ihrer  Art  ebenfalls  bedeutenden,  Staatslehre 
von  Krause  und  seiner  Schule.    Auch  sie  erkennt  den  Staat  in  seiner  ratio- 
nalistischen Auffassung  und  die  Gründung  durch  Vertrag;    sie  nimmt  Theüung 
der  Gewalten  und  als  letzte  Entwicklung  die  Volksherrschaft,   den  Gemeinde- 
staat,  an.    Allein  sie  macht,   abgesehen  von  einer  selbstständigen  Begründung 
auch  dieser  Lehre,  eigenthümliche  Ansichten  geltend.    Zuerst  eine  andere  Be- 
griffsbestimmung und  Begründung  des  Kechtes,  welches  objectiv  gefasst  und  als 
das  organische  Ganze  aller  zum  vernünftigen  Leben  nothwendigen  äusseren  Be- 
dingungen genommen  wird.    Zweitens  aber  die  Aufnahme  gesellschaftlicher  Or- 
ganismen, „höherer  Rechtspersonen^',  unter  die  Begründer  des  Staates  imd  als 
Gegenstände  seiner  ThäUgkeit.    Es  fehlt  viel,   dass  diese  beiden  Lehren  nach 


1)  Herbart,  J.  S.,   AU^emeine   praktische   Philosophie.    GöU.,  18^5.  —    Fenn 
Analytische  Beleachlong  des  NatnrrechU  und  der  Moral    Gott,  1836. 
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allen  Seiten  hin  bereits  vollstäncüg  gerechtfertigt  und  verarbeitet  wären;  es 
mOgen  sogar  verschiedene  Missgriffe  in  den  bisherigen  Yersnchen  mit  unter- 
laufen:  allein  die  Gedanken  sind  von  Wichtigkeit  fflr  die  Lehre  des  Bechtsstaates, 
und  namentlich  hat  die  Anerkennung  der  Gesellschaft  auf  diesem  Gebiete  eine 
bedeutende  Zukunft,  weil  sie  einem  grossen  Bedürfnisse  des  Lebens  und  der 
Wissenschaft  begegnet,  auch  in  ihrem  Kerne  wahr  ist,  wenn  schon  zunftdist 
noch  mit  IrrthOmem  vermischt  und  wunderlich  verschoben.  Aber  die  Bedeu- 
tung ist  freilich  nur  eben  fttr  die  Gattung  des  Bechtsstaates;  und  die  ausschlies- 
sende  Anerkennung  dieses  letztem  ist  die  immer  wiederkehrende,  freilich  wohl 
unvermeidliche,  Einseitigkeit  der  philosophischen  Systeme  >). 

Ob  endlich  Hegel  mit  Recht  unter  den  Ausbildern  der  Rechtsstaatsidee 
aufgeführt  wird,  mag  zweifelhaft  sein,  indem  allerdings  das  Eigentlittmliche 
seiner  Lehre  eben  darin  besteht,  dass  er  nicht  in  dem  subjectiven  Willen,  son- 
dern in  der  objectiven  Yemttnftigkeit  den  Grund  des  Rechtes  und  des  Staates 
findet,  somit  Ein  Moment  der  Bildung  des  Rechtstaates,  nämlich  die Thätigkeit 
der  Einzelnen,  bei  ihm  wegfällt.  Doch  scheint  die  Einreihung  gerechtfertigt, 
weil  immerhin  das  andere  entscheidendere  Moment,  die  menschliche  Yemunft- 
mässigkeit  des  Staates,  bleibt,  und  jedenfalls  mehr  Verwandtschaft  mit  der 
subjectiv  rationalistischen  Ansicht,  als  mit  Solchen  besteht,'  welche  den  Staat 
als  etwas  ausser  der  menschlichen  Vernunft  Liegendes  auffassen.  —  Wie  dem 
nun  aber  auch  sein  mag,  so  hat  jedenfalls  der  zur  Begründung  eines  neuen 
Staatsbegriffes  gebrauchte  dialectische  Process  keine  Früchte  für  das  allgemeine 
Staatsrecht  gebracht.  Es  ist  nämlich  schon  in  formeller  Beziehung  unverkenn- 
bar, dass  die  doppelte  Entwicklung,  durch  welche  aus  abstractem  Rechte  als 
Satz  und  subjectiver  Moral  als  Gegensatz  die  Sittlichkeit  als  das  höhere  aus- 
gleichende Gesetz  für  die  menschlichen  Handlungen,  aus  Familien  aber  als 
Satz,  Gesellschaft  (mehrere  Familien)  als  Gegensatz,  der  Staat  als  Vermittlung 
gefunden  wird,  an  unheilbaren  Mängeln  leidet,  weil  die  angeblichen  Gegensätze 
ganz  willkürlich  gewählt  sind.  Sodann  aber  ist,  in  materieller  Beziehung,  die 
dem  Staate  gestellte  Aufgabe  der  Objecüvirung  des  Sittlichkeitsgesetzes  theils 
zu  enge,  theüs  mit  den,  dem  Staate  allein  zustehenden,  äusseren  Mitteln  gar 
nicht  erreichbar.  —  Hiermit  ist  die  Anerkennung  der  Wahrheit  und  des  Scharf- 
sinnes in  einzelnen  Fragen  wohl  vereinbar  ^. 


1)  Krause»  C.  Ch.  F.,  Grundlage  des  Naturrechies.  Abth.  L  Jena,  1803.  Abriss 
der  Philosophie  des  Rechtes.  GötL,  1828.  —  Ahrens,  F.,  Die  RechUphiloso- 
phie,  oder  das  Naturrecbt.  4te  Aufl.  Wien,  1852.  Die  organische  Staatslehre. 
Bd.  L   Wien,  1851.  —    Röder,  K.,  Grundzfige  des  Naturrechtes.  Heidelb.,  1845. 

2)  Hegel,  G.  W.  F.,  Grandlinien  der  Philosophie  des  Rechtes.  2te  Aufl.  Berlin, 
1840.  —  Erdmann,  D.  £.,  Philosophische  Vorlesungen  über  den  Staat 
Halle,  1851. 
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(.  in  Italien. 

Es  ist  ein  weitgehender  Beweis  für  die  grosse  geistige  Begabung  des 
italiänischen  Stammes,  das?  die  zahlreichen  and  bedeutenden  Hindernisse,  wel- 
che seiner  wissenschaftlichen  Fortbildung  im  Wege  stehen,  denselben  keines- 
wegs ganz  von  der  liitwerbung  mit  den  übrigen  Nationen  abzuhalten  vermögen. 
Trotz  der  Aengstlichkeit  der  Begierungen;  der  Verbote  und  Verfolgungen  einer 
alhnächtigen  Kirche;  der  gewöhnlichen  Unbekanntschaft  mit  den  Sprachen  und 
also  der  Literatur  der  nördlichen  Culturvölker;  des  Mangels  eines  Mittelpunktes 
fOr  den  eigenen  Buchhandel:  treten  immer  wieder  bedeutende  Gelehrte  hervori 
und  zwar  auch  in  den  staatlichen  Wissenschaften.  Wie  frtlher  und  wie  bedeu- 
tend die  öffentliche  Wirthschaftslehre,  die  Statistik,  politische  Geschichte,  Staats- 
kunst, von  Italiänern  gefördert  worden  sind,  bedarf  nicht  wohl  der  Erwähnung. 
Aber  auch  in  der  philosophischen  Staatslehre  haben  sie  bis  in  die  neueste  Zeit 
wichtige  Arbeiten  geliefert,  welche  gar  wohl  verdienten  genauer  in  dem  übrigen 
Europa  bekannt  zu  sein ,  als  diess  gewöhnlich  der  Fall  ist.  Der  sittliche 
Ernst,  die  scharfsinnige  Dialectik,  die  unwandelbare  XJeberzeugung  von  dem 
Dasein  und  dem  Werthe  eines  philosophischen  Hechtes  verdienen  unbedingte 
Anerkennung;  und  die,  oft  bis  zu  einer  ganzen  Beifae  von  Bänden  ausgedehnte, 
Ausführlichkeit  der  Darstellung  macht  Belehrung  über  viele,  anderwärts  ver- 
nachlässigte, Gesichtspunkte  und  Fragen  möglich.  Allerdings  stören  nicht  sd- 
ten ,  als  volksthümliche  Fehler  der  italiänischen  Schriftsteller  ,  Weitläufigkeit, 
Wortmacherei  und  Ueberschätzung  der  nationeilen  Leistungen.  Aber  sie  dür- 
fen doch  nicht  allzu  hoch  in  Anschlag  kommen  gegenüber  von  der  südlichen 
Klarheit  und  von  der  warmen  üeberzeugung,  welche  die  besseren  Schriften 
regelmässig  auszeichnen.  Und  wenn  sich  in  ihrer  Bechtsphilosophie  auch  aller- 
dings lange  nicht  alle  Wendungen  der  Philosophie  des  Nordens  wiederspiegeln, 
so  ist  immer  die  Frage,  ob  nicht  die  grössere  Einheit  der  Auffassung  auch  ihre 
Vortheile  hat,  wenigstens  für  eine  üebereinstimmung  in  den  Ansichten  der  Ge- 
bildeten des  Volkes. 

Die  allgemeinen  Verhältnisse  Italiens  machen  es  begreiflich,  dass  die 
Lehre  vom  Bechtsstaate  erst  spät  dahin  drang,  und  dass  dieses  durch  französische 
Vermittlung  geschah  *).  —  Die  ersten  bedeutenden  Wirkungen,  welche  nament- 


1)  Vlco  kann  hier  nicht  in  Betrachtung  kommen.  So  hoch  auch  sicherlieh  sdne  Gei- 
steskraft, Eigenthfimlichkeit  und  Gelehrsamkeit  angeschlagen  werden  mnss;  nnd  so 
gewiss  er  seiner  Zeit  weit  voraneilend  und  von  ihr  nicht  verstanden,  glänzende 
Geistesblitze  in  die  Philosophie  der  Geschichte ,  in  die  Auffassung  des  römisebeo 
Staates  und  in  das  Vcrständniss  der  klassischen  Schriflsteller  geworfen  hat;  ja  obgleidi 
er  in  seiner  „Neuen  Wissenschaft**  höchst  Geistreiches  über  die  natnrgemässe  Eni- 
Wicklung  der  Staaten  vorträgt:  so  ist  doch  das  philosophische  Recht  von  ihm  nicht 
fördert  worden.  Theils  fanden  seine  Schriften  bis  in  die  neueste  Zeit  kaum  irgend 
theils  sind  seine  Gedanken  nicht  zu  einem  verständlichen  Ganzen  geordnet  Er 
ein  Meteor,  nicht  aber  eine  aufgehende  Sonne,  wofOr  ihn  jetzt  die  Italttner 
geben  möchten.  Vgi.  Rocco,  Elogio  storico  di  Giobat  Vico.    Nap.,  1844, 
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lieh  die  Bekanntschaft  mit  Bousseau  und  Montesquieu  hervorbraohte,  waren 
die  Werke  Filangieri's  und  Beccaria's,  somit  Leistungen,  welche  ihrem  Wesen 
nach  nicht  hierher  gehören;   aber  allmählig  wurde  auch  das  eigentliche  philo- 
sophische Staatsrecht  von  den  Fesseln  der  Scholastik  befreiet.    In   den  siebsi« 
ger  Jahren  erschien  Lampredi's  Lehrbuch  ^),   welches  die  ganze  Yertraga- 
iheorie>  wenn  auch  nicht  eigenthttmlich  so  doch  klar  vorträgt,  und  nur  gegea 
deAJenigen  Theil  der  rousseau'schen  Lehre  kämpft,  welchem  gemäss  die  oberste 
Gewalt  dem  Volke  unabtretbar  zusteht,  und  somit  von  demselben  in  jed^n  Au« 
genblicke  wieder  an  sich  gezogen  werden   kann.  —  Später  gewann  die  Kant» 
Fichte'sche  Philosophie,  namentlich  durch  die  Vermittlung,  der  österreichischen 
Handbücher  und  Hochschulen,  grossen  Einfluss,  so  dass  noch  bis  in  die  jüngste 
Zeit  die  bedeutendsten  italiänischen  Schriftsteller  über  gemeines  Staatsrecht  auf« 
diesem  Standpunkte  stehen,  wenn  sie  auch  einzelne  Lehrsätze  der  kritischen  Schule 
bestreiten  oder  es  für  gerathen  finden,  denselben  einen  theologischen  Beistand 
au  geben.    Auf  dieser  Grundlage  handelt  denn  namentlich  Baroli  in  ausführ- 
licher und  höchst  klarer  Darstellung  (als   zweite  Abtheilung  seines  umfassen- 
den Werkes  über  die  gesammte  Rechtsphilosophie)  auch   das   Staatsrecht  ab; 
entwickelt  Rinaldini  mit  wissenschaftlicher  Schärfe   aber  grosser  politischer 
Vorsicht  die  Grundbegriffe,   namentlich  aber  den  Zweck  und  die  Entstehung 
des  Staates;  giebt  Tolomei   in   einem  schulgerechten  Systeme  eine  ausführ- 
liche, im  kritischen  Theile  scharfsinnige,  dem  Inhalte  nach  stofflich  reiche  Dar- 
stellung des  gesammten  philosophischen  Rechtes ;  und  erörtert  endlich  Rosmini- 
Serbati  die  näheren  und  entfernteren  Zwecke  des  Menschen  im  Staate  über- 
haupt und  in  dessen  einzelnen  Entwicklungsstufen  ^).    Selbst  das  jüngste  von 
Soria  di   Crispan  in  kaum   gewältigbarer    Ausführlichkeit  ausgesponnene 
System  *)  steht  im  Wesentlichen  auf  dem  Boden  der   gewöhnlichen  Rechts^ 
Staatslehre»  wenn  schon  im  Einzelnen  Anschauungen  und  Beweise   eigenthümp 
lich  und  selbstständig  sind,  die  Methode  aber  durch  spitzfindige  Begriffspaltung 
als  ganz  nationell- scholastisch  erscheint.    Allen  ist  gemeinschaftlich,  dass  Sie 
Staat  und  Gesellschaft  gar  nicht  oder  nur  mit  grosser  Unklarheit  unterscheiden^ 
und  über  die  atomistische  Auffassung  des  Zusammenlebens,   die   negative  Be- 
stinuBung  des  Rechtsbegriffes  und  über  die  Annahme  eines  einzigen  vernünf- 
tigen Staatsgedankens  und  Staatszweckes   nicht  hinaus   kommen.    Am  eigen- 
tbümlichsten  ist  dabei  Rosmini -Serbati,  indem  er   eine  Modification  in    den 


1)  Lampredi,  J.  M.,  Juris  publioi  universalis  theoremata.  I.  IL  Libumi,  1777. 

2)  Kiaaldini,  C  ,  Dalla  genesi  dello  stalo.  Pav.,  1835.  —  Baroli,  P.,  Diritto 
naturale  private  e  pubblico.  1 — ^VI.  Crem.,  1837.  Bd.  111  u.  IV  enthaken  das  Di- 
ritto pnbblico  intemo.  —  Rosmiui  di  Serbati,  A.,  Filosofia  del  diritto.  MiL, 
1839;  Dcrs.,  La  8ocict4  e  il  suo  fine.  Mil,  1839.  —  Tolomei»  G.»  Corso 
elementare  di  diritto  naturale  o  razionale.  1—111.    Padov.,  1849. 

3)  Soria  di  Crispan,  D.,  Plulosophie  du  droit  public,  suivie  d'une  th^orie  de  droit 
constilntidneL  £d.  3.  I~1X.  Brux.,  1863  u.  M.  Die  beiden  ersten  Ausgaben  sind 
itali&nisch. 
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Bestrebungen  und  Leistungen  des  Staates  in  Folge  der  alhnSliligen  Entwick- 
lungen desselben  annimmt,  und  ihm  somit  wenigstens  einen  sachlichen  Inhalt 
anstatt  des  blosen  formalen  Hechtsschutzes  zuweisst.  Bass  er  jene  Verschie- 
denheit in  einer  regelmässigen  Aufeinanderfolge  von  bioser  Erhaltung  des  Da- 
seins, von  Erweckung  von  Macht,  drittens  von  Reichthum,  und  endlich  von 
Genuss  findet,  ist  freilich  wunderlich  verkehrt,  da  solche  Lebenszwecke  und 
diese  Aufeinanderfolge  in  der  Zeit  weder  geschichtlich  nachgewiesen  noch  ans 
dem  Wesen  des  Menschen  mit  innerer  Nothwendigkeit  entwickelt  werden  kön- 
nen. Eine  Veränderung  (ob  eine  günstige,  muss.  sich  freilich  erst  sp&ter 
zeigen)  ist  nur  in  so  ferne  eingetreten,  als  die  Erause^söhe  Rechtslehre  dorch 
die  in  Italien  weit  verbreiteten  und  mehrfach  übersetzten  Schriften  von  Ah- 
rens  Anklang  gefunden  hat.  Allerdings  wird  viel  gegen  die  Erause^sdien  Grund- 
begriffe von  Recht  und  gegen  die  von  Ahrens  gemachten  Anwendungen  pole- 
misirt  ^);  allein  ein  weit  verbreiteter  Einfiuss  ist  nicht  zu  verkennen«  Na- 
mentlich müssen  Melchiorre,  Ambro soli  und  Bonc'ompagni  ^  als 
ihre  Anhänger  bezeichnet  werden ;  wenn  schon  von  einem  vollständigen  Ver- 
ständnisse wohl  nicht  die  Rede  ist,  und  namentlich  der  Letztere  mehr  lose 
zusammenhängende  Gedanken  eines  geistreichen  und  hochgebildeten  Staatsman- 
nes als  ein  kunstgerechtes  Lehrgebäude  giebt. 

Wesentlich  verschieden  von  diesen  Anklängen  oder  völligen  Nachahmun- 
gen nordeuropäischer  Staatsphilosophie  sind  nur  die  in  der  Form  acht  italift- 
nischen,  dem  Inhalte  nach  völlig  selbstständigen  zahlreichen  rechtsphilosophi- 
schen Werke  Romagnosi's').  Die  bezeichnenden  Eigenschaften  ihrer  Form 
sind:  eine  ins  Unendliche  gehende  Spaltung  der  Begriffe;  scharfsinnige  aber 
kleinliche  und  stofflich  nichts  erläuternde  Unterscheidungen ;  eine  ausführliche 
Rechtfertigung  und  naive  Selbstanpreisung  dieser  Eintheilungen  und  Einleitun- 
gen; als  Folge  von  all  diesem  aber  grosse  Schwer^Qligkeit,  Breite  und 
schwierige  Uebersicht.  Reichlich  belohnt  dagegen  der  Inhalt  die  Mflhe 
des  Zurechtfindens  und  Hineindenkens  in  die  so  fremdartige  Darlegung  der 
Gedanken.  Abgesehen  nämlich  von  einer  fast  unzähligen  Menge  einzelner 
Fragen  der  Metaphysik  des  Rechtes,  welche  auf  eine  den  gewohnten  Auffas- 
sungen völlig  fremde  Weise  dargestellt  und  gelöst  werden,   sind  RomagnosTs 


1)  Man  sehe  z.B.  Giargi,  A.  di,  e  Bigoni,  P.  Aug.,  Essame  del  Corso  di  diritto 
naturale  del  Prof.  H.  Ahrens.  1854. 

2)  Melchiorre,  DeUa  giurispnidenza  universale.  I.  11.  Nap.,  1844.  —  Ambro- 
80 li,  L.,  Introduzione  alla  giurisprudenza  filosofica.  Mil. ,  1846.  —  Boneom- 
pagni,  Introduzione  alla  scienza  del  diritto.    Lug.,  1848. 

3)  Die  hieher  gehörigen  Schriften  6.  D.  RomagnosTs  sind:  L*introduzione  allo 
studio  del  diritto  pubblico.  Zuerst  Parma,  1805,  (jetzt  in  den  Opere,  Bd.  in,  1).  — 
Lettcre  a  6.  Yaleri  sull*  ordinamento  della  scienza  della  cosa  pubblica,  in  der 
Analogia  di  Firenze,  1826,  (Opere,  HI,  1).  —  Osservazioni  logiche  preliminari  per 
trattare  del  diritto  naturale  (Opere,  DI,  2).  —  Della  vita  degli  statt  (Opere,  DI,  2). 
-»  Instttazioni  di  dyile  filosofia  (Opere,  HI,  2). 
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Werke  namentlich  dadurch  ausgezeichnet,  dass  er  dem  Stoffe  des  menschlichen 
Zusammenlebens  im  Staate  seine  hauptsächliche  Aufmerksamkeit  zuwendet 
W&hrend  die  Staatsgelehrten,  namentlich  aber  die  der  deutschen  Schulen,  sich 
kaum  mit  anderen,  als  den  Vorfragen  über  das  Wesen,  die  Entstehung  und 
den  Zweck  des  Staates  und  mit  der  Begierungsform  beschäftigen,  höchstens 
die  gegenseitigen  Bechte  der  Begenten  und  der  Unterthanen  erörtern: 
bespricht  B(»nagno8i  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  verschiedenen  Wech- 
selbeziehungen der  Menschen  im  Staate  und  durch  den  Staat  zu  ordnen  seien- 
Dass  er  diese  Seite  des  staatlichen  Lebens  Gesellschaft  nennt,  ist  allerdings 
wohl  unrichtig,  (s.  oben,  S.  77 ;)  allein  in  sachlicher  Beziehung  schadet  diese 
Verwechslung  nichts,  und  wenn,  streng  logisch,  ein  guter  Theil  dieser  Unter- 
suchungen eher  dem  Gebiete  der  Staatskunst  als  dem  des  Bechtes  angehören 
mag,  so  ist  diess  ein  heilsamer  Fehler,  da  er  der  in  der  Begel  so  stofifleeren 
nnd  nur  um  die  fonnale  Ord^iung  bekflmmerten  Auffassung  der  Bechtsphilosophen 
zum  Gegengewichte  dient.  In  der  eigenen  Darstellung  Bomagnosi's  werden 
allerdings  diese  Verdienste  um  die  Ausbildung  des  öffentlichen  Bechtes  die 
verdiente  Anerkennung  und  Benatzung  nicht  erhalten;  allein  sie  verdienen 
Umarbeitung  imd  Aneignung,  auch  ausser  ihrem  Vaterlande. 

fj.  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

Ungefähr  zu  derselben  Zeit,  als  in  Frankreich  die  neue  Staatsphilosophie 
theoretisch  Wurzeln  zu  schlagen  anfing,  begann  in  den  englischen  Eolonieen  in 
Nordamerika  ein  Kampf  im  wirklichen  Leben,  dessen  Zweck  Unabhängigkeit, 
dessen  Veranlassung  aber  Verletzung  des  Bechtsbewusstseins  war,  wie  sich  dieses 
in  den  Nachkommen  von  Engländern  und  an  der  Hand  des  englischen  theore- 
tischen und  praktischen  Staatsrechtes  ausgebildet  hatte.  Der  Kampf  wurde 
an&nglich  mit  parlamentarischen  Berathungen  und  Streitschriften,  später  mit 
Waffen  geführt;  siegreich  fflr  die  Parthei,  welche  ihre  Forderungen  auf  die 
allgemeine  Bechtsgleichheit  und  die  angebornen  Urrechte  gegenüber  von  ge- 
schichtlichem Bechte  stützte.  Dieser  Erfolg  war,  und  ist  noch,  von  unberechen- 
barer Wichtigkeit  für  die  praktischen  Staatenverhältnisse;  aber  auch  die  Wis- 
senschaft hat  durch  dieses  wichtige. Ereigniss  entschiedenen  Anstoss  und  blei- 
bende Erweiterung  erhalten.    Diess  aber  in  doppelter  Beziehung. 

Einmal  ist  überhaupt  durch  diesen  neuen,  in  seinen  Wirkungen  nach  der 
Meisten  Ansicht  vortrefflichen,  praktischen  Sieg  des  rationellen  Bechtes  über 
das  hergebrachte  und  gesetzliche  das  Ansehen  des  ersteren  gehoben,  dadurch 
aber  seine  immer  häufigere  Bearbeitung  und  Weiterausbildung  gefördert  wor- 
den. Und  zwar  trat  von  Jetzt  an  in  der  staatsrechtlichen  Literatur  aller  Völ- 
ker eine  doppelte ,  früher  gar  nicht  oder  kaum  beachtete  staatliche  Bildung 
sehr  in  den  Vordergrund.  Die  erste  ist  die  Volksherrschaft  mittelst  Stellver- 
tretung und  gewählter  ausübender  Gewalt,  offenbar  eine  der  folgerichtigen  Ent- 
^cklnngen  des  modernen  Bechtsstaatsgedankens,  aber  bis  dahin,  aus  nahelie- 
genden Klugheitsgrflnden ,   nicht  viel  besprochen.    Durch  den  thatsächlichen 
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Bestand  «nd  die  BMthe  einer  solchen  Yolkslienschaft  wxrde  es  jetzt  togiach 
nothwendig  und  praktisch  möglich,  auch  die  Wissenschaft  in  dieser  Bichtimff 
auszubilden.  Die  zweite  nunmehr  h&ufiger  von  der  Wissenschaft  behandelte 
Staatsform  ist  aber  der  Bundesstaat.  Nichts  ist  riditiger,  als  dass  das  bei- 
spiellose Gedeihen  der  Vereinigten  Staaten  keineswegs  blos  Ton  dieser  doppdr 
iea  staatlichen  Einrichtung  herrührt;  ja  es  mag  fftr  den  Einsichtigen  erwiesen 
sein,  dass  diese  Einrichtung  ihren  Bestand  eben  nur  den  anderen  EigenthOm- 
lichkeiten  des  Landes  verdankt.  Jedenfalls  aber  ist  diese  Einrichtong  da,  und 
fordert,  und  erhftlt  auch,  theoretische  Begrttndung  und  Erörterung.  In  unzäh- 
ligen, sich  immer  wiederholenden  Fällen  werden  die  Grunds&tze,  auf  welchen 
der  Rechtszustand  in  Nordamerika  sich  stfttzt,  bei  Gelegenheit  einer  prakti- 
schen Frage  dort  und  anderwärts,  in  Parhimenten,  öffentlichen  Blättern,  Acten- 
Stücken  u.  s.  w.,  erörtert.  Diess  aber  kommt  in  seinen  wirklichen  Ergebnissen 
nach  der  Theorie  zu  Gute.  Enrz,  die  Thatsache  der  neuen  Begierangsfom 
hat  die  Wissenschaft  um  die  Lehre  von  ihr  bleibend  erweitert 

Sodann  aber  hat  theils  das  Bedürfniss,  den  Aufstand  theoretiscli  zn 
rechtfertigen,  theils  das  Bestreben,  nach  dem  Siege  einen  verständigen  und 
haltbaren  staatlichen  Zustand  zu  Wege  zu  bringen,  in  den  Vereinigten  Staaten 
selbst  eine  philosophiscli-staatsrechtliche  Literatur  erzeugt,  und  damit,  wenn  anch 
nicht  gerade  eine  neue  Schule  der  Wissenschaft,  so  doch  eine  weitere  rationelle 
Abtheilung  in  derselben  geschaffen.  Die  einschlagenden  Werke  sind  aber,  der 
Veranlassung  und  den  thatsächlichen  Verhältnissen  entsprechend,  doppelter 
Art.  Die  einen  haben  die  Vertheidigung  der  demokratischen  Staatsform  luid 
etwa  auch  des  Widerstandsrechtes  zum  Gegenstande;  die  anderen  den  Gedan- 
ken eines  Bundesstaates.  —  Von  den  ersteren,  deren  Zahl  natürlich  vor  dem 
Kampfe  und  während  desselben  sehr  gross  war,  haben  sich  wenigstens  einige 
einen  Namen  auch  in  der  Theorie  gemacht.  Es  sind  diess  die  Schriften  voa 
Payne,  J.  Adams  und  Livingston  *).  Der  zuerst  Genannte  ist  einer  der 
entschlossensten  Verfechter  der  Volksherrschaft.  Wenn  er  auch,  nach  J.  J. 
Bousseau,  nichts  wesentlich  Neues  giebt,  so  treibt  doch  kein  anderer  Schrift- 
steller den  Grundsatz  der  aUgemeinen  Gleichheit,  die  Gründung  des  Staates 
durch  einen  immer  wieder  zu  erneuenden  Vertrag,  die  Verwerfung  aller  fürst« 
liehen  und  erblichen  Gewalt  so  auf  die  Spitze.  Es  geht  diess  so  w^t,  dais 
Payne  in  staatlicher  Beziehung  als  Vorgänger  von  Proudhon  angesehen  wer- 
den kann.    Denn  aus  seinen  Vordersätzen  folgt  doch  eigentlich  nur  die  völlig« 


1)  Payne,  Th. ,  The  common  sense,  addressed  to  the  inhabiUnts  of  Ameriea. 
Ed.  2.  Philad.,  1775 ;  eine  deutsche  Uebersetzung  in  Dohm'a  Materialien  fftr  Sta- 
tistik. 8t  1,  1777.  —  Adams,  J.,  Defense  of  the  Constitution  of  goyemement 
of  the  U.  St.  I— m.  Lond. ,  1787  u.  88;  eine  franaönscbe,  abgekürzte,  üebtr- 
setznng  von  de  la  Croiz,  Par. ,  1792,  2  Bde.  *-  Livingston,  Examen  dm 
goavefttement  d'AngteteiTe,  compar^  anx  eonstitalions  ^dee  S.  U.  Par.,  1799. 
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Begienmgslosigkeit,  die  Anarchie  des  Letzteren,  als  nothwendiger  Schlnss. 
Umsichtiger,  tiefer  und  gelehrter  sind  J.  Adams  nnd  Livingston.  Ersterer 
stellt  in  einem  umfassenden  Werke  theils  die  Demokratie  an  sich,  theils  ins- 
besondere die  in  den  Vereinigten  Staaten  gew&hlte  Form  derselben  als  berech- 
tigt nnd  zweckmässig  dar.  Er  geht  zu  dem  Zwecke  die  Freistaaten  aller 
Länder  und  Zeiten,  sowie  die  gegen  die  Yolksherrschaft  vorgebrachten  theore- 
tischen Gründe  durch ;  sein  Verdienst  aber  liegt  mehr  in  der  gelehrten  üeber- 
sicht  und  in  der  Richtigkeit  des  ürtheiles ,  als  in  einem  siegreichen  Genius. 
Livingston  aber  sucht  insbesondere  die  Vorzüge  der  nordamerikanischen 
Staatseinrichtungen  vor  denen  Englands  nachzuweisen.  —  Von  noch  entschie* 
den  grösserer  Bedeutung  aber  sind  diejenigen  Schriften,  welche  die  Erörterung 
und  Empfehlung  des  Bundesstaates  zum  Gegenstande  haben.  Das  Thema  war 
an  sich  ein  weit  unbearbeiteteres,  und  seine  Behandlung  musste  überdiess  der 
Wissenschaft  auch  dann  zu  Gute  kommen,  wenn  zunächst  nur  das  positive 
Becht  des  Landes  die  Aufgabe  war.  Da  nämlich  die  Ünions-Verfassung  keinen 
Vorgang  in  der  Geschichte  hat,  so  konnten  auch  die  Gründe  zu  ihrer  Empfeh- 
lung und  Auslegung  lediglich  theoretische  sein.  Um  diese  aber  beweiskräftig 
zur  Hand  zu  haben,  war  die  ganze  Theorie  des  Bundesstaates  zu  bearbeiten. 
Es  sind  demnach  ausser  dem  Federalisten  auch  die  Werke  der  grossen  ame- 
rikanischen Schriftsteller  über  ihr  positives  vaterländisches  Staatsrecht  zu  nen- 
nen, nämlich  Story  und  Eent,  so  wie,  zwar  nicht  der  Nationalität  aber  dem 
Geiste  nach,  Tocqueville's  Betrachtungen  über  die  amerikanische  Demokratie. 
Der  Federalist  (das  gemeinsame  Werk  dreier  grosser  Staatsmänner,  A.  Hamil- 
ton's,  Madison's  und  Jay's,  ursprünglich  in  Form  eines  Tagblattes  im  Jahre 
1788  erschienen  und  dazu  bestimmt,  die  Annahme  der  Unions- Verfassung  dem 
Volke  zu  empfehlen)  ist  ein  Meisterwerk  von  Klarheit  und  Gemeinfasslidikeit, 
von  staatsmännischem  Bewusstsein  des  Zwecks  und  der  Mittel ,  von  einer 
Mässigung,  welche  sich  und  Andere  beherrscht.  Story  sucht  seines  Gleichen 
im  grossartigen  Verständniss  der  politischen  Begründung  des  von  ihm  erörter- 
ten positiven  Rechtes  und  in  gesunder  Auslegung.  Von  Eent*s  klassischem 
Werke  über  das  amerikanische  Gesammtrecht  betrifft  zwar  nur  ein  kleiner 
Theil  das  Staatsrecht,  und  auch  dieser  ist,  dem  Zwecke  des  ganzen  Buches 
gemäss,  wesentlich  positiver  Art;  allein  auch  bei  ihm  ruht  die  Auslegung  und 
die  Ziehung  der  Schlussfolge  auf  der  richtigsten  Einsicht  in  die  Natur  eines 
demokratischen  Bundesstaates.  Tocqueville  endlich  hat  die  geistreichste 
und  tiefste  Schilderung  des  innersten  Wesens  einer  Volksherrschaft  im  Allge- 
meinen und  der  amerikanischen  insbesondere  gegeben,  und  ist  von  diesem 
Standpunkte  aus  zu  einer  Erklärung  der  bereits  bestehenden  und  der  noch  zu 
erwartenden  staatlichen  Folgen  dieser  Regierungsform  gekommen,  welche  eben 
so  neu  als  schlagend  ist.  Wenige  Schriften  dürften  zum  Verständniss  einer 
Staatsform  so  viel  geleistet  haben,  als  diese  '). 


1)  The  FedenOist  on  the  new  Ceiulitaüoii ,  by  Hamilton,  Kaiison  aad  Jay; 
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b.    Bek&mpfung  des  Rechtsstaates. 

Nicht  immer  konnte  nnd  sollte  die  Alleinherrschaft  der  Theorie  des 
Rechtsstaates  bestehen.  Lange  hatte  sie  unbeschränkt  geboten  in  der  Wis- 
senschaft, und  unermesslichen  Einfluss  gehabt  auf  die  Wirklichkeit.  Es  war 
aber  ganz  naturgemäss  und  innerlich  nothwendig,  dass  endlich  auch  eine  Re- 
action  gegen  sie  eintrat.  Nicht  nur  gab  sie  in  der  That,  namentlich  so  wie 
sie  von  ihren  Gründern  und  berühmtesten  Anhängern  aufgefasst  war,  zu  ganz 
richtigen  Einwendungen  manche  Veranlassung;  sondern  es  waren  namentlich 
practische  Gründe,  welche  Einzehien  und  mächtigen  politischen  Partheien  ihre 
Bekämpfung  und  Ersetzung  durch  eine  andere  Lehre  vom  Staate,  dessen 
Begründung  und  Aufgabe  als  unerlässlich  erscheinen  Hessen.  Uniäugbar 
hatte  sie  durch  ihre  rein  rationalistische  Auffassung  zu  der,  mit  der  grossen 
französischen  Umwälzung  begoimeneu  und  dann  über  fast  ganz  Europa  fortge- 
schrittenen, Zerstörung  der  unbeschränkten  Fürstengewalt  und  des  staatliche 
Uebergewichts  des  Adels  und  der  Geistlichkeit  sehr  viel  beigetragen.  Wer 
nun,  nach  subjectiver  Ansicht  oder  als  Mitglied  und  Förderer  eines  vemach- 
theiligten  Standes,  wieder  eine  andere  Gestaltung  der  Staatszustände  wollte; 
oder  wer  durch  die^  mit  der  Staatsumwälzung  äusserlich  verbundenen  Gräud 
und  Unglücksfälle  eingeschüchtert  auch  entferntere  Veranlassungen  derselben 
zu  beseitigen  wünschte:  der  musste  auch  theils  die  Lehre  bekämpfen,  welche 
die  Umgestaltung  mindestens  rechtfertigte,  theils  eine  positive  Theorie  vom 
Staate  zur  Begründung  seiner  Forderungen  aufstellen.  Dies  geschah  denn 
auch,  theils  schon  während  des  Verlaufes  der  Revolution,  hauptsächlich  aber 
nach  der  ersten  Niederkämpfung  derselben  durch  den  Sturz  des  französischen 
Kaiserreiches. 

Es  waren  aber  zwei  verschiedene  Grundgedanken,  welche  man  der  Theo- 
rie des  auf  menschliche  Willensfreiheit,  auf  Verträge  und  auf  abstractes  Recht 
gegründeten  Staates  entgegensetzen  zu  können  glaubte.  Einmal  die  Rückfüh- 
i-ung  des  Staates  auf  göttliches  Gebot  und  auf  Lehre,  wo  nicht  Herrschaft  der 
Kirche.  Zweitens  die  innere  Berechtigung  des  geschichtlich  entstandenen  Staa- 
tes. Beide  Gedanken  konnten  freilich  auch  mit  einander  verbunden  werden, 
und  wurden  es  wiiidich  von  Einzelnen;  doch  muss  wissenschaftlich  der  eine 
oder  der  andere  Ausgangspunkt  gewählt  sein  und  die  Hauptrichtung  geben. 
Ueberdiess  whrd  die  Uebersicht  erleichtert  durch  eine  Trennung  nach  der  vor- 
wiegenden Auffassung. 


(in^sehr  vielen  Aasgaben;  eine  gute  ist  z.  B.  Hallo  well,  1825);  eine  firanz&- 
sische  unvollständige  Uebersetzung  in  2  Bden,  1792.  —  Story,  J. ,  Commen- 
taries  on  the  Constitution  of  the  U.  St.  I^IL  Ed.  2.  Boston,  1851;  dentsche  Ueber- 
setzung von  Boss.  Karlsr.,  1844.  —  Kent,  J.,  Commentaries  on  the  American 
law.  1  — IV.  7tli  ed.,  Bost,  1851.  -*  Tocqueville,  A  de,  De  la  D^moeralie 
en  Amdrique.  L  IL  Ed.  4.  Par.,  1835.  Ueber  diese  Werke  Genaueres  in  Abth.  VIB. 
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a.     Bekämpfang  auf  theokratiseher  Grundlage. 

Die  theokrati sehe  Lehre  —  denn  als  solche  mnss  die  Gründung  des 
Staates  und  seiner  Regierung  auf  unmittelbarem  göttlichen  Willen  bezeichnet 
werden,  wenn  sie  auch  nicht  gerade  in  eine  Priesterherrschaft  ausläuft  —  hat 
sowohl  in  Frankreich,   als  in  Deutschland  und  Italien  StimmftQirer   gefunden. 

In  Frankreich  sind  namentlich  de  Maistre,  Bonald  und  Ballanche 
zu  nennen'). 

Von  diesen  ist  de  Maistre  ohne  Vergleich  der  bedeutendste.  In  from- 
mer zugleich  und  geistreicher  Weltanschauung  ist  er  sich  des  Zieles  und  der 
Mittel  klar  bewusst,  obgleich  er  mehr  in  beredter  als  in  systematischer  Form 
spricht.  Ihm  ist  alle  Ordnung  und  alles  Gesetz  in  der  Welt  unmittelbare 
göttliche  Ordnung.  Und  zwar  haben  die  Gemeinen  im  Volke  zu  gehor- 
chen; von  ihnen  ist  der  Adel  durch  Gottes  Gebot  geschieden  nach  Würde 
und  Recht,  und  zum  Befehle  über  sie  bestimmt;  der  göttlich  eingesetzte  Erb- 
könig steht  über  dem  Adel;  er  aber  selbst  wieder  mit  dem  ganzen  weltlichen 
Staate  unter  dem  Papste,  als  dem  Nachfolger  Christi.  Der,  allerdings  zu  ver- 
langende, Schutz  gegen  Unrecht  und  Gewaltmissbrauch  der  Herrschenden  kann 
nicht  durch  menschliche  Antastung  ihrer  gottbestellten  Stellungen,  sondern  nur 
durch  die  unfehlbare  Kirche  geschehen.  Alles  blos  verständige  menschliche 
Gebahren  im  Staate,  vollends  gar  aller  gewaltsame  Angriff  auf  Eönigthum  und 
Adel  ist  somit  nicht  blos  unrecht,  sondern  gottlos.  —  Bonald's  Auffassung 
ist  im  Wesentlichen  die  nämliche ;  allein  es  herrscht  in  seinen  Schriften  mehr 
Willkühr  und  Unklarheit,  und  sein  System  beruht  auf  einer  Spielerei  mit  der 
Dreieinigkeit.  —  Ballanche  endlich  lässt  sich  die  Menschheit  nach  einer  gött- 
lichen Offenbarung  entwickehi ,  ohne  dass  ein  klares  Ziel  und  eine  bestimmte 
Aufgabe  zu  entdecken  wäre.  Der  Grundgedanke  ist  schön,  allein  die  Ausfüh- 
rung verschwommen. 

Zu  gleicher  Zeit  mit  den  theokratischen' Bestrebungen  in  Frankreich  tra- 
ten auch  in  Deutschland'  ähnliche  Lehren  auf;  doch  ist  die  Begründung  hier, 
nach  Art  des  Volkes,  mehr  auf  Religionsphilosophie  als  auf  eine  der  positiven 
christlichen  Kirchen  gestellt.  —  Sieht  man  ab  von  Ha  11  er,  welcher  zwar  auch 
seiner  Gewalt  göttlichen  Ursprung  giebt,  allein   dessen  System  doch  einen  we- 


1)  De  Maistre,  J. ,  Essai  s.  L  principe  gäi^rateur  des  constitutions  politiqnes.  St 
P^lersb.,  1810;  Du  Pape.  Lyon,  1819;  Les  Soirdes  de  St  P^tersbourg,  ou  entre- 
tiens  sur  le  gouvemement  temporel  de  la  providence.  Par.,  1821.  Eine  deutsche 
Uebera.  von  Lieber,  I  — V.  Fraakfl,  1824.  —  De  Bonald,  La  l^gislation  pri- 
mitive considör^e  par  les  seules  lumieres  de  la  raison.  Par.,  1802.  Deutscher 
Auszug:  die  ürgesetzgebnng.  Mainz,  1825.  Noch  weitere  Werke  gleicher  Rieh- 
tang in  den  Oeuvres,  Par.,  1817  fg.  12 Bde.  —  Ballanche,  Essai  sur  les  iottitu- 
tions  sociales.  Paris,  1818;  Pahngto^ie  sociale.  Paris,  1827.  (Oeuvres,  Bd.  II 
und  in.) 
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sentlich  andern  Eern  hat  nnd  daher  an  einer  anderen  SteUe  auzufdhren  ist: 
so  ist  namentlich  Adam  Müller,  Erauss  und  Stahl  hier  zu  nennen. 

A.  Mtiller^s  Lehre  beruht  auf  zwei  wesentlich  verschiedenen  Gedanken. 
Einmal  nämlich  verwirft  er  die  willkürliche  Gründung  des  Staates  durch  den 
Willen  und  Vertrag  Einzelner ,  sondern  betrachtet  ihn  als  die  natürliche  Ein- 
heit der  menschlichen  Zustände,  herausgewachsen  aus  der  Familie  und  deren 
Vorbild;  und  zwar  findet  er  in  diesem  Zusammenleben  einen  Gegensatz  zwi- 
schen Recht  und  Nutzen ,  welcher  vermittelt  werden  müsse.  Zweitens  ist  ihm 
Christus  auch  für  den  Staat  gestorben ;  die  ganze  Menschheit '  soll  in  christ- 
licher Liebe  aufgefasst,  der  Staat  nach  christlichen  (nicht  näher  angegebenen) 
Gedanken  geordnet,  namentlich  aber  ein  allgemeines  Bündniss  aller  Staaten  auf 
religiöser  Grundlage  geschlossen  werden.  Beide  Gedanken  sind  nicht  organisch 
verbunden,  und  namentlich  ist  der  letztere  einer  später  aufgefundeiven  Verzie- 
rung ähnlich.  Allein  unläugbar  ist  die  Darstellung  geistreich ;  über  Volkswirth- 
Schaft  wird  Eigenthümliches  und  Gedachtes  gegeben ;  und  namentlich  ist  merk- 
würdig, dass  hier  schon  der,  allerdings  unentwickeltere  und  vieUeicht  kaum 
bewusste,  Keim  manches  bedeutenden  Gedankens  liegt,  welcher  sich  später  zu 
ganzen  Systemen  gestaltete.  So  die  Idee  der  Gesellschaft;  die  Grundanschau- 
ung der  geschichtlichen  Eechtsschule;  der  heiligen  Allianz  >). 

Mehr  von  reinem  Willen  als  von  mächtiger  Beherrschung  des  Stoffes 
zeugt  das  Werk  von  Krauss^).  Ausgehend  von  der  (denn  doch  nur  subjec- 
tiven)  Schwierigkeit,  die  Wahrheit  unter  den  zahllosen  Staatssystemen  zu  fin- 
den, sodann  von  der  TJeberzeugung,  dass  die  Entfesselung  des  individuellen 
Willens  durch  die  Verfassungen  und  staatsbürgerlichen  Rechte  der  Neuzeit 
nicht  zum  wahren  Wohle  führen  könne ,  kommt  der  Verfasser  zu  dem  Satze, 
dass  zwar  Vollkommenheit  auf  Erden  nicht  zu  erreichen  sei ,  aber  doch  eine 
Annäherung  offen  stehe  mittelst  des  im  Christenthume  geoffenbarten  höchsten 
Vemunftgesetzes.  Das  Ergebniss  ist  natürlich  das  unbeschränkte  aber  christ- 
liche Eönigthum,  dessen  Pfiichten  denn  auch  in  vielen,  und  zwar  ganz  verstän- 
digen, Lehren  erörtert  sind. 

unzweifelhaft  über  Allen,  welche  diese  Richtung  zur  Ergründung  und 
Begründung  des  Staates  einschlagen,  steht  Stahl.  Ihm  kommt  keiner  der  Genos- 
sen gleich  an  Ernst  und  Tiefe  des  philosophischen  Denkens,  an  juristischer 
Schärfe  und  an  klarer  Eritik;  viele  Abschnitte,  namentlich  in  der  Geschichte 
der  Literatur,  sind  meisterhaft ;  es  ist  in  ihm  ein  grosser ,  wenn  schon  wohl 
irregehender  politischer  Sinn.    Und  dennoch  ist  das  Werk  wissenschaftlich  un- 


1)  Müller,  A.,  Die  Elemente  der  Staatsknnst.  I— Hl  BerHn,  1609;  Ders.,  Von  der 
Nothwendigkeit  einer  theologischen  Grundlage  der  gesammten  Staatswiesenschaf- 
ten.  Lpz.,  1819. 

2)  RransB,  A.  Vi^  Versuch,  die  Staatswissensehaft  auf  eine  unwandelbare  Grand- 
läge  festzustellen.  Wien,  1835.  Die  2te  Ausgabe  desselben  Weikes:  Das  christ- 
Uche  Staatsprincip.    Wien,  184^ 
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wahr,  weil  es  einen  bewnsst  vorgesetzten  pmetisclLeB  Zweck  hat,  weichen  xm  Lieke 
die  Theorie  gemacht  wird.  —    Der  Grundgedanke  Stahl's  hat  grosse  Aehnlich- 
keit  mit  der  Lehre  A.  Malleres ;  allein  er  ist  weit  klarer  aufgefasst,  philosophi- 
scher begründet,  und  mehr  za  einem  einheitlichen  (ranzen  yerschmolzen.    BtaJil 
geht  nftmlich  ans  Ton  der  Anschauung  der  geschichtlichen  rechtswissensohaft- 
lichen  Schule  über  Recht  und  Staat,  welche  ihm  also  nicht  durch  willkürlichen  Ein*- 
zelwillen  ge^chaffeii,   sondern   ein  uothwendiges  Erzeugniss    des   individuellen 
Wesens  eines  jeden  Volkes 'sind.     Anstatt  nun  aber   die  in    dieser  Ansicht 
liegende  Möglichkeit  der  verschiedenartigsten  Lebensauffassungen  und   daraus 
folgenden  Staatszwecke  anzuerkennen  und  zu  verfolgen ,  sucht  er  dem  mensch- 
lich nothwendigen  Staate  zu  gleicher  Zeit  einen  göttlichen  Charakter  zu   ge- 
ben,  und   verlangt  insbesondere,    dass    der  Staat  ein  christlicher  sei.     Letz- 
teres  versteht  er  übrigens   weder   im    theokratischen    noch  im  puritanischen 
(ausschliesslich   religiösem)   Sinne,   sondern   als  ein  Durchdringen  des  ganzen 
politischen  Zustandes   mit   christlicher  Weltanschauung  und  Gehorsam  gegen 
die  geoffenbarten  Gesetze.  —    Der  Fehler,  weil  die  äussere  Absicht,   liegt  in 
dem  mittleren   Satze,   n&mlich  in  der  angeblichen   gleichzeitigen  Göttlichkeit 
des  menschlichen  Staates.    Da  diese  Göttlidikeit  nicht  für  alle  Staaten,  beson- 
ders nicht  für  die  eben  jetzt  bestehenden,  auf  eine  unmittelbare  geschieht- 
b'che  Handlung  der  Gottheit  gestützt  werden  kann  und  soll,   (aus  sehr  nahe- 
liegenden Gründen);   und  da  doch  der  Staat  und  sein  Regent   nicht  blos  als 
Ausdruck  des ,  möglicherweise  sich  abwendenden,   Volkslebens  erscheinen  darf, 
sondern  eine  selbstständige  Stellung  haben  muss:  so  wird  nur  ein  mittelba- 
rer göttlicher  Willen  angenommen,  der  aber  doch  so  weit  gehen  soll,    dass 
„überall  die  bestimmte  Verfassung  und  die  bestimmten. Personen   der  Obrig^ 
keit   Gottes  Sanction  haben.^'      Die  Folgesätze  hieraus  sind  leicht  zu  den- 
ken;  allein  den  Beweis  dieser  mittelbaren  Göttlichkeit,  ja  nur  die  Aufstel- 
lung eines  fassbaren  Begriffes,  bleibt  Stahl  ganz  schuldig.    Gerade  hier  ist  nur  ' 
nebelhafte  Phrase    und  willkürliche  Behauptung,  und  weder  von  philosophi- 
gchem  noch  von  juristischem  Beweise  auch  nur  eine  Spur.     Die  ganze  Theorie 
ist  somit  gerade  in  ihrer  Grundlage  unerwiesen  und  unbegreiflich'). 

Unter  den  ItaüAnem  hat  sich  namentlich  der   Neapolitaner  L.  Tapa- 
r^lli^)   einen  Namen  erworben  durch  Festhalten  theokratischer  Auffassung 

Staate.     Er  verlangt  für  die  Bestandtfaeile  der  Gesellschaft  eine  einheit* 


1)  suhl,  F.  J.,  Die  Philosophie  des  Rechts  nach  gesc|»iehtlicher  Ansicht  L  iL 
Heidlbg.,  IS'Vss*  Die  zweite  wesentlich  umgestaltete  Bearbeitung  hat  den  Titel: 
Philosophie  des  Rechts.  Bd.  1.  Geschichte  der  Rechtsphilosophie.  Heidlbg.,  1847 ; 
Bd.  11,  1  u.  2,  Rechts-  und  Staatslehre  auf  der  Grundlage  christlicher  Weltan- 
schaomig.    Heidlbg.,  IS^Vu-    Bd.  I  in  3ter  Aufl.,  18&3. 

2)  Taparelli,  L.,  Saggio  teorico  di  diritto  naturale  appoggiato  sul  fatto.  I.  IL  Sd. 
3.  Nap.,  1860.  —  Deotache  Uebenetzung  von  F.  Schdttl  und  C.  Riniker. 
L  E  Regensbg.,  1845. 
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liehe  Oberleitung,  kann  aber  diese  nur  in  einer  (rewalt  erkennen,  welche  das 
ganze  Leben,  namentlich  also  auch  die  religiöse  sittliche  Ordnung  umfasst 
Ihm  ist  Katholicismus  und  Einherrschaft,  Reformation  und  Freistaat  gleichbe- 
deutend. Im  Uebrigen  machen  ihn  scholastische  Methode  und  die  unklare 
Yermischung  von  Sittengesetz ,  Recht  und  Staatsklugheit  wenig  geniessbar  und 
überzeugend. 

ß.    durch   Begründung    der   Innern   Berechtigung  des   th  atsAchlichen 

Staates. 

Nicht, alle  Widersacher  der  rationalistischen  Staatswissenschaft  und  ihrer 
practischen  Folgen  haben  ihre  Stütze  in  einer  göttlichen  Anordnung  des  Staa- 
tes gefunden;  sondern  es  haben  viele  und  bedeutende  Männer  gesucht,  das 
menschliche  Yerhältniss  des  Staates  auf  eine  für  den  menschlichen  Verstand 
begreifliche  und  genügende  Weise  rechtlich  zu  begründen ,  und  doch  ohne 
Willkür  der  Einzehien  und  vertragsmässige  Gründung.  Ihr  Grundgedanke  aber 
ist,  in  der  Thatsache  des  Bestehens  von  Staaten  die  innere  Berechtigung  dazu 
nachzuweisen.  Dass  damit  immerhin,  je  nach  der  Weltanschauung  des  Einzel- 
nen, der  Glaube  an  eine  göttliche  Weltregierung  verbunden  sein  kann,  bedarf 
nicht  erst  des  Beweises;  und  es  tritt  in  der  That  ein  solcher  bei  den  Anhän- 
gern dieser  Ansicht  in  der  Regel  hervor.  'AUein  es  ist  religiöses  Bedürfniss, 
nicht  der  £em  des  besondem  Begreifens  eines  Staates. 

Die  Auffassung  und  Behandlung  ist  übrigens  wieder  eine  wesentlich  ab- 
weichende, und  es  lassen  sich  wohl  unterscheiden  die  englischen  Tories  und  an 
ihrer  Spitze  E.  Burke;  K,  L.  von  Haller  und  seine  Schüler;  endlich  die 
deutsche  rechtsgeschichtliche  Schule. 

Nicht  sowohl  in  der  theoretischen  Grundlage  (diess  verbietet  dem  Eng- 
länder seine  auf  wiederholte  gewaltsame  Veränderungen  gestützte  positive  Frei- 
heit und  Verfassung) ,  als  in  einer  ihr  beigelegten  Bedeutung  und  Anwendung, 
weicht  Burke  von  der  Rechtsstaatstheorie  ab.  Er  erkennt  also  das  System 
der  freien  Persönlichkeit  und  was  daraus  folgt,  als  logisch  richtig  an;  erklärt 
aber  die  Anwendung  für  gefährlich.  Der  Staat  sei  nicht  nach  speculativen 
Sätzen,  sondern  nach  den  Bedürfnissen  des  Lebens  einzurichten,  und  sei  nur 
zu  deren  Befriedigung  bestimmt.  Das  diesen  Genügende ,  was  nach  Zeit  und 
Volk  verschieden  sei,  trage  seine  innere  Berechtigung  in  sich ;  und  Sache  der 
Staatsweisheit  sei  es,  das  für  die  concreten  Zustände  Passende  aufzufinden. 
Namentlich  die  englische  Verfassung  und  Freiheit  beruhe  nicht  auf  metapoli- 
tischen Grübeleien,  sondern  sei  geschichtlich  entstanden  und  so  zu  begreifen. 
Dab<^i  ist  er  natürlich,  nach  diesen  Vordersätzen,  keineswegs  für  unbeschränkte 
Fürstenherrschi^  und  blinden  Gehorsam  der  Unterthanen;  der  Adel  hat  für 
ihn  nur  die  Bedeutung  einflussreicher  Grundeigenthümer ;  das  Volk  soll,  aber 
nur  durch  Solche,  bei  welchen  es  vernünftig  herkömmlich  ist,  an  den  öffentli- 
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chen  Angelegenheiten  Antheil  nehmen  >).  —  Dass  diess  keine  philosophische 
Begründung  des  Staates,  sondern  nur  eine,  mit  jener  sogar  im  Widerspruche 
stehende,  instinctmässige  Politik  des  mit  bestehenden  Einrichtungen  Zufriede- 
nen ist,  bedarf  nicht  wohl  des  Beweises. 

Von  formell  grösserer  wissenschaftlicher  Bedeutung,  wenn  gleich  zu  einer 
unhaltbaren  Lehre  gelangend  und  durch  die  mannichfachsten  Verkehrtheiten 
und  Leidenschaften  verunziert,  ist  K.  L.  von  Haller.  Sein  Zweck  ist  die 
Beseitigung  des  naturrechtlichen  Staates  durch  eine  that«ächlich  und  innerlich 
wahre  Begrtkndung  des  Zusammenlebens.  Seine  Lehre  aber  beruht  wesentlich 
auf  folgenden  Sätzen:  Es  ist  ein  naturgemässes ,  alle  menschlichen  Beziehun- 
gen beherrschendes  Yerhältniss ,  dass  der  Mächtigere  und  Stärkere  den  Ab-» 
hftngigen  und  Schwächeren  beherrscht.  So  zwischen  den  beiden  Geschlechtem, 
in  der  Familie,  im  Lohn-  und  Dienstverhältniss  u.  s.  w.  Von  einer  kfinstli- 
chen  üebertragung  der  Herrschaft  auf  deren  Inhaber  ist  somit  keine  Eede; 
diese  ist  eine  unbedingt  nothwendige  Folge  der  Macht.  Der  Staat  ist  kein 
wesentlich  anderes  Yerhältoiss ;  und  nur  je  nachdem  der  Mächtigere  ein  gros- 
ser Grundherr,  ein  Eriegsfürst,  eine  starke  Gemeinde  oder  eine  Priesterschaft 
ist,  schattet  sich  der  Zustand  verschieden  ab.  Diese  auf  die  Macht  gestellte 
Herrschaft  ist  ein  dem  Besitzer  persönlich  zustehendes  Eigenthum,  und  kann 
daher  auch  von  ihm  auf  dem  gewöhnlichen  Wege  ^s  Privatrechtes  erworben  ' 
werden,  z.  B.  durch  Erbschaft,  Kauf,  Heirath.  Jede  andere  Entziehung  ist 
Gewalt  und  Raub.  Die  Gehorchenden,  Unterthanen,  sind  aber  keineswegs  rechts- 
los; sondern  auch  sie  haben  ihre  bestimmte,  durch  Vertrag,  Herkommen,  knr^s 
durch  ein  Eechtsgesetz  festgestellte  Rechtssphäre,  die  nicht  angetastet,  ja  die 
von  ihnen  im  Nothfalle  mit  Gewalt  vertheidigt  werden  darf.  Die  Regierung  ist 
zwar  an  sich  lediglich  Privatsache  des  Fürsten  oder  der  herrschenden  Körper- 
schaft ;  eigene  Staatszwecke  giebt  es  nicht :  allein  nicht  nur  muss  das  im  Ein- 
zelnen Versprochene  und  Festgestellte  gehalten  werden,  sondern  es  ist  über- 
haupt die  Art  der  Machtausübung  Gewissenssache.  —  Es  wird  somit  hier 
nicht  der  Staat  in  seiner  allgemeinen  Grundlage  erläutert ,  sondern  vielmehr 
völlig  geläugnet.  Der  einheitliche  Organismus  zur  Erreichung  eines  ausser 
dem  Einzelnen  stehenden  gemeinschaftlichen  Zweckes  (welcher  dieser  nun  sei), 
ist  für  Hall  er  gar  nicht  vorhanden;  sondern  nur  Privatrecht  und  vollständige 
Vereinzelung  der  unter  einer  Macht  thatsächlich  stehenden  Individuen.  Es 
liegt  somit  ein  vollkommenes  Verkennen  des  ganzen  Gegenstandes  vor;  und 
dieser  die  ganze  Lehre  völlig  vernichtende  Fehler  kann  natürlich  nicht*  gut  ge- 
macht werden  durch  die  logische  Folgerichtigkeit  seiner  Durchführung,  durch  den 
nnläugbaren  Reichthum  einzelner  richtiger  Sätze,  oder  den  oft  schlagenden  Scharf- 
sinn der  Kritik.    Es  ist  aus  dem  Werke  viel  zu  lernen,  aber  nicht  die  Wahrheit^). 


1)  Burke,  £.,  Reflexions  on  the  revolation  in  France.     Zuerst   17d6;   sp&ter  häufig 
au%elegi  und  in  viele  Sprachen  übersetzt. 

2)  Haller,  K.  L  von,  Handbuch  der  allgemeinen  Staatenkunde.     Winterth.,  1808; 

▼.  Mohl,  Staats wlsientchaft  I.    '  17 
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Die  deutsche  rechtsgeschichtliche  Schale,  mit  Savignj,  Eichhorn, 
Pnchta  an  der  Spitze,  hatte  allerdings  ursprünglich  nur  das  PriTatrecht  zmn 
Gegenstande  ihrer  Thätigkeit  gemacht.  Allein  ihre  Theorie  üher  die  Eatste- 
hung  des  Rechtes  überhaupt,  als  eines  naturwüchsigen  Erzeugnisses  des  ge- 
sammten  Yolksch^rakters  und  Volkslebens,  war  ihr  natürlich  auch  maassgebend 
für  die  Entstehung  des  den  Staat  betreffenden  Rechtes.  Sie  ist  demgemtes 
der  Ableitung  des  Staates  und  seiner  Zwecke  aus  abstracten  Grundsätzen  ent- 
schieden zuwider.  Auch  der  Staat  erscheint  ihr  nicht  als  mit  Bewusstsein  und 
Willensfreiheit  gemacht,  sondern  als  eine  natumothwendige  Folge  des  Zusam- 
menlebens eines  concreten,  mit  bestimmten  Eigenschaften  ausgestatteten  und 
den  bestimmten  äusseren  Verhältnissen  lebenden  Volkes.  Erst  später  mag, 
wie  überhaupt  beim  Rechte,  durch  vorzugsweise  ausgebildete  Träger  des  staat- 
lichen Bewusstseins ,  Aenderung  und  Ausbildung  mit  Absicht  dazukommen. 
Eine  ausschliessend  berechtigte  Regierungsform  bestdit  folgerichtig  nach  dieser 
Ansicht  nicht.  —  Unmittelbar  hat  die  geschichtliche  Schule  im  allgemeinoi 
Staatsrechte  keine  grosse  Thätigkeit  entwickelt,  und  es  ist  das,  was  von 
StahTs  Werk  ihr  angehört,  jeden  Falles  die  bedeutendste  ihrer  Leistungen. 
Allein  ihr  Einfluss  auch  auf  diesen  Rechtstheil  ist  doch  nicht  zu  unterschätzen, 
indem  sie  von  ihrem  Standpunkte  aus  dazu  G**ängt,  dem  Gedanken  des  Staates 
Inhalt  zu  geben  und  die  verschiedenen  Zustände  der  Völker  anzuerkennen. 
Von  der  voUeD  Wahrheit  freilich'  ist  sie  weit  entfernt  Theils  ist  ihre  Lehre 
Yon  der  Entstehung  und  von  dem  Inhalte  des  Staates  keineswegs,  wie  sie  be- 

■ 

hauptet,  die  einzig  mögliche,  ja  nicht  einmal  die  geschichtlich  ausschliessend 
begründete;  theils  sind  überhaupt  die  verschiedenen  Bedürfnisse  und  Aeusse» 
rangen  der  Nationalitäten  nur  innerhalb  eines  höheren  Vemunftgesetzes  beredi- 
tigt,  somit  muss  dieses  aufgesucht  und  an  die  Spitze  der  Staatsphilosophie  ge- 
stellt werden.  Der  Staat  ist  ein  allgemeiner  Begriff  und  eine  allgemeine  Noth- 
i^endigkeit,  nur  kann  er  verschiedene  Richtungen  haben;  die  geschichtUche 
Schule  sucht  nun  aber  nur  die  letzteren  zu  begreifen  und  zu  begründen,  nnd 
von  ihnen  wiederum  nur  Eine  Thatsache. 

y)    durch  das  angeblich  organische  System. 

Die  Schelling'sche  Naturphilosophie  stand  im  Innersten  Widerspruche  mit 
der  ganzen  rationalistischen  Begreifung  des  Staates.  Für  sie  war  dieser  einer 
der  verschiedenen  Manifestationen  der  weltbildenden  Vernunft,  (sei  es  mm, 
dass  diese  mehr  in  pantheistischem  oder  in  persönlichem  Sinne  genommen  warO 
von  einer  Entstehung   aus    menschlichem  Willen  und    einer  Berechnang  für 


Ders.,  Restauration  der  Staatswissenschaften.  2te  Aufl.  I—VI.  Winterth.,  1820.— 
Eine  na<;h  Form  und  Sprache  ganz  barbarische  Bearbeitung  des  Haller'sehen  Sy- 
Sternes  ist:  U golini,  A.  (Espisc.  Forosempron.),  Instituüones  Juris  sociaÜs  nalwae  ad 
nsum  scholarum.  I.  IL  Forosempr.,  1837—38.  —  Vielfache  and  nicht  immer  ge- 
hmgene  Streitschriften  gegen  Haller  bestehen  von  Krag,  Escher  u.  A. 
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menscfaliehe  Zwecke  konnte  daher  fftr  sie  gar  nicht  die  Bede  sein.  Dagegen 
war  die  Eigenschaft  eines  Organismus  mit  Nothwendigkeit  gegeben,  indem  die 
ürkraft  nichts  unorganisches  erzeugen  kann.  —  Der  Meister  selbst  schuf  nun 
zwar  keine  Rechts-  und  Staatsphilosophie  auf  dieser  Grundlage;  wohl  aber  be- 
mächtigten sich  seines  grossartigen  Gedankens  mancherlei  phantastische  Geister, 
welche,  übereinstimmend^  mit  ihm,  den  Rechtsstaat  verwarfen,  beim  eigenen  po- 
sitiven Aufbau  aber  anstatt  eines  Organismus  nur  einen  dichterischen  Traum,  zum 
Theile  selbst  nur  ein  sinnloses  Zerrbild  zu  Wege  brachten.  —  Noch  am  leid« 
liebsten  ist  es ,  wenn  eine  der  grossen  psychischen  Naturkräfte  als  auch  in  der 
sittlichen  Welt  —  unmittelbar  oder  analog  —  wirkend  angenommen,  und  diese 
dann  auch  dem  Staate  als  Ursprung  und  Regel  gegeben  wird.  Es  bedarf  frei- 
lieh  nicht  viel  verständigen  Nachdenkens,  um  die  Unzulässigkeit  dieser  Anwen- 
dung eines  Gesetzes  der  Materie  auf  die  geistigen  Kräfte  des  Menschen  und 
deren  Ausdruck  einzusehen.  Allein  wenn  der  falsche  Gedanke  mit  Ernst  und 
Scharfsinn  und  etwa  noch  mit  bedeutenden  naturwissenschaftlichen  Kenntnissen 
gehandhabt  wird,  so  mögen  sich  immerhin  ganz  witzige  Vergleiche  und  geist- 
reiche Seitenblicke  ergeben,  welche  dann  über  die  Nichtigkeit  des  Ergebnisses 
im  Gebiete  des  Rechtes  und  überhaupt  des  wirklichen  staatlichen  Lebens  trOsten 
können.  Ein  Buch  dieser  Art  ist  z.  B.  von  P.  G.  Planta  vorhanden  ^).  -*  Schon 
um  einen  Grad  verkehrter  ist  es,  wenn  —  wie  namentlich  von  Eschenmaier 
und  Wangenheim  geschehen^)  —  der  Staat  mit  den  menschlichen  Seelen« 
kräften  parallelisirt,  und  jeder  dieser  letzteren  eine  Staatseinrichtnng  gleichge- 
stellt wird;  z.  B.  der  Vernunft  das  Ministerium,  dem  WiUen  der  Fürst,  der 
Phantasie  der  Hofstaat.  So  lange  keine  Folgerungen  aus  solchen  Bildern  ge- 
zogen werden,  mag  man  sich  unschuldig  an  ihnen  ergötzen;  allein  nicht  nur 
sind  practische  Anwendungen  sehr  bedenklich,  sondern  es  findet  auch,  selbst« 
redend ,  ein  Begreifen  des  Staates  und  seines  Lebens  nimmermehr  statt.  Der 
Satz,  dass  der  Staat  nach  dem  Vorbilde  des  Menschen  eingerichtet  sein  müsse, 
weil  dieser  nicht  ohne  Staat  bestehen  könne,  ist  völlig  sinnlos.  —  Zum  Un- 
begreiflichen steigert  sich  aber  die  Verkehrtheit,  wenn  gar  der  sinnliche  Körper 
des  Menschen  als  Typus  des  Staatsorganismus  dienen  soll.  Diess  ist  nament- 
lich der  Fall  bei  Bluntschli,  diesem  sonst  so  verständigen  und  um  Staats- 
und  Rechtswissenschaft  höchst  verdienten  Manne  ^).  Dass  eine  Lehre,  welche 
das  Ministerium  des  Innern  mit  dem  Gedächtnisse,  das  des  Aeussem  mit  dem 
Geruch,  die  Strafrechtspflege  mit  dem  Nabel,  den  Fiscus  mit  der  „Unterlage**  des 


1)  Planta,  P.  C. ,  Die  Wissenschaft  des  Staates,  oder  die  Lehre  von  dem  Lebens- 
organismus.  I.  IL  Chnr,  1852. 

7)  Eshenmaier,  C.  A,  Normalrechi  I.  U.  Stnttg.  u.  Tab.,  1819.  —  (Wangen- 
heim, C.  von,)  Die  Idee  der  Staatsverfassung.   Frankf.,  1815. 

3)  Bluntschli,  Psychologische  Studien  über  Staat  und  Kirche.  Zflrich,  1844.  Ei 
sind  namentlich  die  beiden  Abhandlungen:  ,,L'£tat  c'eat  Thomme:  und  „die  XVI 
Grandorgane  des  menschlichen  Körpers.** 
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Körpers  gleichstellt,   nur  einen  sehr  Meinen  Kreis  von  Anhängern  fand  und 

der' von  ihr  bekämpften  Ansicht  keinen  Eintrag   that,    bedarf  wohl  nicht  der 

Versicherung. 

c.  Umfassende  Systeme. 

So  verschieden  und  einander  feindseelig  die  bisher  besprochenen  Lehren 
vom  Staate  und  seinem  Rechte  auch  sind,  so  gehen  sie  doch  gemeinschaftlich 
von  der  Ansicht  aus,  dass  sich  philosophisch  nur  Ein  Begriff  des  Staates  fas- 
sen lasse,  alle  anderen  aber  desshalb  unrichtig  seien.  Daher  denn  die  immer 
wechselnden,  weil  mit  jedem  neuen  philosophischen  Systeme  auch  neu  entstehen- 
den, Auffassungen  des  Staatsbegriffes;  und  daher  die  unendliche  Polemik. 

Wesentlich  hiervon  weicht  nun  aber  die  Ansicht  ab,  welche  die  Aufgabe  des 
philosophischen  Staatsrechtes  nicht  darein  setzt,  den  Staat  als  eine  Folgerung 
eines  bestimmten  philosophischen  Systemes  zu  begreifen,  sondern  welche  ihn  als 
eine  Anstalt  zur  Befriedigung  menschlicher  Zwecke  auffasst,  und  jede  Art  des- 
selben gerechtfertigt  erachtet,  welche  irgend  einer  (erlaubten)  menschlichen 
Richtung  entspricht  Ein  Anhänger  dieser  Ansicht  stellt  also  den  Staat  nicht 
auf  eine  metaphysische,  sondern  auf  eine  anthropologische  Grrundlage;  und 
weil  er  nicht  die  Macht  hat,  den  Menschen  nach  eigenem  Belieben  und  Sy- 
steme zu  schaffen,  sondern  ihn  nimmt,  wie  er  in  der  Wirklichkeit  besteht,  so 
bestimmt  er  auch  nicht  die  möglichen  Staatsbegriffe,  sondern  nimmt  die  that- 
sächlich  gegebenen  an.  Sein  System  besteht  also  zunächst  aus  einer  logischen 
Ordnung  dieser  verschiedenen  Staatsauffassungen,  je  nach  deren  Yerhältniss  zu 
der  menschlichen  Natur.  Aber  er  begnflgt  sich,  begreiflich,  nicht  mit  der  ro- 
hen Thatsache;  sondern  er  sucht  einer  Seits  die  allgemeinen  Sätze  auf,  welche 
diesen  sämmtlichen  Staatsbegriffen,  oder  "wenigstens  einzehien  Kategorieen  der- 
selben, zu  Grunde  liegen,  anderer  Seits  löst  er  bei  jeder  einzelnen  Art  de- 
ren Gedanken  ab  von  den  Zufälligkeiten  der  Erscheinung,  und  entwickelt  den- 
selben folgerichtig  aus  sich  selbst. 

Die  aus  solcher  Ansicht  entstehenden  umfassenden  Systeme  passen 
allerdings  in  keine  einzelne  philosophische  Lehre ;  und  ßs  ist  daher  auch  nicht 
zu  erwarten,  dass  sie  jemals  von  der  Schulphilosophie  werden  anerkannt  werden. 
Desto  mehr  aber  kann  diese  Ansicht  dem  gebildeten  Staatsmanne  zusagen,  wel- 
cher das  gesammte  menschliche  Leben  im  Staate  nach  seiner  Wirklichkeit  zu 
begreifen  sucht.  Ein  solches  umfassendes  System  wird  der  menschlichen  Natur 
und  der  Geschichte  des  Menschengeschlechtes  gerecht;  der  Vorwurf  eines  rohen 
Empirismus  oder  unsichern  Eklecticismus  aber  könnte  nur  von  Solchen  kom- 
men, welche  den  Grundgedanken  nicht  gefasst  haben.  Es  liegt  hier  eine  voll- 
kommen geschlossene  Ansicht  vom  Leben  zu  Grunde,  nur  freilich  keine  enge 
und  einseitige.  —  Als  ein,  nicht  eben  unbedeutender,  Nebenvorthcil  ergiebt 
sich  noch,  dass  wenigstens  ein  grosser  Theil  der  Polemik  Aber  den  richtigen 
Staatsbegriff  durch  eine  solche  breite  Auffassung  geschlichtet  wird.  Hier  ist 
Raum  für  viele  Auffassungen,  so  weit  sie  nur  überhaupt  verständig  sind;  nur 
freilich  erscheinen  sie  alle  nur  als  relative  Wahrheit. 
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Unter  diesen  umständen  ist  es  denn  gar  sehr  zn  bedauern,  dass  bis  jetzt 
die  Zahl  der  Schriften  von  so  allgemeiner  Anschauung  nur  gering  und  auch 
ihr  Inhalt  dem  Bedttrfnisse  noch  keineswegs  vollständig  genügend  ist. 

Es  zerfallen  nämlich  die  einschlagenden  Arbeiten  in  solche,  welche  sich 
mit  der  Begründung  der  umfassenden  Ansicht  und  etwa  einer  kurzen  Skizzi- 
rung  der  verschiedenen  von  ihnen  anerkannten  Staatsgattungen  begnügen;  und 
in  ausführlichere,  die  obersten  Sätze  in  ihre  Folgerungen  entwickelnde  Sy^- 
steme.  —  Die  erstere  Abtheilung  wird  gebildet  durch  Schriften  von  C.  Th. 
Welcker,  Duden,  Leo,  ^Bluntschli  *);''die  andere  aber  durch  Werke 
von  Fritot,  K.  S.  Zachariä,  wieder  Bluntschli  und  allenfalls  Lord 
Brougham  ^). 

Alle  diese  Schriftsteller  stimmen  dahin  überein,  dass  der  Staat  wesentlich 
verschiedene  Aufgaben  erfüllen  könne,  und  erfahrungsgemäss  auch,  je  nach 
der  Entwicklungsstufe  der  Völker,  wirklich  zu  erfüllen  habe;  dass  diese  Ver- 
schiedenheit des  Wesens  auch  das  Princip  der  Eintheilung  der  Staaten  sein 
müsse;  endlich,  dass  jede  der  auf  solche  Weise  unterschiedenen  Gattungen  und 
Arten  vom  Staate  ihre  eigenen  Grundsätze  und  Folgerungen,  kurz  ihr  eigenes 
Recht  habe.  Allein  in  der  Auffassung  des  Grundes  und  des  Wesens  der  Ver- 
schiedenheit weichen  sie  denn  freilich  ^ehr  von  einander  ab;  und  einige  sind 
dabei  offenbar  ganz  auf  Abwege  gerathen. 

Es  sind  nämlich  bis  jetzt  dreierlei  Methoden  befolgt  worden.  —  Wel- 
cker und  Böhmer,  haben  die  geistigen  und  sachlichen  Zustände  der  ver- 
schiedenen Völker,  oder  desselben  Volkes  zu  verschiedener  Zeit,  parallesisirt 
mit  den  Altersstufen  des  einzelnen  Menschen,  und  nun  so  viele  wesentlich  ver^ 
schiedene  Staatsgattungen  angenommen  und  geschildert,  als  diesen  Altersstufen 
entsprechen.  —  Andere,  und  zwar  namentlich  Fritot,  Zachariä,  Broug- 
ham, Bluntschli  (in  seinem  Staatsrechte),  halten  sich,  im  Wesentlichen 
wenigstens,  an  die  Eintheilung,  welche  aus  der  Zahl  der  regierenden  Personen 
entsteht,  gehen  aber  doch  dabei  tiefer  ein  auf  die  erfahrungsgemässe  innere 
Verschiedenheit  der  Staaten,  und  suchen  diesen  gerecht  zu  werden  durch  zahl« 


•  ) 


1)  Welcker,  K.  Th.,  Die  letzten  Gründe  von  Recht,  Staat  and  Strafe,  dessen, 
1813^  Ders.,  Universal-  und  juristisch-politische  Encyklopädie  und  Methodologie. 
Stattg.,  iSt^,  S.  287—453.  —  Duden,  6.,  Die  wesentliche  Verschiedenheit 
der  Staaten  und  die  Strebnngen  der  menschlichen  Natur.  Köln,  1822.  —  Leo,  H., 
Stadien  and  Skizzen  za  einer  Naturlehre  des  Staates.  Halle,  1833.  —  Reh- 
mer, Th.,  Die  vier  Parteien.  Zürich,  1844.  —  Bluntschli,  J.  C,  Psycholo- 
gisehe  Stadien  über  Staat  und  Kirche.    Zürich,  1844,   S.  231—291. 

2)  Fritot,  La  science  du  publiciste,  ou  princ.  ä^mentaires  etc.  I — IX.  Par. ,  1820 
—23.  —  Zachariä,  K«  S.,  Vierzig  Bücher  vom  Staate.  I— V.  Stuttg.  und 
Tüb.,  1820  fg. ;  eine  völlige  Umarbeitang  des  Werkes  aber  unter  dems.  Titel  ist 
erschienen  in  sieben  Bänden.  Heidelbg. ,  1839—43. —  Brougham,  H.  Lord, 
Political  philosophy.  I— HL  Lond.,  1844.  —  Bluntsehli,  J.  C,  Allgemeines 
Staatsrecht,  geschichtlich  begründet   München,  1852. 
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Miche  ünterabtheüungen  ihrer  Hauptstattsg&ttungen,  welche  begrifflicli,  und 
nicht  blos  nach  äusseren  Verschiedenheiten,  aufgefasst  werden.  —  Drittens 
endlich  wird,  von  Duden  und  Leo,  dar  letzte  Grund  des  Unterschiedes  in 
den  verschiedenen  geistigen  Anlagen  des  Menschen  gefunden,  welche,  je  nach 
dem  zeitlichen,  oder  örtlichen  Ueberwiegen  der  einen  oder  der  anderen,  auch 
die  Staaten  nach  Richtung  und  Form  bestimmen;  wobei  denn  freilich  eine  sehr 
aus  einander  gehende  psychologische  Auffassung  auch  sehr  verschiedenartige 
Eintheilungen  und  Charakteristiken  ergiebt. 

Von  diesen  drei  Auffassungen  ist  die  erstgenannte  nur  ein  wiUkOrliches 
Spiel  der  Phantasie,  welches  zu  allerlei  geistreichen  Gcidanken,  aber  nicht  zur 
wissenschaftlichen  Wahrheit  führen  kann.  Es  ist  ein  poetisches  Bild,  die  Staa- 
ten mit  den  mensdilichen  Altersstufen  zu  vergleichen,  aber  kein  begriffliches 
SingehiBn  in  das  Wesen  der  Verschiedenheit  dar  menschlichen  Zustände  und 
der  daraus  entstehenden  staatlichen  Zwecke  und  Richtungen.  Ein  Volk  ist  in 
der  Wirklichkeit  nicht  jung  und  nicht  alt,  und  es  giebt  keine  Staaten  blos  von 
Kindern  und  für  Kinder.  —  Das  Festhalten  an  der  numerischen  Verschieden- 
heit  der  Staatsoberhäupter  kann  nur  verwirren,  und  zwar  in  doppelter  Weise. 
Einmal  muss  eine  Eintheilung,  welche  im  Grossen  die  blosse  Form,  im  Ein- 
zehnen  ab^  den  Inhalt  beachtet,  ganz  ungewiss  darüber  machen,  worauf  es  d- 
gentlich  ankommt.  Sodann  muss  es  eine  schiefe  Ansicht  von  dem  Wesen  der 
verschiedenen  Staatsaxten  geben,  wenn  die  verschiedenartigsten,  offenbar  aus 
ganz  ungleichartigen  Grundgedanken  hervoi^gehenden  Staaten  als  Untereinthei- 
famgen  einer  und  derselben  Gattung  nebeneinander  stehen.  Je  tiefer  und  rich- 
tiger etwa  das  Wesen  der  einzelnen  Art  erkannt  und  geschildert  wird,  desto 
grösser  muss  die  Verwirrung  werden.  —  So  bleibt  nur  die  dritte  Methode ; 
und  es  ist  diese  auch  die  richtige.  Aber  eine  wesentliche  Verbesserung  ist  doch 
auch  hier  an  der  bisherigen  Behandlung  nöthig.  Es  muss  nämlich  das  bestim* 
mende  Wesen  der  verschiedenen  menschlichen  Eigenschaften  besser  vermittelt 
werden  mit  dem  Entstehen  und  dem  Inhalte  der  Staaten,  welche  die  Folge  die- 
ser Eigenschaften  sind.  Diese  letzteren  erzeugen  nicht  unmittelber  einen  Staat, 
sondern  sie  schaffen  zunächst  nur  menschliche  äussere  und  innere  Zustand^ 
Lebensstellungen  und  Zwecke  der  Einzelnen  und  der  gesellschaftlichen  Kreise. 
Die  Ordnung  und  Befriedigung  dieser  letzteren  ist  die  unmittelbare  Veranlas- 
sung und  Aulgabe  der  Staaten ;  hierdurch  bekommt  er  Inhalt  und  entsprechende 
Form.  Die  betreffende  Eigenschaft  der  menschlichen  Natur  steht  vielmehr  im 
Hintergrunde;  und  leicht  ist  es  auch  nicht  blos  Eine,  sondern  ein  Zusammen- 
wirken mehrerer  derselben,  wodurch  die  staatsbestimmenden  Zustände  eines 
Volkes  erzeugt  werden.  Die  Nichtbeachtung  der  Gesellschaft  ist  auch  hier  eine 
wesentliche^  Quelle  von  Irrthum. 

Im  übrigen  sind  unter  den  obengenannten  Schriften  mehrere  bedeutende, 
wenn  sie  auch  nicht  gerade  in  der  vorliegenden  Beziehung  völlige  Zustimmung 
finden  können.  —  Welcker's  „Letzte  Gründe'^  geben  geistreiche  Schilderun- 
gen verschiedener  Staatsgattungen;  und  man  verdankt  vor  Allen  ihm  den  Be- 
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weis,  dttss  der  Bteat  den  verschiedenen  Volksznständen  angepasst  sein  müsse, 
imd  dass  die  Verschiedenheit  der  Staaten  nicht  hlos  in  der  Form,  sondern  vor 
ADem  in  dem.  innersten  Wesen  und  Zwecke  derselben  zu  finden  sei.  — 
Blantschlfs  allgemeines  Staatsrecht  ist  allen  sonstigen  Handbüchern  dieser 
Wissenschaft  entschieden  vorzuziehen  an  Stoffireichthum,  juristischem  Benken 
und  stoatan&nnischem  Sinne.  —  Der  umfassenden  Werke  Zachariä's  und 
firottgkam'B  ist  bereits  bei  einer  andern  Grelegenheit  (s.  oben  S.  131  u.  144) 
ftäunendB  Srw&hnung  geschehen. 

d.    Die  Gesellschaftswissenschaft   und   das   philosophische 

Staatsrecht 

Noch  ist  zum  Schlüsse  der  Geschichte  des  philosophischen  Staatsrechtes 
eines  Ereignisses  zu  erw&hnen,  welches  zwar  bis  jetzt  keine  grosse  Veränderung 
in  der  Bearbeitung  dieser  Wissenschaft  erzeugt  hat,  aber  ohne  Bedenken  als 
der  Beginn  eines  neuen  Abschnittes  ihrer  Entwicklung  bezeichnet  werden  kann. 
Es  ist  diess  die  Feststellung  des  Begriffes  der  Gesellschaft.  Wird  dieser 
Gedanke  in  richtigem  Sinne  gefasst'),  so  ist  eine  doppelte  Umgestaltung  des 
philosophischen  Staatsrechtes  auf  die  Dauer  unvermeidlich.  Einmal,  die  wissen- 
schaftliche. Begreifung  und  Ausbildung  der  zahlreichen  neuen  Aufgaben  für  die 
Thätigkeit  des  Staates,  somit  eine  Vermehrung  des  Inhaltes  auch  des  Staats- 
re^tes.  Zweites  aber  die  völlige  Verlassung  aller  deijenigen  Lehren,  welche 
den  Staat  als  ein  Erzeugniss  des  Willens  oder  des  Handelns  isolirter  Einzelner 
betrachten ,  oder  bei  welchen  überhaupt  irgend  wie  ein  Sprung  von  der  Lebens- 
sphftre  des  Einzelnen  zu  dem  Staate  gemacht  wird.  Namentlich  die  letztere 
Folge  ist  fir  die  Wissenschaft  von  grosser  Bedeutung,  und  muss  in  dem  Streite 
der  bisherigen  Schulen  gewaltig  aufräumen  und  vereinfachen. 

Ueber  den  Hergang  ist  hier  wenig  zu  berichten,  da  die  Frage  anderwärts 
bereits  ausführlich  besprochen  ist.  Das  erste  Verdienst  der  Anregung  gehört 
-^  da  die  aaiUreiehen  und  sich  immer  wiedeffcolenden  Anmahnungen  der  Staats- 
WÄftnen  -  Dichtet  völlig  überhört  wurden,  —  offenbar  den  Socialisten,  d.h. 
jenen  kühnen  und  vielfach  irre  gehenden  und  gefährlichen  Neuerem  auf  dem 
Felde  der  Volkswirthschaft,  welche  in  der  Weise  und  in  der  Folge  des  per- 
sönlichen Eigenthumes,  und  in  der  daraus  stammenden  Macht  des  Kapitales  und 
des  Metallgeldes,  ein  System  von  Ungerechtigkeit  und  eine  Welt  von  Elend 
erblickten,  und  daher  eine  Umgestaltung  sämmtlicher  Vermögens-,  damit  aber 
natürlich  auch  aller  anderen  Lebensverhältnisse  verlangten.  Dieselben  fassten 
zwar  den  Begriff  der  Gesellschaft  ganz  einseitig  auf,  nämlich  nur  in  Beziehung 
auf  diejenigen  Gestaltungen  des  Zusammenlebens,  welche  die  Art  und  der  Umfang 
des  Besitzes  und  der  Arbeit  erzeugt.  Ebenso  war  namentlich  das,  was  sie 
gelegentlich  über  die  nöthigen  Gestaltungen  des  Staates  lehrten,  völlig  verfehlt; 
sei  es  nun,  dass  sie  in  communistischem  Sinne  die  Demokratie  bis  zum  Zerr* 


1)  S.  die  ausführliche  Entwicklung  «ben,  in  Abh.  I,  S.  88  fg. 
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bilde  und  znr  Unmöglichkeit  übertrieben ,  oder  mit  St  Simon  eine  WillkUir' 
herrschaft  der  Intelligenz  vorschlagen,  oder,  nothgednmgen ,  bei  einer  allge* 
meinen  Zwangsarbeitsanstalt  ankamen.  Allein  sie  machten  denn  doch  mit  der 
ganzen  Kraft  einer  scharfen  Kritik  aufmerksam  auf  das  Vorhandensein  ^ch- 
tiger  menschlicher  Verhältnisse,  um  welche  sich  bis  jetzt  Niemand  bektLmmert, 
welche  wenigstens  Niemand  in  ihrem  Zusammenhange  aufgefasst  hatte.  —  Auf 
sie  sind  denn  Männer  der  Wissenschaft  gefolgt,  welche  einer  Seits  polemisch 
gewendet  gegen  die  falschen  Ansichten  und  Folgerungen  der  Sodaüsten,  an- 
derer Seits  die  von  ihnen  erfasste  Seite  des  menschlichen  Lebens  aufnehmend, 
eine  richtigere  Lehre  von  der  Gesellschaft  zu  begründen  versucht  haben.  Ist 
dieser  Boden  erst  vollständig  gewonnen,  und  der  neue  Gedanke  allgemeiner 
anerkannt,  dann  wird  sich  auch  ohne  Zweifel  der  Strom  der  Literatur  reich- 
licher dieser  Bichtung  zuwenden.   Bis  jetzt  sind  nur  Anfänge  vorhanden. 

Noch  der  eigentlichen  socialistischen  Schule  gehört  Fröbel's  geist- 
volles, allein  durchaus  unklares  Werk  an.  Hier  ringen  Ueberschätzung  des 
Rechtes  und  der  Gewalt  der  Gesammtheit,  Uebermaass  der  Freiheit  des  Ein- 
zelnen und  materialistische  Lebensanschauung,  welche  die  höheren  religiösen 
und  sittlichen  Forderungen' nicht  anerkennt,  um  ein  unmögliches  Ergebniss. — 
Erst  eine  Grundlage  zum  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschaft  im  Staate  hat 
Ahrens  gelegt;  die  Ausführung  wird  zeigen,  wie  weit  diese  Grundlage  richtig 
ist.  —  Endlich  hat  Schützenberger  den  Versuch  gemacht,  das  Staatsrecht 
zu  erweitem  durch  grössere  Berücksichtigung  einzelner  gesellschaftlicher  Fragen 
und  Gestaltungen ,  ohne  jedoch  vorerst  das  richtige  Grundverhältniss  erkannt 
zu  haben  ').  Noch  ist  also  allerdings  wenig  zur  Ausbildung  des  Staatsrechtes 
mit  Berücksichtigung  des  neuen  Gedankens  und  zur  Einfügung  des  weiteren 
Stoffes  geschehen;  allein  nach  innerer  Nothwendigkeit  sind  diese  vereinzelten 
Anregungen  die  Vorläufer  einer  grossen,  jedenfalls  einer  berechtigten  Thätigkeit 


1)  Fröbel,  J.,  System  der  socialen  Politik.  2.  Aufl.  I.  IL  Mannheim,  184Z  — 
Ähren 6,  H.,  Die  organische  Staatslehre.  Bd.  I.  Wien,  1850.  (Ueber  dieses  Bneh 
8.  oben,  Abb.  I.  8.  86  fg.)—  Schützenberger,  F.,  Les  lois  de  Tordre  sodaL 
I.  n.  Par.  et  Strasb.,  1849. 
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Eine  der  merkwürdigsten  Erscheinungen  auf  dem  staatlichen  Gebiete  ist 
die  schnelle  nnd  weite  Verbreitung  der  constitutionellen  Begierungs- 
form/ Nachdem  diese  Staatsart  Jahrhunderte  lang  bei  einem  einzigen  Yolke 
bestanden  hatte,  verbreitete  sie  sich  in  zwei  nicht  wesentlich  verschiedenen 
Ausbildungen  innerhalb  eines  oder  zweier  Menschenalter  über  fast  alle  Länder 
europäischer  Gesittigung,  die  ältesten  und  verschiedenartigsten  Einrichtungen 
verdrängend.  Hat  sio  auch  nicht  überall  da,  wo  sie  überrascher  Eifer  und  Nach- 
ahmungssucht einzuführen  versuchten ,  bleibenden  Fuss  gefasst :  so  besteht  sie 
doch  jetzt  noch  in  den  grössten  und  den  gebildetsten  Theilen  von  Europa  und 
Amerika,  und  beginnt,  mittelst  der  englischen  Nebenländer,  auch  an  manchen 
Punkten  der  übrigen  "Welttheile  zu  wurzeln.  Die  constitutionelle  Regierungs- 
weise ist  ohne  Zweifel  nicht  das  letzte  "Wort  der  menschlichen  Vervollkomm- 
nung; allein  sie  ist  schon  jetzt  eine  grosse  weltgeschichtliche  Thatsache  und 
hat  au«h  noch,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach,  eine  lange  und  weite  Zukunft. 

Eine  so  wichtige  und  ausgebreitete  Gestaltung  der  menschlichen  Dinge 
hat  natürlich  auch  fdr  die  Wissenschaft  und  die  Literatur  grosse  Folgen  ge- 
habt —  Einmal  entstand  für  jedes  Land,  welches  die  neue  Regierungsweise 
angenommen  und  diese  seinen  Verhältnissen  angepasst  hatte,  das  Bedürfniss 
einer  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  dadurch  entstandenen  positiven  Rech- 
tes ;  so  dass  in  verhältnissmässig  kurzer  Zeit  eine  hödist  zahlreiche  Literatur 
des  positiven  constitutionellen  Staatsrechtes  vieler  Staaten  und  in  jeder  Art 
von  Schriften  entstand.  —  Sodann  wurde  der  Gedanke  des  constitutionellen 
Rechtes  auch  auf  dem  Gebiete  des  philosophischen  Rechtes  vielfach  bearbeitet 
War  auch  dieser  Gedanke  kein  von  der  Wissenschaft  a  priori  gebildeter,  son- 
dern vielmehr  ein  durch  Abstraction  von  einer  bestimmten  Thatsache  gewonnener: 
80  war  es  doch  möglich  und  Bedürfiiiss,  das  Wesen  desselben,  seine  allgemei- 
nen Grundlagen  und  seine  Folgen  im  Allgemeinen  zu  begreifen.  Zu  einer 
solchen  höheren  Auffassung  nöthigte  theils  der  natürliche  Wunsch ,  die  grosse 
weltgeschichtliche  Erscheinung  richtig  aufzufassen  und  zu  beurtheilen ;  theils 
das  Bedürfniss  des  Gesetzgebers ;  theils  endlich  die  Neigung ,  das  im  Leben 
Beetehende  mit  dem  Ideale  zu  vergleichen. 
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Spätere  Abtheüungen  des  gegenwärtigen  Werkes  werden  Gelegenheit  ge- 
ben, einen  guten  Theil  der  Bearbeitungen  des  positiven  consütationellen 
Staatsrechtes  einzelner  Länder  zu  besprechen.  Zunächst  ist  hier  die  Absicht, 
die  Geschichte  und  die  Literatur  der  allgemeinen  wissenschaftlichen 
Bearbeitung  zur  Anschauung  zu  bringen.  Ein  so  bedeutender  Theil  der 
staatswissenschaftlichen  Gesammtliteratur  dürfte  nicht  übergangen  werden,  auch 
wenn  die  Kenntniss  von  der  Bearbeitung  der  allgemeinen  Lehre  nicht  nöthig 
wäre  zum  späteren  richtigen  Verständnisse  des  einschlagenden  positiven 
Rechtes. 

Der  Begriff  des  constitutionellen  Staates  ist  ein  so  allgemein  bekannter 
und  so  gleichförmig  aufgefasster,'  dass  es  einer  ausführlichen  Erörterung  des- 
selben hier  nicht  bedarf.  Es  sei  daher  nur  bemerkt,  dass  folgende  vier  Merk- 
male den  Begriff  bilden:  Handhabung  der  gesammten  Staatsgewalt  im  Sinne 
und  Zwecke  des  Rechtsstaates,  und  zwar  durch  einen  monarchischen  oder  auf 
bestimmte  Zeit  gewählten  Träger  derselben ;  —  genaue  Feststellung  der  ordent- 
lichen und  ausserordentlichen,  zur  Führung  der  Regierung  bestimmten  Rechte 
mittelst  eigener  Yerfassungsgesetze ;  —  gleiehmässige  Feststellung  der  An- 
sprüche der  Unterthanen,  im  Ganzen  und  Einzelnen,  an  die  Staatsgewalt;  — 
Bestellung  verschiedener  Sicherungsmittel  dieser  letzteren  Rechte,  namentlidi 
aber  mittelst  einer  eigens  zur  Wahrung  bestimmten  und  hierzu  mit -den  nOthi- 
gen  Mitteln  ausgerüsteten  Versammlung  aus  der  Mitte  der  Unterthanen.  — 
Es  gehören  somit  der  constitutionellen  Staatsart  weder  diejenigen  Staaten  an, 
in  welchen  einzelne  Stände  mehr  oder  weniger  bedeutende  Ausnahmsrechte  be- 
sitzen, und  diese  dann  etwa  auch  gegen  die  Regierung  wahren;  noch  solche 
Staaten,  in  welchen  die  einzelnen  Bestandtheile  der  Staatsgewalt  verschiedenen 
Berechtigten  zustehen,  welche  in  ihren  Kreisen  selbstständig  beschliessen  und 
handeln.  Dergleichen  Einrichtungen  mögen  manche  Aehnlichkeiten  mit  einem 
constitutionellen  Staate  haben;  allein  sie  beruhen  auf  ganz  anderen  Grundlagen, 
und  können  nur  bei  einer  völligen  Verlassung  derselben  und  nach  vorgängigtf 
Verwandlung  in  Rechtsstaaten  constitutionelle  Staaten  werden. 


A. 

Geschichte    des    allgemeinen    constitutionellen    Staats- 
rechtes. 

Der  constitutionelle  Staat  ist  wesentlich  ein  Erzeugniss  der  neuetai  Zeit 
Er  konnte  weder  im  Alterthume  noch  im  Mittelalter  bestehen. 

Im  Staate  des  Alterthumes  ging  der  Mensch  ganz  unter  im  Bürger.  Aus- 
serdem wurde'  die  Freiheit  als  Mitregieren  aufgefasst,  nicht  als  Unbertthrtsdn 
durch  die  Regierung.  Bei  solcher  Anschauung  konnte  weder  von  einer  selbsti- 
schen Gegenüberstellung  des  Einzelnen  gegen  die  Staatsgewalt,  noch  von 
einer  Geltendmachung  negativer  Freiheitsrechte  die  Rede  sein.     Diess  wäre 
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keine  Sicherstellung  von  Hechten,  sondern  anfrflhrerischer  An&tritt  ans  Staat 
und  Beligion,  und  zwar  wegen  einer  für  den  Einzelnen  gar  nicht  einmal  vor- 
iheilhaften  Forderung,  gewesen.  Auch  konnte  der  Gedanke  einer  Stellvertre- 
tung in  staatlichen  Dingen  gar  keinen  Platz  finden  in  der  Fassungskraft  Sol- 
cher, welche  sich  seihst  als  Bürger,  ja  als  Menschen,  nur  begriffen,  in  so  ferne 
sie  persönlich  und  mit  Einsetzung  ihres  ganzen  Daseins  Antheil  am  Gesammt- 
leben  nahmen.  % 

Im  Mittelalter  aber  war  der  Begriff  des  Staates  als  eines  organischen 
Gesammtlebens  zur  Förderung  gemeinschaftlicher  weltlicher  Lebenszwecke  alier 
Theilnehmer  nicht  vorhanden.  Der  grosse  Gredanke  des  Heiligen  Bömischen 
Reiches,  als  der  Gesammtheit  der  Christen,  war  wesentlich  ein  theoretischer, 
und  hatte  eine  unmittelbare  Bedeutung  für  das  Leben  nur  hinsichtlich  des 
Verhältnisses  zwischen  Kirche  und  Staat  im  Allgemeinen.  Die  einzelnen,  that- 
sächlich  bestehenden  Staaten  beruhten  auf  ganz  anderen  Grundlagen.  Einer 
Seits  staad  die  fürstliche  Gewalt  auf  dem  Boden  des  Privatrechtes,  und  war 
nur  zu  bestimmten  vertragsmässigen  Leistungen  verpflichtet  Anderer  Seits 
waren  die  stark  ausgeprägten  gesellschaftlichen  Kreise  zu  keiner  höheren  Ein- 
heit vereinigt,  und  suchte  jeder  derselben  seine  eigenen  Zwecke  und  Bechte 
nach  bester  Gelegenheit  zu  sichern.  Es  mochten  also  die  Geistlichkeit,  der 
Adel,  die  Städte  ihre  eigenen  Verhältnisse  zu  ordnen  und  zu  wahren  suchen; 
allein  hierin  war  nichts  Gemeinschaftliches  und  nichts  Grundsätzliches.  Un- 
läugbar  ist  aus  diesen  Zuständen  das  constitutionelle  Wesen  geschichtlich  er* 
wachsen,  nachdem  sich  erst  der  Gedanke  des  Rechtsstaates,  gleichgültig  ob 
bewusst  oder  instinktartig,  entwickelt  hatte;  allein  es  war  dasselbe,  selbst  in 
Anfängen,  nicht  vorhanden  im  Lehen-  und  hausherrlichen  Staate  >). 


1)  Vergeblich  giebt  sich  Unger,  Geschichte  der  deutschen  Landstände,  Bd.  II, 
S.  429  fg.,  Mühe,  für  die  mittelalterlichen  Standeversammlnngen  die  allgemeine 
Vertretung  des  Landes  in  Anspruch  zu  nehmen.     Nicht  einmal  in  dem  Sinne  ei- 

i  ner  Vertretung  der  sämmtlichen  thatsächlich  vorhandenen  einzelnen  Rechte  und 
Interessen,  mittebt  der  Geltendmachung  der  Rechte  der  Geistlichkeit,  des 
Adels  und  der  Städte,  ist  dieses  richtig;  indem  hierbei  gewöhnlich  der  grösste 
Theil  der  Einwohnerschaft,  nämlich  die  Bauern,  gar  nicht  vertreten  war.  AUein 
so  ist  die  Frage  überhaupt  falsch  aufg^fasst  Richtig  gestellt  geht  sie  dahin:  ob» 
die  Gesammtheit  det  Staatsangehörigen,  als  solcher  und,  zunächst  wenigstens,  hin- 
sichtlich der  ihnen  allen  im  Staate  ^eichmässig  zustehenden  Öffentlichen  Rechte 
gleichmässig  vertreten  war  gegenüber  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt,  als  solchem? 
Diese  Frage  ist  nun  aber  unbedingt  zu  verneinen;  und  zwar  schon  ans  dem 
Grande,  weü  die  ganze  Auffassung  einer  gleichberechtigten  Unterthaneneinheit 
noch  gar  nicht  bestand,  der  Begriff  des  Staates  ganz  abhanden  gekommen  war. 
Hiermit  sind  unbestimmte  aügemelne  Ausdrücke  in  den  Urkunden  znr  Bestätigung 
der  Landesfreiheiten,  d.  h.  der  positiven  Rechte  und  Privilegien  der  einzelnen 
Stände,  oder  einzeUie  FäUe  von  Vertheidigungen  auch  Solcher,  wdehe  der  sich 
ihrer  annehmenden  Körpenehaft  nicht  angehörten,  gar  wohl  vereinbar.    Bequem- 
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Diese  YerwMidlmig  ging  zuerst  in  England  vor  sich,  ans  Granden,  deren 
Auseinandersetzung  hier  zu  weit  abführen  würde;  und  wenn  unter  den  Plan- 
tagenets und  Tudors  auch  die  königliche  Macht  noch  oft  mit  Gewalt  und 
Bohheit  durch  die  gesetzlichen  Schranken  brach,  so  bestanden  doch  die  Grund- 
sätze und  Formen  des  constitutionellen  Staates  im  Wesentlichen  schon  unter 
ihnen.  Auf  dem  Festlande  dauerte  der  mittelalterliche  Staat  weit  länger ;  doch 
begann  allerdings  die  fürstliche  Gewalt  im  siebzehnten  Jahrhundert  ihn  auch 
hier  zu  ihren  Gunsten  zu  beseitigen;  bald  früher  und  glücklicher,  bald  lang- 
samer und  unvollkommen. 

Sian  sollte  nun  allerdings  erwarten,  dass  sich  in  ziemlich  gleichem 
Schritte  mit  den  Thatsachen  auch  eine  Theorie  des  constitutionellen  Staates 
gebildet  habe,  und  wäre  es  nur  als  eine  Verallgemeinerung  des  vorliegenden 
besonderen  Rechtes.  Dem  ist  jedoch  nicht  so.  In  England  ist  bekanntlich 
weder  die  Art  des  Yolkes  einer  philosophischen  und  systematischen  Auffassung 
der  Lebensverhältnisse  geneigt,  noch  in  Beziehung  auf  Kechtsfragen  insbeson- 
dere der  Bildungsgang  der  Juristen  hierzu  geeignet  Blieben  desshalb  schon 
die  Bearbeitungen  des  positiven  Landesstaatsrechtes  selten  und  ungenügend 
genug,  so  war  vollends  von  rechtsphilosophischen  Auffassungen  gar  keine  Bede. 
Höchstens  wurden  bestimmte  einzelne  Fragen,  wie  z.  B.  über  die  Grenzen  des 
ünterthanengehorsams,  aus  allgemeinem  Standpunkte  erörtert.  Auf  dem  Fest- 
lande aber  waren  die  englischen  Einrichtungen  zu  wenig  bekannt,  als  dass 
sie  die  sachliche  Grundlage  zu  Theorieen  hätten  sein  können ;  und  die 
eigenen  Staatsverhältnisse  gaben  zur  Ausdenkung  einer  allgemeinen  Lehre  für 
eine  freiere  Verfassung  keinen  äusseren  Anstoss.  Wie  eben  bemerkt,  ging  hier 
die  Verwandlung  des  mittelalterlichen  Staates  in  den  Rechtsstaat  lediglich 
durch  Uebergriffe  der  fürstlichen  Gewalt  in  das  geschichtliche  Recht  vor  sich ; 
und  der  ganze  Erfolg  war  zunächst  nur  eine  unbeschränkte  Gewalt.  Erst  als 
diese  mehr  und  mehr  in  lüderliche  Willkürherrschaft  umschlug  und  man  nach 
Rettung  vor  den  unerträglichen  Missbräuchen  seufzte,  sah  man  sich  nach  Zu- 
ständen um,  in  welchen  Menschen-  und  Bürgerrechte  gesichert  seien. 

Einen  solchen  Zustand  bot  nun  unzweifelhaft  England  dar;  und  jetzt  erst 
wurde  denn  also  auch  die  Verfassung  des  glücklichen  Landes  der  Gegenstand 
genauerer  Betrachtung  von  Fremden.  Jetzt  aber  knüpfte  sich  auch  an  dieses  po- 
sitive Recht  eine  neue  allgemeine  Staatslehre,  welche  in  ihrer  ersten  Entstehung 
nichts  anderes  war,  als  eine  Abstraction  desselben.  So  gab  denn  allerdings 
England  die  erste  Veranlassung  und  den  Stoff  zu  dem  allgemeinen  constitutio- 
nellen Staatsrechte ;  allein  jraerst  nur  zu  oppositionellen  Zwecken  und  für 
Ausländer. 

Nicht  lange  blieb   jedoch  die  neue  Lehre  in  diesem  Zustande;   sondern 


lichkeit  der  Form,  besondere  geschichtiiehe  Vorgänge  oder  Persönlichkeiten,  Be- 
sorgnisse von  weiter  greifendem  Unreehte  u.  s.  vr.  erklären  solche  nnbestimmte 
Allgemeinheiten  oder  Ueberschreünngen  des  eig«aen  Bentfes  hinreiehend. 


tf  trat  bald  eine  merkwtoftige  und  sehr  füUbare  Wechselwirkung  der  That- 
aachen  und  der  Lehre  ein*  Hatten  jene  znerst  eine  Theorie  hervorgerufen,  so 
tt)te  diese  nun  allm&hlig  eine  grosse  Wirkung  aus  auf  bestehende  Verhältnisse. 
Sie  WUT  eine  Bittere  Kritik  derselben  und  erweckte  die  leidenschaftliche  Be- 
gierde  einer  Umgestaltung  nach  ihren  Sätzen.  Auf  verschiedene  Zustände  und 
hier  vollständiger  dort  unvollkommener  angewendet,  erzeugte  sie  bald  neue 
Erfahrungen,  welche  ihrer  Seits  wieder  zu  Veränderungen  in  der  Theorie  führ- 
ten. Und  so  kurz  verhältnissmäesig  bis  jetzt  die  Dauer  dieses  jüngsten  Er- 
zeugnisses der  staatsrechtliche  Reflexion  ist,  so  ist  doch  kaum  ein  anderer 
Theil  der  rechtsphilosophischen  Beti*achtungen,  welcher  so  häufige  und  so 
wesentliche  V^änderungen  erhalten  und  veranlasst  hätte. 

Es  lassen  sich  vier  verschiedene  Wendung^  genau  unterscheiden: 

Der  Gründer  des  allgemeinen  constitutionellen  Staatsrechtes,  Montesquieu, 
gründete  seine  Lehre  auf  eine  Verbindung  der  Dreitheilung  der  Staatsgewalt 
und  der  drei  seit  den  Griechen  unterschiedenen  Eegierungsformen. 

In  eisern  zweiten  Abschnitte  veranlassten  die  vorherrschenden  demokra- 
tischen  Bkhtpngen  Nordamerika's  und  Frankreichs  eine  Vereinfachung  mittelst 
aosschliesslicher  Zurückführung  auf  die  Dreitheilung. 

Nach  dem  Sturze  der  Napoleonischen  Herrschaft  wurde  die  Gegenüber- 
setsung  der  vollen  Staatsgewalt  und  der  staatsbürgerlichen  Rechte  des  Volkes 
der  Grundgedanke  in  der  Theorie  und  in  den  zahlreichen  nach  ihr  gebildeten 
positiven  Verfassungen. 

Endlich  aber  sdieint  die  Lehre  bereits  in  das  weitere  Stadium  einer 
Gliederung  der  Volksvertretung  nach  den  naturgemässen  gesellschaftlichen 
Kreisen  eingetreten  zu  sein. 

Ausserdem  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  in  den  Fürstenthümem  die 
Anwendung  auf  das  Leben  nach  einem  doppelten  Systeme  geschieht,  dem  par- 
lamentärischen und  dem  dualistischen. 

Es  soll  im  Folgenden  zuerst  der  Versuch  gemacht  werden,  die  Entwick- 
lungsstände kurz  zu  schildern,  ehe  zu  der  AuStthrung  der  Literatur  überge- 
gangen wird. 

1.  Montesquieu's  Lehre. 

Gar  wohl  waren  die  Engländer  üch  bewusst,  eine  eigenthümliche  Staats- 
eisrichtung  zu  haben,  und  sie  fühlten  sich  auch  stolz  und  glücklich  in  deren 
Besitz.  Allein  während  Jahrhunderten  dachte  nicht  iäner  daran,  den  allgemei- 
nen rechtsphUosophischen  Gedanken  dieser  eigenthümlichen  Gestaltung  heraus- 
zuschälen und  ihn  zu  einem  Grundsatze  zu  erheben;  damit  aber  theUs  eine 
Vervollständigung  der  StaatswissenschäfteA  zu  bewerkstelligen,  theils  den  eige- 
nen Besitz  ukn  so  vollständiger  zu  begreifen,  theils  endlich  andern  Völkern  die 
Nachbildung  zu  erleichtem.  Diese  Ehre  flberliess  England  einem  Fremden, 
nämlich  Montesquieu. 

Er  war  es  zuerst,  welcher  in  seinem  grossen  Werke  über  den  Geist  der 
Gesetze  (in  Buch  XI,  Kap.  6)  das  englische  Staatsrecht  aus  ehiem  iKAeren 


Das  alldem,  consüiiii  Staalsreeht 

Gesichtspunkte  anffasste.  Damit  schuf  er  aber  auch  mit  Einem  Schlage  die 
Theorie  des  allgemeinen  constitutionellen  Staatsrechtes.  Ein  kurzer  Abschnitt 
in  einem  zu  wesentlich  anderen  Zwecken  bestimmten  Werke  war  die  Grundlage 
einer  ganz  neuen  Seite  der  Wissenschaft,  und  von  unberechenbaren  Folgen  fttr 
das  Leben,  guten  sowohl  als  schlimmen.  So  gross  ist  die  Gewalt  des  Ge- 
nius, und  zwar  selbst  wenn  er  irre  geht.  Montesquieu  aber  ging  in  seiner 
Lehre  irre. 

Er  wendete  zwei  verschiedene  Lehren  zur  Begrtlndung  seiner  Theorie  an: 
die  von  der  Theilung  der  Staatsgewalt  in  eine  gesetzgebende,  ausführende  und 
richterliche  Gewalt,  und  die  Lehre  von  der  Mischung  der  drei  Begiemngsfor- 
men  des  Eönigsthums,  der  Geschlechterherrschaft  und  der  Yolksregierung. 
Beide  Lehren  sind  bekanhtlich  nicht  seine  Erfindung.  Schon  Herodot  unter- 
scheidet die  drei  Staatsformen,  und  Jeder  weiss,  wie  sehr  sie  der  Mittelpunkt 
von  Aristoteles  scharfsinnigen  Erörterungen  sind ;  um  von  allem  Spateren  zu. 
schweigen.  Ebenso  ist  nicht  richtig,  wenn  Montesquieu  gewöhnlich  als  der 
Urheber  der  Lehre  von  der  Dreitheüung  der  Gewalten, angesehen  wird.  Auch 
hier  entging  dem  scharfen  Blicke  des  Aristoteles  nicht,  dass  sich  wesentlich 
verschiedene  Thätigkeiten  in  der  Staatsleitung  unterscheiden  lassen  ^).  Aus- 
serdem spricht  Dionys  von  HaUcamass  von  mehreren,  seiner  Meinung  nach 
fOnf,  Gewalten;  stellt  Hugo  Grotius  (I,  8,  6)  die  gesetzgebende  und  die  aua- 
ttbende  Gewalt  einander  entgegen ;  und  unterscheidet  namentlich  endlich  Locke 
in  seinen  Abhandlungen  über  Regierung  scharf  zwischen  Gesetzgebung  und 
Ausftthrung.  Allein  diess  Alles  benimmt  der  Eigenthflmlichkeit  und  Selbst- 
ständigkeit der  Lehre  Montesquieu's  wenig  oder  nichts.  Abgesehen  davon, 
dass  seine  Kategorieen  andere  sind,  als  die  seiner  Yorgftnger,  verwendet  er 
beide  Lehren  auf  eine  ganz  neue  Weise.  Seine  Absicht  ist,  ein  System  von 
Bechtsschutz  gegen  WillkQr  des  Inhabers  der  Staatsgewalt  zu  finden.  Diesen 
Zweck  aber  will  er  --  im  entschiedenem  Gegensatze  mit  Locke,  welcher 
die  Souver&netät  des  Volkes  an  die  Spitze  gestellt,  die  Gesetzgebung  dem 
Volke  vorbehalten,  dieser  dann  aber  wieder  die  Vollziehungsgewalt  und  deren 
Träger,  das  Eönigthum,  untergeordnet  hatte  ^)  —  durch  die  Forderung  einer 
vollständigen  Gleichstellung  und  gegenseitigen  Unabhängigkeit  seiner  drei  Gewal- 
ten, und  durch  eine  Verbindung  dieser  Lehre  Qiit  dem  Principe  der  drei  Begie- 
rungsformen erreichen.  Einmal  nämlich  verlangt  er,  dass  jede  der  drei  verschie- 
denen Thätigkeiten  der  Staatsgewalt,  (welche  seine  Vorg&nger  nur  logisch  ana- 


1)  S.  Polit,  IV,  4.  Die  Eintheilong  von  Aristoteles  ist:  Beschliessende  Gewalt  (all- 
gemeine  Angelegenheiten  umfassend,  namentlich  das  Internationale,  die  Gesetze, 
die  Todesstrafen  und  Gütereinziehungen  und  die  Aufsicht  auf  die  Beamten) ;  rich- 
terliche Gewalt;  Verwaltung. 

3)  Diesen  ivichtigen  Unterschied  fibersieht  Jarcke  ganz,  wenn  er  (Vermischte  Schrif- 
ten, Bd.  ni,  S.  242  ig.)  Locke  als  den  Grfinder  des  neuzettUdien  Consötotiona- 
Uamus  erklärt  und  anfeindet 
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lysirt  hatten,)  an  eine  gänzlich  verschiedene,  physische  und  moralische,  Person 
übertragen,  jede  dieser  Personen  aber  wieder  in  ihrem  Thätigkeitskreise  völlig 
unabhängig  von  den  beiden  übrigen  gestellt  werde.  Zweitens  aber  wendet  er 
auf  diesen  Organismus  die  Verschiedenheit  der  Regierungsformen  in  der  Weise 
an,  dass  er  dem  Königthume  die  ausübende  Gewalt,  den  ünterthanen  aber  die 
gesetzgebende  zu  übertragen  rathet;  bei  letzterer  dann  aber  wieder  der  Aristokratie 
die  eine,  der  Demokratie  die  andere  Abtheilung  der  dazu  bestimmten  Versamm» 
lung  zutheilt.  Auf  diese  Weise  glaubt  er  zweierlei  zu  erlangen.  Yor  Allem 
eine  gute  Gesetzgebung;  weil  alle  Bestandtheüe  des  Volkslebens  auf  ihren  In- 
halt einwirken.  Sodann  eine  ehrliche  Vollziehung  und  gerechte  Blchtersprüche ; 
weil  die  dazu  Berechtigten  nur  das  Interesse  haben,  das  ihnen  übergebene 
Gute  auch  gut  anzuwenden,  und  sie  es  nicht  im  Grundsatze  verderben  können. 
Als  einen  schlagenden  Beweis  aber,  dass  dieses  ganze  Gebäude  nicht  blos  ein 
Erzeugniss  theoretisirenden  Scharfsinnes  sei,  stellt  Montesquieu  in  glänzender 
Schilderung  die  englische  Verfassung  als  ein  bereits  vorhandenes,  allein  freilich 
einziges  Beispiel  dar.  —  Es  sind  somit  wohl  die  Bausteine  zu  seiner  Schöpfung 
da  gewesen;  Niemand  darf  ihm  aber  die  Verbindung  derselben  und  die  Ver- 
wendung zu  einem  ganz  neuen  Zwecke  bestreiten. 

Es  gehört  nicht  eben  ein  grosser  Aufwand  von  Scharfsinn  und  von  Wis- 
sen dazu,  um  zu  zeigen,  dass  diese  neue  Lehre  Montesquieu^s  in  allen  ihren 
Hauptpunkten  theils  entschieden  unrichtig,  theils  wenigstens  im  höchsten  Grade 
zweifelhaft  ist.—  Ersteres  ist  in  folgenden  Beziehungen  der  Fall.  Vor  allem  ist 
die  Dreitheilung   logisch  falsch  und   erschöpft  den  Gegenstand  nicht  ').    Die 


1)  Die  Lehre  von  der  GewaltenlheUung  ist  der  Gegenstand  sehr  vielfacher  Verhand- 
langen und  einer  eigenen  Literatur  geworden.  —  Von  den  zahlreichen  Anhängern 
Montesquiea's  und  von  der  späteren  gemässigt-demokraüsehen  Schule  wurde  der 
Gedanke  geradezu  als  eine  Art  von  staatlicher  Offenbarung,  als  das  Ei  des  Co- 
Ittmbus  in  Verfassungs-  und  Freiheitsfragen  betrachtet.  In  Deutschland  ist  die 
Lehre  namentlich  von  Kant  und  seiner  Schule  vertreten  und  allgemein  verbreitet; 
am  entschiedensten  von  Fichte  (Grundlage  des  Naturrechtes).  Und  selbst  noch 
in  neuerer  Zeit  finden  sich  unbedingte  Anhänger  derselben.  So  z.  B.  Schmid, 
Lehrb.  des  d.  Staatsrechtes,  S.  45  fg.;  Jordan,  Versuche  ü.  allg.  Staatsr., 
S.  213  fg.  —  Aber  ebenso  sind  die  Gegner  sehr  zahlreich,  ynd  sind  immer  zahl- 
reicher geworden.  Doch  ist  zwischen  zwei  Gattungen  derselben  wohl  zu  unter- 
scheiden. —  Die  einen  verwerfen  den  ganzen  Gedanken,  indem  sie  die  Einheit 
der  Staatsgewalt  als  eine  begrifiliche  und  eine  pracüsehe  Nothwendigkeit  behaup- 
ten,  und  nur  in  Beziehung  auf  einzelne  Thätigkeiten  derselben  Bedingungen  und  Be- 
schränkungen aus  Klugheits-  und  ErfahrungsgrOnden  zulassen.  Hierher  gehört 
schon  J.  J.  Rousseau,  Contrat  social,  U,  2,  (welcher  freilich  gelegentlich  auch 
das  von  ihm  Bekämpfte  annimmt,  z.  B.  111,  1);  Rchberg,  Ueber  die  franz. 
Revolution;  Sismondi,  Examen  de  la  constit.  fran9. ;  J.  J.  Wagner,  Ueber 
die  Trennung  der  Staatsgewalt  (München,  1804);  Aretin,  Staatsrecht  d^  konst. 
Monarchie,  Bd.  I ;   und  überhaupt  wohl   die  grosse  Mehrzahl   der  jetzigen  Staats- 

V.  Mo  hl,  StaattwiMentchaft  I.  13 


274  ^^^  a%6iii.  constitiit  Staatsrecht. 

Zersplitterung  d^  Staatsgewalt  in  drei  von  einander  getrennte  und  unabhängige 
Qewalten  löst  den  Organismus  des  Staates,  die  Einheit  in  der  Vielheit,  auf, 
und  fahrt  practisch  zu  Anarchie  und  Zerrüttung.  Namentlich  ist  eine  oberste 
ausübende  Gewalt,  welcher  eine  gewaltlose  Gesetzgebung  vorschreibt,  ein  Un- 
ding. Sodann  ist  eine  Yertheilung  unter  Verschiedene  keinerlei  Sicherheit  gegen 
sehlecbte  Anwendung  des  Zugetheilten,  sei  es  nach  einer  Verabredung  zu  schäd- 
lichem Zusammenwirken,  sei  es  selbst  der  vereinzelt  Bleibenden.  Femer  und 
hauptsächlich  ist  der  Hauptgedanke  des  constitutionellen  Staates,  nämlich  die 
genaue  Feststellung  der  Unterthanenreehte  und  die  Schützung  derselben  durch 
die  Betheiligten  selbst,  gar  nicht  hervorgehoben.  Endlich  aber  noch  ist  die 
Aufführung  der  englischen  Verfassung  als  ein  Beispiel  solcher  Dreitheilung  im 
klarsten  Widerspruche  mit  den  Thatsachen.  —  Als  ein,  zum  mindesten  gesagt, 
sehr  zweifelhafter  Gedanke  aber  erscheint  die  Zutheilung  einzelner  Functionen 
der  Staatsgewalt  an  so  verschiedene  und  nach  widersprechenden  Grundsätzen 
handelnde  Elemente,  wie  Eönigthum,  Aristokratie  und  Demokratie  sind.  Nicht 
nur  scheint  dadurch  weit  eher  ein  beständiger  Streit  und  eine  Unvereinbarkeit 
der  einzelnen  Handlungen,  als  eine  gegenseitige  Beschränkung  und  Berichtigung 


reehtslebrer.  —  Andere  dagegen  sind  nur  in  so  ferne  Gegner,  als  sie  zwar  den 
Grandgedanken  der  Gewaltenspaltung  rechtlich  und  politisch  gatheissen ,  aber  ge- 
gen die  von  Montesquieu  aalgestellte  Dreilheilang  sich  erklären,  weil  sie  diese 
Eintheilung  nicht  für  logisch  richtig  oder  nicht  für  erschöpfend  erachten.  Es  ist 
nicht  möglich,  alle  Namen  hier  zu  nennen,  und  schwer,  auch  nur  die  verschle- 
dene'U  Yerbesserungsvorschläge  übersichtlich  zu  ordnen.  Vielleicht  ist  es  am  be- 
sten, danach  zu  unterscheiden,  je  nachdem  nur  der  Unterschied  von  gesetzgeben- 
der und  ausübender  Gewalt  zugelassen  wird ;  oder  durch  die  Beifügung  einer 
vierten,  ordnenden  oder  ausgleichenden,  Gewalt  der  inneren  2ertpUttennig  vor- 
gebeugt werden  will;  oder  endlich  analytischer  Scharfeinn  weitere  gleichberech- 
tigte und  begrifilich  ebenfalls  verschiedene  Gewalten  aulgeüinden  hat  Zu  der 
ersteren  Ansicht  bekennen  sich  namentlich  viele  Deutsche,  9o  z.  B.  Behr,  Sy- 
stem der  Staatslehre,  Bd.  II,  und  Neuer  Abriss  der  Staatswissenschaftslehre ; 
Gros,  Nalurrecht;  Bauer,  Naturreoht;  K.  S.  Zachariä,  Vierzig  Bücher;  Klü- 
ber,  Oeflentliches  Recht  In  der  zweiten  Abtheilung  stehen  vorzüglich  Cler- 
mont-Tonnere,  Rec.  des  opinions,  welcher  ein  pouvoir  royal  annimmt;  spä- 
ter B.  Constant,  Cours  de  pol.  eonstit,  Bd.  I.  Ihre  Ansicht  ist  denn  auch  be- 
stätigt worden  in  den  Verfassungen  von  Brasilien,  1823,  und  von  Portugal,  1826. 
Unter  den  noch  weiter  Abtheilenden  ist  wieder  grosse  Verschiedenheü  Einzelne 
finden  bis  zu  sieben  und  acht  Gewalten,  z.  B.  eine  oberanfsehende ,  eine  vertrag- 
schliessende,  eine  Steuergewalt  u.  s  w.  Man  sehe  z.  B.  J.  B entkam,  Coips 
complet  de  l^gislation,  Kap.  21  und  22,  SchlÖzer,  Al]g«m.  StaaAtrecht, 
Schütz.en berger,  Lois  de  Tordre  social,  Bd. II;  während  Andere  sich  mit  der 
Beifügung  von  nur  einer  oder  zwei  weiteren  Spaltungen  begnügen,  so  z.  B. 
S  i  e  y  e  s ,  Schriften  von  Oelsner,  Bd.  1 ;  A  n  eil I  o  n ,  Staatsverf. ;  H nf e  1  a n d ,  Na- 
tnrrecht;  Krug,  Dikäopoiitik ;  Kurz,  Entwicklung  der  Grundsätie  .  .  .  ü.  den 
StaaisoiiganismBS  in  constiintioneilen  Monarchieen  (Münohen,  1821). 
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entstehen  zu  mflssen;  sondern  es  ist  wohl  Oberhaupt  verkehrt,  diejenigen  phy- 
Bisdien  oder  moralischen  Personen,  welchen,  wohlbemerkt  sich  gegenseitig  aus-^ 
schliessend,  die  Staatsgewalt  im  Ganzen  anvertraut  werden  kann,  neben  einan- 
der im  Innern  des  Organismus  mit  einzelnen  Geschäftsgattungen  zu  beauftragen.' 

Trotz  alles  dessen  ist  aber  4och  diese  Theorie  Montesquieu's  ein  kaum 
hoch  genug  anzuschlagendes  Verdienst;  auch  hat  sie  die  unberechenbarsten  Fol- 
gen gehabt. 

Ersteres,  weil  Montesquieu  jeden  Faltes  die  fiahn  brach.  Durch  ihn  nftm« 
lieh  ist  der  .allgemeine  Gedanke  eines  constitutionellen  Staatsrechtes  zuerst  aufge« 
stellt  worden;  und  wenn  er  auch  selbst  nicht  sogleich  das  Richtige  getroffen  hat, 
so  hat  er  doch  die  Auffindung  des  Richtigeren  veranlasst.  Jahrhunderte  lang  vor 
ihm  war  die  englische  Verfassung  vorhanden,  und  Niemand  hatte  den  ihr  zu 
Grunde  liegenden  Grundsatz  aufgesucht.  Wer  kann  wissen,  wie  lange  ohne  ihn 
die  stumpfe  Gleichgültigkeit  noch  bestanden  hätte? 

Was  aber  die  Folgen  betrifft,  so  ist  noch  das  Geringste,  dass  Montes- 
quieu durch  wenige  Seiten  zu  einem  ausgedehnten  Zweige  der  Literatur 
Veranlassung  gab.  Von  viel  grösserer  Bedeutung  ist,  dass  lange  Zeit  hindurcli 
der  constitiitionelle  Staat  in  seinem  Sinne  aufgefasst,  und  in  diesem  Sinne  denn 
auch  der  Inhalt  vielfacher  Grundgesetze  für  wirkliche  Staaten  entworfen  wurde. 
Es  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  ohne  das  grosse  Ansehen  seines  Na- 
mens der  Gedanke  des  constitutionellen  Staates  lange  nicht  in  dem  Umfange 
und  nicht  in  so  maassgebenden  Kreisen  Wurzel  gefasst  hätte.  Und  wenn  denn 
nun  auch  unzweifelhaft  die  Ausführung  der  Auffassung  Montesquieu's  bedeu- 
tende Nachtheile  gehabt,  namentlich  falsche  Bildungen  der  volksvertretenden 
Versammlungen  und  alle  schlimmen  Folgen  derselben  veranlasst  hat :  so  über- 
wiegt denn  doch  das  Gute,  welches  durch  die  Versuche  zur  Sicherstellung  der 
Unterthanenrechte  überhaupt  erzielt  worden  ist. 

Es  ist  sehr  begreiflich^  dass  Montesquieu's  Lehre  vor  Allem  in  England 
Beifall  fand.  Nicht  nur  war  der  Verstand  und  das  wissenschaftliche  Bedürf* 
niss  befriedigt  durch  die  Gewinnung  eines  ordnenden  Gedankens  für  die  schwere 
Masse  des  positiven  Rechtes,  sondern  auch  die  Nationaleitelkeit  war  geschmei- 
chelt durch  die  Entdeckung,  dass  die  einheimischen  Einriclitungen  einen  allge- 
mein anwendbaren  Musterstaat  bilden.  Montesquieu's  Name  war  bald  in  dem 
ganzen  Volke  hoch  angesehen;  und  noch  heute  dürfen  im  Parliamente,  welches 
keine  Berufung  auf  schriftstellerische  Auctoritäten  zu  dulden  pflegt,  seine  Sätze 
als  unzweifelhafte  Aussprüche  der  Weisheit  angeführt  werden.  Ebenso  waren 
es  engUsche  Schriftsteller,  welche  zuerst  seinen  kurzen  Abriss  zu  einem  voll- 
ständigen Systeme  entwickelten,  und  das  ganze  positive  Staatsrecht  des  Landes 
unter  seine  Lehren  und  Eategorieen  stellten.  Viele  von  ihnen  hängen  noch 
jetzt,  ohne  die  späteren  Entwicklungen  des  constitutionellen  Rechtes  irgend  zu 
beachten ,  fest  an  der  Lehre  von  der  Gewaltentheilung  und  von  der  Betheili- 
gung der  drei  Regierungs-Elemente.  Als  die  bedeutendsten  und  elnflussreich- 
sten  dieser  englischen  Anliänger  sind  denn  namentlich  De  Lolme  und  Black- 
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8 tone  zu  z&hlen,  von  welchen  jener  weit  mehr  ein  allgemeines  constitutionelles 
Staatsrecht  nach  den  Grandsätzen  Montesqoieu's,  als  ein  System  des  englischen 
Verfassungsrechtes  gab;  dieser  aber  wirklich  den  ungefügigen  Stoff  des  positi- 
ven  Rechtes  mit  Meisterhand  nach  diesen  Lehren  ordnete.  Je  grösseren  Beifall 
beide  Werke,  und  zwar  mit  Recht,  fanden;  und  eine  je  zahlreichere  Menge 
'  von  Ausgaben,  Uebersetzungen  und  Bearbeitungen  aller  Art  erfolgte  und  bis 
auf  den  heutigen  Tag  noch  erfolgt:  desto  mehr  haben  sie  nktHrlich  auch  zur 
Verbreitung  der  von  ihnen  angenommenen  Lehre  beigetragen.  Wie  zähe  aber 
selbst  geistreiche  und  in  anderen  Beziehungen  selbstständige  englische  Schrift* 
steller  noch  neuestens  an  der  überkommenen  Achtung  hängen ,  davon  mag  an* 
ter  anderen  Bowjer  ein  Zeugniss  ablegen,  welcher  seinen  Handbüchern 
sowohl  des  englichen  Yerfassungsrechtes  als  des  allgemeinen  Staatsrechtes  die 
Lehre  von  der  Gewaltentrennung  und  von  der  Betheiligung  der  drei  staatlichen 
Elemente  zu  Grunde  legt. 

Nicht  ganz  in  demselben  Grade,  und  namentlich  nicht  so  nachhaltig  wie 
in  England,  fand  die  Lehre  Montesquieu's  andei-wärts  Anklang.  Zwar  verbrei- 
tete sie  sich  mit  seinem  Werke  überhaupt  über  die  gesammte  gesittigte  Welt; 
und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  sie  zu  dem  allgemeinen  Drange  nach 
Verbesserung  der  staatlichen  Zustände  im  allgemeinen  und  nach  sicherstellenden 
Einrichtungen  insbesondere,  wie  solcher  die  zweite  Hälfte  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts bewegte,  mächtig  beitrug.  Doch  gewann  bald  in  mehr  als  Einem 
Lande  gerade  in  Beziehung  auf  die  Theorie  des  constitutionellen  Staates  eine 
verschiedene  Auffassung  Boden.  Die  zunächst  in  Amerika  und  dann  in  Frank- 
reich eintretende  demokratische  Richtung  verwarf  die  Verwendung  des  aristo- 
kratischen Elementes  zur  Volksvertretung,,  wenn  auch  die  Lehre  von  der  Gre- 
waltentheilung  fest  beibehalten  wurde.  Und  als  nach  dem  Sturze  Napoleon*s 
in  einem  grossen  Theile  von  Europa  die  Einführung  ernstlicher  constitutioneller 
Verfassungen  verlangt  ward,  bildete  sich  eine  neue  wesentlich  verschiedene 
Theorie  der  ganzen  Regierungsform.  So  kam  es  denn,  dass  allmählig  die  ur- 
sprüngliche Lehre  Montesquieu's  aus  der  Wissenschaft  verschwand,  und  sich 
nur  noch  einzelne  Nachzügler  zu  ihr  bekennen.  Diess  sind  aber  theils 
Solche,  welche  zwar  gesetzliche  Freiheit  und  Rechtsschutz  wollen,  aber  von 
einer  aristokratischen  Beimischung  Schutz  gegen  die  Auswüchse  des  Volksein- 
flusses hoffen;  tbeils  fantastische  Schüler  der  Naturphilosophie,  welche  die 
Gewaltentrennung  und  die  Verwendung  der  drei  staatlichen  Elemente  mit  Er- 
scheinungen der  Sinnenwelt  oder  mit  dem  Organismus  der  menschlichen  Gei- 
steskräfte parallelisiren.  Unter  solchen  finden  sich  z.  B.  Massabiau  und 
Barante  unter  den  Franzosen  ^);  unter  den  Deutschen  aber  Ancillon 
ond  Wangenheim  ^). 

1)  Massabiau,   De  Tesprit   des  institutions  poliliques.    I.  II.    Par. ,  1821.  —   Ba> 
rante^  Des  communes  et  de  Taristocraüe.  Par.,  1821.  —  Man  sehe  ferner  B.  de 
R.,  Examen  critique  de  P^quifibre  social  Par.,  1820. 
^    2)  Ancillon,  F.,  lieber  Souver&oetAt  und  StaaUveilftssungen.   Beri.»  1815;   Ders«, 
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2.   Die  Theilung  der  Gewalten  ausschliesslich. 

Wissenschaftlicbe  Sätze  theilen  das  Schicksal  anderer  Menschenwerke, 
dass  nicht  selten  ihre  schwache,  vielleicht  geradezu  verderbliche,  Seite  lange 
Zeit  und  allgemein  gepriesen,  die  gute  dagegen  verworfen  wird,  bis  spät  erst 
Nachdenken  und  Erfahrung  das  Richtige  zu  Ehren  bringen.  So  ergieng  es 
denn  auch  Montesquieu's  Lehre  vom  constitutionellen  Staate. 

So  wenig  sicherlich  seine  Theorie  von  der  Gewaltentheilung  eine  gründ- 
liche und  ruhige  Prüfung  aushalten  kann,  so  wurde  sie  doch  —  und  zwar 
nicht  blos  in  ihrer  Anwendung  auf  den  constitutionellen  Staat  —  als  der  Stein 
der  Weissen  in  der  Staatskunst  betrachtet.  Höchstens  nahm  man  Anstand 
an  dem  doch  gar  zu  offenbaren  logischen  Verstösse,  die  richterliche  Gewalt 
als  eine  der  ausübenden  Gewalt  coordinirte  Thätigkeit  des  Staates  zu  fassen^ 
anstatt  dieselbe  nur  als  eine  der  verschiedenen  Arten  der  Gesetzesanwendung 
zu  betrachten.  Da  man  jedoch  darüber  einig  i^ar,  dass  die  Richter  jedenfalls 
eine  andere  amtliche  Stellung  einzunehmen  haben  als  die  Yerwaltungsbeamten, 
so  war  auch  die  Anerkennung  dieses  Fehlers  nicht  von  wesentlicher  Bedeu- 
tung. Dagegen  wurde  derjenige  Theil  der  Lehre,  welcher  die  Berücksichtigung 
aller  drei  Element«  des  Staatslebens  anrieth,  sehr  bald  verworfen,  Weil  es  der 
mehr  und  mehr  demokratischen  Strömung  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  widrig  war,  der  Aristokratie  irgend  welche  Rechnung  zu  tragen. 
Es  war  nicht  die ,  allerdings  angreifbare.  Form  des  Satzes,  auch  nicht  die  ver- 
künstelte ui^d  doch  nicht  durchgreifende  Parallelisirung  mit  den  drei  Gewalten, 
welche  missfiel;  sondern  der  Kern  der  Sache  selbst  Man  verwechselte  Ari- 
stokratie und  Hofadel;  und  weil  man  die  Bevorrechtungen,  den  Uebermuth 
und  die  Verdorbenheit  des  letztem  hasste,  wollte  man  nicht  anerkennen,  dass 
jeder  bedeutende  Bestandtheil  des  Volkslebens  eine  Macht,  ein  Hervorragen 
einzelner  Existenzen  über  die  Durchschnittszustände  der  Masse  eine  natorge- 
mässe  und  somit  berechtigte  Ei-scheinung,  und  die  staatliche  Berücksichtigung 
jedes  wirklich  vorhandenen  bedeutenden  Zustandes  eine  Forderung  derGerechi- 
tigkeit  sowohl  als  der  Klugheit  sei. 

Nur  so  lässt  es  sich  erklären,  dass  von  den  beiden  Hauptbestandtheilen 
der  neuen  Lehre  die  vielfach  unrichtige  und  verkehrte  Hälfte  aUgemeinen  Bei- 
fall fand,  die  wenigstens  im  letzten  Grunde  gesunde  aber  allerdings  bedenklich  ange- 
wendete eben  so  ungetheilt  verworfen  wurde,  als  in  dem  letzten  Dritttheile  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  in  Nordamerika  und  auf  dem  europäischen  Festlande  gro^e 
yeränderungen  in  den  bestehenden  Staatsverhältnissen  vor  sich  giengen,  und  es 
sich  nun  davon  handelte,  für  die  neu  zu  gründende  Gestaltung  die  entspre- 
chende Form  zu  finden.  Dass  diese  der  constitutionelle  Staat  sein  müsse,  un- 
terlag bei  den  Neuerern  keinem  Zweifel;  aber  bald  war  man  eben  so  allge- 


Ueb«r  den  Geist  der  Staatsverfassungon.  Berl,  1825.-'  (K.  von  Wangenheim,) 
Die  Idee  der  Staatsverfastnog.  Frankf.,  1815. 
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mein  darüber  einig,  das«  dieser  Staat  lediglich  nach  dem  Grundsatze  der  Ge- 
waltentheilung zu  bilden,  hierbei  aber  die  gesetzgebende  Gewalt  den  Stellver- 
tretem  der  Masse  der  Bürger  ausschliesslich  zu  übertragen,  einer  Aristokratie 
aber,  gleichviel  nach  welchem  Gnindsatze  immer  sie  bestimmt  wäre,  kein  be- 
sonderer Antheil  zu  geben  sei.  So  wurde  es  angesehen  in  den  empörten  nord- 
amerikanischen Kolouieen,  wo  es  sich  von  der  Bildung  von  Staaten  mit  gewähl- 
ten Inhabern  der  ausübenden  Gewalt  handelte :  so  in  Polen  und  Frankreich, 
wo  einem  erblichen  Könige  wenigstens  diese  Stellung  belassen  werden  sollte. 

Nicht  bioser  Zufall  oder  gleichgültige  Sitte  war  es  dabei,  dass  man  überall 
auch  für  gerathen  fand,  die  Grundzüge  der  neuen  Staatseinrichtung  in  eigens 
dazu  bestimmten,  umfassenden  und  systematisch  angeordneten  Verfassungs-Urkim- 
den  aufzuzeichnen.  Solchie  Constitutionen  waren  früher  schon  bei  der  Grtlndung 
ganz  neuer  staatlicher  Zustände  für  zweckmässig  erachtet  worden,  z.  B.  bei 
der  Anlegung  einer  Kolonie.  Offenbar  waren  nun  aber  die  Verhältnisse  sehr 
ähnlich  bei  den  jetzt  beabsichtigten  völligen  Umgestaltungen  aller  staatlichen 
DiDge.  Eine  „Verfassung"  gewährte  den'  Vortheil,  einen  Streit  formell  und 
erkennbar  abzuschliessen;  bei  zweifelhaften  Fragen  und  weiteren  Entwicklun- 
gen einen  festen  Anhalt  zu  geben;  endlich  für  den  Bürger  das  Wissenswerthe 
auf  ein  übersehbares  Maass  zusammenzudrängen.  Wenn  man  freilich  wohl 
auch  diese  Form  als  die  Hauptsache  ansah,  oder  gar  einem  Staate  keine  Ver- 
fassung zugestehen  wollte,  welcher  seine  Grundgesetze  nicht  auf  diese  Weise 
zusammengeschrieben  hatte:  so  war  diess  verkehrt  und  thörigt. 

Für  das  im  Leben  Gewollte   fand   sich    denn   natürlich  auch  bald  eine 

"wissenschaftlich  ausgebildete  Theorie;  und   es  trat   an   die  Stelle  von  Montes- 

quieu's    kaum  erst  gefundener,   anfänglich  überall  und  in  dem  aristokratischen 

England  auch  jetzt  noch  mit  so   grossem  Beifalle  aufgenommener,  Darstellung 

des  constitutionellen  Staatsrechtes  bald  eine  neue  Schule. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  begann  die  Bewegung,  and 
hier  wurde  denn  auch  die  neue  Lehre  zuerst  ausgebildet.  John  Adams  in 
seiner  Vertheidigung  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten,  so  wie  der  Föde- 
ralist, jenes  berühmte  und  wirksame  Gesammtwerk  von  A.  Hamilton,  Ma- 
diso n  und  Ja 7,  legten  den  Grund,  indem  sie  die  Bildung  des  neuen  Organis- 
mus lediglich  nach  dem  Gnindsatze  der  Gewaltentrennung  empfahlen,  und 
zwar  ohne  irgend  ein  aristokratisches  Element.  Weil  aber  wirklich  nicht  nur 
die  Bundesverfassung,  sondern  auch  sämmtliclie,  theils  umgestaltete  theils  später 
neu  entworfene,  Grundgesetze  der  einzelnen  Gliederstaaten  durchaus  nach  diesen 
Grundsätzen  zu  Stande  gekommen  sind,  so  nöthigt  schon  die  Erklärung  und 
Bechtfertigung  des  bestehenden  positiven  Hechtes  die  amerikanischen  Schrift- 
steiler  zur  ausnahmslosen  Festhaltung  der  Theorie  von  der  Gewaltentren- 
nung *). 


1)   Ueber    diese     amerikanische    Literatur     wird    Ausfuhrlleberes    unten    in   Ab- 
schnitt VIII.    berichtet    werden.      Doch    ist    hm    wohl    schon    4er   Oft,   a^- 
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Weltbekannt  ist,  wie  auch  in  Frankreich,  als  bald  auch  hier  der  ümBtQrz 
des  Bestehenden  und  der  Aufbau  einer  neuen  Staatsgestaltung  begann,  die- 
selbe Lehre  herrschte,  und  sowohl  als  theoretische  Kechtfertigung  des  gan^ 
zen  Unternehmens,  wie  al^  unfehlbare  Regel  fflr  die  neue  Schöpfung  galt 
In  der  grossen  verfassunggebenden  Versammlung  bezweifelten  sehr  Wenige  die 
Nothwendigkelt,  die  'b.eabsichtigte  Constitution  auf  der  Grundlage  einer  prind- 
piellen  Trennung  der  Gewalten  und  auf  einer  völligen  Ausschliessung  jeder  be- 
vorzugten Stellung  zu  errichten.  Unzählige  Gelegenheitssdiriften  dieser  Zeit,  so 
gut  wie  die  grosse  Anzahl  der  Redner,  setzten  diess  als  ein  förmliches  Axiom 
voraus  *).  Und  so  ward  denn  nicht  nur  in  der  Verfassung  von  1791  der  Versuch 
gemacht,  eine  constitutionelle  Monarchie  nach  diesem  Grundgedanken  zu  schaf- 
fen; sondern  selbst,    als  die  weiter  fortschreitende  Umwälzung  das  Eönigthum 


roenüich  auf  eine  GaUung  von  Schriften  hinzuweisen ,  in  welchen  die  Gnmdlage 
des  amerikanischen  Staatslebens,  und  zwar  sowohl  der  Verfassungsformen  im 
Ganzen  als  der  Feststellung  der  einzelnen  Freiheitsrechte  der  Bürger,  einer  viel- 
seitigen und  contradictorischen  Besprechung  unterworfen  sind,  und  welche  daher 
auch  mit  grossem  Nutzen  für  das  allgemeine  constitutioneUe  Staatsrecht  benutzt 
werden.  Es  sind  diess  die  Verhandlungen  der  verschiedenen ,  zur  Neugrfindung 
oder  tiir  Abänderung  von  Verfessungen  bestimmten  Versammlungen.  Von  den 
Verhandlungen  über  die  Gründung  der  Bundesverfassung  geben  aber  Nachrichi: 
£111  Ott,  Debates  in  the  several  State  Conventions  on  the  adoption  of  the  Föde- 
ral Constitution.  I — IV,  ed.  2.  Wash.,  1836;  über  einzelne  Staaten  dagegen  z.  R:  De- 
bates of  the  Convenlion  of  North-Carolina,  1835.  Ral,  1835;  Debates  and  procu- 
dings  of  the  Convention  for  revision  of  the  Constitution  of  New -York.  N.Y., 
1846. 
1)  Aus  der  ganzen  Fluth  von  Schriften,  welche  die  Bewegungen  in  Frankreich  ein- 
leiten und  begleiten,  sind  kaum  einzelne  wenige  herauszufinden,  welche  einem 
anderen  Organismus  des  Staates ,  als  der  einfachen  Gewaltentrennung  das  Wort 
reden,  wie  z.B.  Scrvan,  EssAi  surla  formaAion  des  assemhi^es  nationaks»  provin- 
eialet  et  mmudpales.  Par. ,  1'3S9,  oder  Calonne,  Lettre  au  Roi;  deren  erste 
eioen  eigenen  Thäügkeitskreise  der  Bezirke  und  Gemeinden,  die  andere  der  Bei- 
bdialtung  der  Parlamente  das  Wort  redet.  War  es  doch  schon  ein  grosser  Be- 
weis von  Selbstständigkeit  und  Muih,  wenn  sich  ein  Schriftsteller  oder  Redner  der 
völligen  Trennung  der  ausübenden  Gewalt  von  der  königlichen  zu  widersetzen 
oder  auch^  nur  eine  Bildang  von  zwei  Kammern  zu  verlangen  wagte,  wie  z.  B. 
Clermont-Tonnere  (Recueil  des  opinions,  I — ^IV,)  oder  Bergasse  (S.  1. 
maniere,  dont  il  convient  de  Umiler  le  pouvoir  l^gislatif ),  welebe  das  erstere,  oder 
Lally  Telcndal^  (Report  s.  1.  pouvoiiis  de  l'^tart,)  Montlosier,  (Essai  s.  l'art 
de  OMKlituer  les  peuples,)  und  Mounier,  (Considication  s.  L  gouvcmeraens;  ^- 
Noov.  observations  s.  1.  dtats  gi^draux;  —  Recherches  s.  1.  canses,  qui  ont 
emp^h^t  le^  fran^ais  de  devenir  libres,)  welche  das  andere  wollten.  Selbst 
Neeker  geht  in  seinem  berühmten  Werke:  Da  pouvoir  ex^catif,  I.  IL,  1792, 
nicht  weiter,  als  eine  grössere  Gewalt  für  das  Staatsoberhaupt  zu  verfangen.  Die 
(»ewaltentrenmmg  ist  aneh  ihm  die  an  sich  riehtige  und  einzige  («nmdlage. 
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beseitigt  hatte,  blieben  die  Urheber  der  nun  folgenden  vortkbergehenden  Verfas- 
sungsgesetze der  Auffassung  im  Ganzen  völlig  treu ,  nur  dass  sie  an  die  Stdle 
eines  einzigen  und  erblichen  Inhabers  der  ausübenden  Gewalt  Mehrere  imd  Ge- 
.wählte  setzten. 

Selbst  das  klägliche  Scheitern  der  ersten  Versuche  brachte  di«  Theorie 
noch  keineswegs  in  Missachtung.  Sie  breitete  sich  von  Frankreich  über  ganz 
£nrop,a  aus.  Es  wäre  beschwerlich,  alle  Verfassungen  aufzuzählen ,  welche  in 
ganz  verschiedenen  Ländern  und  in  ziemlich  aus  einander  liegenden  Zeiten 
nach  dem  reinen  Grundsatze  der  Gewaltentrennung  gegründet  werden  wollten, 
und  von  welchen  freilich  nur  sehr  wenige  mehr  waren,  als  Eintags  -  Fliegen. 
Man  denke  nur  z.B.  an  die  polnische  Verfassung  von  1791 ;  an  die  zahlreichen 
Verfassungen  der  französischen  Vasallenstaaten  in  Italien,  Holland,  Helvetien; 
an  die  spanische  Verfassung  von  1812  mit  ihren  sämmtlichen  Nachahmungen 
und  Uebertreibungoii  in  Portugal,  Italien,  Brasilien;  an  die  norwegische  Ver- 
fassung von  1814  u.  s.  w. 

Natürlich  stand  auch  eine  sehr  zahlreiche  Literatur  in  Wechselwir- 
kimg mit  dieser  Thätigkeit  der  Gesetzgebung.  Ohne  eine  verbreitete  theo- 
retische Ueberzeuguug  wären  diese  vielen  und  keineswegs  sämmtlich  von 
Einer  zwingenden  Mittelpunctsgewalt  ausgehenden  Bethätigungen  im  Leben  gar 
nicht  möglich  gewesen;  die  als  positives  Gesetz  aufgestellten  Sätze  aber  riefen 
ihrer  Seits  wieder  wissenschaftliche  Erklärungen  und  Rechtfertigungen  hervor. 
Und  selbst  als  auf  die  Lehre  von  der  Gewaltentheilung  eine  andere  und  ohne 
Zweifel  richtigere  bereits  gefolgt  war,  hörten  die  Darstellungen  jener  Auffas- 
sung noch  keineswegs  auf.  Einzelne  verspätete  Anhänger  mögen  ganz  bis  in 
die  neueste  Zeit  aufgezählt  werden.  —  Die.  Zahl  der  diesem  Systeme  an- 
hängenden Schriftsteller  der  verschiedenen  Völker  ist  so  gross,  dass  nur  eine 
Andeutung  einzelner  Hervorragender  möglich  ist  i). 


1)  Unter  den  franzörisehen  SchriftsteUem ,  welche  zur  Zeit  der  grossen  Umwäl- 
zung wesentlich  zur  Verbreitung  der  Lehre  von  der  Gewaltentr^nnon^  mit  aus- 
schliessender  demokratischer  Richtung,  namentlich  mit  ausschliessender  Ueber- 
tragung  der  gesetzgebenden  Gewalt  an  eine  volksthfimliche  Yersanmlangi 
beigetragen  haben,  sind  vorzugsweise  zn  nennen:  Sieyes,  (Politische  ScbriReo, 
gen.  U|  übers,  von  Oelsncr,  I.  II.,  1796);  Mirabean,  (Collect,  compldte  des  tra- 
vaux  a  l'assembL  nat.,  I — V);  Boissy  d'Anglas,  (Observations  s.  Touvrage  de 
M.  de  Calonne);  Condorcet,  (3.  1.  fonctions  des  etats  g^ndranx,  L  U).  Und 
selbst  noch  jetzt  ist  diese  Theorie  noch  keineswegs  ganz  verlassen.  Man  sehe 
z.  B.  Cherbnliez,  Theorie  des  garanties  constitutionelles.  LH,  1838;  und 
Schützenberger,  Lois  de  l'ordre  social,  1.  11,  18Ö0.  In  Ens^aad  rief  Bar- 
ke's  weltberühmte  Schrift  gegen  die  franzosische  Umwälzung  (Reflections  on  tbe 
revoL  of  Fr.)  einen  Strom  von  Gegenschriften  hervor ,  welche  sich  wesentlich  an 
die  französischen  Ansichten  anschlössen,  so  von  Rons,  Wywil,  Pailey,  A.  und 
W.  Young  Q.  A*.  Von  denselben  hat  sich  jedoch  nnr  J.  Mackintosh's  Vin- 
diciae  gallicae,  —  ehie  später  vom  Verfasser  sehr  berente  Jugendarbeit,  •—  bis  jetzt  im 
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8.     Gegenüberstellung  der  vollen  Staatsgewalt  und  des  Staats- 
bürgerrechtes. 

Während  der  Napoleon^schen  Eaiserszeit  bestand  das  constitutionelle 
Staatsrecht  auf  dem  europäischen  Festlande  kaum  dem  Namen  nach.  '  Die  in 
Frankreich  und  einigen  seiner  Nebenstaaten  vorhandenen  Verfassungen  waren 
ein  todter  Buchstabe ;  die  Doctrin  aber  hatte  ganz  verstummen  müssen.  Der 
gewaltige  Selbstherrscher  liebte  die  ,Jdeologen"  nicht.  Mit  seinem  Sturze 
wurde  diess  anders.  In  wenigen  Jahren  war  nicht  nur  in  Frankreich  unter 
den  wiedereingesetzten  Bourbonen  das  constitutionelle  Becht  zu  einem  neuen 
kräftigen  Leben  erwacht;  sondern  auch  in  den  Niederlanden,  in  Norwegen  und 
in  einer  Anzahl  deutscher  Länder  diese  Regierungsform  eingeführt.  In  allen 
diesen  Staaten  wurden  Verfassungen  verkündet,  Bednerbühnen  errichtet,  nahm 
die  Bevölkerung  lebendigsten  Antheil  an  der  Vertheidigung  ihrer  Bechte  und 
der  Berathung  ihrer  Interessen,  entstand  eine  äusserst  rührige  Schriftstellerei 
über  öffentlichrechtliche  Fragen. 

Aber  nicht  blos  in  eine  neue  Thätigkeit,  sondern  auch  in  eine  neue 
Entwicklungsstufe  trat  das  constitutionelle  Staatsrecht  hier  ein.  Die  Theorie 
von  der  Gewaltentheilung  wurde  verlassen.  Schon  die  französische  Carte  von 
1814  beruhte  nicht  auf  diesem  Principe,  sondern  nahm  die  Begierungsgewalt 
als  ein  Ganzes;  und  noch  entschiedener  sprachen  sich  die  neuen  deutschen 
Verfassungen  darüber  aus,  dass  die  gesammte  Staatsgewalt  ungetheilt  in  den 
Händen  der  Fürsten  sei,  die  Volksvertretung  aher  nur  eine  dieser  Auffassung 


Gedächtnisse  erhalten.  —  Von  deutschen  Schriften  in  der  Kichtang  der  ersten 
französischen  UmwälzuDg  sind  bemerkenswerth :  (Fichte,)  Beilrag  zur  Be> 
richtlguDg  der  Urthette  des  Pnblicums  ü.  d.  franz.  Revolution,  1793;  Wurm- 
brandt (Knlgge) ,  Politisches  Glaubensbekenntniss ,  1792 ;  Eberhard,  Ueber 
Staatsverfassungen  und  ihre  Verbessernng.  1.  2,  1793.  Später  ist  allerdings  die 
unmittelbar  practische  und  apologetische  Absicht  weggefallyi;  allein  jeden 
Falles  hatte  sich  indessen  die  formelle  Auffassung  von  der  Dreitheilung  der 
Staatsgewalt  so  verbreitet  und  festgesetzt,  dass  sie  nicht  nur  in  rechtsphiloso- 
phischen Schriften  angenommen,  sondern  selbst,  oft  wunderlich  genug,  in  Darstel- 
lungen positiver  Landesrechte,  ja  selbst  des  Reichs  -  und  Bundesrechtes  zu  Grunde 
gelegt  wurde;  und  auch  von  dem  demokratischen  Inhalte  ist  wenigstens  so  viel 
geblieben,  dass  eine  erste  Kammer  nur  etwa  als  Wahlsenat  theoretische  ^Billigung 
fand.  Beispiele  solcher  formeller  Bearbeitung  des  positiven  Rechtes  sind  2.  B. 
Leist's  Reichsstaatsrecht,  Weisses  Bundesrecht,  Schmid's  und  Maurenbre- 
che r '  s  allgemeines  deutsches  Staatsrecht.  Rechtsphilosophischc  Schriften  mit 
dieser  Grundauffassung  der  Regierungsgewalt  aber  sind  z.  B.  Jordan*s  Versuche, 
Zachariä's  Vierzig  Bücher  vom  Staate,  Schmidthenner's  allgemeines 
Staatsrecht  —  Als  eine  beinahe  reine  Darstellung  des  ganzen  Gedankens  erscheint 
namenüich  die  belgische  Verfassung,  welche  höchstens  in  so  ferne  von 
der  strengsten  Auffassung  abweicht,  dass  sie  dem  Könige  auch  einen  Antheil  an 
der  gesetzgebenden  Gewalt  einrftnmt 
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entsprechende  Stellung  einzunehmen  habe.  Diess  war  aber  nicht  etwa  veranlasst 
durch  eine  Lust,  die  Volksrechte  zu  schmilhlem  oder  durch  blosse  Ver&nde- 
rungssucht;  sondern  es  war  die  Folge  theils  einer  richtigeren  theoretischen  Auf- 
fassung der  Staatsgewalt,  theils  der  vielfachen  üblen  Erfahrung  von  der  ün- 
haltbarkelt  der  nach  den  bisherigen  Theorieen  entworfenen  Staatseindchtungen. 
Die  neue  Lehre  beruhte  nun  aber  auf  dem  Gedanken,  die  gesetzliche 
Freiheit  lediglich  durch  Ueberwachung  der  Staatsgewalt  und  durch  Hindr&n- 
gung  derselben  auf  die  rechte  Bahn  zu  schützen.  Zu  dem  Ende  wurde  einer 
Seits  die  Trennung  der  Staatsgewalt  völlig  aufgegeben,  und  dagegen  ein  ein- 
heitlicher Mittelpunkt  des  Staatslebens  als  logische  und  practische  Nothwendig- 
keit  anerkannt.  Anderer  Seits  setzte  man  das  den  ünterthanen  zustehende 
Bccht  nicht  mehr  in  eine  selbstständige  Besorgung  eines  Theiles  4er  Staatsauf- 
gabe, sondern  vielmehr  in  eine  Vertheidigung  ihrer  Rechte  und  Interessen«  ge- 
gen etwaige  Missgriffe  und  Missanwendungen  der  Staatsgewalt.  Die  Regierung 
als  solche  und  die  staatsbürgerlichen  Rechte  wurden  demgemäss  einander  ge- 
genüber gestellt,  und  beide  mit  bestimmten  Rechten  und  Pflichten  und  mit  be- 
sonderen Mitteln  zur  Geltendmachung  der  ersteren  ausgestattet.  Als  Aufgabe 
der  Staatsgewalt  stand  die  Verwirklichung  der  sämmtlichen  Staatszwecke  fest; 
und  zur  Erfüllung  dieser  Bestimmung  räumte  man  ihr  alle  Mittel  ein,  welche  in 
ordentlichen  nnd  ausserordentlichen  Fällen  nöthig  sein  konnten.  Also:  Ober- 
aufsicht und  Kenntnissnahme ;  Aufstellung  von  befehlenden  Vorschriften  und 
von  Einrichtungen ;  Anwendung  der  Regeln  auf  den  einzelnen  Fall ,  sei 
es  nun  bei  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung  oder  bei  Unterstützung 
schwacher  Privatkräfte  zu  Erreichung  erlaubter  Lebenszwecke;  Ordnung  der 
Verhältnisse  zu  anderen  Staaten;  Beibringung,  Verwaltung  und  Verwendung  der 
zur  Erfüllung  dieser  Aufgabe  erforderlichen  geistigen  und  sachlichen  MitteL 
Regel  war  hierbei  die  freie,  das  heisst  nach  eigenem  besten  Ermessen  des 
Staatsoberhauptes  vorzunehmende  ,  Entscheidung  und  Handlung;  doch  schien 
damit  die  Feststellung  gewisser  Formen  und  selbst  sachlicher  Beschränkungen 
wohl  vereinbar,  wo  Menschenkenntniss  und  Ei'fahrung  solche  als  nothwendig 
zeigten.  So  denn  namentlich  die  regelmässige  Einholung  eines  Rathes  bei  Er- 
lassung allgemeiner  Normen,  und  die  Unabhängigkeit  der  Gerichtsstellen  in  der 
Leitung  und  Entscheidung  des  einzelnen  vor  sie  kommenden  Rechtsfalles.  Die- 
ser grossen  Macht  des  Staatsoberhauptes  gegenüber  sollten  aber  die  Üntertha- 
nen keineswegs  schutzlos,  sondern  vielmehr  die  Forderungen,  welche  sie  an  das 
Staatsoberhaupt  zu  machen  bereditigt  seien,  genau  bestimmt ,  und  die  zur  Er- 
langung derselben  dienlichen  Mittel  angeordnet  sein.  In  ersterer  Besiehung 
ward  somit  nicht  nur  ein  Recht  Aller  auf  eine  überhaupt  verfassungsmässige, 
d.  h.  den  Zwecken  imd  den  positiven  Gesetzen  des  concreten  Staates  ent- 
sprechende, Regierung  anerkannt ;  sondern  auch  der  Anspruch  eines  jeden  Ein- 
zelnen auf  ungestörten  Genuss  einer  Reihe  von  negativen  Freiheits- Rechten, 
der  sogenannten  staatsbürgerlichen  Rechte.  Als  Bewahrungs-  und  Vertheidi- 
gungsmittel  aber  stand  zwar  in  erster  Linie  der  bioB  verfa^siu^-  und  gesetz- 
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mftseige  Geborsam  jedes  EinzelBen,  und  somit  die  BerechtiguDg  zur  Benttzung 
Aller  rechtlichen  Mittel  zur  Unwirksammachung  eines  rechtswidrigen  Befehles 
des  Staatsoberhauptes  und  seiner  Untergeordneten ;  dann  aber  folgte,  wegen  der 
Unsicherheit  und  Gefährlichkeit  dieses  Mittels,  die  Bestellung  einer  Yersammlung 
▼on  Stellyertretem  aus  der  Mitte  der  Untertbanen  zu  gemeinschaftlicher  Ab- 
wehr von  Unrecht  und  zur  Bewirkung  einer  Erfüllung  der  positiven  Pflichten 
der  Staatsgewalt.  Die  regelmässige  Aufgabe  dieser  Yersammlung  sollte  Be. 
Bcbwerdefthrung  in  allen  Fällen  einer  Rechtsverletzung  oder  einer  Yernachlfts- 
Bigung  der  Interessen  sein ,  und  ihr  zur  Yerschaffung  des  erforderlichen  Nach- 

^dmckes  ein  je  nach  der  Schwere  des  Falles  abgestoftes  Klagrecht  zustehen. 
Ausnahmsweise  aber  wurde  ihr  das  Recht  der  Mitwirkung  und  ZusUnunung 
bei  solchen  Handlungen  des  Staatsoberhauptes  eingeräumt,  welche  eine  spätere 
Wiedergutmachung  im  Fall  eines  Missgriffes  gar  nicht  mehr  oder  nur  sehr  un- 
vollkommen  zuliessen ;  wie  diess  denn  namentlich  bei  der  Gesetzgebung ,  der 
Feststellung  des  Staatshaushaltes,  und  etwa  noch  bei  der  Bestimmung  der 
Kriegsdienstpflicht  und  beim  Abschlüsse  von  Yerträgen  mit  Auswärtigen  der 
Fall  war.  In  diesen  Ausnahmsfällen  konnte  also  das  Staatsoberhaupt  ohne 
Zustimmung  der  Yolksvertreter  nicht  handeln ;  wogegen  natürlich  anderer  Seits 
auch  das  Beschwerderecht  wegfiel,  wenn  einmal  die  Einwilligung  gegeben  war. 
Der  Besorgung  der  einzelnen  Staatsgeschäfte  sollte  die  Yersammlung  der  Yolks- 
vertreter ganz  fremd  bleiben,  dagegen  ihr  jede  zur  vollständigen  Besorgung  ihrer 
Aufgaben  n()thige  Freiheit  und  B^fugniss  in  vollem  Maasse  zustehen.  Ueber 
die  Bildung  der  Yersammlung  endlich  ward  zwar  kein  unbedingter  Grundsatz 
aufgestellt,  oder  kam  auch  nur  eine  allgemein  angenommene  Ansicht  zu  Wege ; 
80  viel  stand  aber  fest,  dass  jeden  Falles  ein  wesentlicher  Bestandtheil 
der  Yolksvertretung  durch  Wahl  aus  der  Menge  der  Bürger  hervorzugehen 
habe.  Wie  jedoch  das  Recht  zu  wählen  und  gewählt  zu  werden,  zu  bestimmen 
sei;  ob  die  Yersammlung  ein  einheitliches  Ganzes  bilde  oder  aus  zwei  Abthei- 
iongen'  bestehe;  ob  bevorzugten  Personen  und  Ständen  ein  Antheil  zuzufallen 
habe :  diese  und  noch  weitere  untergeordnete  Fragen  blieben  dem  Ermessen 
und  den  thatsächlichen  Zuständen  des  einzelnen  Falles  überlassen.  Im  Allge- 
meinen wurde  es  als  freisinnig  und  wünschenswerth  betrachtet,  die  Yertretung 
nach  räumlichen  Wahlbezirken  und  nach  der  Kopfzahl  möglichst  gleichförmig 
unter  das  ganze  Yolk  zu  verthcilen ,  also  auch  keinerlei  geschichtlicher  oder 
gesellschaftlicher  Stellung  und  Gestaltung  einen  Antheil  einzuräumen;  doch 
fand  man  sich  auch   mit  anderen  Bestimmungen  im  Nothfalle  ab,   wenn  nur 

,.der  Gnmd&atz  der  gleichmässigcn  Yertretung  aller  Yolksrechte  gegenüber 
▼OB  der  Staatsgewalt  festgehalten  blieb  *).  —    Kaum  der  Bemerkung  bedarf 


1)  Es  ist  weder  eine  blosse  Erweüerong  des  Systemes  der  RechtsYertheidignng  durch 
die  VolksvertretoDg ,  noch  ein  anderer  Ausdruck  für  die  Gewaltentheilung ;  son- 
dern tine  aus  der  Yerbindung  dieser  beiden  Au&ssungen  neu  gebildeter  Gedanke, 
wenn  fGr  die  Yertretung  grundsätzlich  das  Miiregi^ren  in  allen  Zweigen  der 
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es,  dass  auch  bei  dieser  neuen  Gestaltung  der  constitation^en  Lehre  die  Ab- 
fassung von  geschriebenen  und  möglichst  vollständigen  Yerfassungs- Urkunden 
für  räthlich  und  nützlich  erachtet  wurde. 

Der  Entwicklungsgang  dieser  dritten  Modifieation  des  constitutionelleii 
Staatsrechtes  ist  gerade  das  (xegenstück  dessen ,  welchen  die  Lehre  von  den 
drei  Gewalten  einhielt.  Während  die  letztere  auf  theoretischem  Wege  begann, 
und  erst  allmählig  von  da  auf  das  Leben  übertragen  wurde;  gieng  diessmal 
die  Gesetzgebung  voran ,  .und  nur  zögernd  und  anfangs  unklar  folgte  die  Wis- 
senschaft. Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  volle  theoretische  Ausbildung 
der  neuen  Auffassung  den  französischen  politischen  Schriftstellern  viel  verdankt; 
allein  es  kann  bei  einer  genaueren  Prüfung  ihrer  Arbeiten  nicht  entgehen,  dass 
sie  anfänglich  Mühe  hatten,  sich  einfach  und  vollkommen  bewusst  auf  den 
Standpunct  der  Carte  von  1814  zu  stellen«  Sie  verkannten  zwar  die  wesent- 
liche Veränderung  der  Stellung  des  Fürsten  nicht,  und  sahen  wohl,  dass  er 
nicht  mehr  als  Haupt  der  ausübenden  Gewalt,  sondern  als  Staatsoberhaupt  und 
grundsätzlicher  Inhaber  der  gesammten  Staatsgewalt  aufzufassen  sei:  allein  sie 
vermochten  sich  nicht  sogleich  von  der  Lehre  der  Gewaltentrennung  loszuma- 
chen, sondern  schleppten  diese  noch,  so  gross  der  innere  Widerspruch  war, 
eine  Zeitlang  nebenher  mit.  Durch  die  Annahme  einer  über  allen  Gewalten  ste- 
henden und  alle  in  Ordnung  haltenden  „königlichen"  oder  „vermittelnden"  Gewalt 
sollte  die  bisherige  Lehre  gerettet  werden.  So  die  ersten  Schriften  B.  Con* 
stant's  nach  der  Kestauration,  undLanjuinais's  Auslegung  der  Carte  (1819). 
und  der  gleichen  Erscheinung  begegnen  wir  auch  bei  deutschen  Schriftstelleni 
aus  dieser  Zeit.  Rotteck  z.  B.  (in  seinen  Ideen  über  Landstände,  1819,  und 
noch  in  semem  Vemuuftrechte,  Bd.  II)  erörtert  ausführlich  den  Gedanken  der 
Gewaltentrennung,  während  er  doch  daneben  die  Staatsgewalt  in  ihrer  vollen 
Einheit  und  die  Volksvertretung  nur  als  Schutzanstalt  begreift.  Aehnlich  P  5- 
litz  in  seinen  verschiedenen  Schriften  über  constitutionelles  Staatsrecht 

Die  einfach  richtige  Auffassung  trug  jedoch  den  Sieg  davon.  Bald  findet 
man,  einzelne  Verspätete  abgei'echnet,  in  der  französischen  Literatur  weder 
eine  formelle  Darstellung  nach  den  Kategorieen  der  drei  Gewalten,  noch 
eine  Beweisführung,  welche  auf  dieselbe   gestützt  wäre.    Man  sehe  u.  A.   die 


Staatsthfitigkeit  gefordert  wird ,  wie  diess  L  e  v  i  t  a  in  seinem  —  im  Uebrigen 
manche  feine  und  richtige  Bemerkung  enthaltenden  —  Werke :  Die  Volksvertre- 
tung in  ihrer  organischen  Zusammensetzung  im  repräs.  Staate  der  Gegenwart.  Lps.» 
1860,  thut.  In  wie  ferne  diese  Ausbildung  des  Gedankens  der  Volks  Vertretung 
eine  Prüfung  an  und  für  sich  aushält ,  und  in  wie  feine  sie  namentlich  eine  aus- 
führbare und  zuträgliche  Staatsform  zu  Wege  bringen  könnte,  mag  hier  unerörtert 
bleiben ,  da  dieselbe  weder  im  Leben  noch  in  der  Wisvensehall  bis  jetzt  eine 
Stelle  gefunden  hat.  So  viel  ist  natürlich  Jedem  klar,  dass  das  monarchische 
Princip  mit  dieser  Modifieation  der  Vertretung  höchstens  dem  Scheine  nach  ver- 
ebar  inist. 
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Schriften  von  Hello,  Bossi,  Laferri^re.  So  in  Italien  bei  den  freilich  sel- 
tenen Bearbeitern  des  constitntionellen  Staatsrechtes,  wie  namentlich  Ro mag- 
no si.  Gleichmässig  endlich  in  Deutschland.  Theils  schlugen  die  reinen  Theo- 
retiker allmählig  den  richtigen  Weg  ein,  wie  namentlich  schon  Brendel  in 
der  Geschichte  der  National-Repräsentation  (1817),  Aretin  in  seinem  Staats- 
rechte der  .  constit.  Monarchie  (1824).  Theils  nnd  hauptsächlich  aber  konnten 
die  Bearbeiter  des  positiven  Rechtes,  und  zwar  des  Bundesrechtes  wie  des  Lan- 
desstaatsrechtes,  nicht  umhin,  nach  bestimmter  Anleitung  sowohl  der  Bundes* 
gesetze  (Wiener  Schi.  Acte,  Art.  57),  als  der  einzelnen  Yerfassungsurkunden  die 
volle  Staatsgewalt  der  FflrMen  und  die  wesentlich  schützende  und  nur  in  Aus- 
nahmsfällen theilnehmende  Stellung  der  Landstände  auszuführen.  Diese  Wen- 
dung der  Lehre  beginnt  in  den  Werken  über  allgemeines  deutsches  Staatsrecht 
mit  Brunquell,  (Staatsrecht  des  d.  B's,  1824,)  in  den  Lehrbüchern  der  Lan- 
desstaatsrechte aber  mit  Cucumus,  (Bayer.  Staatsrecht,  1825,)  dem  Staats- 
rechte des  Königreiches  Württemberg  vom  Verfasser  des  gegenwärtigen  Werkes 
(1829}',  nnd  Anderen. 

Von  dieser  Zeit  an  ist  diese  Auffassung  die  herrschende,  so  dass  An- 
hSuger  früherer  Theorie^n  und  selbst  Anklänge  an  dieselben  zu  den  Selten- 
heiten gehören.  Es  ist  etwa  Streit  über  das  Maass  der  dem  einzehien  ün- 
terthanen  zustehenden  Rechte;  über  die  Ausdehnung  der  AusnahmsMe,  in 
welchen  der  Yolksvertretong  eine  Theilnahme  an  Regierungshandlnngen  gebührt; 
über  den  Organismus  dieser  Vertretung  und  die  Art  ihres  Verfahrens  und  der 
Geltendmachung  ihrer  Stellung:  aber  nicht  über  das  Wesen  der  Staatsgewalt 
nnd  über  die  Einheit  des  Staates.  Und  je  weiter  sich  die  Wissenschaft  von  äer 
Ansicht  entfernt,  welche  den  Staat  als  ein  zufälliges  £rzeugniss  der  mensch- 
lichen Willkühr  auffasst,  sondern  vielmehr  derselbe  jetzt  als  ein^  durch  die 
sittliche  nnd  die  sinnliche  Natur  des  Menschen  gleich  nothwendig  bedingter  Or- 
ganismus des  ganzen  Volkslebens  erscheint :  desto  mehr  tritt  dieser  Begriff  der 
Staatsgewalt  und  ihr  Verhältniss  zum  Rechte  der  Bürger  als  ein  unmittelbarer 
nnd  kaum  mehr  des  Beweises  bedürftiger  Folgesatz  hervor. 

Hiermit  ist  aber  freilich  keineswegs  gesagt,  dass  die  mögliche  Entwick- 
lung der  Wissenschaft  vom  constitntionellen  Staate  bereits  erschöpft  sei,  und 
nach  menschlicher  Voraussicht  die  Lehre  auf  diesem  Standpunkte  stehen  blei- 
ben werde ,  so  lange  diese  Staatsgattung  sich  überhaupt  im  Leben  erhalte.  Im 
Gegentheile  sind  bereits  die  Anfänge  einer  neuen  Phase  wohl  zu  bemerken;  und 
zwar  geht  diessmal  wieder  die  Bewegung  von  der  Theorie  aus,  so  dass  ein 
ISnflnss  auf  die  Wirklichkeit  noch  in  unbestimmter  Entfernung  steht. 

4.   Die  gesellschaftliche   Gliederung   der  Volksvertretung. 

Die  zuletzt  besprochene  Veränderung  der  Theorie  betraf  allerdings  nicht 
blos  die  Stellung  der  Staatsgewalt  Durch  deren  neue  Begreifung  wurde  auch 
das  Wesen  und  die  Wirksamkeit  der  Volksvertretung  wesentlich  bestimmt. 
Allein  diess  geschah   doch  nur  in  Beziehung  auf  ihre  Stellung  zur  Regierung. 
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Dagegen  blieb  das  Wesen  ihres  yerh&ltnisses  zum  Volke  und  ihr  innerer  Or- 
ganismus unberührt.  l/V'enn  je  hierüber  gedacht  und  erörtert  wurde,  so  ge- 
schah es  nur  in  der  Bichtung,  ob  eine  einzige  Versammlung  der  Volksvertreter 
zweckmässig  sei;  und  wie,  wenn  eine  Theilung  derselben  in  zwei  gleichbereck« 
tigte  und  zusammenwirkende  Hälften  räthlich  erschiene,  diess  mit  der  geringsten 
Verletzung  des  Grundsatzes  geschehen  könne,  dass  die  Versammlung  im  Ganzen 
das  gesammte  Volk  darstelle  >  und  sie  die  Bechte  Aller  und  der  Einzelnen  gleich- 
massig  vertrete.  Bei  diesem  Gesichtspunkte  war  also  jeden  FaDes  die  Bestel- 
«lung  eines  Wahlsenates  das  Ideal  einer  ersten  Abtheilung,  und  eine  Pairskam- 
mer  erschien  als  Uebel,  welches  mit  Noth  und  nur  durch  allerlei  RechtaSc- 
tionen  und  Fflichtenauferlegungen  z«  einem  Bestandtheile  der  aUgemeinen 
Volksvertretung  gemacht  werden  könne.  Es  war  diess  aber  eine  nothwendige 
Folge  jener  ganzen  Bichtung  der  Zeit,  welche  die  Gleichheit  Aller  als  Bedit 
und  Wohlfahrt  betrachtete. 

Hierin  musste  folgerichtig  eine  Aendemng  eintreten ,  als  der  Begriff  der 
Gesellschaft  sich  bildete  und  allmählig Anwendung  auf  den  Staat  und  seine 
Einrichtungen  erhielt  Wenn  es  nämlich  unrichtig  war,  das  Volk  als  eine  ato- 
mistische  gleichförmige  Masse  von  neben  einander  stehenden  Einzelnen  aufzu- 
fassen, sondern  dasselbe  vielmehr  aus  einer  grösseren  Anzahl  von  gesellschaft- 
lichen Kreisen  besteht,  welche  zwar  als  Gesammtheit  gemeinschaftliche  Hechte 
und  Interessen  besitzen,  zunächst  aber  als  Verschiedenheiten  ihr  eigenes  Han- 
deln, und  also  auch  das  entsprechende  Wollen  und  Dürfen  in  Anspruch  neh- 
men: so  war  damit  auch  unmittelbar  ausgesprochen,  dass  die  Volksvertretm^ 
in  ihrer  bisherigen  Auffassung  dem  wirklichen  Zustande  des  Volkes  nicht  ent* 
spreche,  und  zur  Wahrung  dieser  nächstliegenden  verschiedenen  Bechte  und 
Interessen  sehr  wenig  geeignet  sei ,  wenn  sie  ohne  alle  Berücksichtigung  der 
gesellschaftlichen  Ordnung  aus  der  Gesammtheit  mit  einziger  Berücksiehtiguqg 
der  Kopfzahl  und  der  räumlichen  Eintheilung  des  Gebietes  hervorgehe.  Mit 
anderen  Worten,  es  entstand  aus  der  Lehre  von  der  Gesellschaft  die  NoÜiwen- 
digkeit,  die  Volksvertretung  nach  den  beiden  zwar  verschiedenen  aber  nicht 
unvereinbaren  Bflcksichten  der  Anerkennung  aller  thatsächlich  vorhandenen 
Besonderheiten  und  der  Alle  umfassenden  Gesammtheit  zu  bilden.  Kur  dann 
war  sie  ein  Bild  der  Wirklichkeit ;  und,  was  wohl  noch  weit  bedeutender  ist,  nur 
*  dann  war  eine  Sicherheit ,  dass  alle  wirklich  vorhandenen ,  also  auch  wirklich 
berechtigten.  Zustände  ihre  eifrige  und  einseitige  Vertretung  finden. 

Da  die  Gesellschaftswissenschaft  selbst  noch  wenig  durchgearbeitet,  na- 
mentlich in  ihren  Einwirkungen  auf  die  bisherige  Staatslehre  kaum  erst  begon- 
nen ist:  so  ist  allerdings  \on  einer  vollständigen  Ausbildung  dieser  neuen  Auf- 
fassung von  der  Aufgabe  und  dem  Organismus  der  Volksvertreter  npch  keine 
Bede.  Doch  ist  der  Gedanke  an  sich  schon  seit  längerer  Zeit  von  namhaften 
Staatsgelehrten  als  richtig  erkannt  und  in  seinem  Gegensatze  gegen  die  frühen 
Auffassungen  scharf  hervorgehoben.  So  namentlich  von  Liebe  (Der  Gruidadel 
und  die  neuen  Verfassungen,  1844)  und  von  Stahl  (Bechtsphitoaophie,  2te  Aifln^ 
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Bd.  II,  2).  Auch  Hegen  bereite  einige  Sonderschriften  vor ,  wekhe  die  ]>arch- 
ffthniDg  im  Einzelnen  besprechen.  Dass  dieselben  in  ihren  Yorschlftgen  nicht 
ganz  Qbereinstimmen ,  ist  unter  den  vorliegenden  Umständen  weder  zu  verwun- 
dern, noch  wohl  ein  Vorwurf;  die  Hauptsache  ist  zunächst  die  Geltendmachung 
der  logischen  und  der  praktischen  Nothwendigkeit.  Diess  aber  ist  nun  gesche- 
hen sowohl  von  dem  ungenannten  Verfasser  der  Abhandlung  „des  Hepräsenta- 
tivsystem,  seine  Mängel  und  die  Heilmittel"  (in  der  D.  Viert.  J.  Sehr.,  1852,  Nr.  3); 
als  in  dem  ausführlichen  Werke  von  A.  Winter,  „Die  Volksvertretung  in 
Deutschlands  Zukunft",  1852.  Beide  stimmen  darin  überein,  dass  sie  ftlr  jeden 
im  concreten  Staate  vorhandenen  gesellschaftlichen  Kreis  das  Recht  besonderer 
Vertretung  fordern,  und  dass  sie  zwei  Abtheilungen  der  Volksvertretung  noth- 
wendig  finden;  sie  gehen  dagegen  in  der  Beziehung  auseinander,  dass  der  Er- 
stere  das  Hauptgewicht  auf  die  Vertretung  der  einzelnen  Interessen  und  auf 
die  Verhütung  einer  Auflösung  des  Staates  legt,  der  Andere  dagegen  ein  Zu- 
sammenwirken von'  Volksmännem  und  von  Staatsmännern  beabsichtigt. 

Ob  einer  dieser  beiden  Gesichtspunkte  der  richtige  ist,  mag  dahin  ge* 
stellt  bleiben;  diess  wird  sich  im  Verlaufe  weiterer  Besprechungen  ergeben.  So 
viel  ist  übrigens  jetzt  schon  gewiss ,  dass  es  ein  grosses  Missverständniss  wäre, 
diese  Vorschläge  zur  Umgestaltung  der  Volksvertretung  im  Sinne  des  gesellschaft- 
lichen Organismus  des  Volkes  zu  verwechseln,  sei  es  mit  dem  Wunsche  der 
Anhänger  veralteter  Vorrechte,  die  mittelalterlichen  Stände  wieder  einzuführen; 
sei  es  mit  dem,  schon  vor  fast  einem  Menschenalter  mehrfach  besprochenen, 
Qredanken,  die  Interessen  und  nicht  die  Rechte  zur  Grundlage  der  Vertretung 
zu  machen;  sei  es  endlich  mit  dem,  im  Leben  und  in  der  Wissenschaft  ge- 
machten Versuche  >) ,  die  Vertretung  der  Gesammtheit  aufzubauen  aus  einer 
sich  immer  weiter  zuspitzenden  Vertretung  der  Oertlichkeiten.  —  Die  Erstge- 
nannten wollen,  widersinnig  genug,  den  Staat  nicht  nach  dem  Bestehenden, 
sondern  nach  dem  Vergangenen,  nicht  mit  den  lebenskräftigen  Mitteln  der  Ge- 
genwart, sondern  mit  dem  was  längst  verschwunden  ist,  weil  es  nicht  mehr 
lebensfähig  war,  einrichten.  Aus  demselben  Grunde,  welcher  jene  Stände  als 
berechtigt  erscheinen  Hess ,  als  sie  die  Gesellschaft  bildeten ,  können  sie  jetzt, 
da  die  Gesellschaft  thatsächlich  eine  ganz  andere  geworden  ist,  keinen  Anspruch 
mehr  machen.  —  Was  aber  das  sog.  System  der  Interessen  betriift,  so  liegt 
hier  der  Irrthum  theils  in  der  oberflächlichen  und  nicht  erschöpfenden  Auf- 
fassung des  Volkslebens,  welches  nicht  in  der  Sorge  für  Ackerbau,  Gewerbe 
und  etwa  gelehrter  Bildung  aufgeht;  theils  in  der  falschen  Ansicht,  dass  bei 
einer  Zerlegung   des  Volkes  in  seine  natüi-lichen  Bestandtheile  die  Rechte  und 


1)  Im  Leben  ist  dieser  Gedanke  versucht  worden,  freilich  auch  gescheitert,  bei  der  an- 
geblichen organischen  Zusammensetzung  der  preussischen  Stände,  welche  ihre 
Spitze  in  dem  Vereinigten  Landtage  finden  soQte.  In  der  Theorie  vertritt  z.  B. 
Levita  in  seinem  bereits  oben,  S.  284  genannten  Buche :  „die  Volksvertretung'*, 
diese  Riehtoog. 
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ihre  Wahning  zurttckzutreten  h&tten  gegen  die  Interessen,  während  im  Gegen- 
theile  sie  nun  erst  alle  zur  Erkenntniss  kommen  können  und  sollen;  theils  end- 
lieh  in  der  Unterlassung  jeder  Sorge  für  die  Erhaltung  der  Einheit  des  Staates 
und  für  die  Eechte  und  Interessen  der  Gesammtheit.  —  Mit  der  Vertretung 
der  Oertlichkeiten  endlich  darf  die  aus  dem  ganzen  gesellschsftlichen  Organis- 
mus des  Volkes  hervorgehende  Repräsentation  schon  aus  dem  Grunde  nicht 
ftUr  gleichbedeutend  erachtet  werden,  weil  die  Gemeinden  höchstens  Einer  der 
gesellschaftlichen  Kreise  sind,  und  aus  einer  Durchseihung  von  Kirchthurms- 
interessen  weder  ein  Sinn  für  das  grosse  Ganze  noch  für  die  Forderungen  der 
übrigen  besonderen  Lebenskreise  entsteht. 

Auch  in  der  Wissenschaft  ist  kein  sicherer  Blick  in  die  Zukunft  möglich; 
es  mag  daher  über  das  weitere  Schicksal  dieser  neuesten  Entwicklungsphase 
der  Lehre  vom  constitutionellen  Staate  nichts  mit  Bestimmtheit  behauptet  wer- 
den. Zweierlei  aber  ist  gewiss.  Einmal,  dass  diese  Wendung  eine  innere  Be- 
rechtigung, ja  Noth wendigkeit  hat.  Zweitens,  dass  die  neue  Auffassung,  wenn 
sie  sich  im  Leben  geltend  machen  sollte,  sehr  grosse  Veränderungen  in  den 
bestehenden  Staatseinrichtungen  zur  Folge  hätte. 

5.  Von   der  parlamentarischen  und  der  dualistischen  Hand- 
habung des  constitutionellen  Systemes. 

Noch  ist  aber  zur  Vervollständigung  der  Uebersicht  über  den  Entwick- 
lungsgang des  constitutionellen  Staates  einer  Seite  desselben  Erwähnung  zu  thun, 
welche  zwar  die  ganze  rechtliche  Grundlage  /des  Verhältnisses  unberührt  lässt, 
wohl  aber  über  seine  Handhabung  und  seine  Wirkungen  entscheidet.  *  Es  ist 
diess  die  in  Fürstenthümern  in  Beziehung  auf  die  Volksvertretung  zu  beob- 
achtende Haltung;  mit  anderen  Worten  die  Wahl  zwischen  dem  parlamentari- 
schen und  dem  dualistischen  Systeme  in  der  Führung  der  Regierung,  nament- 
lich in  der  Wahl  der  obersten  Räthe  der  Krone. 

Unzweifelhaft  liegt  nämlich  in  derjenigen  Auffassung  des  constitutionellen 
Staates,  welche  dem  Fürsten  die  gesanimte  Staatsgewalt,  der  Volksvertretung 
aber  die  Wahrung  der  ünterthanen- Rechte  und-  Interessen  zutheilt,  wenig- 
stens die  Möglichkeit  einer  unvermittelten  Disharmonie.  Wenn  nämlich  der 
Fürst  und  die  Mehrheit  der  Vertreter  über  einzelne  wichtige  Staatshandlungen 
oder  gar  über  die  ganze  Richtung  der  Regierung  entschieden  nicht  einverstan- 
den sind,  so  muss  nicht  nur  vielfacher  und  ernstlicher  Streit  entstehen,  son- 
dern es  kann  sogar  die  Thätigkeit  des  Staates  in  Beziehung  auf  ganz  wesent- 
liche Fragen  zu  vollkommenem  Stillstand  kommen.  Jeder  Theil  ist  dabei  in 
seinem  formellen  Rechte;  allein  die  Wirkungen  eines  solchen  Widerspruches 
sind  nichts  desto  weniger  sehr  beklagenswerth.  Nöthige  Gesetze  kommen  nicht 
:;u  Stande;  die  Mittel  zur  Führung  der  Regierung  werden  beanstandet  oder 
ganz  verweigert;  auf  die  Handlungen  der  obersten  Behörden  folgen  Beschwer- 
den,   vielleicht  förmliche  Klagen  von  der  Volkesvertretung;  unter  dem  Hader 
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und  den  gegenseitigen  Beschuldigungen  leidet  das  sittliche  Ansehen  sowohl  des 
Staatsoberhauptes  als  der  Versammlung.  Für  einen  Richter  aber  oder  für  eine 
sonstige  Ausgleichung  sorgt  der  Organismus  des  constitutionell^n  Staates  nicht 
Soll  nun  der  Staat  nicht  zu  Grunde  gehen,  so  muss  ein  Ansgleichnngs- 
mittel  gefunden  werden.  Offenbar  kann  dieses  nur  bestehen  entweder  in  einer 
regelmässigen  Unterordnung  der  Versammlung  unter  die  Ansichten  der  Begie- 
rung,  oder  in  einer  Führung  der  Staatsangelegenheiten  im  Sinne  der  Wahrheit 
der  Volksvertretung.  Ersteres  ist  nun  aber,  da  von  einem  Befehlen  nicht  die 
Bede  sein  kann,  nur  durch  einen  mittelbaren  Einfluss  auf  die  Abstimmungen 
auch  regierungsfeindlicher  Abgeordneten  zu  bewerkstelligen,  welcher  seiner  Seits 
wieder  entweder  durch  Einschüchterung  mittelst  Auflösungen  und  persönli« 
eher  Missliebigkeiten,  oder  aber  durch  Einwirkungen  auf  die  Wahlen  und 
spatere  Gewinnungen  der  Gewählten  mittelst  angebotener  Vortheile  erreicht 
werden  mag.  Eine  Begiemng  im  Sinne  der  Volksvertretung  aber  ist  immer 
und  sicher  vorhanden,  wenn  regelmässig  die  Häupter  der  jeweiligen  Mehrheit  in 
der  Versammlung  in  den  Bath  des  Fürsten  gerufen  und  also  die  Staatsange- 
legenheiten von  ihnen  geführt  werden.  Man  ist  übereingekommen,  die  eben 
besprochene  Begierungsweise  die  parlamentarische  zu  nennen;  viel- 
leicht kann  man  das  andere  System  als  das  dualistische  bezeichnen.  — 
Die  Ergreifimg  des  erstgenannten  Mittels  erhält  den  persönlichen  Einfluss 
des  Fürsten  in  seiner  Vollständigkeit.  Dagegen  ist  es  einer  Seits  keineswegs 
sicher,  indem  Einschüchterungs-  und  Gewinnungsversuche  scheitern  können, 
vro  denn  überdiess  schon  der  Versuch  weitere  Uebel  zur  Folge  hat;  anderer 
Seits  verfälscht  es,  wenn  es  gelingt,  den  Gedanken  der  Volksvertretung,  ver- 
dirbt die  Gesinnuiig  des  Volkes,  namentlich  der  höheren  Klassen,  nützt  die 
zur  Bewerkstelligung  gebrauchten  Beamten  sittlich  ab,  mit  ihnen  aber  die 
Kraft  der  Begierung,  erfordert  endlich  eine  beständige  Erneuerung  der  Mittel 
bei  jeder  frischen  Wahl.  Es  ist  somit  nichts  weniger  als  Gespensterfürcht, 
wenn  man  von  diesem  Systeme,  und  zwar  sowohl  von  seinem  Gelingen  als  von 
seinem  Misslingen,  am  meisten  aber  von  seinem  abwechslungsweisen  Gelingen 
und  Misslingen,  eine  langsame  Zerreibung  des  Staates  fürchtet.  Auch  das 
andere  Mittel  hat  allerdings  seine  Nachtheile.  Durch  jede  Veränderung  der 
Mehrheit  der  Volksvertretung  erhält  die  Staatsleitung  ebenfalls  eine  andere 
Richtung;  diese  aber  kann  auch  eine  falsche,  der  Wechsel  ein  allzuschroffer 
oder  häufiger  sein.  Das  Partheiwesen  in  der  Versammlung  und  im  ganzen 
Staate  wird  genährt  und  gesteigert.  Die  obersten  Beamten  sind  vielleicht  Bed- 
ner  und  Staatsmänner;  nicht  aber  nothwendigerweise  gute  Verwalter.  —  Den- 
noch kann  die  Wahl  nicht  zweifelhaft  sein,  wenn  man  bedenkt,  dass  hier 
der  Auffassung  des  Volkes  von  seinem  Bechte  und  seinem  Vortheile  volle 
Wirksamkeit  zu  Theil  wird;  dass  ein  auflösender  Dualismus  unter  den  Factoren 
des  Staatswillens  nicht  vorkommen  kann;  dass  die  Widerspruchspartheien  in 
der  Volksvertretung  durch  die  Hinsicht  auf  eine  mögliche  einstige  Uebertra- 
gung  der  Verwaltung  zu  einer  Beschränkung  ihrer  Forderungen  auf  AusfiUir- 

▼.  Hohl,  Satttwit*tiit«h«ll  I.  19 
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bares  genötbigt  sind ;  dass  endlich  unter  allen  Umständen  nur  bedeutende 
Männer  mit  Leitung  der  Geschäfte  beauftragt  werden  können.  Richtig  ist  t&- 
lieh,  dass  bei  diesem  Systeme  die  Person  des  Forsten  mehr  in  den  Hinter- 
grund tritt;  allein  nicht  nur  bleibt  immerhin  das  monarchische  Prindp  ge- 
wahrt, und  flberdiess  einem  tüchtigen  und  willigen  Fürsten  ein  sehr  grosser 
persönlicher  Einfluss ;  sondern  es  kann  überhaupt  ein  subjectrves  Gefühl  gegen 
den  allgemeinen  Nutzen  nicht  in  Betrachtung  kommen.  Davon  nicht  zu  reden, 
dass  auf  die  Daner  auch  der  selbstische  Yortheil  des  Fürsten  und  seines  Ge- 
schlechtes sich  weit  besser  bei  einer  Lostrennung  seiner  Person  Ton  d^n 
Tadel  und  Unglücke  der  Regierungshandlungen  befindet,  als  bei  einer  Yemich- 
tung  der  sittlichen  Staatskraft 

.  Eine  grosse  politische  NaiTet&t  mag  die  im  Vorstehenden  erörterten  noth- 
wendigen  Folgen  der  constitutioneüen  Einrichtung  unbeachtet  lassen  oder  sie 
ganz  läugnen,  blos  goldene  Früchte  von  dem  Menschenwerke  erwartend ;  allein 
die  Erfahrung  nöthigt  gar  bald  die  Einsicht  auf  und  drängt  zu  einem  Ent- 
schlüsse zwischen  den  beiden  Mitteln  zur  Herstellung  einer  Einheit.  Diess  zeigt 
denn  auch  die  Geschichte. 

Sobald  in  England  ein  klareres  Bewusstsein  des  constitutionellen  Staates 
erwachte,  wurde  die  Einheit  zwischen  der  Krone  und  dem  Parliamente  durch 
Regierungseinfluss  angestrebt.  Unter  den  Tudors  gelang  es  vollkommen  durch 
Einschüchterung;  die  Stuarts  dagegen  unterhigen,  weil  sie  sich  weder  durch 
Gewinnung,  noch  durch  Furcht  die  Mehrheit  für  ihre  Regierungsansichten  zu 
erlangen  wussten.  Seitdem  aber  die  Revolution  von  1688  der  eigenmächtigen 
königlichen  Gewalt  ein  Ende  gemacht  hat,,  herrscht  in  England  das  parlamen- 
tarische System  ganz  unbestritten  vor ;  und  hier  hat  es  denn  auch  seine  Folgen 
vollständig  entwickelt.  Einzelne  Nachtheile  lassen  sich  nicht  läugnen ;  allein 
eben  so  klar  ist,  dass  sich  unter  dieser  Regierungsweise  und  zum  guten  Theile 
durch  dieselbe  Englands  Weltmacht  gegen  Aussen  und  seine  Blüthe,  Festigkeit 
und  Zufriedenheit  im  Innern  gebildet  habe  ^).  —  Ebenso  wird  ohne  Zweifel  der  über 
alle  Erwartungen  glückliche  Verlauf  der  belgischen  Staatsangelegenheiten  vor  An- 
deren der  Weisheit  verdankt,  mit  welcher  ein  staatskluger  König  seine  Stellung  in 
dem  parlamentarischen  Systeme  zu  nehmen  verstanden  hat.  Es  ist  aber  dieses  Bei* 
spiel  namentlich  auch  in  der  Beziehung  von  grosser  Bedeutung,  weil  es  zeigt,  wel- 
cher grosse  und  heilsame  Einfluss  einem  tüchtigen  Fürsten  bei  dieser 
rungsweise  bleibt.  —  In  Frankreich  dagegen  wurde  zwar  alsbald  nach 
des  constitutionellen  Staates  im  Jahre  1814  die  Nothwendigkeit  der  Wahl  zwi- 
schen beiden  Mitteln  klar  erkannt ;  allein  es  ist  keine  der  geringsten  Ursachen  des 
Sturzes  zweier  Königsgeschlechter,  dass  sie  nur  den  Schein  einer  parhunentaii- 
sehen  Regierung  annahmen,   in  der  That  und  unter  der  Hand  aber  dem  per- 


1)  In  dem  Augenblicke  des  Abdruckes  dieser  Stelle  kommt  das  merkwürdige  aber 
verwerfliche  Werk:  L.  Buch  er,  Der  Parlamentarismus.  BerL,  1855,  zur  Haoid. 
Dasselbe  best&rkt  nur  in  der  oben  angedeuteten  Ansicht  Ausführiicheres  unten, 
in  der  Gesehichte  des  englischen  Staatsrechtes,  Bd.  II,  Nr.  CC. 
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gönlicben  Einflüsse  die  Oberhand  zu  verschaffen  suchten.  —  Und  auch  in 
Deutschland  endlich  haben  sich  die  Folgen  einer  Torherrschend  monarchischen 
Handhabung  in  höchst  belehrender  Weise  gezeigt.  Bis  zum  Jahre  1848  war 
hier  in  keinem  der  vielen  constitutionellen  Staaten  an  parlamentarische  Mini" 
sterien  zu  denken.  Das  Ergebniss  aber  war :  unaufhörlicher  Hader  zwischen 
den  Begierungen  und  den  Ständen;  gehässige  Einmischungen  in  die  Wahlen 
und  unsittliche  so  wie  staatsunkluge  Begünstigungen  oder  Verfolgungen  Ein- 
zelne!:; Uebertreibungen  und  unmögliche  Verlangen  der  Widerspruchsparteien; 
acbliesslich  allgemeine  Unzufriedenheit  mit  Regierung  und  mit  Ständen  zugleich. 
Dem  im  Jahre  1848  plötzlich  entstandenen  parlamentarischen  Systeme  (welches 
freilich  an  der  früheren  Stellung  der  nunmehrigen  Minister  und  an  den  Ueber- 
schwftnglichkeiten  der  Zeit  gleichmässig  litt,)  war  keine  Zeit  zur  Befestigung 
and  Zurechtfindnng  vergönnt.  Welche  Folgen  aber  die  Rückkehr  zum  Alten 
hat^  zeigt  sich  theils  schon  jetzt,  theils  wird  es,  so  ist  wenigstens  zu  fürchten, 
die  Zukunft  lehren. 

Weniger  als  man  vermuthen  sollte ,  hat  die  Wissenschaft  bis  jetzt  zur 
Feststellung  dieser  wichtigen  Frage  gethan.    Doch  ist  sie  nicht  ganz  unerörtert 
geblieben.  —  In  England  freilich  wird   die  Einhaltung  des  parlamentarischen  7 
Systemes  so  sehr  als  eine  selbstverständliche  Folge  der  bestehenden  Verfassung 
und  der  bestimmt  ausgebildeten  Parteien  betrachtet,  und  es  wird  also  auch  im 
Leben  so  strenge  daran  gehalten,  dass  weder  zur  ausführlichen  Erörterung  des 
Gedankens  an  sich  eine  Nothwendigkeit,  noch  zur  Besprechung  der  Folgen  -des 
entgegengesetzten  Systemes  eine  Veranlassung  besteht.     Höchstens  finden  sich  , 
in  den  Denkwürdigkeiten  oder  den  Briefen  der  englischen  Staatsmänner  Er* 
wägungen   darüber,   ob  in  einem  bestimmten  Falle  der  Zeitpunkt  zum  Bück-  <^ 
tritte  eines  Ministeriums   oder  zur  Bildung  eines  solchen  bereits  gekommen  - 
sei;   oder  aber  wird  von  ungeduldigen  Gegnern  ein  Versuch  der  Minister   im 
Amte  zu  bleiben  trotz  der  verlorenen  Mehrheit,  zu  anderen  malen  die  Neigung 
eines  Königs  zu  ungebührlichem  persönlichem  Einflüsse  getadelt.    Der  Grund- 
satz an  sich  bleibt  vorausgesetzt.   -—   In  Frankreich  ist  die  Frage   während 
langer  Zeit    nicht    scharf  gestellt  oder   eingehend  besprochen   worden.     Die 
krampfhaften  letzten  Zuckungen  der  Monarchie  Ludwig's  XVL  kommen   nicht 
in  Betracht;  und  Napoleon  regierte  bekanntlich  nicht  Constitutionen.    Während 
der  Restauration  trat  man  zwar  der  Sache  näher ;  allein  die  einschlägige  Ver* 
handlung  drehte  sich  doch  hauptsächlich  nur  um  die  Unabhängigkeit  und  die     « 
Reinheit  der  Wahlen,  ohne  dass  der  Gegensatz  der  beiden  Systeme  im  Gros« 
sen  und  klar  hervorgetreten  wäre.   Man  glaubte  noch,  oder  stellte  sich  wenig- 
stens   zu    glauben,    dass    ein   verfassungsmässiger   und   gedeihlicher  Zustand 
möglich  sei  bei  einem  Ministerium,  welches  weder  aus  der  Mehrheit  der  Volks- 
vertretung hervorgehe,   noch  derselben  seiner  Seits  sicher  sei.    Solche  Gedan- 
kenlosigkeit konnte  denn  auch  nur  zu  hohlem  Gerede  führen.    Erst  unter  der 
Regierung  Louis  Philipp's  kam  also  die  Frage  ernstlich  zur  Sprache.    Da  der 
schlaue  Fürst  mit  überkluger  Feinheit  d^  Schein  der  parlamentarischen  Be* 
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giening  annahm,  zu  gleicher  Zeit  aber  theils  die  Mehrheit  der  Yolksyertretiing 
nach  seinem  Wunsche  zu  schaffen  versuchte,  theils  sich  im  Ministerrathe  d^ 
Vorsitz  u^d  den  überwiegenden  Einfluss  vorbehielt :  so  entstand  die  bekannte 
und  vielfach  in  der  Tagespresse  besprochene  Forderung,  dass  „der  König  re- 
giere, aber  nicht  verwalten  dtlrfe".  Ein  zugespitztes  Wortspiel,  welches  freilich 
weder  die  Wahrheit,  noch  einen  Grund  enthält.  Die  Theorie  ist  somit  zwar 
in  Frankreich  besprochen  worden,  allein  nicht  abgelöst  von  den  unmittelbaren 
Tagesfragen  und  von  persönlichen  Beziehungen.  —  Am  deutlichsten  zeigt  es  sich 
in  Deutschland,  wie  sehr  die  ganze  Frage  eine  Frucht  längerer  Erfahrung,  und 
so  wenig  von  müssiger  Theorie  erzeugt  ist,  dass  vielmehr  diese  der  Thatsache 
erst  langsam  nachhinkt.  In  Deutschland  nämlich  wäre  in  der  ersten  Zeit  der 
constitutionellen  Unschuld  eine  Auseinandersetzung  der  in  Frage  stehenden  Alter- 
native geradezu  als  ein  Verbrechen  gegen  das  Ideal  und  als  eine  Verl&omdimg 
LjAßT  Fürsten  sowohl  als  der  Vertretungen  betrachtet  worden.  Die  allein  bestehende 
Lehre  war,  dass  die  fürstliche  Gewalt  gestärkt  werde  sowohl  durch  die  Zu- 
stimmung der  Volksvertretung  zu  den  guten  Absichten,  als  durch  ihre  Verhin- 
derung von  Irrthümern.  Als  sich  aber  bei  längerer  Uebung  allmählig  Zweifel 
aufdrängten,  so  wurde  zuerst  in  den  Ständesäälen  und  in  der  Tagespresse  viel- 
fach Klage  geführt  über  „Schein-Constitutionalismus".  Diese  Auffassung  war 
nun  aber  offenbar  falsch  und  die  Klage  ungerecht.  Die  angebliche  Lüge  bestand 
einfach  in  der  Wahl  eines  der  beiden  einzigen  Ausgleichungsmittel;  und  die 
Beschwerde  darüber,  dass  die  Regierungen  das  ihnen  zusagendere  ergriffen,  ist 
fast  lächerlich.  Die  wahre  Aufgabe  bestand  nicht  in  einem  Tadel,  sondern  in 
der  Begreifimg  der  wirklichen  Sachlage,  und  demgemäss  in  der  Erringung  einer 
Stellung,  welche  ein  parlamentarisches  Ministerium  zur  nothwendigen  Folge 
haben  musste.  Das  Jahr  1848  verschaffte  nun  zwar  dieses  zweite,  den  Bechten  und 
Neigungen  des  VoJkes  gemässere  Mittel;  allein  das  Verständniss  des  constitii- 
tionellen  Mechanismus  war  selbst  jetzt  bei  der  Menge  noch  so  klein,  dass 
der  Eintritt  der  Häupter  der  bisherigen  Widerspruchsparteien  in  die  Ministerien 
fast  für  einen  Verrath  galt,  und  jeden  Falles  Viele,  welche  bisher  in  der  Op- 
position gewesen  waren,  in  solcher  verharrten  auch  gegen  ihre  eigenen  FtÜirer 
und  ihre  bisherigen  Forderungen.  Bewies  diess  doch  Freisinn!  Besser  als 
diese  stumpfen  Anhänger  des  constitutionellen  Staates  begriff  freUich  endlidi 
ein  scharfsinniger  Gegner  die  wahre  Frage.  Stahl  sah  wohl  ein,  dass  die 
parlamentarische  Regierung  das  Ziel  des  liberalen  Oonstitutionalismus  sein 
müsse ;  und  desshalb  warnte  er  vor  ihr  schon  im  Jahre  1845  in  seiner  Schrift 
,,über  das  monarchische  Princip",  und  noch  entschiedener  und  ausführlicher 
1848  in  seinen  Abhandlungen  über  die  „Revolution  und  die  constitationelle 
Monarchie".  So  wie  X^^  ^^  parlamentarische  System  in  dem  oben  in 
Erinnerung  gebrachten  Gegensatze  auszudrücken  suchte,  so  fasste  Stahl  die 
entgegengesetzte  Lehre,  und  zwar  in  der  That  glücklicher,  in  den  Worten  zu- 
sammen: „Auctorität,  nicht  Majorität".  Natürlich  ist  diese  Lehre  nicht  ohne 
Widerlegung  geblieben.    Unter  Anderm  ist  von  einem  Ungenannten  eine 
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führliche  Begründung  des  parlamentarischen  Systemes  gegeben  in  einer  Abhand- 
lung der  D.  Viert.-J.-Schrift :  „Das  Repräsentativsystem,  seine  Mängel  und  die 
Heilmittel"  (1852,  Nr.  3). 

B. 

Literatur  des  allgemeinen  constitutionellen  Staatsrechtes. 

Im  Vorstehenden  sind  die  einzelnen  Werke  über  constitutionelles  Staats- 
recht nur  dann  genannt  worden,  wenn  sie  entscheidend  waren  für  eine  der 
Entwicklungsphasen  der  Wissenschaften  oder  etwa  als  bezeichnende  Beispiele 
einer  solchen.  Zur  genaueren  Kenntniss  dieses  Theiles  der  staatswissenschaft- 
lichen Literatur  ist  nun  aber  auch  eine  yoUständigere  und  in  die  besonderen 
Eigenthümlichkeiten  eingehende  Aufzählung  nöthig;  diese  aber  wird  eine  leich- 
tere Uebersicht  und  zu  gleicher  Zeit  eine  vielseitigere  Auffassung  gewähren, 
wenn  sie  nicht  nach  den  Abschnitten  der  Geschichte,  sondern  nach  dem  Ge- 
genstande und  der  Behandlung  geordnet  ist.  Die  Beziehung  zur  Entwicklung 
ergiebt  sich  leicht  bei  jedem  Buche  nach  dem,  was  über  dessen  Inhalt  und 
Methode  zu  sagen  ist.  Demnach  ist  im  Folgenden  die  Literatur  eingetheilt  in : 
1)  geschichtliche  Werke;  2)  Erörterungen  des  allgemeinen  Grundsatzes; 
3)  Systeme ;  4)  Monographieen ;  5)  Schriften  der  Gegner.  Einen  Anhang  bilden 
die  Schriften  über  das  gesetzliche  Widerstandsrecht 

1.     Geschichte    des    allgemeinen    constitutionellen    Staats- 
rechtes. 

Es  leuchtet  ein,  dass  die  geschichtliche  Entwickelung  des  constitutionellen 
Rechtes  auf  doppelte  Weise  möglich  ist.  Entweder  mag  an  den  Ereignissen  in 
den  verschiedenen  constitutionellen  Staaten  das  Wesen  der  Staatsart  und  die 
allmählige  Ausbildung  ihrer  einzelnen  Anstalten  und  Grundsätze  gezeigt 
werden,  so  dass  sich  nicht  nur  der  ganze  Gang  dieses  Theiles  der  Staats-  und 
Weltgeschichte  übersichtlich  darlegt,  sondern  auch  die  Bedeutung,  Häufigkeit 
und  Wirkung  jedes  einzelnen  Gliedes  des  Organismus  aus  der  Erfahrung  er- 
hellt. Oder  aber  kann  die  Geschichte  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des 
Gedankens  an  der  Keihenfolge  der  Bücher  und  durch  eine  Beurtheüung  der- 
selben nachgewiesen  werden.  In  dem  einen  wie  in  dem  anderen  Falle  wird 
ein  ansprechendes  Stück  Geschichte  des  menschlichen  Geistes  und'  ein  wesent- 
licher Beitrag  zum  richtigen  Verständnisse  der  Theorie  des  constitutionellen 
Hechtes  gegeben,  und  beiderlei  Auffassungen  sind  eine  schöne  Aufgabe  für  ei- 
nen gelehrten  politischen  Schriftsteller. 

Mit  Recht  mag  man  sich  daher  wundem,  dass  der,  überdiess  den  Be- 
dürfnissen und  der  Theihiahme  der  Gegenwart  so  nahe  liegende,  Gegenstand 
verhältnissmftssig  so  wenig  und  zum  grossen  Theile  so  ungenügend  bearbeitet 
ist    Kaum  lassen  sich  einige  wenige  Werke  auffinden,  welche,  über  die  Ge- 
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schichte  des  einzelnen  constitationellen  Staates,  z.  B.  Englands,  hiaansgehend, 
die  Gesammterscheinnng  in's  Auge  fassen ;  und  diese  sind  meistens  misslungen. 

Zuerst  hat  sich  Sebastian  Brendel  an  die  Aufgabe  gewagt  i);  alleiii 
offenbar  ohne  das  entsprechende  Maass  von  Gedanken  und  Kenntnissen.  Schon 
das  Zurückgehen  auf  das  griechische  und  römische  Staatswesen  und  die  Auf- 
fassung der  Yolksversammlungen  und  der  Senate  als  wenigstens  verwandte 
Staatseinrichtungen  beweist  Mangel  an  Einsicht  in  das  Wesen  sowohl  des  an- 
tiken als  des  modernen  Staates  und  Unklarheit  Ober  den  Begriff  der  Volksver- 
tretung. Das  Mittelalter  wird  kurz  und  oberflachUeh  abgefertigt,  somit  der 
geschichtliche  Anknüpfungspunkt  vernachlässigt.  Endlich  ist  selbst  die  Dar- 
stellung der  neueren  constitutionellen  Einrichtungen,  die  Englands  an  der 
Spitze,  sehr  äusserlich  und  berücksichtigt  nur  Einzelnes.  Namentlich  ist  das 
über  die  Vereinigten  Staaten  Bemerkte  nur  ein  verkehrtes  Gerede,  aus  dem 
sich  das  Nichtverständniss  des  Verfassers  kläglich  herausstellt.  Die  gegen  das 
Ende  gegebene  theoretische  Darstellung  der  constitutionellen  Monarchie  ist,  im 
Greiste  des  landesüblichen  Liberalismus,  wohl  gemeint,  selten  in  den  Forderun- 
gen übertrieben,  und  zuweilen  selbst  ganz  gesunden  und  practischen  Sinnes; 
allein  ohne  Tiefe  und  staatsmännischen  Blick.  Von  der  Literatur  und  wissen- 
schaftlichen EntWickelung  ist  keine  Rede ;  und  das  Ganze  mag  somit  im  besten 
Falle  als  ein  Anfang  anerkannt  und  desshalb  entschuldigt,  niemals  aber  be- 
lobt werden. 

Kaum  des  Nennens  werth,  trotz  des  volltönigen  Titels,  ist  ein  weit  an- 
gelegtes, allein  lange  nicht  zu  Ende  geführtes  Buch  von  Flathe  ^).  Der 
bei  weitem  grössere  Theil  desselben  besteht  aus  einer  gewöhnlichen  Geschichte 
der  grossen  französischen  Umwälzung  bis  zum  18.  Brumaire.  Die  Einleitung 
aber,  welche  die  Entstehung  und  Verbreitung  des  neuen  Staatsgedankens  er- 
klären soll,  ist  nur  oberflächliches  Hin-   und  Hergerede. 

Es  ist  oben,  S.  137,  Note  1),  des  wunderlichen  Buches  von  Buss  *)  be- 
reits Erwähnung  gethan.  Hier  wird,  und  zwar  in  der  Form  einer  die  Haapt- 
schrift  um  mehr  als  das  fünffache  an  Umfang  übertreffende  Vorrede,  die  Ge- 
schichte und  die  Literatur  des  neuzeitlichen  Staates  in  der  buntesten  Mischung 
aller  Gesichtspunkte  und  Gegenstände  besprochen.  Uniäugbar  ist  in  dieser 
massenhaften  Aufhäufung  von  Stoff  manches  Brauchbare  auch  zur  Geschichte 
des  allgemeinen  constitutionellen  Staatsrechtes,  und  zwar  sowohl,  was  die  Er- 
eignisse in  dem  Leben,  als  was  die  Erscheinungen  in  der  Literatur  betrifft; 
allein   theils  ist  das  Vorhandene   nicht  verarbeitet  zu  einem  überlegten   und 


1)  Brendel,  S.,   Das  Wesen  und  der  Werth  der  Naiional-Repräsent^üon  ...  L  II. 
Bamberg,  1816—17. 

2)  Flathe,  L. ,   Geschichte  des  Kampfes  zwischen  dem  alten  und  dem  neuen  Yer- 
fassungsprincip  der  Staaten  der  neuesten  Zeit.    1.  11    Leipz.,  1833. 

3)  Buss,  F.  J.,   Geschichte  der  Staatswissenschaft,  dargestellt  nach   den  wichfigaten 
Entwicklungen  derselben  in.  Staat  und  Schule,  als  vorwortUehe  Einleitung  in 
oldddiven  Staatslehre.  L  H.    Freibg.  v.  Karisr.,  1839. 
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baetimmtes  Ergebniss  gewährenden  Ganzen,  theils  lassen  sich  selbst 
die  einzelnen  Bruchsttlcke  nur  mit  äosserster  Mähe  und  fast  nur  durch  einen 
gMekliehen  Zufall  auffinden  in  dem  völlig  planlosen  Durcheinander.  Es  ist 
oiunögU<^  aus  reichlichem  Stoffe,  bei  vielseitiger  Kenntniss  und  lebhafter  Auf- 
fassmig  ein  weniger  überlegtes,  schlechter  ausgeführtes,  somit  unbrauchbareres 
Buch  zu  schaffen,  als  diese  längste  aller  Vorreden  ist. 

Klar  zwar  und  geordnet,  allein  von  unbegreiflich  geringem  Inhalte  ist 
Bülau's  Schilderung  der  in  den  dreissiger  Jahren  vorgegangenen  Yerändenm- 
gen  der  constitutionellen  Einrichtungen  in  Europa  >).  War  schon  die  endlose 
Reihenfolge  von  Auszügen  aus  den  Yerfassungs-Urkunden  Euröpa's  und  Ame- 
rika's  eine  der  schwächsten  und  geistlosesten  Theile  der  Pölitz'schen  „Staats* 
Wissenschaften  im  Lichte  unserer  Zeit,"  so  ist  in  der  That  eine  Ergänzung 
and  Fortsetzung  gerade  dieses  Abschnittes  gar  nicht  zu  erklären.  Zu  welchem 
denkbaren  Zwecke  können  diese  oberflächlichen  und  willkürlichen  Abkürzungen 
von  Gesetzen  dienen,  aus  welchen  weder  der  Wortlaut  und  die  Einzelnheiten  der 
Bestimmungen,  noch  aber  auch  der  Geist  derselben  und  die  Entwicklung  des 
Gedankens  erhellen,  denen  eben  so  wenig  Literatur  als  Geschichte  beigege- 
ben ist? 

Erst  das  jüngste  Werk  über  die  Geschichte  des  constitutionellen  Staates 
ist  mit  Anerkennung  und  Achtung  zu  nennen ;  und  wenn  es  auch  selbst  nicht 
allen  Forderungen  entspricht,  so  eröffnet  e&  doch  eine  grosse  Bahn  und  wird 
Nachfolge  und  Besprechung,  erwecken.  Es  ist  diess  aber  Guizot's  Geschichte 
der  Entstehung  der  Repräsentativ-Yerfassung  '^).  —  Das  Buch  macht  den  Leser 
allerdings  in  mehr  als  Einer  Beziehung  stutzig.  Yorerst  trägt  es  in  Form  und 
Inhalt  gar  zu  deutliche  Spuren  seiner  Entstehung.  Die  ehemaligen  Yorlesungen, 
welche  der  berühmte  Verfasser  in  den  Jahren  1820—21  in  Paris  hielt  und  später 
nur  überarbeitete,  enthalten  an  Belehrung  über  Fragen  des  praktischen  con- 
stitutionellen Bechtes  so  viel ,  als  für  Zuhörer  passend  war.  Für  den  jetzigen 
Zweck  dagegen  wohl  etwas  zu  viel;  und  auch  die  rednerische  Bewegung  siebt 
gdegentlich  noch  durch.  Sodann  ist  der  Titel  umfassender  als  der  Inhalt.  Da  der 
Verfasser  in  der  ständischen  Verfassung  des  Mittelalters  den  geschichtlichen 
Ursprung  der  Volksvertretung  erblickt,  (was  freilich  in  unmittelbarem  Zusam- 
menbange nur  in  England  der  Fall  ist,)  so  wäre  zur  vollständigen  Erschöpfung 
des  Nachweises  die  Geschichte  der  Stände  bei  allen  europäischen  Völkern 
nöthig  geworden,  vor  allen  die  Deutschlands,  als  des  ursprünglichen  Stamm- 
laades  der  ganzen  Einrichtung.  Es  wird  aber  nur  die  Verfassungsgeschichte 
der  Angelsachsen,  der  Franzosen,  der  spanischen  Westgothen ,  vomämlich  aber 


1)  Bülau,  F.,  Darstellung  der  europ.  Verfassungen  in  den  seit  1828  darin  vorge- 
gangenen Veränderungen.  Lpz.,  1841.  A.  u.  d.  T.  Pölitz,  das  positive  euro- 
pftisehe  Staatsrecht  nach  den  Verfassungs-Urkunden.  Ergänzungsband. 

2)  Guizot,  ifistoire  des  «mgines  du  gouveraement  repr^sentatif.  I.  U«  Brux.  et  Lpc., 
1861. 
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die  englische  seit  den  Normannen  bis  zar  Thronbesteigung  der  Stuarts  gegeben. 
Endlich  wird  man  sich  nicht  leicht  mit  der  ganzen  Grundanschanung  Aber  Yplksver- 
tretnng.  einverstanden  erklären.  Guizot  zufolge  ist  nämlich  nor  eine  yeratmf* 
tige  Begierong  rechtmässig;  da  aber  von  einer  einzeln  stehenden  Gewalt  Yer- 
nnnftmässigkeit  nicht  erwartet  werden  kann,  vielmehr  jede  unbeschränkte  Herr- 
schaft dem  Missbrauche  zuneigt:  so  muss  in  jeder  Staatsform  die  Mitwirkung 
anderer  Kräfte,  als  des  zunächst  herrschenden  Principes ,  zur  Erreichung  der 
Yemunftmässigkeit  aufgesucht  werden.  Diese  Beschränkung  der  regierenden 
Gewalt  ist  denn  die  „Repräsentation,"  welche  in  sehr  verschiedenen  Formen 
auftreten  kann,  aber  überall  als  nothwendige  Eigenschaften  Tromung  der  Ge» 
walten,  Wahl  und  Oeffentlichkeit  haben  muss.  Endlich  wird  es  wohl  manchem 
Leser  auffallen,  dass  in  der  ganzen  Entwicklung  weder  der  Gesellschaft  und 
ihres  Verhältnisses  zur  Volksvertretung,  nach  der  Literatur  und  ihres  Einflus- 
ses auf  die  Entwicklung  des  constitutionellen  Staates  irgend  gedacht  ist  — 
Von  einer  äusserlich  und  dem  Inhalte  nach  vollendeten  Lösung  der  Aufgabe 
ist  somit  keine  Bede.  Dennoch  macht  das  Werk,  wie  immer  es  zugeschnitten 
sein  mag,  einen  grossen  Eindruck.  Es  ist  Oberreich  an  Thatsachen,  einzelnen 
und  fruchtbaren  Gedanken  und  weiten  Ueberblicken.  Jeder  sieht  die  Hand 
des  grossen  Meisters  in  der  Behandlung  des  Stoffes,  und  erkennt  den  selbst- 
ständigen und  staatsmännischen  Denker  in  der  tiefen  Auffassung  des  Ganzen 
und  einzelner  Fragen.  Man  muss  sich  immer  wieder  fragen,  ob  hier  der 
nämliche  Gegenstand  besprochen  wird ,  welchem  jene  kleinen  Geister  so  wenig 
gerecht  wurden. 

2.   Erörterungen  des  allgemeinen  Grundsatzes. 

Die  Zahl  der  Versuche ,  das  Wesen  des  constitutionellen  Staates  -  und 
seine  obersten  Grundsätze  genau  festzustellen»  ist  begreiflicherweise  sehr  gross. 
Nicht  nur  muss  jedes  System,  welches  nicht  in  die  Luft  gestellt  sein  will, 
damit  beginnen;  sondern  es  ist  die  Beantwortung  der  Frage  an  sich  eine 
wichtige  Aufgabe  fflr  Wissenschaft  und  Leben.  Namentlich  liegt  das  Bedflrf- 
niss  zu  solchen  Eröterungen  da  nahe,  wo  eine  Verfassung  mit  Volksvertre- 
tung erst  eingefOhrt  worden  ist,  und  somit  von  dem  Verständnisse  der  neuen 
Einrichtung  die  Zufriedenheit  mit  derselben  und  ihre  richtige  Anwendung  ab- 
hängt. Diess  erklärt  denn  auch,  dass  sich  solche  Erörterungen  an  jeden  belie- 
bigen Bildungsgrad  wenden  können,  und  dieselben  von  den  gemeinverständlich- 
sten, um  nicht  zu  sagen  plattesten,  Sätzen  bis  zu  den  höchsten  Erwägungen 
des  Eechtes  und  der  Staatskunst  aufsteigen. 

Eine  Itickenlose  Aufzählung  aller  dieser  Abhandlungen  wäre  eben  so  end- 
los als  unerquicklich;  und  es  genügt  wohl  für  alle  Zwecke,  wenn  von  den 
verschiedenen  Auffassungen  je  einige  Beispiele  gegeben  werden.  Natürlich  ist 
es  die  Absicht,  immer  die  bemerkenswertheren  jeder  Gattung  zu  wählen;  allein 
für  eine  vollständige  Ausführung  kann  und  will  nicht  eingestanden  werden. 
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Zueret  mOgen  deon  dictjenigen  Schriften  genannt  sein,  welche  dass  Yer- 
h&ltniss  des  constitationellen  Gedankens  zu  den  mittelalterlichen  ständischen 
Einrichtungen  erörtern.  Sie  sind  freilich  unter  sich  wieder  sehr  verschieden.  — 
Einige  setzen  sich  einfach  vor,  das  Dasein  und  die  Art  dieser  Verschiedenheit 
zu  erweisen,  ohne  daraus  unmittelbar  weitere  Schlüsse  zu  ziehen.  Diess  hat 
zuerst  der  Verfasser  des  gegenwärtigen  "Werkes  in  einer,  allerdings  sehr  un- 
Tollkommenen,  Jugendarbeit  versucht  ').  Später  hat  F.  A.  (von  Campe)  den- 
selben Weg  eingeschlagen;  ausgerüstet  mit  mehr  Stoff  und  Erfahrung,  aber 
kaum  selbstständiger  und  bedeutender  in  der  Auffassung  ').  Vor  Allem  wird 
die  allgemeine  Volksvertretung  von  ihm  in  ein  ganz  falsches  Licht  gestellt, 
indem  sie  als  Folgerung  aus  der  Volkssouveränetät  aufgefasst  ist.  —  Andere 
erkennen  den  Unterschied  an,  benützen  aber  denselben,  um  sich  gegen  den 
constitutionellen  Staat  zu  erklären,  nur  die  ständische  Verfassung  als  eine  be- 
rechtigte und  eine  heilsame  erkennend.  Jener  geht  ihnen  zu  weit  in  seinen 
Freiheitsforderungen  und  in  der  Beschränkung  der  fürstlichen  Gewalt,  beruht 
wohl  gar  auf  einem  falschen  Grundgedanken.  Als  Woiiiführer  dieser  An- 
sicht mag  z.  B.  Kamptz  genannt  werden,  welcher  noch  in  seiner  letzten 
schriftstellerischen  Arbeit,  einem  tödlich  breiten  und  doch  nicht  gründlichen 
Buche  >),  die  Einführung  einer  Volksvertretung  (namentlich  allgemeiner 
Eeichsstände  inPreussen)  durch  den  Beweis  abzuwenden  suchte,  dflUKS  die  alten 
Stände  keine  Gesammtvertretung  gewesen  seien,  und  die  Stände  einzelner  all- 
mählig  erworbener  Länder  nicht  von  selbst  zu  einer  allgemeinen  Reichsver- 
sammlung zusammentreten.  Wie  wenn  Jenes  behauptet,  dieses  verlangt  wor- 
den wäre!  Und  als  ob  die  Einführung  eines  neuen  Staatsgedankens  niemals 
eine  Berechtigung  haben  könnte! —  Dritte  endlich  geben  einen. wesentlichen 
Unterschied  zwischen  altständischer  und  constitutioneller  Verfassung  gar  nicht 
zu,  sondern  sehen  in  den  neuen  constitutionellen  Einrichtungen  nur  theilweise 
Verbesserungen  oder  Wiederbelebungen  der  früheren  Stände.  Dass  diese 
handgreiflich  falsche  Auffassung  zu  nichts  Gutem  führt,  begreift  sich  leicht,  sei 
es  nun,  dass  sie  sich  lediglich  auf  wissenschaftlichem  Gebiete  hält,  oder 
gar  im  Leben  geltend  zu  machen  sucht  Von  ersterer  Eichtnng  ist  Pö- 
litz  ein  bezeichnendes  Beispiel,  wenn  er  sich  in  einer  seiner  zahllosen  Schrif- 
ten ^)  die  Aufgabe  stellt ,  das  Wesen  des  constitutionellen  Staates  zu  erörtern, 
dabei  denn  aber  findet,  dass  zwar  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  diesen 


1)  Mohl,   R.,  Discrimen    ordinal»   provincialiam    et    constitutioms    repraesentativae. 
Tab.,  1821. 

2)  F.  A.  (von  Campe,)   Die   Lehre  von  den   Landstfinden  nach   dem    geroeinen 
denischen  Staatsrecht    Lemgo,  1841. 

3)  Kamptz,  v. ,  Abhandlungen  aus   dem  deutschen   and  dem  preussischen  Staats- 
recht Bd.  I:  Landstände,,  allgemeine  Stände,  preussiscfae  Constitution.  Berl.,  1846. 

4)  Pölitz,  K.  H.  L,  Das  constitutionelle  Leben  nach  seinen  Formen  and  Bedingan- 
gen.    Lpz.,  1831. 
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und  den  mittelalterlichen  Ständen  nioht  bestehe,  dennoch  aber  von  der  Eni- 
werfnng  schriftlicher  Yerfassnngsurknnden  eine  nene  Aera  der  menschlichen 
Entwicklung  erwartet,  welche  ewig  daneni  werde,  wie  die  der  geschnebeoen 
Religionsurknndeni  Wie  unbefriedigend  aber  diese  AniEassong  in  ihrer  An- 
wendung anf  das  Leben  selbst  in  der  Hand  eines  kiäftigen  nnd  geistreichen 
Mannes  ist,  beweisen  am  besten  die  YorschlAge  Stein's  i).  Mag  hier  aach 
der  Hass  gegen  forstliche  Willkftrherrschalt  und  gegen  gewaltth&tiges  and 
stumpfes  Beamtenthum  noch  so  gross  sein;  und  mag  der  Gedanke,  die  Ver- 
tretung des  ganzen  Staates  nur  aus  einer  selbstst&ndigen  Stellung  der  GemeiA* 
den  und  Provinzen  hervorgeben  zu  lassen,  Alles  für  sich  haben:  so  gelingt  es 
doch  selbst  diesem  gewaltigen  Manne  nicht,  auf  der  Grundlage  der  alten  stAn«- 
dischen  Rechte,  namentlich  eines  Yorherrschens  des  begüterten  Adels,  etwaa 
Befriedigendes  zu  erbauen.  Und  wenn  etwa  eingewendet  werden  wollte,  dass 
überhaupt  ein  bedeutender  Theil  der  Freibeitsideen  Stein's  aus  hober  Selbst- 
sch&tzung  und  Adelsstolz  bestanden  habe,  und  er  sehr  weit  entfernt  gewesen  sei 
von  der  Anerkennung  der  gleichen  staatlichen  Berechtigung  und  Bedeutung  Al- 
ler: so  ist  eben  diess  der  unwiderleglichs^e  Beweis,  dass  der  ständische  Orga- 
nismus des  Mittelalters  und  der  constitutionelle  Staat  wesentlich  verschieden 
sind,  weil  sie  auf  ganz  verschiedenen  Yoraussetzungen  beruhen. 

Eine  zweite  zahlreiche  Klasse  von  Schriften  über  das  Wesen  des  consti- 
tutionellen  Staates  findet  den  Sem  der  Sache  in  der  Beschränkung  der 
Staatsgewalt  durch  ein  Organ  des  Yolkswillens.  Es  soll  also  nicht  die  ganze 
Macht  der  Gesammtheit  grundsätzlich  in  den  Händen  des  Oberhauptes  bleiben 
und  nur  gegen  Misshrauch  ausnahmsweise  Yorkehrung  getroffen,  sondern  viel- 
nehr  der  Inhaber  der  Staatsgewalt  durch  eine  allgemeine  Schwächung  und 
Umgränzung  derselben  in  die  Unmöglichkeit  einer  Yerletzung  der  Bürger  ge^ 
setzt  werden.  In  diese  Kategorie  gehören  natürlich  vor  Allem  die  sämmüichen 
Anhänger  der  Theorie  von  der  Gewaltentheilung.  Allein  es  finden  sich  noch 
gar  manche  andere  Gedanken  und  Yorschläge.  So  stellt  z.  B.  His  in  einer 
geistreichen,  allein  von  unbewiesenen  nnd  geradezu  falschen  Sätzen  wimo^elndan 
Schrift ')  die  Monarchie  als  die  leitende,  die  Aristokratie  und  Demokratie  aber 
als  die  nothwendigen  beschränkenden  Mächte  dar.  Jeder  der  drei  Bestand- 
theile  soll  mittelst  einer  Yersammlung  handeln,  namentlich  die  Monarchie  durch 
eine  Kammer  der  Initiative,  u.  s.  w.  —  Für  Thilo  ')  ist  die  Yerfsasong  die 
beständige  Rechtsvorschrift,  der  Staat  aber  ein  absoluter,  wenn  die  Befngniss, 
das  Recht  zu  ermitteln,  der  Regierung  allein  zusteht,  und  ein  constitutioneller, 
wenn  das   Yolk    hieran   Antlieil  nimmt.      Fürst  und  Yolk  sind    die   beiden 


1)  Denkschrißen    des  Ministers   Freiherrn   von    Stein   über    deutsche   Yorfassung. 
Herausgegeben  von  Pertz.    Berl.,  1848. 

2)  His,  Gh.,  De  la  monarcbie  repr^entative.    Par.,  1829. 

3)  (Thilo,)  Was  ist  Yerfassung  nnd  was  Yolksreprfisenlation?    Br«d.«  iB36. 
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Staatsmftehte,  deren  jeder  eine  Wirksamkeit  gebflhrt. —  Witzleben^)  findet 
eine  Beschränkung  gmndsSUzlich  nothwendig  und  gerechtfertigt,  weil  zwar  das 
Btaatsoberhaupt  dem  Ideale  nach  ganz  unbeschränkt,  sittlich  frei,  ist,  in  der 
Wirklichkeit  jedoch  keine  Sicherheit  gegen  eine  Ablenkung  des  Fürsten  zum 
Unrecht  besteht.  Da  aber  die  beiden  Hauptrichtungen  seiner  Wirksamkeit  Ge- 
setzgebung und  Vollziehung  sind,  so  ist  auch  in  beiden  Beziehungen  Beschrän* 
kung  erforderlich.  Volksvertretung  ist  somit  ein  Uebel,  aber  ein  in  der  Wirk- 
lichkeit unvermeidliches. 

Nach  einer  dritten  Auffassung  müssen  die  verschiedenen  Principien,  wel- 
che menschliches  Zusammenleben  ordnen,  durch  bestimmte  Träger  im  Staate 
vertreten  sein.  Im  constitutionellen  Staate  hat  nun  auch  die  Volksvertre- 
^ng  eine  solche  Aufgabe  za  lösen,  sei  es  die  Gesammtheit  derselben  eine  ge- 
meinschaftliche Aufgabe,  sei  es  jede  der  Kammern  eine  besondere.  So  setzt 
z.  B.  Möhl  in  einer  gut  geschriebenen,  von  reichlicher  Belesenheit  zeugenden, 
aber  nicht  in  das  Wesen  der  Sache  eindringenden  Schrift  ^)  auseinander,  dass 
zur  Herstellung  eines  zufriedenstellenden  Staatslebens  die  beiden  Pnncipien 
der  Ordnung  und  der  Freiheit  zu  wirken  haben,  von  diesen  aber  das  Fürsten- 
thum  für  die  Ordnung,  die  Stände  für  die  Freiheit  sorgen.  Wenn  dabei 
Wunsch  und  Neigung  des  Verf.'s  dem  ersteren  Principe  die  Oberhand  zuwei- 
sen, und  folglich  die  Wirksamkeit  der  Stände  in  die  möglich  enpten  Schranken 
gebannt  wird:  so  ist  diess  natürlich  nur  subjective  Ideosynkrasie.  Ebenso  gut 
könnte  aus  demselben  Gedanken  ein  Vorwiegen  der  Freiheit,  oder,  besser  als 
Beides,  ein  Gleichgewicht  beider  Principien  abgeleitet  werden.  —  Auch  wäre 
es  nicht  schwer,  Kegierung  und  Volksvertertung  mit  anderen  bewegenden 
Kräften  zu  vergleichen;  etwa  mit  Beharren  und  Bewegung,  oder  mit  Vernunft, 
Verstand  und  Einbildungskraft  u.  s.  w.  Alles  mehr  oder  weniger  schillernde 
Spiele  des  Scharfsinnes,  aber  keine  Grundlagen  für  ein  Rechtssystem. 

Solch'  naturphilosophischem  Gebahren  gerade  entgegengesetzt  sind  jene 
Begründungen  des  constitutionellen  Staatsrechtes,  welche  aus  einem  praktischen 
Zwecke  Dasein  und  Berechtigung  ableiten ,  und  folglich  die  Bedeutung  dieser 
Staatsform  nicht  in  einer  Analogie  mit  kosmischen  Gesetzen,  sondern  in  der 
Beseitigung  gewisser  Uebelstände  des  neuzeitlichen  Rechtsstaates  finden.  Auch 
auf  dieser  rein  verständigen  Grundlage  gehen  jedoch  die  Ansichten  wieder 
manchfach  auseinander.  —  Einigen  z.  B.  erscheint  die  Volksvertretung  als  der 
nächste  Ersatz  der  Republik,  wo  solche  aus  anderweitigen  Gründen  nicht  ein- 
führbar ist  Für  diesen  Fall  wird  denn  die  möglichste  Ausbildung  der  Frei- 
heitsrechte gefordert;  und  zwar  nicht  etwa  blos  die  Umgebung  des  Thrones 
mit  einigen  republikanischen  Institutionen,   sondern  vielmehr   die   Ausbildung 


1)  Wit ziehen,  CD.  v.,  Die  Grl^izen  der VoUurepräsentaiion  in  der  conttHotionel- 
Icn  Monarchie.    Lpz.,  1847. 

t)  Möhl,  A.,  Ueber  du  RepräM«teüT-3r«tem.    Mannh.,  184a 


300  I>M  aOg«m.  eomtitiiL  StMtettdrt. 

des  constitiitionelleD  Staates  als  Republik  mit  einer  monarchischen  Institiition. 
So  namentlich  ZOpfl  ')•  —  Andere  begnügen  sich  mit  der  Yertheidigong  der 
wesentlichen  Menschen-  nnd  Bflrgerrechte,  ohne  wesentliche  Beeintrftchtigang 
der  fflrstlichen  Yollgewalt.  unter  den  Vorfechtem  dieser  Auffassung,  welche 
jetzt  weit  die  verbreitetste ,  namentlich  aber  (wie  diess  oben  S.  281  fg.  bereits 
näher  erörtert  wurde,)  die  Grundlage  der  sämmtlichen  neueren  Yerfassongs- 
Urkunden  ist,  mochten  namentlich  Daunou  ')  und  Cherbuliez  *)  auszu- 
zeichnen sein.  Nicht  etwa,  weil  nicht  noch  in  vielfachen  anderen  Schriften,  so- 
wohl Systemen  als  Monographien  aber  das  Prindp,  derselbe  Oedanke  ge- 
schickt ausgefdhrt  wäre;  sondern  weil  die  beiden  geistreichen  Staatsgelehrten, 
mit  ToUem  Kechte,  die  Volksvertretung  nur  als  ein  Glied  in  einer  Reihe  von 
Anstalten  ziun  Schutze  gegen  eine  schlecht  unterrichtete  oder  übelwollende 
Regierungsgewalt  betrachten.  Daunou  verlangt  zur  Sicherung  der  von  ihm 
naher  bezeichneten  staatsbfirgerlichen  Rechte:  Geschworene;  unabsetzliche 
Richter;  zweckmässig  und  frei  gewählte  Volksvertreter.  Cherbuliez  aber  unter- 
scheidet zwischen  vorgängigen  und  nachfolgenden  Sicherungsmitteln.  Unter 
jenen  versteht  er  die  Bezeichnung  tüchtiger  Männer  theils  durch  Wahl,  theils 
durch  bestimmte  gesetzUche  Eigenschaften ;  unter  diesen  theils  Trennung  der  Ge- 
walten, theils  rechtliche  und  politische  Verantwortung.  Man  mag  vielleicht  nicht 
mit  allen  seinen  Sätzen  einverstanden  sein;  allein  das  Buch  ist  an  Klarheit 
der  Methode  und  Schärfe  der  Beweisführung  ein  Meisterwerk. 

3.  Systeme  des  constitutionellen  Staatsrechtes. 

Bei  der  Ausarbeitung  der  vollständigen  Systeme  des  constitutionellen 
Staatsrechtes  lag  mehr  als  Eine  Absicht  zu  Grunde.  Zum  Theile  sollte  durch 
Entwicklung  der  sämmtlichen  Folgerungen  eines  Principes  nur  dessen  theore- 
tische Richtigkeit  und  vollständige  AnwendMtrkeit  gezeigt  werden,  ohne  dass 
damit  weiter  als  eine  allgemeine  Empfehlung  zur  praktischen  Berücksichtigung 
beabsichtigt  wäre.  Solche  Arbeiten  gehören  denn  in  das  Gebiete  .der  reinen 
Wissenschaftlichkeit.  Theils  aber  ist  es  dabei  auf  einen  unmittelbaren  Rath 
zur  Begründung  einer  neuen  Gesetzgebung  in  einem  bestimmten  Staate  abge- 
sehen. Die  systematische  Form  ist  dann  nur  das  bequeme  Mittel  zur  über- 
sichtlichen Besprechung;  und  leicht  schlägt  sie  sogar  in  diesem  Falle  um  in 
einen  vollständigen  Verfassungs- Entwurf  mit  Gesetzestext  und  erläuternden 
Noten.  Theils  endlich  sind  die  Systeme  nur  der  idealisirte  Inhalt  wirklich  be- 
stehender Grundgesetze,  welchen  auf  diese  Weise  Verbesserungen  im  Einzehien 


1)  Zöpfl,  H.,  Constitutionelle  Monarchie  und  VolkssoaveräneUlt.    Frankf.,  1848. 

2)  Daunou,  P.  C.  F.,    Essai  s.  1.  garanües  individuelles,  que  r^clamo  Telat  actnel 
de  la  soci^tö.     Par.,  1819. 

3)  Cherbuliei,  A.,  Theorie  des  garanües  eonstitattonelles.  I.  B.  Par.  et  Gen.,  1838. 
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nahe  gelegt  und  wohl  anch  Anhänglichkeit  mittelst  eines  Nachweises  ihrer  theo- 
retischen Yortrefflichkeit  verschafft  werden  soll.  In  der  Regel  ist  ihr  Inhalt 
bestimmt  dnrch  die  eben  bestehende  Entwicklungssphase;  doch  kann  frei- 
lich aus  der  Zeit  der  Erscheinung  allein  nicht  mit  Sicherheit  auf  den  lei* 
tenden  Grundsatz  eines  Buches  geschlossen  werden,  da  es  immer  NachzQgler 
oder  eigensüchtige  Anhänger  überwundener  Standpunkte  giebt 

Unter  denjenigen  Systemen ,  welche  nur  auf  allgemeine  Empfehlung  der 
constitutioneUen  Staatsform  berechnet  sind,  nimmt  nach  der  Zeit  der  Erschei- 
nung und  ohne  Zweifel  auch  hinsichtlich  der  Wirkung  die  erste  SteUe  De  L  o  1- 
me's  weit  bekanntes  Werk')  ein.  Wie  dasselbe  als  Schilderung  des  positiven 
englischen  Staatsrechtes  zu  beurtheilen  ist,  wird  an  einer  spätem  Stelle  erör- 
tert werden;  allein  eine  mindestens  ebenso  grosse  Bedeutung  hat  es  als  System 
des  allgemeinen  constitutioneUen  Rechtes.  Was  auch  immer  gegen  die  von  ihm 
angenommene  Lehre  Montesquieu's  eingewendet  werden  kann,  so  hat  doch  De 
Lohne  durch  lebendige  imd  geistreiche  Darstellung  und  durch  richtig  gewählte 
Beispiele  zur  Verbreitung  des  Gedankens  der  constitutioneUen  Monarchie  mehr 
beigetragen,  als  irgend  ein  anderer  SchriftsteUer.  Und  nicht  seine  Schuld  ist 
es,  wenn  sein  Beweis,  dass  die  englische  Freiheit  keineswegs  auf  den.Yerfas- 
sungseinrichtungen  aUein  beruhe,  sondern  eben  so  viel  auf  manchen  weiteren  Greset- 
zen,  Zuständen  und  Gewohnheiten,  häufig  nicht  gehörig  beachtet  wurde.  Er  trägt 
ihn  deutlich  und  überzeugend  vor.  —  EbenfaUs  zur  Empfehlung  und  Förde- 
rung des  constitutioneUen  Staates  im  Allgemeinen  ist  das  von  J.  G.  vonAretin 
begonnene,  nach  seinem  Tode  von  Rotteck  fortgesetzte  System  bestimmt^).  Es 
fehlt  aUerdings  dieser  Arbeit  an  Einheit,  indem  Aretin  sich  mehr  der  Hterarisch  - 
gelehrten,  Rotteck  der  practischen  Seite  zuwendet,  letzterer  auch  viel  weiter  in 
seinen  Freiheits-  und  Beschränkungs  -  Forderungen  geht;  eine  umsichtigere 
Erwägung  und  längere  Erfahrung  hat  an  manchen  ganzen  Lehren  und  einzel- 
nen Sätzen  bedeutendes  auszusetzen;  und  namentUch  verhindert  die  gewöhn- 
liche Eantische  Auffassung  von  Staat  und  Recht,  so  wie  das  gänzUche  Ver- 
kennen des  gesellschaftUchen  Organismus  eine  tiefere  Ergründung  der  Aufgabe : 
dennoch  macht  das  Buch  der  deutschen  Wissenschaft  keine  Unehre.  Aretin 
zeigt  sich  geistreich  und  umsichtig,  als  ein  Mann  von  Welt  und  Büdung ;  und 
selbst  seine  aus  Ueberschatzung  der  menschUchen  l^atur  herrührenden  Haupt- 
fehler, nämüch  das  übertriebene  Vertrauen  in  den  guten  WiUen  des  Fürsten- 
thumes  und  in  die  Vernünftigkeit  des  VolkswiUens,  sind  wo  nicht  staatsmännisch 


1)  De  Lolme,  J.  L.,  The  Constitution  of  England,  in  which  it  is  compared  with 
the  repabÜcan  form  of  €^overnment  and  the  other  Monarchies  in  Europe.  Zuerst 
französisch,  dami  vom  Verf.  selbst  englisch  1781;  später  in  unzähligen  Ausgaben, 
Nachdrücken  und  Uebersetzungen. 

2)  Aretin,  J.  Ch.  v.,  Staatsrecht  der  constitat  Monarchie.  I^IIL  Altenbgp. ,  1824 
— 28  (von  der  Mitte  des  zweiten  Bandes  an  nach  A's  Tod  fortgesetzt  von  K. 
von  Rottack). 
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80  doch  liebenswtlrdig.     Rotteck  aber  stellt  keck  die  Forderangen,  welehe  er 
znm  Schutze  gegen  Missregierung  für  nOthig  erachtet.     Die  Doppelarbeit    hat 
zur  Verbreitung  der  Kenntniss  vom  constitutionellen  Staate  viel  in  Deutschland 
beigetragen.  —     Weniger  mundgerecht  für  das  gi'össere  Publicum,   allein  weit 
tiefer,  geistreicher  und  wissenschaftlicher  ist  die  von  dem  Franzosen  Hello  in 
mehreren  Bearbeitungen    gegebenenSchrift  *).      Sein   Grundge<|anke  ist,    dass 
die  Verfassung  jedes  Staates  dem  jeweiligen  Zustande  der  Gesellschaft  entspre- 
chen müsse.    Erfülle  sie  diese  Forderung ,  so  sei  sie  gültig  und  dauerhaft ;   wo 
nicht,    so   helfe   weder  Begründung   durch  Vertrag  noch  Verleihung.     Da  nun 
in  dem  Staate   der  Neuzeit   das  Recht  vorherrsche ,    (während  im    Staate    des 
Alterthums   die  Pflicht  vorangestanden  habe,)    so   sei   zur  Sicherstellung   der 
richtigen  Regierungsordnung  nothwendig :  Theilung  der  Gewalt ;  Königthum  als 
fester  Anhaltspunkt;    Volksvertretung   als  bewegliche   Gewalt  zur  Geltendma- 
chung der  Bedürfnisse  der  Gesellschaft.    Letzterer  Zweck  aber  erfordere  wie- 
der,  dass  die  beiden  Kammern  der  Ausdruck   der  höchsten  gesellschaftHcheii 
Stellungen  und  des  Mittelstandes  seien.     Wenn   nun  auch  dieser  letztere  Satz 
die    an  sich  richtige  Auffassung  verstümmelt,   indem  nicht  blos  diese  beiden 
Schichten,    sondern    überhaupt  alle  wirklichen   Kreise    der   Gesellschaft    die 
Geltendmachung   ihrer   Rechte  und   Interessen    in  Anspruch   zu   nehmen  ha- 
ben:   so  ist  doch  jeden  Falles  ein  Fortschritt  unverkennbar,   und  die  jüngste 
Entwicklungs- Phase  des   constitutionellen  Gedankens  hat    durch  dieses  Werk 
wenigstens  den  Anfang  einer  Darstellung  und  eine  nicht  gering  anzuschlagende 
Empfehlung  erhalten.  —    Eine  in  mehrfacher  Beziehung  höchst  merkwürdige 
Schrift  ist  die  von  Romagnosi  bearbeitete,   zum  grösseren  Theile  erst  nach 
seinem  Tode  herausgegebene  Verfassungs  -  Wissenschaft ').     Bestimmt  schliesst 
er  sich  der  Auffassung  einer  Gegenüberstellung   der  Regierungsgewalt  und  der 
Unterthanenrechte  an;  und  verwirft  ebenso  bestimmt  die  Theilung  der  Staats- 
gewalt; verlangt  monarchische  Regierung,  als  die  beste  für   gesittigte  Völker; 
und  verwirft  eine  genaue  Feststellung  der  Befugnisse  des  Regent  en,  als  welche 
sich  nach  dem  Staatszwecke  und  dem  jeweiligen  Bedürfnisse    zu  richten  habe. 
Ganz  eigenthümlich  dagegen  ist  die  von  ihm  für  nothwendig  erachtete  Organi- 
sation  dieser  constitutionellen  Monarchie.     Die,  nur  aus  Einer  Kammer  aber 
aus  drei  Gattungen    von   Abgeordneten   (der  Besitzenden,    Gewerbenden    und 
Gelehrten)  bestehende,  Versammlung  der  Volksvertreter  ist  wesentlich  zur  Mit- 
wirkung bei  der  Gesetzgebung  bestimmt.     Neben  ihr  ist  einem  „Protectorate," 


4)  Hello,  C.  H.,  Da  r^ime  coostttutionel.    £d.  Z    Par.,  1830. 

2)  Romagnosi,  H.  D.,  La  scienza  delle  costilazioni,  —  Ein  Theil  dieser  umfang- 
reiehea  Arbeit  erschien  zuerst  im  J.  1815  u.  d.  T. :  Della  eostitazioae  di  aaa  mo- 
narchia  nazionale  rappresentativa.  Philad«,  1815.  Das  Ganze  dann  1848,  unter 
dem,  Csdschen,  Druckorte  Bastia.  Endlieh  vervollständigt  in  Bd.  VIII,  1,  der  von 
Giorgi  besorgten  Gesammtausgabe  der  Werke  Roouignosrs  (llilano,  I  —  VIII, 
1841  ^  48.) 
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einer  ebenfalls  zahlreichen  Versamnilüng ,  die  sonst  immer  und  sogar  vorztigs- 
weise  der  Yolksvertretuiig  zugewiesene  Vertheidignng  der  verfassungsmässi- 
gen Rechte  übertragen.  Um  aber  Fttrstenthnm,  Vertretung  und  Protecto- 
rat  in  ihren  gegenseitigen  Schranken  zu  halten,  besteht  schliesslich  ein  Senat, 
dessen  drei  Abtheihmgen  ein  Staatsgerichtshof  zur  Geltendmachung  der  Ver- 
antwortlichkeit, ein  Erhaltungsrath  zur  Leitung  der  Wahlen  und  des  sonstigen 
constitutionellen  Mechanismus,  endlich  die  Kammer  der  Friedensstifter  zur  Aus- 
gleichung von  Streitigkeiten  unter  den  verfassungsmässigen  Gewalten  sind.  Für 
alle  diese  Einrichtungen  sind  sehr  in's  Einzelne  gehende  Vorschriften  und 
Rechtsregeln  gegeben,  und  zum  Theile,  namentlich  für  die  Protectoren,  eine 
ganze  Hierarchie  von  Organen  entworfen.  Dabei  ist  denn  noch  die  sehr 
fest  gehaltene  VolkssouvcränetAt  zu  bemerken,  als  deren  Folgen  nicht  nur  das 
Recht  zur  bewaffneten  Vertheidignng  der  gefährdeten  Gesetze ,  sondern  auch 
die  unveräusserliche  Befugniss  zur  Aenderung  der  Verfassung,  und  zur  Abset* 
zung  und  Bestrafung  des  Staatsoberhauptes  angegeben  und  ausfQhrlich  vertheidigt 
und  geordnet  wird.  So  wenig  nun  wohl  ein  ruhiger  Beurtheiler  dieser  Auf- 
fassung beitreten  und  solche  Einrichtungen  fftr  ausfahrbar  und  haltbar  erach« 
ten  kann;  und  so  gewiss  die  wunderliche  Mischung  von  scholastischer  Spitzfin- 
digheit und  Begriffsspaltung  mit  demokratischen  Jugenderinnerungen  zu  den 
wunderbarsten  Folgen  fahrt:  so  kann  doch  die  ganze  Arbeit,  bei  ihrer 
Ffllle  an  einzelnen  geistreichen  Gedanken  und  bei  der  festen  Beherrschung 
eines  übergrossen  Stoffes,  nicht  anders,  als  eine  bedeutende  und  gewaltige  be- 
zeichnet werden ;  und  sie  ist  werth ,  in  viel  weiteren  Kreisen  gekannt  zu  sein, 
als  wohl  eigentlich  der  Fall  ist. 

Es  ist  ein  sehr  nahe  liegender  Gedanke ,  die  Rathschläge  über  den  Inhalt 
einer  neu  zu  gründenden  Verfassung  in  der  Form  eines  vollständigen  Systemes, 
dieses  aber  wieder  als  Entwurf  einer  Verfassungs- Urkunde  zu  fassen.  Sowohl 
die  Uebersicht  über  die  Folgen  der  Hauptgrundsätze  als  die  Kürze  gewinnt 
dabei  Zur  Entwicklung  allgemeiner  Ansichten  und  ziu*  Besprechung  wissen- 
schaftlicher Fragen  taugt  freilich  diese  Weise  weniger.  —  Solcher  Verfas- 
sungs-Entwürfe  mit  vertheidigenden  Erläuterungen  liegen  denn  nun  aber  zwei 
besonders  namhaft  zu  machende  vor:  B.  Constant's  Skizze  einer  Verfassung  >), 
und  des  Portugiesen  Pinheiro  Ferreira  Vorschlag  zu  einem  politischen  Ge- 


1)  S.  „Esquisse  d*une  constttution*'  indem  ersten  Bande  von  B.  Constant,  CoUection 
compUte  des  ouvrages  publi^s  sor  le  gooveniemeiit  repr^s.,  oa  Cours  de  politiqne 
eonstitutioneUe.  id.  2 ,  Par. ,  1820 ,  4  Bände.  —  Band  2  bis  4  der  Sammlong 
besteht  ans  kleineren  Monographieen  aus  dem  Gebiete  des  constitutioneUes  Rech- 
tes, thefls  gescUehtBehen,  fheils  dogmalischen  Inhaltet.  Von  Jenen  sind  nament- 
Ueh  die  kritischen  Geschichten  mehrerer  SMzangen  der  französisehen  Kammern  zu 
bemerken,  von  diesen  eine  Reiba  von  Anftiteaa  fibtr  die  PrtssfrtttfcaH. 
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setzbuche  ^).  —  Durch  die  erstgenannte  Schrift  hat  sich  B.  Constant  einen  blei- 
benden Namen  in  der  Entwicklungsgeschichte  des  constitutionellen  Staatsrech- 
tes erworben,  und  sie  kann  ohne  üebertreibung  für  den  Grundstein  der  auf 
dem  Festlande  seit  dem  Sturze  der  französischen  Uebermacht  weit  verbreite- 
ten  Theorje  desselben  erklärt  werden.  Zwar  hängt  Constant  noch  an  der  Ge- 
waltentheilung, und  haben  sich  diesem  Theile  seiner  Lehre  die  Meisten  ^  nicht 
angeschlossen;  allein  desto  unbedingteren  Beifall  haben  seine  Sätze  gefunden, 
in  so  weit  sie  sich  auf  die  allgemeine  Bechtsgleichheit  der  Staatsgenossen,  auf 
den  blos  verfassungsmässigen  Gehorsam  derselben ,  auf  das  Maass  der  Frei- 
heitsrechte, endlich  auf  die  im  Wesentlichen  blos  abwehrende  und  vertheidi- 
gende  Stellung  der  Volksvertretung  beziehen.  Man  mag  mit  Becht  Constant's 
Schriften,  zunächst  aber  die  eben  besprochene,  als  den  Katechismus  des  gemäs- 
sigten Liberalismus  betrachten,  dessen  Yorztkge  und  Fehler  sie  nicht  nur  thei- 
len,  sondern  sogar  zum  grossen  Theile  veranlasst  haben.  —  Der  von  Pinheiro 
Ferreira  vorgelegte ,  zunächst  ffir  Portugal  bestimmte  Entwurf  kann  sich  frei- 
lich eines  solchen  Erfolges  nicht  rühmen.  Er  hat  weder  in  dem  besonders  be- 
dachten Lande ,  noch  sonst  im  Leben  oder  in  der  Wissenschaft  irgend  welchen 
Anhang  gefunden.  Diess  aber  ganz  mit  Becht;  da  es  unmöglich  ist,  ein  wun- 
derlicheres Gemische  von  Pedanterei  und  unpractischer  Träumerei  zu  sehen. 
Sämmtliche  gewohnte  Staatseinrichtungen  sollen  umgestossen  und  alle  Behör- 
den an  eine  Verquickung  von  Prüfungs- Aristokratie  und  rohesten  Badi- 
calismus  ohne  Geschichte  und  Organisation  überlassen  werden.  Dabei  wer- 
den in  der  Verfassungsurkunde  die  unbedeutendsten  Kleinigkeiten  bis  zur  Farbe 
der  Ordensbänder  und  der  Zahl  der  Unterrichtsstunden  in  den  Schulen  herab 
vorgeschrieben. 

Als  ein  gutes  Beispiel  der  dritten  Gattung  von  Systemen,  derer  nämlich, 
welche  eine  bestimmte  positive  Gesetzgebung  idealisiren  und  als  allgemein  gtll- 
tige  Lehre  darstellen,  mag  füglich  Destrivauz^s  öffentliches  Becht  be- 
zeichnet werden').  Es  entwickelt  dasselbe  die  Grundsätze,  aus  welchen  dio 
belgische  Verfassung  hervorgieng,  als  philosophisches  Becht,  ohne  in  der  Grund- 
lage oder  in  den  Einzelnheiten  irgend  wie  bedeutend  abzuweichen.  Da  diess 
aber  mit  Verstand,  Lebendigkeit  und  kurzer  Schärfe  geschieht,  etwa  in  der  Art 
eines  guten  mündlichen  Vortrages,  so  ist  ein  gutes  und  ein  angenehmes,  wenn 
auch  nicht  gerade  ein  eigenthümliches  Werk  entstanden. 


1)  Pinheiro-Ferreira,  Prdcis  d*an  cours  de  droit  pahlic  T.  IL  Projet  de  eode 
poUUque.    lish,  1846. 

7)  Destrivauz,  P.  J.,  Trait^  de  droit  public.  L  IL  Braz.,  1849.  ^  Der  erste 
Band,  welcher  die  Uebersicht  des  constitutionellen  Staatsrechtes  enthält,  giebt 
aneh  noch  ein  ähnlich  bearbeitetes  philosophisches  Völkerrecht  Der  zweite  ent- 
hält eine  geistreiche  und  gut  geschriebene ,  allein  äusserst  bmchstückartige  Ge- 
schichte der  europäisch»  Staatssustände  vom  Storae  des  Rdmer- Reiches  an. 
Der  dfitta  Band  soll  ein  belgisches  Staatoedit  geban. 
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4.  Monographieen  ans  dem  Gebiete  des  constitutionellen 

Staatsrechtes. 

AusfQhrliche  Abhandlungen  über  emzelne  Gegenstände  reichen  zwar  nicht 
aus  in  einer  Wissenschaft ;  allein  sie  sind  die  Blüthe  einer  solchen.  Nicht  nur 
können  nur  durch  solche  in  alle  Einzelnheiten  eingehende  Untersuchungen  die 
schwierigeren  Fragen  vollständig  erledigt  werden;  sondern  es  zeigt  sich  auch 
hauptsächlich  durch  sie  die  Tragweite  der  Grundsätze  in  anderen  Kreisen  des 
Lebens  und  Wissens.  Davon  abgesehen,  dass  sich  hier  Beispiele  richtiger  Me- 
thode und  genaue  Beurtheilungen  der  Literatur  geben  lassen.  Eine  meister- 
hafte Monographie  ist  leicht  belehrender  und  fflr  Ausbau  und  Anwendung 
einer  Wissenschaft  wirksamer,  als  ein  ganzes  System.  Hat  nun  das  constitutio- 
nelle  Staatsrecht  auch  wohl  keine  Monographie  von  solchen  beherrschenden 
Eigenschaften  aufzuweisen,  so  fehlt  es  doch  keineswegs  an  tüchtigen  Arbeiten 
über  mehr  als  Einen  besonderen  Punkt. 

Unzweifelhaft  wäre  eine  vollständige  geschichtliche  oder  dogmatische  Ab- 
handlung über  die  gesammten  staatsbürgerlichen  Rechte  im  consti- 
tutionellen Staate  eine  sehr  nützliche  Arbeit.  Eine  solche  besteht  jedoch  bis 
jetzt  nicht;  und  wir  besitzen  über  den  Gegenstand  nur  eine,  in  ihrer  Art  al- 
allerdings  merkwürdige,  kritische  Abhandlung  von  J.  Bentham').  Man  würde 
es  wohl  ganz  natürlich  finden,  wenn  der  in  seinen  Freiheitsforderungen  be- 
kanntlich sehr  weit  gehende  Heros  der  Logik  die  dem  Bürger  einzuräumen- 
den Rechte  aus  den  obersten  Grundsätzen  des  Staates  entwickelt  und  sie  dann 
mit  seinem  unvergleichlichem  Scharfsinne  analysirt  hätte.  Es  hat  ihm  aber 
diessmal  gefallen,  seine  mächtige  Gabe  der  Untersuchung  nur  zu  zerstörender 
Kritik  der  von  Anderen  zur  Begründung  solcher  Rechte  gemachten  Versuche 
zu  verwenden.  Seine  „Abhandlung  über  die  politischen  Trugsätze"  enthält  einen 
eigenen  Abschnitt  über  „anarchische  Trugsätze",  und  diese  sind  ihm  denn 
keine  anderen,  als  die  manchen  Yerfassungs- Urkunden  vorangeschickten  „Er- 
klärungen der  Menschen-  und  Bürgerrechte",  namentlich  die  in  den  französi- 
schen Verfassungen  von  1791  und  1795  verkündeten.  Bentham  stellt  ausführlich 
die  einzelnen  Sätze  dar  als  falsch  gefasst,  als  in  ihrer  Allgemeinheit  unrichtig, 
und  als  höchst  gefährlich.  Unzweifelhaft  ist  in  diesem  Tadel  viel  gesunder 
und  ergötzlicher  Scharfsinn ;  allein  es  ist  doch  in  der  Hauptsache  nur  Wort- 
kritik, und  diese  nicht  selten  kleinlich  und  närgelnd.  Dass  Bentham  die  grosse 
Bedeutung  und  die  unter  Umständen  unabweisbare  Nothwendigkeit  solcher  all- 
gemeine Grundsätze  nicht  erkannte ,  ist  in  der  That  psychologisch  merkwür- 
dig.  Wie  es  aber  immer  gekommen  sein  mag,  so  'hat  er  zwar  einen  beachtens- 


1)  Bentham,  J.,  Sophismes  anarehiqaes.    Examen  critiqae    des  diverses  d^clarar 
•  rations  des  droits   de  Thomme  et  da  dtoyen.     Als    Anhang  zu  der  von  Dnmont 
herausgegebenen  Tactique  des  assembl^es  legislatives,    von  welcher  unten  Wei- 
teres. 
▼.  Hohl,  StaAtewiMeotcksfl  1.  20 
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wer^hen  Beitrag  gegeben  zur  Scbflrfung  der  formellen  Bichügkeit  des  (Gesetzes, 
ißt  aber,  fast  willentlich,  an  der  sachlichen  Wahrheit  vorüber  gegangen. 

Die  im  Vorstehenden  bemerklich  gemachte  Ltlcke  ist  jedoch  in  so  ferne 
wenigstens  theilweise  ausgefüllt,  als  von  den  einzelnen  unter  die  staatsbürger- 
lichen Rechte  gewöhnlich  aufgenommenen  Satzungen  mehrere  abgesondert  bear- 
beitet sind,  zum  Theile  in  höchst  zahlreichen  Schriften.  —     So  namentlich  vor 
Allem  die  persönliche  Freiheit  oder  der  Schutz  gegen  willkürliche   und 
ungesetzliche   Verhaftung.      Es   ist  leicht   begreiflich,   dass   dieses    Hecht    in 
solchen    Staaten    vorzugsweise    besprochen    und    vertheidigt    wird,     wo    es 
nach  Gesetzgebung   oder  Gewohnheit  besonderer  Gefahr  ausgesetzt  war  oder 
noch  ist.    Da  also  in  England  seit  der  Magna  Charta  der  Grundsatz,  seit  der 
Habeas- Corpus -Acte  volle  Sicherstellung  vorhanden  war:   so  bedurfte  es  hier 
nur  der  Anerkennung  des  bestehenden  Rechtes  und  einer  Auseinandersetzung 
der  positiven  Vorschriften.     In  Frankreich  dagegen,   wo  bis  zur  grossen  Um- 
wälzung die  entsetzlichste  Wilikühr,  während  derselben  die  wildeste  Grausam- 
keit, und  auch  selbst  in  der  napoleonischen  Gesetzgebung  noch   eine  übermäs- 
sige Unbeschränktheit  der  Staatsgewalt  bestanden  hatte,   rief  das  Bedttrfhiss 
eine  zahlreiche  Literatur  hervor.     Schon  Mirabeau  eröffnete  mit  glühender 
Beredtsamkeit  den  Angriff  auf  die  willkührlichen  Verhaftungen,   unter  welchen 
er  selbst  so  viel  gelitten  hatte  *).    Namentlich  aber  bemühten  sich  in  den  er- 
sten Jahren  der  Restauration  eine  Reihe  der  tüchtigsten  französischen  Rechts- 
gelehrten, die  bestehende  Gesetzgebung  und  Uebung  in  besseren  Einklang   mit 
den  Grundsätzen  des  constitutionellen  Staates  zu  bringen.   SoBerenger,  Car- 
not,  Cotttt  u.  A. ^);   vorzugsweise  aber  Coffiniöres,  welcher  den   Gegen- 
stand in   einem  ausführlich^en  Werke  erörterte  •).    .Dasselbe  giebt  zuerst  die 
Geschichte  und  die  bestehenden  Vorschriften  vielfacher  positiver  Gesetzgebun- 
gen, namentlich  der  französischen ;  und  knüpft  daran  eine  theoretische  Abhand- 
lung über  die  zur  Bewahrung  vor  ungesetzlicher  Verhaftung  nöthigen  Bestim- 
mungen und  Einrichtungen,  unmittelbar  sowohl,    als  nur  mittelbar  wirkender. 
Es  ist  eme  ernste,  fleissige,  mit  Sachkenntniss  angefüllte,   wenn  auch  nicht  ge- 
rade ungewöhnlich  geistreiche  Arbeit.  —    Und   in  noch  viel  höherem  Maasse 
hat  die  Pressfreiheit  die  Thätigkeit  der  Publicisten   in  Anspruch  genom- 
men.   Nichts  ist  begreiflicher,  als  dass  namentlich  in  der  ersten  Zeit  nach  der 
Einführung    einer   constitutionellen  Verfassung  grosse  Meinungsverschiedenheit 
über  die   Grenzen  der  erlaubten  Meinungsäusserung  zwischen  der  Regierung 


1)  Des  lettres  de  cachet  et  des  prisons  d'Öat 

2)  Man  sehe  anter  Andern :    Berenger,  Dela  jostice  cri minelle  en  France.    Par., 

1818.  —  Carnot,    Le  Code   crimlnel  mis  en  harmonie  avee  la  Charte.      Par., 

1819,  —  Cottu,  Keflexions  sur  Tetat  aduel  da  jory,  de  la  libertö  individuelle. 
Par.»  1820.  —  Tongard,  Des  vices  de  rinstraction  criminelle  en  France,  far., 
1823,  —  Bavoux,  Le9ons  pr^liminaires  s,  L  Code  p^al.    Par.,  1821. 

3)  C  Offini  eres,  A.  S.  G.,  Traitö  de  la  liberU  individueUe.     I.  iL    Par.,  1^28. 
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«nd  den  vorwärts  Drängenden  besteht.  Jene  fCkrchtet  den  noch  ungewohnten 
Lärmen,  hat  sich  noch  keinen  Gleichmnth  gegen  verletzende  Angriffe  erwor- 
ben, besorgt  eine  Yerderbniss  der  Gemüther  bis  zom  Umstürze  des  Be* 
stehenden,  und  ist  zur  Yertheidignng  noch  nicht  geschickt  und  eingeriditet 
Die  Freunde  der  Freiheit  aber  suchen  durch  offene,  kecke  und  wiederholte 
Aufdeckung  der  Schäden  und  Lücken  zur  raschen  und  vollständigen  DorchflEÜIi» 
rung  der  neuen  Grundsätze  zu  nOthigen;  Partheien  ringen  um  die  Oberhandj; 
ehi^eizige  Talente  äind  laut  Von  beiden  Seiten  ist  noch  kein  Maass,  keine 
richtige  Schätzung  des  Rechtes  und  der  Macht  der  Presse ;  beim  Volke  nocb 
kein  richtiger  Instinct  für  die  Wahrheit  mitten  in  dem  Getöse,  und  noch  über- 
grosse Empfänghchkeit  für  Neues  und  für  Behauptungen;  überall  vm  so 
mehr  Leidenschaft  je  mehr  Misstrauen  und  Furcht  ist  Daher  denn  vtm  den 
Regierungen  fortgesetzte  und  oft  höchst  ungeschickte  Versuche  zu  einer  Be* 
schränkung  der  Presse  auf  eine  für  jene  erträgliche  und  bequeme  Thätigkeit 
vonseiten  der  Parteien  und  eines  grossen  Theiles  der  Bürger  aber  Ringen  nach 
schrankenloser  Freiheit;  und  zum  Beweise  der  Berechtigung  und  Nothwendig- 
keit  dieser  Forderungen  endlich  zahhreiche  Schriften  über  Pressfreiheit.  Aber  auch 
mit  der  Erreichung  eines  mehr  oder  weniger  befriedigenden  Grades  von  Frei- 
heit hören  die  Veranlassungen  zur  literarischen  Beschäftigung  mit  der  Press- 
gesetzgebung nicht  auf.  Nun  beginnen  die  Klagen  über  Verletzungen,  sei  es 
der  Regierung,  sei  es  Einzelner,  so  wie  über  die  Unmöglichkeit  einer  prävea* 
tiven,  also  besonders  wohlthätigen,  Rechtssicherung;  die  feinere  Ausbildung 
der  Gesetzesauslegung;  die  Darstellungen  des  Gerichtsgebrauches  und  die  Ca» 
suistik.  Kurz  es  wird  zu  aller  Zeit  in  constitutionellen  Staaten  viel  geschrieben, 
über  das  Recht  zu  schreiben;  am  meisten  aber  so  lange  sich  eine  Regierung 
noch  nicht  in  eine  möglichste  Unbeschränktheit  der  Presse  fügt  So  denn  in 
Frankreich  während  mancher  Jahrzehnte ;  bis  die  Unföhigkeit  des  Volkes  und 
seiner  Führer,  gesetzliche  Freiheit  zu  ertragen,  zu  einer  Entziehung  aller  politi- 
schen Rechte,  vor  Allem  aber  der  Pressfreiheit  geführt  hat  So  femer  in  Deutsch- 
land, wo  der  Bund  durch  seine  ungeschickte  Bekämpfung  der  Pressfreiheit 
zwar  wohl  Anfeindung  seiner  selbst,  aber  keine  Erfolge  zu  Wege  brachte  *). 


1)  Wenige  AbsehniUe  der  Literatur -Gesdüehte  dürften  auf  ein  so  geringes  biteretse 
Anspm^  machen,  als  eine  voUständige  Aulzählung  der  Schriften  über  Pressfirel«' 
heit»  indem  der  ganz  unbedeutenden  and  blot  wiederholenden  Eneugnitse  gar 
zu  viele  sind  und  auch  die  beaseren  Erörterungen  sich  ansfOhrlich  mit  den  Bewei- 
sen für  ein  Recht  abmühen ,  welches  doch  eigentlich  kein  Verständiger  lingnet 
Nicht  eine  Vollständigkeit,  sondern  nur  eine  Benennung  einiger  der  besseren 
Schriften  wird  somit  durch  die  nachstehende  Au&ählung  beabsichligt.  —  Für 
die  Einräumung  der  Pressfreiheit ,  namentlich  im  constitntion^ea  Staate «  streiten : 
Gentz,  Adresse  an  Friedrich  Wilhelm  m.  BerL,  1796.  Grüner,  J.,  Oremu- 
Uua  Gerdas.  Lpz. ,  1796.  Gonstant,  B.,  De  la  UbertC  de  la  presse.  Par., 
1814   (ungebürlich  benützt  von  Rudhart,    Ueber  Gentur  der  Zeitungen.    ftL, 
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Ueber  die  rechtliche  und  politische  Stellung  der  verschiedenen 
Stände  im  constitutionellen  Staate  ist  gar  mancherlei  verhandelt.  Nament- 
lich kehrt  die  Frage  immer  wieder,  ob  und  welche  Stellung  dem  Adel  in  der 
Ständeversammlung  zu  geben,  ob  eine  erbliche  und  mächtige  Pairie  zu  wün- 
schen und  zu  bilden  sei?  Der  Streit  wird  so  lange  dauern,  als  Liebe  zur 
Gleichheit  und  Fucht  vor  Missbrauch  der  Yoirechte  einer  Abneigung  vor  Hoheit 
und  einer  Scheu  vor  beschränkter  Mittelmässigkeit  gegenüberstehen.  Es  können 
hier  nur  Beispiele  dieser,  ihrem  grösseren  Theile  nach  unbedeutenden,  Literatur 
angeführt  werden.  —  Ein  vortreffliches,  geist-  und  kenntnissreiches  Buch  hat 
F.  Liebe  geschrieben  ^).  Sein  Zweck  ist  zu  zeigen,,  dass  sich  die  Grundge- 
danken des  deutschen  Adels,  nämlich  Abschliessung  von  anderen  Ständen,  Rein- 
heit des  Blutes  und  Widerwillen  gegen  Missheurathen,  Vorrechte  im  Staats- 
dienste und  in  den  Ständeversammlungen,  vollständig  überlebt  und  namentlich 
der  kleine  Adel  gegenüber  vom  beweglichen  Vermögen  und  von  der  Bildung 
jede  staatliche  Bedeutung  verloren  habe,  ihm  somit  namentlich  auch  keine  eigene 
Vertretung  als  Ritterschaft  zustehe ;  dass  dagegen  Anstürmen  gegen  naturgemässe 
Aristokratie' einfältige  Demagogie  sei.  Demgemäss  wird  eine  aus  ächter  Ari- 
stokratie gebildete  Pairie  verlangt,  deren  Grundlage  eine  Verbindung  von  hohem 
Stande  und  grossem  Besitze  sein  soll,  jedoch  unter 'Beimischung  mit  weiteren 
nicht  erblichen  Bestandtheilen  und  Eigenschaften.  Es  ist  erlaubt,  an  der  Rich- 
tigkeit und  Haltbarkeit  dieses  letzteren  Gedankens  zu  zweifeln ;  allein  unbedingt 
muss  die  wahre  Freisinnigkeit  und  der  nach  den  verschiedenen  Seiten  hin  aus- 
gedehnte Gedankenreichthum  des  Verf  s  anerkannt  werden.  Namentlich  ist  die 
Einsicht  in  den  gesellschaftlichen  Organismus  ebenso  löblich  als  selten.  —  We- 
niger Unbefangenheit,  geschichtliche  Kenntniss  und  staatsmännische  Durchbil- 


1825).  Guizot,  F.,  Quelques  id^es  s.  1.  Ubert^  de  la  presse.  Par.,  1814.  Krng, 
W.  T.,  Entwurf  zu  e.  allgemeinen  Gesetzgebung  und  PressfreiheiL  Lpz.,  1816. 
Welcker,  K.  Th. ,  Die  volle  und  ganze  PressfreiheiL  Freibg.,  1830.  Paulus,  H. 
£.  G.,  Ueber  die  Principien  d.  Pressfreiheits-Gesetzgebung  Heidelbg.,  1831.  Evert- 
sen  de  Jonge,  Bijdraage  tot  de  leer  der  d^lils  de  la  presse.  Utr.,  1847.  —  Hehr 
oder  weniger  gegen  Pressfreiheit  und  somit  für  vorbeugende  Maassregeln,  z.  B. 
Censur,  sind:  Ho  ff  mann,  L.,  Gesehichte  der'  Bücher-Censur.  Beri.,  1819. 
Schätz,  W.  V.,  Deutschlands  Pressgesetz.  Landsh,  1821.  Löffler,  F.  A.,  lie- 
ber die  Gesetzgebung  der  Presse.  Bd  I  Lpz,  1837.  Heinslus,  Th.,  Die  be- 
dmgte  Pressfreiheit.  Berl.,  1841.  —  Die  Unzulänglichkeit  und  Verkehrt- 
heit der  Censur  suchen  an  Beispielen  nachzuweisen:  Der  Beobachter  ohne  Gen- 
sur.  Pforzh.,  1836  Rüge,  A,  Actenstücke  zur  Censur.  I.  H  Mannh.,  1847. 
Wiesner,  Denkwürdigkeiten  der  österreichischen  Censur.  Heidelbg.,  1847.  —  Po- 
sitive Gesetzgebungen  behandeln:  Chassan,  Trait^  des  de^lits  de  la  parole, 
de  la  presse  etc.  I.  II.  Par.,  1837.  CoUmann,  J.  A.,  Quellen,  Materialien  und 
Coromentar  des  gemeinen  deutschen  Pressrechtes.  Berl,  1844.  Lorbeer,  Die 
Grenzlinien  der  Rede-  und  Press-Freiheit  nach  englischem  Rechte.  Erl.,  1861. 
1)  Liebe,  F.,  Der  Grandadel  und  die  neuen  Verfassungen.  Braunschw.,  1844. 
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dimg,  als  ünenehrockenheit  in  Yertretang  einer  gemeinhin  verhasBten  Meimmg 
und  Eifer  zeigt  Eisenhart  in  einer  Schrift  über  denselben  Gegenstand^)« 
Ihm  ist,  unter  Anlehnung  an  die  Alten,  die  Aristokratie  die  Blüthe  des  Volkes 
und  der  einzige  wirklich  zur  Regierung  befähigte  Bestandtheil;  gleichbedeutend 
mit  Aristokratie  ein  erblicher,  mit  reichem  Grundbesitze  angesessener  Adel; 
der  Mittelstand  ein  banausischer  Haufe.  Die  Folgerungen  für  die  wünschens- 
werthe  Pairie  ergeben  sich  von  selbst;  zweifelhafter  ist,  ob  der  Selbstverläug- 
nung  des  Yerfs  die  entsprechende  Anerkennung  zu  Theil  werden  kann. 

Die  Einrichtung  der  Gesetzgebung  im  constitutionellen  Staate  hat 
F.  Murhard  in  zwei  eigenen  Schriften')  besprochen,  welche  seinen  gewöhn- 
lichen Sammlerfleiss ,  allein  eben  so  auch  die  grosse  ünbedeutenheit  der  eige- 
nen Gedanken  beweisen.  Wie  alle  seine  Arbeiten  mögen  sie  als  leidlich  Yoll- 
ständige  Zusammenstellungen  der  Meinungen  Anderer  benutzt  werden;  selbst- 
ständigen  Werth  haben  sie  nicht. 

Begreiflicherweise  sind  die  Bestimmungen  über  die  Ständeversammlnn* 
gen  Gegenstand  manchfacher  Schriftstellerei  geworden;  und  es  kann  eher  Ver- 
wunderung erregen,  dass  diess  nicht  in  einem  noch  höheren  Grade  der  Fall  war. 

Eine  sehr  fleissig  gearbeitete  und  den  nächsten  Zweck  wohl  ausfüllende 
Arbeit  ist  die  Schrift  F.  Bülau's  über  das  Wahlverfahren  »).  Dieselbe 
giebt  theils  das  Thatsächliche  aus  den  meisten  noch  bestehenden  oder  bereits 
wieder  verklungenen  Verfassungen,  theils  eine  theoretische  und  kritische  Be- 
sprechung der  einzelnen  dabei  entstandenen  Fragen.  Von  einer  staatsmänni» 
sehen  Beherrschung  des  Gegenstandes  ist  freilich  keine  Rede;  hierzu  ist  schon 
des  Stoffes  zu  viel:  allein  man  mag  sich  aus  dem  Buche  wohl  darüber  unter- 
richten, was  hier  Alles  zu  thun  ist,  und  wo  in  der  Meinung  Zweifel,  Streit  und 
Verschiedenheit  herrscht. 

Wer  irgend  bekannt  ist  mit  der  Literatur  über  das  positive  Recht  des 
englischen  Parliamentes,  d.h.  über  den  Organismus  und  das  Geschäftsverfahren 
der  Versammlung  und  über  die  sich  daran  knüpfenden  unzähligen  Einzelnfra* 
gen,  der  wird  gerne  einräumen,  dass  die  parlamentarische  Geschäfts- 
ordnung gar  kein  unbedeutender  Gegenstand  ist,  und  dass  Staatsrechtskenner 
Tadel  verdienen,  wenn  sie  dieselbe  nicht  gehörig  beachten.  Allerdings  ist  der  Geist, 
welcher  eine  grosse  politische  Versammlung  belebt,  mehr  werth  zur  Aufrechter- 
haltung des  Rechtes  und  der  Ordnung,  und  zur  stättigen  Förderung  der  Geschäfte, 
als  die  beste  geschriebene  Satzung;  allein  eine  solche  trägt  ihrer  Seits  mit  bei  zur 
Bildung  des  Geistes  und  herkömmlichen  Benehmens.    Ohne  sie  dreht  man  sich 


1)  Eisenhart,  H.,  Ueber  den  Beruf  des  Adels  im  Staate  und  die  Natur  derPairie- 
verfassung.    Stutt^.  u.  TQb.,  1852. 

2)  Murhard,  F.,  Das  königliche  Veto.  Rassel,  1832.  —  Ders.,  Die  InitiaUve  der 
Gesetzgebung.  Nebst  einem  Anhange  von  der  Uebung  des  Petitionsrechtes  durch 
öffentliche  Versammlungen  und  freie  Vereine.    Kass.,  1837. 

3)  Bülau,  F.,  Wahkecht  und  Wahlverfahren.   Lpz.,  1849. 
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Itidd  im  fehlerhaften  Kreise.  Desshalh  sind  die  tlber  das  formelle  pailamen- 
tarisdie  Recht  erschienenen  Arbdten  in  alleweg  hier  zu  nennen.  —  Bas  ge- 
sammle  Verfahren  einer  politischen  Versammlung  suchen  nach  allgemeinen 
Gsnndsätzen  zwei  Schriften  zu  regeln:  J.  Bentham's  vortreffliche  „Tactik 
der  berathenden  Versammlungen'*  ^);  und  ein,  überwiegend  aus  Erlftuterong^i 
bestehender,  Entwurf  zu  einer  Geschäftsordnung  fdr  den  Frankfurter  Reichs- 
tag, von  dem  Verf.  dieser  Blätter ').  Jenes  Werk  von  Bentham  ist  ohne  allen 
Zweifel  weit  aus  eines  seiner  besten.  Es  mag  zwar  sein ,  dass  er  in  anderen 
Schriften  noch  mehr  Eigenthümlichkeit  und  Schaffungskraft  beweist,  oder  seine 
logische  Macht  noch  unwiderstehlicher  anwendet;  allein  praktisch  verständiger, 
weniger  sophistisch  und  abgerundeter  ist  er  nirgends.  Als  Aufgabe  einer  guten 
Ordnung  setzt  er  aber:  Freiheit  fflr  alle  Mitglieder;  Schutz  der  Minderheiten; 
richtige  Reihenfolge  der  Geschäfte;  methodische  Berathung;  Beschluss  nach 
dem  allgemeinen  Willen ;  Beharren  bei  dem  Unternommenen.  —  Mein  „Ent- 
wurf* ist  im  Wesentlichen  in  der  Versammlung  in  Ausführung  gekommen,  und 
er  hat  sich  auch  in  Vielem  erprobt;  allein  dass  er  mancher  Verbesserungen, 
namentlich  dner  bedeutenden  Verstärkung  der  Macht  der  Versammlung  und  ih- 
res Vorstehers  zur  Niederhaltung  von  Unfug  aller  Art,  bei  nochmaliger  An- 
wendung bedürfte,  hat  eine  leidige  Erfahrung  gezeigt.  —  Neben  diesen 
umfassenderen  Schriften  besteht  noch  eine  kleine  Abhandlung,  in  welcher 
der  berühmte  Geschichtsforscher  Lappenberg  die  persönlichen  Bevorrech* 
tnngen  der  Ständemitglieder  einer  scharfen  Prüfung  unterzieht  *).  Ihm  scheint 
die  gewühnliche  Ansicht  in  den  Vereinigten  Staaten  und  auf  dem  europäischen 
Festlande  hinsichtlich  dieser  Vorrechte  irre  zu  gehen,  und  er  erachtet  eine 
vollständigere  Unterwerfimg  unter  das  gemeine  Recht  billig  und  klug.  Man 
mag  sich  völlig  mit  diesen  Forderungen  einverstanden  erklären;  jedoch  nur 
unter  der  Voraussetzung  einer  solchen  Unabhängigkeit  der  Gerichte  und  einer 
solchen  Gewalt  der  öffentlichen  Meinung,  dass  die  ungesetzliche  Behandlung 
tines  Abgeordneten  eine  völlige  Unmöglichkeit  ist.  So  lange  dieser  englische 
Schutz  nicht  vorhanden  ist,  bedarf  es  anderer  Sicherstellungsmittel ;  diese  aber 
sind  eben  jene  Vorrechte. 

Durch  die  Mitwirkung  der  Stände- Versammlungen  bei  der  Gesetzgebimg 
sind  neue  Hülfsmittel  zur  richtigen  Auslegung  der  Gesetze  entstanden, 
dadurch  aber  auch  Ergänzungen  der  früheren  Lehre  von  der  Interpretation 


1)  Bentham,  J.,  Tactique  des  assembHes  politiqnes  delibCrantes.  I.  n.  Ed.  2,  Par., 
1822,  und  in  derBrüssler  Ausgabe  der  französischen  Bearbtttansen  von  B's  Wer- 
ken, Bd.  I,  S.  371  fg.  Suglisch  in  den  Works,  Bd.  U,  S.  299  fg.,  unter  dem 
Titel:  Essay  on  political  tactics.  Eine  deutsche  Uebersetsnng:  Tactik  oder  Theorie 
des  Geschäftsganges  in  Ständeversammlungen.    Eil,  1817. 

2)  Mo  hl,  R.,  Vorschläge  zu  einer  Geschäfis-Ordnung  des  veifassgeb.  Reichstages. 
Heidelbg.,  1848. 

3)  (Lappenberg,  J.  H.,)  Die  Privilegien  der  Parlaments-Ittitglieder.    Hambc^,  1849. 
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B^thig  geworden.  Nachdem  diese  dnrch  die  ständischen  Yerhaadlungen  gege« 
benen  Anslegungsmittel  lange  nur  mittelst  eines  gewissen  Tactes  nnd  ohne 
klbres  juristisches  Bewnsstsein  zur  Anwendung  gebracht  waren,  hat  C.  G*. 
Wächter  sich  das  Verdienst  erworben,  bestimmte  Grundsätze  ausznbüden  >); 
und  hieran  ist  denn  eine  eigene  Literatur  angeschossen.  Abgesehen  von  manch* 
fachen  gelegentlichen  Besprechungen  in  Zeitschriften  oder  sonstigen  rechtsge* 
lehrten  Werken,  sind  drei  besondere  Bearbeitungen  der  neuen  Lehre  vorhan* 
den.  Schletter  stimmt  seinem  Lehrer  Wächter  vollständig  bei  ^) ;  Schaff* 
rath  widerspricht,  auf  eine  höchst  verkehrte  Weise  nur  dem  Worte  de6  be« 
kaniit  gemachten  Gesetzes  einen  Werth  einräumend  ') ;  der  Verfasser  dieser 
Biätter  Versucht  einige  Berichtigungen  der  Wächter'schen  Theorie  zu  be« 
grindeii  *). 

Als  SchiuBsstein  des  constitutionellen  Staatsrechtes  gilt  den  Meisten  — 
gleichgültig  jetzt)  ob  mit  Recht  oder  Unrecht  —  die  Ministerverantwort« 
lichkeit.  Da  nun  aber,  auch  wenn  der  Grundsatz  vollständig  eingeräumt 
ist,  die  Ausfahrüng  auf  die  mancbfaltigste  Weise  geschehen  kann,  und,  wie 
immer  sie  geschieht,  wichtige  und  schwierige  Fragen  in  Menge  aufstossen: 
so  ist  eine  eigene  literarische  Behandlung  des  Gegenstandes  begreiflich  und 
nothwendig.  An  solchen  Monographieen  fehlt  es  denn  auch  nicht,  (abgesehen 
von  den  betreffenden  Abschnitten  in  manchen  umfassenderen  Werken  Aber  all- 
gemeines oder  positives  constitutionelles  Staatsrecht.)  Eine  Reihe  vüii  kleineren 
französischen  Schriften  —  von  Marchais  de  Migneaux,  Pages,  Ray,  Loyson, 
Cottu,  Ji'errier  —  können  zwar  füglich  als  unzureichend  und  unbedeutend 
übergangen  werden;  dagegen  sind  nachstehende  Abhandlungen  als  besser,  we- 
nigstens als  ausführlicher,  zu  bemerken.  B.  Gonstant  hat  mit  Geist  und  Le- 
bendigkeit, allein  wohl  nicht  mit  vollständiger  sachlicher  Richtigkeit  die  Frage 
besprocheit  ^).  Namentlich  ist  es  ein  ganz  verkehrter  Gedanke ,  die  Mihister- 
verantwöitlichheit  nur  auf  die  Fälle  eines  innerhalb  der  gesetzlichen  Zuständig- 
keit begangenen  Vergehens  beschränken,  dagegen  die  mit Ueberschreitung  die- 
ser Zuständigkeit  begangenen  unrechtlichen  Handlungen  als  Privatvergehen  be- 
handeln zu  wollen.  Jede  mit  Anwendung  der  Amtsgewalt  begangene  Handlung 
fällt  nach  den  Gesetzen  des  Denkens  und  nach  Klugheitsgründen  unter  dieje- 


1)  Wäehter,  C.  G.  de,  De  lege  Saxonica  d.  Vllt.  Febr.  1834  Comtaentetio.  Lips., 
18d5;  Ders. ,  Abhandlnngen  tm  dem  deut^ched  Strafrechte,  Bd.  T,  6.  !K9i  fg. 

2)8efatetter,  De  subddite  interpretatioms  legam  ex  iit,  quae  in  comltfis  acta  ^nt, 
p«l«fi^s.    Lips.,  1839. 

3)  Sehaffrath,  W.  M.,  Theorie  der  Auslegung  censütutioneller  Gesetze.  Lpz.,  1842. 

4)  M  obl,  R.,  Uöber  die  Benützung  von  ständischen  Verhandlungen  zur  Anslegung 
von  Gesetzen,  {im  Anh.  des  Crim.-Rechts,  Nr.  5,  1842,  H.  2  und  3)  Hier  denn 
auch  weitere  Nachweisungen  über  den  Stand  der  Literatur  und  der  Streitfirage. 

6)  Gonstant,  B„  De  ia  responsabiTit^  des  ministres.  Par„  1814;  auch  in  seinem 
Ceur«  de  pofii  censftt,  Bd.  II.    Dentsch  von  Eekendahl  Neu«t.,  1831. 
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sohftdüche  ünd  zu  weil  gehende  Efuräumungen  an  die  Demokratie  er^ 
bücken. 

Was  nun  die  Ersteren  betrifft,  so  Ist  hier  nidit  der  Ort  und  Ranm »  den 
bis  zu  den  AnfiBLngai  der  Geschichte  hinanfgehenden  und  voraassichtilich  bis  an 
das  Ende  der  Tage  nicht  aufhörenden  Btreit  Aber  die  gegenseitigen  Yorzftge 
des  EOnigthumes  nnd  der  Yolksherrschaft  zu  erörtern.  Fflr  den  Yorliegendeii 
Zweck  genügt  es  auszusprechen,  dass  die  Erfahrungen  der  Gresdiichte  und  die 
Kenntniss  der  Menschen  in  dem  Satze  zusammentrefen,  es  sei  erbliches  aber 
beschränktes  Königthum  die  zweckmässigste  Regierungsform  fOr  Völker,  weldie 
selbst  hochgesittigt  auch  vom  Staate  viel  verlangen ;  welche  durche  grosse  Men* 
schenzahl  und  starke  Mitwerbung  zu  unablässigem  und  peinlichem  Ringen  mit  den 
Lebensnöthen  verartheilt  sind ;  und  welche  endlieh  durch  enges  Nebeneinander- 
liegen mit  anderen  Staaten  zu  kr&fUger  Yertheidigung  gerttstet  sein  mtssen. 
Gtegen  diese  Ansicht  erklären  sich  denn  nun  allerdings  von  ^  Zeit  zu  Zeit 
Einzelne  und  mehr  oder  weniger  m&chtige  Partheien,  welche  von  der  Fähig* 
keit  der  Menge  zur  Selbstregierung  besser  denken,  oder  welchen  das  Grefflhl,  einen 
erblichen  Obern  zu  haben,  unerträglich  ist.  Solchen  erscheint  denn  natflriich  auch 
die  constitntionelle  Monarchie  als  eine  klägliche  Halbheit ;  und  ihre  Yorfechter  su- 
chen dieses  zu  erweisen.  —  Als  bezeichnende  Beispiele  von  Angrifilsn  aus  diesem  Ge- 
sichtspunkte mögen  namentlich  folgende  genannt  werden^  welche  f^ilich  Wieder 
unter  sich  wesentlich  abweichen :  Als  ein  Anhänger  der  äussersten  Demokratie 
tritt  Th.  Payne  in  verschiedenen  seiner  Schriften,  besonders  aber  in  der 
über  die  Menschnrechte  i),  gegen  die  constitntionelle  Monarchie  auf.  Ihm  ist 
jedes  erbliche  Recht,  wie  beschränkt  es  immer  sei,  und  Jede  Regierungsgewalt, 
welche  nicht  sämmtlichen  Bürgern  zusteht,  ein  Unrecht  und  ein  Widersinn. 
Seine  Darstellung  zeichnet  sich  im  Uebrigen  mehr  durch  Keckheit,  als  Ord- 
nung und  gedrängte  Logik  aus.  —  Yieileicht  noch  umwälzender  selbst  als 
Payne,  allein  wissenschaftlicher  veri^hrt  Godwin  in  seinem  Werke  über  „poli- 
tische Gerechtigkeit*^  ^).  Ausführlich  bekämpft  er  nicht  nur  jedes  aristokratische 
Yorrecht,  sondern  auch  das  Königthum,  und  zwar  in  jeder  Form  und  Beschrän- 
kung; ja  sogar  alle  Yolksversammungen.  Nur  Auflösung  der  grossen  Staats^ 
vereine  in  selbstständige  Gemeindebezirke,  höchstens  eine  gelegentliche  Einbe- 
rufung einer  Anzahl  Gemeindevertreter  als  eine  Art  von  Dictatur  bei  grosser 
Gefahr,  erscheint  ihm  als  vernünftig  und  gerecht  —  Yon  wesentlich  gleicher 
Grundlage  geht  jetzt  auch  aus  Bucher*)  in  der  bemerkenswerthen  aber  viel- 
fach unwahren  Schrift  über  Parlamentarismus.  —  Weit  gemässigter  nach  Form 
und  Ii^halt  tritt  L.  Hoff  mann  *)  auf,  welcher  in   attsführlicher  Prüfung  der 


1)  Payne,  Th.,  Rights  of  man.  Lond.,  1791.  •—  Deatteh  von  F.  Heoker,  Lpc.,  1851. 

2)  Godwin,  W.,  Inquiry  conceroing  polHieal  Justioe.  I.  U.  Ed.  2.  Lond.,  1796. 

3)  Bücher,  L. ,  Des  Parlamentarismus.    Lpz.,  1831. 

4)  Hoff  mann,  L.,   Die    staatsbürgerlichen  C^arantieen.  Hie  Anfl.  I.  tl.  Lpt.,  1831. 
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▼erschieden^ii  Arten  der  Monarchieen  zwar  die  repräsentative  nodi  als  die  leid- 
lichste erkennt,  ihr  aher  doch  eine  Reihe  von  wesentlichen  M&ngeln  vorwirft 
So  namentlich  die  Unmöglichkeit  eines  Wahlsjstemes,  welches  nur  gnte  Wahlen 
erzeugte,  nnd  die  Unzulänglichkeit  der  Rechte  einer  Volksvertretung  zur  Bewah- 
rung gegen  Gewaltschritte  der  Regierung;  im  Falle  der  Beimischung  eines  ari- 
stokratischen Elementes  aber  noch  weiter:  Widerspruch  gegen  alles  Gute,  und  die 
Unvernflnftigkeit  erblicher  Gesetzgeber.  Seine  Yerbesserungsvorschläge  gehen  im 
Wesentlichen  auf  eine  gewählte  und  für  ihre  Amtsführung  gegen  einen  Areopag 
verantwortliche  Verwaltung  hinaus.  Das  KOnigthum  wird  nur  als  formelle 
Spitze  und  mit  geringen  Befugnissen  beibehalten.  —  Endlich  gehört  auch  wohl 
noch  in  diese  Kategorie  der  Neapolitaner  Soria  de  Orispan  '),  welcher 
zwar  allerdings  die  Verbindung  von  Monarchie  und  Freiheit  nicht  für  eine 
Unmöglichkeit  erklärt,  aber  sie  doch  in  den  bisherigen  constitutionellen  Ver- 
lassungen nur  sehr  theüweise  und  in  unsicherer  Weise  erreicht  findet.  Die 
constitutionelle  Monarchie  ist  ihm  nur  eine  gemischte  Repräsentativ -Verfas- 
sung; als  die  vollständige  sieht  er  die  Demokratie  an.  Ausführlich  und 
mit  Scharfsinn  bekämpft  er  die  gewöhnlich  in  eonstitutionell- monarchischen 
Systemen  vorgetragenen  Sätze  der  Nichttheilnahme  des  Königs  an  der  Verwal- 
tung, der  Nothwendigkeit  von  Vorrechten  desselben  in  Beziehung  auf  Krieg 
und  Frieden,  der  Verantwortlichkeit  der  Minister,  der  Theilung  in  zwei  Kam- 
mern, der  activen  Wahlbefähigungen  u.  s.  w.  Sie  alle  sind  ihm  entweder 
sinnlose ,  mit  den  Thatsachen  nicht  Übereinstimmende  Erdichtungen ,  oder 
ungenügende  Schranken;  und  er  zeigt  in  weitläufiger  und  lebhafter  Aus- 
führung, dass  trotz  alles  Redens  und  Bemflhens,  der  fürstliche  Einfluss 
in  allen  constitutioneUen  Königreichen  bis  jetzt  weit  überwiege,  was  denn 
dieselben  zwischen  Willkürherrschaft  und  Umwälzung  hin  und  her  schwanken 
lasse.  Sein  eigenes  System  spricht  er  freilich,  mit  Ausnahme  des  Verlangens 
nach  Gewaltentheilung  und  nach  allgemeinem  Stimmrechte  v^bunden  mit 
mittelbarer  Wahl,  nicht  klar  aus;  allein  es  scheint,  dass  er  eine  repräsentative 
Monarchie  unter  der  Voraussetzung,  aber  auch  nur  unter  dieser,  für  möglich 
hält,  wenn  das  ganze  Volk  staatlich  vollkommen  ausgebildet,  von  Vater- 
landsliebe und  Eifersucht  auf  seine  Rechte  erfüllt  ist,  und  nun  mittelst  einer 
in  seinem  Sinne  gewählten  und  handehiden  Versammlung  ununterbrochenen  und 
bestimmenden  Einfluss  auf  die  Regierungshandlungen  ausübt  Zur  Verhinde- 
rung von  Uebergriffen  aber  erscheint  ihm  ein  Erhaltungs-Senat  nothwendig. 

Weit  zahhreicher  und  der  Richtung  nach  noch  verschiedener  sind  die- 
jenigen Gegner  des  constitutionellen  Systems,  welche  —  im  Widerspruche  mit 
den  eben  besprochenen  —  nur  Nachtheile  aus  dieser  Art  der  Beschränkung 
des  Staatsoberhauptes  erwarten. 


1)  Soria  de  Crispan,  D.,  PhflMophie  du  droit  public.  Bmx.,  1854.  Der  neunte 
Band  de»  Werket  iit  dem  conttilutioneUen  Staatsrechte  gewidmet,  lieber  das 
Werk  im  Allgemeinen  s.  oben,  S.  247. 
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Die  geringste  Beachtang  verdienen  offenbar  Diejenigen,  welche  der  gans 
unbeschränkten  Fflrstenmacht  den  Vorzug  geben  woUen,  indem  sie 
von  dem  Musterbilde  eines  vollkommenen  Regenten  und  eben  so  vortrefflichen 
Beamten  desselben  ausgehen.  Abgesehen  davon,  dass  selbst  dann  sehr  die 
Frage  wäre,  ob  nicht  die  WOrde  imd  die  Ehre  des  Volkes  eine  andere  Stel- 
lung, als  einen  unbedingten  und  ewigen  Gehorsam  verlange,  ist  ja  einleuch- 
tend, dass  jene  Voraussetzung  eine  Abgeschmacktheit  ist.  Die  Erfahrung  aller 
Zeiten  und  Völker  beweist,  dass  weitaus  in  der  Begel  eine  solche  Vollkom- 
menheit der  Regierenden  in  Verstand,  Wissen,  Gharacter  und  Willen  nicht 
besteht,  nicht  erblich  ist.  Eben  desshalb,  weil  die  natQrliche  Unvollkom- 
menheit  den  Menschen  so  viele  Leiden  bereitet,  sucht  man.  nach  Vorbeugungs- 
und Verbesserungsmitteln.  Es  ist  somit  thöricht,  wenn  A.  Müller  ^  darüber 
belehren  will,  dass  unbeschränktes  Königthum  und  Tyrannei  nicht  gleichbedeu- 
tend seien;  und  wenn  er  jenes  der  Volksvertretung  vorzieht,  weil  diese  wenig 
geeignet  sei  für  höhere  Staatsgeschäfte,  namentlich  Gesetzgebung.  Die  rechte 
liehen  Begriffe  jener  beiden  Staatsarten  sind  allerdings  nicht  gleich;  wohl  aber 
leicht  und  oft  ihre  Wirkungen.  Und  warum  die  aus  dem  ganzen  Volke  her- 
ausgenommenen Vertreter  (eine  richtige  Oiganisation  derselben  vorausgesetzt) 
nicht  im  Stande  sein  sollten,  ihre  eigenen  Rechte  und  Interessen  zu  kennen, 
ist  nicht  einzusehen.  —  Noch  kläglicher  ist  es,  wenn  ein  Ungenannter  die  Con- 
stitutionen vei-wirft,  weil  sie  die  Völker  von  den  Regierungen  trennen  *). 
Will  man  doch  nur,  dass  die  Regierungen  in  der  Richtung  der  gerechten 
Wünsche  der  Völker  gehen.  Und  was  soll  der  Gegensatz  zwischen  den 
Uebeln  antiker  Republiken  und  der  Vortrefflichkeit  des  preussischen  Beam- 
tenthumes  hier  beweisen.  —  Wenn  aber  Berneys*)  die  deutschen  Verfassun- 
gen für  eine  unauslöschliche  Schande  erklärt,  weil  sie  Nachäffung  französchen 
Unfuges  seien  und  die  urdeutsche  Gesinnung  und  Pietät  zerstören,  welcher 
allein  vertrauensvolles  Hingeben  an  ein  mächtiges  und  unbeschränktes  König- 
thum  entspreche:  so  ist  diess  eitel  Gefasel. 

Bedeutender  nach  Zahl  und  Gehalt  sind  diejenigen  Schriften,  welche  dem 
constitutionellen  Staate  die  alte  ständische  Ordnung  und  Vertretung 
entgegenstellen,  diese  als  naturgemässe  Gliederung,  geschichtlich  begründete 
Einrichtung  und  richtige  Staat^weisheit  belobend.  Hier  ist  Wahrheit  und  Irr- 
thum,  absichtlich  oder  unabsichtlich,  gemischt;  dadurch  aber  auch  die  Aufdeckung 
der  Trugschlüsse  ischwieriger.  Einer  Seits  nämlich  wird  nicht  blos  das  Recht 
und  BedürfnisB  einer  Mitwirkung  des  Volkes  bei  wichtigen  Staatsangelegenheiten 


1)  Müller,  Alex.,  Meine  Ansicht  wider  das  deutsche   RepräsentaÜvsystem.    Omen.. 

1848. 

2)  D.  W.  A.  S ,  Ueber  Consüluüonen  und  Garanüeen.  .  BerL,  1837. 

3)  Berneys,  R.  L.,  Dentsebland  und  seine  friakisehen  Reprisenlatiy-VeifMsangeo^ 
Mannb.,  1841. 
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anerkannt;  sondern  es  liegt  sogar  der  ganzen  Ansiebt  der  nicht  eben  gewöhn- 
liebe  richtige  Gedanke  zu  Grunde,  dass  die  naturwüchsigen  gesellschaftlichen 
Kreise  eigenthtimliche  Interessen  und  Rechte  haben,  und  diesem  Organismus 
auch  bei  der  Ordnung  der  Vertretung  formell  und  sachlich  Rechnung  zu  tragen 
sei.  Auf  der  andern  Seite  ist  handgreiflich  unrichtig,  dass  nicht  der  jetzige 
gesellschaftliche  Znstand  mit  seinen  lebendigen  und  fühlbaren  Rechten;  sondern, 
viehnehr  ein  längst  untergegangener  mit  verschwundenen  Gestaltungen  und 
Forderungen  zum  Maassstabe  genommen  werden  will.  Auf  diese  Weise  neh* 
men  dann  spielende  Liebhaberei  für  das  Alterthümliche ,  heuchlerisches  Fest- 
halten an  unbilligen  und  schädlichen  Vorrechten,  Widerwillen  gegen  wirk- 
same Beschränkung  der  Willkür  und  gegen  ein  tüchtiges  politisches  Volks- 
leben die  Maske  der  Verehrung  geschichtlichen  Rechtes  und  erprobter  Staats- 
weisheit vor.  Aus  Furchtsamkeit  oder  Eigennutz  soll  das  lebende  Geschlecht 
an  den  Leichnam  einer  frühem  Gesellschaft  geschmiedet  sein,  auf  die  Ge- 
fahr hin  von  der  Fäulniss  mitverzehrt  zu  werden.  —  Dieses  System  haben 
ganze  Schulen  und  grosse  Partheien  nicht  verschmäht.  So  die  Anhänger 
Haller's  *)  und  die  neueste  rückwärtsdrängende  Parthei  in  Deutschland,  be- 
sonders in  Preussen.    Es  wird  aber  auch,  bald  in  gutem  bald  in  schlechtem 


1)  Der  bezeichnendste  Ausdruck  der  Haller*schen  Ansicht  über  diese  Frage  ist  obn^ 
Zweifel  Jarke*s  (anonym  erschienene)  Schrift:  Die  ständische  Verfassung  und 
die  deutschen  Constitutionen.  Lpz.,  1834.  Der  Grundgedanke  ist,  die  alte  standi- 
sche Verfassung  als  einen  naturgemässen,  geschichtlich  berechtigten  und  in  seiner 
Mässiguog  heilbringenden  Zustand  gegenüber  zu  stellen  dem  repräaentativen  Sy- 
steme ,  als  einer  künstlich  ersonnenen ,  auf  der  falschen  und  verderblichen  Lehre 
der  Volkssouvcränetät  ruhenden  ,  unmögliche  Ansprüche  mit  widersinnigen  Mitteln 
verfolgenden  Einrichtung.  Desshalb  wird  der  Regent  aufgefasst  in  voller  patrimo- 
nialer  Stellnng,  aus  eignem  Rechte  ,  mit  eignen  Milleln  die  eigenen  Angelegenhei- 
ten besorgend;  die  Stände  aber  sind  die  wirklich  und  allein  vorhandenen  geseU- 
schafUiehen  Kreise,  welche  ebenfalls  nur  in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  und 
Rechten  mit  Rath  und  That  an  die  Hand  gehen.  Der  seit  dem  MiUeialler  entstandenen 
Zustände  des  modernen  Staatsgedankens ,  der  aus  ihnen  eplsprossenen  neuen 
Forderungen,  Rechte  und  Pflichten  der  Fürsten  geschieht  gar  keine  Erwähnung. 
Der  Volksvertretung  dagegen  wird  nicht  etwa  die  Vertheidigung  verletzter,  alige- 
meiner  oder  besonderer,  Rechte  und  Interessen  als  Aufgabe  zuerkannt;  sondern, 
am  Worte  klebend,  die  Stellvertretung  der  atomistischen  Menge  und  ihrer  tausend- 
fach auseinanderlaufenden  subjecUven  Forderungen;  die  Lehre  der  Volkstouverä- 
netät  als  gleichbedeutend  mit  Repräsentation  angenommen;  der  Gegenstand  und 
Inhalt  der  staatsbürgerlichen  Rechte  als  unverträglich  mit  geordneter  Regierung 
n.  s.  w.  Mit  leichter  Muhe  lässt  sich  denn  natürlich  ein  Gegensatz  zwischen  jenem 
idealen  politischen  Süllleben  und  diesem  anarchisch-unvernünftigen  Treiben  in  allen 
Beziehungen  durchführen  und  zum  Nacbtheile  des  letztern  entscheiden.  —  Es-  soll 
aber  nicht  behauptet  sein,  dass  nicht  Einzelnes  richtig  und  Vieles  gut  gesagt  ist; 
allein  das  Ganze  ist  durch  und  durch  unwahr  wegen  ganz  willkürlicher  und  fal- 
scher Grundansicht  und  Voraussetzung. 
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QlAuben,  Ton  vielen  einzelnen  Schriftstellern  vertheidigt.  —  Unter  Letzteren  ist 
denn  zunächst  Rehberg  zu  nennen,  welcher  in  seiner  Bekämpfung  der  firan- 
zösisehen  Revolution  *)  nicht  blos  einzelne  Männer  und  Handlungen,  oder  auch 
einzelne  ihm  missfällige  Bestimmungen  der  Verfassung,  angreift;  sondern  auch 
die  ganze  staatsrechtliche  Grundlage,  auf  welcher  Umgestaltung  und  Neubau 
ruhen.  Seiner  Auffassung  nach  ist  der  Grrundsatz  der  allgemeinen  staatsbflr- 
gerlichen  Gleichheit  die  Wurzel  des  Uebels;  und  gegen  sie  richtet  er  denn 
auch  hauptsächlich  seine  Angriffe.  Die  herkömmlichen  drei  Stände  sind  ihm 
naturgemäss,  nützlich,  ja  nothwendig.  Unzweifelhaft  sind  manche  Urtheüe 
des  ehrenwerthen  Mannes  über  Personen,  Bücher  und  Grundsätze  ganz  richtig  : 
allein  er  erhebt  sich  über  eine  unmittelbar  am  Boden  der  Thatsachen  klebende 
Kritik  nicht;  und  es  fehlt  ihm  ganz  das  Yerständniss  sowohl  der  Berediügun- 
gen  der  menschlichen  Natur  an  sich,  als  der  verschiedenen  Möglichkeiten  d^ 
Staat  und  seine  Einrichtungen  aufzufassen.  —  Ein  weiterer,  ebenfalls  wohlmei- 
nender aber  kurzsichtiger,  StimmfQhrer  dieser  Ansicht  ist  Ch.  F.  Schlos- 
ser ^),  welcher  in  der  Vertretung  des  Adels  das  Höhere  im  Volke 
und  das  Erhaltende,  im  dritten  Stande  die  rührige  und  schaffende  Kraft,  in 
der  Geistlichkeit  das  sittliche  und  religiöse  Bewusstsein  erblickt.  —  Fem^ 
Graf  Pfeil  •),  welcher  in  der  Volksvertretung  eine  Gewaltherrschaft  der 
Mehrzahl  und  eine  unnatürliche  Gewaltübertragung  an  Unbefähigte  und  Un- 
wissende sieht;  dagegen  jedem  eigenen  Stande  ein  selbständiges  Recht  der 
Zustimmung  bei  Aenderungen  der  ihn  betreffenden  Gesetzgebung  zuerkennt, 
ein  Zusammenwirken  und  Verbesserungen  aber  von  der.  sittlichen  Madit  der 
öffentlichen  Meinung  erwartet.  —  In  ähnlicher  Weise  Vollgraff  in  mehr  als 
Einer  Schrift  *).  In  der  einen  ist  den  alten  Ständen  der  Vorzug  gegeben, 
weil  sie  nicht,  wie  volksvertretende  Versammlungen,  mit  tief  einschneidenden 
Mitregierungsrechten  versehen  seien;  in  der  andern  aber  wird  behauptet,  dass  die 
Deutschen  staatsunfähig  seien  und  nie  einen  Staat,  sondern  nur  einen  Rechtszn- 
stand  verlangt  hätten,  und  werden  dann  die  Stände  in  zwei  Elemente  zerlegt, 
in  die  sich  selbst  ergänzenden  Magistrate  als  Vertreter  der  Gemeinden,  und  in 
den  Reichstag,  welcher  den  aus  den  einzelnen  Gemeinden  bestehenden  „Gross- 
staaV*  mit  bescheiden»  Rechten  vertreten  soll.  —  So  endlich  der  Fürst  von 
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Soilm^-Xicli  ^),  welcher  zu  beweisen  wßh%,  öamb  djie  alten  Suade  dben  Vija^ 
9ten  nur  berathien  hiaban,  die  Yolbyertreter  aber  MitregienH^psreidit  ausüben^ 
was  gegen  die  Grundbestimmungen  des  dentscheu  Bundes  sei.  Nur  Stände  ohne 
entscheidende  Stimme  bei  der  Gesetzgebung  seien  gesetzlich  und  zweckmässig. 

Endlich  gehören  zu  dieser  Gattung  von  Gegnern  noch  Diejenigen,  wel- 
che  dem   constitutionellen   Systeme   ein  wesentliches    Missverstehen   des   eng- 
lischen Yorbildes,  in  Folge  dessen  aber  verderbliche  Folgen  fttr  das  Staatswohl 
vorwerfen,     England,  sagen  $ie»   sed  weseotUoh  eise  Aristol^ratie,  der  KQm% 
nur  Haupt  derselben,  das  Parlament  aristokratisch,   das  ganze  Volk  aristokra- 
tisch gesinnt;   hier   seil  also  innere  Uebereinstimmung,  Festigkeit  und   Kraft. 
Paa  europäische  Festland  dagegen  sei  wesentlich  demokratisch,  und   es  habe 
daher  die    Anwendung   der  englischen  üegieni^sfonnen   auf  gänznlich  ver- 
schiedene  Verhältnisse  und  deren  Handhabung  in  v(Vilig  anderem  Geiste  die 
Behummsten  Uebel  erzeugt.    So   namentlich:  beständiges  Misstrauen  und  Ha- 
der zwischen  den  Staatsgewalten;  Lockerung  der  Ordnung  durch  Wahlen,  Un- 
ruhen» Yevsammlungen ;  Schwäche  der  Begieruog  wegen  der  Yielköpfigkait  und 
kuYzen  Amtsdauer  der  Minister  und  des  Einmißchens  der  Slände;   Schwanken 
und  Mittelmäsaigkeit  der  Gesetzgebung.     Ein  solches  Gebahren  ffthre  zur  Yer^ 
lüchtttng  des  Königthuwa;   theils  durch  die  wesentUcben  Fehler  des  Systemea, 
theils    durch   einzelne  Zufälle.    So  schildert   die  Lage   der   Sacbe  Mendels 
8.0 bn  ^);  vor  Allem  aber  G.  Zimmermann  *);  jener  geisiareich  aber  unbe- 
beslimmt;  dieser  mit  Entschied^iheit  und  scharfem  Yerstande,  aber  roh  und  un« 
{gezogen.  —    Unzweifelhaft  ist  viel  Wahres  an   den  YorwOrfen,   welche  den 
Gaoge  des  constitutionellen  Wesens  auif  dem  Fcstlande  gemacht  werden ;    und 
eben  so  in  dam  Gegensatze   zwischen   dem  aristokratiscfien  England  und  dem 
mehr  dem<^kratisQhen  Fesüande.    Allein  unrichtig  ist  der  Schluss,  welcher  voa 
der  einen  Thatsache  auf  die  andere  gemacht  wird.  Allerdings  ist  bei  uns  nicht  die 
nöthige  Einheit  im  Staatsleben,  und  der  ungelöste  Widerspruch  aerreibt  das 
Ansehen  der  Gewalt    Allein  die  Schuld  liegt  nicht   an  der  falschen  Handha- 
bung der  Yerfassungen  durch  demokratische  Yersammlungen,  sondern  an  dem 
Mangel  an  parlamentarischem  Systeme.    Das  Mittel  kann  also  nicht  in  ktUist- 
licher  Beimischung  von  aristokratischen  Bestandtheilen,   wie  Mendelsohn  räth; 
oder  in  einer  möglichsten  Unbeschränktheit  der  Ftbrstengewalt  bestehen,  nach 
Zünmermann's  Meinung,  (weil  hierdurch  der  Widerspruch  gegen  die  demokra- 
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tische  Gestaltung  der  OeBellschaft  erst  recht  zu  Tage  träte:)  sondern  viel- 
mehr in  der  Anfsnchnng  der  Mittel,  auf  der  bestehenden  Unterlage  ein  parla- 
mentarisches Regiment  zu  errichten. 


Anhang. 

Die  Literatur  über  den  blos  verfassungsmässigen  Gehorsam. 

Die  häcklichte  Frage,  ob  der  Unterthan  den  Befehlen  der  Staatsgewalt 
nnbedingten  Gehorsam  schuldig  ist,  oder  nur  in  so  ferne  und  so  weit  diese 
Befehle  vertassmigs-  und  gesetzmässig  sind,  somit  dem  Anordnenden  ein  be- 
gründetes Recht  zusteht?  kann  in  keiner  Staatsgattung  und  in  keiner  Staats- 
form erspart  werden.  Mag  der  Zweck  emes  Staates  noch  so  weit  gesteckt 
und  demgemäss  die  Macht  des  Regenten  noch  so  gross  bemessen  sein,  immer 
kommt  man  schliesslich  bei  einer  Grenze  an,  über  welche  hinaus  von  Yerfolgong 
jenes  Zweckes  nicht  mehr  die  Rede  ist  und  die  logische  Tragkraft  der  recht- 
lichen Grundlage  nicht  geht.  Lediglich  die  Despotie  macht  hier  eine  Aus- 
nahme, als  in  welcher  der  Herrscher  zu  Allem,  der  Unterthan  als  solcher  zu 
Nichts  berechtigt  ist. 

Dass  nun  aber  die  Frage  zu  Gnnsten  des  blos  verfassungsmässigen  Ge- 
horsams zu  beantworten  ist,  ergiebt  sich  aus  dem  Begriff  des  Rechtes  selbst 
Wenn  der  Befehlende  zur  Stellung  einer  bestimmten  Forderung  nicht  befugt 
ist,  kann  auch  keine  Verpflichtung  zur  Erfüllung  auf  der  andern  Seite  sein. 
Der  ganze  Unterschied  zwischen  den  verschiedenen  Staaten  besteht  nur  in  der 
weiter  oder  näher  gesteckten  Grenze  des  schuldigen  Gehorsams.  Nur  Läug- 
nung  jedes  Menschenrechtes  oder  Unfähigkeit  zu  logischem  Denken  vermag 
sich  dieser  Einsicht  zu  entziehen;  und  nur  Feigheit  mag  sich  scheuen,  das 
Richtige  auszusprechen. 

Damit  ist  denn  freilich  nicht  gesagt,  dass  nicht  der  ganze  Gegenstand 
ein  bedenklicher  und  schwieriger  ist.  Allerdings  kann  nämlich  die  Durchfflhrong 
des  blos  verfassungsmässigen  Gehorsams  zu  grossen  allgemeinen  Uebelständen 
führen;  und  zwar  sowohl,  wenn  ein  rechtlicher  Grund  zu  einem  Widerstände 
vorhanden  ist,  als  wenn  das  Recht  gar  nur  irrthümlich  beansprucht  wird. 
Ebenso  verfällt  mit  Recht  Derjenige,  welcher  gegen  eine  begründete  For- 
derung der  Regierung  Ungehorsam  zeigt,  persönlich  der  Strafe;  der  einen  Wi- 
derspruch Erhebende  muss  nicht  blos  subjectiv  glauben  im  Rechte  zu  sein, 
sondern  er  muss  wirklich  Recht  haben.  Eine  Beschränkung  auf  ganz  unzwei- 
felhafte und  auf  die  äussersten  Fälle  ist  also  Gebot,  und  zwar  des  Rechtes  so- 
wohl als  der  Klugheit 

Vorzugsweise  aber  muss  die  Frage  auf  das  genaueste  erörtert  werden  in 
Beziehung  auf  den  constitutionellen  Staat.  Hier  sind  die  der  Staatsgewalt  zu- 
stehenden Rechte  formell   und  materidl  so  nahe  begrenzt,  dass  ein  üeber- 
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9direiten  derselben  leicht  vorkommen  mag;  und  es  ist,  auf  der  andern  Seite, 
so  ganz  einleuchtend,  dass  die  ganze  Abwägung  der  gegenseitigen  Stellungen 
und  alle  Sorgfalt  für  die  Bestimmung  genügender  staatsbürgerlicher  Rechte  den 
Zweck  völlig  verfehlt,  wenn  es  dem  Hegenten  möglich  ist,  seinen  Willen  auch 
gegen  Gesetz  und  Verfassung  durchzusetzen.  Die  Lehre  vom  blos  verfassungs- 
mässigem Gehorsame  ist  somit  zwar  dem  constitutioneUen  Staatsrechte  nicht 
ausschliesslich  eigen ,  noch  besonders  bezeichnend  für  dasselbe ;  allein  es  ist 
eine  nothwendige  Grundlage  und  Vorbedingung. 

Es  war  daher  logisch  vollkommen  richtig,  dass  in  England  die  Frage 
von  dem  unbedingten  Gehorsame  alsbald  der  Mittelpunkt  der  staatsrechtlichen 
Erörterungen  wurde,  als  es  sich  davon  handelte,  eine  feste  theoretische  Grund- 
lage für  die  Vertheidigung  der  Rechte  des  Volkes  gegen  unleidlich  werdende 
Verletzungen  der  Regierung  aufzustellen,  mit  anderen  Worten  den  constitutio- 
nellcn  Staat  aus  einer  blosen  schwankenden  Uebung  auf  bestimmte  und  klar 
bewusste  Grundsätze  zu  bringen.  Das  Parliament  bestand  längst,  allein  die 
Regierungsgewalt  liess  sich  durch  seinen  Widerspruch  nicht  mehr  in  Schranken 
halten.  Es  frttgte  sich  also,  ob  der  Gewalt  des  Unrechtes  die  Gewalt  des 
Rechtes  entgegengesetzt  werden  dürfe,  oder  ob  Unrecht  thatsächlich  zu  dulden 
sei  ?  Diese  Frage  wurde  aber  den  englischen  Staatsgelehrten  dui'ch  die  un- 
verbesserliche Neigung  der  Stuarts  zur  unbeschränkten  Fürstenherrschaft  zu 
zwei  wiederholten  Malen  aufgedrungen.  Zuerst  durch  Karls  I.  Streit  mit  dem 
Parliamente;  dann  aber  wieder,  als  seine  durch  Erfahrung  nicht  gewitzigten 
Söhne  nochmals  ihre  Krone  an  eine  Willkürregierung  setzten. 

Die  eigenthümliche  Bedeutung,  welche  die  Aufstände  der  Engländer  ge- 
gen die  Stuarts  für  die  Feststellung  des  constitutioneUen  Staates  haben,  besteht 
nun  aber  nicht  etwa  blos  in  der  Thatsache  einer  siegreichen  Empörung  der 
Unterthanen.  Solche  Auflehnungen  waren  seit  Begiim  der  Geschichte  schon 
unzählige  vorgekommen,  ohne  dass  sie  die  Ausbildung  dieser  Staatsform  zur 
Folge  gehabt  hätten.  Sondern  die  Wichtigkeit  liegt  darin,  dass  hier  ein  Volk 
einzig  und  allein,  mit  klarem  Bewusstsein  und  mit  Beschränkung  auf  das  Ziel, 
aufstand  eben  zur  schliesslichen  Feststellung  dieser  Staatsform.  Und  eben  so 
liegt  die  grosse  Bedeutung  des  geistigen  Kampfes,  welcher  bei  dieser  Gelegen- 
heit zwischen  den  Anhängern  des  göttlichen  Rechtes  der  Könige  auf  unbe- 
schränkte Macht  und  den  Vertheidigern  des  blos  verfassungsmässigen  Gehor- 
sams der  Unterthanen  gefochten  wurde,  in  der  ausschliesslichen  Beziehung  der 
gegenseitigen  Beweisführung  auf  einen  constitutioneUen  Staat.  Auch  hier  wa- 
ren die  Sätze  der  Freiheitsfreunde  keine  unbedingt  neuen,  sondern  sie  waren 
nur  entscheidend  für  die  Begründung  der  Theorie  dieser  Regierungsform. 

Letzteres  ergiebt  sich  ganz  klar,  wenn  man  einen  BUck  auf  die  früheren 
Verhandlungen  über  die  Grenzen  des  Unterthanengehorsams  wirft.  Es  sind  der 
älteren  Schriften  über  diese  Frage  gar  viele;  allein  sie  sind  theUs  von  reUgiö- 
sen  Streitigkeitei^  hervorgerufen  worden,  und  haben  daher  auch  eine  wesent- 
licbe  Beziehung  auf  das  Verhältniss  von  Kirche  und  Staat,  und  auf  den  Vor- 
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zng  des  göttlichen  vor  dem  menschlichen  Gebote ;  theiLs  beziehen  sie  sieh»  wenn 
sie  weltlicher  Natur  sind,  entweder  ausdrücklich  oder  stillschweigend  auf  we* 
sentlich  yerschiedene  Staatsarten,  so  dass  ihre  Gründe  wohl  eine  analoge  An- 
Wendung  finden  mögen,  aber  doch  nicht  unmittelbar  und  scharf  die  Frage  für 
den  constitutionellen  Staat  entscheiden. 

Was  die  kirchlich-staatliche  Bichtung  betrifft,  so  waren  Streitigkeiten  über 
Gehorsamspflicht  auf  diesem  Gebiete  hauptsächlich  zu  zwei  verschiedenen  Ualen 
entbrannt.  Einmal  nämlich  hatten  schon  die  Kirchenväter  in  der  ersten 
Zeit  der  christlichen  Kirche  sich  viel  mit  der  Frage  über  die  Rechtmässigkeit 
des  Widerstandes  gegen  eine  imgesetzlich  handelnde  Staatsgewalt  besdiäftigt; 
und  schon  damals  waren  entgegengesetzte  Meinungen  vertheidigt  worden.  Wäh« 
rend  z.  B.  Tertullian  sich  für  das  Recht  der  Yertheidigung  aussprach,  lehrte 
Augustin  (und  mit  ihm  die  Meisten)  die  Pflicht  der  Fügung  in  die  Schickungen 
der  Vorsehung.  Zum  zweiten  Male  aber  wurde  die  Reformation  die  Ver» 
anlassung  zahbreicher  Untersuchungen,  zuerst  für  die  Protestanten,  später,  ab 
protestantische  Fürsten  bestanden,  auch  für  die  Katholiken,  namentlich  die 
Jesuiten.  Wenn  hierbei  die  Frage  nicht  selten  nur  in  dem  Sinne  einer  Berech- 
tigung zur  Tödtung  des  Gewaltherrschers  aufgefasst  wurde,  so  war  diess  eine 
durch  den  Fanatismus  und  die  entsetzlichen  Unthaten  der  Zeit  erzeugte  Rohheit 
und  ein  verwerfliches  Uebermaass,  welches  mit  den  eigentlichen  Gründen  und 
Gegengründen  nichts  zu  thun  hatte  >). 


1)  Bekanntlich  sind  sowohl  Luther  ab  Calvin  von  den  Folgesätzen  ihrer  Lehren  auf 
dem  staatlichen  Gebiete  scheu  zurückgetreten.  Allein  bald  genug  sind  doeh 
Schlüsse  auch  hier  gezogen  worden.  Es  ist  lächerlich ,  läugnen  zu  wollen ,  dass 
der  dem  Protestantismus  zu  Grunde  liegende  Geist  der  Prüfung  und  der.Nidit- 
beachtung  äusserer  Auctorität  folgerichtig  auch  im  Bereiche  des  Staatslehens  m 
einer  kühlen  Yerstandesauffassung  führt  Nicht  zu  wundern  ist  daher,  dass  da, 
wo  die  öffentliche  Gewalt  mit  dem  neuen  Glauben  zusammenstiess,  alsbald  die  Ge- 
horsamsirage  auftauchte,  und  dass  sie  im  Sinne  des  Rechtsschutzes  gelöst  wurde.  Man 
sehe  z.  B.  die  Verhandlungen  von  Knox  mit  Maria  Stuart,  (bei  Mignet,  Histoire 
de  M.  St,  Bd.  I,  S.  95;)  namentlich  aber,  was  in  Frankreich  während  der  dorfi- 
gen Religionskriege  geschah  und  geschrieben  wurde.  Durch  die  Bartholomäus- 
Nacht  wurde  der  Protestantismus  zu  der  höchsten  Wuth  entflammt ;  und  was  ist 
erklärlicher,  wenn  schon  verwerflich ,  als  dass  Einzelne  in  den  gegen  den  könig- 
fichen  Mörder  geschleuderten  Schriften  nicht  bei  der  Untersuchung  der  Gehorsams- 
grenze stehen  blieben,  selbst  nicht  bei  einer  entschieden  republikanischer  Lös- 
ung; sondern  nun  auch  ihrer  Seits  gegen  Den  Gift  und  Dolch  aufriefen,  welcher 
so  eben  Tausende  ihrer  Glaubensgenossen  ohne  Recht  imd  Urtheil  hatte  erwür- 
gen lassen?  Zu  den  bemerkenswerlhesten  Schriften  dieser  racheschnaubenden 
Zeit  gehören  denn  namentlich  Franz  H  o  t  o  m a n's  Franco-Gallia,  L i  n  gu  e  t's  Yin- 
diciae  contra  tyrannos,  Stephan  de  la  BoStie^s,  Contr*  un,  ou  discours  de  la 
servitude  volontaire,  die  glühende  Declamation  eines  achtzehnjährigen  Schriflsld- 
lers.  Dass  aber  auch  die  Ligue  zu  ähnlichen  Lehren  führte,  lag  schon  in  der  an^ 
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Auf  rein  staatlichem  Grunde  aber  war  bishar  der  leidende  Oehorsaa 
hauptsächlich  in  nächster  Beziehung  zum  ständischen  Wesen  behandelt  worden* 
Sdion  das  blose  Dasein  yon  Ständen  musste  in  den  iehensherrlichen  und  hans- 
herrlichen Staaten  des  Hittelalters  die  Frage  nahe  legen,  welches  Aassertte 
Becht  den  bevorzugten  Klassen,  die  nur  zu  bestimmten  Leistungen  yerpflich- 
tet  waren  und  Weiteres  nur  mit  freier  Zustimmung  flbemahmen,  zur  Abtreir 
bung  von  Gewalt  zustehe?  Diese  Frage  wurde  aber  häufig,  und  zwar  nicht 
etwa  blos  theoretisch  sondern  selbst  vertragsmässig  und  gesetzlich ,  durch  dia 
Anerkennung  eines  bewaffneten  Widerstandsrechtes,  niemals  aber  ansdrackÜeJ^ 
im  Sinne  eines  unbedingten  Gehorsames  beantwortet  i).  Und  auch  die  theo* 
retischen  Abhandlungen  Aber  diese  Verhältnisse,  z.  B.  die  Klagschriften  bei 
den  deutschen  höchsten  Reichsgerichten,  nahmen  häufig  diese  Stellung  ein. 
Unzweifelhaft  waren  diese  Verhältnisse  gute  Vorgänge  auch  für  die  Ansbildimg 
des  constitutionellen  Rechtes;  denn  wenn  diese  mittelalterlichen  Stände  auch 


»  ^ 


rährerischen  Art  des  Bündnisses  selbst     Es   kamen   aber  hierzu  noch   die   Ein- 
wirkungen  der    sfldenropäischen  Bandesgenossen;    und   es  ist   eine  ganz  richtige 
Bemerkung  Baudrillard's ,    dass    die   aas   diesem  Lager  aasgehenden  Lehren  eine 
ganz    eigenthümliche  Beimischung  von   Maccbiayelismas  und  Loyolismas   haben. 
Den  besten  Beweis  liefern  die  Hauptschriften  dieser  Gattung :  Boucher,  De  Josta 
Henrid  IIL   abdicatione,   1549,  und  W.  Raynald  (Rosftos),  De  justa  reip.  chil- 
stianae  in  reges   impios  auctoritate,  1592,  endlich  Maria  na 's  weit  berüchtigtes 
Buch  de  rege   et  regis  insütutione,    1598.     Natürlich  konnte    in  diesem  Brande 
fanatischer  Leidenschaften  und  Misselhaten  die  Stimme  der  Gemässigten  unmittel- 
bar keine  Macht  gewinnen.     Wenn  es   auch   nicht   ganz  an  Solchen  fehlt«,  wie 
z.  B.  Bodinus  in  seinen    »«sechs  Büchern  vom  Staate",    so   zogen  sie  nur  den 
Hass  aller  Parteien  auf  sich.  —  Ucber  diese  kirchlich-monarchomachische  LHerator 
Ausführlicheres  in  folgenden  Werken :    Recaeü  des  piices  cone.  la  doctrine  et 
pratique  Romaine  sur  la  ddposilion  des  rois.  Gen.,  1627 ;   R^sum^  de  la  doctriBe 
des  J^suites.    Par.,    1828;    Murhard,  F.,  Ueber  Widerstand,   Empörung  und 
Zwangsübung  der  Staatsbürger  gegen  die  bestehende  Staatsgewalt    Braansehw., 
1832,    S.  195  fg.;    Baudrillard,  H.,   Jean  Bodin  et   son   temps.    Par.,  1853, 
8,  9%. 
i)  K«  ist  flberfitttsig,    eine  so  aUgeradn  anerkannte  und   weit  verbreitete  Thatsache 
erst  durch  einzelne  Belegstellen  zu  beweisen.     Man  denke  z.  B.  an   den  Art  61 
der  englischen  Magna  Charta,    welcher  dem  Ansschusse  der  Barone  sogar  ein 
vorübergehendes  Entsetzungtrecht  des  Königs  einräumt;   an   das  Eioigangsreeht 
der  aragonesischen  Cortes,   (s.  Robertson,   Hist  Gharies  Y.,  Bd.  I,  Note  31  n« 
32;)  an  die  ähnlichen  Einrichtnsgen  in  Portugal  (s.  Schäfer,    Geschichte   von 
P.,  Bd.  II;)   an  die  vidfachen  Fälle  m  Deutschland,   so  z.  B.  das  Bündmss-  und 
Kriegsrecht  der  österreichischen  Landstände  gegen  VerfassungsverietzongMi,'  aus- 
geübt unter  anderen  in  den  Jahrm  1542,  1560,  1606;  die  bayerischen  Freiheits- 
briefe von  1811 ,  1322 ;    den  Löwenbund  der  bayerischen  Ritterschaft  von  1488 
gegen   Albrecht  HL;    die  Absetzung  Eberhards  U.  von  Württemberg  im  Jahre 
1498,  vom  Kaiser  ausdrücklich  gebilligt,  u.  i.  w. 
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gnindflätzlich  etwas  ganz  anderes  waren,  als  eine  Volksvertretung  im  Recbts- 
staate,  und  die  Privilegien  der  Bevorzugten  sehr  verschieden  von  den  all* 
gemeinen  staatsbürgerlichen  Rechten:  so  war  doch  Analogie  und  ähnliche  Form; 
und  namentlich  bewegte  sich  die  Frage  Aber  das  im  Falle  einer  ungesetzlichen. 
Handlungsweise  einzuhaltende  Verfahren  auf  nahe  verwandtem  Grunde.  Den* 
noch  war  natürlich  von  einer  unmittelbaren  Anwendung  der  auf  bestimmte 
Verleihungen,  Privilegien  und  erkaufte  Gerechtsame  gestützten  Beweisführungen 
zur  Feststellung  der  Gehorsamsgrenze  im  modernen  Rechtsstaate  und  insbeson* 
dere  in  seiner  constitutionellen  Form  keine  Rede.  —  Letzteres  ist  denn  auch 
die  Ursache,  warum  selbst  diejenigen  Schriften  aus  früherer  Zeit,  welche  zwar 
nicht  gerade  die  geschichtlichen  Stände  im  Auge  hatten,  aber  doch  nicht  von 
der  Grundlage  des  constitutionellen  Staates  ausgiengen,  für  die  Streitfrage  des 
letzteren  nicht  von  grosser  Bedeutung  waren.  Diess  aber  gleichgültig,  ob  sie 
dem  blinden  Gehorsam  das  Wort  redeten,  das  Recht  zu  wahren  suchten,  oder 
sich  in  unentschiedener  und  unerfreulicher  Mitte  hielten  '). 

Somit  waren  denn  die  englischen  Staatsgelehrten  genöthigt,  die  wichtige 
und  schwierige  Frage  ganz  von  Neuem  und  mit  besonderer  Beziehung  auf  die 
Verhältnisse  ihres  Vaterlandes  zu  untersuchen.  Ihr  grosser  Ruhm  wird  es  aber 
zu  allen  Zeiten  bleiben,  dass  sie  dieses  auf  so  ausgezeichnete  Weise  thaten. 
Ihirch  sie  ist  die  ganze  Lehre  in  ein  neues  Stadium  getreten;  und  zwar  ist 
der  von  ihnen  durchgefochtene  literarische  Kampf  um  so  entscheidender  für 
das  constitutionelle  Staatsrecht,  als  er  in  der  That  nicht  nur  ganz  auf  der 
Grundlage  des  Rechtsstaates  der  Neuzeit,  sondern  noch  mit  bestimmter  Be- 
ziehung auf  eine  parlamentarische  Verfassung  geführt  wurde.  Erst  dadurch 
erhielt  aber  die  allgemeine  staatsrechtliche  Aufgabe  ihre  besondere  Anwendung 
und  wurde  der  Boden  für  die  neue  Theorie  gewonnen.  —  Im  Uebrigen  steht 
die  wissenschaftliche  Bedeutung  der  beiden  Abschnitte  des  Streites  im  richtigen 
Verhältnisse  zu  der  unmittelbaren  Wichtigkeit  der  Thatsachen,  an  welche  er 
sich  anknüpfte.     Der  grosse  Bürgerkrieg  gegen  Karl  I.  hat  die  Grundlagen 


1)  Für  ein  Widerstandsrecht  hatte  äeh  schon  im  Jahre  1558  der  EngUnderPoyntet 
ausgesprochen  in  seiner  Abhandlang  über  die  Staatsgewalt;  namenüich  aber  der 
Schotte  Georg  Bochanan  in  seinem  weit  verbreiteten  Büchlein :  De  jore  regni 
apnd  Scotos,  1579.  Auf  das  entschiedenste  widersprachen:  W.  Barcley  in 
seinen  beiden  Werken :  De  rege  et  regali  potestate,  und  AdversusMonarehomachos; 
Black wood,  Contra  Bachanani  dialogum  apologia;  Albericas  Gentilis,  De 
potestale  principis  absoluta,  1605,  und  noch  manche  minder  bedeatende.  Dass 
H.  Grotius  schwankte,  zögernd  and  schüchtern  im  Grundsätze  unbedingten 
Gehorsam  forderte,  aber  doch  wieder  zahlreiche  Aasnahmen  zulassen  wollte, 
(Bach  I,  Kap.  4,)  ist  bekannt  Erwähnt  mag  aber  noch  besonders  werden,  (wenn 
es  schon  in  eine  andere  Zeit  fällt,)  dass  seine  Commentatoren  weit  entschiedener 
zn  sein  pflegen,  so  Pufendoif  und  J.  A,  Oslander  für,  Barbeyrac  und  S.  Cocc^ 
gegen  die  unbeschränkte  Färstenmacht 
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fesfi^estellt,  der  Widerstand  gegen  die  HemchergelOste  Karls  I.  nnd  Jakobs  n. 
sie  ausgebildet 

Der  Kampf  gegen  Karl  I.  wurde  allerdings,  so  weit  er  mit  der  Feder 
geführt  ward,  vielfach  durch  gelehrte  Abhandlungen  aus  dem  positiven  engli* 
sehen  Rechte  gefochten;  und  die  wichtigsten  dieser  Art  von  Schriften  haben 
an  einer  spftteren  Stelle  dieses  Werkes  (s.  Abhandlung  IX,  Aber  das  eng- 
lische Staatsiecht)  ihre  Aufzählung  und  Würdigung  zu  ihden.  Doch  gieng 
die  Theorie  so  wenig  leer  aus,  dass  vielmehr  die  auf  diesem  Gebiete  gewech- 
selten Schriften  einen  Wendepunkt  für  das  gesammte  philosophische  Staats* 
recht  bilden,  und  zwar  gaben,  merkwürdig  genug,  ungeschickte  Yertheidigungen 
der  Stuart'schen  Ansprüche  die  Veranlassung  zu  dem  Streite. 

Zuerst  war  es  nämlich  ThomasHobbes  i),  welcher  in  drei  verschiede* 
Ben  Schriften  die  berühmte  Lehre  von  vertragsmässiger  Gründung  des  Staates 
zur  Beseitigung  eines  allgemeinen  Gcwaltzustandes  (des  belli  omnium  contra 
omnes)  aufstellte ;  als  einen  nothwendigen  Folgesatz  derselben  die  ünbe- 
schränktheit  der  Macht  des  Begenten,  und  somit  die  unbedingte  Gehorsams- 
pflicht der  ünterthanen  beifügte;  dadurch  aber  allgemeinen  Widerspruch  her- 
vorrief. In  wie  ferne  die  Grundlage  dieser  Lehre  nicht  nur  von  den  Anhängern, 
sondern  auch  von  den  Gegnern  getheilt  wurde,  und  selbst  bis  auf  Kant  und 
Fichte  herunter  in  ihren  drei  Hauptgedanken,  nämlich  in  der  Bildung  des 
Staates  aus  atomistischen  Einzelnen ,  seiner  Gründung  durch  Vertrag  sänunt- 
licher  Genossen,  endlich  der  unbedingten  Unterwürfigkeit  der  Staatstheilnehmer 
unter  den  Zweck  der  Gesammtheit,  die  Grundlage  des  neuzeitlichen  philosophi- 
schen Staatsrechtes  wurde,  ist  seiner  Zeit  bereits  erörtert  worden,  (s.  oben,  S.2d0  fg.,) 
und  hier  nicht  von  Bedeutung;  wohl  aber  gehört  hierher,  dass  die  Vertheidi* 
gung  der  unbeschränkten  Gewalt  einen  wahren  Sturm  von  Gegenschriften  her- 
vorrief. Dieselben  mögen  zwar  einzeln  nicht  von  grosser  Bedeutung  und  Tiefe 
sein;  allein  in  ihrer  Gesammtheit  haben  sie  zur  Verbreitung  des  Grundsatzes 
vom  blos  verfassungsmässigen  Gehorsame  im  constitutionellen  Staate  sehr  Vie- 
les beigetragen.  Die  unvorsichtig  genug  von  Hobbes  aufgestellte  Vertrags- 
theorie  wurde  mit  leichtester  Mühe  gegen  seinen  angeblichen  Folgesatz  gewen^ 
det;  und  die  Gegenströmung  war  so  mächtig,  dass  bis  in  die  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  hinein  immer  wieder  neue  Bekämpf  er  von  Hobbes  in  und 
ausserhalb  England  aufstanden  ').  —   Die  zweite  Schutzschrift  für  die  Stuarts, 


1)  Elementa  philosophica  de  cive;    zuerst  Paris  1642.    •—    De  corpore  polHieo,   sive 

elementa  juris,  zuerst  1650.   —    LeviaUian,    sive  de  repnblica  ecclesiaBÜca  atqae 
civil],  1651. 

2)  üeber  Hobbes  s.  Glafey,  Historia  jur,  uat ,  8.  138  fg.;  Hinrichs,  Geschichte 
der  Rechts-  und  Staalsprinzipien,  Bd.  I,  S.  115  fg.,  241  fg.  (aebwerfälllg  und  un- 
klar;) G.  v.  Strnve,  Rrit  Geschichte  des  allg.  Staatsrechtes,  S.  80  fg.  (zerfah- 
rene Polemik ;)  J.  G.  F  i  c  h  t  e ,  Ethik,  Bd.  I,  8.  513  fg.  (bündig  und  gut)  Ein 
Yerzeichniss  von  63  verschiedenen  Schrillen  über  die  Hobbes'sche  Lehre  ist  zu 
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welche  einen  wichtigen  Widerstreit  hervorrief,  war  die  von  Salmssius  in  Auf- 
trag des  flflchtigen  Prinzen  Karl  verfasste  Defensio  regia  pro  Carole  L;  zaerst 
im  Jahre    1649    erschienen.      Die   Behauptung   des    unbedingten    Gehorsams 
statzte  sich  theils  auf  ein  göttliches  Becht  der  Könige,   theils   auf  den  flber- 
wiegenden  Nachtheil  jeder  borgerlichen  Unruhe ,  theils  endlich  auf  den  angeb- 
lichen Widerspruch   zwischen  Verantwortlichkeit   und  höchster  Gewalt     Dem 
Gewebe  von  gescbsiackloser  Gelehrsamkeit  und   von  Trugschlflssen  trat  Eng* 
lands  grosser  Dichter  Milton  entgegen.    Seine  Defensio  pro  populo  Anglicano 
(zuerst  1650)  ist  ein  Meisterstäck  von  Klarheit  und  Beredsamkeit;  aber  freilich 
auch  durchdrungen  von  entschieden  revolutionärem  Geiste.     Wie  sein  Gegner 
suchte   er  theils  aus  religiösen ,  theils  aus  rechtlichen  Grftnden  seine  Lehre  zu 
beweisen ;   allein  sein.  Ziel  war,  die  oberste  Herrschaft   des  Rechtes  und  die 
nur  bedingte  Macht  der  Fürsten  nachzuweisen.     Nicht  zu  Iftugnen  ist,  dass  er 
zwar  den  G^;ner  siegreich  bekämpft,   allein  selbst  das  richtige  Maass  weil 
ttberschreitet.    Leicht  erklärlich  ist,  dass  die  vom  Parliamente  und  von  der 
herrschenden  Partei  mit  grossem  Beifalle  aufgenommene,  von  jenem  auch  reich- 
lich belohnte,  Yertheidigung  der  Empörung,  namentlich  aber  auch  die,  mit  der 
Hauptfrage  freilich    nicht   wesentlich  zusammenhängende,   Rechtfertigung  der 
Hinrichtung  Karls  I.,    grossen    Widerspruch    von    vielen    Seiten   hervorrief. 
Salmaaius  selbst  antwortete.    Doch  erreichen  weder  die  Gegenschriften ,   nodi 
die  von  Milton  selbst  später  nochmals  unternommenen  Erörterungen  die  B^ 
deutong  der  ersten  Schrift  ^). 

Der  Kampf  gegen  Karl  I.  hatte  der  bürgerlichen  Freiheit  und  dem  An- 
theile  des  Volkes  an  den  Staatsangelegenheiten  keinen  schliesslichen  Sieg  ver- 
achaift,  und  sein  Ausgang  die  nach  unbeschränkter  Herrschaft  verhängnissvoU 
dürstenden  Stuarts  nicht  belehrt  oder  wenigstens  gewarnt.  Das  mehr  als  je 
bedrohte  Recht  musste  gegen  die  Söhne  des  kaum  erlogenen  Königes  aufs 
Neue  vertheidigt  werden;  und  wenn  diessmal  der  Streit  weniger  blutig  und 
schneller  entschieden  war,  so  ist  diess  nur  einer  Seits  der  geringen  Begabung 
Jakobs  n.  und  der  Furcht  des  Volkes  vor  seinen  kirchlichen  Absichten,  an- 
derer Seits  dem  rechtzeitigen,  ebenso  festen  als  weisen  Eingreifen  Wilhelm^»  HL 


finden  bei  Meister,   BibL  juris  natnrae  et  gentium,   Bd.  1,  S.  245  fg.    Kaum 
drei  oder  vier  derselben  sind   zur  Vertheldigung  bestimmt;    alle  übrigen  Wider- 
legungen,  freilich  nicht  sämmüich  4^^  hier  zunächst  in  Frage  stehenden  Satzes. 
Die  Bedeutendsten  unter   den  Letzteren  sind   R.   Cumberland,   der   Lordkaozler 
Clarendon ;  später  H.  Cocc^  und  Glafey. 
1)  Ueber  Bfilton  s.  Troxler,   Fürst  und  Volk  nach  Buchanan's  und  Milton*s  Lehre. 
2te  Aufl.,  Aar.,  1821.  ^   Die  Titel  der  späteren  Schriften  M.'s  in   dieser  Sache 
sind:  Defensio  secunda  pro  populo  Anglicano  contra  Alexandrum  Morum;    und: 
Defensio  pro  se.    Siehe  diese  in  den  Opera  latina  J.  Hiltonis.    Amst,  1698.    Die 
Gfigentohiift  von  Salmasius  ist:    Responsio  ad  M.  defensionem ;   erst  1660  er- 
schienen. 
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{Rumschreiben.  Aach  auf  dem  geistigen  Gebiete  wurde  ttbrigens  der  Kampf 
wieder  anfgesommen ;  und  es  traten  mindestens  eben  so  bedeutende  Kräfte 
gegen  einander  in  den  Kreis,  als  das  erstemal.  Ohne  Anstand  mag  aber  be- 
hauptet werden,  dass  der  Sieg  der  gesetzlichen  Freiheit  und  des  Rechts- 
schutzes in  der  Lehre,  nicht  minder  entschieden  war,  als  im  Leben. 

YerhangnissvoU  genug  wurde  der  Streit  auch  diessmal  wieder,  eröffnet  auf 
der  Seite,  fOr  welche  es  rathsamer  gewesen  wäre,  zu  körperlichen  als  zu  Gei- 
steswaffen  zu  greifen.  Sir  Robert  Film  er,  welcher  schon  früher  ein  ziemlich 
unbekannt  gebliebenes  Werk  Ober  den  Ursprung  des  Staates  gegen  Milton, 
Hobbes  und  Grotius  geschrieben  hatte ,  trat  nun  unter  Jakob  U.  mit  einem 
Werke  hervor,  welches  für  die  Könige,  als  für  die  Nachfolger  Adam's  in  des- 
sen Gewalt  aber  seine  Kinder,  ein  ganz  unbegränztes  Regierungsrecht  in  An- 
spruch nahm  ^).  So  unendlich  abgeschmackt  diese  Begründung  uns  jetzt  er- 
scheinen mag,  so  fanden  es  doch  mehrere  der  ersten  Männer  Englands  für 
nothwendig,  gegen  ein  Werk  aufzutreten,  welches  die  von  der  toristischen 
Gastlichkeit  schon  lange  auf  den  Kanzeln  gelehrte  Pflicht  des  blinden  Gehor- 
same systematisch  zusammenfasste  und  sie,  im  Geschmacke  der  Zeit,  mit  einem 
grossen  Aufwände  falscher  theologischer  Gelehrsamkeit  begründete. 

Diese  Gegner  aber  waren  keine  geringeren  Männer,  als  der  erste  Philo- 
soph Englands  in  iener  Zeit  und  einer  der  bedeutendsten  aller  Zeiten,  John 
Locke;  der  ritterliche,  wenn  schon  sittlich  nicht  ganz  tadellose  Algernon 
Sidney,  welchen  Widerstand  gegen  die  ungesetzmässige  Regierung  Karl's  n. 
auf  das  Blutgerüste  brachte;  endlich,  auswärts  weniger  genannt  allein  an  Wis- 
sen und  Gedankenschärfe  nicht  nachstehend,  R.  Brady^)  und  J.  Tyrrell. 
Die  Beweisführung  dieser  Yertheidiger  des  Rechtes  und  der  menschlichen  Würde 
hat  Tiel  Aehnliches ,  wenn  schon  ihre  Methode  und  auch  die  Begründung  im 
Eincelnen  verschieden  ist.  Alle  waren  sie  vorerst  genöthigt,  Filmer  auf  seinem 
eigenen  Boden  unmittelbar  zu  bekämpfen,  und  die  Unrichtigkeit  seiner  theolo* 
giBchen  Auffassungen  durch  eine  bessere  Auslegung  der  religiösen  Geschichte 
und  Lehre  zu  zeigen.  Und  wenn  dieser  Theil  ihrer  Schriften  für  unsere  je- 
tsige  Grundanschauungen  nicht  nur  völlig  überflüssig,  sondern  auch  kaum  er- 
träglich ist:  so  beweisst  diess  keineswegs,  dass  er  nicht  für  die  Zeitgenossen 


1)  Film  er,  Sir  R,  Observations  conceming  the  origin  of  Government  against 
Bfilton,  Hobbes,  Grotius  and  Hemton.  Lond.,  1652.  —  Patriarcha,  er  the  natural 
power  of  Kings.    Lond.,  1680. 

2)  Locke,  J.,  Two  treatises  on  Government  Lond.,  1690.  —  Sidney,  Alg., 
DiscoQrses  conceroing  government,  zuerst  1698,  also  lange  nach  des  Verfs  Tode 
herausgegeben  von  Toland.  (Deutsch:  Betrachtungen-  über  d.  Regierungsformen, 
Ton  Gh.  D.  Erhard.  L  U.  Lpz.,  1793).  —  Brady,  R.,  Introduction  into  the  old 
English  history.  Lond.,  1684.  FoL  —  Tyrrell,  D.,  Bibliotheca  politica,  or  9Sk 
enquiry  into  the  antient  Constitution  of  English  Government  with  respect  to  the 
just  eitent  of  the  regal  power  and  the  rights  and  liberties  of  the  subjects.  Zuerst 
1692^-95  stückweise  in  4o;  theilweise  überarbeitet  Lond.,  1718,  FoL 
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Yorzngsweise  nöthig  und  überzeugend  war.    Ihre   eigenen  philosopbisch- recht- 
lichen Systeme  sind   ebenfalls  gemeinschaftlich   auf  die  vertragsmftssige  Ent- 
stehung des  Staates  gegründet,  und  wenn  sie  mit  Hobbes  über  die  Folgesätze 
im  entschiedenen  Widerspruch   stehen,   so   nehmen  sie  doch  seine  GmndlagB 
an.    Erst   in  der  besonderen  Ausführung  gehen  sie  aus  einander.  —    Sidnej 
stellt  das  natürliche  Becht  des  Menschen,  sich  gegen  unbefugte  Gewalt  zu  schü- 
tzen, «an  die  Spitze.    Dieses  Recht  bestehe  auch  gegen  die  Obrigkeit,  da  diese 
keine  Befugniss  habe  Unrecht  zu  thun;  ihre  Ansprüche  entstehen  erst  aus  der 
Uebertragung  der  Gewalt  von  Seiten  des  Volkes,  und  jeder  Anspruch  auf  Cre- 
horsam  höre  auf,  sobald  die  Beauftragten  zuerst  den  Vertrag  bredien.    Seiner 
ganzen   Beweisführung    liegt  eine    aristokratisch -republicanische  Neigung   zu 
Grunde,   welche  allerdings   mit   der  Lehre  vom  göttlichen  Bechte  der  Könige 
im  schneidenden  Widerspruche   steht.  —    Hoch  in  formeller  Beziehung  über 
der  schwerfälligen  und  verwirrten  Darstellung  Sidney's  stehen   die  beiden  Ab- 
handlungen Locke's.    Er  geht  weniger  von  dem  Grundsatze  der  ursprünglichen 
Freiheit,   als   von  dem  der  Gleichheit  aus.    Ihm  ist  der  ursprüngliche  Natur- 
zustand  ein  goldenes  Zeitalter  der  allgemeinen  Hülfe  und  Liebe;  und  um  diesen 
möglichst  zu  bewahren  entsteht  erst  die  Gesellschaft  der  Familie,   dann  durch 
allgemeine  Zustimmung  die  des  Staates.    Den  Begenten  wird  die  /Gewalt  über- 
tragen, und  zwar  nur  zu  bestimmten  Zwecken;  woraus  sich  denn  das  Becht 
des  bedingten  Gehorsams  von  selbst  ergiebt.    Locke  unterscheidet  scharf  zwi- 
schen gesetzgebender  und  ausübender  Gewalt,  giebt  übrigens  auch  der  ersteren 
nur  eine  durch  die  natürlichen  Bechte  des  Menschen  begrenzte  Macht  —   Sehr 
ausführlich  und  mit   grossem  Scharfsinne,   aber   leider  in  der  ungelenken  Ge- 
sprächsform führt  Tyrrell   seine  Auffassung  durch.    Er   geht  von  dem  Satze 
aus,  dass  zwar  alle  Gewalt  von  Gott  komme,  und  namentlich  auch  die  Gewalt 
im  Staate  von  ihm  zum  allgemeinen  Wohle  angeordnet  sei;  dass  aber  im  con- 
creten  Falle   Uebertragung  an   eine  bestimmte  Person  oder  Anerkennung  in 
ihren  Händen  von   dem  betreffenden   Volke   ausgehen  müsse.     G^en  einen 
Missbrauch  dieser  Gewalt  finde  das  Becht  der  Selbstvertheidigung  statte  jedoch 
nur  wenn,  wo  nicht  die  Gesammtheit,    so  doch  die  entschiedene  Mehrheit  des 
Volkes  oder  wenigstens  ein  zur  Bildung  eines  eigenen  Staates  geeigneter  Theil 
desselben,  in  seinen  wesentlichen  Bechten  verletzt  sei.     Die  Missstände   und 
möglichen  Missbräuche  der  Selbsthülfe  werden  als  geringer,  denn  die  Uebel  der 
ungesetzlichen  Gewaltherrschaft  dargestellt. 

Ob  diese  von  den  Vertheidigem  des  Widerstandsrechtes  geltend  gemachten 
Grundansichten  vom  Staate  und  seiner  naturgemässen  Bildung  wissenschaftlich 
völlig  die  richtigen  sind,  mag  freilich  in  Zweifel  gestellt  werden.  Und  es  kann 
auch  wahr  sein ,  dass  vorzüglich  die  Angriffe  Jakob's  H.  auf  die  Landesreligion 
zur  Ueberzeugung  von  der  Bechtmässigkeit  und  Nothwendigkeit  eines  Wider- 
standes im  Volke,   und  selbst  unter  den  Tories,  beitrugen  *).     Beides   ändert 


1)  Diese  Ansicht  führt  Mftcaulay,  HisL  of  Englaad,  eh.  DC,  umsiändlich  ans. 
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jedoch  nichts  in  der  Wichtigkeit  dieser  BeweisfQhrangen.  M  Leben  waren  sie  ge- 
nügend, um  dem  englischen  Volke  eine  feste  üeberzengang  von  seinem  Rechte 
nnd  seiner  Pflicht  eines  Widerstandes  zu  geben,  in  der  Wissenschaft  schlös- 
sen sie,  so  lange  die  Staatsgrflndung  durch  Vertrag  allgemein  als  richtig 
galt  9  die  Begründung  einer  Theorie  des  constitntionellen  Staates  vorl&ufig  ab, 
und  erlaubten  deren  spätere  Ausbauung.  2^ichts  aber  war  leichter,  als  einen 
anderen  Beweis  für  die  Rechtmässigkeit  des  gesetzlichen  Widerstandes  einzu- 
schalten ,  wenn  etwa  eine  veränderte  Ansicht  von  der  Natur  und  der  Entste- 
hung des  Staates  dieses  verlangte,  auf  diese  Weise  aber  die  Grundlage  und 
was  darauf  errichtet  war,  zu  bewahren.  Nicht  nur  also  war  in  England  auf 
immer  fester  Boden  gewonnen  für  die  Grundsätze  der  „glorreichen  Revolution 
von  1688*';  sondern  auch  für  eine  allgemeine  Theorie  des  constitutionellen 
Staates   die  logische  Möglichkeit  vorhanden. 

Es  wäre  nicht  nur  genügend,  sondern  vielleicht  selbst  übersichtlicher  und 
geschichtlich  richtiger,  wenn  hier  die  Nachweisungen  über  die  Lehre  und  die 
Literatur  von  blos  verfassungsmässigem  Gehorsam  abgebrochen  würden.  So 
weit  sie  geschichtlich  Grundlage  des  constitutionellen  Staatsrechtes  sind ,  ist 
Kenntniss  von  ihnen  gegeben.  Auch  fand  man  in  der  That  in  England  selbst 
später  kaum  mehr  Veranlassung,  auf  diesen  für  abgemacht  betrachteten  Gegen- 
stand zurückzukommen.  Was  Hume  und  Priestley  darüber  noch  verhan- 
deln'), war  mehr  Liebhaberei  des  Einzelnen,  ah  ein  allgemeineres  Bedürfniss. — 
Es  ist  jedoch  die  in  ihren  Folgen  für  das  Handeln  und  für  die  Wissenschaft 
80  wichtige  Frage  auch  später,  nachdem  sie  in  England  verlassen  war,  bei 
den  übrigen  europäischen  Völkern  noch  vielfach  besprochen  worden.  Theils 
geschah  es  aus  dem  theoretischen  Bedürfnisse,  ein  berühmtes  Problem  im  Gei- 
ste der  eben  herrschenden  Staatsphilosophie  und,  wie  man  sich  schmeichelte, 
besser  als  von  den  Engländern  geschehen  zu  lösen.  Hauptsächlich  aber  drängte 
sich  auch  den  Völkern  des  Festlandes  diese  Rechts-  und  Gewissensfrage 
practisch  mehr  und  mehr  auf,  sobald  sie  die  unbeschränkte  Fürsten- 
gewalt unerträglich  zu  finden  begannen,  und  gar,  als  sie  zur  Rechtfertigung 
beabsichtigter  oder  bereits  geschehener  Empörungen  allgemeiner  Gründe  be« 
durften;  so  dass  auch  hier  vielfache  Wechselwirkung  zwischen  dem  Leben  und 
der  Lehre  besteht  Thatsächlich  und  wissenschaftlich  ist  also  mit  den  oben 
besprochenen  englischen  Streitschriften  die  Literatur  über  den  verfassungs- 
mässigen Gehorsam  keineswegs  abgeschlossen,  sondern  sie  läuft  bis  auf  die 
neueste  Zeit  fort,  also  auch  nachdem  längst  eine  Lehre  des  constitutionellen 
Staatsrechtes  auf  ihr  errichtet  ist  Man  sucht  die  Grundlage  immer  noch  zu 
befestigen,  wohl  selbst  umzutauschen,  obgleich  sie  bereits  ein  Gebäude  trägt. 
Es  mag  daher  wohl,  zur  Ergänzung  eines  doch  jeden  Falles  wichtigen  Zweiges 
der  staatsrechtlichen  Literatur,  gestattet  sein,  im  Folgenden  einen  Blick  zu 


1)  Hume,  D.,  Bnaji,  Bd.  II,  Mr.  7;   Priesiley,   Essay   on  ihe  flrst  principles  of 
'GqvcnmicKt,  Lond.,  1768. 
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werfen  auf  diese  späteren,  sei  es  nnn  wirklich  ergänzenden,  sei  es  eigentlicii 
ttberflflssigen ,  Schriften. 

Dass  die  Lehre  von  dem  hlos  verfassongs-  nnd  gesetzmässigen  Grehorsame 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  unbedmgte  Zustimmung  fand,  be- 
darf kaum  erst  der  Bemerkung.  Beruht  doch  ihr  Dasein  als  unabhängiger 
Staat  lediglich  auf  diesem  von  dem  neuen  Yolke  aus  dem  englischen  Vater- 
lande  mit  herttbergenommenen  und  nun  gegen  dieses  selbst  gewendeten  Grund* 
satze  und  auf  seiner  mannhaften  Durchfahrung.  Hier  fand  sogar  die  Lehre 
ihren  schärfsten  Ausdruck  in  der  positiv  gesetzlichen  Anerkennung  des  Rechtes 
und  der  Pflicht  der  Gerichte,  Aber  die  Verfassungsmässigkeit  der  Gesetze 
durch  Nichtanwendung  derselben,  somit  also  auch  durch  Nichtbestrafong  eines 
Ungehorsams  gegen  sie,  zu  entscheiden.  Freilich  ein  ungeheuerlicher  Gedanke 
für  die  Staatsmänner  (sit  venia  verbo)  solcher  Länder,  welche  den  Gerichten 
nicht  einmal  eine  Prüfung  der  Gesetzmässigkeit  der  Verordnungen  gestatten! 

Nicht  so  einstimmig  haben  sich  allerdings  die  Ansichten  auf  dem  euro- 
päischen Festlande  erwiesen.  Vielmehr  standen  hier  den  zahlreichen  Anhän- 
gern des  blos  verfassungsmässigen  Gehorsams  von  Anfang  an  bis  auf  die  neue- 
ste Zeit  herunter  ebenfalls  viele  Vertheidiger  des  leidenden  Gehorsams  entge- 
gegen.    Und  auch  letztere  zählen  unter  ihren  Anhängern  bedeutende  Männer. 

In  Frankreich  fahrte  Rousseau  durch  seine  Lehre  von  der  obersten 
und  unbeschränkten  Macht  des  Willens  Aller,  und  durch  die  hieraus  sich  el^ 
gebende  Unmöglichkeit  einer  beständigen  und  mit  eigenen  Rechten  ausgerttsteten 
Begierungsgewalt,  die  ganze  Frage  von  vorneherein  auf  ein  falsches  Gebiet 
Von  hier  war  zu  der  gänzlichen  Auflösung  jedes  geordneten  Zustandes  durch 
die  revolutionäre  Schule,  und   namentlich  bis  zu  der  Aufstellung   des  toOen 
Verfassungsgrundsatzes,    dass  Empörung    gegen  Unrecht  der  Regierung   die 
heiligste  der  Pflichten   sei,  nur  ein  folgerichtiger  Schritt.    Ein  Rückschlag  in 
die  Lehre  vom   leidenden  Gehorsam   war  hier  psychologisch  unvermeidlich; 
und  es  bekannte  sich  denn  auch   die  flberfOrstliche  Parthei  nach  Wiederher- 
stellung der  Bourbonen  unumvmnden  zu  ihr.    Wenn  dabei  aber  von  Einzelnen, ' 
so  namentlich  von  De  Mai  st  re  undDe  laMenais,  (in  seinen  ersten  Schriften^ 
die  endgültige  Entscheidung  in   einem  Streite  über  geforderten  Gehorsam  der 
Kirchengewalt  zugetheilt  wird:  so  ist  diess  eine  Eigenheit,   welche  aus  der 
katholischen  Weltansicht  dieser  Männer   entsteht,  und  in  Beziehung  auf  die 
unbedingte  Gehorsamspflicht  nicht  die  Sache,  sondern  nur  die  entscheidende 
Person  verändert    Der  welüiche  Fürst  verliert  dabei,  aber  der  Bürger  ge- 
winnt nicht.    Den  richtigen  Mittelweg  suchte  die  liberale  Parthei  einzuhalten ; 
an  ihrer  Spitze  B.  Gonstant,  dann  aber  auch,  freilich  in  verschiedenen  Ab- 
schattungen,   Guizot,    Rossi,    Royer-Collard,   Broglie,  Remusat    In 
wie  ferne  die  Gmndansicht  dieser  Parthei,  welche  im  Staate  nur  eine  Bechts- 
anstalt  sieht  und  den  Schwerpunct  des  öffentlichen  Lebens  ausschliesslich  in 
den  negativen  Sicherstelbmgen  des  Rechtes  findet,  eine  genügende  ist,  mag 
hier   dahinstehen.    Da   es  sich  Jedoch  in  der  zunächst  vorüegenden   Frage 
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ledigUoh  vom  Beohtsschotee  handelt,  so  konnte  selbst  auch  eine  unrichtige  all- 
gemeine  Lehre  vom  Wesen  nnd  Zi^ecke  des  Staates  nichts  schaden,  und 
80  ist  denn  die  von  den  französischen  Staatsgelehrten  der  liberalen  Schale  ent* 
wed^  aasdrücklich  ausgesprochene  oder  wenigstens  stillschweigend  vorausge- 
setzte Annahme  des  englischen  G-rundsatzes  vom  verfassungsmftssigen  Gehor- 
same eben  so  begreiflich  als  richtig.  Bei  den  über  einen  grossen  Theil  des 
geslttigten  Enropa^s  sich  erstreckenden  Einflüsse  des  französischen  Liberalismus 
war  aber  die  von  ihnen  vertretene  Ansicht  auch  in  diesem  besonderen  Punkte 
von  Wichtigkeit  und  weiterem  Erfolge. 

Enge  an  die  Thfitigkeit  der  Englftnder  schloss  sich  die  Bearbeitung  des 
Gegenstandes  in  Deutschland  an.  Und  zwar  sowohl  bei  Denjenigen,  welche 
den  leidenden  Gehorsam  verlangten,  als  bei  ihren  Gegnern.  Bezeichnend  ge- 
nug für  die  staatlichen  Zustände  und  für  die  aus  ihnen  sich  entwickekde 
Ausbildung  und  Gesinnung  ist  freilich,  dass  in  kemem  anderen  Lande  so 
aahlreiche  und  so  bekannte  Schriftsteller  sich  für  die  Pflicht  des  unbe- 
schränkten Gehorsams  erklären,  und  dass  diese  Lehre  bis  auf  die  jetzige 
Stande  ihre  entschiedenen  Yertheidiger  hat,  welche  dann  freilich  auch  den 
ccmstitntionellen  Staat  verabscheuen  oder  ihm  höchstens  als  Schein  gebrauchen 
wollen.  —  Die  Veranlassung  zur  Anstellung  der  Untersuchungen  mag  bei  den 
deotschen  Schriftstellern  häufiger  als  bei  Anderen  blos  wissenschaftliches  Bedürf- 
nisB  sein;  doch  lassen  sich  auch  bei  ihnen  dreierlei  verschiedene  äussere  Ein- 
wirkungen deutlich  bemerken:  die  grosse  französische  Revolution;  die  Einfüh- 
rung der  constitutionellen  Verfassungen;  endlich  die  Ereignisse  des  Jahres  1830. 

Mit  Pufendorf  beginnt  die  Beihe  der  Yertheidiger  des  leidenden  Ge- 
horsams. '  Sowohl  in  seinem  Jus  naturae  et  gentium  (Buch  n,  Eap.  8 ,  8 ,  & 
und  6)  als  in  dem  Werke  De  officio  hominis  et  civis  (Buch  U,  Eap.  9)  spricht 
er  sich  dahin  aus,  dass  auch  dem  entsetzlichsten  Unrechte  der  Unterthan 
nicht  widerstehen,  .sondern  nur  durch  die  Flucht  sich  entziehen  dürfe.  Seine 
vielfachen  Schüler  und  Gommentatoren  folgen  ihm  aber  darin  mehr  oder  we- 
niger, und  noch  im  J.  1831  ist  diese  Lehre  von.Henrici  wieder  vorgetragen 
worden  („Von  den  besten  Mitteln  gegen  Despotie^).  — •  Gleiche^  Verwerfung 
spricht  aus  J.  Henn.  Böhmer,  in  seiner  Introductio  in  jus  universale.  — 
Yon  noch  grösserer  Bedeutung  aber  ist,  dass  sich  auch  Kant  dieser  Meinung 
anschliesst.  (Metaph.  Anfangsgründe,  Th.  2,  Abschn.  1,  Allgem.  Anmerk.  A)« 
Er  legt  zwar  dem  Regenten  sittliche  Pflichten  auf,  allein  erachtet,  hierin  mit 
Salmasius  übereinstimmend,  eine  Bestimmung  der  Fälle  erlaubten  Widerstandes 
far  unmöglich,  weil  kein  Bichter  bestellbar  sei.  Dass  sich  viele  Schüler  an  den 
Meister  anschlössen,  versteht  sich ;  allein  sein  Satz  fand  doch  auch,  und  selbst 
schon  zur  Zeit  des  grössten  Ansehens  seiner  Philosophie,  manchfachen  Widerspruch 
von  namhaften  Männern  ^).  —    Als  einen  widersinnigen  Widerspruch  mit  dem 


1)  Man  sehe  z.  B.  (Buchholz,)  Anti -Levialfaan.    Gott.,  1807,  S.  1Ö8,  Note;  Wel- 
cher, Letzte  Gründe,  S.  105. 
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Rechtszwecke  des  Staates  fasst  Gentz  das  Widerstandsrecht  auf,  indem  sol- 
ches Yollkommen  Anarchie  sei,  also  das  Gegentheii  von  Rechtsschutz.  (Beri 
Monatsschr.,  1793,  Dec.)  —  Hugo  (Naturrecht,  a.  v.  St.)  erklärt  den  unter- 
thanen  für  schuldig,  alles  als  vernünftig  anzusehen,  was  die  Regierung  anord- 
net ;  und  läugnet  somit,  hcquem  genug,  selbst  jede  Mögliehheit  einer  Verletzung.  — 
Endlich  hat  sich  Hegel  zwar  nicht  ausführlich  Aber  die  Frage  ausgesprochen; 
es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel ,  dass  sein  S3rstem  folgerichtig  zu  der  Lehre 
vom  leidenden  Gehorsam  fühtt,  da  demselben  gemäss  der  Monarch  ausschliess- 
lich die  Persönlichkeit  des  Staates  ist,  (Philos,  des  Rechts,  §.  279),  der  'Witte 
dieses  letztem  aber  nothwendig  Gesetz  für  alle  Theilnehmer  sein  muss. 

Weit  zahlreicher  sind  jedoch  auch  unter  den  deutschen  Staatsrechtslehrem  die- 
jenigen, welche  sich  für  das  Recht  eines  Widerstandes  erklären.  Theils  wird  diese 
Ansicht  in  allgemeinen  Systemen  des  philosophischen  Rechtes  gelegentlich  ausge- 
sprochen und  begründet;  theils  macht  sie  den  Gegenstand  eigener  ausführlicher  Ab- 
handlungen. Erörterungen  der  ersten  Art  schliessen  sich  frühe  an  die  englischen 
Yoifechter  an,  und  gehen  anderer  Seits  bis  in  die  neueste  Zeit  herunter.  Die 
Einzelnschriften  sind  sämmtlich  später  erschienen,  zum  grossen  Theile  veran- 
lasst durch  die  französische  Umwälzung.  Im  Uebrigen  ist  die  Begründung  des 
Grundsatzes  nichts  weniger  als  übereinstimmend,  vielmehr  lassen  sich  die  Ter- 
theidiger  des  Widerstandsrechtes  unter  vier  verschiedene  Gesichtspunkte  brin- 
gen, —  Die  bei  weitem  grösste  Zahl  beider  Arten  von  Schriften  geht  aus  von 
der  Bildung  des  Staates  durch  einen  Yereinigungs-  und  einen  Unterwerfunga- 
Yertrag,  und  sieht  somit  einfach  in  einer  verfassungs-  und  gesetzwidrigen  Be- 
gierungsweise einen  Vertragsbruch  von  Seiten  des  Fürsten.  Durch  diese  Ver- 
tragsverletzung werde  denn  der  andere  Vertragende,  das  Volk,  seiner  Verpflich- 
tangen  ledig,  und  könne  einem  weiteren  Zwange  durch  Widerstand  entgegen- 
treten. Hierbei  sind  die  Meinungen  in  so  ferne  verschieden ,  als  die  Einoi 
bis  zur  Regieiiingsberaubung  and  Bestrafung  des  Bundbrüchigen  gehen  wollen. 
Andere  nur  gewaltsame  Wiederherstellung  des  Rechtes  erlaubt  finden.  Ledig- 
lich nur  den  Worten,  nicht  aber  auch  dem  Sinne  nach  weichen  Diejenigen 
ab,  welche  im  Falle  der  Ausartung  der  Regierung  in  Gewaltherrschaft  einen 
Rücktritt  des  Volkes  in  den  Naturstand,  damit  aber  ein  Recht  zum  Wider- 
stände annnehmen.  Es  wird  genügen,  unter  den  Systemen  des  Rechtes, 
welche  dieser  Hauptansicht  sind,  folgende  zu  nennen:  Achenwall,  (Jm 
naturae,  17Ö6,  §.  184  fg.;)  Höpfner,  Naturrecht,  3te  Auflage,  §.  1810 
Schlözer,  (Allgemeines  Staatsrecht,  1793,  S.  195  fg.;)  Hufeland,  (Lehr> 
Sätze  des  Naturrechtes,  2te  Ausgabe,  1795,  §.  522  fg.;)  Klub  er,  (Oeffeat- 
liebes  Recht  des  deutschen  Bundes,  4te  Aufl.,  §.  4,  und  noch  unumwundener  in 
früheren  Auflagen.)  Zu  der  bemerkten  besondem  Abschattung  aber  bekennea 
sich  z.  B.  Glafey,  (Recht  der  Vernunft,  1732,  Buch  VI,  Kap.  2,  9,  8  %.,) 
und  Eggers,  (Systematisches  Lehrb.  des  nat.  Staatsrechtes,  1790,  S.  219  f^ 
und  Institutiones  juris  public!,  1796,  §.  142.)  Von  den  Monographieen  aber 
ist   über   die  Hälfte  der  Vertragstheorie  zugetJban;  uftmlich  Heydenreicli« 


Der  blteTecftutttiifsm.  GeÜortsM.  ^g3 

üeber  die  Heiligkeit  des  Staates  itnd  die  Moralität  der  Revolutionen.  Lpzl, 
1794;  Fenerbach,  Anti-Hobbes,  oder  über  die  Grenzen  der  h^yehsten  Ge- 
walt. Giess.,  1797;  (Buchholz,)  Anti-Leviathan,  oder  Aber  das  Yerhältniss 
der  Moral  zum  äussern  Recht  und  der  Politik.  Gott.,  1807;  Strombeck, 
Was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste  Staatsgewalt  dem  Zweck  des  Staates  ent* 
gegenhandelt?  3te  Aufl.,  Brannschw.,  1830.  Ohne  Zweifel  das  bedeutendste 
dieser  Werke  ist  das  von  Feuerbach,  welches  scharf  und  klar  ausspricht,  dass 
der  Fürst  durch  den  Staatsvertrag  nicht  blos  sittlich  •  sondern  rechtlich  voll- 
kommene Verbindlichkeiten  übernehme ;  nur  Mittel ,  nicht  Zweck  sei  Aber 
auch  die  durch  die  Brannschweiger  Ereignisse  im  J.  1830  veranlasste  Schrift 
behandelt  die  Frage  mit  Umsicht  und  Ruhe.  —  Eine  zweite  Abtheilung  bil^ 
den  Solche ,  welche  ein  Recht  zum  Widerstände  unmittelbar  desshalb  anerken- 
nen, weil  die  Regierung,  gleichgültig  welches  ihr  rechtlicher  Ursprung  sei, 
kein  Recht  zu  einer  ungesetzlichen  Handlung  habe,  Unrecht  zu  dulden  aber 
Niemand  schuldig  sei.  Zum  Theile  werden  dabei  ausdrücklich  die  Bedingun- 
gen einer  erlaubten  Nothwehr  vorausgesetzt.  Hierher  gehören  denn :  Ch.  v, 
Wolf  (Vernünftige  Gedanken  von  dem  gesellsch.  Leben  der  Menschen,  zuerst 
1721,  6te  Aufl.  1747,  §.  434  fg.);  Bauer,  (Naturrecht,  1808,  S.  315  fg.); 
Botteck,  (Vernunfirecht,  Bd.  H,  S.  103  fg.);  Jordan,  S.,  (Allgem.  Staats- 
recht, 1828,  S.  404  fg.,  welcher  jedoch  nur  bei  Verletztmg  von  Sittlichkeit  und 
Religion  Widerstand  gestattet.)  Auf  Nothwehr  aber  insbesondere  stellen  die 
Frage  K  L.  von  Haller  (Restauration,  Bd.  U,  S.  439  fg.;)  Trozler,  (Phi*» 
Job.  Rechtslehre,  1820,  S.  243  fg.;)  Krug,  (Encykl.  philos.  Lezicon,  Bd.  HI, 
S.  67  vergL  mit  Bd.  IV,  S.  452.)  Von  den  Verfassern  selbstständiger  Abhand- 
lungen aber  schliesst  sich  H.  Jacob  dieser,  ohne  Zweifel  richtigsten,  Ansicht 
an,  indem  er  in  seinem  y,Antimachiavel,  oder  über  die  Grenzen  des  bürgerlichen 
Gehorsams^'  (Halle,  1794)  die  Rechte  auch  des  unbeschränktesten  Fürsten  le-. 
diglich  aus  dem  Staatszwecke  ableitet,  desshalb  denn  aber  auch  den  Bürgern 
nicht  einmal  eine  freiwillige  Unterwerfung  unter  verfassungswidrige  Handlungen 
gestattet  Widerstand  ist  ihm  Pflicht  gegen  die  nothwendige  Anstalt  des 
Staates.  —  Die  dritte,  allerdings  minder  zahhreiche,  Gruppe  bilden  diejenigen 
Schriften,  welche  den  Grund  des  Widerstands  in  einer  sittlichen  Pflicht  finden. 
Hierher  gehört  zunächst  die  Monographie  von  Erhard  „Ueber  das  Recht  des 
Volkes  zur  Revolution.  Jena,  1796",  welche  die  Entscheidung  dem  Gewissen 
anheim  giebt,  weil  einer  Seits  ein  rechtlicher  Richter  über  den  Fürsten  nicht 
bestehe,  anderer  Seits  offenbare  Verletzungen  von  Menschen -Rechten  nicht  zu 
dulden  seien.  Sodann  vertritt  auch  Stahl  neuerlichst  diese  Ansicht,  indem  er 
(Rechtsphilosophie,  2te  Aufl.,  Bd.  H,  2,  S.  223)  zwar  das  Volk  nicht  als  Rich- 
ter über  seinen  Fürsten,  wohl  aber  Jeden  als  Richter  über  sein  eigenes  Ge- 
wissen erkennt,  auf  dieser  Grundlage  denn  aber  eine  äusserste  (sittliche)  Grenze 
des  schuldigen  Gehorsams  zugiebt;  auch  hier  seine  Meisterschaft  kluger  Ver- 
mittlung zwischen  der  Achtung  vor  der  Logik  und  vor  der  Auctontät  bewei- 
send. —    Endlich  noch  steht  J.  G.  Fichte  allein  mit  einer  eigenthümlichen 
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Ansicht  Dun  ist  (Grundlinien  des  Natonrechtes ,  S.  222  fg.)  das  Volk,  das 
Höchste  im  Staate,  Ober  welches  Niemand  ein  Kecht  hat  Dieses  nnn  ist  toU- 
kommen  in  Befugniss ,  wenn  es  sich  in  seiner  Gesammtheit  eihebt  gegen  Gto- 
walthandlnngen  der  Regienmg;  ond  ebenso  rechtfertigt  es  die,  an  sich  nicht 
erlaubte,  Auflehnung  Einzelner  durch  seinen  Aufschluss  an  sie  ^). 

Zum  Schlüsse  noch  ein  Wort  über  die  italienische  Literatur.  Dasi 
hier  die  Frage  Aber  den  gesetzlichen  Widerstand  nur  sehr  selten  und  dann 
sichtbar  befangen  behandelt  ist,  erklärt  sich  unschwer  aus  den  staatlichen  und 
kirchlichen  Zuständen  des  Landes.  Diese  mögen  Umwälzung  auf  ümwftLnnig 
veranlassen  und  einen  allgemeinen  Zustand  der  Gährung  und  beständigen  Ysr- 
schwörung  hervorrufen ;  eine  ruhige  wissenschaftliche  Untersuchung  d^  hack- 
liehen  Frage  gestatten  sie  nicht  Auch  würde  nichts  unrichtiger  sein,  als  die 
Annahme,  dass  hier  die  von  einem  SchriftsteUer  ausgesprochene  Ansicht  in  der 
That  auch  immer  seine  Ueberzeugung  sei.  Darf  er  doch  der  ganzen  Sache 
nur  erwähnen  unter  der  Bedingung  einer  Yerwerfung  der  Lehre  vom  blos  yer^ 
fassungsmässigen  Gehorsame;  und  er  kann  die  von  ihm  selbst  fttr  wahr  eradi* 
teten  Sätze  nur  ffir  Diejenigen  durchfahlen  lassen ,  welche  in  den  anscheinend 
widerlegten  Ansichten  der  Gegner  das  heimlich  Gebilligte  und  in  der  Schwäche 
der  angeblichen  eigenen  Gründe  die  Stärke  der  entgegengesetzten  zu  erken- 
nen vermögen.  So  und  nur  so  muss  denn  namentlich  die  Erörterung  von 
Baroli  gelesen  werden,  welcher,  wie  es  scheint  der  Einzige  unter  allen  s^en 
Landsletiten,  die  Frage  ausführlich  behandelt  ^).  Er  räumt  nämlich  zwar  den 
Unterthanen  den  Anspruch  auf  eine  den  Zwecken  des  Staates  gemässe  R^e- 
rang  ein;  sieht  aber  darin  kein  erzwingbares  Recht,  weil  ihnen  nicht  zustehe, 
ein  rechtsgültiges  ürtheil  über  die  Handlungen  des  Regenten  zu  f allen,  und 
flberhaiq)t  eine  gegen  denselben  ausgeübte  Nöthigung  dem  Begriffe  der  ober* 
sten  Gewalt  widerspräche.  Da  nun  überdiess  eine  offene  Empörung  von  den 
traurigsten  Folgen  begleitet  sei :  so  stehen  verletzten  Unterthanen  nur  Vorstel- 
lungen und  Bitten  zu,  und  im  Nothfalle  schliesslich  „tugendhafte  Beruhigung." 
Kur  auf  die  eben  angedeutete  Weise  aber  ist  zu  erklären ,  wie  mitten  in  die* 
sem  ganzem  Beweise  passiver  Ungehorsam  zugelassen  werden  will  für  den  Fall 
einer  von  der  Staatsgewalt  befohlenen  Unsittlichheit  oder  Ungerechtigkeit  Ba- 
roli ist  ein  viel  zn  klarer  Kopf,  als  dass  er  nicht  die  völlige  Nichtigkeit  der 
Unterscheidung  zwischen  handelndem  und  leidendem  Ungehorsame,  so  wie  die 
Unvereinbarkeit  einer  solchen  Weigerung  mit  der  angeblichen  Unfthigkeit  der 
Unterthanen  zu  einer  Beurtheüung  der  Regentenhandlungen  einsähe.  Er  erwartet 
offenbar,  dass  man  seine  wahre  Meinung  in  der  unlogischen  Ausnahme  erkeunei 

1)  Eine  fleissige  allein  geistlose  Zosammenstellang  der  Literatur  über  die  Gehör- 
samsfirage,  und  mehr  eine  Sammlung  von  Auszügen  als  eine  Verarbeitung  zu  einem 
Ganzen  giebt:  Murhard,  F.,  lieber  Widerstand,  Empörung  und  Zwangsübung 
der  Staatsbürger  gegen  die  bestehende  Staatsgewalt    Braunschw.,  1830.. 

2)  Baroli,  F.,  Dirttto  naturale  privato  e  pubblico.    Crem.,  1837,  Bd.  IV,  8.  312  %. 
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Die  allgemeinen  Betrachtangen  über  die  nur  stossweise  Entwicklang  der 
WiBsenBchaften,  mit  welchen  die  gegenwärtigen  Uebersichten  aber  die  Geschichte 
und  Literatur  einzelner  politischer  Disciplinen  eingeleitet  worden  sind,  (s.  oben, 
S.  8  fg.)  finden  eine  besonders  schlagende  Bestätigung  in  dem  Aufschwünge, 
welchen  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  Völkerrechtes  in  dem  zweiten 
Viertel  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  fast  in  ganz  Europa  genommen  hat 
nach  langer  Buhe. 

Weder  im  philosophischen  noch  im  positiven  Völkerrechte  war  in  einer 
langen  Beihe  von  Jahren  etwas  recht  Bedeutendes  geschehen.  In  dem  erstem 
stand  man  in  Deutschland  unbewegt  auf  dem  atomistischen  Naturrechtsstand- 
punkte Eant's;  die  übrigen  Nationen  begnügten  sich  sogar  mit  der  Wolf  sehen 
Ansicht,  so  wie  diese  durch  Vattel  mundgerecht  und  in's  Französische  über- 
tragen war.  In  dem  positiven  Völkerrechte  aber  galt  unverrückt,  die  Bearbei- 
tungen vereinzelter  Punkte  abgerechnet,  die  Auctorität  von  Martens,  und  etwa 
noch  von  Günther  und  Elüber,  deren  Letzterer  zwar  bedeutend  später,  als  die 
Anderen,  hervortrat,  allein  irgend  eine  wesentliche  Aenderung  nicht  brachte, 
da  seine  eigene  Bechtsanschauung  in  demselben  Boden  wurzelte.  Man  lebte 
im  Völkerrechte  so  recht  eigentlich  auf  einer  glückseligen  Insel,  ruhig  und 
unangefochten  von  den  Stürmen  und  Umwälzungen,  welche  die  übrige  geistige 
Welt  durchwühlten  und  umgestalteten.  Weder  liess  man  es  sich  viel  anfech- 
ten, die  ungeheure  Menge  von,  zum  Theile  sehr  widerspännstigen ,  Thatsachen 
zu  verarbeiten,  welche  sich  seit  Anfang  der  französischen  Bevolution  aufhäuf- 
ten. Noch  schien  die  völlige  Umgestaltung  der  Bechtsphilosophie  durch  Hegel 
oder  die  wesentlich  neue  Auffassung  und  Behandlung  des  positiven  Rechtes, 
welche  die  geschichtliche  deutsche  Schule  unmittelbar  oder  mittelbar  allen 
übrigen  Bechtsdisciplinen  aufgedrungen  hatte,  irgendwie  vorhanden  zu  sein  für 
die  hier  unangefochten  bleibende  und  legitime  Herrschaft  der  Wolf  -  Kant'schen 
Dynastie.  Noch  endlich  übte  die  langsam^  und  leise  aber  unwiderstehlich  vor 
sich  gehende  Umgestaltung  in  der  allgemeinen  Gesittigung  hier  eine  Wirkung. 
Die  erweiterte  Auffassung  des  menschlichen  Zusanunenseins ,  wie  sie  durch  die 
bessere  Einsicht  in  die  Gesetze  des  wirthschaitlichen  Lebens,  durch  die  un- 
glaublichen Erleichterungen  und  Vermehrungen  des  persönlichen  Verkehres  unter 
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aUen  Völkern  und  Welttheilen,  durch  eine  sich  über  neue  Sprachen  und  Völ- 
ker immer  weiter  ausdehnende  Weltliteratur,  endlich  durch  langen  Frieden 
und  daher  stammende  Weichheit  und  Lässigkeit  der  Gesinnungen  entstanden 
war,  hatte  auf  die  Beurtheilung  und  Feststellung  des  Völkerrechtes  eben  so 
wenig  irgend  einen  fühlbaren  Einfluss,  als  das  immer  klarer  werdende  bessere 
Verständniss  des  gesellschaftlichen  menschlichen  Lebens  und  des  Organismus 
desselben.  —  Diess  war  denn  freilich  sehr  bequem;  namentlich  wenn  man  sich 
der  Zweifel  zu  entschlagen  wusste,  welche  denn  doch  zuweilen  durch  den  Kopf, 
fast  möchten  wir  sagen  durch  das  Gewissen,  schössen. 

Allein  endlich  musste  dieser  Zustand  denn  doch  aufhören.  Die  Wucht 
der  Thatsachen  ward  immer  erdrückender,  und  das  Bedürfniss,  einen  so  wich- 
tigen Zweig  der  menschlichen  £rkenntniss  in  Einklang  zu  setzen  mit  dem 
Stande  der  übrigen  Wissenschaften  und  Auffassungen,  immer  unabweislicber. 
So  erwachte  denn  um  die  dreissiger  Jahre  ein  frisches  Leben  im  Völkerredite, 
welches,  fast  in  steigendem  Maasse  zunehmend,  bald  eine  grosse  Anzahl 
von  Bearbeitungen  einzelner  Fragen,  eine  UmstaJtung  und  Erneuerung  des 
Systemes,  wenigstens  einen  Anfang  einer  neuen  philos<^hischen  Auüfes- 
sung  erzeugte.  Es  ist  so  fast  eine  ganz  neue  Literatur  der  Wissenschaft  ei^ 
standen. 

Der  Zweck  der  folgenden  Blätter  ist,  diesen  jüngsten  Aufschwung 
der  Völkerrechtswissenschuft  nach  Umfang  und  Inhalt  zu  schildern.  Dieser 
einzelne  Zeitabschnitt  kann  aber  abgesondert  behandelt  werden,  eben  weil  er 
sich  in  Beziehung  auf  Zeit,  Richtung  und  Thätigkeit  entschieden  abhebt  Ton 
dem  frühem  Stande  der  Dinge.  Und  es  genügt  auch  nur  ihn  darzustellen,  da 
die  frühere  Entwicklung  des  Völkerrechts  von  Ompteda,  Kamptz  und  Whea- 
ton  zureichend  bebandelt  ist.  Ein  bestimmtes  Anfangs -Jahr  für  die  gegen- s 
wärtige  Darstellung  ist  allerdings  nicht  festzuhalten,  da  sich  die  Bewegung  in 
den  verschiedenen  Arten  von  Schriften  bald  etwas  früher  bald  etwas  später 
fühlbar  macht;  allein  im  Allgemeinen  ist  es,  wie  bereits  gesagt,  das  zweite 
Viertel  des  laufenden  Jahrhunderts. 

Möglichste  Vollständigkeit  wird  im  Folgenden  allerdings  erstrebt  werden; 
und  ich  habe  es  an  lange  fortgesetzten  und  weitschichtigen  Bemühungen  nicht 
fehlen  lassen,  um  zu  derselben  zu  gelangen.  Da  aber  in  keinem  Fache  mehr 
als  in  dem  Völherrechte  eine  Weltliteratur  ist,  so  muss  auch  ein  Uebersehen 
billige  Entschuldigung  finden.  Hauptsächliches  ist  hoffentlich  nicht  unbekanot 
geblieben. 

« 

Die  nöthige  Eintheilung  und  Uebersicht  aber  wird  sich  ergeben,  wenn 
die  vorliegenden  Werke  abgetheilt  werden  in:  geschichtliche  Werke;  Systeme; 
Honographieen ;  Sammlungen  von  Urkunden.  In  den  einzelnen  AbtheUnngen 
ynrä  in  der  Regel  chronologische  Ordnung  gehalten  werden;  doch  sind  in  en- 
seinen  derselben  wieder  Unterabtheilungen  nöthig. 
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I. 

Geschichtliche  Werke. 

Es  giebt  dreierlei  gescliichtliche  Behandlungen  einer  Wissenschaft.  Entr 
weder  nämlich  ist  eine  solche  Behandlang  rein  stofflich,  d.  h.  es  wird 
lediglich  die  Genesis  der  Thatsachen,  welche  den  Gegenstand  der  Wissenschaft 
bilden,  entwickelt;  oder  sie  ist  rein  literarisch,  mit  anderen  Worten,  es 
wird  erzählt,  welche  Bearbeiter  des  Faches  aufgetreten  sind,  und  wie  sich  deren 
Werke  zu  einander  und  zum  Stoffe  verhalten;  oder  endlich  kann  sie  eine  ge- 
mischte sein,  wenn  die  Geschichte  der  Wechselwirkung  der  Thatsachen  und 
der  Lehre  dargelegt  wird.  Die  Wahl  unter  diesen  Behandlungsarten  ist  natOr- 
lidi  nicht  immer  freigestellt,  sondern  durch  den  Gegenstand  gegeben.  Im  Völ- 
kerrechte aber  insbesondere  können  alle  drei  Methoden  stattfinden.  Bein 
Btofflich  sind  die  Arbeiten,  wenn  sie  den  Hergang  völkerrechtlich  bedeutender 
Thatsachen  erzählen,  welche  nur  durch  das  äussere  Leben,  nicht  durch  die 
Wissenschaft  bestimmt  wurden.  Kein  üterargeschichtlich  ist  nicht  nur  eine 
Erzähhing  von  dem  vorhandenen  Bttchervorrathe  und  von  dessen  Herkwilrdig* 
keiten,  sondern  namentlich  auch  jede  Geschichte  des  philosophischen  Völkerrechtes, 
sei  es,'dass  dasselbe  in  seinem  Ganzen  oder  in  einzelnen  Fragen  aufgefasst  werde. 
Gemischt  endlich  sollte  die  Mehrzahl  der  Darstellungen  sein,  da  nicht  leicht  in 
einem  andern  Gebiete  des  menschlichen  Wissens  und  Handelns  Lehre  und 
äussere  Thatsachen  sich  gegenseitig  so  sehr  durchdringen  und  geschichtli<% 
bestimmen,  wie  eben  im  Völkerrechte.  Namentlich  kann  eine  allgemeine  G^ 
schichte  des  Völkerrechtes  nicht  anders  behandelt  werden. 

Auch  die  jüngste,  in  der  gegenwärtigen  Uebersicht  zu  besprechende 
Vergangenheit  liefert  Werke  von  allen  drei  Arten.  Und  zwar  sind  darunter 
Arbeiten  von  grosser  Bedeutung,  wenn  gleich  nicht  behauptet  werden  kann, 
dass  alle  Lücken  ausgefüllt  worden  seien,  oder  das  Ideal  dieser  drei  geschicht- 
lichen Bearbeitungsarten  bereits  Ausführung  erhalten  habe. 

1.  Kein  stoffliche  Arbeiten. 

f 

Es  würde  grosse  Unkenntifiss  oder  unverzeihliche  Ungerechtigkeit  verraithe% 
wollte  man  verkennen,  dass  gerade>  in  der  rein  stofflichen  Bearbeitong  der  Ge- 
schichte des  Völkerrechtes  schon  in  früherer  Zeit  Vieles  und  Wichtiges  geleistet 
war.  Vielmehr  haben  wir  eben  in  Arbeiten  dieser  Art  einer  schönen  Erbschaft 
uns  zu  erfreuen;  und  zwar  in  grosser  Manchfaltigkeit  der  Behandlung.  Bin 
Theil  dieser  früheren  Arbeiten  betrachtet  ganze  Abschnitte  der  Weltgeschichte 
aus  rein  völkerrechtlichem  Standpunkte;  so  Ward's  Geschichte  des  Völker« 
rechtes  im  Alterthume  und  im  Mittelalter.  In  anderen  Schriften  wird  das 
Verfahren  bestimmter  Sta^^ien  geschildert;  z.  B.  in  Flassan's  Geschichte  der 
französischen  Diplomatie.  Oder  erörtern  sie  die  Entstehung  und  den  Bi- 
li»lt  der  während  eines  gewissen  Zeitabschnittes  geschlossenen  Staatsvertrige,' 
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wie  Barbeyrac's  Werk  Aber  die  Verträge  des  Alterthums,  St  Priest's 
Geschichte  der  Verträge  während  des  16.  und  17.  Jahrhunderts,  Koch's, 
Schöirs  und  Voss's  Erzählungen  der  Verträge  seit  dem  Wes^häliscfa^ 
Frieden.  Noch  Andere  haben  einzelne  wichtige  Verträge  und  Congresse  zum 
Gegenstand,  von  welchen  nur  Beispiels  halber  die  £1  üb  er' sehen  Werke  über 
den  Wiener  Congress  genannt  sein  mögen.  Endlich  fehlt  es  nicht  an  DenkwUr- 
digkeiten  von  Staatsmännern  und  Gesandten,  welche  die  völkerrechtlichen  Er- 
lebnisse ihrer  Zeit  und  vielleicht  ihrer  eigenen  Mitwirkung  aufklären  und  auch 
die  geheimeren  Actenstücke  mittheilen,  wie  z.  B.  die  Denkwardigkeiten  und 
Briefwechsel  von  d'Ossat,  Jeannin,  Görtz,  Temple  und  so  vielen  An- 
deren. 

Dennoch  fand  die  neu  auflebende  Thäügkeit  im  Völkerrechte  auch  auf 
diesem  Felde  noch  reiche  Gelegenheit  zur  Erwerbung  von  Verdiensten.  Thdk 
war  aus  der  älteren  Zeit  oder  aus  fremdartigen  Gesittigungszuständen  noch 
gar  Vieles  nicht  genügend  erforscht.  Theils  und  hauptsächlich  aber  bot  die 
neueste  Zeit  reichlichste  Gelegenheit  zu  wichtigen  geschichtlichen  Darstellungen, 
da  die  Umwälzung  aller  staatlichen  Zustände  seit  der  französischen  Bevohition 
und  der  Trennung  der  amerikanischen  Kolonieen  zahllose  Thatsachen  von  völ- 
kerrechtlicher Bedeutung  erzeugt  hatte. 

Das  Ideal  der  Leistung  war  natürlich  eine  vollständige  Geschichte  des 
internationalen  Lebens  aller  uns  bekannten  Zeitalter  und  Völker.  Ein  solches 
Werk  musste,  so  weit  irgend  die  Quelle  reichte,  das  völkerrechtliche  Handeln 
des  klassischen  Alterthums,  des  Orientes  in  seiner  altem  und  in  der  moham- 
medanischen Gestaltung,  des  christlichen  Mittelalters,  endlich  der  Neuzeit  in 
ihrer  europäischen  und  amerikanischen  Ausbildung  darstellen.  Es  hatte  das 
schon  Bekannte  aufzunehmen,  die  Lücken  auszufüllen,  Alles  bis  zur  Gegenwart 
herabzuführen,  und  zwar  natürlich  mit  aüsschliessender  Beschränkung  auf  das 
Völkerrecht;  also  mit  Uebergehung  aller  blosen  Kriegsgeschichte,  der  inneren 
Zustände  und  Begebenheiten  der  Staaten,  des  rein  Persönliche)!. 

Dieses  Ideal  ist  aber  bis  jetzt  nicht  erreicht  worden.  Eine  vollständige, 
dabei  genau  umschriebene  Erzählung  sämmtlicher  völkerrechtlicher  Thatsachen 
haben  wir  boch  nicht  erhalten.  Dasjenige  Werk,  welches  dieser  Aufgabe 
nächsten  kommt,  Laurents  Geschichte,  fällt  nämlich  in  die  Klasse  der 
mischten  Bearbeitungen.  Wohl  aber  haben  wir  uns  vieler  Beiträge  und  Vor- 
arbeiten zu  einer  abschliessenden  Arbeit  zu  erfreuen.  Und  zwar  so  vieler,  das 
eine  mehrfache  Abtheilung  derselben  nöthig  ist.  Theils  nämlich  liegen  Arbei- 
ten vor  von  allgemeinem  Inhalte,  das  heisst  solche,  welche  einen  grösseren 
Zeitraum  oder  eine  zahlreiche  und  verschiedenartige  Menge  von  Thatsachen 
omfassen;  theils  wird  nur  eine  einzelne  Thatsache  geschichtlich  behandelt 
In  beiden  Fällen  aber  sind  wieder  mehrere  Gattungen  von  Schriften  zn  unter- 
scheiden. Die  ganz  verschiedene  Bedeutung  für  Leben  und  Wissenschaft  fordert, 
dasa  bei  den  allgemeinen  geschiohtlichen  Arbeiten  die  Darstellungen  des  Völker- 
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rechtOB  der  a ü 8  entfernter  liegenden  Gesittignngszustände  abgeson- 
dert werden  von  den  Darstellungen  der  Ereignisse  in  unserer  eignen  Gultnr 
und  Zeit.  Bei  den  Erzählungen  einzelner  Ereignisse  aber  erleichtert  es  die 
Uebersicht,  wenn  die  Geschichte  der  Verträge  getrennt  wird  von  den  Er* 
Zählungen  sonstiger  Ereignisse  von  völkerrechtlicher  Bedeutung.  —  Im 
Uebrigen  ist  freilich  bei  allen  diesen  Schriften,  die  Linie  zwischen  den  hier 
zu  besprechenden  Schriften  und  den  allgemeinen  politischen  Geschichtswerken 
schwer  zu  ziehen.  Gar  Manches  liegt  gerade  auf  der  Grenze.  Nothwendig 
muss  hier  dem  subjectiven  Tacte  Manches  überlassen  bleiben. 

A.    Schriften  allgemeineren  Inhaltes. 

a)  Das  Völkerrecht  fremdartiger  Gesittigungen. 

Wenn  unzweifelhaft  das  Recht  überhaupt  nur  eine  Seite  des  gesammten 
Volkslebens  und  nach  Form  und  Inhalt  ein  Ausdruck  desselben  ist:  so  gilt 
diess  insbesondere  auch  vom  Völkerrechte.  Je  nach  der  Auffassung  des  Lebens 
und  seiner  Zwecke  und  nach  der  Gesittigungsstufe  ist  dasselbe  verschieden 
bei  verschiedenen  Völkern,  in  verschiedenen  Zeitaltem  und  Welttheilen.  J'e 
umfassender  seine  Geschichte  enthtült  wird,  desto  deutlicher  tritt  diess  an  den 
Tag;  jmd  nichts  ist  verkehrter,  als  solche  von  den  unsrigen  verschiedene  Auf- 
fassungen nur  als  die  noch  unvollkommenen  Anfänge  des  jetzigen  Zjistandes 
zu  betrachten  und  zu  missachten.  Das  europäische  Völkerrecht  ist  ein  Er- 
zeugniss  und  eine  Seite  der  christlichen  Welt-  und  Rechtsanschauung.  Nicht  blos 
dem  Grade,  sondern  der  Art  nach  davon  verschieden  ist  das  antike,  das  mu- 
hammedanische,  u.  s.  w.  Völkerrecht. 

Die  Ergründung  des  Völkerrechtes  solcher  verschiedenartiger  Gesittigun- 
gen  ist  somit  allerdings  von  keinerlei  unmittelbarem  Nutzen  für  unser  Leben 
und  für  die  Regeln  desselben;  und  es  wäre  ein  von  Hause  aus  verfehltes  Un- 
ternehmen, wenn  unsere  jetzt  im  Völkerverkehre  geltenden  Rechtsnormen  gene- 
tisch aus  denen  der  Römer  oder  Hindu  entwickelt  werden  wollten.  Dennoch 
sind  geschichtliche  Forschungen  auch  in  solchen  Rechten  dankenswerth.  Ein- 
mal überhaupt  als  ein  weiterer  Beitrag  zur  Eenntniss  des  Menschen  und  seines 
Weltganges;  sodann  aber,  weil  der  Gegensatz  das  Verstäudniss  unserer  eigenen 
Zustände  fördert.  Die  manchfachen  gelehrten  Bemühungen  der  jüngsten  Zeit 
sind  somit  nicht  müssige  Spiele,  sondern  Fortschritte. 

Dieselben  betreffen  aber  wieder  dreierlei  unter  sich  wesentlich  verschie- 
dene Zustände:  das  Völkerrecht  der  Wilden;  das  der  orientalischen  Völker; 
endlich  das  des  klassischen  Alterthumes. 

Den  guten  Gedanken,  die  völkerrechtHchen  Ansichten  und  Gewohnheiten 
der  wilden  und  halbwilden  Völkerschaften  aus  den  verschiedenar- 
tigsten Nachrichten  Über  solche   Zustände  zusammenzusuchen  und  übersieht- 
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fidi  Sit  ordnen )  hat  Fallati  gehabt  >).  lüt  vieler  Belesenheit  ist  das 
Yerbalten  'der  südamerikanischen  Wilden,  der  Bewohner  des  indisdien  tmd 
australischen  Archipels,  der  afrikanischen  Nomaden,  der  Tscherkessen  n.  s.  w. 
gammelt,  und  mit  Geist  nnd  Einsicht  der  Stoff  unter  allgememe  Gesichts- 
punkte gebracht.  Ohne  Zweifel  wird  der  auf  solche  Weise  eröffnete  Weg 
kflnfüg  noch  weiter  verfolgt,  die  Masse  der  Nachrichten  vervollständigt  werden. 
Vielleicht  lassen  sieh  dann  auch  verschiedene  Familien  dieser  rohesten  Bedits- 
oder  vielmehr  Ünrechts-Sitten  unterscheiden,  und  entsteht  allmShlig  ein  organi- 
sches Ganzes,  welches  man  denn  nach  Belieben  zum  An^ge  oder  zum  Ende 
der  Yölkerrechtsgeschichte  einreihen  mag.  Das  Hauptverdienst  der  Erweite- 
rung wird  aber  immer  Dem  bleiben,  welcher  den  ersten  Schritt  gethan  bat 

Das  Völkerrecht  des  Orientes  ist  schon  in  froherer  Zeit  G^enstand 
geschichtlicher  Arbeiten  gewesen.  So  hatten  wir  ja  schon  l&ngst  von  Sdden 
ein  Natur-  und  Völkerrecht  der  Hebräer;  später  haben  Ruland  und  Zeitinger 
Hber  das  muhammedanische  Völkerrecht  geschrieben.  Seit  diesen  Zdten  ist 
aber  unsere  Eenntniss  des  Orientes,  und  zwar  von  allen  Jahrhunderten,  so  ge- 
stiegen und  erweitert,  dass  allerdings  neue ,  vollständigere  und  freiere  Arbdten 
auch  aber  das  internationale  Recht  dieses  Welttheiles  möglich  geworden  sind. 
Dass  alles  Ausführbare  bereits  geleistet  sei,  lässt  sich  nun  freilich  nicht  be- 
haupten; doch  sind  sehr  bemerkenswerthe  Anfänge  gemacht.  —  Ein  solcher  Afi- 
fang,  aber  freilich  auch  nicht  weiter,  ist  eine  akademische  Erstlingsschrift  Hals  eb- 
neres Über  das  Völkerrecht  der  Orientalen,  insbesondere  der  Chinesen,  der  Hindu 
und  der  Perser  *).  Schon  ein  weiteres  Ziel  haben  sich  Pütter*)  und  MttUer- 
Jochmus^)  gesteckt,  dieses  auch  zum  Theile  erreicht.  Namentlich  hat 
Letzterer  das  Verdienst  einer  richtigen  Vertheilung  des  Stoffes  und  eines  ersten 
Versuches ,  das  Völkerrecht  als  einen  Theil  der  gesammten  Lebensauffassung 
der  einzelnen  Völker  zu  begreifen.  Bei  weitem  das  Bedeutendste  aber,  was 
unsere  jetzige  Bekanntschaft  mit  den  Bechtsansicbten  des  Orientes  geliefert 
hat,  ist  der  erste  Band  von  Laurents  grossem  Werke  über  die  Geschichte 
des  Völkerrechtes,  welcher  das  alte  Asien  mit  Staunens werther  Gelehrsamkeit 
bebandelt.  Aus  welchem  Grunde  dieses  höchst  bedeutende  Werk  erst  bei  einer 
spätem  Abtheilung  näher  gewürdigt  werden  kann,  ist  oben  bereits  angedeutet 


1)  Fallati,  J.,  Keime  des  Völkerrechtes  bei  wilden  und' halbwilden  Stämmen,  (h 
der  Tübinger  Zeitochr.  f.  Staalswiss.,  1850,  S.  150  fg.) 

2)  Haelschner,  H.  Ph.  (X,  Diss.  de  jure  gentium,  quäle  fiierit  apud  gentes  Orienlis- 
Pars  L    HaL  1842. 

3)  Pütt  er,  K.  Th.,  Beiträge  zur  Völkerrechtsgeschicbte  und  Wissenschaft.  Lpx., 
1843.  —  Ausser  der  geschichtlichen  Arbeit  enthält  übrigens  die  Schrift  auch  noch 
dogmatische  Abhandlungen,  von  welchen  unten  an  gehöriger  Stelle. 

4)  Müller-Jochmus,  M.,  Geschichte  des  Völkerrechtes  im  Alterthum.  Lpt,  1848, 
(A  n.  d.  T.    Das  allgememe  Völkerrecht    Erster  TheiL) 
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Behr  Ähnlich  yerfa&lt  es  sich  mit  den  nenen  Leistongen  auf  dem  Feld« 
des  Völkerrechts  der  Griechen  und  Römer.  Aach  hier  hat  es  an  innere 
Veranlassung  zur  Thätigkeit  nicht  gefehlt;  die  Kenntniss,  oder  richtiger  ge- 
sprochen die  Einsicht  der  Zustände  dieser  Völker  hat  sich  so  vermehrt,  dass 
auch  für  die  Schilderung  ihrer  völkerrechtlichen  Ansichten  und  Sitten  die  älte- 
ren Werke  nicht  mehr  ausreichten.  Zwar  besassen  wir  die  bedeutenden  Arbei- 
ten von  Barbeyrac  und  Ward,  femer  aus  neuerer  Zeit  die  Streitschriften  von 
Wachsmuth  und  Hefter  Aber  das  Völkerrecht  der  Hellenen:  allein  mit  gründ- 
lichem und  umsichtigem  Eingehen  und  mit  wahrem  Verständnisse  des  klassischen 
Alterthums  war  Grosses  zu  leisten.  Diess  ist  denn  nun  auch  geschehen ;  zum 
Theile  von  denselben  Schriftstellern,  wie  beim  Oriente,  und  in  demselbmi  Ver^ 
hältnisse.  —  In  gelungenen  Erstlingsarbeiten  stellt  Weiske  das  Gesandtschafts- 
recht*), Osenbrflggen  das  Eriegsrecht^)  der  Römer.  Eine  umfassendere  Dar» 
Stellung  von  dem  antiken  Völkerrechte  geben  Pütter  und  Müller- Jochmus 
in  den  so  eben  genannten  Werken.  Letzterer  mit  gleichem  Erfolge,  wie  bei  dem 
Oriente;  Ersterer  mehr  um  rechtsphilosophische  Auffassung,  als  um  Thatsachen 
bekümmoi,  und  sich  unnöthigerweise  abmühend  mit  einer  Vertheidigung  der  an* 
tiken  Rohheit  im  Verkehre  mit  Fremden.  Ohne  allen  Vergleich  das  Beste  aber 
liefert  auch  hier  Laurent,  welcher  einen  eigenen  Band  dem  Völkerrechte 
der  Griechen,  einen  anderen  dem  der  Römer  widmet.  Durch  ihn  darf  dieser 
Tbeii  der  Geschichte  vor  der  Hand  als  abgeschlossen  betratet  werden;  und  es 
bleibt  uns,  wenigstens  auf  dem  Stande  unserer  jetzigen  Kenntnisse  hier  kein 
weiterer  Wunsch  mehr. 

b)  Die  Geschichte  des  neueren  europftischen  Völkerrechtes. 

Weniger  glücklich  sind  wir  gewesen  hinsichtlich  der  Geschichte  des  Völ- 
kerrechtes im  Mittelalter  und  in  der  neuesten  Zeit. 

In  ersterer  Beziehung  ist  gar  nichts  geschehen.  So  nahe  der  Gedanke 
liegt,  dem  christlichen  europäischen  Völkerrechte  bis  in  seine  ersten  Anfänge 
nachzugehen,  und  es  dann  in  seiner  Entwicklung  durch  das  Mittelalter  zu  ver- 
folgen; und  so  wichtig  eine  gute  Arbeit  dieser  Art  in  mehr  als  Einer  Richtung 
wäre:  so  müssen  wir  uns  doch  immer  noch  mit  dem  Wenigen  begnügen, 
was  uns  Ward  darbietet.  Die  kurzen  Bemerkungen  in  Pütter's  mehr  genannter 
Schrift  sind  gar  der  Rede  nicht  werth. 

Allerdings  nicht  über  einen  Mangel  an  Thätigkeit  Überhaupt  kann  man 
klagen  in  der  Geschichte  des  Völkerrechts  der  Neuzeit.  Im  Gegentheile  lie- 
gen der  Schriften  gar  viele  vor.    Wohl  aber  ist  in  so  ferne  dem  Bedtlrfnisse 


1)  Weiske,  Consid^raüoos  snr  les  ambassadeurs  des  Romains,  compar^s  avec  les  mo- 
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nicht  abgeholfen,  als  es  an  einer  Dantellnng  fehlt,  welche  die  Gesaxnmftheit  der 
völkerrechtlich  bedeutenden  Ereignisse  rein  stofflich  darstellte,  unser  BesLti 
hat  sich  unzweifelhaft  in  den  letzten  Jahrzehnten  sehr  vergrössert;  aber  nur 
um  mehr  oder  weniger  ausgedehnte  Beiträge. 

Zwar  möchte  es  scheinen,  als  werde  durch  das  so  eben  begonnene 
umfassende  Werk  yon  Gombes^)  das  Verlangen  vollkommen  befriedigt.  £s 
wird  eine  Gesckichte  der  gesammten  europäischen  völkerrechtlichen  YeihSlt- 
nisse  vom  westphälischen  Frieden  bis  auf  die  neueste  Zeit  in  Aussicht  gestellt 
Allein  nach  dem  bis  jetzt  Mitgetheilten  ist  das  Ganze  ein  höchst  oberflächli- 
ches nutzloses  Gerede,  welches  sich  zum  grösseren  Theile  mit  ganz  fremdar- 
tigen Dingen  beschäftigt.  So  z.  B.  ist  die  Geschichte  des  westphälischen  Frie- 
dens an  sich  ein  kurzer,  fast  liederlich  zu  nennender,  Auszug  aus  Bougeant 
und  Weltmann;  den  meisten  Raum  aber  nehmen  allerlei  Mittheilungen  Aber 
die  kirchlichen  Yerbesserungs-  und  Freiheitsbestrebungen  vor  Luther  ein.  Bei 
Gelegenheit  des  Pyrenäen -Friedens  beschäftigt  sich  der  Verfasser  mit  der 
Fronde.  Dass  alles  auf  die  Verherrlichung  Frankreichs  berechnet  ist,  versteht 
sich  bei  solcher  Schriftstellerei  beinahe  von  selbst;  ist  aber  bei  der  Beediaffen- 
heit  der  Arbeit  von  keiner  weiteren  Bedeutung. 

Näher  noch  kommen  der  Lösung  der  Aufgabe  einer  Seits  diejenigen 
Werke,  welche  die  ganze  politische  Geschichte  seit  dem  Mittelalter  darstellen, 
anderer  Seits  solche,  welche  eine  allgemeine  Geschichte  der  Staatsverträge  g»- 
ben.  Doch  genügen  auch  diese  keineswegs  ganz.  Die  ersteren  gewähren  keine 
Uebersicht  und  Zusammenhang,  indem  sie  weit  über  das  hier  zunächst  vorlie- 
gende  Ziel  hinaus  gehen,  sich  mindestens  eben  so  sehr  mit  den  inneren  Ange- 
legenheiten der  Staaten,  mit  Persönlichkeiten  u.  s.  w.  beschäftigen;  ausserdem' 
haben  sie  die  für  das  Völkerrecht  wichtigen  Thatsachen  und  StreitpuAkte  nicht 
vollständig  und  ausführlich  genug  hervor.  Ihr  Maassstab  für  Beachtung  ist  ja 
ein  wesentlich  anderer.  Die  Geschichten  der  Verträge  aber  sind  theils  nicht 
ausreichend,  weil  sich  das  völkerrechtliche  Leben  nicht  blos  in  Unterhandhin- 
gen und  Urkunden  äussert;  theils  geben  sie  vielfach  nur  nutzlosen  Stoff,  weil 
alle  jene  Verhandlungen  und  Verträge  keine  Bedeutung  für  die  Entwicklung 
des  Völkerrechtes  haben ,  bei  welchen  keine  neue  Grundsätze  aufgestellt  wur- 
den, sondern  nur  Interessen  sich  bekämpften  und  Thatsachen  in  Ordnung  ka- 
men. Ob  die  Zustandebringung  schwierig,  vielleicht  selbst  ein  Meisterstück  der 
diplomatischen  Kunst  war,  macht  natürlich  für  die  Wissenschaft  keinen  Unter- 
schied.    Beide  Arten  von  Schriften  geben  also  besten  Falles  nur  Beiträge  für 


1)  Comb  es,  F.,  Histoire  gdndrale  de  la  diplomaüe  europ(ene.  Tom  I.  Histoire 
de  la  formation  de  r^uilibre.  europäea  aux  traltds  de  Westphalie  et  des  Pyre> 
n^es.  Par.,  1854.  —  Noch  sind  fünf  weitere  Bände  in  Aussicht  gestellt;  ausser- 
dem scheint  ein  eigner  Band  eine  Geschichte  der  russischen  Diplomatie  zu  be- 
handeln.   Letzterer  ist  mir  aber  nicht  zu  Gesicht  gekommen. 
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die  Geschichte  des  Völkerrechtes,  nicht  aber  diese  selbst;  nnd  tiberdiess  noch 
unnützen  Ballast. 

Eine  Anfz&hlang  sämmtlicher  grösserer  Geschichtswerke  von  wesentlich 
politischer  Bichtang  kann  an  dieser  Stelle  nicht  nntemommen  werden;  sie 
wtkrde  weit  ttber  Zweck  nnd  erlaubte  Grenzen  hinausführen,  üeberdiess  sind 
sie  jedem  Gebildeten  bekannt.  Es  sei  daher  hier  nnr  bemerkt,  dass  von  allen 
grösseren  Historien  dieser  Art  vorzugsweise  Fr.  v.  Baumerts  Geschichte 
Yon  Europa '}  fOr  das  Völkerrecht  nützlich  zu  brauchen  ist ,  indem  sie  den 
Gründen  und  der  Entwicklung  der  äusseren  Verhältnisse  ganz  besondere  Auf- 
merksamkeit zuwendet,  und  die  ganze  Zeit  seit  schliesslicher  Ausbildung  des 
jetzigen  europäischen  Völkerrechtes  um&sst.  Sehr  dienlich  für  kürzere  Ab- 
schnitte sind  dann  auch  noch  die  verschiedenen  Werke  Lord  Mahon's, 
Schlosser's  Geschichte  des  18ten  Jahrhunderts,  Alison's  Geschichte  der 
französischen  Staatsumwälzung;  etwa  Förster's  Höfe  und  Cabinete  im  18. 
Jdte,  (wenigstens  in  der  ersten  Hälfte)  und  Baumerts  Beiträge  zur  Gesdiichte 
der  neueren  Zeit 

Was  aber  die  umfassenden  neueren  Schriften  über  die  Geschichte  der 
Verträge  betrifft,  so  besitzen  wir  zwar  namentlich  zwei  Arbeiten  des  Grafen  von 
Garden;  allein  sie  fördern  nicht  bedeutend;  die  eine  ist  nur  eine  Tabelle, 
welche  Namen  und  Zahlen  kurz  angiebt  ^) ,  und  in  so  ferne  blos  als  äusser- 
liches  HtUfsmittel  fOr  das  Gedächtniss  dienet.  Die  andere  4agegen  ist  aller- 
dings ein  höchst  umfassendes  Werk,  indem  sie  eine  ausftlhrliche  Erzählung 
sämmtlicher  bedeutender  Unterhandlungen  und  Friedensschlüsse  seit  dem  West- 
phäliscben  Frieden  liefern  soll');  aber  die  eigene  Arbeit  des  Verfassers  ist  da- 
bei bis  jetzt  sehr  unbedeutend.  Die  bisher  erschienenen  Theile  des  Werkes 
bestehen  der  Hauptsache  nach  nur  aus  einem  Wiederabdrucke  des  bekannten 
älteren  Werkes  von  Scholl ,  und  die  Zuthaten  des  Herausgebers  beschränken 
eich  auf  eine,  mehr  ausgedehnte  als  gründliche,  Einleitung  und  auf  die 
Beifügung  des  Textes  der  wichtigeren  Urkunden.  Die  selbsständige  Darstel- 
lung wird  somit  erst  beginnen,  wo  der  Vorgänger  aufhört;  und  bis  dahin  kann 
denn  auch  von  einem  Gewinne  für  die  Wissenschaft  die  Bede  nicht  sein.  Bes- 
ser wäre  es  jeden  Falles  gewesen,  wenn  der  Gegenstand  von  Anfang  an  neu 
aufgefasst  worden  wäre,   anstatt   dass  die  ursprüngliche  Arbeit  Koches  zuerst 


1)  Räumer,  Fr.  von,  Geschichte  Eoropa's  seit  dem  Ende  des  löten  Jdts.  I--VIIL 
Lpz.,  1832—50. 

2)  Garden,  Comte  de,  Tableau  historique  de  la  dSplomatie,  ou  expos^  des  faits 
aceomplis  de  la  politique  g^nörale  depuis  l'origine  de  T^quilibre  europ^en  —  Par., 
1846.    Tabelle  in  gr.  Fol. 

3)  — ,  Histoire  g^närale  da  trait^s  de  paix  et  autres  transactions  principales  entre 
tontes  les  puissances  de  TEurope  depuis  la  paix  de  Westphalie.  Par.,  s.  a.  (1849 
fg.)  — .  Das  Werk  ist  auf  20  Bände  berechnet;  im  J.  18ö4  waren  davon  13  er- 
schienen, welche  bis  zur  Eroberung  von  Moskau  gehen. 
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eine  Erweiterung  und  Fortsetzung  von  Scholl ,  diese  aber  dann  wieder  eine 
gleichartige  Behandlung  von  Garden  erhielt.  Die  der  neuesten  Bearbeitung 
beigegebenen  geschichtlichen  Karten,  welche  die  Grenzen  der  europftischen 
Staaten  je  nach  den  wichtigsten  Friedensschlflssen  zeigen ,  sind  ebenfalls  mir 
Nachahmungen  fremder  Arbeiten;  aber  als  bequeme  Zuthaten  mOgen  sie  mimer- 
hin  bezeichnet  werden. 

Wie  hoch  oder  wie  minder  aber  auch  immer  diese  allgemeineren  Werkö 
anzuschlagen  sein  mögen,  darüber  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  sie  jeden  Fal- 
les noch  vielfach  aus  den  politischen,  wo  möglich  aus  den  diplomatischmi  Ge- 
schichten der  einzelnen  Staaten  zu  ergänzen  sind  zur  (Gewinnung  eines  voO- 
etftndigen  Stoffes  für  die  Geschichte  des  Völkerrechtes.  GlQcklicherweise  feblt 
es  denn  nun  auch  in  der  jüngsten  Zeit  nicht  an  Schriften  diessfälligen  Inhaltes. 

Vor  Allem  sind  natürlich  die  französischen  Quellen  zu  nennen.  War 
ja  doch  Frankreich  der  Herd  der  Erdstösse,  welche  £uropa  im  17.  und  Beit 
dem  Ende  des  18.  Jdts  erschütterten ;  und  haben  doch  gerade  seine  Machtha- 
ber durch  Handlungen  und  Grundsätze  tief  in  den  Bestand  des  Völkerrecht« 
eingegriffen.  Auch  haben  es  die  Franzosen  zu  keiner  Zeit  an  scbriftlidken 
Schilderungen  ihrer  Macht  und  ihres  Einflusses  fehlen  lassen.  Zwar  ist  eine 
Fortsetzung  und,  was  sehr  nothwendig  wäre ,  eine  Verbesserung  von  Flas- 
san*8  viel  überschätztem  Werke  bis  jetzt  nicht  erschienen;  wohl  aber  siad 
die  Geschichten  vonBignon'),  Lefevre*)  und  d'Haussonville  •)  we- 
sentlich völkerrechtlichen ,  oder  wenigstens  diplomatischen  Inhaltes ;  und  auch 
Thierses  Geschichte  des  Consulates  und  Kaiserreiches  *)  setzt  sich  die  Behand« 
Inng  der  auswärtigen  Angelegenheiten  vorzugsweise  zum  Gngenstande.  — 
Einer  besonderen  Würdigung  bedarf  es  bei  so  weit  verbreiteten  und  aUgemeia 
gekannten  Werken  nicht.  Ausserhalb  Frankreichs  wenigstens  dürfte  das  U^ 
theil  ungefähr  folgendermaassen  feststehen.  Bignon's  schwerfälligem  Werke 
fehlt  nicht  blos  die  historische  Kunst,  sondern  noch  weit  mehr  der  sittliche 
Sinn,  das  Gefühl  für  Gerechtigkeit.  Es  ist  nicht,  was  das  Testament  des  Im- 
perators veriangte,  eine  Geschichte  der  französischen  Diplomatie  seit  179S, 
sondern  eine  Apologie  der  innem  und  äussern  Politik  Napoleon^.    In  völke^ 


1)  Bi^non,  Histoire  de  France  sous  Napoleon.    Paris,  1830—45.  I— XIV;  (Xl- 
XIV,  termin^s  par  A.  Ernouf.) 

2)  Lefevre,  A,  Histoire  des  Cabinets  de  TEurope  pendant  Ic  Gonsulat  et  rEmpire. 

I— III.    Ed.  2,  Par.,  1845«    Ea  ^bt  att«h  eine  deutsche  DebcrsetzuDg. 

3)  D'Haussonville,  Histoire  de  la  poliiique  ext6rieare  du  gonvernement  frao^ 
1830—1848.    L  IL    Par.,  1850. 

,  4)  Thiera,  A.,  Histoire  du  Conaolat  et  de  l'Empire.  Par.,  1845  fg.,  bis  Jetzt  (1865) 
11  Bände.  —  In  allen  Arten  ton  Anagaben,  Nachdrücken  und  Uebersetzon^^en 
verbreitet 
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leofatlicfaen  Fragen  erhebt  sich  Bignon  nicht  ttber  die  Auffassung  des  gewöhn- 
liehen Franzosen,  welcher  nur  Frankreich  berechtigt,  Alles  von  dessen  Macht- 
habem  gegen  Aussen  Untemonmiene  gerechtfertigt  erachtet,  mit  welchem  also 
gar  kein  Yerstftndniss  möglich  ist.  Stoff  enthält  das  Buch  freilich  yielen;  aber 
er  ist  mit  grosser  Vorsicht  zu  gebrauchen.  —  Lefevre  ist  nicht  nur  ge- 
drängter und  übersichtlicher,  sondern  auch  ehrlicher,  wenigstens  verständiger 
in  Lob  und  Tadel ;  wenn  schon  von  eigentlicher  Unpartheilichkeit  und  Gerech- 
tigkeit auch  bei  ihm  nicht  die  Bede  ist  Da  er  übrigens  gut  unterrichtet  war, 
so  ist  immerhin  zu  bedauern,  dass  die  Schrift  nur  Bruchstück  blieb.  —  D'Haus- 
sonville's  an  sich  ganz  löbliche  Absicht,  die  systematischen  oder  leiden- 
sehaftlichen  Befeindungen  der  völkerrechtlichen  und  diplomatischen  Haltung 
der  Julimonarchie  auf  Wahrheit  zurückzuführen ,  ist  nicht  vollständig  geglückt 
Seine  Darstellung  ist  zu  kurz  und  allgemein;  die  mitgetheilten Belegeteilen  nur 
Bruchstücke ;  der  überall  gegen  England  durchblickende  Hass  macht  argwöh- 
nisch. —  Hoch  über  seinen  Vorgängern  und  Mitwerbem  steht  Thiers  an 
Talent  als  Schriflstellec  und  als  Staatsmann ;  auch  übertrifft  er  sie  an  genaues- 
ter Eenntniss  der  Thatsachen  und  Beweggründe.  Seine  Aemter  steten  ihm 
alle  Geheimnisse  der  französischen  Archive  zur  Verfügung.  Die  AufEassung 
auch  der  äussern  Politik  Frankreichs  unter  Napoleon  ist  von  bewundemswer- 
ther  Klarheit ;  auch  hat  Thiers  zu  viel  Geist  und  Selbstgefühl,  um  als  unbedingter 
Lobredner  aufzutreten.  Aber  dennoch  ist  von  ihm,  wie  von  minder  Begabten, 
nur  zu  entnehmen,  was  die  französischen  Ansichten  und,  theilweise,  Anmaassun- 
gen  in  völkerrechtlichen  Fragen  waren;  nicht  aber  wie  sich  das  Becht  zu  den- 
selben verhält  Auch  jene  Kunde  freilich  ist  belehrend  für  Den,  welcher  sie 
zu  gebrauchen  weiss.  —  Von  den  zahlreichen  neueren  Denkwürdigkeiten 
französischer  Staatsmänner  und  Feldherren  sind  bis  jetzt  keine  von  bedeuten- 
derer Wichtigkeit  für  das  Völkerrecht  Ob  die  von  Talleyrand  hinterlassenen 
Aufzdchnungen  aufrichtig  und  ernsthaft  genug  zu  diesem  Zwecke  sein  werden, 
kann  erst  die  Zukunft  lehren.  Neben  den  obigen  Schriftstellern,  welches  im- 
mer auch  ihre  Mängel  und  Fehler  sein  mögen,  die  leichtfertigen  Dutzendarbei- 
ten eines  Oapefigue  auch  nur  zu  nennen,  wäre  unbillig  und  geschmacklos. 
Selbst  wo  dieselben  die  auswärtigen  Verhältnisse  entweder  ausdrücklich  zu  be- 
rücksichtigen versprechen,  wie  in  dem  Werke  über  Ludwig  XIV.,  und  in  der 
Geschichte  der  diplomatischen  Verhältnisse  Frankreichs  und  Spaniens,  oder  sie 
der  Sache  nach  nothwendig  hervorheben  müssen,  wie  hei  Richelieu,  geht  es 
nicht  über  liederliches,  oberflächlidies  Gerede. 

Unmittelbar  nach  Frankreich  folgt  in  der  Bedeutung  für  das  Völkerrecht 
England.  Bei  kaum  geringerer  politischer  Bedeutung  und  Wirksamkeit  im 
Ganzen  treten  hier  ganz  verschiedene  Interessen  und  Thätigkeitskreise  hervor. 
Hier  ist  Stoff  für  das  Völkerseerecht,  für  Handelsverhältnisse,  Kolonieen  und  Al- 
lianzen zu  suchen.  Zu  bedauern  ist  demnach,  dass  es  an  eraer  Gesammt- Be- 
arbeitung des  völkerrechtlichen  Verhaltens  und  Waltens  der  Engländer  bis 
jetzt  durchaus  fehlt ;  und  dass»  soweit  nicht  etwa  die  in  dieser  Literatur,  belieh- 
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ten  und  mit  Geschick  behandelten  Jahreschroniken  (Annnal  registers)  ansreichen, 
nnr  in  den  Denkwürdigkeiten  oder  den  gesammelten  Briefwechseln  emzeher 
Staatsmänner  bmchstückweise  Belehrung  gefunden  werden  kann.  Schriften  der 
letzteren  Art  sind  denn  nun  aber  allerdings  in  der  neueren  Zeit  einige  sehr  be- 
deutende yeröffentlicht  werden.  —  Vor  Allem  sind  sowohl  nach  der  persdnli- 
lichen  Wichtigkeit  der  Männer,  als  hinsichtlich  der  Bedeutung  des  Stoffes  die 
grossen  Sammlungen  der  amtlichen  Schreiben  der  Herzoge  von  Marlborough 
und  son  Wellington,  so  wie  die  des  Marquis  von  Londonderry  (Castle- 
reagh)  zu  nennen.  Obgleich  der  Werth  dieser  Actenstflcke  allerdings  ffir  an- 
dere Wissensgebiete  noch  weit  bedeutender  und  unmittelbarer  ist ,  als  fOr  das 
Völkerrecht ,  so  geht  doch  auch  dieses  keineswegs  leer  aus.  Und  zwar  nicht 
etwa  nur  im  Eriegsrechte ;  waren  doch  die  beidlBn  grossen  Feldherren  ebenso 
wohl  Diplomaten  als  Krieger.  Eine  ausführlichere  Schilderung  mag  jedoch  an 
dieser  Stelle  unterbleiben,  da  alle  drei  Sammlungen  in  einer  späteren  Abhand- 
lung genauer  werden  gewürdigt  werden;  über  diess  der  ThätigkeitWellington'simd 
Gastlereagh's  in  einem  bestimmten  einzelnen  Falle ,  beim  zweiten  Pariser  Frie- 
den, alsbald  zur  Sprache  kommen  muss.  Aber  auch  die  Denkwürdigkeiten  eini- 
ger englischer  Diplomaten  von  untergeordneterer  Stellung  und  Bedeutung  sind 
immerhin  noch  von  verhältnissmässiger  Wichtigkeit.  Solcher  aber  sind  in  neue- 
rer Zeit  mehrere,  der  zweiten  Hälfte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  angehörige 
herausgegeben  werden,  nämlich  Sir  Andrew  Mitcheirs^),  Sir  Robert 
Murray  Eeith's^)  und  Lord  Malmesbury's^).  Die  beiden  ersteren  stan- 
den weder  in  beherrschenden  Verhältnissen,  noch  können  sie  zu  den  bedeutend- 
sten Männern  ihres  Faches  gezählt  werden;  ausserdem  sind  ihre  hinterhisseneD 
Briefe  sehr  ungenügenden  Herausgebern  in  die  Hände  gefallen.  Dennoch  ist 
immerhin  einiges  zu  entnehmen.  Mitchell  war  bekanntlich  nicht  nur  während 
des  ganzen  siebenjährigen  Krieges,  sondern  auch  später  bis  zu  seinem  im  J. 
1771  erfolgten  Tode  Gesandter  bei  Friedrich  dem  Grossen,  und  ein  grosser 
Liebling  desselben.  An  Gelegenheit  zur  wenigstens  mittelbarer  Einsicht  in  die 
völkerrechtlichen  Hergänge  seiner  Zeit  fehlte  es  ihm  somit  allerdings  nicht; 
und  jeden  Falles  sind   seine  Briefe  ein  wichtiger  Beitrag  zur   persönlidiea 


1)  Hemoirs  and  Papres  of  Sir  Andrew  Mitchell  By  A.  Bisset  I.  11.  Lond^ 
1850.  —  Ein  Tbeil  dieser  Briefe  war  schon  früher  von  Räumer  in  seinem  His- 
torischen Taschenbttche  gedruckt.  Hier  sind  sie  voUständig;  aUein  der  Hertni- 
geber  ist  ein  abgeschmackter  Tropf,  welcher  seine  Anlig;abe  darin  findet,  pöbel- 
hafte Beschimpfungen  gegen  die  Deutschen  überhaupt  und  namentlieh  gegen 
Friedrich  den  Grossen  anzubringen.  Dieser  ist  ihm  ein  Räuberhauptmann,  ein 
unfähiger  Verwalter  u.  s.  w. 

2)  Memoirs  and  correspondence  (official  and  familiär)  of  Sir  R.  M.  Keith,  from 
1769  to  1792;  ed.  by  Mrs.  Gillespie  Smith.    I.  II.    Lond.,  1849. 

3)  Diaries  and  correspondence  of  James  Harris  first  Earl  of  Malmesbury,  U 
by  bis  Grandson.    Ed.  2.    I— IV,  Lond.,  1845. 
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Kennüuss  Friedrichs.  Keith  aber,  welcher  englischer  Gesandter  in  Dres- 
den, Dänemark  nnd  Wien  gewesen  war,  in  Kopenhagen  namentlich  die 
Stmensee'sche  Katastrophe  mit  erlebt  nnd  sich  dabei  nm  die  Bettung  der  nn- 
jSlücklichen  Königin  Mathilde  grosse  Verdienste  erworben  hatte,  dem  endlich 
bei  dem  Vertrage  von  Sistovo  die  Rolle  des  Vermittlers  zugefallen  war ,  hatte 
eine  noch  grössere  Erfahrung ;  und  es  scheint  namentlich ,  dass  seine  amtli- 
chen Berichte  über  die  österreichische  Politik  yiel  Schätzbares  enthielten.  l(ur 
sind  freilich  in  der  bis  jetzt  vorliegenden,  von  einer  Frau  veranstalteten, 
Sammlung  hauptsächlich  Privatbriefe  mitgetheilt  Am  Bedeutendsten  .fOr 
das  Völkerrecht  sind  noch  die  Schilderungen  des  Gongresses  von  Sistovo,  in- 
dem sie  theils  Verhandlungen  mit  Türken,  theils  die  Stellung  eines  Vermitt- 
lers in  helles  Licht  setzen.  —  Ueberreich  an  spannendem  Interesse  und  an 
den  schätzbarsten  Nachweisungen  über  Begebenheiten  und  Grundsätze  ist  der 
diplomatische  Briefwechsel  des  Lords  Malmesbury  ^).  Dieser  durch  seinen 
Scharfsinn  und  seine  Kühnheit  berühmte  englische  Diplomat  war  Gesandter 
in  Madrid  zur  Seit  des  Streites  über  die  Falklands -Inseln,  in  Petersburg  bei 
der  Gründung  der  ersten  bewaffiieten  See -Neutralität,  im  Haag  bei  der  Ein- 
mischung Preussens  in  die  Händel  mit  dem  Statthalter;  ausserdem  hatte  er 
mit  Preussen  einen  Vertrag  g^en  das  revolutionäre  Frankreich  zu  schliessen, 
später  mit  \etzterem  Friedensimterhandlungen  in  Paris  und  Lille  zu  pflegen. 
Es  bedarf  somit  keiner  Ausführung,  dass  er  im  Stande  war,  über  die  Genesis 
einiger  der  wichtigsten  Vorfiille  des  neuem  Völkerrechtes  die  genauesten  Auf- 
schlüsse zu  geben;  und  da  das  vorliegende  Werk  nicht  bloss  Auszüge  aus 
dem  amtlichen  Briefwechsel,  sondern  selbst  die  vertraulichen  Schreiben  an  die 
Hinister  und  Bruchstücke  aus  dem  Tagebuche  Malmesbury's  liefert ,  so  wird 
auch  in  der  That  die  Mittheilung  auf  eine  höchst  vollständige  und  belehrende 
Weise  gemacht.  Man  hat  sich  in  England  über  Missbrauch  des  Geheimnisses 
von  Seiten  des  Herausgebers  beklagt.  Wir  wollen  diess  dahin  gestellt  sein 
lassen ;  jeden  Falles  kommt  der  Fehler  den  Lesern  zu  Gute.  Abgesehen  von 
der  Einsicht  in  die  obengenannten  Thatsachen,  welche  noch  jetzt  als  wichtig  für 
das  Völkerrecht  anzusehen  sind,  eröffnet  wohl  kaum  ein  anderes  Buch  einen 
so  uiünittelbaren  und  unverschleierten  Blick  in  das  Getreibe ,  freilich  leider 
auch  in  die  staatliche  und  sittliche  Verdorbenheit,  der  diplomatischen  Welt  des 
verflossenen  Jahrhunderts.  Dass  neben  der  Schilderung  der  oben  ausgehobe- 
nen völkerrechtlich  bedeutenden  Ereignisse  und  Zustände  auch  noch  andere  das 
Staats  -  und  Hofleben  Preussens ,  Englands  und  Russlands  scharf  beleuchtende 
Abschnitte  in  dem  Werke  zu  finden  sind ,  wie  z.  B.  über  die  Persönlichkeit 
Friedrich's  des  Grossen,  seines  Nachfolgers,  Katharina's  U.,  der  Königin  Karo- 
line von  England,  kann  natürlich  den  Reiz  des  Buches  für  den  Leser  nur  er- 
höhen, wenn  es  schon  hier  keine  weitere  Erwähnung  finden  kann. 

Schon  jetzt  stellen  die  Vereinigten  Staaten  vonNordamerika  in 
der  Reihe  der  mächtigsten  Staaten;  und  aller  menschlichen  Voraussicht  nach  ist 
ihre  jetzige  Macht  nur  das  Vorspiel  einer  unberechenbar  wichtigeren  Stellung. 
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Mit  jedem  Tage  Iftsst  sich  ihr  Einflnss  auf  die^  Yölkerrechtücfaen  Yerhiltaisae 
deutlicher  fohlen;  und  schon  wird  nicht  nur  bei  der  Berechnung  grosser  poU» 
titcher  Fragen  ein  Hauptgewicht  auf  ihren  Willen  und  ihr  Interesse  genom- 
men, sondern  ihnen  werden  bereits  von  den  grössten  europäischen  Staaten 
Grundsätze  und  Handlungen  zum  Opfer  gebracht,  welche  bis  jetzt  als  Palladien 
der  Macht  und  des  Einflusses  betrachtet  wurden.  Nur  ihnen  zu  Liebe  haben 
z.  B.  im  Jahre  1854  England  und  Frankreich  ihre  alten  Forderungen  an  die 
Neutralen  während  eines  Seekrieges  vollständig  fallen  lassen,  dadurch  aber  einen 
grosseren  Yorschritt  im  Völkerrechte  gemacht,  als  seit  Jahrhunderten  ge- 
schehen war.  Ob  dieser  Einfluss  der  Yereinigten  Staaten  auf  das  Yölkerredit 
immer  oder  wenigstens  vorwiegend ,  ein  so  gUnstiger  sein  wird ,  wie  in  dieson 
Falle,  wird  freilich  erst  die  Zukunft  mit  Bestimmtheit  zeigen;  es  drängen  sidi 
aber  grosse  Zweifel  auf.  Eine  von  der  Yolksmeinung  sehr  abhängige  R^e- 
mng;  ein  mit  übermässigem  Stolze  sich  selbst  verehrendes,  alle  anderen  Yölker 
verachtendes  NationalgefOhl ;  ein  sehr  wenig  ausgebildetes  Rechtsbewusstsein 
und  Schicklichkeitsgefühl;  endlich  rücksichtslose  Yerwegenheit,  sind  bedenkliche 
Eigenschaften,  wenn  von  Wahrung  und  Ausbildung  des  Rechtes  gegenttber 
von  höchstens  Gleichen,  bald  wohl  hauptsächlich  Schwächeren,  die  Rede  ist 
Allein  wie  dem  auch  sein  mag,  jeden  Falles  ist  es  von  höchstem  Interesse, 
diese  Macht  heranwachsen  und  sich  allmählig  in  den  Yölkerverkefar  und  dessen, 
bestrittene  sowohl  als  unbestrittene,  Gresetze  hineinleben  zu  sehen.  Je  gros* 
ser  die  Rolle  ohne  Zweifel  ist,  welche  die  Yereinigten  Staaten  auch  auf  diesem 
Boden  zu  spielen  bestimmt  sind,  desto  wichtiger  ist  es,  sie  von  ihrem  ersten  Auftre- 
ten an  zu  beobachten,  um  daraus  wahrscheinliche  Schlüsse  auf  künftiges  Verhalten 
zu  ziehen.  Diess  ist  der  Grund,  welcher  einer,  von  Lyman  Spalding  her- 
rührenden, Geschichte  der  völkerrechtlichen  Yeriiältnisse  Nordamerika's  ^)  grosM 
Aufmerksamkeit  zuwenden  muss.  Diess  aber  um  so  mehr,  als  die  Erzählung 
mit  genauer  Sachkenntniss  und  übersichtlicher  Klarheit  gemacht  ist,  und  sie 
alle  Verhandlungen  zwischen  den  Yereinigten  Staaten  und  einer  der  europäiseh^i 
Mächte  von  dem  ersten  Ausbruche  des  Aufstandes  an  bis  zum  Genter  Frieden 
im  J,  1814  enthält  ^YoUe  Unpartheilichkeit  und  Erkenntniss  gemachter  Feh- 
legt  wird  ein  Verständiger  in  einem  Werke  dieser  Art  freüich  nicht  erwarten; 
doppelt  nicht  von  einem  amerikanischen. 


1)  (Lyman  Spalding,)  The  Diploraacy  of  the  United  States.  Being  an  aeeonil 
of  the  foreign  relations  of  the  countiy.  Bost,  1826.  —  Es  mag  hierbei  bemerid 
sein,  dass.die  Urkunden  au  finden  sind  in  folgenden  Sammelwerken:  Diplomatie 
Correspondencc  of  the  Revolution ,  ed.  by  J.  Sparks,  I— Xu.  Boston ;  Diplomatie 
Correspondence  of  the  U.  S.,  from  1783—1789,  by  Sparks,  I— Yü.  Bost.;  (Geb- 
hard,)  Actes  et  m^moircs  concemant  les  n^gociations  qni  ont  eu  lieu  entre  la 
France  et  les  E.  U.  depnis  1793—1800.  I— IIL  Londr.,  1807.  8tate  Papen 
and  other  Docomeiits   of  the  U.  S.  I-IX.  Bost.,  1817. 
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Von  welelier  grossen  Bedeutung  für  die  Geschichte  des  europäischen 
Yölkerrechtes  eine  gute  Darstellung  der  internationalen  Ergebnisse  Spaniens 
würe»  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises.  Wie  tief  immer  jetzt  das  unglftckUche, 
durch  jahrhnndertlange  geistliche  und  weltliche  Missregiemng  und  deren  sitt- 
liche, intellectnelle  und  wirthschaftliche  Folgen  zu  Grunde  gerichtete  Land  jetzt 
stehen  mag:  im  16.  Jahrhundert  stand  es  in  der  ersten  Reihe  der  Machte;  und 
noch  bis  tief  ins  17.  herein  hatte  es  auf  die  Gestaltung  der  Staatenverh&ltnisse 
und  Verträge  grossen  Einfluss.  Auch  seine  Schicksale  seit  dem  Einfalle  Napo* 
leon's  bis  auf  diesen  Tag  sind  nicht  ohne  manchfaches  yOlkerrechtliches  In- 
teresse. Leider  ist  diese  Geschichte  nur  ungenügend  bearbeitet.  G  0  fi  T  s  Vor- 
lesungen über  die  auswärtigen  Verhältnisse  Spaniens  >)  sind  sehr  im  Allgemein 
nen  gehalten,  oberflächlich  und  phrasenhaft,  und  werden  flberdiess  durch  zwei 
Lieblingsgedanken  des  Verfassers  wesentlich  verderbt  Einmal  nämlich  durch 
einen  abgeschmackten  Hass  gegen  England,  welchem  er  einen  fortgesetzten 
hinterlist^en  Plan  zur  Niederhaltung  Spaniens  unterschiebt;  sodann  durch  eine 
krankhafte  Lust  zur  Erwerbung  von  Portugal.  Von  einer  genauen  Erörterung 
der  völkerrechtlichen  Einzelnheiten  und  einer  Hervorhebung  ihrer  besonderen 
Bed^itung  ist  gar  keine  Rede. 

Nur  ein  kleines  Land,  nämlich  die  Schweiz,  betrifft  eine  andere 
neue  Arbeit,  und  selbst  in  diesem  nur  eine  einzige  Seite  des  völkerrechtlichen 
Verkehres;  dennoch  ist  dieselbe  von  grosser  Bedeutung.  Es  ist  diess  Zell* 
weger's  Geschichte  der  diplomatischen  Verhältnisse  der  Schweiz  zu  Frank- 
reich ^).  Ohne  Zweifel  gehören  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  der  Schweiz 
zu  den  merkwürdigsten  Einzelnheiten  der  positiven  Völkerrechtes;  und  unter 
ihnen  stehen  die  zu  Frankreich  wieder  in  erster  Reihe.  Abgesehen  von  dem 
Einflüsse  dieser  Verbindung  auf  die  inneren  Zustände  der  Eidgenossenschaft, 
namentlich  auf  die  Partheien,  die  Sitten,  den  Wohlstand,  die  Kriegsbereitschaft, 
ist  dieselbe  von  Bedeutung,  weil  namentlich  durch  sie  alle  grossen  europäischen 
Fragen  über  Gleichgewicht,  Religionsfrieden,  Ländererwerbung  auch  in  diesem 
politischen  Microcosmus  eine  Rolle  spielen.  Und  je  kleiner  das  Bild  ist,  desto 
schärfer  sind  nicht  selten  die  Umrisse.  Ausserdem  kommen  natürlich  noch  die 
besonderen  Fragen  der  Truppenstellung,  der  Neutralität ,  einzelner  Staatsservi- 
tuten so  recht  ins  Licht.  Diese  Zustände  und  Ereignisse  legt  nun  der  ehr- 
würdige Verfasser  in  gründlichster  Darstellung  vor,  gestützt  auf  vollsttändige 
Eenntniss  der  Quellen  und  anknüpfend  an  den  ersten  Anfängen  einer  Berüh- 
rung der  Schweiz  mit  Frankreich  unter  Ludwig  VII.  Auch  im  Interesse  des 
Völkerrechtes  ist  demnach  die  Vollendung  Werkes  sehr  zu  wünschen. 


1)  Godfi,  F.,  Tratado  de  las  relaciones  internationales  de  Espatfa.    Hadr.,  184S. 

2}  Zell  weg  er,  J.  H.,  Gesehicfate  der  diplomalisehen  Verhaltniste  der  Schweiz  mit 
Frankreieh  von  1698—1784.  St  Gallen  u.  Beni,  1848—49.  Bis  jeCit  Bd.  I,  1.  n.  2. 
]>aa  gaoM  Werk  soU  3  Binde  enthalten,  je  einen  Ar  die  Regierang  Ludwigs  XIV, 
XV  ladXVL 
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So  verschieden  als  nur  möglich  von  den  bisher  besprochenen  Werken, 
und  zwar  verschieden  hinsichtlich  der  Bedeutung  des  betreffenden  Staates,  hin- 
sichtlich der  Behandlung,  endlich  hinsichtlich  der  Ausdehnung  der  besprochenen 
Zeit,  dennoch  aber  von  entschiedener  Wichtigkeit  für  die  Geschichte  des  Ydl- 
kerrechts    ist   die  ausfQhrliche  Aufzählung    der    internationalen   Verhältnisse 
Portugals,    welche   der   Visconde    von   Santarem    herausgiebt  *).     Der 
Werth  des  Buches  besteht  dann,  dass  wohl  nirgends  anderswo  mit  einer  glei- 
chen Ausführlichkeit  und  Urkundlichkeit  das  ganze  völkerrechtliche  Leben  ei- 
nes Staates  von  dessen  Entstehen  an  dargelegt  wäre.    Von  jedem,  irgend  wie 
aus  Archiven,  Chroniken  oder  Urkundensammlungen  nachweisbaren  diplomati- 
schen Schritte   oder  Schreiben  der  portugisischen  Regierung  vom  Jahre  1198 
an  ist,  geordnet  nach  Staaten  und   in  chronologischer  Reihenfolge,  Gegenstand, 
Inhalt  und  Datum  genauest  angegeben,  auch  die  Quelle  nachgewiesen.    Ausser- 
dem  suchen   ausführliche  Einleitungen  Ueberblick  und  Zusammenhang  zu  ge- 
währen.   Der  Fleiss  und  die  in's  Einzelnste  gehende  Eenntniss  des  Verfassers 
sind  staunenswerth ;  und  es  hat  somit  die  Geschichte  nicht  nur   des  Landes, 
sondern   auch  des  europäischen  Völkerrechtes  einen   höchst  schätzenswerthen 
Beitrag  an  Stoff  erhalten.    Allein  damit  ist  freüich  auch  das  Lob  zu  beschlies- 
sen.    Es  ist  fast  nur  roher  Stoff,  was  geboten  wird ;   und  Alles  bedarf  somit  ^ 
noch   der  Bearbeitung  und  Einfügung.    Ueberdiess  ist  es  fast  unmöglich ,    das 
Buch  frischweg  zu  lesen.     Nicht  nur  geht  es  über  die  Grenzen  menschlicher 
Geduld,  diese  Tausende  von  kurzen  Actenauszügen  oder  trockenen  Anführungen 
von  Thatsachen  durchzumachen;   sondern  auch  die  Uebersichten  sind  höchst 
schwerfällig  und  breit.    Auch  droht  das  Werk  einen  unbemeisterbaren  Umfang 
zu  erhalten.    Es  zerfällt  nämlich  seiner  Anlage   nach  in   zwei  Abtheiiungen. 
Die  erste,  14  Abschnitte  begreifend,*  enthält  eine  kurze  Angabe    der  an  ver- 
schiedene fremde  Völker  in  Portugal  verliehenen  Vorrechte,   namentlich  Han- 
delsprivilegien.   Sie  ist  auf  97  Seiten  des  ersten  Bandes  enthalten.  Die  zweite 
dagegen,  welche  ebenfalls  in  14  Abtheilungen  geordnet,   den  eigentlichen  völ- 
kerrechtlichen  Verkehr  schildern  soll,  ist  von  solcher  Ausdehnung,   dass  die 
acht    ersten  Bände  noch  nicht  zwei   dieser  Abtheilungen  voUständig    geben, 
nämlich  den  Verkehr  mit  Spanien  und  den  mit  Frankreich.     Zur  VoUendnng 
der  Uebersicht  der  Verbindungen  mit  Frankreich  bedarf  es  noch  eines  ganzen 
Bandes,  welcher  zunächst  zurückgestellt  ist.     Und  wie   vielen  Raum  gar   die 
Darlegung  der  im   14.  Bande    begonnenen   völkerrechtlichen  Verhältnisse    zu 
England  umfassen  wird,   ist  gar  nicht  abzusehen.    Sehr  gerecht  ist  also  die 
Furcht,  dass  das  zu  weitschichtig  angelegte  Werk  nimmermehr  zur  Vollendung 
gelangen  werde. 


1)  Santarem,  Vi«c.  de,  Quadro  elementar  das  rela^des  politieas  e  diplomalicas 
de  Portugal  desde  o  piiacipio  da  Mooarchia  Portuqueza  M  a  nossos  dias.  Bd.  I 
—  Vm  und  XIV  und  XV.  Par.  1842—54.  —  Bd.  IX  —  XIU  sind  zunächst  au»- 
gesetzt,  und  zwar  sollen  X— XIII  die  Verhältnisse  zum  Rdnüschen  Stuhle  entbalteB. 
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B.  Geschichtliche  Einzelheiten. 

Wie  gross  oder  klein  nun  aher  immer  der  Werth  des  einzelnen  der  bis- 
her hesprochenen  allgemeineren  Werke  sein  mag,  darüber  kann  jeden  Falles 
kein  Zweifel  sein,  dass  sie,  auch  zusammen,  die  ganze  Geschichte  der  völker- 
rechtlichen Thatsachen  bei  weitem  nicht  enthalten.  Um  so  erwünschter  ist  es 
denn,  dass  ausser  ihnen  noch  eine  Reihe  von  Schriften  entstanden  ist,  in  wel- 
chen einzelne  völkerrechtliche  Ereignisse  von  ihrer  geschichtlichen  Seite  be- 
handelt werden.  Entsteht  auf  diese  Weise  auch  nur  eine  sehr  lückenhafte 
und  mühseelig  zu  bildende  Mosaik,  so  sind  es  doch  theils  in  der  Kegel  wich- 
tige Gegenstände ,  welche  monographisch  behandelt  werden ,  theils  gewährt  die 
ausführliche  Behandlung  einigen  Ersatz  für  das  ganz  Fehlende. 

a)    Die    Geschichte    einzelner    Staatsverträge. 

Der  Utrechter  Frieden.  Theils  als  eine  der  wichtigsten  Thatsachen 
der  neueren  Geschichte,  theils  als  die  Grundlage  des  Gleichgewichtes  im  süd- 
lichen Europa  und  mancher  anderer  wichtiger  Bestimmungen  im  Völkerrechte, 
war  der  Vertrag,  oder  richtiger  gesprochen  die  Reihe  von  Verträgen,  welche 
dem  spanischen  Erbfolgekriege  ein  Ende  machten,  schon  früher  der  Gegen- 
stand zahlreicher  Erörterungen  gewesen.  Abgesehen  von  den  Erzählungen 
und  Beurtheilungen  in  den  allgemeinen  geschichtlichen  Werken;  ferner  von 
den  ausführlichen  Darstellungen  in  den  der  Geschichte  der  Verträge  und  der 
Diplomatie  besonders  gewidmeten  Werken  von  Flassan,  Scholl  u.  s.  w.;  end- 
lich abgesehen  von  dem ,  was  Torcy  in  seinen  Denkwürdigkeiten  mittheilte : 
bestand  eine  eigene  Literatur  über  den  Utrechter  Frieden.  So  die  Sammlung 
Actes  et  m^moires  conservant  la  paix  d'U.,  Utr.,  1714,  6  Bde.;  (Fr6schot,) 
Histoire  du  cougr^s  de  la  paix  d'U.,  Utr.,  1716;  Fäsi,  Abhandlungen  über 
die  Geschichte  des  Friedensschlusses  zu  U.,  Lpz.,  1790.  Diese  Erörterungen 
sind  aber  der  neueren  Wissenschaft  nicht  hinreichend  erschienen;  und  nament- 
lich als  die  Vermählung  des  Herzogs  von  Montpensier  mit  einer  spanischen 
Prinzessin  die  durch  den  ütrechter  Frieden  anerkannte  Unvereinbarkeit  der  Kro- 
nen Frankreichs  und  Spaniens  wieder  in  leidenschaftliche  Erinnerung  brachte, 
trat  auch  eine  lebhafte  schriftstellerische  Thätigkeit  ein.  Man  muss  diese  neue 
Literatur  je  nach  ihrem  Zwecke  wohl  unterscheiden.  Von  viel  grösserem 
Werthe,  weil  imbefangener,  sind  natürlich  diejenigen  Schriften,  welche  die 
wichtige  Urkunde  an  und  für  sich  und  ohne  Beziehung  auf  jene  berüchtigte 
Heirathsgeschichte  erörtern;  die  bei  Gelegenheit  dieser  letztem  erschienenen 
Schriften  und  Gegenschriften  sind  dagegen  mit  der  Vorsicht  zu  gebrauchen, 
welche  advokatische  Parteidarstellungen  erfordern.  Zu  den  ersteren  gehören  die 
einschlagenden  Abschnitte  von  Capefigue's  oben  bereits  angeführtem  Werke 
über  die  äussere  Politik  Ludwigs  XIV.,  und  dessen  Geschichte  der  französisch- 
spanischen  Diplomatie  seit   der  Eroberung  Spaniens  durch  die  Bourbonen  ^) ; 


1)  Capefigue,  Diplomatie  de  la  France  et   de  l'Espagne  depuia  Tavenement  de 

la  maison  de  Boarbon.    Par.,  1846. 
▼.Kohl,    Staattwliteotchaft  I.  23. 
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sodann  die  holländische  DiasertatioD  von  B.  C.  Elinkhamer  >);  Yorzflglich 
aber  Mignet's  grosses  Werk  über  die  Verhandlungen  betreffend  die  spanische 
Erlfolge  ^.  Die  zweite  Klasse  wird  gebildet  durch  die  Yertheidigung  Louis 
Philipps  von  Giraud  ^),  eine  englische  Gegenschrift  ^),  und  die  von  den  bei^ 
den  Regierungen  ihren  Kammern  mitgetheilten  Actenstücke  ^).  —  Capefigae 
giebt  zu  keinen  besonderen  Bemerkungen  in  diesem  Abschnitte  Yeranlassoog. 
Alle  Fehler  und  Vorzüge  dieses  fähigen,  aber  leichtfertigen  und  oberflächlichen 
Vielschreibers  treten  auch  in  diesem  bestimmten  Falle  an's  Licht.  Namentlich 
hat  auch  das  besondere  Werk  über  die  Verhältnisse  Frankreichs  zu  Spanien 
gar  keinen  ernsten  geschichtlichen  Charakter.  —  Klinkhamer's  Schrift  ist 
mit  grosser  Sachkenntniss  und  mit  fast  übergrosser  Belesenheit  geschriebea ; 
ist  unparteiisch,  verständig  und  übersichtlich  angelegt;  von  sittlichem  Gefühle 
für  das  von  allen  Seiten  begangene  Unrecht  durchdrungen ;  und  hat  namentlich 
das  Gute,  dass  sie  auch  die  Nebenbestimmungen  des  Utrechter  Friedens,  also 
namentlich  über  die  Seerechte  der  Neutralen,  über  den  Assientovertrag  u.  s.  w^ 
sowie  die  Ergänzungsverträge  von  Rastadt  und  Baden  und  den  Barri^re-Trac- 
tat  erörtert.  —  Mignet  liefert  aus  dem  Schatze  des,  französischen  Archives 
die  unübersehbare  Reihe  der  Urkunden,  welche  sich  durch  die  ganze  Regierung 
Ludwigs  XIV.  hinziehen  und  dessen  nie  abreissenden  Plan,  sich  Spaniens  oder 
doch  wenigstens  eines  Theiles  seiner  Besitzungen  zu  bemächtigen,  beweiset 
Die  hier  zum  erstenmale  an's  Licht  gebrachte  Masse  von  Thatsachen  und 
Schriftstücken  ist  fast  ungewältigbar,  und  könnte  ohne  die  klaren  und  glän- 
zend geschriebenen  Einleitungen  und  Erläuterungen  des  Herausgebers  kaum 
benützt  werden.  Und  selbst  mit  dieser  Beihülfe  wird  es  schwer  genug  sein, 
wenn  einmal  das  Ganze  vorliegt.  Führen  doch  vier  Quartbände  erst  bis  zum 
Frieden  von  Nimwegen  (1679)!  Dass  dem  amtlichen  Geschichtschreiber  der 
Yortheil  Frankreichs  imd  sein  Recht  fast  als  gleichbedeutend  zu  erscheinen 
pflegen,  darf  wohl  nicht  wundern.  —  Den  beiden  halbamtlichen  Schriften 
Giraud^s  und  des  ungenannten  Engländers    kann   man    das  Lob    geschickter 


1)  Klinkhamer,  S.  C,  De  hello  propter  successionem  regni Hispanici  gesto,  pmee 
Rheno-TrajecÜDa  composito.  Am9t,  1829.  —  (Ohne  Zweifel  eigenUich  eine  At- 
beit  von  Den  T  e  x ,  wie  so  manche  andere  in  dieser  Form  erschienene  scbilxbaie 
Monographie.) 

2)  Mignet,  N^gotiations  r^atives  a  la  succession  d'Espagne  sous  Louia  XIY.  Par^ 
1835-42,  I— IV,  4. 

8)  Giraud,  Le  traild  d'Utrecht  Par,  1847.  —  Es  giebt  auch  eine  vomVeif.  selbst 
besorgte  deutsche  Ausgabe  u.  d.  T.  „Der  Utrechter  Vertragt*. 

4)  Coosiderations  respecting  the  marriage  of  the  duke  of  Montpemsier  wUh  refereBoe 
to  the  treaty  of  Utrecht    Lond.,  1847. 

5)  Coore^ondence  relating  io  the  marriages  of  the  Queen  and  InTanla  of  Spain.  Pra- 
sented  to  both  Houses  of  P.  by  command  of  H.  M.  Lond.,  1847.  Fol.  —  Doca- 
ment  ooauivuBiqoiäa  9fa  Chambrea  par  le  Min.  des  äff.  Strang.  --  Managet  etpag^ 
nols.    Par.,  1847.   4. 
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Yertheidignng  ihrer  Standpunkte  nicht  streitig  machen.  Was  aber  die  innere 
Wahrheit  betrifft,  so  hat  sie  wohl  keiner  von  beiden  voUstftndig  dargelegt. 
Dem  Franzosen  ist  es  weder  gelungen,  die  so  ganz  unbedingt  lautende  Yer- 
zichtleistung  der  Orlean'schen  Linie  auf  Thronf&higkeit  in  Spanien  wegzuerklA* 
ren ;  noch  hat  er  nachgewiesen,  dass  der  Grundgedanke  des  Utrechter  Friedens, 
die  ewige  Trennung  Spaniens  und  Frankreichs,  bei  der  Ehe  des  Herzogs  von 
Montpensier  gehörig  gewahrt  worden  sei.  Der  Engländer  aber  nimmt  keine 
Rücksicht  auf  die  seit  dem  Utrechter  Frieden  thatsächlich  vorgekommenen 
Falle  von  spanisch-französischen  Heirathen  und  auf  die  daraus  sich  ergebende 
Auslegung  der  Vertragswerte.  ^  Durch  die  jüngsten  Veränderungen  der  Dinge 
in  Frankreich  haben  allerdings  diese  sämmtlichen  Schriften  über  den  Utrechter 
Vertrag  zunächst  einen  grossen  Theii  ihrer  Bedeutung  verloren,  und  sind  jetat 
nur  noch  von  theoretisehem  und  geschichtiichem  Werthe.  Aber  Niemand  kann 
doch  voraussehen,  ob  sie  nicht  durch  eine  neue  Umgestaltung  plötzlich  wieder 
zu  unmittelbarer  Anwendbarkeit  im  Leben  gelangen  können.  So  wie  ganz 
unvermerkt  sich  ein  Fall  ergab ,  in  welchem  nach  fast  anderthalb  Jahrhunder- 
ten die  Grundbestimmung  des  Vertrages  als  ein  wichtiger  gültiger  Satz  des 
europäischen  Völkerrechtes  angerufen  wurde,  kann  in  kurzer  oder  lang^  2ieit 
eben  so  plötzlich  eine  Gelegenheit  entstehen,  bei  welcher  auf  diese  Schriften 
zurückgekommen  wird,  wenigstens  als  auf  Beweise  früherer  Ansichten  und  Ans* 
legungen.  Es  wird  also  immer  Sache  der  Kenner  und  Handhaber  des  VM- 
kerrechtes  sein,  sie  nicht  aus  dem  Gedächtnisse  zu  verlieren. 

Unwahrscheinlicher  ist  ein  ähnliches  Zurückkommen  auf  den  A»achener 
Frieden  von  1748.  Diess  hmdert  aber  nicht,  die  fleissige  holländiscbe  Di»- 
aertation,  welche  unter  dem  Namen  van  Reenen  erschienen  ist  >)  und  die** 
sen  Vertrag  geschichtlich  und  völkerrechtlich  bespricht,  in  ihrer  literarischen 
Verdienstlichkeit  anzuerkennen. 

Ueber  die  Greschichte  des  Pariser  Friedens  von  1763  finden  sich  in 
dem  jüngst  von  Lord  John  Rüssel  herausgegebenen  Briefwechsel  des  vierten 
Herzogs  von  Bedford's  ^),  bekanntlich  des  englischen  Unterhändlers  bd  dieeeia 
Vertrage,  bisher  unbekannte  und  ganz  zuverlässige  Nachrichten.  Die  p^sön- 
liehe  Ehrenhaftigkeit  des  Herzogs  tritt  zwar  auch  in  diesem  Falle  unzweifel^ 
haft  hervor;  allein  zu  emer  Milderung  des  Tadels,  welcher  bisher  auf  England 
geworfai  worden  ist  wegen  seines  Zurücktretens  von  der  Verbindung  mit 
Friedrich  dem  Grossen,  ergiebt  sich  kein  zureichender  Grund.  Sein  Verfahrei 
erscheint  auch  jetzt  noch  unverantwortlich  sowohl  vom  sittlichen  als  vom  po- 
Huschen  Standpunkte. 


1)  Van  Reenen,  6.  C.  J.,  De  belle,  quod  de  suecessione  Austriae  gestum  est, 
pace  Acquis  Gnmeiisi  composito.  Amsi,  1840.  (Ohne  Zweifel  ist  auch  hier  Den 
Tex  der  eigentliche  Verfasser.) 

2)  Correspondence  of  John  Ith  Duke  of  Bedford,  with  an  introduefion  by  Lord 
J.  Rassel    I-DI.    Lond.,  1842—46. 
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Eine  mit  reichlichen  Urkunden  ausgestattete  Schrift  ^)  gieht  eine  klare, 
und  wie  es  scheint  vollständige,  Uehersicht  über  die  Unterhandlungen,  welche 
der  Haager  üebereinkunft  vom  10.  Dec.  1790  vorangiengen.  Durch 
diesen  Vertrag  wurde  bekanntlich  die  Rückkehr  der  empörten  belgischen  Pro- 
vinzen unter  die  österreichische  Herrschaft  und  die  Gewährleistung  dieses  Be- 
sitzes durch  England,  Preussen  und  Holland  ausgesprochen ;  eine  freilich  bald 
durch  das  Üeberströmen  der  französischen  Umwälzung  für  immer  gestörte  Ord- 
nung der  Dinge. 

Einen  dankenswerthen  Beitrag  zur  geheimen  Geschichte  der  Bünd- 
nisse und  Friedensschlüsse  während  des  Höhepunktes  der  Napoleon'- 
schen  Macht  geben  zwei  Schriften  des  englischen  Diplomaten  Sir  Eobert 
Adair's,  nämlich  seine  Denkwürdigkeiten  der  Gesandtschaft  in  Wien  Tom 
Juli  1806  bis  Februar  1808,  und  seine  Erzählung  von  der  Abschliessung  des 
Dardanellen-Friedens  vom  Jahre  1809  *).  Diese  Werke,  deren  bedeutendster 
Theil  nach  Umfang  und  Inhalt  Auszüge  aus  dem  amtlichen  und  halbamtlichoi 
Briefwechsel  des  Verfassers  besteht,  lassen  einen  tiefen  Blick  in  eine  gesandtr 
schaftliche  Thätigkeit  zu  bedenklicher  Zeit  und  an  einem  wichtigen  Orte  thun, 
und  beweisen  (gelegenheitlich  gesagt),  dass  Napoleon  vollkommen  Becht  hatte, 
wenn  er  sich  über  die  nie  rastende  Feindseligkeit  der  englischen  Gesandten 
auch  an  neutralen  Höfen  beschwerte.  Ausserdem  aber  bieten  sie  eine  Anzahl 
nicht  uninteressanter  Thatsachen  von  völkerrechtlicher  Bedeutung  dar;  so  z.  B. 
Fragen  über  Blokaderecht ,  über  das  Aufhören  einer  Gesandtschaft,  über  Eti- 
kettepunkte, über  die  Bedeutung  ausseramtlicher  Zusagen,  über  Unterhandlun- 
gen mit  den  Türken  u.  s.  w.  Wenn  daher  schon  die  Wichtigkeit  dieser  Schrif- 
ten mehr  eine  rein  geschichtliche  und  politische  ist,  so  dürfen  sie  doch  auch 
vom  Standpunkte  des  Völkerrechtes  aus  nicht  übersehen  werden. 

Weniger  als  man  erwarten  sollte,  ist  die  Hauptgrundlage  der  jetzigen 
europäischen  Machtverhältnisse  und  so  manchen  andern  internationalen  Hechtes 
—  die  Wiener  Congressacte  nämlich  —  neuerdings  Gegenstand  von  Erör- 
terungen geworden.  Allerdings  war  hier  durch  Klüber^s  Acten-Sammlung  und 
durch  seine  Uehersicht  schon  sehr  viel,  fast  unbegreifiUich  viel  für  einen  Prival- 
mann^  geleistet.  Allein  Lücken  konnten  doch  immer  noch  ausgefüllt  werden; 
und  namentlich  war  von  der  inneren  Geschichte  des  Verhaltens  der  einzelnen 
Mächte  so  gut  wie  nichts  bekannt.  Klüber  hatte  bekannt  gemacht,  was  mit- 
getheilt  worden  war ;  allein  gerade  in  dem  nicht  zur  Mittheilung  Bestimmten 
pflegt  der  erste  Anstoss  und  die  wahre  Meinung  vorhanden  zu  sein.    Wegen 


1)  Van    den  Spiegel,   J.  B.  J.,   Rdsumö  des  n^goüations,  qui  accompagnerent  b 
r^voluüon  des  Pays-Bas  autrichiens.    Amst,  1841. 

2)  Adair,  Sir  Rob.,  Historical  memoir  of  a  mission  to  the  court  of  Vienna  in  1806w 
Lond.,  1844. 

—    — ,    The  neg^otiaüon  of  the  peace  of  the  DardaneUes  in  1808  —  9.    I.  IL 
Lond.,  1845. 
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der  persönliehen  Anwesenheit  der  meisten  Fürsten  und  leitenden  Minister  fiel 
freilich  in  Wien  eine  der  reichsten  Quellen  der  Belehrung  in  völkerrechtlichen 
Dingen  zum  grossen  Theile  weg,  nämlich  die  gesandtschaftlichen-  Berichte  und 
die  Instruktionen  von  Hause ;  auch  von  solchen  Schriftstücken  muss  jedoch  ein 
reicher  Yorrath  vorhanden  sein,  indem  doch  nicht  alle  Fürsten  anwesend  waren 
oder  blieben.  Von  diesen  geheimeren  Quellen  ist  nun  auch  in  dem  zweiten 
Yiertheile  des  Jahrhunderts  wenig  mitgetheilt  worden.  Ausser  einiger  leichter 
Literatur,  welche  sich  mit  den  Persönlichkeiten  nicht  aber  mit  ihren  Leistun* 
gen,  den  Festen,  nicht  mit  den  Verhandlungen,  mit  den  in^  Wien  gespielten 
Liebes-,  aber  nicht  mit  den  diplomatischen  Intriguen  beschäftigt,  ist  Flas* 
san's  lesbare  aber  parteiische  und  oberflächliche  Geschichte  des  Congres* 
ses  *),  Pertz's  Erzählung  von  der  allerdings  höchst  merkwürdigen  aber  doch 
nicht  beherrschenden  Thätigkeit  Stein's  ^),  und  ein  kleiner,  wenig  bedeuten* 
der  Aufsatz  von  Schaumann  im  Raumer'schen  Taschenbuche  ^)  Alles, 
was  uns  zu  Theile  geworden  ist  ^).  Während  die  beiden  letzten  Beiträge  sich 
nur  auf  die  Bildung  des  deutschen  Bundes  beziehen,  und  somit  das  Völker- 
recht nur  mittelbar  berühren,  umfasst  freilich  das  grössere  Werk  Flassan's 
die  ganze  Thätigkeit  des  Congresses;  allein  wenigstens  wir  Deutsche  waren 
durch  Klüber  schon  längst  ausführlicher,  gründlicher  und  wahrer  unterrichtet 
Dass  Flassan  seines  Vorgängers  nicht  einmal  erwähnt,  sich  vielmehr  als  den 
ersten  Geschichtschreiber  des  Wiener  Congresses  darstellt,  ist  ein  Beweis  von 
grosser  Unwissenheit  oder  von  noch  grösserer  Unaufrichtigkeit. 

Weit  bedeutender  sind  die  Aufklärungen,  welche  über  die  Geschichte  des 
zweiten  Pariser  Friedens  (von  1815)  gegeben  worden  sind.  Es  ist  diea 
aber  ein  entschiedener  Gewinn. 

Dieser  Frieden  ist  ein  für  ganz  Europa ,  namentlich  aber  für  Deutsch* 
land,  bedeutendes  Ereigniss,  indem  er  die  auf  dem  Wiener  Congresse  beliebte 
Regelung  der  Gebictsverhältnisse  weiter  ausgebildet  und  befestigt,  damit  aber 
das  Gleichgewicht  und  die  vorwiegende  Macht  unter  den  Staaten  auf  lange  Zeit 
festgestellt  hat.  Freilich  ist  er  leider  auch  ein  unerreichtes  Beispiel  von  Ver- 
säunmiss  der  günstigsten  Umstände,  so  wie  von  engherziger  Missgunst  und 
Eurzsichtigkeit.    Nur  höchst  belehrend  kann  es  sein,  im  Einzelnen  zu  hören^ 


1)  Histoire  du  congrfes  de  Vienne.  Par  Tauteur  de  THisloire  de  la  Diplomatie  fran- 
^aise.    Par.,  1829.   I— IlL  - 

2)  Pertz,  Das  Leben  des  Bfinisters  Fmherrn  von  Stein.  Bd.in  U.IV,  BerL,  1851-^2. 

3)  Schaumann,  Geschichte  der  Bildung  des  deutschen  Bandes  auf  dem  Wiener 
Congresse,  in  Raumer 's  Histor.  Taschenbach,  1850,   S.  151  fg. 

4)  Unmöglich  nftmlich  kann  das  nichtige  Gerede  von  Capefigue:  Le  congres  de 
Vienne  dans  ses  rapports  avec  les  circonstances  actuelles,  18i4~-46.  Par.,  1847, 
ernsthaft  genommen  werden.  Und  dasselbe  gilt,  um  diess  sogleich  zu  bemerken, 
von  desselben  Bücherfabrikanten :  Histoire  anthentique  et  secrete  des  trait^s  de 
1816.    Par.,  1847. 


358  ^^  n«iMre  LIteratar  des  Vftlkanedilef. 

wie  diese  Hintansetzimg  der  Sicherheit  Deutschlands  und  der  omstiiehea  Be- 
wahnuig  Enropa's  gegen  französische  Eroherongslust  and  Orondsatzlosigkeit  zu 
Stande  kam.  Wir  besitzen  aber  vier  Werke,  welche  diese  Einsicht  gestatten : 
die  Sammlung  der  amtlichen  Briefschaften  des  Herzogs  von  Wellington  '); 
die  Erzählungen  des  französischen  Publicisten  Cretinean-Joly');  des  damali- 
gen niederländischen  Gesandten  von  Gagern*);  endlich  des göttinger Professors 
Schaumann^).  Die  Gelegenheit  zur  vollständigen  Einsichtnahme  und  Be- 
nrtheilung  ist  aber  um  so  voUständiger,  als  diese  vier  Schriften  die  Frage  you 
sehr  verschiedenen  Seiten  auffassen.  Im  Wesentlichen  einverstanden  mit  den 
Ergebnissen  ist  natürlich  der  englische  Feldherr  und  Staatsmann,  einer  der 
Hauptstimmführer  für  Frankreichs  Schonung.  Mit  der  unbefangensten  Folge* 
Widrigkeit  und  Anmassung  steUt  Cretineau-Jolj  die  Verträge  von  1815  aus 
Denkmale  eines  unerträglichen  Gewaltmissbrauches  dar.  Die  beiden  Deutschen 
endlich  zeigen,  wie  wenig  ihr  Vaterland  entschädigt  und  geschützt  wurde.  Kei- 
ner möglichen  Ansicht  fehlt  es  also  an  Vertretung.  Im  Einzelnen  aber  Ist 
über  diese  Schriften  Nachstehendes  zu  bemerken.  Die  Sammlung  der  W^ 
lington^schen  Schreiben,  (deren  unschätzbarer  allgemeiner  Werth  natürlich 
nicht  hier  besprochen  werden  kann,)  ist  für  die  Kenntniss  der  vorliegenden 
Thatsache  namentlich  dadurch  von  Bedeutung,  weil  hier  das  unklare  Verhält* 
niss  der  Verbündeten  zu  Ludwig  XVm.  besser  als  sonstwo  zu  ersehen  ist; 
ein  Verhältniss,  welches  für  alle  Zeiten  ein  völkerrechtliches  Problem  bleiben 
wird,  und  die  vielfachsten  Nachtheile  zur  Folge  hatte.  —  Auch  die  Gagem*- 
sche  Schrift  ist  nur  ein  theilweiser  Beitrag.  Wer  den  chronologischen  Her- 
gang der  Dinge  nichl  schon  wüsste,  dem  wäre  wohl  das  Buch  ein  krauses 
Bäthsel;  allein  für  den  in  der  Hauptsache  Unterriehteten  giebt  es  köstüehe 
Einsichten  und  Lichtblicke.  Man  sieht  in  das  diplomatische  Getreibe  und  in 
die  geheimeren  Absichten  der  handelnden  Personen  auf  eine  dem  Aussen- 
stehenden  selten  gestattete  Weise  hinein,  da  die  Schrift  nicht  blos  die  grossen 
ausgearbeiteten  Actenstücke  liefert,  sondern  zum  bedeutenden  Theile  aus  Aus- 
zügen und  Berichten  besteht,  welche  der  Verfasser  an  seinen  damaligen  Dienst- 
herm,  den  König  der  Niederlande,  richtete,  und  welche  die  Frische  des  augen- 
bBcküchen  Eindruckes  mit  der  voUsten  Offenheit  des  geheimen  Verkehres  ver- 
binden. Gerne  bezahlt  man  das  Erlangte  durch  die  vorwiegende  Stellung,  wel- 
che natürlich,  wenn  schon  objectiv  unrichtig,  den  niederländischen  Angelegen- 


1)  Ihe  DispatcheB  of  Fleld  Marebal  tbe  Duke  of  Wellington  from  1709—1815. 
Comp,  by  U  Gol.  Garwood.    Vol  the  12th.    Lond.,  1838. 

2)  Cretinean-Joly,  Histolre  de»  traM»  de  1815.    Pap.,  1842. 

3)  Gagern,  H.  G.  Freih.  v. ,  Der  zweite  Pariser  Frieden.  Bd.  I,  der  Hergang; 
Bd.  H,  die  Beilagen.  Leipz.,  1845.  (A.  u.  d,  T.  Hein  Antbeil  an  der  Poimk. 
Bd.  V.) 

I)  Sehaumann,  A.  F.  H.,  Geschidite  dds  zweiten  Pariser  Friedene  für  Deutsch- 
land.   Aus  Actenstücken.    G5tt,  1^44. 
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heilen  gegeben  wird.  —  Einen  wesentlich  andern  Charaeter  hat  Schäomann^ 
Geschichte.  Sie  ist  eine  zusammenhängende,  ganz  objectiv  gehaltene  Erzählung; 
alle  Aetenstücke  sind  in  die  Beilagen  verwiesen;  Untergeordnetes  oder  blof 
augenblicklich  Bedeutendes  ist  ganz  übergangen.  Was  dem  Verfasser  an  eigö** 
ner  Anschauung  und  Mitwirkung  fehft,  ersetzt  er  durch  die  dem  Femerstehen* 
den  und  später  Lebenden  leichtere  Uebersicht.  Der  Gebrauch  wichtiger  Pa* 
piere  stand  ihm  offenbar  zu  Gebote.  Wie  schon  der  Titel  besagt,  beschränkt 
sich  übrigens  die  Erörterung  auf  Deutschland,  mit  gänzlicher  Uebergehung  des 
im  zweiten  Pariser  Frieden  für  andere  Staaten  Festgestellten.  Der  Zweck  dei 
Verfassers  ist,  nachzuweisen,  wie  durch  absichtliche  Hemmungen  Ton  Seiten  itft 
Engländer  und  Bussen,  durch  eifersüchtige  Gleichgültigkeit  Oest^reichs,  end*> 
lioh,  freilich  in  minderem  Grade,  durch  schwache  Nachgiebigkeit  Hardenberg^ 
alle  Früchte  des  Sieges  für  Deutschland  verloren  gegangen  seien.  Achtung  fOt 
die  vaterländische  Gesinnung  des  Verfassers  und  Bedauern  über  das  von.  ihm 
Brz&hlte  sind  der  unzweifelhafte  Eindruck,  welchen  das  Buch  hinterlässt 

Ueber  die  Congresse  der  heiligen  Allianz  ist  zwar  sehr  viel  ge« 
gohrieben  worden,  z.  B.  von  de  Pradt,  Bignon  u.  s.  w.;  allein  es  ist  diest 
Alles  von  keineiilei  Bedeutung  für  die  Geschichte  oder  für  die  Theorie  dea 
Völkerrechtes.  Mittheilungen  über  den  inneren  Zusammenhang,  über  etwaig^ 
Meinungsvecschiedenheiten  der  Mächte,  über  geheime  Vorbehalte  u.  s.  w.,  oder 
auch  nur  Aetenstücke  konnten  die  den  Ereignissen  ferne  stehenden  Verfasser 
nicht  geben.  Ihre  politischen  Kannegiessereien,  seien  sie  mm  mehr  oder  we*> 
Biger  verständig  gewesen,  hat  aber  längst  der  Wind  verweht  —  Kur  zw#i 
Schriften  über  den  Veroneser-Congress  machen  eine  Ausnahme  und  verdienen 
hier  eine  Aufzeichnung.  Es  sind  diess  die  Mittheilungen  Chateaubriand* s 
über  den  Congress  von  Verona  und  dessen  Folge,  den  Einfall  der  Franzosen 
in  Spanien  *),  und  Schaumann's  Geschichte  des  Gongresses ').  Ersterer 
wäre  allerdings  ganz  in  der  Lage  gewesen,  eine  gute  Arbeit  über  diesen  Gei* 
genatand  zo  liefern.  Selbst  Gesandter  beim  Congresse,  Minister  während  des 
Krieges,  konnte  er  den  Verlauf  der  Verhandlungen  und  Ereignisse  genau  kes« 
nen.  Lust»  von  sich  zu  reden,  und  späteres  Bedürfniss,  sich  wegen  des  Ajh* 
griffe»  auf  die  Seibatbestimmung  und  Freiheit  eines  Yolkes  su  rechtfertigen, 
haben  ihn  auch  veranlasst,  Vieles  bekannt  zu  madien;  und  es  liegen  so,  tarn 
Nutzen  der  Geschichte  des  Völkerrechtes,  die  Gründe  ziemlich  klar  vor,  aus 
weteben  sieb  die  heilige  Allianz  für  berechtigt  erachtete,  in  die  inneren  Ange- 
legenheiten eines  souveränen  Staates  einzugreifesi.    Alkte  die  unendliehe  Eitel- 


f)  Chateaubriand,  Cougres  de  VAroiie.  Goerre  d'Sspagne.  K^oeiadieiif;  Colo« 
niea  Bipagnoles.  h  D.  Par.,  1838.  <—  in  den  M^moirce  d'  outre-tombe  kf  dieser 
ganie  Gegenstend  übergangen;  was  in  denselben  über  die  Gesandtsohiiaen  des 
Verilssers  in  Berlin  und  Baden  erzählt  wird,  ist  höchst  unbedeutend. 

H)  Sehaumann,  A.  F.  H.,  GescUchte  des  C^ngresses  von  Venma^  (k  Haumer's 
Histor.  Tasehenb.  lür  1855,  8.  8  fg. 
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keit  und  die  lebhafte  Einbildungskraft  des  Mannes  treten  doch  gar  stOrend 
ein.'  Nicht  nur  giebt  die  gespreitzte  Darstellung  kein  gutes  Buch;  sondern  6& 
wird  auch  gar  Manches  in  ein  falsches  Licht  geschoben,  namentlich  wobei  der 
Yerf.  selbst  betheiligt  ist.  —  Dass  Schaumann^s  Arbeit  in  gleiche  Höhe  mit  seiner 
Geschichte  des  Pariser  Friedens  zu  stellen  sei,  ist  nicht  zu  behaupten;  es  sind 
ihm  offenbar  hier  keine  besonderen  Quellen  zu  Gebote  gestanden.  Im  Uebrigen 
ist  die  Uebersicht  gut  und  die  Erzählung  gefällig. 

Erfreulicher  fflr  die  europäische  Gesittigung'  und  ehrenvoller  fftr  die  Ur- 
heber sind  die  Bestimmungen  der  Congresse ,  namentlich  der  Wiener  und  der 
Teroneser- Versammlung,  über  den  Sklavenhandel.  Es  ist  hier  nicht  der 
Ort,  ien  Gegenstand  selbst  zu  behandeln;  allein  erwähnt  muss  werden,  dass 
eine  fleissige  holländische  Dissertation  die  ganze  Geschichte  der  Verträge  lie- 
fert, welche  unter  europäischen  und  amerikanischen  Staaten  bis  zum  J.  1840 
Aber  die  Beseitigung  des  Handels  mit  Negersciaven  abgeschlossen  worden  sind*). 
Die  Angaben  sind  nur  kurz,  allein  sie  verweissen  reichlich  und  pünktlich  auf 
die  Quellen,  (lieber  einen  besonderen  Zwischenfall  in  dieser  Sache ,  den  Streit 
ftber  das  Durchsuchungsrecht  im  J.  1841,  ist  weiter  unten,  bei  den  dogmati- 
schen Schriften  über  die  Handelsverhältnisse,  zu  berichten,  da  sich  hier  die 
Frage  von  ihrer  thatsächlichen  Grundlage  ganz  ablöste  und  eine  selbstst&ndige 
wurde.) 

Die  Vernichtung  eines  anerkannten  Staates,  nicht  etwa  in  Folge  einer 
Eriegseroberung  und  bestättigt  durch  einen  Friedensvertrag,  sondern  ein&ch 
durch  den  Beschluss  mächtigerer  Nachbarn  und  wegen  angeblicher  ünverträg- 
liehkeit  seines  Bestehens  mit  ihrer  Sicherheit,  ist  immerhin  eme  merkwürdige 
volkerrechtliche  Thatsache.  Somit  war  denn  auch  die  von  Oesterreich  vorge- 
nommene und  von  Eussland  und  Preussen  gebilligte  Einverleibung  Erakau^s 
wohl  geeignet,  Zungen  und  Federn,  wo  nicht  Schwerter,  in  Bewegung. zn 
setzen.  Es  ist  diess  in  parlamentarischen  Verhandlungen ,  in  der  Tagspresse 
nnd  in  besonderen  Schriften  reichlich  geschehen;  natürlich  in  der  Kegel  in 
entschiedener  Befeindung  der  Thatsache.  Eine  Besprechung  dieser  Literatur 
mag  bei  der  grossen  theoretischen  Einfachheit  der  Frage  wohl  unterbleiben ; 
aber  die  Titel  der  bedeutenderen  Erzeugnisse  sind  für  den  Fall  eines  etwaigen 
ap&teren  Gebrauches  aufzubewahren  *). 


1)  Neufville,  J.  de.  De  iis,  quae  ad  toUendum  scrvornm  afroram  commerdom 
inde  a  Congressu  VlcneDsi  intcr  populos  gesla  sunt.    Amsi,  1840. 

2)  Die  AclcnslQcke  sind  enthalten  in  den:  Documens  communiques  aus  Chambres^ 
Cracovie.  Par.,  1847.  —  Theoretische  Besprechungen  sind:  Krolikowski,  L^ 
Memoire  bistorique  et  polilique  sur  la  libre  ville  de  Cracovie.  Par. ,  1840.  Per- 
thes, C.  P.,  Krakau  und  die  Scbltissaete  des  Wiener  Congressea.  Hambg.,  1847. 
(Kaiser,  A.,)  Die  Einverleibung  von  Krakau.  Herausgegeben  von  Bälan. 
Lpz.,  1847.  (Französisch,  Par.,  1847.)  Urquhart,  D.,  Europa  on  tbe  opening 
of  the  Session  of  1847.  The  Spanish  manage  and  the  confiscalion  of  Cracao. 
Lond.,  1847. 
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Mehr  und  mehr  erstreckt   sich  das  europäische  Völkerrecht  Aber  andere 
Welttheile;  somit  auch   dessen  Geschichte.     Namentlich   liefert  Amerika  Bei- 
träge,  wenn  auch  nicht  immer  Wünschenswerther  Art.    unter  den  halbbarba- 
rischen Zuständen  und    den  halbbarbarischen  Gewalthabern,    welche   die  nicht 
genugsam  vorbereitete  Ablösung  der  spanischen  Eolonieen   hervorgerufen   hat, 
und  unter  den  schwierigen  und  unklaren  völkerrechtlichen  Verhältnissen,  welche 
durch  diese  Dinge  und   diese  Menschen   entstanden   sind,  haben   sich  Buepos 
Ayres,  Montevideo  und  derDictator  Bosas  einen  ganz  besonders  üblen  Namen 
gemacht.    Verwirrungen  aller  Art  und  scheussliche  Grausamkeiten  haben  in  den 
unglttcklichen  Ländern  am  La  Plata  gar  nicht  aufgehört.    Nicht  nur  die  Ein- 
geborenen, sondern  auch  die  dahin  handelnden  oder  dort  wohnenden  Europäer 
haben  darunter  gelitten;  ungeschickte  und  eigensüchtige,   jeden  Falles  völker- 
rechtlich  ungeheuerliche  Einmischungen   Frankreichs   und  Englands   sind  nur 
Ursache  noch  grösserer  Uebel  gewesen.    Die  Hoffnung  aber,   dass  durch  den 
Sturz  Bosas's  Ordnung  und  Recht  wiedergekehrt  sei,  ist  längst  durch  Thatsachen 
widerlegt.  —    In  diesem  Durcheinander  sind  denn  nun  auch  bald  von  England, 
bald  von  Frankreich,  bald  von  den  Vereinigten  Staaten  völkeri'ecchtliche  Hand- 
lungen vorgenommnn,  auch  wohl  Verträge  geschlossen  worden;  und  diese  haben 
ihrer  Seits  wieder  zu  Verhandlungen   in  den   Parlamenten,  zu  Widersprüchen 
angeblich  Verletzter,  zu  Schriftstellerei  aller  Art  geftüurt,  wie  solches  nament- 
lich der  Fall  war  mit  den  Streitigkeiten  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und 
den  La  Plata  Staaten   über    das   Recht  der   Fischerei  bei   den  Falklandsin- 
seln  (Maluinen)  im  J.  1832;   mit  den  Streitigkeiten  zwischen  England  und  den 
La  Plata  Staaten  über   den  Besitz  der  genannten  Inseln  im  J.  1833;  mit  den 
von   dem    französischen  Admiral  Lebr^dour  am  30.  Aug.  1850   mit  Buenos- 
Ayres  und   unter   dem  13.  Sept.  d.  J.   mit  Urugay    geschlossenen  Verträgen. 
Diese    Vorfälle     haben     freilich    im   Allgemeinen     geringe    Anziehung,    und 
mögen    sogar    überhaupt    durch    die     spätere    neue   Gestaltung    sämmtlicher 
staatlicher  Zustände    in  jenen  Gegenden  ihre  unmittelbare   Bedeutung  längst 
wieder  verloren  haben;   aber  sie   bleiben  doch  immer  für  die  Geschichte  der 
Entwicklung  des  Völkerrechtes  in  Amerika   merkwürdig.    Und  so  dürfen  denn 
auch  einige  Schriften  hier  genannt  werden,  welche  eine  Einsicht  in  den  Verlauf 
dieser  verwickelten  Angelegenheit  gewähren,   und  nebenbei  den  Beweis  liefern, 
dass  die  Ausdehnung  des  positiven  europäischen  Völkerrechtes  auf  neue  Länder 
und  Welttheile  nicht  blos  eines  Beschlusses  bedarf,  sondern  dass  auch  europäi- 
sche Gesittigung  zum  Gelingen  nöthig  ist;   wie  denn  eben  das  Völkerrecht  die 
Frucht  dieser  Gesittigung  ist.  —    Ueber  den  Streit   der  Vereinigten  Staaten 
wegen  der  Falklandsinseln  giebt    eine  amtliche  Sammlung    der   gewechselten 
Schriften,    welche    die  Regieruug  für  die   gesetzgebende  Gewalt  von  Buenos- 
Ayres  veranstaltete ,  alle  wünschenswerthe  Aufschlüsse  ^).  —    Weniger  gründ- 
lich ist  der  zwischen  England  und  den  La  Plata  Staaten  über  den  Besitz  jener 


1)  Papers  reL  to  Ibe  questions  pending  with  theU.  St.  of  America.  Buen,  Ayr.^  1832. 
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Inseln  entstandene  Streit ')  beleuchtet.  -^  Eine  ganze  Bibliothek  TCfn  Schriften 
aber  besteht  Ober  die  Terhandhingen  nnd  Feindsdigkeiten  zwischen  Buenos 
Ayres  nnd  den  beiden  grossen  europäischen  Mächten.  Die  aUgemeinste  lieber* 
sieht,  freilich  mit  sichtbarer  Vorliebe  fflr  Rosas,  giebt  Brossard'),  eine  Zdt 
lang  selbst  an  Ort  nnd  Stelle  diplomatisch  verwendet  Eine  Reihe  von  Staats- 
Schriften  sind  in  einigen  amtlichen  Samminngen  bekannt  gemacht^.  In 
zelnen  aber  wird  der  erste,  später  von  der  französischen  Regierung  nickt 
tificirte,  Vertrag  ziemlich  ruhig  und  Terständig  von  R.  Bourguignat  bespro* 
chen^);  über  das  Ergebniss  der  nochmaligen  Verhandlungen  aber  Mittheihmg 
gemacht,  einerseits  in  einem  Ton  dem  französischen  Abgeordneten  Larrabare 
erstatteten  tüchtigen  Bericht  an  die  französische  gesetzgebende  Versammlimg, 
sammt  dessen  Beilagen^),  anderer- Seits  in  der  höchst  leidenschafiäGhen,  aber 
sehr  stoffreicfaen  Widerspruchsschrift  eines  BeroUrnächtigten  französischer 
gewanderter  am  La  Plata  f). 

b)  Sonstige  geschiehtliche  Arbeiten. 

Nicht  Verträge  allein  sind  es  jedoch,  welche  eine  monographische 
beitung  erfahren  haben.  Ausser  ihnen  ist  auch  noch  bald  dieses  bald  jenes 
▼ölkerrechtliche  Ereigniss  wichtig  genug  befunden  worden,  um  in  seiner  ge- 
schichtlichen Genesis  dargestellt  zu  werden.  Kachstehende  Aufzählung  wird 
einen  Begriff  hiervon  geben. 

Zunächst  mag  der  Sundzoll  genannt  sein.  Es  hat  derselbe  in  neue- 
rer Zeit  mehrere  und  ausführliche  geschichtliche  Erörterungen  hervorgerufen.  — 
Das  Interesse  an  dem  Gegenstände  begreift  sich  unschwer,  wenn  man  be- 
denkt, dass  sich  bei  dem  immer  steigenden  Bedürfnisse  Englands   an  Rok- 


1)  Papert  rel.  to  the  occapation    of  tbe  Malvinas  by  Gr.  Britein  (Buen.  Ayr.,  1839^ 

—  Observations  on  tbe  occvpation  of  the  Malvinea.    Lond.,  1833. 

2)  Brossard,  A.  de,  Conäd^rations  s.  L  r^publiques  de  U  PUte  daas  kun  nf» 
porta  avec  la  France  et  TADgleterre.    Par.,  1850. 

3)  Ultimatum  de  Mr  A.  Roger  au  Gouvem.  de  Buenos  Ayres  etc.  Buen.  Ayr.,  1838L 

—  Correspondence  between  the  Government  of  B.  Ayres  and  Capt  Nicolson.  Buen. 
Ayr.,  1839.  4.  —  La  correspoodencia  entre  Don  H.  de  Rosas  y  Don  Heniique  Sovt- 
them.  Buen.  Ayr.,  1851. 

4)  Bourguignat,  A. ,  Question  de  la  Plafa.  Les  trait^s  Le-Pr^dour.  Kotice  an 
point  de  vue  du  droit  international.  Par.,  1849.  Ders.,  Qaestion.  d.  L  P.  8ee«Bda 
notiee.  s.  a.  et  1. 

5)  Assembl^e  nationale  legislative.  Rapport  fait  .  .  .  parlCr  Larrabure,  Repr^  da 
Penple.  S^ance  du  28  Juin  1851.  Nr.  2037.  —  Aas.  nat.  l^gisL  Tratte  dm  k 
Plata.    Annexes  an  rapport  de  la  Commission.    A  joindre  au  Nr.  2037. 

6)  Le  Long,  J.,   R^vdlations    a  la  France.    Les   negociations  au  Rio    de   k  Pkte. 
Par,  1851.  —    Es  liegen  noch  Dutzende  von  Flugschriften   aber  den  Gegenstand 
vor,  zum  TheUe  von  demselben  Verfasser;    allein   sie   beschäftigen   sich  mit  der  i 
pflttttselMn  «der  eiaiB»ereleUeH  «nd  ideht  mit  der  t6lketreeh(lidie&  Seite  dar  frage- 


GeMbiohtUche  Werk«*    Vermiseh^.  363 

Stoffen ,  bei  der  yermehmsg  der  BeTölkenmg  und  der  Gewerbethätigkeit  Boss- 
lands,  namentlich  aber  auch  seit  der  Entwicklung  des  deutschen  Zollvereines 
die  Zahl  der  jährlich  den  Sund  passirenden  Schiffe  verzwanzigfacht,  der  Werth 
ihrer  Ladungen  aber  verdreissigtfacht  hat,  so  dass  z.  B.  im  Jahre  1844  nicht 
weniger  als  17,332  Schiffe  den  Sund  durchsegelten  und  dafttr  an  die  Krono 
S&nNnark  wenigstens  2,300,000  E.  B.  Thaler  Zoll  zu  bezahlen  hatten.  Auf 
der  einen  Seite  bildet  diese  Einnahme  mehr  als  den  achten  Theil  der  ganzen 
Staats-Einnahmen  Dänemarks  und  rettet  dasselbe  allein  vor  gänzlicher  Zerrttt* 
tong  seiner  Finanzen  oder  schmerzlicher  Aufgebung  der  letzten  Beste  ehemaliger 
Grösse.  Auf  der  andern  Seite  ist  die  Last  fflr  den  Handel,  namentlich  auch 
Preussens,  (welches  den  yierten  Theil  jener  Summe  zu  bezahlen  hat,)  sehr 
bedeutend,  und  trägt  viel  bei  zur  Vemachtheiligung  Stettin's  und  der  übrigen  Ost- 
seehäfen gegenüber  von  Hamburg.  Letzteres  aber  namentlich  desshalb,  weil  ausser 
der  unmittelbaren  Abgabe  auch  noch  der  bedeutende  und  oft  höchst  schädliche 
Zeitverlust  in  Anschlag  zu  bringen  ist,  und  Bheder  und  Waareneigenthümer 
nicht  blos  über  die  Höhe  des  gesetzlichen  Zolles,  sondern  auch  noch  über  viel- 
fache  Missbrauche  und  Vertragsverletzungen  von  dänischer  Seite  klagen  zu 
können  glauben.  —  Eine  Erörterung  der  Frage  aus  dem  Gesichtspuncte  des 
allgemeinen,  sei  es  philosophischen  sei  es  europäischen,  Völkerrechtes  kann 
natürlich  nicht  zum  Ziele  ftüiren;  theils  weil  die  Grundsätze  des  Seerechtes 
allzu  bestritten  sind,  theils  weil  jeden  Falles  ein  seit  Jahrhunderten  bestehendes 
Yerhältniss  vorliegt,  welches  nicht  einfach  durch  eine  theoretische  Beweisführung 
beseitigbar  ist.  Daher  sind  denn  auch,  allerdings  neben  Erörterungen  des 
allgemeinen  Bechtes  und  der  materiellen  Folgen,  hauptsächlich  geschicht- 
liche Untersuchungen  über  den  Ursprung  und  über  den  jetzigen  Zustand  des 
SundzoUes  angestellt  worden.  Zwei,  wie  es  scheint,  sehr  tüchtige  Staatsschrif- 
ten gegen  die  dänischen  Forderungen  und  Handlungen  hat  Schweden  bekannt 
gemacht  >);  Privatarbeiten  aber  in  dieser  Bichtung  sind  von  Hutt '),  Lemo- 
nius')  und  Scherer  ^)  erschienen.  Dänemark's  Ansprüche  aber  sind  ausein- 
andergesetzt von  A.  Thaarup^).  Als  eine  sehr  bedeutende  Arbeit  ist  die 
Schrift  von    Scherer  besonders  hervorzuheben,  indem   dieselbe    mit  grosser 


1)  M^moires  du  gouTernement  Suedois,  a  eonsulter  rar  le  p^age  du  Sond.  Stoekh., 
1839.  —  R^pliqne  au  Memoire  responsif  du  gouvernement  Danois  sur  le  pöage 
du  Sund.     Stockh.,  1840.    (Beide  nur  ab  Manuscript  gedruckt.) 

2)  Hutt,  W.,  On  the  Sound-dues.  Lond.,  1839.  8.  (Eigentlich  nur  eine  Uebersetzung 
der  erfl^ten  schwedischen  Denkschrift.) 

3)  Lemonius,  Ueber  die  Verhältnisse  des  Sundzolles.    Stettin,  1841. 

4)  Scher  er,  H.,  Der  Sundzoll.  Seine  Geschichte,  sein  jetziger  Bestand  und  seine 
staatsrechfUch-politische  Lösung.  Als  Beilagen  die  auf  den  Sondzoll  bezügiiehen 
Verträge  u.  s.  w.    Berl.,  1845. 

5)  Thaarup,  A,  On  öresunds  Told,  denne  Stats-Indtaegts  Historie  og  Ratsgrund. 
Kiöbenh.,  1838. 
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Gründlichkeit  bis  zu  den  ersten  geschichtifchen  Anfängen  des  Snndzolles  auf- 
steigt, die  lange  Reihe  von  Verträgen  seit  dem  Speierer  Vertrage  vom  Jahre 
1544  und  das  noch  längere  Verzeichniss  der  einseitigen  dänischen  Handlungen 
kritisch  erörtert,  den  jetzigen  Stand  der  Dinge  urkundlich  nachweist,  und 
schliesslich  in  Beilagen  den  Text  der  Verträge  und  der  Zolltarife  giebt  Auf 
diese  Weise  ist  denn  jetzt  Jedem  ein  sicheres  eigenes  ürtheil  möglich  gemacht 
Dass  dasselbe  nicht  leicht  bei  einem  unpartheiisch  Prüfenden  zu  Gunsten  Däne- 
mark's  ausfallen  ^'ird,  ist  freilich  eben  so  gewiss,  als  dass  nicht  gerade  alle 
gegen  diesen  Staat  vorgebrachte  Beschuldigungen  als  begründet  erachtet  werden 
können. 

Unzweifelhaft  ist  die  völkerrechtliche  Anerkennung  der  Regierung  eines 
im  Aufstande  begriffenen  Volkes  und  der  Abschluss  von  Verträgen  mit 
ihr  eines  der  schwierigsten  und  bestrittenen  Vorkommnisse  im  Yölkerrechte. 
Genaue  Nachweisungen  über  einzelne  Fälle  sind  somit  sehr  erwünscht.  Des- 
halb denn  auch  die  Bekanntmachung  des  amtlichen  Briefwechsels  des  Marquis 
Welle sley  über  seine  Sendung  nach  Spanien  im  Jahre  1809  >).  Dass  an 
grossartjger  staatsmännischer  Auffassung  und  Thätigkeit  kaum  ein  anderer 
Zeitgenosse  Richard  Wellesley  erreicht,  ist  längst  feststehendes  ürtheiL  Diese 
Eigenschaften  spiegeln  sich  natürlich  auch  in  seinen  Schreiben  ab;  wenn  gleich 
die  Geschichte  der  kurzen  Verschickung  nach  Spanien  lange  nicht  das  Bedeu- 
tendste in  der  Sammlung  seiner  Staatsschriften  ist,  und  sich  dieselbe  an  folgen- 
reicher Wichtigkeit,  an  dramatischer  Spannung  und  an  hoher  staatlicher  Auf- 
fassung nicht  vei'gleichen  lässt  mit  der  Führung  der  indischen  StatthalterschaiL 

Einige,  freilich  nicht  sehr  lehrreiche  Beispiele  von  Vertheidigung 
der  im  Auslande  sich  aufhaltenden  Unterthanen  gegen  Forderun- 
gen der  Landesregierung  an  dieselbe  finden  sich  in  zwei  Sammlungen  von  Ae- 
tenstücken  über  Streitigkeiten  Frankreichs  mit  amerikanischen  Freistaaten, 
nämlich  mit  der  Argentinischen  Republik  ^)  und  mit  Mexico  >).  —  Im  ersten 
Falle  brach  im  Jahre  1837  Streit  aus  zwischen  dem  französischen  Consid 
und  der  Regierung  von  Buenos  Ayres    über  das  Recht  der  letztem,    gewisse 


1)  The  Despatches  and  Correspondence  of  the  Marquess  Wellesley  doring  bis 
Lordshipft  mission  to  Spain  in  1S09.  Edit  by  Montgömery  Martin.   Lond.,  1838. 

2)  Note  officielle  du  Consul  .  .  de  France  a  Buenos  Ayres  reclamant  au  nom  du 
Droit  des  Gens  pour  que  les  Fran<^ais  .  .  .  ne  soient  pas  consid^r^s  comme  do* 
mlcilids  des  lieux,  oü  ils  sont  ötablls.  Reponse  de  Mr.  le  Ministre  de  la  Confede- 
ration  Argentine  et  d^autres  documens  sur  la  meme  maUcres.  Buenos-Ayres,  1838, 
4.  —    Die  Urkunden  sind  spanisch  und  französisch  gegeben. 

3)  —  Suplemento  al  Diario  del  Gobiemo  de  Megieo,  31  Marzo  1836 ,  cont  el  Clä- 
matum  del  Baron  Defaudls.  Megico,  1838.  —  State  docnments  rel.  to  the  Confe- 
rences at  Jalapa  between  the  Mexican  Bfinister  of  Foreign  Afiiairs  and  Rear-AdmK 
ral  Bändln.  Transl.  from  the  spanish.    Lond.,  1839. 
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Franzosen,  den  Landesgesetzen  gemäss,  znm  Milizdienste  zu  verpflichten.  Die 
Begiemng  berief  sich  auf  ihr  Recht ,  Fremde  unter  den  ihr  beliebigen  Bedin- 
gungen ins  Land  zuzulassen;  der  Consul  bestritt  ihr  die  Befugniss,  Fremde 
als  Unterthanen  zu  behandeln.  Als  die  Kegierung,  sicherlich  in  ihrem  Bechte, 
beharrte,  erklärte  der  Befehlshaber  der  französischen  Schiffsstation  die  Stadt 
in  Blokade.  Die  vorliegenden  amtlichen  Schriften  zeugen  freilich  beiderseits 
von  geringen  Kenntnissen  und  Talenten.  —  Die  Mexicanischen  Händel  aber 
betrafen,  im  Jahre  1838,  eine  von  Frankreich  für  einige  seiner  Bürger  ge- 
machte Entschädigungsforderung  wegen  erhobener  Zwangsanlehen.  Die  Ent- 
schädigung war  zwar  bewilligt,  fand  aber  später  wieder  wegen  einiger  weiterer 
Zumuthungen  Frankreichs  Anstand;  und  so  kam  es  auch  hier  zur  Blokade  der 
Mexicanischen  Seehafen. 

Ein  vortrefflicher  und  der  ausgedehntesten  Nachahmung  werther  Gedanke 
ist  die  Besprechung  sämmtlicher  völkerrechtlicher  Vorfälle  aus  dem 
jüngsten  deutsch -dänischen  Kriege,  welche  Wurm  unternommen  hat'). 
Mit  grosser  Pünktlichkeit  erzählt  er  die  einzelnen  Ereignisse,  und  würdigt  sie 
dann  vom  Standpuncte  des  positiven  Völkerrechtes.  Und  zwar  sind  bis  jetzt 
folgende  Puncto  besprochen:  Die  Untersagung  von  Handel  und  Verkehr  wäh- 
rend des  Krieges;  der  Postenlauf  im  Kriege;  die  Nichtausstellung  von  Kaper- 
briefen; das  Embargo  und  die  Aufbringung  von  Schiffen;  die  Aufrechthaltung 
privatrechtlicher  Verbindlichkeiten  gegen  feindliche  Unterthanen;  das  Blokade- 
recht.  —  Ein  einzelner  Vorgang  ist  allerdings  an  sich  von  keiner  grossen 
Bedeutung  für  die  Feststellung  des  Völkerrechtes ;  und  insbesondere  mögen  sich 
im  vorliegenden  Falle  nur  kleinere  Beiträge  für  die  Theorie  unmittelbar  erge- 
ben. Allein  es  bedarf  keiner  Erörterung,  wie  wichtig  diese  Arbeit  Wurm's 
als  Gedanke  und  als  Vorgang  ist;  und  wie  höchst  wünschenswerth  es  wäre,  wenn 
wir  immer  nach  Beendigung  einer  grösseren  internationalen  Begebenheit  eine 
solche  genaue  Untersuchung  und  Feststellung  der  einzelnen  für  das  Völkerrecht 
bedeutenden- Ereignisse  erhielten.  Theils  würde  so  der  thatsächliche  Stand  des 
positiven  Völkerrechtes  auf  die  einleuchtendste  und  unwidersprechlichste  Weise 
dargelegt.  Theils  träten  die  Folgen  der  einzelnen  Sätze  lebendig  vor  die  Au- 
gen. Theils  endlich  würden  sich  die  noch  bestehenden  Lücken  und  Wider- 
sprüche der  Theorie  grell  fühlbar  machen.  Mit  Einem  Worte,  ein  solches 
Verfahren  ist  gleich  erspriesslich  für  die  Bereicherung  von  Thatsachen  und  für 
die  Kritik  der  Lehre.  Hoffentlich  bleibt  also  das  gegebene  Beispiel  nicht  ohne 
häufige  und  bedeutende  Nachfolge.  Die  Geschichtskunde  kann  sich  kaum  auf 
eine  andere  Weise  so  verdient  um  das  Völkerrecht  machen.  —  Einen  ein- 
zelnen Zwischenfall  aus  diesem  Kriege,  nämlich  das  Verhalten  Lübeck^s  zu  dem 
holsteinischen  Dampfboote  von  der  Tann,  haben  übrigens  auch  noch  einige  an- 


3)  Wurm,  C.  F.,  Denkwürdigkeiten  des  Völkerrechtes  im  dänischen  Kriege  1848— 
50.    Qu  der  Tüb.  Zeitochr.  f.  StaaUw.»  1851,  S.  282  fg.;  1852,  S.  474  fg.) 
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dere  Schriftsteller  behandelt  i).  Derselbe  ist  allerdings  von  allgemeiner  Be- 
deutung fflr  das  Völkerrecht,  weil  die  Frage  über  die  Rechte  und  Pflichten 
neutraler  Staaten  gegen  bewaffnete  Schiffe  dritter  kriegfUhrender  Mächte  dabei 
ZOT  Beantwortung  steht. 

Nicht  blos  als  Thatsachen,  sondern  auch  als  Rechtsfragen  merkwfirdig 
waren  die  zwischen.  England  und  den  Vereinigten  Staaten  theils  über  die  Grenz- 
linie zwischen  Canada  und  dem  nördlichen  Thale  der  Union,  theils  Aber  die 
Theilung  des  Oregon-Gebietes  obschwebenden  Streite.  Als  Rechtsfrage 
n&mlich  in  so  ferne,  als  die  Lehre  von  der  Erwerbung  eines  herrenlosen  Lan- 
des von  den  beiden  Partheien  vielfach  benutzt  und  verbandelt  wurde.  Nicht 
nur  Erwerbung  durch  Entdeckung,  durch  Besitzergreifung,  durch  Colonisatioii, 
durch  Staatsvertrag,  sondern  auch  einige  ganz  neue  Besitztitel,  n&mlich:  Z«- 
sammenhang  mit  dem  unbestrittenen  Gebiete  und  Entwässerung  durch  denselben 
Fluss,  wurden  vorgebracht  und  besprochen.  Die  Verhandlungen  wurden  na- 
mentlich in  der  Oregon-Frage  mit  Ausfflhrlichkeit  und  ungewöhnlicher  Gelduv 
samkeit  gefdhrt;  fdr  beide  Theile  traten  zahlreiche  Schriftsteller  auf:  und  so 
ist  allerdings  die  bei  diesen  Gelegenheiten  entstandene  Literatur  nicht  blos  eine 
Bereicherung  der  Erdkunde  und  ihrer  Geschichte,  sondern  auch  des  Völker- 
rechtes *). 

Ein  sehr  dankbarer  Stoff  für  geschichtiiche  Untersuchungen  und  Dar- 
stellungen ist  ohne  Zweifel  die  thatsächliche  Handhabung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten durch  bestimmte  Personen;  also  Geschichte  der  Diplomatie 
und  das  Gesandtschaftswesen,  sei  es  nun  im  Ganzen  und  wenigstens  in 
grösseren  Abschnitten,  sei  es  als  Schilderung  der  Thätigkeit  einzelner  bedeu- 
tender Männer.  Nicht  nur  lernt  man  häufig  nur  hier  den  wahren  Hergang  und 
die  eigentlichen  Beweggründe  grosser  Begebenheiten  oder  wichtiger  völkerrecht- 
licher Grundsätze  kennen,  wird  in  Menschenkenntniss  und  Weltklugheit  reicher; 
sondern  es  gewährt  überhaupt  ein  solches  droit  des  gens  en  action  eine  weit 


1)  Kalte nborn,  C.  v.,  Kriegsschiffe  auf  neolralem  Gebiete.  Hambg.,  1850.  Gegea- 
schrifl:  Duhn,  K.  von,  Lübeck  und  das  Dampfschiff  v.  d.  Tann.    Lpz.,  1850 

2)  Ueber  die ,  durch  den  Vertrag  von  Washington,  9.  Aug.  1842,  endlich  beigelegle 
Grenzstreitigkeit  in  Canada  s.  Featherstonehaugh,  G.  W. ,  Observatioiit 
upon  the  treaty  of  Washington.  Lond.,  1843.  —  Von  den  zahlreichen  Schriften 
über  die  Oregon-Frage  aber  sind  nachstehende  die  wichtigeren  vom  Völker- 
rechtlichen  Standpnncte:  a.  Die  englischen  Ansprüche  vertheidigen  :  Fal- 
coner,  Th.,  Tho  Oregon  Quesüon;  or  aetatement  of  the  British  daims  etc.  ed,9L 
Lond.,  1845;  Travers  Twiss,  The  Oregon  QaesÜon  examined  in  respeel  to 
lacts  and  the  Law  of  NaÜons.  Lond.,  1846,  (eine  sehr  bedeutende  Arbeit  von 
bleibendem  Werthe.)  b.  Die  amerikanischen  Forderungen  sind  vertreten  in: 
Robertson,  W.,  Oregon,  our  right  and  tiüe.  WashingL,  1846.  Das  OregoB* 
Gebiet  Der  Rechtstitel  der  V.  St  klar  and  unbestreitbar.  Officielle  Correspon- 
denz.  Brem.,  1846.  (amtlich;  nnr  Actenstftcke).  Wichtig  ist  anch  noch  einArlikd 
im  Qaarterly  Review,  Bd.  77,  6.  663  %. 


tobendiger«  Etoeloht  in  die  einaelnen  ßfttze  des  YOlkerreehts,  tls  jede  theore- 
tische ErörteruDg.  Man  darf  sich  daher  wohl  wundem»  dass  hier  so  wenig  ge- 
schehen ist.  Allerdings  finden  sich  in  den  Lehensbeschreihungen  und  Denk- 
würdigkeiten berühmter  Staatsmänner  gelegentlich  einschlägige  Abschnitte; 
allein  eigens  zu  dem  Zwecke  abgefasste  Schriften  sind  in  neuerer  Zeit  nur  nach- 
stehende erschienen:  «^  Vorerst  eine,  von  Sachkenntniss  zeugende,  aber  doch 
nur  im  Allgemeinen  sich  haltende  Abhandlung  yon  A.  Beumont  ^)  über  die  ita- 
lienische Diplomatie  des  späteren  Mittelalters  bis  zum  Ende  der  Selbstständig- 
keit Italiens,  d.  h.  der  Jahre  1260 — 1550.  Es  wird  hier  von  dem  noch  un- 
Btändlgen  Gesandtschaftswesen  in  Florenz,  Born  und  Venedig  gehandelt,  und 
namentlich  ein  allgemeiner  Begriff  yon  den  äusseren  Verhältnissen  und  der 
Form  gegeben,  also  von  den  Ernennungen,  Beglaubigungen,  Instructionen,  Be- 
richten, dem  Gehalte  u.  s.  w.  Wo  die  Schilderung  ins  Einzelne  geht,  schildert 
sie  mehr  Personen  als  etwa  bestimmte  diplomatische  Verhandlungen.  -<- 
Sodann  eine  von  Capefigue,  in  seiner  gewöhnlichen  leichtfertigen  aber  les- 
baren Weise,  gemachte  Schilderung  einer  Anzahl  bedeutender  Diplomaten  der 
Neuzeit').  Es  sind  im  Ganzen  einundzwanzig  Staatsmänner,  welche  hier  in 
.ihren  Lebensschicksalen  und  ihrer  Wirksanokeit  besprochen  werden,  z.  B.  Met- 
temich,  Talleyrand,  Pozzo  di  Borge,  Hardenberg,  Nessehrode,  Gastlereagh. 
Eine  hinreichend  grosse  Anzahl  und  bunte  Mischung;  wäre  nur  irgend  ein  Ein- 
gehen oder  wenigstens  eine  gründliehe  äussere  Bearbeitung.  Allein  die  meisten 
Nachrichten  sind  einfach  dem  Conversations-Lexicon  entnommen,  und  zum 
grossen  Theile  überdiess  schon  einmal  von  Capefigue  selbst  in  seiner  Geschichte 
der  Bestauration  verwendet.  —  Endlich  ein  geistreicher,  allein  nur  kurz  hin- 
geworfener Aufsatz  des  Neapolitaners  Luigi  Blanch  ^),  welcher  die  Ge- 
schichte der  Diplomatie  von  den  ersten  Anfängen  des  Völkerlebens  bis  auf  un- 
sere Zeit  in  grossen  Zügen  schnell  vorüberführt  Am  bedeutendsten  ist  wohl 
die  Schilderung  der  geistlichen  Diplomatie  des  Mittelalters.  —  Hier  werden 
denn  wohl  reichlichere  Quellen  aufgeschlossen  werden,  wenn  wir,  oder  unsere 
XTachkommen,  die  von  Hardenberg,  Mettemich,  Talleyrand  hinterlassenen 
Schriften  erhalten ,  und  deren  Herausgabe  in  die  rechten  Hände  fällt 

Femer  ist  zu  erwähnen,  dass  die  Geschichte  der  Bestrafung  des 
Seeraubes  neuestens  in  einer  holländischen  Dissertation  eine  besondere  Be- 
haadhing  gefunden  hat^). 


1)  Renmont,  A.,  Italienische  Diplomaten  und  diplomatische  Verhältnisse  Od  San- 

mer's  Histor.  Taschenbuch,  1841,  S.  373—513. 
7)  Capefigue,   Les   diplomates   europ^ens.     Par.,  1843;   2.  ^d.  I.  IL  1845.    Eine 

deutsche  Uebersetzung  von  L.  Eichler.    Lpz.,  1844. 

3)  Blanch»  I'^»  Pelle  viceD4e  della  diplomazia,  (im  Museo  di.  «cieuzA  e  deUa  lette- 
ratnra,    Agosio,  1845.  S.  303  fg.  Na^Ü 

4)  Baud,  J.  J.,   Proeve  eener  Geschiedniss  der  Strafwetgevening   tegen  de  Zeeroo« 
vQnli»    Utr.«  1854.  -<*    loh  habt  die  Schrift  noch  uix^t  zu  Gesicht  bekommen. 
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Schliesslich  aber  wird  hier  die  richtige  Stelle  sein  zur  Erwähnnng  einiger 
Schriften,  welche  mehrere  kleinere  geschichtliche  Arbeiten  aus  dem  Bereiche 
des  Völkerrechtes  umfassen.  —  Hierher  gehören  aber  zunächst  die  beiden 
Sammlungen  von  ausgezeichneten  völkerrechtlichen  Fällen,  welche  der  Freifaeir 
Karl  Y.  Härtens  herausgegeben  hat  >).  Der  Gedanke  ist  bekanntlich  kein 
neuer.  Schon  der  ältere  berühmte  YölkerYechtslchrer  dieses  Namens  bat  (im 
J.  1800)  Erzählungen  merkwürdiger  Fälle  des  neuen  Völkerrechtes  bearbeitet 
Unzweifelhaft  ist  jedoch  die  Herausgabe  neuer  Sammlungen  dieser  Art  von 
Zeit  zu  Zeit  ganz  zweckmässig.  Aber  freilich  nur  unter  doppelter  Bedingung. 
Einmal  müssen  die  ausgewählten  Fälle  neu,  d.  h.  nicht  schon  in  den  froheren 
Sammlungen  enthalten  sein;  und  zweitens  müssen  sie  einen  wichtigen  Satz  des 
Völkerrechtes  beleuchten.  Es  soll  nun  nicht  geläugnet  werden,  dass  die  zweite 
dieser  Forderungen  in  den  vorliegenden  Schriften  erfüllt  ist.  Die  mitgetheilta 
Fälle  sind  gut  gewählt;  und  da  sie  zum  grössten  Theile  aus  Actenstücken  be- 
stehen,  so  ist  auch  ihre  Brauchbarkeit  zur  Erläuterung  bestimmter  völker- 
rechtlicher Lehren  unzweifelhaft,  ünbegreiflicherweise  ist  aber  gegen  die  erste, 
sich  doch  gewiss  von  selbst  verstehende,  Bedingung  grob  gefehlt.  Die  eiste 
der  beiden  Sammlungen  besteht  fast  zur  Hälfte  aus  Fällen ,  welche  schon  in 
den  „Erzählungen"  des  Oheims  zu  finden  sind;  und  in  der  zweiten  sind  wenig- 
stens drei  bereits  mitgetheilte  Thatsachen  wieder  gegeben.  Diess  ist  kaum 
besser  als  Nachdruck,  und  überdiess  unklug.  Eine  Aufzählung  des  Einzel- 
nen würde  zu  weit  führen;  genüge  es  daher  zu  sagen,  dass  die  in  beiden 
Sammlungen  mitgetheilten  42  Fälle  den  verschiedensten  Theilen  des  Völker- 
rechtes angehöi'en.  —  Ein  zweites  Werk,  welches  Berichte  über  mehrere  Töl- 
kerrechtlich  wichtige  Fälle  enthält,  sind  die  „diplomatischen  Aufsätze^  von  St 
Priest^).  Dasselbe  giebt  eine  Geschichte  der  Theilungen  von  Polen;  des 
bayerischen  Successionskrieges ;  und  des  Verlustes  von  französisch  Indien  unter 
Ludwig  XV.  Irgend  bedeutendere  ungedruckte  oder  sonst  unbenutzte  Quellen 
sind  höchstens  in  dem  zweiten  Aufsatze  benützt,  (aus  dem  französischen  Ar- 
chive); allein  sie  geben  keine  von  dem  längst  Bekannten  wesentlich  verschie- 
denen Ergebnisse.  Die  Darstellung  der  polnischen  Ereignisse  zeichnet  sich  hanpt- 
sächlich  durch  die  Bemühung  aus,  den  Theilungsgedanken  Friedrich  dem  Grossen 
zur  Last  zu  legen.  Es  wird  wohl  in  nicht  sehr  entfernter  Zeit  eine  aus  den 
besten  und  geheimsten  Quellen  geschöpfte  ausführliche  Geschichte  der  letzten 
Theilung  ans  Licht  ti*eten;  dann  aber,  so  viel  dem  Verfasser  gegenwärtiger 
Zeilen  vorläufig  bekannt  ist,  die  Thatsache  sich  ganz  anders,  und  für  immer, 
feststellen.  Der  vorliegende  Versuch  somit  ist  nichts  weniger,  als  ein  Abschluss. 


1)  Martens,  Bar.  Ch.  de,  Causes  c^lebres  du  droit  des  Gens.  L  IL  Leipz^  1827. 
Nouvelles  causes  cdlebres  du  Droit  des  Gens.    Lpz.  et  Paris,  1843. 

2)  St.  Priest,  R.  de,  Etudes  djplomatiques  et  iit^raires«  L  IL    Par.,  s.  a.  (1850). 
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2)   Literargeschichtliche  Arbeiten. 

Billig  dürfte  man  im  Völkerrechte  sowohl  eine  gut  durchgearbeitete  Dog- 
mengeschichte, als  eine  vollständige  Literaturgeschichte  erwarten.  Es 
besteht  dasselbe  erst  seit  zwei  Jahrhunderten  als  Wissenschaft,  und  sein  Um- 
fang ist  ein  massiger;  die  Beherrschung  des  Stoffes  geht  daher  nicht  über 
menschliche  Kräfte.  Dennoch  bleibt  in  der  einen  und  der  andern  Rücksicht 
noch  Vieles,  ja  fast  Alles,  zu  wünschen  übrig;  und  auch  die  neueste  Zeit  hat 
hier  keineswegs  das  Bedürfhiss  befriedigt. 

Was  zuerst  die  Literaturgeschichte  des  Völkerrechtes  betrifft, 
also  die  Aufführung  der  Schriftsteller  über  das  Fach,  die  Bezeichnung  ihres 
wissenschaftlichen  Standpunktes,  die  Nachweisung  ihres  Verhältnisses  zu  ein-^ 
ander,  endlich  Mie  Angabe  und  etwa  eine  Kritik  der  stofflichen  und  formellen 
Leistung,  so  ist  offenbar  einer  Seits  diese  Aufgabe  an  sich  die  leichtere,  an- 
derer Seits  das  Bedürfniss  eines  solchen  Werkes  ein  sehr  verbreitetes.  Dem 
Praktiker  würde  es  Uebersicht  über  die  gelehrte  Bearbeitung  seiner  Beschäfti- 
gung und,  nöthigen  Falles,  Anweisung  zur  Auffindung  von  benöthigten  Büchern 
gewähren;  dem  Theoretiker  Bewusstsein  des  Ganges  und  Urtheil  über  das  £r- 
gebniss  der  Gedanken  und  des  Wissens ;  dem  Gebildeten  im  Allgemeinen  einen 
Begriff  von  dem  Umfange  tmd  von  dem  Gelingen  der  geistigen  Arbeit  in  dem 
besondem  Fache.  Freilich  muss,  um  dieses  Alles  leisten  zu  können,  eine  Li- 
teraturgeschichte mehrere  Bedingungen  erfüllen.  Vor  Allem  muss  sie  vollstän- 
dig sein,  also  nicht  bloff  Eine  Gattung  von  Schriften  behandeln,  z.  B.  nicht  pur 
die  Systeme,  sondern  auch  die  Monographieen.  Ferner  muss  sie  objectiv  ge- 
halten sein,  d.  h.  jeden  Schriftsteller  schildern,  wie  er  an  und  für  sich  ist 
und  was  er  wirklich  leistet,  nicht  aber  ihn  unter  einen  beliebigen  subjectiven 
Gesichtspunkt  bringen.  Endlich  ist  es  wünschenswerth,  dass  das  Werk  nicht 
auch  noch  einen  weiteren  Zweck  habe,  etwa  eine  stoffliche  Geschichte  des 
Völkerrechtes  oder  eine  Materialkritik  der  Wissenschaft,  indem  diess  Zusam- 
menhang und  Uebersicht  stört,  und  fast  nothwendig  der  Vollständigkeit  Eintrag' 
thim  muss.  Mit  der  Erfüllung  beider  letzterer  Bedingungen  ist  eine  gerechte 
Kritik  des  einzelnen  Buches  gar  wohl  vereinbar;  oder  vielmehr,  nur  bei  ihr 
ist  eine  solche  möglich. 

Es  wäre  nun  in  der  That  ungerecht,  das  Verdienst,  welches  sich  Omp- 
teda  um  dis  Literaturgeschichte  des  Völkerrechtes  erwarb ,  nicht  anzuerkennen^ 
Das  Buch  leistete  zur  Zeit  seiner  Erscheinung  fast  alles  Verlangbare.  Es  mag 
dasselbe,  nicht  bis  in  die  ersten,  kaum  sichtbaren  Anfänge  der  Wissenschaft 
vorgedrungen,  und  namentlich  in  der  Auffassung  der  Bichtungen  ganzer 
Zeiten  und  der  Leistungen  Einzelner  mehr  nur  auf  der  verständigen  Oberfläche 
geblieben  sein.  Allein  das  Wissen  des  Verfassers  ist  gross  und  gründlich,  das 
Urtheil  gesund,  die  Darstellung  gefällig.  —  Nun  verfloss  aber  ein  volles  hal- 
bes Jahrhundert,  ohne  dass  Ompteda  irgend  einen  Fortsetzer  oder  Nachfolger 
erhielt    Denn  unmöglich  kann  man  das  blosse  Bücherverzeichniss  von  Kamptz, 

▼.  Mohl,  StaAltiriftMiMehall  I.  24 
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SO  mühselig  seine  Anfertigung  auch  gewesen  sein  mag,  oder  die  sogenannte 
Bibliothek  für  das  Völkerrecht,  welche  Klüber  und  später,  nach  seinem  Bei- 
spiele, der  jüngere Martens,  Miruss  in  ihren  Handbüchern,  Hauterive  als 
Anhang  zu  einet  neuen  Ausgabe  von  Vattel  geben,  hierfür  anerkennen.  Und 
so  entstand  denn  allmählig  eine  grosse  und  von  Vielen  empfindlich  gefOiilte 
Lücke,  welche  sich  der  Natur  der  Sache  gemäss  täglich  erweiterte. 

Das  Bedürfniss  war  allzugross,  als  dass  es  bei  dem  neuen  Erwachen 
einer  Thätigkeit  im  Völkerrechte  hätte  ganz  übersehen  werden  können.  Leider 
sind  aber  die  so  eben  aufgestellten  Bedingungen  von  keinem  der  bisher  auf- 
getretenen Schriftsteller  vollständig  erfüllt  worden. 

Sieht  man  nämlich  ab  von  Wheaton,  welcher  in  seiner  Geschichte  der 
neueren  völkerrechtlichen  Entwicklung  allerdings  auch  der  hauptsächlichste! 
Theoretiker  erwähnt  und  erwähnen  musste,  dessen  Zweck  aber  Literaturge- 
schichte gar  nicht  war,  und  dessen  Werk  daher  auch  an  einem  anderen  Orte 
aufzuführen  ist :  so  liegen  nur  zwei  hier  wesentlich  einschlagende  neue  Arbei- 
ten vor.  Die  eine  von  dem  Holländer  De  WaJ*),  die  andere  von  einem 
deutschen  Gelehrten,  Frh.  von  Ealtenborn^).  —  Von  diesen  Arbeiten  ist 
nun  aber  die  erstgenannte  weder  dem  umfange ,  noch  hinsichtlich  der  Tiefe 
des  Eindringens  irgend  genügend.  .  Sie  mag  zur  ersten  Zurechtfindung  für  Afi- 
fänger  dienen;  allein  sie  giebt  keineswegs  ein  vollsätndiges  Bild  der  Entwick- 
lung und  des  Bestandes  der  Völkerrechts -Literatur.  Ihre  Abfassung  in  einer 
wenig  verbreiteten  Sprach^  ist  natürlich  ein  weiterer  Nachtheil.  —  ObBe 
Zweifel  weit  höher  zu  stellen  ist  Ealtenbom.  Er  gebort  anerkanntermassa 
zu  den  gelehrtesten  Kennern  des  Völkeri^echtes ,  ist  mit  der  deutschen  Phi- 
losophie' sehr  vertraut;  und  hat  einen  grossen  Eifer  für  die  Wissenschaft 
Sicher  hat  sich  von  ihm  das  Völkerrecht  noch  grosser  Förderung  zu,  er- 
freuen. Allein  das  hier  vorliegende  Werk  befriedigt  wenigstens  das  zun&clist 
besprochene  Bedürfniss  nicht  ganz.  Der  Grund  hiervon  ist  ein  mehr&chcr. 
Vorerst  wird  mit  der  Literaturgeschichte  eine  Materialkritik  der  Wissenschaft 
verbunden.  Diess  hat  denn  aber  den  Nachtheil,  dass  die  Aufz&hhmg  der  Li- 
teratur sehr  beengt,  fast  nur  auf  die  Systeme  beschränkt  ist;  während  zu  glä- 
cher  Zeit  die,  wohl  ebenfalls  um  Raum  verlegene,  Kritik  sich  nur  mit  des 
obersten  Grundsätzen  und  mit  dem  Formellen  der  Anordnung  beschäftigt  So- 
dann aber    ist   die  Reihenfolge  der  Materien  zum  Theile  eine  willkürliche, 


i)  De  Wal,  Sab.,  Inleiding  tot  de  Wetenaehap  van  het  enropesche  Volkenrei^ 
uitg.  dor  C.  Star  Numan.    Gron.,  1835. 

2)  Kaltenborn  von  Strachau,  K.  von,  Kritik  des  Volkerrechtes  naeh  dem 
jetzigen  Standpunkte  der  Wissenschaft.  Lpz. ,  1847.  —  Das  Werk  desselben 
Yerfs. :  Die  Vorläufer  des  H.  Grotias  auf  dem  Gebiete  des  jus  natnrae  et  geirtioi&> 
Lpz. ,  1848 ,  ist  hier  nicht  berücksichtigt ,  weü  es  sich  nur  mit  den  aUgcmeiDsttt 
Grundlagen  des  Rechtes  beschäftigt  and  kaum  gelegentlich  in  das  V^eireciit 
hereinreicht 
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welch«  die  genetische  Entwicklung  stört  und  in  manchen  Theilen  Unklarheit 
znrücklässt.    Endlich  ist  wohl  nicht   immer  das  Maass  in  der  Besprechung 

■ 

und  das  richtige  Urtheü  in  der  Würdigung  des  einzelnen  Werkes  gefunden, 
je  nachdem  die  subjective  eigene  Ansicht  des  Verfassers  über  System  u.  s.  w. 
sich  wahlverwandt  angezogen  oder  abgestossen  fand.  —  Mit  Einem  Worte, 
eine  vollständige  Literaturgeschichte  des  Völkerrechtes  fehlt  auch  jetzt  noch. 
«Hinsichtlich  der  Dogmen-Gesxshi  chte  sieht  es  noch  schlimmer  ans. 
Ein  umfassendes,  die  einzelnen  Lehren  yerfolgendes  Werk  hat  hier  gar  nie 
bestanden;  aber  selbst  an  einer  brauchbaren  Uebersicht  fehlt  es.  Das  wenige 
Vorhandene  ist  mit  der  Geschichte  anderer  Eechtswiss^schaften,  z.  B.  des 
philosophischen  Privatrechtes  oder  des  Staatsrechtes  vermischt  und  überdiese 
oberflächlich  und  nachlässig.  Und  auch  in  der  neuesten  Zeit  ist  hier  nicht 
geholfen  worden,  wie  diess  die  nachstehenden  Bemerkungen  über  die  einzigen 
hier  etwa  zu  nennenden  Schriften  zeigen  mögen. 

Schon  im  Jahre  1823  leitete  Isambert,  damals  einer  der  Häupter  der 
französischen  Widerspruchsparthei ,  eine  staatswissenschaftliche  Zeitschrift  mit 
einer  Geschichte  der  Lehrmeinungen  in  dem  Gebiete  des  philosophischen  Rech- 
tes, und  somit  auch  des  philosophischen  Völkerrechtes,  ein.  Die  Arbeit  war 
höchst  mittelmässig,  weil  ohne  Vollständigkeit  und  Ordnung,  ohne  tiefere  Auf- 
fassung der  verschiedenen  Dogmen  und  ihres  Zusammenhanges  mit  den  be- 
treffenden philosophischen  Systemen,  ohne  Sondemng  der  verschiedenen  Bechts- 
gebiete.  Von  einer  Kenntniss  fremder  Literatur  war  kaum  eine  Spur;  ein 
objectiver  Standpunkt  bei  der  Partheiarbeit  ganz  ausser  Frage.  Kurz  das 
Ganze  war  ein  kaum  für  den  nächsten  Zweck  genügender  Zeitschriftaufsatz.  Nun, 
dieselbe  Arbeit,  ohne  alle  Veränderung  und  wohl  eigentlich  nur  mit  Vorsetzung 
eines  neuen  Titelblattes,  ist  im  Jahre  1833  als  selbstständiges  Werk  nochmals 
erschienen').  Mit  welchem  Nutzen  für  die  Wissenschaft  oder  zu  welchem 
sonstigen  Zwecke,  mag  sich  aus  Vorstehendem  selbst  ergeben. 

Sicherlich  von  grösserer  Bedeutung  und  Achtbarkeit  ist  eine  Jugendar- 
beit des  berühmten  englischen  Bechtsgelehrten  und  Parliamentsmitgliedes  Sir 
James  Macintosh,  welche  schon  im  J.  1799  zum  erstenmale  gedruckt,  im 
Jahre  1835  aber  neu  herausgegeben  worden  ist^).  Allein  auch  sie  reicht 
lange  nicht  an  eine  Befriedigung  des  Bedürfnisses  hin.  Es  ist  nämlich 
nicht  mehr^'und  nicht  weniger,   als  eine  einleitende  Vorlesung  zu  einer  Exh 


1)  Isambert,  Tableaa  historique  des  progres  du  Droit  Public  et  du  Droit  des  Geus 
jusqu'  aa  19««  siede.    Paris,  1833. 

2)  Macintosh,  Sir  James,  A  discourse  on  the  study  of  the  Law  of  Nature  and 
Nations.  Edinb.,  1835.  —  Eine  französische  Uebersetzung  von  Royer  -  Collard 
ist  im  Jahre  1830  erschienen,  dieselbe  auch  einer  der  neueren  Ausgaben  von 
Vattel  beigefügt  worden.  S,  unten.  Amerikamache  Nachdrücke  der  Urschrift  sind 
in  Mehrzahl  vorhanden.  —  Ueber  die  Geschichte  der  Entstehung  des  Buches  s. 
die  M«moiw  of  tiM  lifo  of  air  J.  M.  adited  by  hia  ton.    Lond.,  1836,  Bd.  L 
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cyklopädie  der  Staatswissenschaften ,  welche  der  junge ,  als  politischer 
Schriftsteller  jedoch  schon  berühmte  Mann  in  London  vor  einem  grossen 
Kreise  hochgestellter  Zuhörer  yortmg.  Jn  dieser  Encyklopädie  war  nt* 
tflrlich  auch  dem  Völkerrechte  sein  Platz  anzuweisen :  und  so  warf  der  Ye^ 
fasser  in  jener  Einleitung  einen  raschen  Blick  auf  dessen  innere  Entwickfaiqg. 
Die  kleine  Schrift  ist  noch  heutigen  Tages  in  England  hoch  geachtet;  der 
eigentliche  Grund  ist  aber  wohl  nicht  der  in  der  That  unbedeutende  mate- 
rielle Inhalt,  sondern  die  für  einen  englischen  Schriftsteller  und  Lehrer  imge- 
wohnliche  systematische  und  compendiarische  Behandlung,  so  wie  die  schöne 
Eede  und  die  geistreiche  Auffassung  einzelner  Fragen.  Also  auch  hier  ist  so 
gut  als  nichts  erreicht. 

Aber  vielleicht  ist  diess  der  Fall  bei  dem  umfassenden,  kaum  eben  be> 
endigten  Werke  von  Hinrichs  über  die  Geschichte  des  Natur  •  und  yölke^ 
rechtes')?  Wohl  mag  diess,  wenigstens  hinsichtlich  des  philosophischen  Yti- 
kerrechtes,  in  der  Absicht  des  Verfassers  gelegen  sein;  aber  die  AusfQhnmg 
entspricht  auch  nicht  entfernt  dieser  Absicht  oder  d^m  Bedürfnisse.  DerPhoi, 
die  innere  oder  die  Dogmen -Geschichte  der  sämmtlichen  Theile  der  Rechts- 
philosophie mit  einander  zu  verbinden,  kann  etwa  vertheidigt  werden.  £s  hat 
zwar  die  jetzige  Wissenschaft  den  grossen  Fortschritt  gemacht,  dem  rechtli- 
chen Zusammenleben  der  Staaten  eine  selbstständige  und  von  der  das  Zusam- 
menleben der  einzelnen  menschlichen  Persönlichkeiten  verschiedene  Grundkge 
zu  geben.  Allein  diess  eben  ist  ein  Fortschritt,  und  Jahrhunderte  lang  ward 
das  Völkerrecht  rechtsphilosophisch  nur  als  ein  Anhang  und  eine  Anwendiug 
des  natürlichen  Privatrechtes  aufgefasst.  Scheint  es  daher  auch,  schon  wegen 
des  spätem  Auseinandergehens,  im  Ganzen  besser  zu  sein,  die  Dogmenge- 
schichte jedes  Theiles  der  Rechtsphilosophie  von  Anfang  an  getrennt  zu  hal- 
ten, und  namentlich  in  der  Dogmengeschichte  des  Völkerrechtes  nur  so  viel 
vom  Privatrechte  aufzunehmen,  als  zur  Anknüpfung  und  zum  Verständnisse 
nöthig  ist :  so  lag  wenigstens  in  der  vom  Verfasser  beliebten  Verbindung  keine 
Unmöglichkeit  einer  befriedigenden  geschichtlichen  Entwicklung  der  interna- 
tionalen Lehren.  Und  diess  um  so  mehr,  als  die  drei  Bände  des  Werkes  nur 
bis  zu  Wolf  führen,  also  die  grundsätzliche  Trennung  lange  nicht  erreichen. 
Der  Grund  des  gänzlichen  Misslingens  liegt  also  lediglich  in  der  Ausffthnuig. 
Diese  aber  ist  in  doppelter  Beziehung  unbegreiflich  verkehrt  Einmal  ist  in 
dieser  Geschichte  des  Natur-  und  Völkerrechtes  vom  Völkerrechte  kaam 
je  die  Rede.  Diess  .aber  nicht  blos,  weil  etwa  c^as  natürliche  Privat- 
recht ungebürlich  vorwaltete.  Auch  aus  ganz  fremdartigen  Schriften  oder 
über  ganz  fremdartige  Gegenstände  füllen  unübersehbare  Auszüge  die  Bogen. 
Es  ist   kaum   glaublich,   aber   wahr,   dass  selbst  bei  H.  Grotius  kaum  vom 


1)  Hinrichs,  H.  F.  W.,  Geschiehte  der  Natur-  und  Völkerrechts.  I  —  OL  Lp^ 
1848^52.  A.  u.  d.  T.  Geschichte  der  Rechts  -  und  Staatsprindpien  seit  der 
Rafonaaüon  bis  auf  dia  Gag eowart  in  hiatonseh  *  philoaophiaaher  Sntwickhuf. 
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Völkerrecht  die  Rede  ist  Der  zweite  Fehler  liegt  in  dem  völligen  Mangel  an 
Uebersicht  und  Bearbeitung  des  Stoffes.  Die  Auszüge  sind  fleissig  gemacht; 
sie  mögen  an  sich  richtig  sein:  allein  sie  bleiben  unverbundenes,  rohes  Mate- 
rial Nimmt  man  hierzu  noch,  dass  das  Buch  auch  äusserlich  gar  unge- 
schickt angelegt  ist,  ohne  irgend  eine  Abtheilung  durch  drei  Bände,  ohne 
Ueberschriften,  ohne  Begister,  mit  Vorreden,  welche  ttber  das  Frankfurter  Par- 
lament kannegiessem  anstatt  in  das  Verstftndniss  des  Gegenstandes  einzufüh- 
ren: so  kann  man  zu  keinem  andern,  als  dem  leidigen  Schlüsse  kommen,  dass 
hier  eine  schöne  Aufgabe  ganz  ungelöst  blieb,  und  dass  das  BedOrfniss  einer 
Dogmengeschichte  des  Völkerrechtes  hier  nicht  entfernt  eine  Befiriedigung 
findet 

• 

3.    Gemischte  Behandlung. 

Es  ist  oben  schon  anerkannt,  dass  eine  vollkommene  geschichtliche 
Darstellung  der  völkerrechtlichen  Lehren  nur  bei  einer  Berttckslchtigung 
sowohl  der  Ansichten  der  Theoretiker,  als  der  in  der  staatlichen  Welt  vorge- 
fallenen Thatsachen  und  Handlungen  möglich  ist,  und  nur  aus  deren  gegen- 
seitiger Durchdringung  hervorgehen  kann.  Dass  diese  Aufgabe  eine  umfas- 
sendere ist,  als  blos  eine  Geschichte  der  Thatsachen  oder  eine  eben  so 
ausschliessliche  Literargeschichte,  liegt  freilich  auf  flacher  Hand.  Allein  zu 
bezweifeln  steht,  ob  sie  wirklich  schwieriger  ist.  Eben  die  Wechselwirkung  er^ 
läutert  gegenseitig;  und  auch  das  Verständniss  für  den  Leser  ist  eher  leichter 
als  schwerer  gemacht  durch  die  Erzählung  der  wirklichen  Genesis  der  Dogmen, 
Ohnediess  möchten  wir  glauben ,  dass  das  höher  gesteckte  Ziel  und  die  durch 
seine  Erreichung  zu  erlangende  grössere  Befriedigung  die  Kräfte  des  Untor^ 
nehmers  von  selbst  steigern  würde.  Auch  der  wirkliche  Stand  der  Dinge  berechtigt 
zu  diesem  Schlüsse.  Während  nämlich ,  wenigstens  in  der  Hauptsache,  nur  un- 
genügende Versuche  auf  den  beiden  Gebieten  der  einseitigen  Auffassung  beste- 
hen, liegen  zwei  die  Lehren  und  die  Thatsachen  gleichmässig  umfassende  Werke 
vor,  welche  nur  mit  Anerkennung  genannt  werden  können,  sollten  sie  etwa 
auch  dem  allgemeinen  Loose  der  menschlichen  Dinge,  der  Unvollkommen- 
heit,  nicht  ganz  entgangen  sein.  Hier  wenigstens  hat  die  geistige  Gährung  der 
jüngsten  Zeit  Gutes  zu  Stande  gebracht. 

Das  erste  dieser  Werke  ist  die  Geschichte  des  Völkerrechtes  seit  dem 
Westphälischen  Frieden  bis  auf  die  neueste  Zeit  von  H.  Wheaton,  früherem 
Gesandten  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  in  Berlin').  Die  Ver- 
anlassung  zu  diesem  Unternehmen  hatte  eine  Preisfrage  der  französischen  Aka- 


1)  Wheaton,  H.,  Histoire  des  progres  da  Droit  des  Gens  en  Europe  depuis  lapaix  de 
Westphalie  jasqu'aa  Congres  de  Vienne.  Avec  an  pr^cis  historique  da  Droit 
des  Gens  europ^en  avant  la  paix  de  Westphalie.  1.  II.  Leipz.,  1841.  Ed.  3.  Par. 
et  Leipz.  1853.  —  Eine  dritte  englische  Aasgabe  des  Werkes  ist  Boston,  1846, 
ertebienen. 
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demie  der  politischen  und  moralischen  Wissenschaften  gegeben.      Bas  Jetzt  im 
Drncke  vorliegende  Werk  ist  jedoch  eine  verbesserte  und  erweiterte  Bearbei- 
tung der  schon   ursprünglich  mit  lobender  Erwähnung  bedachten  Abhandlung, 
und  Lob  verdient  dasselbe  aUerdings.    Zwar  ist  es  dem  Verfasser  nicht  immer 
gelungen,  die  Darstellung  der  im  wirklichen  Völkerleben  sich  zutragenden  &• 
eignisse  und  deren  rechtlicher  Feststellung  zu  einem   organischen  Ganzen  zu 
verbinden   mit   den  wissenschaftlichen  Bestrebungen   der  Gelehrten,   und  die 
Wechselwirkung  derselben  deutlich  hervorzuheben.     Nicht   selten  gehen  sie  in 
gleichlaufenden  Linien  neben  einander,    dann  aber  natürlich  sich   gegenseitig 
mehr  störend,  als  erläuternd.     Ferner  ist  nicht  Jmmer  leicht  einzusehen,   nadi 
welchen  Grundsätzen  der  Verfasser  die  Nachrichten  über  die  völkerrechtliche  Li- 
teratur gerade  an  einem  bestimmten   Orte  eingeschaltet  hat,    an  welchem   sie 
weder  die  gerade  zn  erzählenden  Staatsbegebenheiten,  noch  die  chronologische 
Ordnung  der  Schriften  selbst  hinwies.     Endlich  würde  eine  bestimmtere   Aus- 
einanderhaltung der  Grundsätze  des  philosophischen  Völkerrechtes  und  der  po* 
sitiven  Rechtsnormen  oder  Forderungen  dem  Gebrauche  der  Schrift  sehr  er- 
spriesslich  gewesen  sein.     Mit  Einem  Worte,   es  ist  allerdings  hinsichtlich  der 
Methode   Manches    zu  tadeln.     Allein  in  der  Hauptsache  ist  das   Buch    ein 
dankenswerthes  Hülfsmittel  zur  Erwerbung   einer  schnellen  und   vollständigen 
Uebersicht  über  die  wichtigsten  Veränderungen  der  völkerrechtlichen  Bezie* 
hungen  und  nameiiitlich  über  die  Ansichten  und  Gründe,    welche  von  den  Be- 
theiligten geltend  gemacht  wurden.     Es  ist  mit  Fleiss ,   rechtlicher  (resinnung 
und  Sachkenntniss  abgefasst,  und  verdient  somit  einen  Platz,  sowohl  auf  dem 
Tische  des  practischen  Diplomaten,  welcher  sich  schnell  zurechtfinden  will  über 
den  Gang   und  den  Stand  einer  bestimmten  Frage,   als  auf  dem  des  Theore- 
tikers, welcher  das  System  des  Völkerrechtes  nach  der  Wirklichkeit  auszudeh- 
nen und  zu  bereichem  beabsichtigt.    Dass  der  massige  Umfang  der  Schrift  ein 
tieferes  Fingehen  in  manche  der  Begebenheiten  verhindert,    ist  von  unterge- 
ordneter Bedeutung,  indem   auch  eine  kürzere  Uebersicht  ihre  wesentlichen 
Vortheile  hat,  überdiess  aus  dem  Mitgetheilten  die  weiteren  Quellen  ersehen  werden 
können.     Endlich  verdient  auch  die  Bekanntschaft   des  Verfassers  mit  der  ge- 
schichtlichen und  völkerrechtlichen  Literatur  Europa's,  namentlich  auch  Deutsch- 
lands, Anerkennung. 

Und  von  noch  weit  höherer  Bedeutung  sogar  ist  das  zweite  der  hier  zu 
nennenden  Werke,  nämlich  die  Geschichte  des  Völkerrechtes  von  dem  Genter 
Professor  Laurent^).  Es  ist  diess  in  der  That  ein  staunenswerthes  Werk, 
mag  man  nun  die  Kühnheit  und  den  Umfang  des  Planes,  die  Gelehrsamkeit  der 
Ausführung,  oder  die  Klarheit  und  Keinlichkeit  der  Darstellung  ins  Auge  fassen. 
Wenn  dem  Verfasser  bescheert  ist  sein  Werk  zu  vollenden,  so  werden  diesem 
in  wenigen  Wissenschaften  ebenbürtige  Arbeiten  zur  Seite  gesetzt  werden  können. 


1)  Laurent,  F.,  Histoire  du  Droit  des  Gens  et  des  relafions intemationaleB.    Tom.1. 
UOrient;  Tom.  n,  La  Grece;  Tom.  in,  Rome.    Gand.  1850. 


GesehlcfaUiche  Arbeiten  gemiichter  BehandL  375 

Der  Plan  ist,  eine  innere  und  äussere  Geschichte  des  Völkerrechtes  durch  alle 
Zeitalter  und  Völker  zu  entwerfen ,  so  wdt  irgend  beglaubigte  Nachrichten  ge- 
hen. In  den  bis  jetzt  erschienenen  drei  starken  Bänden  ist  das  orientalische 
mid  das  klassische  Alterthnm  abgehandelt,  der  vierte  wird  das  Mittelalter, 
9wei  weitere  sollen  die  neuere  Zeit  enthalten.  Von  jedem  Volke  und  jedem 
Zeitalter  wird  aber  theils  seine  theoretische  Auffassung  des  Völkerrechtes  ent- 
wickelt, und  zwar  nicht  nur  aus  den  directen  Quellen,  sondern  mit  unbegreif- 
licher Belesenheit  aus  der  ganzen  Literatur  desselben;  theils  werden  die  be- 
zeichnenden Handlungen  aus  der  Geschichte  erzählt.  Diese  verschiedenen 
Völker -Bilder  werden  nun  aber  nicht  blos  neben  und  hinter  einander  gesetzt; 
sondern  der  Verfasser  hat  einen  grossen  weltgeschichtlichen  Gang  der  Vorse- 
hung erkannt,  auf  welchem  die  «Menschheit  nach  dem  allgemeinen  Gesetze  der 
Harmonie,  d.  h.  der  Einheit  in  der  Vielheit,  auch  in  dem  Zusammenleben  der 
Völker  geleitet  wird.  —  Die  Richtigkeit  dieses  letzteren  Gedankens  mag,  un- 
'  beschadet  der  sonstigen  Eigenschaften  des  Werkes ,  dabin  gestellt  bleiben  i). 
Aber  darüber  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  der  Verfasser  in  der  Darstellung 
der  verschiedenen  völkerrechtlichen  Zustände  und  der  gegenseitigen  Durch- 
dringung der  allgemeinen  Bildung  und  der  staatlichen  Handlungen  alle  seine 
Vorgänger  weit  hinter  sich  zurück  lässt.  Jede  Vergleichung  seiner  Leistungen 
mit  den  besten  älteren  oder   neueren   Arbeiten  schlägt  unendlich  zu  seinem 


1)  Ich  habe  an  einem  anderen  Orte  (Krit.  Zeitsehr.  f.  Rechtswiss.  des  Auslandes, 
Bd.  XXIV,  S.  321  fg.)  meine  Zweifel  über  die  Riebtigkett  der  weltgeschichtlichen 
Ansicht  Laurenl's  weiter  ausgesprochen.  Es  scheint  diese  Erörterung  hier  nicht 
an  der  Stelle ,  und  es  mag  daher  nur  folgende  Andeutung  des  Streitpunktes  ge- 
gegeben sein.  Laurent  erachtet  das  Gesetz  der  Harmonie  als  ein  Weltgesetz ;  die- 
ses Gesetz  der  Einheit  in  der  Vielheit  wendet  er  denn  auch  auf  das  Zusammen- 
leben der  Staaten  an,  und  findet  die  einzige  Befolgung  desselben  in  einem  allge- 
meinen Frieden  der  verschiedenen  Völker.  Der  durch  sein  Buch  sich  ziehende  rothe 
Faden  ist  der  Gedanke,  dass  die  Menschheit  auch  thatsächlich,  wenn  schon  lang- 
sam ,  diesen  Gang  nehme  ,  indem  die  Völker  immer  mehr  aus  völliger  Vereinz- 
lung  und  grundsätzlicher  Feindschaft  zu  einem  rechtlichen  Gesammtzustande  vor- 
schreiten. Ich  meines  Tfaeiles  habe  dagegen  bezweifelt  ob  dieses  angebliche  Gesetz 
der  Harmonie  wirklich  das  beherrschende  Weltgesetz  sei,  und  nicht  vielmehr  blos 
eine  Form  des  Daseins ,  innerhalb  welcher  sich  denn  erst  die  aufzufindenden  Ge- 
setze der  sittlichen  Welt  geltend  machen.  leh  habe  ferner  den  Satz  aufgestelll, 
dass  wenn  je  Harmonie  das  Gesetz  sei,  sie  nicht  im  Frieden  bestehe,  sondern  in 
der  vollständigen  Ausbildung  jedes  Volkes  nach  seiner  EigenthQmlichkeit  und  in 
der  Verbindung  aller  dieser  einzelnen  Seilen  zu  einem  Ganzen  der  Menschheit 
Endlich  habe  ich,  als  Folge  hiervon,  die  Forderung  gestellt,  dass  eine  allgemeine 
Geschichte  des  Völkerrechtes  die  verschiedenen  internationalen  Systeme,  wie  sie 
sich  aus  der  verschiedenen  StaatsauiTassung  der  ZeitaUer,  Welttheüe,  Völker  ergebe, 
darstelle,  jedes  derselben  als  relativ  berechtigt  anerkenne,  und  ihre  Reihenfolge, 
'  so  wie  etwaige  Verklärung  nur  streng  thatsächlich  erzähle ,  sie  nicht  aber  in  vor- 
gefasstes  geschichtsphilosophisches  System  einzureihen  suche.  —    Sub  judice  lis  est. 
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Vortheile  aas.  Wir  sind  um  ein  Gnmdwerk  reicher  geworden.  Erst  dur^ 
Laurent  ist  uns  der  Orient  und  das  klassische  Alterthum  völkerrechtlich  ganx 
aufgeschlossen  worden ;  und  bei  seinem  Werke  wenigstens  bleibt  kein  anderer 
Wunsch  übrig,  als  der  einer  baldigen  Vollendung,  und  muss  es  anerkamit 
werden,  dass  die  Wissenschaft  und  Gesittigung  unserer  Zeit  der  an  sie  zu  stel- 
lenden Forderung  vollkommen  gerecht  geworden  ist. 

IL 

Die  systematischen  Bearbeitungen. 

Sind  nach  den  bisherigen  Erörterungen  in  der  Geschichte  des  Völker- 
rechtes nicht  alle  billigen  Forderungen  befriedigt,  so  stellt  sich  die  Sache 
weit  günstiger  hinsichtlich  der  theoretischen  Bearbeitung,  namentlich  so 
weit  es  sich  von  ganzen  Systemen  der  Wissenschaft  handelt.  Eier  ist  in  der 
That  über  Mangel  an  Thätigkeit  und  über  ein  Fehlschlagen  des  Ergebnifses 
mit  Billigkeit  nicht  zu  klagen.  Augenfällig  ist  in  den  letzten  fünf  und  zwanzig 
Jahren  und  bei  fast  allen  gebildeten  Völkern  ein  grosser  Eifer  zur  dogmati- 
schen Bearbeitung  des  Völkerrechtes  erwacht,  welcher  gar  sehr  absticht  gegen 
die  frühere  lange  und  tiefe  Unthätigkeit  und  Gleichgültigkeit.  Ein  Blick  zeigt, 
dass  in  dieser  kurzen  Zeit  mehr  Bearbeitungen  des  Völkerrechtes  erschienen 
sindy  als  bis  dahin  in  einem  Jahrhunderte;  und  sehr  ungenügsam  wäre  Der, 
welcher  nicht  mehreren  derselben  sein  Lob  ertheilen  wpllte.  Voraussichtlich 
hat  die  lange  ungestört  gebliebene  Herrschaft  der  grossen  früheren  Führer, 
z.  B.  von  Vattel  und  Martens,  einen  bleibenden  Stoss  oder  wenigstens  eine  sehr 
bedenkliche  Mitwerbung  erhalten.  Es  ist  aber  diese  grosse  Th&tigkeit  leicht 
zu  erklären.  Sowohl  im  philosophischen,  als  im  positiven  Völkerrechte  war 
inneres  und  äusseres  Bedürfniss  zu  neuen  Lehrgebäuden.  Dort,  weil  die  gros- 
sen Veränderungen ,  welche  in  der  Philosophie  überhaupt  vor  sich  gegangen 
waren ,  eine  Bearbeitung  auch  dieses  Theiles  der  sittlichen  Wissenschaft  in 
Uebereinstimmung  mit  den  jetzt  anerkannten  Gedanken  und  Formen  des  Den- 
kens forderten.  Hier,  weil  die  jüngsten  Verträge,  Grundsätze  und  Gewohnhei- 
ten fast  in  allen  Theilen  des  bisherigen  internationalen  Verke^es  Aenderungen 
veranlasst  hatten,  welche  eingetragen,  zurecht  gelegt,  entwickelt  werden  mussten. 

Uebrigens  sind  zur  Erleichterung  der  Uebersicht  auch  hier  die  Schriften 
nach  ihrer  innem  Verwandtschaft  in  Abtheilungen  zu  bringen. 

1.    Prolegomena. 

Ein  neuerwachendes  Leben  in  einer  Wissenschaft  hat  vor  Allem  nötfaigi 
sich  in  dem  Stande  der  Dinge  zurecht  zu  finden.  Man  muss  sich  klar  werden, 
wo  und  in  wie  ferne  man  zurückgeblieben  ist,  und  welche  neue  höchste  Anknfl* 
pfungspunkte  oder  welche  Aenderungen  in  der  Methode  sich  ergeben  aus  dem 
bisherigen  Voraneilen   anderer  Disciplinen.     Das  Bestehende   ist  einer  Kiitils 
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das  Eflnftige  einer  selbstbewnssten  Yergleidnmg  zn  miterwerfeii.  Natttriicb 
ist  es  nicht  gerade  nothwendig,  dass  diese  Vorstudien  nnd  Znrechtfindungen 
als  selbstst&ndige  und  getrennte  Arbeiten  hervortreten;  sie  mögen  auch  einem 
alsbald  begonnenen  Systeme  zur  verschwiegenen  oder  mitgetheilten  Grundlage 
dienen.  Allein  häufig  werden  solche  Untersuchungen  auch  abgesondert  ange- 
stdlt  werden,  namentlich  wo  Vieles  zu  tiberdenken  und  aufzuräumen  scheint. 

So  geschah  es  denn  neuerer  Zeit  auch  im  Völkerrechte.  Es  liegt  eine 
ziemliche  Anzahl  von  einleitenden  und  „Wege  und  Mittel"  erörternden  Schrif- 
ten aus  den  letzten  Jahren  vor.  Sie  verdienen  alle  Aufmerksamkeit,  weil  hier 
ein  tieferes  Eindringen  in  die  schwierigsten  und  obersten  wissenschaftlichen 
Fragen  von  Männern  zu  erwarten  ist,  deren  Geistesrichtung  gerade  zu  solchen 
Untersuchungen  besonders  treibt  und  befähigt.  Nur  versteht  sich,  dass  sie 
auch  wirklich  neuelSedanken  mittheüen  mtlssen;  und  nicht  etwa  längst  bekannte 
Anfangsbegriffe  und  Thatsachen  noch  einmal  breit  treten.  Wohin  soll  es  führen, 
wenn  nicht  blos  das  Studium  grosser  Wissensgebiete,  wie  z.  B.  der  gesamm- 
teii  Natur-,  Staats-,  Rechts -Wissenschaften,  oder  wenigstens  unübersehbarer 
Einzelnheiten,  wie  des  römischen  Hechtes,  durch  eigene  Institutionen  eingeleitßt 
werden  will,  sondern  auch  für  jede  einzelne  kleinere  Disciplin  ein  besonderer 
Anlauf  genommen  wird? 

Desshalb  hätte  denn  in  der  That  Sabinus  de  Wal  eine  nützlichere 
Arbeit  wählen  können,  als  seine  (bereits  oben,  S.  370,  bei  einer  anderen  Gele- 
genheit genannte)  „Einleitung  in  das  Völkerrecht"  Er  giebt  vier,  nicht  wo* 
sentlich  zusammengehörige,  Abhandlungen:  eine  Erörterung  des  Begriffes  des 
Völkerrechtes;  eine  Literaturgeschichte  desselben;  eine  Bibliographie;  endlidi 
eine  Art  von  kurzer  Geschichte  und  Statistik  der  sämmtlichen  unabhängigen 
europäischen  Staaten ,  als  der  Subjecte  des  Völkerrechtes.  Etwas  Tiefes  und 
und  Eigenthümliches,  sei  es  nun  in  dei:  philosophischen  oder  in  der  geschicht- 
lichen Auffassung,  ist  nirgends  zu  finden;  und  wenn  auch  Verständlichkeit  und 
reichliche  Belesenheit  ohne  Unbilligkeit  nicht  verkannt  werden  können :  so  sieht 
man  sich  doch  vergebens  nach  einem  triftigen  Zwecke  und  augenfälligen  Nutzen 
des  Buches  um.  —  Und  völlig  in  dieselbe  Kategorie  zu  stellen  ist  der  Schotte 
Beddie,  welcher  in  ähnlicher  Weise  allgemein  einleitende  und  kritische  Be- 
trachtungen über  völkerrechtliche  Gegenstände  anstellt  ^).  Er  giebt  eine  äussere, 
innere  und  literarische  Geschichte  des  Völkerrechtes;  eine  Untersuchung  über 
dessen  Bestandtheile  und  Systematik ;  eine  Theorie  dea  internationalen  Privat- 
rechtes; endlich  Zusätze  und  Erweiterungen  von  allenu  diesem.  Keineswegs  un- 
bekannt mit  wenigstens  einem  Theile  der  festländischen,  namentlich  auch  der 
deutschen,  Literatur,  leidet  er  doch  unter  beständigen,  oft  kaum  begreiflichen 
Missverständnissen;  ist  höchst  eimüdend   in   blosen  Wortstreitigkeiten;    und 


1)  Reddie,  J.,  Inqniries  in  I&teniaüonal  Law  public  and  piiTate.    ed.  2.    Ediiib., 
185L 
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durchaus  unkkr,  stampf  und  nnjoristisch  in  Beinen  eignen  Ansichteii.  Das 
Ergebniss  der  weitläufigen  Erörterung  ist  kaum  nennenswerth. 

Anders  verhält  es  sich  aber  mit  den  wdteren  Proiegomenen. 

Vorerst  begegnet  uns  der  ehrwflrdige  H.  C.  von  Gagern,  welch»  die 
Ergebnisse  seines  Nachdenkens  über  Völkerrecht  in  einer  „Kritik*^  desselben 
niedergelegt  hat^)  Ein  methodisches  Verfahren  und  einen  systematischen  6^ 
dankengang  wird  Niemand  hier  erwarten.  Dem  Verfasser  hat  natflrliche  l^Or 
gung  und  Lebensbeschäfdgung  die  unablegbare  (rewohnheit  gegeben,  als  Schrift- 
steller seine  Gedanken  in  abgerissenen,  auch  innerlich  nur  lose  verbunde&a 
Sätzen  ,  unter  uneiwarfeten  Absprüngen  und  mit  häufigen  subjectiven  Besie- 
faungen  mitzutheilen.  Nicht  immer  ist  ein  bestimmter  Zweck  oder  ein  zu  sol- 
chem fahrender  Weg  eingehalten.  Und  sowohl  fOr  die  Anwendung  als  f&r  die 
Lehre  muss  man  sich  daher  das  zur  Sache  und  zusammen  Gehörige  erst  aus- 
lesen und  ordnen.  Allein  da  das  Gegebene  geistreich,  beredt,  vor  Allem  aber 
immer  grundehrenhaft  ist,  so  fügt  sich  Jeder  am  Ende  der  nun  einmal  nidrt 
zu  ändernden  Bedingung  des  Genusses.  Das  Werk  ist  natflrlich  unmittelbtr 
nicht  geeignet  zu  einer  Feststellung  der  letzten  Grundlagen  der  Wissenschilt 
oder  der  richtigen  Methode.  Solches  kann  nur  in  dialectischer  Entwicklmig 
und  in  zusammenhängender  Ausführung  geschehen.  Aber  immerhin  regen  die 
scharfsinnigen  desultorischen  Bemerkungen  auf  zum  Nachdenken  über  eine 
grosse  Anzahl  bisher  angenommener  Sätze.  Eine  solche  Kritik  des  EinzehieB 
und  Einzelsted  kann  und  muss  zu  manchfachen  Berichtigungen  und  Erläutenm- 
gen  durch  das  ganze  System  des  Völkerrechtes  fähren;  und  es  zeigen  sich  denn 
auch  in  derThat  sehr  sichtbare  Spuren  der  Anregung  undBenfltzung  beiden  spl- 
teren  Schriftstellern  des  Faches,  so  namentlich  bei  Ealtenbom.  Dahin  gesteüt 
mag  bleiben,  ob  mit  Bewusstsein  des  Verfassers  ein  leitender  Grundgedanke 
durch  das  ganze  Buch  geht;  unmöglich  aber  ist  es  jeden  Falles,  in  einer  Uebe^ 
sieht,  wie  die  gegenwärtige,  alle  einzelnen  beachtenswerthen  Sätze  auszuheben; 
selbst  eine  ausführliche  Chrestomathie  wäre  eben  auch  wieder  ein  Bruchstfld 
und  gäbe  keinen  weitem  Begriff,  als  sie  selbst  gienge.  Nur  angedeutet  kann 
daher  werden,  dass  die  Bemerkungen  über  den  Sklavenhandel  und  über  die 
Lügen  unserer  Zeit  besonders  ansprechen;  wobei  sich  freilich  wieder  fra^ 
mag,  ob  dieselben  überhaupt  oder  wenigstens  in  dieser  Ausführlichkeit  dem 
Völkerrechte  angehören?    Gelogen  wenigstens  wird  auch  sonst. 

Stofflich  engere  Kreise  der  Erörterung,  aber,  im  Falle  einer  günstiget 
Beistimmung  der  Männer  vom  Fache ,  sehr  durchgreifende  Zwecke  habai  sick 
einige  jüngere  System Aiker  gesetzt  So  Haelschner  eine  wissenschafllidie 
Begründung  des  Völkerrechtes  ^);  Fallati  eine  Fortführung  des  rechtüdien 


1)  Gagern,  H.  C,  Freih.  von,  Kritik  des  Völkerrechts,  fiül  praktischer  Anwendnif 
auf  unsere  Zeit.    Lpz.,  1840. 

2)  Haelschner,   H.,   Zur    wissenschaftlichen  Begründung  des  Vitfkenrecfates,  fv 
Eberty's  ZeiUchrift  für  volksthümliches  Recht,  1844,  H.  1.) 
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Yölkerlebens  zur  Yollergesellschaft  ^);  Pfltter  eine  Erörtenmg  des  Begriffes 
und  des  Wesens  des  praktischen  europäischen  Völkerrechtes  ^),  so  wie  die  Anf- 
findiing  eines  durchgreifenden  Principes  für  dieses  praktische  Völkerrecht;  end- 
lich Ealtenborn,  in  seiner  oben,  S.  370,  bereits  aus  anderem  Grunde  bespro- 
chenen „Kritik  des  Völkerrechtes,*'  die  Feststellung  des  europäischen  Völker- 
rechtes auf  der  Grundlage  der  christlichen  Gesittigung  ').  Die  beiden  letztge- 
nannten haben  auch  alsbald  den  Beweis  der  Richtigkeit  ihrer  Ansicht  durch 
eine  darauf  gebaute  neue  Systematisirung  zu  fahren  unternommen« 

Das  höchste  Ziel  unter  diesen  vier  Schriftstellern  steckt  sich  Fallaü. 
Er  will  nicht  blos  das  jetzt  bestehende  Völkerrecht  wissenschaftlich  begreifen, 
sondern  es  auch  auf  eine  weitere  Stufe  heben,  damit  aber  die  ganze  Behand- 
lung des  philosophischen  Völkerrechtes,  rückwirkend  zum  Theil  auch  des  posi- 
tiven, ändern.  £r  geht  nämlich  von  der  Bemerkung  aus,  dass  Hegel  seine 
Rechtsphilosophie  im  Völkerrechte  nicht  durchgeführt,  sondern,  ganz  folgewidrig 
oder  aus  Ermattung,  abgebrochen  habe,  als  er  bei  dem  durch  die  Familie 
und  die  Gesellschaft  durchgeführten  Begriffe  des  Einzelstaates  angekommen  sei. 
Diese  Weiterführung  soll  nun  versucht  werden.  Und  zwar  wird  sie  in  einer 
analogen  Anwendung  (Parallelisirung)  der  Begriffsentwicklung  der  Familie,  der 
Gesellschaft  und  des  Staates  anf  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  gefunden. 
Der  Familie  wird  in  gewissem  Sinne  der  Bundesstaat,  der  Gesellschaft  eine 
Völkergenossenschaft  mit  ihrer  höchsten  Entwicklung  im  Staatenbunde,  dem 
Staate  endlich  eine  staatliche  Völkergesellschaft  gegenübergestellt,  somit  eine  fort- 
schreitende Entwicklung  von  niederer .  und  unfreier  Organisation  zu  höherer  in 
dieser  Reihenfolge  nachgewiesen.  Dabei  werden  auch  die  verschiedenen  For- 
men des  Regimentes  auf  jenen  drei  Stufen  parallelisirt  mit  den  Formen  des 
Völkerznsammenlebens,  und  am  Ende  ist  als  die,  freilich  selbst  wissenschaftlich 
noch  in  weiter  ungewisser  Feme  stehende,  letzte  Organisationsform  der  Völker- 
gesellschaft eine  repräsentative  Völkerwahlmonarchie  angenommen.  —  Niemand 
wird  das  Geistreiche  und  Grossartige  dieses  Gedankens  in  Abrede  ziehen;  und 
es  mag  gerne  sein ,  (darüb^  mögen  Sachverständigere  urtheilen ,)  dass  die  He- 
gersche  Rechtsphilosophie  auf  diese  Weise  einen  früher  nicht  versuchten  Ab- 


1)  Fallati,  J. ,  Die  Genesis  der  Völkergeselltchaft,  ein  Beitrag  zur  Revision  der 
VölkerrechtswiBseDScball,  (in  der  Tübinger  ZeiUchrift  für  Staalswissentchaft ,  1844, 
H.  1—3.) 

2)  In  der  bereits  oben,  8.  342,  Note  3,  aufgeführten  Schrift:  Beiträge  zur  Völker- 
rechtsgeschichte und  Wissenschaft,  S,  1  fg.;  sodann  in  einer  amfassenden  Abhand- 
lung in  der  Tüb.  Zeitschr.  für  Slaatsw.,  1850,  S.  299  fg.:  Die  Staatsehre  oderSou- 
veränetflt  als  Princip  des  praktischen  europäischen  Völkerrechtes. 

3)  Gar  der  Rede  nicht  werth  ist:  Eden,  The  Hon.  F.,  Historical  sketch  of  the 
historical  policy  of  modern  Europe.  Lond.,  1823;  ein  ziel-  und  zweckloses  Gerede 
über  geschichtliche  und  dogmatische  Grundlagen  des  Völkenrechtes.  Schüler- 
srbeiL 
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schlnss  erhalten  hat.  Allem  dem  nnbefangenen  Prüfer  leachtet  doch  Doppeltes  ein.  — 
Einmal,  dass  der  ganze  Gedanke  auf  der  Annahme  beruht,  es  sei  das  ganze 
Menschengeschlecht  schliesslich  zu  Einem  dnrch  einen  gemeinschaftlichen  äus- 
seren Organismus  verbundenen  Ganzen  bestimmt;  folglich  der  einzelne  Staat 
ein  unvollkommener  Zustand,  das  ganze  Völkerrecht  nur  zulässig  in  dem  Sta^ 
dium  der  unvollkommenen  einzelnen  souveränen  Staaten.  Nur  unter  dieser  An- 
nahme ist  es  nämlich  möglich,  die  höchste  Aufgabe  darin  zu  sehen,  dass  sich 
das  Völkerrecht  bis  zur  Selbstvemichtnng,  nämlich  bis  zum  Aufgehen  in  ein 
Welt -Staatsrecht,  entwickle.  Nun  ist  aber  eben  die  grosse  Frage,  ob  diese 
äussere  Einheit  und  Einförmigkeit  des  Menschengeschlechtes  wirklich  deren 
Ziel  ist  und  sein  kann;  und  ob  nicht  vielmehr  gerade  die  intensivste  subjective 
Ausbildung  jeder  Race,  jedes  Stammes,  jedes  Volkes  die  höchste  Aufgabe  ist? 
Scheint  doch  nur  auf  diese  Weise  die  Verschiedenheit  der  Climate,  geographi* 
sehen  Lagen ,  Racen  u.  s.  w.  Erklärung  zu  finden.  Ist  dem  aber  so ,  —  und 
meiner  Ueberzeugung  nach  ist  ihm  also,  —  dann  ergiebt  sich  auch  das  ge- 
trennte Fortbestehen  unabhängiger  Staaten,  also  ein  Völkerrecht,  als  nothwen- 
dig;  d.  h.  die  ganze  Aufgabe  und  Bewdsfflhrung  Fallati's  zerfällt  in  sich,  un- 
ter dieser  Voraussetzung  ist  es  denn  aber  auch  flberflttssig,  Aber  die  Einzebi- 
heiten,  und  namentlich  Ober  die  Zutheilung  bestimmter  Regierungsformen  an 
die  einzelnen  Entwicklungsstufen  des  Staaten-Gesammtlebens,  zu  streiten.  Selbst 
die  Frage,  ob  ein  solcher  einheitlicher  Weltstaat  nur  überhaupt  thatsächlich  möglich, 
nämlich  von  einem'  Mittelpunkte  aus  beherrschbar,  wäre?  —  Zweitens  aber  ist ' 
klar,  dass  selbst  wenn  die  Grundansicht  richtig  und  der  darauf  gebaute  Satz 
von  der  nur  bedingten  und  wesentlich  vorflbergehenden  Erlaubtheit  des  Völ- 
kerrechtes begrflndet  ist,  dennoch  wir  zunächst,  und  wohl  noch  fOr  Jahrtau- 
sende, der  Anerkennung  und  Bearbeitung  desselben  nicht  überhoben  wären. 
Die  Menschheits-Einheit  ist  noch  nicht  sehr  nahe;  bis  dahin  aber  muss  Ordnung 
und  Recht  auf  der  einstweiligen  Stufe  der  „Völkergenossenschaft"  sein.  Die 
unmittelbare  Wirkung  der  völligen  Zustimmung  zu  dem  ganzen  Gedanken  wäre 
somit  nur  eine  andere  Stellung  des  Völkerrechtes  in  der  Reihe  der  Staatswis- 
senschaften. Es  wäre  eine  Mittelstufe  zwischen  dem  Bundesstaatsrechte  und 
dem  Staatsrechte  der  einstigen  Weltmonarchie.  Diese  Aenderung  aber  wäre 
zwar  wohl  von  wissenschaftlicher  Bedeutung;  allein  zunächst  k&um  ftlhlbar  im 
Leben  und  in  der  fOr  das  Leben  bestimmten  Lehre. 

Ueber  den  Werth  der  Kaltenbom^schen  Schrift  als  Literaturgeschichte  ist 
bereits  gesprochen,  auch  dabei  angegeben  worden,  warum  die  unzulässige  Ver- 
bindung von  Bücheraufführung  und  Materialkritik  der  Wissenschaft  dieser 
letzteren,  räumlich,  nicht  zuträglich  ist.  Diess  darf  jedoch  nicht  hindern,  den 
Werth  dieser  Seite  der  Arbeit,  so  weit  sie  nun  eben  geht,  anzuerkennen. 
Wäre  es  auch  für  den  Verfasser  und  ftlr  die  Leser  besser  gewesen,  wenn  die 
Untersuchung  der  bisher  im  Völkerrechte  aufgestellten  Lehren  nicht  an  die 
einzelnen  Bücher  gebunden,  sondern  nach  ihrer  innem  Bedeutung  und  dem  or- 
ganischen Zusammenhange  vorgenommen  worden  wäre;  und  hätte  ein  EiJigehen 
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in  die  emzeinen  HaapUehren  nur  mit  Dank  angenommen  werden  k6nnen:  so 
ist  doch  der  kritische  Theil  hoch  zn  stellen.  Nicht  nnr  sind  die  Ausstellungen, 
welche  der  Verfasser  an  dem  jetzigen  Zustande  des  Völkerrechtes  als  Wissen* 
Schaft  macht,  wohl  begründet;  sondern  es  ist  namentlich  auah  der  Hauptgedanke, 
dass  die  Grundlage  des  Völkerrechtes  nicht  in  dem  subjectiven  Willen  der 
einzelnen  Staaten,  sondern  in  der  objectiven  vemttnftigen  Ordnung  des  Zusam- 
menlebens verschiedener  Staaten  zu  suchen  sei,  von  hoher  Bedeutung  und  ein- 
leuchtender Wahrheit.  Diess  ist  denn  endlich  eine  Grundlage,  auf  welcher  wir 
zu  sachlich  richtigen  Grundsätzen,  zu  einer  richtigen  Umschreibung  des  Völker- 

i  rechtes,  und  zu  einer  verständigen  Eintheilung  kommen  können.  Wenn  einmal 

(  ein  aus  diesem  Gedanken  hervorgegangenes  System  vorliegt,  dann  wird  sich 

erst   die  ganze  Bedeutung  und  .die  grosse  Verschiedenheit  dieser  Auffassung 

I  auch  dem   Befangensten  zeigen.     Es  ist  hier  somit  in  der  That  ein  grosser 

Schritt  vorwärts  geschehen.  — .  Ob   der  Kritik   der  Systematik  nicht   zu   viel 

I  Werth  und  zu  viel  Baum  eingeräumt  worden  ist,  mag   dahin  gestellt  bleiben. 

t  Wenn  nur  die  Eintheilung  des  Stoffes  dem  Grundgedanken  der  Wissenschaft 

im  Wesentlichen  entspricht ,   so  liegt  schliesslich  an  dieser  oder  jener  Einzeln* 

;  heit  oder  Eigenthümlichheit  nicht  viel.    Der  vom  Verfasser  selbst  ausführlich 

gegebene  Entwurf  eines  Systemes  ist  sehr  durchdacht  und  löblich;  und  wenn* 
vielleicht  auch  die  Eintheilung  der  Lehren  nach  den  drei  Beziehungen  der 
^  Souveränetät  der  Staaten,  des  Rechtes  und  der  Pflicht  des  Verkehres  mit 
Andern,  endlich  der  Ordnung  der  Gemeinschaft,  noch  logischer  und  namentlidi 
dem  Grundsatze  einer  objectiven  Auffassung  noch  gemässer  sein  möchte:  so 
wird  doch  kein  Verständiger  daran  mäckeln,  wenn  Ealtenbom  seinen  Vorsatz 
ausfuhrt,  ein  tüchtiges  Werk  auf  seinen  Grundlagen  und  nach  seinem  Systeme 
zn  liefern. 

Ist  diese  Ansicht  von  der  £altenbom'schen  Auffassung  begründet,  so  er- 
giebt  sich  freilich  auch  von  selbst,  dass  die  Arbeiten  von  Haelschner  und 
Fütter  nicht  als  gelungene  betrachtet  werden  können.  —  Dieselben  stimmen 
in  so  ferne  mit  einander  überein,  als  sie  beide  eine  Begründung  des  positiven 
Völkerrechtes  suchen ;  materiell  weichen  sie  freilich  wieder  fühlbar  von  einan- 
der ab.  Der  erstere  findet  nämlich  das  positive  Völkerrecht  begründet  in  dem 
gemeinschaftlichen  Rechtsbewusstsein  der  das  europäische  Staatensystem  bilden- 
den Staaten,  wie  sich  dasselbe  theils  durch  einzelne  Willensäusserungen,  theils 
durch  Gewohnheit,  theils  wohl  auch  durch  Verträge  und  sonstige  Erklärungen 
ausspreche.  Dem  natürlichen  Rechte  räumt  er  lediglich  keinen  Einfltiss  dar* ' 
auf  ein,  läugnet  sogar  dessen  Vorhandensein  ganz.  —  Pütter  dagegen  erach- 
tet das  positive  Völkerrecht  als  den  freien  vernünftigen  Staatswillen  der  christ- 
lichen souveränen  Staaten  in  ihrem  gegenseitigen  Verhältnisse,  und  namentlich  das 
allgemeine  positive  Völkerrecht  als  die  Uebereinstimmung  dieser,  Staatswillen. 
Dabei  gestattet  er  eine  Unterscheidung,  aber  nicht  Trennung,  des  philosophi- 
schen Völkerrechtes,  als  des  aus  allgemeinen  Vemunftgesetzen  mit  Nothwen- 
keit  Folgenden,  von  dem  positiven;   und  verbindet  beide  zu  dem  praktischen 
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Völkerrechte.  —  In  der  späteren  grösseren  Abhandlang  giebt  er  aber  diesem 
seinem  praktischen  Völkerrechte  die  subjeetive  „Freiheit  des  freien  Staatswü- 
lens  der  souveränen  Völker'^  als  sachliche  Grundlage  und  durchweg  entschei- 
dende Norm.  —  Das  vorstehende  Urtheil  ttber  diese  Arbeiten  wird  aber  durch 
eine  doppelte  Erwägung  bestimmt.  —   Einmal  durch  den  nur  sehr  relativen 
Werth,  welchen  man  der  formellen  Durchfahrung  an  sich  nicht  neuer  Sätze  in 
dem  Gedankengange  und  dem  Sprachgebrauche  einer  bestimmten  Schule  beilegen 
muss.    Mag  eine  solche  Umkleidung  auch  eine  Bedeutung  f£Lr  die  Schule  ha- 
ben, (weil  es  eine  Probe  der  Anwendbarkeit   ihrer  Sätze  und   ihrer  Methode 
ist;)  so  ist  diess  keineswegs  fQr  die  concreto  Wissenschaft,  welche  gar  leicht 
nur  eine  neue  Wortfassung  ihres  alten  Besitzes  erhält,   dadurch  aber  leicht 
mehr  verwirrt  als  gefördert  wird.    In   so  ferne  also   die  in  Frage  stehenden 
Abhandlungen  in  der  Hauptsache  nur  als  Anpassungen  älterer  Sätze  an  die 
Hegel'sche  Schule  und  Methode  erscheinen,  sind  sie  vom  Standpunkte  des  Völ- 
kerrechtes nicht  eben  so  hoch  anzuschlagen.     Die   älteren   Völkerrechtslehrer, 
welche  jetzt  gerne  wegen  ihrer  Begriffslosigkeit  hart  angelassen  werden,  haben 
schon  bisher  ungefähr  das  Nämliche  mit  anderen  Worten  gesagt.    Und  wenn 
allerdings  in  der  jetzigen  richtigeren  Auffassung   des   Gewohnheitsrechtes  ein 
wissenschaftlicher  Fortschritt  nicht  zu  verkennen  ist:   so   verschwindet  dieser 
in  der  praktischen  Anwendung  wieder  beinahe  ganz,  wenn  es  sich  vom  Beweise 
bei  dem  Einen  von  dem  Vorhandensein  eines   Gewohnheitsrechtes,  bei  demr 
Andern  von  dem  Vorhandensein  eines  Bechtsbewusstseins  handelt,  indem  dann 
Beide  eben  auch  darauf  verwiesen  sind,   zu  zeigen,  dass  und  wie  weit  ein  be- 
stimmter Satz  wirklich  die  Ueberzeugung  und  Bichtschnur   dieser  oder  jener, 
vieler  oder  weniger  Staaten  ist  —    Einen  zweiten  Grund  zu  .abfölliger  Beur- 
theilung  giebt  der  Umstand ,  dass  beide  Schriftsteller  materiell  unrichtige  Sätze 
vertheidigen.     Hälschner  will    kein  philosophisches   Völkerrecht    anerkennen. 
Es  ist  in  der  That  schwer  zu  begreifen,  wie  geläugnet  werden  kann,  dass  auch 
die  Bechtsverhältnisse  zwischen  Staat  und  Staat  rein  vernünftig  begriffen  wer- 
den können,  und  sogar,  wissenschaftlich,  begriffen  werden  müssen.    Was  aber 
die  Pütter'sche  ZurOckfOhrung  des  Völkerrechtes  auf  die  subjeetive  vemflnftige 
Freiheit  eines  jeden  einzelnen  Staates  betrifft,  so  kann  diese  Grundlage  ent- 
weder nur  zu  einem  Chaos  von  Willkür  und   zu  völliger  Aufhebung  des  Vöi« 
kerrechtes,  als  eines  wesentlich  gemeinschaftlichen  Bechtes,  führen;   oder  aber 
es  muss  durch  dialectische  Künste  der  subjectiven  Freiheit  wieder  ein  inner- 
lich nothwendiger  objectiver  Inhalt  gegeben  werden,  und  dann  ist  es  einfach», 
und  klarer,  diesen  gleich  aufzuführen  und  an  die  Spitze  zu  stellen,  und  nicht 
nur  Forderungen,   sondern  auch  Pflichten  als  Gegenstand .  des  Völkerrechtes 
anzuerkennen. 

2.    Grundrisse. 

Es  ist  Sitte  geworden,   auf  die  blossen  Grundrisse  zum  Gebrauche  bei 
Vorlesungen  als  auf  „Uterarisehe  Speisezettel'^  hoch  herabzusehen.     Diess  ist 
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ganz  yerkehrt  Wenn  freilich  ein  akademischer  Lehrer  nach  langen  Jahren 
kein  anderes  Denkmal  seiner  schriftstellerischen  Thätigkeit  aufzuweisen  hat, 
oder  wenn  er  sich  auf  eine  solche  Arbeit  viel  zu  Gute  thnn  will,  dann  mag 
ein  spöttisches  Lächeln  an  der  Stelle  sein.  Auch  ist  natürlich,  dass  Niemand 
aus  Paragraphen-Verzeichnissen  mit  oder  ohne  Literatur  durch  Selbststudium 
eine  Wissenschaft  erlernen  kann.  Allein  dennoch  ist  ein  guter  Grundriss  in 
mehr  als  Einer  Beziehung  eine  nützliche  Arbeit.  Zunächst  als  Leitfaden  für 
mflndliche  Vorträge;  dann  aber  auch  zur  schnellem  Uebersicht  über  die  Stoff- 
anordnung eines  andern  Manpes  yom  Fache  und  zur  Erinnerung  an  das  bei 
eigener  Arbeit  etwa  Vergessene.  Desshalb  dürfen  denn  auch  die  kleinen  Ar- 
beiten des  Dänen  Eolderup-Rosenvinge  ^)  und  der  Deutschen  Winter^), 
Mi6helsen>)  und  Pözl  ^)  nicht  ganz  übergangen  werden.  —  Die  Grundrisse 
der  Letzteren  enthalten  nur  Eintheilungen  und  Paragraphen -üeberschriften; 
jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  Michelsen  und  Pözl  gelegentlich  Büchertitel 
beifügen,  Winter  aber  ausser  dem  (philosophischen  und  positiven)  Völkerrechte 
auch  noch  die  auswärtige  Politik  aufnimmt.  Weit  reichhaltiger  an  Stoff  ist 
das  dänische  Werkchen.  Der  Text  ist  sehr  kurz  und  bestimmt;  aber  die  No-« 
ten  geben  vielfache  Erläuterungen,  Beispiele  und  Literatur-Nachweisungen.  Es 
besteht  wohl  im  Deutschen  ein  Grundriss  von  gleicher  Brauchbarkeit  nicht.  Im 
Uebrigen  stimmt  freilich  das  System  in  allen  vier  Schriften  nicht  mit  den  so 
eben  gemachten  Andeutungen  über  richtige  Eintbeilung  des  Gegenstandes 
flberein. 

Sehr  verschieden  von  den  bisher  genannten  nach  Form  und  Zweck,  aber 
doch  am  Ende  eben  auch  ein  „Grundriss"  ist  eine  kleine  Arbeit  von  J. 
B entkam  über  das  Völkerrecht,  welche  in  der  englischen  Gesammtaus* 
gäbe  seiner  Werke  zum  ersten  Male  abgedruckt  ist  ^).  Der  Zweck  der 
wenigen  Blt^tter  ist  nämlich  auch  kein  anderer,  als  die  Entwerfung  blosser 
Gnindlinien  eines  Systemes  des  Völkerrechtes.  Allein  nichts  kann  abweichen- 
der sein,  als  die  Methode.  Anstatt  einer  gleichmässigen  und  systematisch 
geordneten  'Bezeichnung  der  sämmtlichen  die  Völkerrechts-Wissenschaft  bilden- 
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den  Materien  fonnnlirt  Bentham  die  materiellen  Grundlagen  des  intemaüofia- 
len  Rechtes,  wie  er  sich  dasselbe  denkt,  beweist  deren  Richtigkeit,  und  deutet 
dann  mit  wenigen  Strichen  an,  welches  Gebäude  sich  auf  denselben  errichten 
liesse.  Nur  Einen  Punkt  behandelt  er  ausführlicher;  und  ein  (freilich  wohl 
nicht  Ton  ihm  selbst,  sondern  vom  Herausgeber  dazu  gefügter)  Anhang  soll  in 
einem  Beispiele  die  praktische  Anwendung  der  Principien  zeigen.  Der  als 
Grundlagen  betrachteten  Punkte  sind  aber  vier:  die  Objecte  des  YOlkerrechtes, 
nämlich  die  Erstrebung  des  allgemeinen  Nutzens  im  Verkehre  unabhängiger 
Staaten  und,  im  Falle  eines  Krieges,  die  Herbeiführung  des  möglichst  geringen 
Unglückes;  die  Subjecte  des  Völkerrechtes,  oder  die  Bestimmungen  Ober  die 
völkerrechtliche  Unterthanenschaft;  die  Ursachen  und  Wirkungen  des  Krieges; 
endlich  die  Mittel  zu  einem  ewigen  Frieden.  Der  Anhang  bespricht  eine  Durch- 
stechung der  Meerenge  von  Panama  durch  eine  Actiengesellschaft,  „Junctiana*' 
zu  benennen.  Am  ausführlichsten  ist  der  Plan  das  ewigen  Friedens  bearbeitet, 
zu  dessen  Bewerkstelligung  eine  vertragsmässige  allseitige  Herabsetzung  und  Auf- 
hebung der  Land-  und  Seemacht,  verbunden  mit  der  freiwilligen  Losgebung  aller 
Kolonieen  und  entfernten  Besitzungen,  sodann  die  Gründung  eines  durch  die 
öffentliche  Meinung  zwingenden  Völkergerichtes  vorgeschlagen  werden.  —  Es 
ist  nicht  möglich,  ein  bezeichnenderes  Muster  von  der  staunenswerlhen  analy- 
tischen Kraft,  der  enge  geschlossenen  Logik,  der  völligen  Furchtlosigkeit  selbst 
vor  einer  Absurdität  der  Folgesätze,  der  Gedrängtheit  der  Worte  und  Gedan- 
ken Bentham's  aufzuweisen,  als  diese  kleine  Arbeit  über  das  Völkerrecht  Wer 
den  Mann  etwa  noch  nicht  kennen  sollte,  der  kann  ihn  hier  in  seiner  ganzen 
Eigenthümlichkeit  vor  sich  sehen.  Auch  sein  Nützlichkeits-Princip  zeigt  sich 
in  völliger  Starrheit  und  Unzureichenheit.  Die  Auffindung  und  Bekanntmachung 
der  Handschrift  ist  somit  ein  wahres  Verdienst  Daran  ist  freilich  nicht  zn 
denken,  dass  sich  ein  umfassendes  und  zu  praktischen  Zwecken  brauchbares 
System  des  Völkerrechtes  auf  diesen  engen  und  fast  willkürlich  gawäfalten 
Grundlagen  errichten  liesse.  Allein  zu  lernen  und  zu  benutzen  ist  dennoch 
viel  Neues;  eine  schärfere  und  gedrängtere  Kritik  vieler  gemeinhin  angenom- 
mener Sätze  lässt  sich  nicht  denken.  So  sind  z.  B.  die  über  internationales 
Privat-  und  Strafrecht  vorgebrachten  Sätze  ohne  allen  Zweifel  zum  grossen  Theile 
unrichtig;  allein  die  logische  Herauswicklung  derselben  aus  dem  Begriffe  des 
U£terthanen  (so  wie  schon  die  Erörterung  dieses  letztem  Verhältnisses)  Ist 
unübertrefflich. 

3.     Systeme   des   philosophischen   Völkerrechtes. 

Als  einer  der  beiden  Hauptgründe  der  grossen  neueren  Thätigkeit  im 
Völkerrechte  ist  wiederholt  die  weitere  Entwicklung  der  Philosophie  über  des 
Kant'schen  oder  gar  Wolfschen  Standpunkt  hinaus  anerkannt  worden.  Man 
sollte  nun  glauben,  dass  dieser  Einfluss  der  jüngeren  Philosophie  sich  vorzugs- 
weise auch  in  einer  grossen  Anzahl  von  ganzen  Systemen  des  philoso* 
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phischen  Yölken-echtes,  und  zwar  von  Systemen  in  allen  neuen  Schulen, 
zeigen  werde.  Dem  ist  denn  nun  aber  erfahrungsgemäss  nicht  so.  Es  sind 
zwar  auch  in  der  letzten  Zeit  Systeme  des  natürlichen  Völkerrechtes  erschie- 
nen; allein  theils  sind  deren  nicht  so  viele,  als  man  erwarten  sollte,  theils, 
was  noch  auffallender  ist ,  gehören  sie  noch  der  alteren  Philosophie  an,  und 
sind  beinahe  ausschliesslich  von  Nichtdeutschen  verfasst  oder  wieder  heraus- 
gegeben. 

Diese  Erscheinung  lässt  sich  jedoch  erklären.  Es  ist  soeben  ausgeführt 
worden,  dass  selbst  in  Deutschland,  dem  Vaterlande' der  philosophischen  Be- 
wegungen, die  kritischen  Untersuchungen  über  die  ersten  Grundlagen  des  Völ- 
kerrechtes UQch  keineswegs  abgeschlossen,  zum  Theile  noch  nicht  einmal  recht 
angefasst  sind.  Es  begreift  sich  also,  dass  Deutsche  einer  Seits  Bedenken 
tragen,  ganze  Lehrgebäude  auf  einem  noch  nicht  ganz  fundamentirten  Boden 
zu  errichten,  anderer  Seits  aber,  wenigstens  grössten  Theiles,  die  früheren  Phi- 
losophieen  für  überwunden  ansehen  und  auf  deren  Standpunkt  jetzt  nichts 
mehr  schaffen  wollen.  Sie  tragen  also  ihre  Thätigkeit  im  Völkerrechte,  auch 
in  so  ferne  sie  von  der  Philosophie  ausgehen  sollte,  zunächst  noch  auf  andece 
Aufgaben,  als  auf  die  Schaffung  geschlossener  Systeme.  Die  übrigen  Cultur- 
völker  dagegen,  welche  weniger  Neigung- und  Anlage  zur  abstracten  Philosophie 
haben  und  der  Bewegung  in  Deutschland  nur  in  grossem  zeitlichem  Abstände 
folgen,  haben  nicht  das  Bewusstsein  Veraltetes  zu  liefern;  desshalb  kann  bei 
ihnen,  wenn  nur  sonst  ein  Grund  vorhanden  ist,  unbefangen  ein  neues  System  des 
philosophischen  Völkerrechtes  geliefert  oder  ein  früheres  noch  einmal  ans  Licht 
gezogen  werden,  welches  in  einer  diesseits  des  Bheines  längst  und  vollkommen 
verklungenen  Lehre  seine  Wurzel  hat. 

So  erklärt  sich  denn  vor  Allem  ganz  gut,  dass  noch  in  der  jüngsten  Zeit 
in  England ,  in  Frankreich  und  in  Spanien  eine  ganze  Reihe  commentirter  und 
vermehrter  neuer  Ausgaben  von  Grotius,  Bourlamaqui,  Vattel  und  Rayneval 
erschienen  ist. 

Am  natürlichsten  ist  diess  allerdings  bei  Grotius  selbst.  Sein  Werk 
bleibt  denn  doch  immer  die  Grundlage  der  ganzen  Wissenschaft;  und  es  hat 
also  neben  seinem  dogmatischen  Werthe  eine  grosse  geschichtliche  Bedeutung. 
Diese  hervorzuheben  und  der  jeweiligen  Auffassung  begreiflich  zu  machen ,  ist 
somit  ein  zu  jeder  Zeit  möglicher  und  nützlicher  Gedanke.  Die  eben  angedeu- 
teten Erwägungen  müssen  aber  doch  zur  Erklärung  theilweise  beigezogen  wer- 
den, wenn  man  findet,  dass  über  diese  Aufgabe  hinaus  der  Text  des  Werkes 
selbst  neu  herausgegeben,  übersetzt  und  mit  einem  neuen  Commentare  von 
notis  variorum  begleitet  wird,  wie  diess  so  eben  wieder  geschehen  ist,  und 
zwar  von  einem  so  bedeutenden  Manne,  wie  W.  WheweU  *). 


1)  Grotius,  H.,  De  jnre  belli  et  pacis,  accompagnied  by  an  al^gded  tnmslation  of 
the  text.  By  W.  Whewell,  with  notes  of  the  ai^thor,  Bourlamaqui  and  otfaers. 
I — ^in.  Cambr. ,  1854.  —  Die  UebersetzuDg  ist  auch  abgesondert  erschienen  u. 
d..  T. :  Groüns  on  the  rights  of  war  and  peace,  an  abrigd.  transl.  of  W.  W. 
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Yattel  ist  bekanntlicli  eine  grosse  Auctorität.  Schon  längst  hat  ia 
den  ausserdeutschen  Ländern  keine  Bearbeitung  des  philosophischen  Yölke^ 
rechtes  eine  so  allgemeine  Billigung  und  Benützung  gefunden,  als  eben  sein 
Handbuch.  Alle  Auseinandersetzungen,  dass  dasselbe  denn  doch  nur  eine  les- 
barere, zum  Theile  sogar  verschlimmbesserte  üebersetzung  von  Wolfs  Wert 
sei,  dass  dasselbe  sich  keineswegs  durch  eine  tiefe  Auffassung  und  kemhafte 
Beweisftlhrung  auszeichne,  dass  es  um  ein  Jahrhundert  hinter  dem  jetzigei 
Stc^de  der  Philosophie  zurück  sei,  haben  lediglich  nichts  verfangen.  Es  gut 
bei  Piplomaten  und  namentlich  bei  Consuln  als  eine  Art  von  Orakel,  wird 
nicht  selten  sogar  in  Staatsschriften  als  ein  unbeantwortbarei'  Beweis  an- 
geführt, und  bietet  somit  das  eigenthümliche  Schauspiel  eines  fast  zum  posi- 
tiven Gewohnheitsrechte  gewordenen  Lehrgebäudes  dar.  —  Was  aber  Bour- 
lamaqui  und  Bayneval  betrifft,  so  sind  sie  zwar  nicht  so  weit  veiitreitet 
und  so  hoch  geschätzt;  allein  ihre  flache,  anscheinend  so  klare  Auffassung  des 
Völkerrechtes,  welcher  gemäss  dieses  einfach  ein  Abschnitt  oder  eine  Anwen- 
dung des  natürlichen  Privatrechtes  ist,  hat  doch  auch  ihnen  schon  früher  viele 
Leser  verschafft,  (Bourlamaqui  namentlich  in  England,)  und  lässt  sie  auch  jetzt 
noch  practisch  manchfach  gebrauchen.  —  Die  neuen  Ausgaben  dieser  Stamm- 
halter des  philosophischen  Völkerrechtes  sind  denn  nun  aber  folgende:  Von 
Vattel  sind  vor  Allem  neue  Abdrücke  der  französischen  Urschrift  mit  al- 
lerlei Anhängen  und  Erweiterungen  erschienen.  I  Der  erste  derselben ,  in 
Jahre  1885  von  Hoffmanns  herausgegeben'),  enthält  ausser  dem 
Texte  von  Vattel  die  kleine  oben  bereits  besprochene  Schrift  von  Sir  J.  Ma- 
cintosh und  ein  völkerrechtUches  Bücherverzeichniss.  Der  andere  im  Jalire 
1838  vom  Graven  Hauterive  veranstaltete  ^)  giebt  ebenfalls  ein  Bflcherve^ 
zeichniss  und  überdiess  einige  vollkommen  nutzlose  und  veraltete  Aufsätze  von 
Vattel  selbst,  von  Chambrier  d^Oleires  und  Sulzer.  Sodann  liegen  neuere 
Uebersetzungen  in  mehrere  Sprachen  vor.  Eine  englische  Üebersetzung  ist 
von  dem  im  Handelsrechte  rühmlichst  bekannten  Bechtsgelehrten  Chitty  un* 
temommen,  und  mit  einigen  Anmerkungen,  Anführungen  englischer  Gerichts- 
sprüche und  einer  unbedeutenden  literargeschichtüchen  Einleitung  versebea 
worden  ^).    Namentlich  in  Amerika  hat  diese  Bearbeitung  grosse  Verbreitung 


1)  Vattel,  Em.  de,  Le  Droit  des  Gens,  ou  principes  etc.  Nouv.  ddition  angment^ 
de  quelques  remarques  nouvelles  et  d'une  bibliograpbie  choisie  et  syslematiqiK 
da  Droit  de  la  Nature  et  des  Gens,  par  Mr.  de  Hoff  manns,  pr^c  d'oD  discom 
par  Sir  J.  Macintosh,  trad.  par  M.  P.  Royer-Collard.  I.  11.    Paris,  1S3&. 

2)  Vattel,  Em.  de,  Droit  des  Gens.  Ed.  pr^cddöe  d'un  Essai  de  Tanteur  sor  le  Droit 
natorel;  illustr^e  de  questions  et  d'observatlons  par  Mr.  le  Bon.  de  Chambrier 
d'Oleires;  avec  des  annexes  nouvelles  de  Mr.  de  Vattel  et  de  Mr.  SuUer, 
un  Compendiimi  bibliographique  par  Mr.  le  Cte.  d'H auterive.  LII.  Par.,  i83S. 

3)  Vattel,  Em.  de,  The  Law  of  Naüons.  A  new  edition  by  J.  Chitty.  Lond^ 
1834. 
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gefunden  ^).  Ferner  bestehen  mehrere  üebersetzungen  ins  Spanische;  die 
eine,  von  Otarena,  nur  das  Werk  selbst  wiedergebend  *),  die  andere  mit 
den  oben  erwähnten  Zugaben  von  Hoffmanns  ^).  Endlich  aber  ist  auch  noch 
ein  förmlicher  Commentar  zu  Vattel  erschienen,  und  zwar  von  dem  noch  öfter 
im  Verlaufe  dieses  Versuches  zu  nennenden,  portugiesischen  Staatsmamie 
Pinhoiro-Ferreira  *).  Diese  Schrift  ist  wenigstens  von  einer  vergleichens- 
werthen  Bedeutung.  Es  kann  nämlich  nicht  geläugnet  werden,  dass  manche  der 
Bemerkungen  eine  richtige  Polemik  gegen  Vattel  enthalten,  besonders  die  Un- 
genauigkeit  desselben  in  Worten  und  Begriffen  siegreich  nachweisen ;  und  dass 
andere  derselben  eigene  Ausführungen  des  Verfassers  liefern,  welchen  die 
Beachtung  nicht  entgehen  kann,  die  jeder  Ansicht  eines  gelehrten  und 
selhstständigen  Mannes  gebührt.  Doch  ist  auch  gar  Manches  auszusetzen.  Vor 
Allem  waren  Erörterungen  über  das  erste  Buch  von  Vattel,  bekanntlich  ein 
gar  schwaches  Staatsrecht  enthaltend,  völlig  überflüssig ;  und  diess  um  so  mehr, 
als  man  die  Ansichten  des  Commentators  über  das  öffentliche  Becht  schon  längst 
kannt^.  Sodann  darf  man  sich  wohl  über  den  Ton  wundern ,  welchen  der  Ver- 
fasser der  Noten  gegen  den  Urheber  des  von  ihm  selbst  als  „klassisch^'  be- 
zeichneten Werkes  nicht  selten  einhüllt.  Gott  bewahre  Jeden  vor  seinen  Freun- 
den! Endlich  und  hauptsächlich  aber  drängt  sich  der  allgemeine  Zweifel  auf, 
ob  überhaupt  durch  die  Erläuterung  eines  philosophischen  Werkes  mittelst 
vereinzelter  Noten  viel  gewonnen  werden  kann.  Selbst  wenn  solche  vereinzelte 
Sätze  schärfer  und  tiefer  eindringen,  als  wohl  iu  dem  vorliegenden  Falle  zu- 
weilen geschehen  mag,  so  gebricht  ihnen  doch  der  allgemeine  Ausgangs-  und 
Anhaltspunkt,  die  Uebersicht,  damit  aber  die  rechte  Beweiskraft  und  Belehrung. 
—  Von  Bourlamaqui  ist  allerdings  nicht  das  ganze  ursprüngliche  Werk 
wieder  abgedruckt  worden.  Nachdem  im  Jahre  1820  der  ältere  Dupin  nur 
die  drei  letzten  Bände,  welche. das  Völkerrecht  enthalten,  neu  herausgegeben 
hatte,  ist  im  Jahre  1830  auch  eine  neue  Auflage  des  Auszuges  erscliienen,  wel- 
chen de  Feiice  schon  vor  mehr  als  siebzig  Jahren  gemacht  hatte  ^).    Später  sind 


1)  Es  liegt  eine  sixth  American  edition,  Philad.,  1844^  vor  mir. 

2)  Vattel,  £1  Derecho  de  Gentes,  o  principios  etc.,  trad.  cn  castellano  por  D.Lac. 
Hig.  Otarena,  1.  H.    Madr.,  1822. 

3)  Wattel,  G.  de,  (sie)  Derecho  de  Gentes,  o  principios  etc.  con  una  introdncion  por 

Sir  J.  Makintosh  y  una  bibliolheca  selecta.    I-^IV  16mo.    Par.«  1836. 

4)  Pinheiro-Ferreira,  M.  S.,  Notes  et  table  generale  analytique  de  Touvrage  de 
Vattel.    Par.,  1838. 

5)  Die  Principes  du  Droit  de  la  Nature  et  des  Gens  erschienen  ursprüoglich  in  Yyer- 
don,  1766  fg.,  in  8  Bänden;  die  drei  letzten  aher  wieder  abgesondert  unter  dem 
Titel :  Droit  de  la  nat«re  et  des  gens,  n4>av.  ed.  revue  par  Dupin.  Par.,  1820 — 21, 
5  Bde.  -^  Die  ursprüngliche  Ausgabe  des  Aaszages  ist:  Le^ons  de  droit  de  la 
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auch  mehrere  spanische  Uebersetzungen  unternommen  worden  ^).  Zu  welchem 
Zwecke  diess  Alles,  ist  freilich  schwer  einzusehen.  —  Die  neue  Ausgabe  tob 
Bayneval  endlich^  hat  wohl  mehr  die  Pietät  des  Sohnes,  als  ein  wirkliches 
Bedflrfniss  veranlasst. 

Die  Gründe,  warum  in  der  jüngsten  Zeit  solche  Systeme  des  philosophi- 
schen Völkerrechtes  nicht  wohl  zu  erwarten  waren,  welche  YoUständig  auf  der 
Höhe  der  sonstigen  Ausbildung  der  Philosophie  gestanden  hätten,  sind  oben 
angedeutet  worden.  Und  so  hat  es  sich  denn  auch  in  der  Erfahrung  gezeigt 
V\rir  haben  zwar  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  Reihe  von  neuen  Systemen 
erhalten;  aber  sie  haben  die  Wissenschaft  nicht  viel  gefördert,  und  sind  mehr 
als  die  Nachzügler  einer  früheren,  denn  als  die  Herolde  einer  kommendes 
Entwicklungsstufe  zu  betrachten.  Diess  gilt  denn  namentlich  von  den  Schrif- 
ten der  Italiener  Baroli  und  Tolomei,  unseres  Landsmannes  K  S.  Zachartt 
und  des  Belgiers  Destriveauz,  welche  sämmtlich  der  Kant'schen  Schnle  an- 
gehören. Aber  auch  durch  das,  was  der  Portugiese  Pinheiro-Ferreira 
gegeben  hat,  sind  wir  wenig  gefördert  worden,  wenn  schon  nicht  ganz  a» 
derselben  Ursache. 

Baroli,  Lehrer  der  Philosophie  in  Pavia,  hat  ein  sehr  umfassendei 
Werk  über  Rechtsphilosophie  geschrieben,  dessen  ganze  fünfte  und  sechste  Band 
dem  philosophischen  Völkerrechte  gewidmet  ist  <).  Der  allgem'eine  Eindruck, 
welchen  das  Buch  macht,  kann  nicht  anders  als  günstig  sein.  Es  ist  eine 
fleissige,  verständige  Arbeit,  ohne  Gespreiztheit  und  hochtönende  Redensarten, 
in  seiner  ganzen  Art  fast  deutsch ;  wie  denn  auch  der  Verfasser  die  dentsche 
Literatur  wohl  kennt.  Auch  mag  gar  wohl  sein,  dass  diese  ausführliehe  £r^ 
örterung  auf  Kant^schem  Standpunkte  in  Italien  verdienstlich,  weil  den  Meisten 
neu  war.  Allein  im  Allgemeinen  ist  natürlich  nichts  damit  gewonnen,  wenn 
wieder  einmal  das  Recht  auf  die  Bewahrung  vor  Verletzung  gestützt,  damit 
aber  auch  abgegrenzt  wird.  Wie  wenig  der  Verfasser  eine  freie  Auffassung 
von  der  Grundlage  und  dem  Ziele  des  Völkerrechtes  hat,  geht  schon  daraos 
hervor,  dass  er  das  Recht  auf  Verkehr  ausdrücklich  läugnet;  und  wie  wenig  er 
den  neuen  Untersuchungen  von  dem  Wesen  des  Rechtes  überhaupt  gefolgt  ist, 
zeigt  seine  oberflächliche,  veraltete  Ansicht,  dass  das  philosophische  Recht  da 


Nature  et  de  Gens  par  de  Feiice.    Yverd.,  I— IV.    Der  neue  Abdraek  aber  ist  er- 
schienen in  2  Bden,  Paris,  1830. 

1)  fiurlamaqui,    Eiementos    del  Derecbo    natural  .  .    trad.    por   J.   B.    Gareia 

Snelto.    Ed.  2,  I.  n.    Par.,  1838.  —  Prindpios  del  derecho  natural,  tnuL  por 
D.  M.  G.  V.   1B37. 

2)  Rayneval,  Ger.  de,  Institutions  du  Droit  de  la  Nature  et  des  Gens.  Nouv.  6diL 
par  de  Rayneval.  I.  11.  Par.,  1832.  —  Auch  hiervon  giebt  es  eine  ^tanudM 
Ueberselzung. 

3)  Baroli,  P.,  Dirilto  naturale  private  et  pnbblico.  I— VI.  Cremona,  1837.  —  üeber 
einen  andern  Theil  des  Werkes  s.  oben»  S.  247. 


Systematische  Arbeiten.    Philosoph.  Völkerrecht  3g9 

II  gelte,  wo  eine  Lftcke  im  poativen  Rechte  sei.  Auch  wird  natOrlich  das  philo* 
I  sophische  Recht  dadurch*  nicht  in  sich  klarer  und  überzeugender,  dass  überall 
I  positives  beigemischt  ist,  bald  als  vermeintlich  beweisendes  Beispiel,  bald  in 
selbstständiger  Ausführung.  Allerdings  wird  dieser  Fehler  auch  von  Anderen 
i  begangen;  allein  er  zeigt  desshalb  nicht  minder,  wo  er  vorkömmt,  einen  Mangel 
i;        an  philosophischer  Kraft. 

3  Von  noch  ungleich  geringerem  Werthe  ist  der  Abschnitt,  welchen  Tolo- 

fi  mei  in  Padua,  ebenfaUs  in  einem  grösseren  Werke  über  philosophisches 
ii  Recht,  dem  Völkerrechte  widmet  i).  Es  sind  nur  die  allerelementarsten  Be- 
griffe, ohne  gründliche  Ausführung  oder  tiefere  Auffassung.  Den  Stoff  liefert 
Vattel,  die  Philosophie  Kant. 

Ohne  Vergleich  besser  allerdings,  aber  doch  auch  nicht  vortrefflich  ist, 
^  was  E.  S.  Zachariä  leistete.  Er  hat  den  fünften  Band  seiner  „Vierzig  Bü- 
^  dier  vom  Staate^'  dem  Völkerrechte  gewidmet  ^).  V^n  einer  Arbeit  dieses 
,  geistreichen  und  gelehrten  aber  bizarren  Mannes  erst  noch  zu  versichern,  dass 
sie  das  Ergebniss  eines  scharfen  Verstandes  und  eines  reichen  Wissens  sei, 
ist  eben  so  überflüssig,  als  bemerklich  zu  machen,  dass  sie  auf  eine  auffiallende, 
wohl  auf  eine  gesuchte  Weise  von  dem  Gewöhnlichen  und  Angenommenen  ab- 
weiche. Hier  kommt  aber  noch  dazu,  (wie  man  in  der  zweiten  Ausgabe  der 
Vierzig  Bücher  gar  manche  Gelegenheit  zu  bemerken  hat,)  dass  der  schon  sehr 
alternde  Verfasser  zwar  von  den  neueren  Erscheinungen  in  der  Wissenschaft 
und  im  Leben  Eenntniss  nahm ,  dieselben  scharfsinnig  in  ihrer  Bedeutung  er- 
kannte und  sie  schon  aus  gelehrter  Eitelkeit  nicht  übergehen  wollte;  dass  er 
aber  doch  nicht  mehr  vermochte  oder  beliebte ,  sein  feststehendes  System  mit 
neuen  tiefgreifenden  oder  gar  wesentlich  umgestaltenden  Gedanken  und  That- 
.  Sachen  organisch  und  vollständig  zu  durchdringen,  und  daher  nicht  selten  den 
Ausweg  ergriff,  sich  mit  emer  sonderbaren  und  geistesblitzenden  allein  nur  aus- 
serlichen  Hineinstellung  oder  Anklebung  abzufinden.  In  anderen  Fällen  geht 
er  an  einem  weit  greifenden  Gedanken  schnell  vorüber,  ihn  kurz  mit  einem 
unstichhaltigen  Grunde  bei  Seite  stossend.  Nur  auf  diese  Weise  kann  man 
sich  denn  sowohl  die  Oekonomie  des  vorliegenden  Buches,  als  den  Mangel  an 
innerem  Zusammenhange  erklären.  Es  zerfäUt  nämlich  in  zwei  Haupttheile: 
in  das  Naturrecht  in  seiner  Anwendung  auf  das  Verhältniss  unter  den  Völkern, 
und  in  das  Völkerstaatsrecht.  Jenes  ist  ein  gewöhnliches ,  freilich  ziemlich  un- 
vollständiges, Völkerrecht  auf  Kant'schem  Standpunkte.  Dieses  dagegen  han- 
delt von  Völkerbünden  (rechtlich,  politisch  und  geschichtlich),  vom  Weltbür- 
gerrechte und  vom  Staatenrechte,  d.  h.  von  der  Collision  der  Gesetze.  Hier 
einen  organischen  Gedanken  und  eine  scharfe  Aussonderung  verschiedener 
Wissenschaftskreise  zu  finden,  dürfte  eben  so  unmöglich  sein,  als  dem  Gegebe- 


1)  Tolomei;  G.,  Corso  elementare  di  i)*ritto  naturale  o  razionale.  I— III.  Päd.,  1848. 

2)  Zachariä,  K.  S.,  Vierzig  Bücher  ?om  Staate.  2te  Aufl.    Bd.  V,  Hddelb,  1841. 
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nen   dennoch    bei  näherer  Bekanntschaft  vielfache  Anerkennung  des  Talentes 
und  Wissens  zu  versagen.    Die  ga.nze  Gegencinandersctznng  und  Ausschliessung 
des  Völkerrechtes  und   des  Staatenrechtes  ist  eben   so  unklar,  als  sonderbar« 
Nicht  selten  stosst  man  auf  kaum  glaubliche  Spitzfindigkeiten  und  Scheingründe, 
(so  z.  B.,  dass  eine  Auslieferung  politischer  Flüchtlinge  nicht  stattzufinden  habe, 
weil  sie  eine  unerlaubte  Intervention  in   die  inneren  Angelegenheiten   des  an* 
dem  Staates  wäre ;  oder  dass  ein  Staatsvertrag  über  ein  Hoheitsrecht  ungültig 
sei,   weil  das  Staatsoberhaupt  die  Pflicht  habe,  den  Staat   nach  den  jeweiligen 
Bedürfnissen  zu  regieren,  auf  eine  Pflicht  aber  nicht  verzichtet  werden  könne » 
und  dergleichen  mehr.)      Die  ganze  Geschichte  des  sogenannten  europäischen 
Völkerstaates  ist  nichts  anderes   als  eine  Philosophie  der  Geschichte  seit  dem 
Unte|*gange  des  weströmischen  Reiches,  somit  einem  Systeme  des  internationa- 
len Eechtes  ganz  fremdartig.    Dagegen  sind  aber  andere  Kapitel  höchst  bedeu- 
ten und  die  reiche  Frucht  des  Studiums  eines  ganzen  Lebens.     So  z.  B.  das 
sogenannte  Staatenrecht.      Davon  nicht  zu  reden,   dass  fast  jede  Seite  irgend 
einen  geistreichen  Gedanken  oder  eine   gelehrte  Hinweisung  giebt.     Freilich 
wird  man  auch  hier  nicht  immer  mit  dem  Verfasser  übereinstimmen  können ; 
allein   sicher  wird  man  von  ihm  zum   eigenen  Denken   genöthigt  sein.    Mit 
Einem  Worte,  Zachariä  hat  auch  dieser  Arbeit  den  Stempel   seiner  ganzen  be- 
deutenden Persönlichkeit   aufgedrückt,   dagegen  aber  eine  Abrundnng  und  ein 
beruhigendes  Abschliessen  der  Wissenschaft  entweder  selbst  nicht  gehabt  oder 
wenigstens  nicht  geben  wollen.  ^ 

Eine  hohe  wissenschaftliche  Bedeutung  ist  auch  bei  dem  besten  Willen 
der  Arbeit  von  Destriveaux,  welche  einen  Theil  seines  Werkes  über  das 
öffentliche  Recht  bildet  *),  nicht  beizulegen.  Es  ist  dieselbe  ein  gewöhnliches 
Compendium  des  Völkerrechtes  auf  Kant'^cher  Grundlage.  Der  Verfasser  hat 
weder  das  Bedürfniss  einer  innerlich  begründeten  Systematik,  noch  kann  er 
sich  über  die  Begründung  des  Völkerrechtes  durch  das  subjective  Recht  des 
einzelnen  Staates  erheben.  Im  Uebrigen  ist  das  Gesagte  selir  verständig  und, 
die  Hauptansicht  zugegeben,  im  Einzelnen  richtig.  Es  ist  ferner  das  Buch  le- 
bendig geschrieben  und  in  kurzen  klaren  Sätzen  abgefasst.  Da  nun  aber  auch 
auf  Literatur  oder  sonst  auf  Gelehrsamkeit  gar  nicht  abgehoben  ist,  so  kann 
eine  eigentliche  Bereicherung  der  Wissenschaft  nicht  erkannt  werden. 

Merkwürdiger  freilich  als  die  bisher  besprochenen  Darstellungen  aus  reiner 
Eant^schen  Schule,  desshalb  aber  noch  nicht  etwa  förderlicher  für  die  Wissen- 
schaft, ist  der  von  Pinheiro-Ferreira  in  einem  eigenen  Systeme  einge- 
nommene Standpunkt  ').  Er  kann  mit  Einem  Worte  als  der  der  radikalen 
Uebertreibung  der  atomistischen  Staätsauffassung  bezeichnet  werden;  denn  es 


1)  Destriveaux,  P.  J.,  Traitd  du  Droit  Public.    Brux.,  1849.   Bd.  I,  S.  263—412. 

2)  Pinheiro-Ferreira,  S.,  Cours  de  Droit  Interne  et  Externe.     Par.,  1830,  Bd. I, 
S.  8—216  und  379— i80. 
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wird  das  Recht  des  Einzel-Staates  gegenttber  von  anderen  Staatenindividaen  anf 
das  Höchste  getrieben,  die  Verpflichtung  desselben  als  Theil  eines  Ganzen  aber 
auf  das  niederste  Maass  zurückgeführt.  So  wie  der  Verfasser  in  seinem  Staats- 
rechte die  Befugnisse  der  einzelnen  Persönlichkeit  gegenüber  von  der  Gesammt- 
heit  ungebührlich  hervorhebt,  und  durch  eine  atomistische  Sicherstellnng  der- 
selben den  Organismus  des  Ganzen  fühlbar  beeinträchtigt:  so  legt  er  auch  im 
Völkerrechte  auf  die  Unabhängigkeit  und  Souvcränetät  des  einzelnen  Staates 
ein  weit  grösseres  Gewicht,  als  auf  ein  harmonisches  und  die  MenschheitSi- 
zwecke  förderndes  Zusammenleben  der  Staaten.  Es  spricht  sich  diese  Richtung 
zuweilen  höchst  grell  aus,  so  z.  B.  bei  der  Lehre  von  der  Anerkennung  neuer 
Staaten  oder  aufständischer 'Regierungen,  vom  Verkehrsrechte,  von  der  Auslie- 
ferung Flüchtiger  u.  s.  w.  —  Es  soll  nun  dieser  Auffassung  Folgerichtigkeit 
und  eine  gewisse  Kraft  des  Gedankens  nicht  abgesprochen  werden ;  auch  ist 
es  jeden  Falles  ganz  wünschenswerth,  die  radikale  Ansicht  auch  «im  Gebiete 
des  Völkerrechtes  in  Wirksamkeit  zu  sehen:  allein  die  Wahrheit,  ein  Fort- 
schritt der  Wissenschaft  ist  hier  nicht.  Es  tritt  der  ganze  Mangel  an  Orga- 
nisationssinn, an  höherer  Lebensauffassung,  und  vor  Allem  an  Gefühl  fftr 
Pflicht,  an  welchem  diese  Partei  überhaupt  leidet,  auch  hier  nachtheilig  ent- 
gegen. Eine  solche  selbstsüchtige  Atomistik  ist  nimmermehr  die  rein  vernünf- 
tige Lehre  vom  Rechte  gleichzeitiger  Staaten. 

4.  Systeme  des  positiven  Völkerrechtes. 

Vor  Allem  ist  hier  dem  Missverständnisse  vorzubeugen,  als  haben  die 
jetzt  zu  nennenden  Schriften  das  Positive  mit  völligem  Ausschlüsse  des 
Philosophischen  zum  Gegenstände.^  Diess  ist  bei  keinem  einzigen  Systeme  des 
Völkerrechtes  der  Fall ;  und  auch  bei  keinem  möglich.  Wohl  kann  nämlich 
ein  ausschliessend  philosophisches  Lehrgebäude  gegeben  werden,  (wie  die  vor- 
stehenden Werke  beweisen,  und  wie  es  deren  noch  gar  manche  ältere  gibt;) 
allein  blos  positives  internationales  Recht  genügt  nicht  zu  einem  wissenschaft- 
lich organischen  Ganzen.  Wenn  also  hier  von  Darstellungen  des  positiven 
Rechtes  gegenüber  vom  philosophischen  Völkerrechte  die  Rede  ist,  so  sind 
darunter  nur  solche  verstanden,  deren  Absicht  zunächst  eine  vollständige  Ent- 
wicklung des  erstem  ist,  ohne  dass  aber  dabei  eine  gänzliche  Ausschliessung 
des  philosophischen  Elementes  von  ihrer  Seite  irgendwie  behauptet  wäre.  Viel- 
mehr ist  die  gebührende  Berücksichtigung  der  philosophischen  Lehren  bei  jedem 
solchen  Werke  eine  eigene  wichtige  Frage. 

Bekannt  ist,  dass  das  von  J.  J.  Moser  dem  Gedanken  und  dem  Stoffe 
nach  begründete  positive  Völkerrecht  zuerst  von  Martens  geistiger  aufgefasst 
lind  auf  allgemeine  Grundsätze  gebracht  wurde;  und  dass  auf  der  von  diesem 
'bedeutenden  Manne  eröffneten  Bahn  in  kurzer  Zeit  hintereinander  Günther  (1787), 
Schmalz  (1817),  Schmelzing  (1818),  Klüber  (zuerst  1819)  und  Andere  auftra- 
ten und  das  Begonnene  theils  mit  Hülfe  kanfscher  Philosophie  grundsätzlich, 
theüs  geschichtlich  und  stofflich  weiter  führten.     Von  diesen   verschiedenen 
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Werken  waren  namentlich  die  von  Martens  und  Klttber  zu  einem  grossen,  ireit 
über  Deutschland  hinausreichenden  Ansehen  gediehen ,.  wohl  zum  Theile  getra- 
gen  durch  ihre  Abfassung  in  französischer  Sprache. 

Lange  blieb  dieser  Zustand;  und  erst  als  die  Masse  von  späteren  That- 
sachen  und  Grundsätzen  immer  grösser  und  ihre  Berflcksichtigung  ein  immer 
dringenderes  Bedürfniss  wurde,  namentlich  ftlr  die  Practiker,  entstand  ein 
neues  und  bald  sehr  rüstig  werdendes  Leben  in  der  Bearbeitung  des  posittreB 
Völkerrechtes.  Es  wurden  aber  zweierlei  Wege  eingeschlagen.  Einer  Säts 
nämlich  versuchte  man  die  alten  Auctoritäten  durch  Nachträge  und  VerbeGsep 
rungen  den  neuen  Bedürfnissen  anzupassen.  Anderer  Sdts  wurden  selbststän- 
dige  Versuche  gemacht. 

Es  mögen  zuerst  die  Ueberarbeitungen  von  Martens  und  Elüber  gewOr^ 
digt,  dann  die  neuen  eigenthümlichen  Leistungen  aufgeführt  werden. 

Was  zuerst  Martens  betrifft,  so  ist  es  wieder  Pinheiro-Perreir» 
gewesen,   welcher  den  Text  des  weitverbreiteten  Lehrbuches  mit  foiÜaufendeB 
Noten  versehen  hat  ').    Es  ist  aber  diese  Arbeit  kläglich  verunglückt    Ueber 
die  Grösse  und  das  Verdienst,   welche  sich  Martens  um  das  positive  Völker- 
recht erwarb,   an  dieser  Stelle   ausführlich  zu  reden,  ist  überflüssig.    Es  ist 
allseitig  anerkannt;  und  wer   es   noch    bezweifeln    möchte,   der  möge  einen 
Blick  auf   die  Vorgänger   von  Martens   werfen,   um   den  unermesslichen  Y<^ 
schritt  zu  ermessen,  welchen  der  acht  wissenschaftliche  Geist,  der  geschmack- 
volle Tact  und  die  grosse  Sachkenntniss  des  göttinger  Völkerrechtslehrers  einem 
noch  sehr  im  Argen  liegenden  Fache  angedeihen  lie^.    Nöthig   aber  ist  es 
doch,   an   diese  Verdienste  ausdrücklich  zu  erinnern,    weil   in  der  That  Pin- 
heifo-Ferreira   dieselben   nach  Form   und^Sache  misskennt.     Nicht  nur  ist 
nämlich  hier  der  Ton  des  Gommentators  noch  weit  verletzender ,  als   der  tob 
ihm  gegen  Vattel  gebrauchte;   sondern  es  stellt  sich  derselbe  auch  auf  eineo 
ganz  falschen  Standpunkt  der  Beurtheilung^  und  wird  dadurch  beständig  ma- 
teriell ungerecht.    Während  nUmlich  Martens  ausgesprochenermass^i  positires 
Völkerrecht  giebt,  und  natürlich  nur  für  die  Richtigkeit,  nicht  aber  auch  ftlr  die 
Sittiicbkeit  und  Staatsweisheit  der  von  ihm  aufgefundenen  Regeln  einzustdien 
hat;  wird  er  fortwährend  von  Pinheiro-Ferreira  mit  Einwendungen  vom  Stand- 
punkte der  letzteren  Lehren  oder  von  dem  des  philosophischen  Rechtes  übe^ 
häuft  und  hart  wegen   seiner  Widersprüche  gegen  diese  angelassen.    Anstatt 
dass  der  spätere  Herausgeber  und  Commentator   seinen  Schriftsteller  in  Ein- 
klang gebracht  hätte  mit  den  späteren,  somit  jenem  unbekannten,  Thatsachen, 
schulmeistert  er  ihn  auf  dem  von  ihm  zu  seiner  Zeit  mit  Recht  und  Ruhm  ein- 
genonunenen  Standpunkte.    Es  ist  in  der  That  unbegreiflich,  wie  ein  schalt- 
niger  Mann  so  völlig  die  richtige  Auffassung   verfehlen  und  dadurch  die  von 


1)  Martens,  6.  F.  de,   Pr^ds    du   Droit  des   Gens   moderne  de   l'Eorope.  Noar. 
Mt,  avec  des  notes  de- Mr.  S.  Pinheiro-Ferreira.  L  n.  Par.,  183L 
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ihm  geschleuderten  Vorwürfe  auf  sich  selbst  zurückfallen  lassen  konnte.  Da- 
mit  soll  freilich  nicht  gesagt  sein,  dass  nicht  unter  den  gelieferten  Noten  auch 
ganz  richtige  seien.  Es  fehlt  ihnen  weder  an  Geist,  noch  an  Folgerichtigkeit. 
Gerne  würde  man  daher  dassYerdienstliche^  der  Arbeit  anerkennen,  soweit  sol- 
ches vorhanden  ist;  liefe  nicht  der  eben  erwähnte  Grundfehler  durch,  und  müsste 
man  nicht  die  Misshandlung  eines  höchst  ehrenwerthen  Mannes  schwer  miss- 
bijügen. 

Bichtiger  in  der  Auffassung  der  Aufgabe,  aber  höchst  unzulänglich  in 
der  Durchführung  ist  die  von  Morstadt  unternommene  neue  Bearbeitung 
von  Elüber's  Völkerrecht  in  der  deutschen  Ausgabe  *).  Das  Werk  ist  in 
Text  un4  Anmerkungen  geblieben;  und  der  Herausgeber  setzt  sich  nicht  die 
(Bekämpfong,  sondern  die  Berichtigung  und  Ergänzug  vor.  Allein  diese  Fort- 
führung besteht  lediglich  aus  einzelnen,  verhältnissmässig  sehr  wenigen  und 
gewöhnlich  höchst  unbedeutenden  Noten.  In  der  Begel  enthalten  sie  den  ei- 
nen oder  den  anderen  Büchertitel ;  zuweilen  einen  kurzen  Widerspruch  gegen 
einen  Satz  der  Urschrift  Von  einer  eigentlichen  Bevision,  Commenürung  und 
Ergänzung  kann  verständigefweise  gar  nicht  gesprochen  werden.  Hierzu  reichte 
weder  das  Wissen  noch  der  Wille  des  Unternehmers  aus,  der,  wie  es  scheint, 
nur  ein  unbefugtes  Gewinnunternehmen  bei  seiner  liederlichen  Arbeit  im  Sinne 
hatte. 

Besser  sind,  glücklicherweise,  im  Ganzen  die  neuen  selbstständigen 
Werke  ausgefallen ;  obgleich  auch  hier  die  ersten  Anfänge  nicht  eben  viel  ver- 
sprachen. —  Es  ist  wohl  nicht  unpassend,  wenn  sie  nach  der  Nationalität 
der  Verfasser,  anstatt  etwa  der  Zeitfolge  der  Erscheinung  nach,  geordnet  wer- 
den. Letztere  ist  doch  oft  nur  dusserlich  und  zufällig,  und  beweist  nicht  ein- 
'  mal  über  den  inneren  Zusammenhang  der  Schriftsteller,  namentlich  wenn  diese 
verschiedenen  Völkern  angehören.  Die  Zusammenstellung  nach  der  Nationalität 
giebt  mindestens  einen  Begriff  von  dem  relativen  Umfange  der  Thätigkeit. 

So  denn  zuerst  von  den  durch  Deutsche  verfassten  neuen  Systemen. 

Schlimm  genug  eröffiiet  hier  denBeihen  Pölitz,  welcher  den  ötenBand 
seiner  „Staatswissenschaften  im  Lichte  unserer  Zeit'^  dem  internationalen  Bechte 
widmete  und  ihn  auch  als  eigenes  Werk  erscheinen  liess  ^).  Es  ist  schon  an 
einer  anderen  Stelle  von  der  Armseeligkßit  und  Unzulänglichkeit  dieses  Viel- 
schreibers die  Bede  gewesen,  (s.  oben,  S.  141  fg.);  und  so  ist  es  denn  nicht 
nöthig,  das  einzelne  Erzeugniss  weiter  zu  besprechen.  Es  theilt  alle  Fehler 
und  die  wenigen  Tugenden  des  grossen  Werkes.  Hier  verdient  nur  bemerkt 
zu  werden,  dass  Pölitz,  völlig  sinn-  und  zweckloserweise ,  von  dem  positiven 


1)  Klub  er,  J.  L,  Enropäisehes  Völkerrecht.  2te  Ausg.,  sorgsam  revidirt,    commen- 
tirt  und  bii  zur  Gegenwart  ergänzt  von  C  £.  Morstadt.    Heidelbg.,  1847. 

2)  Pölitz,  K.  H.  L»,  Praktisches  (europäisches)  V^kerrecht;  Diplomatie  und  Staats- 
praxis. 2te  Aufl.    Lpz.,  1828. 
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Völikerrechte  die  Diplomatie,  d.  h.  die  Lehre  von  den  Gesandten,  und  die 
Staatspraxis,  d.  h.  die  Lehre  von  der  Form  der  Geschäfte,  als  eigene  Wissen- 
schaften abtrennt  und  sie  jenen  als  gleichgeordnet  zur  Seite  stelltl    . 

Schon  besser  war  das  Handbuch  von  Saalfeld  ^).  Der  Verfasser  hatte 
schon  früher  (1809  und  1822)  kurze  Lehrbegriffe  des  Völkerrechtes  ge- 
schrieben; diese  ganz  im  Sinne  von  Martens,  also  die  Grundsätze  nur  als 
Abstractionen  der  rechtliclien  Thatsachen  aufgefasst,  In  dem  späteren  Werke 
ist  diess  nicht  mehr  der  Fall;  er  sucht  auch  fftr  das  positive  Völkerrecht  eine 
in  sich  berechtigte  Grundlage,  hierbei  im  Wesentlichen  Kanfschen  Ansichten 
folgend.  Das  Buch  ist  übrigens  nicht  sowohl  zum  Gebrauche  der  Männer  vom 
Fache,  als  der  Gebildeten  im  Allgemeinen  bestimmt,  und  macht  gar  keinen 
Anspruch  auf  Förderung  der  Wissenschaft.  Eine  deutliche ,  leicht  lesbare  Dar- 
stellung und  eine  für  diesem  Zwecke  ganz  genügende  Vollständigkeit  sind  die 
hauptsächlichsten  Eigenschaften. 

Offenbar  war  aber  auch  mit  diesem  Erzeugnisse  noch  nicht  viel  gewon- 
nen-; und  mit  Recht  hätte  es  nicht  nur  auffallen  können,  sondern  wäre  es  zur 
Unehre  zu  rechnen  gewesen,  wenn  die  Deutschen  tüchtige  neue  Bearbeitun- 
gen des  positiver^  Völkerrechtes  allen  andern  Nationen,  selbst  denen  anderer 
Welttheile,  überlassen  hätten,  nachdem  doch  ihr  J.  J.  Moser  es  zuerst  ordnete, 
Martens  aber,  Günther  und  Elüber  es  wissenschaftlich  begründeten.  Diesen 
Vorwurf  hat  Heffter  erspart,  und  zwar  auf  eine  Weise,  welche  den  alten 
Ruhm  nur  steigern  kann  ^).  Sein  Lehrbuch  vom  juristischen  Standpunkte  ans 
Ist  weitaus  das  beste ,  welches  in  irgend  einer  Sprache  im  Völkerrecht  besteht, 
und  zwar  sowohl  nach  Form ,  als  nach  Inhalt.  —  In  formeller  Beziehung 
ist  nämlich  vorerst  anzuerkennen  der  richtige  Umfang  des  Buches.  Trotz  sei- 
nes reichen  Inhaltes  ist  dasselbe,  durch  Vermeidung  alles  unnöthigen  Geredes 
und  Prunkes  mit  dürrer  Gelehrsamkeit,  in  massiger,  für  den  Handgebrauch 
und  für  Vorlesungen  bequemster  Grösse  geblieben.  Sodann  ist  die  einfache, 
übersichtliche  Eintheilung  des  Stoffes  zu  loben.  Ob  die  Eintheilung  des  Völ- 
kerrechtes in  das  Recht  des  Friedens  und  das  des  Unfriedens,  femer  die  des 
Friedensrechtes  in  Personen-,  Sachen-  und  Obligationen -Recht  die  für  das 
Wesen  der  Sache  geeignetste  ist,  mag  allerdings  dahin  gestellt  bleiben.  Al- 
lein die  gewählte  ist  leicht  zu  handhaben,  und  ist  den  Rechtsgelehrten  sonst- 
her  geläufig.  Weiter  zeichnet  sich  aus  die  Gleichmössigkeit  der  Anlage.  Je- 
der  Frage  ist  nach  ihrer  objectiven  Wichtigkeit  der  verhältnissmässige  Raum 
angewiesen,  nicht  aber  Lieblingsgegenständen  minder  gerne  Bearbeitetes  ge- 
opfert. Ferner  ist  die  Sprache  klar,  geschmackvoll,  wissenschaftlich  ohne 
Ziererei.    Endlich  ist  in  den  Nachweisungen  der  Literatur  und  einzelner  schla- 


1)  Saalfeld,  F.,  Handbuch  des  positiven  Völkerrechtes.    Tüb.,  1833. 

2)  Heffter,  A.  W.,   Das    europäische   Völkerrecht   dar   Gegenwart    Beriin  1844; 
2te  Ausg.,  1848. 
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gender  Beispiele  gerade  das  rechte  Maass  eingehalten.    Das  Gegebene  macht 
auünerksam  auf  die  Quellen  nnd  die  besten  Gewährsmänner,  verdeutlicht  und 
yerkörpert,   ohne  durch  Ueberhäufung  zu  erdrtlcken.    Allerdings  muss  bei  der 
Answabl  der  angeführten  Thatsachen  und  Bücher  nicht  aus  den  Augen  gelassen 
werden,   dass   das  Buch  ein  zunächst   für  Deutsche   bestimmtes  ist.  —  *  Was 
aber  den  Inhalt  betriiTt ,  so  kann  wohl  Keinem  der  Eindruck   entgehen ,    dass 
hier  ein  gewiegter,  vielfach  durchgebildeter  Rechtsgelehrter  spricht.    Geübter 
Scharfsinn,   gründliche  Gelehrsamkeit   treten   auf  jedem  Blatte  entgegen.    Die 
Beweisführung   im  Einzelnen    ist  scharf,  umsichtig,  wissenschaftlich;   die  Ge- 
sammtrichtung  aber  mit   gesundem  Sinne   auf  das  Practische  gerichtet.    Aus 
der  Bekanntschaft  des  Verfassers   mit  anderen  Rechtstheilen   ergiebt   sich  die 
Berücksichtigung  mancher  Materien ,  welche  bisher  fehlerhafter  Weise  im  Völ- 
kerrechte übergangen  wurden,  wie  z.  B.  der  Verbindlichkeiten  ex  delicto,  quasi 
ex  contractu  u.  s.  w. ;  daraus  ebenfalls  die  sichere  Handhabung  des,  eben  ihrer 
Vielseitigkeit  wegen  so  schwierigen,   internationalen  Privatrechtes.    Das  ganze 
Kriegsrecht,   besonders  auch  die  Lehre  von  dem  Handel    der  Neutralen,   ist 
meisterhaft   bearbeitet.     £s    mögen    allerdings   auch    Punkte   mitunterlaufen, 
welche  man  anders  wünschte :  allein  sie   sind    Ton   untergeordneter  Bedeutung 
und  beeinträchtigen  den  Werth   des  Ganzen  nicht   merklich.    Am  fühlbarsten 
möchte  sein,  dass  das  Recht  und  die  Pflicht  des  humanen  Verkehres  nicht  als 
eines  der  wesentlichsten  Verhältnisse  des  Völkerlebens  selbstständig  aufgestellt 
und  im  Zusammenhange  behandelt  ist.    Die    einzelnen  einschlagenden  Fragen 
kommen  allerdings  jetzt  auch  vor;  allein  nicht   unter  dem  richtigen  Gesichts- 
punkte.   Gar  Vieles  würde  durch  die  Einreihung   in  die  Gesammtheit  des  Ge- 
dankens  erst  seine  volle  Bedeutung,  Manches  selbst  Berichtigung  erhalten. 

Bei  solchem  Gelingen  mag  es  denn  sowohl  vom  rein  wissenschaftlichen, 
als  vom  volksthümlichen  Standpunkte  aus  ertragen  werden,  wenn  man  sich  über 
das  jüngste  deutsche,  von  Oppenheim  gelieferte,  System  des  positiven  Völ- 
kerrechtes ^)  nicht  mit  gleicher  Billigung  auszusprechen  \ermag.  Vorerst  kann 
von  einem  Systeme  denn  doch  kaum  gesprochen  werden,  indem  ein  solches 
nicht  blos  einzehie  in  einer  gewissen  Ordnung  vorgetragene  Materien ,  sondern 
auch  eine  wenigstens  leidliche  Vollständigkeit  voraussetzt.  Sodann  ist  es  un- 
möglich gutzuheissen ,  dass  bei  jeder  Gelegenheit,  und  selbst  ohne  eine  solche, 
Abschweifungen  in  fremdartige  Staatswissenschaften  eingeschaltet  werden.  So 
z.  B.  politische  Erörterungen  über  die  Fehler  des  deutschen  Bundes,  über 
Guizot's  Politik ,  über  Algier  oder  den  Zollverein ,  über  Kolonieen  und  deren 
Benützung;  oder  staatsrechtliche  Bemerkungen  über  Gültigkeit  der  Regenten- 
huidlungen  nach  eingetretenen  Verfassungs-Aendernngen ,  über  Auswanderungs- 
recht, innere  Souveränität  u.  s.  w.  Ein  weiterer  Anstand  sind  manche  offenbar 
falsche  Sätze,  z.  B.  dass  ein  Vertrag  einem  Gesetze  derogire;  dass  zwei  ge- 
trennte aber  unter  demselben  Oberhaupte  stehende  Staaten  auch  bei  der  gross- 
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ten  individuellen  Unabhängigkeit  völkerrechtlich  doch  als  Einheiten  erscheinen; 
dass  die  Gültigkeit  eines  Vertrages  durch  die  Ueberschreitung  der  constitatio- 
nellen  Befugnisse  des  Ministers  oder  Fürsten  nicht  geschwächt  werde,  (während 
der  Verfasser  doch  selbst  zwei  Zeilen  tiefer  sagt,  dass  ein  Vertrag  über  Gegen- 
stände, welche  der  Dispositionsbefugniss  der  Contrahenten  entzogen  sei,  nur 
als  Sponsion  gelten  könne.)  Endlich  muss  die  Sprache  und  der  Ton  der 
Schrift  entschieden  getadelt  werden.  So  familiäre  Redensarten,  ein  solcher 
herausfordernder  Liberalismus,  so  wenig  gemessener  persönlicher  Tadel  wäre 
kaum  in  einem  Zeitungsartikel  erträglich.  Die  Wissenschaft  aber  erfordert 
mehr  Haltung  und  Objectivität.  Geist,  Gewandtheit  des  Ausdruckes,  eine  in 
den  Einzelnheiten  nicht  stecken  bleibende  Uebersicht  können  nicht  zum  Ersätze 
dienen;  auch  reichen  sie  nicht  hin  zur  Erwerbung  eines  bleibenden  Namens. 

Keines  der  anderen  Cultur-Völker  ist  in  der  Literatur  der  Systeme  des 
positiven  Rechtes  ganz  so  zahlreich  vertreten  wie  die  Deutschen;  doch  sind 
nur  wenige  ihren  Beitrag  völlig  schuldig  geblieben. 

So  denn  zunächst  die  Engländer.  —  Ein  in  mehrfacher  Beziehung 
wichtiges  Buch  ist  das  von  Oke  Manning  herausgegebene  *).  Zwar  kann  es 
als  System  nicht  gelobt  werden ,  in  so  ferne  die  einzelnen  Theile  «äusserst  an* 
gleichartig  gehalten  sind,  und  namentlich  der  eine  Gegenstand  des  neutralen 
Handels  zur  See  den  grössern  Theil  des  ganzen  Werkes  füllt.  Auch  sind  ma- 
teriell lange  nicht  alle  Sätze  gut  zu  heissen,  welche  der  Verfasser  aufstellt  als 
ein  unerschrockener  Vertheidiger  aller  Ansprüche  und  Grundsätze  der  Eng- 
länder hinsichtlich  des  Seerechtes  in  Kriegszeiten.  Endlich  ist  das  Bentham'- 
sche  Nützlichkeitsprincip  eine  durchaus  unzulässige  Grundlage  des  Rechtes 
überhaupt  und  des  Völkerrechtes  insbesondere.  Allein  auf  der  andern  Seite 
ist  die  ernste,  männliche  Haltung  des  Werkes,  die  gesunde  Logik  des  Verfas- 
sers, seine  anständige  Polemik  als  erfreulich  anzuerkennen;  namentlich  aber 
hervorzuheben,  dass  es  ein  entschiedener  Vortheil  für  die  schliessliche  richtige 
Tests teUung  des  Völkerrechtes  ist,  hier  eine  in  ihrer  Art  treffliche  Entwicklung 
der  älteren  englischen  Grundsätze  über  neutralen  Handel  zu  erhalten.  Weitaus  in 
der  Regel  werden  bekanntlich  die  entgegenstehenden  Ansichten  verfochten  und 
die  Sprüche  der  englischen  Gerichte  und  sonstigen  Behörden  lediglich  als  Aas- 
flüsse der  ungerechtesten  Eigensucht  und  übermüthiger  Gewaltherrschaft  dar- 
gestellt Nun  ist  es  aber  offenbar  von  grossem  Werthe,  auch  die  Grtlnde  der 
Gegner  zu  hören,  und  zwar  nicht  blos  in  den  schwerMligen  und  immer  nnr 
auf  Einzelnfälle  gerichteten  Entscheidungsgründen  der  Gerichte,  sondern  in 
einer  formell  vortrefflichen  zusammenhängenden  Entwicklung.  Nur  auf  diese 
Weise  lässt  sich  der  wirkliche  Stand  der  Frage  feststellen,  und  erst  nach  Ab- 
wägung der  beiderseitigen  Beweisführungen  kann  die  Wissenschaft  eine  wahre  Ans* 
gleichung  herbeiführen.  Allerdings  wird  selbst  die  schlagendste  theoretische  Be- 
weisführung, falle  sie  auch  aus   wie  sie  wolle,  nicht   alsbald  eine  allgemeine 
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Befolgung  ihrer  Sätze  zu  Wege  bringen.  Wo  das  Interesse  so  verschieden  nnd 
so  gross  ist,  wie  hier  das  der  Neutralen  und  das  der  kriegführenden  Seemächte, 
da  findet  die  Wissenschaft  wenig  Gehör  bei  den  von  ihr  Verurtheilten.  Allein 
desshalb  ist  das  Verdienst  einer  Richtigstellung  der  Theorie  immerhin  ein  be- 
deutendes, weil  sich  dann  doch  allmählig  die  Oesittigung  der  als  wahr  erwie- 
senen Sätze  bemächtigt  und  ein  Zuwiderhandeln  immer  unmöglicher  macht. 
Ein  Verdienst  ist  es  sogar,  die  Grttnde  auch  nur  der  einen  Seite  besser  als 
bisher  dargelegt  zu  haben,  selbst  wenn  sie  am  Ende  nicht,  oder  wenigstens 
nicht  in  der  Hauptsache,  Anerkennung  finden  sollten.  In  diesem  Falle  ist  denn 
nun  aber  Oke  Manning.  Und  dass  diese  Leistungen  von  einem,  den  Rechts- 
studien ursprünglich  fremden,  noch  jungen  Manne  gemacht  worden,  (Manning 
war  Kaufmann,)  vermindert  sicher  ihr. Verdienst  nicht.  —  Merkwürdig,  zu 
bestimmten  Zwecken  brauchbar,  alleyi  im  Grundgedanken  und  in  der  Anlage 
verkehrt  sind  die  von  dem  Londoner  Advocaten  Wild  man  verfassten  Institu- 
tionen des  Völkerrechtes  ').  Merkwürdig,  weil  es  das  einzige  System  des 
Völkerrechtes  ist,  welches  völlig  in  der  Rechtsanschauung  des  englischen  Com- 
mon-law-Juristen  wurzelt,  also  in  ausschliesslicher  Anerkennung  des  Gewohn- 
heitsrechtes, übergrosser  Achtung  gerichtlicher  Urtheile  und  völliger  Verwerfung 
rechtsphilosophischer  Beweisgründe.  Brauchbar,  theils  wegen  der  Anführung 
sehr  zahlreicher  Fälle;  theils  wegen  der  sehr  gründlichen  Bearbeitung  einzelner 
Lehren,  z.  B.  von  der  Nationalität  der  Personen  und  Sachen,  von  Prisen  und 
Prisengerichten;  theils  als  Gegengewicht  für  die  entgegengesetzte  üebertreibung 
jener  Schriftsteller,  namentlich  romanischer  Stämme,  welche  dem  natürlichen 
Rechte  einen  übermässigen  Einfluss  einräumen.  Verkehrt  ab^r,  und  zwar  im 
Grundgedanken,  weil  der  Verf.  den  Begriff  des  allgemeinen  Völkerrechtes  und 
dessen  Verhältniss  zum  positiven  völlig  missversteht,  dadurch  aber  zu  den  un- 
begreiflichsten Sätzen  kommt;  und  verkehrt  in  der  Anlage,  weil  absichtlich 
die  ganze  neuere  Entwicklung  der  Wissenschaft  und  selbst  die  in  den  letzten 
sechzig  bis  achtzig  Jahren  vorgefallenen  Thatsachen  unbeachtet  bleiben,  höch- 
stens mit  der  folgewidrigen  Ausnahme  der  Sprüche  englischer  Admiralitätsge- 
richte. Nimmt  man  denn  hierzu  noch  die  schlotterige  Art  der  Beweisführung, 
welche  im  Abscheu  vor  einem  rechtsphilosophisehen  Grunde  nöthigen  Falles  zu 
einer  blosen  Nützlichkeitsrücksicht  greift,  (die  so  häufige  englische  Sünde,)  so  kann 
man  wohl  kaum  zu  einem  anderen  Urtheile  als  zu  einer  Mischung  von  Lob 
und  Tadel  kommen.  Eine  Vergleichung  aber  der  Art  des  englischen  Rechts- 
gelehrten mit  der  vorstehenden  des  englischen  Kaufmannes  spricht  wenig  zu 
Gunsten  der  landesüblichen  Bildung  in  der  Rechtswissenschaft.  Es  mag  wohl 
behauptet  werden,  dass  ein  Buch,  wie  das  Wildman'sche,  auf  dem  Festlande 
weder  hätte  geschrieben  werden  können,  noch  wollen.  —  Nur  eine  sehr  ge- 
drängte Uebersicht  geben  die  als  besondere  Schrift  herausgegebenen  Artikel  der 
i^cyclopädia  metropolitana''  über  Völkerrecht   und  Gesandtschaftsrecht  in&- 
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besondere  von  Polson  und  Hörne').  Während  die  letztere  Abhandlnag 
eine  an  sich  ganz  brauchbare  aber  durchaus  unselbstständige  und  lediglich  nach 
deutschen  Quellen  bearbeitete,  kurze  Darstellung  giebt,  welche  nur  für  den 
Anfänger  oder  für  allgemeine  Bekanntschaft  mit  dem  Gegenstande  dienen  kann: 
ist  die  Arbeit  von  Polson  allerdings  selbstständiger,  aber  auch  sachlich  Tiel 
schlechter.  Es  fehlt  hier  an  den  ersten  klaren  Grundbegriffen  über  das  Yölke^ 
recht,  seine  Arten,  seine  Quellen;  kui'z  das  Ganze  ist  unwissenschaftlich  und  in 
der  Grundlage  unsicher.  Von  den  einzelnen  Fragen  wird  namentlich  das  See- 
recht ausführlicher  dargestellt,  und  mit  vielen  Belegen  englischer  Gerichts- 
entscheidungen ausgestattet.  —  Schliesslich  ist  noch,  und  zwar  mit  gros- 
sem Lobe,  des  umfassenden  aber  noch  nicht  vollendeten  Werkes  von  P. 
Phillimore  ^)  Erwähnung  zu  thun.  Das  Buch  ist  mit  acht  wissen- 
schaftlichem Sinne,  vortrefflicher  juristischer  Methode  und  grosser  Litera- 
tur- und  Sachkenntniss  geschrieben.  Namentlich  auch  mit  den  deutschen 
Eechtsgelehrten  ist  der  Verfasser  wohl  vertraut,  und  es  lässt  sich  der 
wohlthätige  Erfolg  dieser  Bekanntschaft  gar  deutlich  bemerken.  Der  weniger 
bedeutende  Theil  ist  wohl  die  rechtsphilosophische  Einleitung.  Nicht  nur  sind 
die  allgemeinen  Sätze,  wenn  gleich  an  sich  gesund  und  ehrenhaft,  doch  all- 
zusehr blosse  Axiome  ohne  Beweis;  sondern  es  ist  auch  ein  Mangel  an  innerer 
Durchbildung  zu  rügen.  Im  Ganzen  steht  der  Verfasser  nämlich  auf  dem 
Standpunkte  der  Eant'schen  Atomistik;  und  doch  erkennt  er  anderer  Seits  eine 
Weltrechts-Pflicht  der  Staaten  an.  Er  zieht  also  nicht  die  nothwendigen  Fol- 
gerungen aus  dem  von  ihm  selbst  Aufgestellten,  und  lässt  zwei  sich  ¥riderspre- 
chende  Grundansichten  unverbunden  neben  einander  bestehen.  Hiervon  kommt 
denn  auch ,  dass  das  formelle  System  keine  Spur  der  weiteren  Auffassung  hat 
Dagegen  ist  das  Geschichtliche,  Positive  und  Juristische  des  Werkes  sehr  ge- 
nügend, zum  Theile  vortrefflich.  Die  Erörterung  über  die  Quellen  ist  höchst 
klar;  die  Nachweisung  über  die  völkerrechtliche  Verschiedenheit  der  Staa- 
ten (völlige  Unabhängigkeit,  Halbsouveränität,  Real-  und  Personal-Union) 
besser  und  vollständiger  als  irgendwo;  vor  Allem  aber  die  Daistellung  der  ein- 
zelnen Abschnitte  und  Lehren  ebenso  stofFreich  als  verständig  und  scharf.  Be- 
sonders schätzenswerth  ist  namentlich  auch  die  Fülle  von  Nachweisuugen  über 
Vertragsbestimmungen  und  einzelnq  beweisende  Beispiele.  So  namentlich  im 
internationalen  Strafrechte.  Vollendet  wird  das  Buch  ohne  allen  Zweifel,  imd 
zwar  nicht  blos  in  der  englischen  Literatur,  eine  der  ersten,  wo  nicht  die 
erste  Stelle,  unter  allen  auf  seinem  allgemeinen  Standpunkte  stehenden  Sy- 
stemen einnehmen.  Wie  Schade,  dass  der  Verfasser  nicht  die,  doch  von  ihm 
selbst  eingesehene,    richtigere   Grundansicht  sich  ganz   zur  Klarheit  brachte 


1)  Polson,  Priaeiples  of  the  Law   of  Naüons.    To   wbich  is  added  Diplomacy,  bf 
Th.  H.  Hornei  Ed.  ?.  Lond.,  1854. 

2)  Phillimore,  R.,  Conmientaries  npon  Internatiaiial  Law.  L  Lond.«  1854. 


SystematiMhe  Arbeiten.    Pogiliv««  Völkerrecht  ggg 

und  nun  in  seiner  tachtigen  Art  dojchfOhrtc. .  Er  hätte  einen  nenen  Abficfanitt 
im  Völkerrechte  eröffnen  können. 

An  die  Engländer  schliesscn  sich  naturgemäss  die  Nordamerikaner 
an.     Es  ist  wohl  nicht  blos   das  äussere  Bedürfniss,  sondern  auc^  eine  Folge 
der  geistigen  Anlage  des  Volkes,    daSs   in  der  im  Ganzen  noch  maagelhaftea 
und  spärlichen  Literatur  desselben  die  Rechtsgelehrsamkeit  so  besonders  her- 
vortritt,  sowphl  nach  Zahl  als  nach  Werth;  und'  es  darf  wohl  der  europäische  v 
Jurist  noch   viele   und  eigenthümliche  Bereicherungen  seiner  Wissenschaft  von 
jenseits  des  Meeres  erwarten.     Bei   dem  Völkerrechte  insbesondere  sind  wir 
schon  jetzt  fOr   Bedeutendes  Anerkennung  und  Sank  schuldig.  —    Zunächst 
nämlich  hat  der  gelehrte  Amerikaner,    dessen  umfassende  geschichtliche  Ar- 
beit  oben  bereits  gebührend  anerkannt  worden  ist,  Henry  Wheaton,   die 
Müsse  eines  Gesandtschaftspostens  auch  zur  Bearbeitung  eines  Lehrbuches  sei- 
ner Lieblingswissenschaft  benützt  ^).     Das  Werk  hat  weniger  Eigenthümliches, 
als  man  wohl  erwarten,  vielleicht  wünschen  möchte.     Offenbar  sieht  der  Ver- 
fasser  ganz  auf  europäischer  und  zunächst  deutscher  Bildung.     Es  wird  somit 
wohl  seine  Arbeit  für  seine  Landsleute  mehr  Neues  und  Fremdartiges   haben, 
als  für  uns;   und  sie  werden  folglich  auch  mehr  daraus  lernen,   als  wir.    Der 
eigenen  Erk,lärung  des  Verfassers  gemäss  ist  das  Buch  zunächst  für  angehende 
Diplomaten  und  sonstige  Anfänger  bestimmt.     Und  hiezn  eignet  es  sich  auch 
nach  dem  massigen  Umfange  und   nach  der  einfachen  und  klaren  Darstellung 
gar  wohl.     Es  steht  nur  ein  Grundbedenken  im  Wege.     Es  ist  diess  die  von 
Wheaton  angenommene  Auffassung  des  Begriffes  und  Wesens  des  positiven  Völ- 
kerrechtes.   Ihm  ist  nämlich  dasselbe  der  Inbegriff  der  aus  der  Natur  einer 
Gesellschaft  von  unabhängigen  Nationen  füc  deren  gegenseitiges  Verhalten  ab- 
zuleitenden Rechtsregeln,  beschränkt  und  modificirt  unter  etwaiger  allgemeiner 
Znstijiuaung.     Und  in  dieser  Weise  behandelt  er  auch  durchweg  den  Gegen- 
stand.    Immer  beginnt   er  mit  einigen  (häufig  ziemlich  magern  und  auf  der 
Oberfläche   genommenen)   rechtsphilosophischen  Sätzen;    diesen  aber  fügt  er 
dann  unmittelbar  als  belegende  Beispiele  oder  etwa  auch  als  gewohnheitsrecht^ 
liehe  Beschränkungen  mehr  oder   weniger  zahlreiche  Fälle  bei  aus  dem  wirk- 
lichen Völkerleben.    Nun  leuchtet  aber  ein,  dass  auf  diese  Weise  ^eder  ein  acht 
wissenschaftliches   noch   ein  practisch   zuverlässiges  positives  Völkerrecht  zu 
Stande  kommt.     Ein  solches  kann  denn  doch  nur  der  geschichtlich  nachweis- 
bare   Ausdruck  des   gemeinsamen  Bechtsbewusstseins   der  christlichen  Völker 
der  Neuzeit  über  das  Rechtsverhalten  unabhängiger  Staaten  zu  einander  sein. 
Wie  sollte  da  aber  der  Beweis  dieses  Bewusstseins  und  der  Inhalt  desselben 


1)  Wheaton,  H.,  Elements  of  International  Law,  with  a  skctch  of  the  Ifistory  of 
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gegeben  werden  dorch  die  Anfstellong  irgend  welcher  beliebiger  rechtsphiloso« 
phisöher  Sätze   und  eine  eben  so  willkürliche  Beifflgung  von  einzelnen  Thatsa- 
chen.    Jene  Sätze  können  recht  wohl  den  Staaten  europäischer  Gesittung  ganz 
unbekannt  und  widrig  sein;    die  Thatsachen  aber  nur  Ausnahmen  oder  Miss- 
bräuche und  Missgriffe.     Und  selbst  wenn  beides  thatsächlich  nicht  der  Fall 
wäre,  so  ist  noch  gar  kein  Beweis  geliefert,  dass  sie  wirklich  als  positive  Maass- 
regeln anerkannt  sind.     Es  ist  oben  die  Beiziehung  des  philosophischen  Rech- 
tes als  nöthig  anerkannt  worden  zur  Zustandebringung  eines,  vollständigen  wis- 
senschaftlichen Systemes  des  positiven  Völkerrechtes.    Allein  es  ist  ein  grosser 
Unterschied  zwischen  der  Errichtung  eines  Gebälkes  von  dflrren  Naturrecbts- 
Sätzen,  deren  Zwischenräume  mit  thatsächlichen  Beispielen  ausgefüllt  werden, 
und  einem  philosophischen  Begreifen  des  positiven  Rechtsbewusstseins ,   euier 
Kritik  desselben   vom  Standpunkte   eines  philosophischen  Gedankens ,   endlich 
einer  Aufstellung  rein  philosophischer  Sätze,  als  solcher,  wo  sich  ein  positirer 
Stoff  gar  nicht  auffinden  lässt.    Bei  der  vom  Verfasser  befolgten  (freilich  nicht 
von   ihm  zuerst  gebrauchten)  Methode  hat  weder  die  Philosophie   noch  die 
Geschichte  ihre  richtige  Stellung  und  Bedeutung;   und  dass  dann   einem  sol- 
chen positiven  Völkerrechte  selbst  das  Dasein  abgestritten  wird,  ist  begreiflich. 
Eigenthümlich  amerikanisch  und  überdiess  stofflich  weit  reicher  ist  das 
System  des  positiven  Völkerrechtes,  mit  welchem  der  berühmte  neuyorker  Kanz- 
ler Kent  seine  Darstellung  des  Rechtes  der  Vereinigten  Staaten   eröffnet*). 
Eine  so  weit  gehende  Ausholung  für  ein  particuläres  Recht  mag  auf  den  ers- 
ten Blick  verwunderlich  erscheinen.   AUein  wenn  man  bedenkt,  nicht  nur  dass 
die  Vereinigten  Staaten  bei  ihrer  Lostrennung  von  England  eine  Beobachtung 
des  europäischen  Völkerrechtes  ausdrücklich  zugesagt  haben ;  sondern  dass  auch 
ohne  eine  solche  besondere  Zusage  die  Gerichte  des  Landes  nothwendig  gele- 
gentlich Fragen  zu  entscheiden  hätten,  welche  auf  völkerrechtlicher  Grundlage 
ruhen :  so  kann  die  Berücksichtigung  des  Völkerrechtes  in  einem  den  gesamm- 
ten  Rechtszustand  der  Union  umfassenden  Werke  nur  gebilligt  werden.    Jeden 
Falles  verdanken  wir  der  Ansicht   des  Verfassers  von  der  Nothwendigkeit  der 
Aufnahme  eine  so  ausgezeichnete  Arbeit,  dass  es  sehr  am  unrechten  Orte  wäre, 
weiter  nach  der  Legitimation  zu  fragen.    Diejenigen  Eigenschaften,  welche  am 
auffallendsten  und  bestimmtesten  in  der  Abhandlung  Kenfs  hervortreten,  sind: 
Wahrheit ,  Bestimmtheit,  genaue  Bekanntschaft  mit  dem  Gegenstande ,  prakti- 
scher Sinn.     Es  ist  dem  Verfasser  nicht  entfernt  am  die  Aufstellung  einer  ta- 
dellosen Schnltheorie  zu  thun,  (die  Systematik  ist  fühlbar  vemachlässigtO  an<^ 
möchte  es  sein,  dass  der  Verfasser  je  zuweilen  sich  deijenigen  Entscheidung 
der  Fragen  mehr  als  biUig  zuneigt,  welche  den  Vortheil  seines  Vaterlandes  n 


1)  Kent,  J. ,  Commentaries  on  American  Law.  5^  edit  I  —  IT.  New-Toifc, 
1844.  Law  of  Naiions,  Bd.  I,  S.  1-^200  (übiigens  hänflg  mit  emer  über  mehrere 
Blätter  fortlaufenden  gleichen  Seitenzahl). 
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fördern  yerspricht.     Allein  überall  tritt  der  aasgezeichnete  Practiker,   der  in 
der  Abwägung  von  Entscheidnngsgrttnden  geübte  Richter,  der  mit   den  Präju- 
dielen  vertraute  anglo  -  amerikanische  Rechtsgelehrte  auf  eine  eindruckmachende 
Weise  entgegen.     Es  giebt  nicht  viele  Bücher,    welche  für  den  Verfasser  das 
Gefühl  der  persönlichen  Achtung  in  gleichem  Grade  erweckten,   oder   in  wel- 
chen  der   Stoff  mit  solcher  Sicherheit    und  Meisterschaft  gehandhabt   würde. 
Namentlich  gibt  es  sicherlich  im  Völkerrechte  kein  neueres  Werk,    welches  so 
viele  Nachweise  über  schlagende  Entscheidungen  in  streitigen  Fragen,  so  viele 
neue  Beziehungen  des  internationalen  Verkehres,     besonders    im   Seehandel, 
enthielte.     Wenn  irgendwo  das  Wort  „practisches'^  Völkerrecht  an  der  Stelle 
ist,  so  ist  es  hier.     Allerdings  werden,  wie  schon    der  Zweck   des  Buches  ea 
mit  sich  brachte,  sehr  viele  amerikanisohe  Fälle  angeführt ,   und  neben  ihnen 
nur  noch  die  englischen  Entscheidungen  in  grösserer  Anzahl.     Allein  da  diese 
beiden  Völker  die  ausgedehnteste  Erfahrung  in  solchen  Angelegenheiten  haben; 
und  da  nothwendig  die  Feststellung   eines  Gewohnheitsrechtes  zum  bedeuten- 
den Theile  von  ihnen  ausgehen  muss:  so   ist  diese,  vielleicht  einseitige,  Be- 
handlung nicht  blos  ein  erwünschter  Beitrag  für  unsere  Theoretiker  des  Fest- 
landes,   welche  nicht  leicht  solche  Entscheidungen  aus  den  ersten  Quellen  er- 
fahren; sondern  sie  ist  auch  in  objectiver  Beziehung  ein  bei  weitem  kleinerer 
wissenschaftlicher  Mangel,  als  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen  möchte.     Nur 
sehr  selten  ist  man  nicht  im  Stande,  dem  Verfasser  beizustimmen;    und  dann 
ist  es  meistens  Vaterlandsliebe,  welche  ihn  verführt.     So  darf  es   z.  B.  nicht 
allzusehr  wundern,  dass  er  sich  offenbar  den  strengen  englischen  Grundsätzen 
über  das  ganze  Becht  der  Neutralen  zuneigt.     Er  ist  offenherzig  genug,   den 
Grund  selbst  zu  sagen,  indem  er  den  Amerikanern  zu  bedenken  gibt,  dass  sie 
bald  zu  einer  Höhe  der  Seemacht  herangewachsen  sein  werden ,   auf  welcher 
nicht  mehr  die  Förderung,    sondern  vielmehr  die  Beschränkung  des  neutralen 
Handels  ihr  Vortheil  sei.     Jlbenso  begreift  sich  unschwer,  wie  er  die   engli- 
schen Ansprüche  an  die  „narrow  seas"  billigt;    haben   doch    die  Amerikaner 
eine  ähnliche  Forderung  hinsichtlich  der  Delaware  Bai.     Oder  die  freie  Be- 
nützung der  unteren  Stromstrecken  durch  die  höher  liegenden  Anwohner;  schon 
längst  verlangen  die  Ameiikaner  die  Schifffahrt  auf  dem  Lorenzstrom  als  ihr 
aus  diesem  Grunde  stammendes  Becht     Es  sind  jedoch,   wie  gesagt,   dieser 
zweifelhaften  Punkte  nur  wenige;   die  Schrift  ist  im  Ganzen  eine  höchst  acht- 
bare und  belehrende. 

Eine  nicht  unbedeutende  Thätigkeit  haben  die  Spanier  entwickelt,  was 
die  Zahl  der  Schriften  betrifft ;  der  wissenschaftliche  Werth  freilich  lässt  Man- 
ches zu  wünschen  übrig.  —  Zunächst  ist  das  ausführliche  Werk  von  P  ando  i) 
zu  erwähnen.    Erst  nach   des  Verfs.  Tod   und  unter   wunderlichen  Schicksa- 


1)  Pando,  J.  M.  de,  Elementos  del  Derecbo  Internacional.  Madr. ,  1843,  4.  (Der 
Verf.  ist  zwar  in  Lima  geboren  und  hat  auch  später  eine  Zeit  lang  als  Verbann- 
ter dort  Stellen  bekleidet;  doch  gehört  er  nach  Erziehung  und  Lebensgang  we- 
sentlich Spanien  an.) 

▼.  Hohl,  StaatowiMeuchaft  I.  26 
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len  —  cosas  de  Espafla  —  erschienen,  hat  es  auch  ausserhalh  Landet  Yor^ 
breitüng  gefunden.  Es  yerdient  diese  Gunst  ^rklich  auch  theilireise,  in  80 
ferne  dem  Verf.  ausgebreitete  Belesenheit  (namentlich  auch  in  der  deutsdia 
Literatur) ,  scharfes ,  geistreiches  Urtheil  im  Einzebien  und  ehrenhafte  Oesii* 
nung  nicht  abgesprochen  ^rerden  kann.  Allein  das  Lob  muss  doch  sehr  be- 
dingt gegeben  werden.  Es  fehlt  nämlich  durchaus  an  dem  richtigen  Begrift 
des  positiyen  Völkerrechtes.  In  jedem  Augenblicke  stellt  sich  der  Verfasser, 
der  denn  doch  ausserhch  gültiges  Kecht  geben  will,  bei  Begrflndung  seiner 
eigenen  Sätze  und  bei  Beurtheiluag  des  bestehenden  Rechts  oder  anderer 
Schriftsteller  auf  den  Standpunkt  der  allersubjectivsten  Philosophie.  So  ent- 
steht denn  ein  Qemisch,  welches  weder  Entwicklung  des  allgemeinen  Qedaa* 
kens  noch  Barstellung  des  geübten  Kechtes  ist;  nhd  ttberdiess  Tielfach  ra- 
kehrtes  Urtheil  Aber  Bficher  und  Handlungen  giebt.  Namentlidi  wird  im  in* 
gerechten  Hissverstehen  yon  Härtens  selbst  Pinheiro-F^reira  flberboten.  Dta 
aber  der  Verf.,  gerade  wie  dieser  Halblandsmann,  einer  sehr  rationalislisciei 
Schule  des  öffentlichen  Rechtes  angehört  (um  das  Wenigste  zn  sagen),  verbes- 
sert natttrlich  die  Sache  nicht.  Somit  kann  denn  das  Bach  wohl  als  eis 
kennenswerthes ,  keineswegs  aber  als  ein  wesentlich  gutes  im  Ganzen  b«^ 
zeichnet  werden.  —  Von  geringerer  geistiger  Bedeutung  und  sehr  uh 
gleich  in  der  Ausffihrung  ist  die  üebersioht  tber  das  Yölkerrecht,  welche 
Ferrater  seiner  Sammlung  spanischer  Staatsverträge  beigefügt  hat'). 
Die  mitgetheilten  Sätze  sind  auf  eine  störende  Weise  zwischen  Text  und 
Noten  zersplittert,  und  die  meisten  Gegenstände  sehr  kurz  behandelt  Dagegen 
ist  der  richtige  Begriff  des  positiven  Völkerrechtes  festgehalten;  ist  die,  flbrigeBS 
nnverhältnissmässig  ausführliche ,  Barstellung  des  internationalen  Privatreebtei 
ganz  brauchbar,  und  die  Zusammenstellung  der  spanischen  Gesetze  über  die 
Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  bequem.  —  Etwa  unter  dieselbe  Benrtfad- 
lung  fällt  Riquelme's  System^).  Es  ist  allerdings  ein  Handbuch  des  poii« 
tiven  Völkerrechtes  übeiliaupt ;  allein  die  Lehren  sind  äusserst  gedrängt  und 
in  der  Regel  ohne  tiefere,  sei  es  theoretische* sei  es  geschichtliche,  BegrUnduog 
vorgetragen,  und  nur  die  überall  eingewobenen  Angaben  über  die  besonderen 
spanischen  Verhältnisse  können  von  auswärts  die  Augen  auf  dasselbe  dehen. 
Der  Verf.  beklagt  sich  über  die  allgemeine  ünkenntniss  der  spanischen  Beaa« 
ten,  selbst  der  Diplomaten,  im  Völkerrechte;  es  wird  aber  wohl  einer  gründU* 
oberen  wissenschaftlichen  Bearbeitung,  namentlich  auch  einer  Bekanntmachiing 
mit  der  Literatur ,  der  Geschichte  und  der  wesentlichsten  Streitfrage  des  Völ- 
kerrechtes bedürfen,  um  eine  Verbesserung  hervorzurufen.  Auch  hier  ist  das 
internationale  Privat-  und  Strafrecht  am  besten  behandelt. 


1)  Ferrater,  £.  de,  Codigo  de  Derecho  Internacional.  I.  U.  BarceL,  1846—47.  — 
Die  systematische  Darstellung  des  Verfs.  befindet  sich  m  Bd.  H,  S.  149--367. 

2)Riquelme,  A. ,  Elementes  de  Derecho  Publico  Internacional  con  ezplicacioB 
de  todas  las  reglas  que  .  .  constituyen  el  Derecho  latemaeional  espa<oL  L  fl- 
Madr.,  1849. —    Der  zweite  Band  eothftlt  Auszäge  ans  Qesetzen  und  Vertrlgea. 
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Wenig  ist  von  Franzosen  geleistet.  Viele  Jahre  lang  war  von  gar 
keinem  Schriftsteller  dieser  Nation  ein  selbstständiges  System  des  positiven 
Völkerrechtes  bearbeitet,  als  sich  vor  kurzer  Zeit  der  vielschreibende 
Graf  Garden  anch  auf  diesem  Felde  zeigte  <).  Es  kann  aber  kaum  be- 
hauptet werden,  dass  Frankreich  hiermit  seine  Schuld  abgetragen  habe.  Nicht 
nur  hat  der  Verfasser  wenigstens  bis  jetzt  nur  die  Einleitung  zu  einem  höchst 
umfassenden  Systeme,  dessen  Umriss  er  mittheilt,  gegeben;  sondern  es. besteht 
selbst  diese  grossen  Theiles  aus  Auszogen  fremder  Arbeiten,  und  von  einer 
wissenschaftlichen  festen  Behandlung  ist  gar  keine  Rede.  Es  ist  Mancherlei 
zu  lernen  aus  diesen  Mittheilungen,  allein  auf  ein  gutes  System  des  Völkerrech- 
tes geben  sie  geringe  Aussicht,  wenn  je  überhaupt  das  Werk  fortgesetzt  wird. 

Endlich  ist  sogar,  während  einzehie  europäische  Völker  feiern,  eines  Süd- 
amerikaners Erwähnung  zu  thun.  Freilich  zieht  das  Werk  des  Andr. 
Bello')  weniger  des  Inhaltes,  als  des  Vaterlandes  des  Verfassers  wegen  die 
Aufmerksamkeit  aui  sich.  Es  reizt  nämlich  immerhin,  zu  sehen,  wie  ein 
den  gesittigten  Völkern  gemeinschaftliches  Hecht  in  einem  so  fernen  Theile  der 
Erde  aufgefasst  wird;  und  wie  viel  von  unserer  Wissenschaft,  so  wie  was  von 
unseren  Büchern  seinen  Weg  dorthin  gefunden  hat.  Freilich  ist  die  Probe  in 
dem  vorliegenden  Fall  wohl  nicht  ganz  rein,  da  der  Verfasser  in  der  unsichem 
und  wechselnden  Eigenschaft  eines  columbischen  und  chilesischen  Diplomaten  län- 
gere Zeit  in  England  zugebracht  zu  haben  scheint.  Sei  dem  nun  jedoch  wie  ihm 
wolle,  so  hat  sich  die  junge  Cultur  Südamerika's  dieses  Buches  nicht  zu  schä- 
men. Ist  in  demselben  auch  die  Wissenschaft  nicht  weiter  gefördert,  so  ist  es 
doch  ein  im  Ganzen  wohlgerathenes  Compendium  der  landesüblichen  Begriffe 
und  Annahmen,  und  der  Verfasser  zeigt  eine  tüchtige  Benützung  seiner  Vor- 
gänger, namentlicli  aber  Vattel's,  Martens's,  Chitty's  und  Kent's.  Einzelne  Ab- 
theilungen sind  sogar  recht  löblich,  so  namentlich  Alles ,  was  den  Handel  be- 
trifft. Auffallend  ist  übrigens,  dass  der  Verfasser  sich  in  seiner  Darstellung 
des  Rechtes  der  Neutralen  zur  See  völlig  an  die  englischen  Ansichten  an- 
schliesst  Mag  diess  nun  eine  Folge  der  Auctorität  von  Cliitty  und  von  Eent 
sein,  oder  seines  Aufenthaltes  in  England:  jeden  Falles  hätte  eine  unbefan- 
genere Erwägung  der  Gründe  der  Neutralen  erwartet  werden  können,  da  sicher 
noch  Jahrhunderte  lang,  wenn  nicht  überhaupt  immer,  die  südamerikanischen 
Staaten  ihren   Vortheil  in  der  möglichsten  Freiheit  der  neutralen  Flagge  zu 


1)  Garden,  Comte  de,  Code  diplomatique  de  TEurope,  ou  prineipes  et  maxiines 
du  Droit  des  Gcnsw  I,  1.  Par.  (1852).  —  Es  sei  bei  dieser  Gelegenheit  ein  ent- 
schiedener Tadel  über  die  üble  SiUc  dieses  Schriflstellers  ausgesprochen ,  seinen 
Büchern  keine  Jahreszahl  vorzusetzen.  Diese  zu  wissen,  ist  in  manchen  Fragen 
der  äusseren  Ordnung  und  selbst  der  Wissenschalt  anentbehrlich.  Welchen  Sinn 
aber  hat  denn  die  Verschweigung  T 

2)  Belle,  A,  Principios  deDereeho  de  Gentes.  Opera  public,  cn  Santiago  de  Chile, 
retmpr.  etc.     Far.,  1840,  16;  nueva  edic.,  Madr.,  1844. 
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suchen  haben,  somit  die  Anerkennung  von  Grundsätzen,  welche  eben  80  be- 
stritten als  ihnen  nachtheilig  sind,  noch  lange  keine  Eile  gehabt  hätte.  Aach 
darf  man  sich  darflber  wundem,  dass  die  Lehre  von  der  Unabhängigkeit  em- 
pörter Kolonieen  und  von  deren  Anerkennung  von  Seiten  anderer  Staaten  so 
dtlrftig  abgehandelt  ist.  Schliesslich  noch  die  Bemerkung,  dass  das  über  in- 
ternationales Privatrecht  Gesagte  so  verwirrt  und  uiyuristisch,  als  möglich  ist 

m. 

Monographieen. 

Aber  nicht  blos  in  Systemen  und  mittelst  derselben  baut  sich  die  Wis- 
senschaft auf.  Eine  in  Blüthe  stehende  Disciplin  zeigt  auch  eine  entspre- 
chende Menge  von  Einzelnschriften.  —  Nur  als  ein  günstiges  Zeichen  und 
als  ein  erfreuliches  Mittel  vollständigster  Ausbildung  kann  es  daher  aufgenom- 
men werden,  wenn  das  Yölkerrecht  in  dem  hier  besprochenen  Zeitabschnitte 
reichliche  Erörterungen  einzelner  Fragen  in  eigenen  Schriften  erhalten  hat 
Namentlich  in  einer  Beziehung,  freilich  einer  im  praktischen  Leben  täglich  zur 
Anwendung  kommenden  und  dennoch  fast  ganz  vernachtheiligten  Frage,  — 
nämlich  im  internationalen  Privatrechte  —  ist  ein  fast  flberschwäaglicher 
Reichthum  tiber  uns  eingebrochen.  Es  werden  im  Folgenden  diese  Schriften 
in  raschem  Zuge  und  geordnet  nach  den  Gegenständen  vorübergeführt  werden, 
jede  derselben  mit  einem  kurzen  ürtheile  begleitet.  Wenn  aber  namentlich 
in  dieser  Abtheilung  die  Bücherschau  nicht  zu  unbedingter  Vollständigkeit  ge- 
langt sein  sollte,  so  wird  eine  billige  Beurtheilung  diess  nicht  allzuhoch  anrechnen. 
Solche  Bearbeitungen  einzelner  Fragen  erhalten  oft  eine  nur  örtliche  Verbrei- 
tung, verschwinden  leicht  vrieder  ganz,  kommen  auf  keine  Weise  zur  öffent- 
lichen Kenntniss. 

1.    Diplomatische  Agenten  und  Diplomatie. 

In  allen  Zeitaltem  und  auf  allen  Gesittigungsstufen  waren  die  völker- 
rechtlichen Beamten  von  grosser  Bedeutung.  Von  ihrer  Einsicht,  ihrer 
Gesinnung  und  ihrer  Geschicklichkeit  hieng  immer  grosses  Wohl  und  Wehe  ab; 
die  genaueste  Feststellung  ihrer  Hechte  und  Pflichten  war  Bedingung  eines 
friedlichen  Verkehres  unter  den  Staaten.  Namentlich  aber  hat  sich  die  Bedeu- 
tung der  diplomatischen  Personen  und  Verhältnisse  immer  mehr  gehoben,  and 
ist  die  Reglung  des  von  ihnen  und  gegenüber  von  ihnen  zu  Beobachtenden  im- 
mer bestimmter  geworden,  seitdem  die  ununterbrochenen  Beziehungen  der 
Staaten  zu  einander  stehende  Aemter  verschiedener  Art  veranlasst,  und  die 
immer  zahlreicheren  Verbindungen  der  einzelnen  Unterthanen  mit  dem  Ad»- 
lande  die  Geschäfte  nach  Art  und  Menge  ins  unendliche  vermehrt  haben.  Na- 
türlich hat  sich  auch  die  Literatur  dieses  reichen  Feldes  bemächtigt ;  ja  es  i^ 
diess  im  Uebermaasse  geschehen.    Der  Schriften  über  Gesandte  und  Consoln, 
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ihre  Rechte  und  Geschäfte,  Cäremoniel  und  Formen  sind  unzählige  von  Albe- 
ricQS  Gentilis  und  Wicquefort  an.    Man  sehe  nur  bei  Ompteda  und  Kamptz. 

Es  ist  somit  sehr  wahrscheinlich,  dass  die  neuerwachte  Thätigkeit  im 
Völkerrechte  jeden  Falles  die  Beamten  nicht  übergangen  haben  würde,  auch 
wenn  sich  nichts  Wesentliches  in  ihren  Verhältnissen  verändert  haben  sollte. 
Da  nun  aber  Oberdiess,  abgesehen  von  einzelnen  Entwicklungen  der  Gesandt- 
schaftsrechtes im  engern  Sinne,  das  Consulatwesen  in  diesem  Jahrhunderte  eine 
früher  ganz  unbekannte  Bedeutung  erhalten  hatte:  so  war  eine  neue  Bearbei- 
tung dieser  Abtheilung  der  Völkerrechts  -  Wissenschaft  wirklich  Bedürfniss. 
Dasselbe  ist  denn  auch  reichlich  befriedigt  worden;  es  liegen  viele  Werke  und 
zwar  der  verschiedensten  Art  vor. 

Vor  Allem  Schriften,  welche  den  ganzen  Geschäftskreis  der  diplo- 
matischen Agenten  in  seinen  sämmtlichen  Beziehungen  systematisch  umfassen.  — 
Der  Gedanke,  dieser  Gattung  von  Beamten  eine  ausreichende  Belehrung  über 
die  sachlichen  und  die  formellen  Aufgaben  zu  ertheilen,  ist  ein  sehr  natür- 
licher. Selbst  den  Unterrichtetsten  und  Geübtesten  kann  zu  Zeiten  ein  solches 
Hülfsmittel  nützlich  sein ;  noch  mehr  natürlich  den  weniger  gut  Vorbereiteten 
und  den  Anfängern.  Letzteres  um  so  mehr,  als  nur  allzu  oft  die  Vorbereitung 
für  ein  völkerrechtliches  Amt  höchst  mangelhaft  ist.  Wir  wollen  nicht  einmal 
von  Generalen,  Hofleuten  oder  Stäudemitgliedern  reden,  welche  mit  einem  Male 
und  ohne  alle  frühere  Beschäftigung  in  auswärtigen  Geschäften  mit  einer  Sen- 
dung beauftragt  werden  können,  oder  von  einfachen  Kaufleuten,  welchen  ein 
Consulat  übertragen  wird.  Aber  selbst  die  für  die  völkerrechtliche  Laufbahn 
bestimmten  jungen  Leute  werden  in  den  meisten  Fällen  höchst  ungenügend  in 
dem,  was  sie  einst  zu.  wissen  brauchen,  unterrichtet.  Die  Universitäten  geben, 
bei  der  kleinen  Zahl  der  zu  solchen  Studien  Geneigten,  gar  dürftige,  wenn 
irgend  eine,  Gelegenheit  zur  Ausbildung;  eine  eigene  diplomatische  Akademie 
aber,  wie  sie  zu  ihrer  Zeit  J.  J.  Moser  in  Hanau  oder  Koch  in  Strasburg  er- 
richtet hatten,  besteht  gegenwärtig  nirgends  in  der  ganzen  Welt.  Sei  nun 
auch  ein  Buch  nur  eine  mangelhafte  Aushtllfe,  so  ist  es  doch  unter  solchen 
Umständen  ein  wahres  Bedürfniss. 

Die  neuen  Werke  zerfallen  aber  wieder  in  solche,  welche  sowohl  Ge- 
sandte als  Consuln  berücksichtigen;  in  solche,  welche  ausschliesslich  die 
Gesandten  i.  e.  S.,  und  endlich  in  diejenigen,  welche  nur  die  Consuln  be- 
handeln. 

Von  der  ersteren  Gattung  ist  vor  Allem  zu  nennen  die  von  K.  von 
Härtens  bearbeitete,  jetzt  bereits  in  einer  Beihe  von  Auflagen  erschienene, 
Anweisung  für  Diplomaten  *).    Der  erste  Band  enthält  eine  ausführliche  theo- 


1)  Härtens,  Ch.  de,  Le  Guide  diplomatique,  Pr^cis  des  droits  et  des  fonctions 
des  Agents  Diplomatiqnes  et  Consulaires.  £d.  4»«  entier.  refondae.  1.  IL  Par.  et 
Leipz.,  1851.  Es  giebt  von  diesem  Werke  auch  eine  unbefugte,  mit  Recht  vom 
Verfasser  verl|agnete  Ausgabe  von  Hoffmanns.    Paris,  1837,  3  Bde. 
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retische  Abhuudluug  ftber  Aufgabe,  Stellung  und  Rechte  sämmtticher  Arten  ▼€■ 
diplomatischen  Agenten,  kurz  ein  Gesandtschaftsrecht;  der  zweite  dagegen  eine 
Anweisung  zur  Abfassung  der  verschiedenen  völkerrechtlichen  flblichen  Schrift- 
stücke und  zahlreiche  Musterbeispiele  von  solchen.  Das  anfänglich  (1823) 
ziemlich  unbedeutende  Buch  hat  sich  allmähüg,  namentlich  in  seiner  neoestei 
Ausgabe,  zu  entschiedener  Brauchbarkeit  erhoben.  £s  ist  auch  jetzt  noch  nichts 
£igenthämlichcs  und  Tiefes;  allein  es  darf  Anfängern  mit  Vertrauen  empfoUn 
werden.  —  Eine  andere  einschlägige  Schriit  ist  das  oben  S.  S8B  schon  unter 
den  Grundrissen  angeführte  sogenannte  „System  der  Diplomatie''  von  Winter, 
welches  die  sämmtlichen,  'einem  diplomatischen  Beamten  ndthigen  recfatüdboi 
und  politischen  Kenntnisse  unter  diesem  Gesammtnamen  znsammenamtdhn 
sucht,  aber  freilich  keinen  Stoff,  sondern  nur  Eintheilongen  und  Paragraphen- 
Ueberschriften  liefert,  und  somit  zu  wenig  nütze  ist.  —  Drittens  gehört  hia> 
her  F.  de  Cussy's  alphabetisch  geordnete  Encykläpädie  aller  auch  nur  ent- 
fernt in  das  Geschäft  des  Diplomaten  einschlagenden  Gegenstände  ^);  somit 
ein  Wörterbuch  und  kein  System.  An  Vollständigkeit  des  UmfaDges  fdilt 
es  nicht;  allein  die  einzelnen  Artikel  sind  zum  |;rössten  Theile  sehr  kun,  ge» 
wohnlich  kaum  etwas  mehr  als  eine  Worterklärung.  Der  Gedanke  ist  nidit 
schlecht,  allein  die  Ausführung  misslungen.  —  Endlich  muss  noch  des  Belgien 
Garcia  de  la  Vega  für  junge  belgische  Diplomaten  jeder  Art  besonders 
berechnetes  Handbuch  aufgeführt  werden  ^).  Es  schliesst  sich  dassdbe 
zwar  auch  sowohl  in  der  Form  als  dem  Inhalte  nach  selir  entsdiieden  u 
das  allgemeinere  Werk  von  Martens  an ;  dennoch  hat  es  seinen  eigenen  Wertli, 
weü  die  einschlagenden  belgischen  Einrichtungen  und  Gesetze  ansffthrlich  g^^ 
ben  und  gut  verarbeitet  sind.  Hierdurch  erhält  das  Ganze  für  jeden  Lee« 
l<eben  und  Unmittelbarkeit,  abgesehen  von  etwaigem  praktischen  Gebrauch. 

Bios  auf  die  Verhältnisse  der  Gesandten  im  engeren  Sinne  beschrän- 
ken sich  die  Schriften  von  dem  Graven  von  Garden  *),  Snonckaert  vai 
Schauburg*),    Miruss  *),    Grenville  Murray  •),    L.  Gessner  ')  mi 


1)  Cussy,  F.  de,  Dictionnatre  on  manuel-lexiqne  du  Diplomate  et  du  Consnl.  Ifi^ 
1846. 

2)  Garcia  de  la  Vega,  D.  de,  Guide  pratiqne  des  Agens  politiques  du  Mmirtere 
des  aifabes  ^trang^res.    Brux.,  1852. 

3)  Garden  €^  de,  Trait4  complet  de  Diplomatie,  ou  throne  g^ndrale  des  rdatiesi 
exi^rieures  des  puissances  de  TEurope.  I — DI.    Paris,  1833. 

4)  Snouekaert  van  Schanburg,  Bar.  A.  C,  Diss.  de  Legatls  rebusqiie  ab  Im 
agendis.  Trig.,  1827.  Später  vom  Verf.  überarbeitet  u.  d.  T.:  SsmI  s.  l  lIlwiMi 
publics.    A  la  Haye  et  Amsi,  1833. 

5)  Miruss,  Alex.,  Das  europäische  Gesandtschaftsrecht,  nebst  einem  Anhange  von 
dem  Gesandtschaftsrecht  des  d.  Bundes,  einer  Bücherkunde  und  vielen  Beüagea 
I.  n,  Lpz.,  1847. 

6)  Grenville  Murray,  £.  C,  Droits  et  devoirs  des  £avof^  dipIosMüfnet.  LoBdt. 
1863. 

7)  Gessner,  L.,  de  jure  uxoris  Legati  et  Legatae.    Hai.  Saa^  IMl. 
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Warn  *).  Eane  grosse  Bemchemng  des  Wissens  oder  Denkens  ist  freilich 
durch  dieselben  im  Ganzen  nicht  gewonnen ;  die  Mehrzahl  sind  vielmehr  blose  An- 
flUigenrersnehe.  —  Das  Werk  von  Garden  hat  viele  Aehnlichkeit  mit  der  eben 
besprochenen  Schrift  von  Martens,  fasst  aber  seine  Aufgabe,  vielleicht  nicht 
eben  ganz  richtig,  noch  etwas  weitläufiger  auf,  indem  es  sich  nicht  auf  eine 
Darstellung  des  Gesandtschaftsrechtes,  nicht  einmal  auf  die  des  gesammten 
y^^lkeirechtes  beschränkt,  sondern  auch  noch  einen  Begriff  von  allgemeinen  staats- 
tachUiohen  Gnindsi^en  beizubringen  sucht.  Auch  hier  sind  Muster-Actenstücke 
beigegeben.  —  Nur  das  Lob  einer  fleissigen  Erstlingsschrift  kann,  man  der 
Arbeit  Snouckaert  van  Schauburg^s  beilegen.  Das  in  Handbachem  und  anderen 
leieht  zugänglichen  Quellen  zu  Findende  ist  hier,  im  Uebrigen  ganz  verständig 
und  geordnet,  zusammengetragen.  —  Einen  bei  weitem  grösseren  Anspruch 
auf  eine  streng  juristische  Behandlung  macht  wohl  Miruss;  allein  das  sehr 
ausfthriicbe  Werk  ist  doch  auch  nicht  eben  sehr  hoch  anzuschlagen.  Der 
Verfasser  hat  seine  Darstellung  mit  veridteten  und  unnfltzen  Einzelnheiten  über- 
laden, entbehrt  offenbar  jeder  unmittelbaren  Anschauung  der  gesandtschaftlich^ 
Züitäiide,  und  ist  schwerfällig.  Das  Btlcherverzeichniss  ist  allerdings  ziemlieh 
vollständig;  4ßs  einzige  Verdienst  aber,  welches  nach  Ompteda,  Eamptz,  Elfl- 
her  u.  A.  hier  zu  erwerben  war,  nämlich  eine  kurze  und  schlagende  Würdi- 
gung jedes  der  genannten  Schriften,  geht  ihm  ganz  ab.  —  Die  kleine  Schrift 
Grenville  linrray's  ist  kaum  des  Nennens  werth.  Wahrscheinlich  hat  auch 
der  junge  Verfasser  nicht  sowohl  eine  Berichtigung  und  Bereidiemng  der 
vOlkerrechtfichen  Lehren  beabsichtigt,  als  eine  persönliche  Nachweisung  fleissi- 
ger  Studien.  —  Auch  Gessner^s  Abhandlung  Aber  die  Rechte  der  Gesandtin- 
pusn  ist  nur  eine  akademische  Prohearbeit.  Der,  ^en  nicht  zu  den  wichtigsten 
gehörende,  Gegenstand  ist  schon  von  F.  K  von  Moser  ausführlich  und  mit 
l^reeser  Gelehrsamkeit  behandelt  worden;  und  seitdem  Obergehen  ihn  in  der 
Ecgel  ansfilhrlicbere  Systeme  des  Völkerrechtes  oder  gar  des  Gesandtschafts- 
rechles  niebt;  so  denn  iiamentlich  zuletzt  noch  Miruss.  Stoff  und  Regeki  waren 
somit  längst  •beisammen ;  lond  was  etwa  von  neuen  Beispielen  od^  Fragen  in 
der  jetzt  vorliegenden  (im  Uebrigen  ganz  fleissig  bearbeiteten)  Schrift  beige- 
bracht ist,  ändert  in  der  Sache  nichts.  — -  Dagegen  ist  allerdings  Wurm's  ün- 
i^snchusg  über  den  Rang  der  diplomatischen  Agenten,  namentlich  über  die 
Stellung  der  Residenten,  eine  schöne  Arbeit.  Auch  hier  beweist  der  Verüasser 
twatx  ausgebreitetes  geschichtliches  Wissen  und  seine  feine  Geschicklichkeit,  das- 
selbe aof  die  genaueste  Festst^ung  völkerreohtlicher  Sätze  und  ihrer  AbsdiaA- 
tungen  anzuwenden.  Es  ergiebt  sich,  dass  die  Frage  über  die  verschiedenen 
Rangklassen  der  Gesandten  zwar  jetzt  in  der  Hauptsache  leidlich  geordnet  ist; 
iiMM  nber  die  Dkige  weder  so  ein^h  liegra,   noch  so  unbestritten  sind,  wie 


^^ 


1)  Wiprm,   C  F. ,  Heber  den  jfUmg  dqjeini^iseher  Renten,    hi   der  Tab.  ^eitochr. 
für  Staeltrocht.  1854.  H.  3  und  4. 
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diess  in  den  Handbüchern  gelehrt  zn  werden  pflegt.    Abhandlungen  dieser  Art 
sind  ein  wahres  Verdienst  um  die  genane  Richtigkeit  der  Wissenschaft. 

Weit  bedeutender  sind  die  Schriften  über  das  Consulatwesen. 
Dieser  Gegenstand,  welcher  früher  lange  nicht  die  gehörige  Beachtung  nnd 
durch  die  Schriften  von  Steck,  Warden,  Borel  u.  s.  w.  wenigstens  nicht  die 
bestmögliche  Erörterung  gefunden  hatte,  ist  in  den  jüngsten  Jahren  in  einem 
ausserordentlichen  Maasse  bearbeitet  worden.  Schriften  Ober  das  Consulatwe- 
sen sind  ordentlich  Sache  der  Liebhaberei  geworden;  und  manche  Staaten  be- 
sitzen jetzt  nicht  blos  Eine  tüchtige  Schrift,  über  die  Rechte  und  Greschftfte 
ihrer  Consuln.  Wenn  es  auf  solche  Weise  auch  des  Guten  fast  zu  viel  zu  werden 
droht,  so  ist  diese  reiche  Thätigkeit  doch  sehr  erklärlich.  Immer  weiter  dehnt 
sich  der  Weltverkehr  aus;  in  immer  grösserem  Maasse  finden  sich  die  Staaten 
veranlasst,  ihren  gewerbenden  Bürgern  auswärts  Hülfe  und  Schutz  angedeiheft 
zu  lassen;  immer  häufiger  werden  Consuln  auch  zu  unmittelbar  völkerrechtlichen 
Geschäften  verwendet.  Somit  ist  denn  auch  eine  genaue  theoretische  Erörte- 
rung ihrer  Stellung  von  steigender  Bedeutung;  wo  denn  nur  zu  bemerken  steht, 
dasB  gerade  die  ersten  Handelsvölker  das  Bedürfhiss  einer  literarischen  Ord- 
nung dessen,  was  bei  ihnen  schon  längst  in  üebung  ist,  weniger  zu  fühlen 
scheinen ,  als  die  jetzt  erst  in  gi'össere  Thätigkeit  eintretenden  oder  sich  für 
solche  bereitenden. 

Vorerst  und  vor  Allem  sind  diejenigen  Werke  zu  nennen,  welche  das  Consulat- 
wesen überhaupt,  d.  h.  ohne  Beziehung  auf  die  Vorschriften  und  Verhältnisse  eines 
einzelnen  Staates,  abhandeln.  —  Zunächst  das  grosse  und  wirklich  staunenswerthe 
Handbuch  für  Consuln  von  A.  v.  Miltitz  *).  An  allgemeinen  Schriften  über  die 
Rechts- und  Geschichte-Verhältnisse  der  Consuln  hat  es,  wie  gesagt,  schon  früher 
nicht  gefehlt.  Allein  wie  viel  doch  noch  in  der  Sache  zu  thun  war,  zeigt 
eigentlich  erst  das  obengenannte  vortreffliche  Werk.  Leider  ist  zwar  dasselbe 
nicht  ganz  vollendet,  indem  die  vom  Verf.  verheissene  Theorie  des  Consulates  fehlt; 
allein  schon  auch  das  Gegebene  ist  des  höchsten  Lobes  werth.  Nur  selten  in 
der  That  ist  eine  solche  Gründlichkeit  und  eine  solche  staunenswerthe  Gelehr- 
samkeit. Das  Buch  ist  ein  wahrer  Schatz  für  die  wichtige  Klasse  von  öffent- 
lichen Beamten,  zu  deren  Unterweisung  es  bestimmt  ist;  und  es  bedarf  ein 
Consul,  welcher  in  einem  verlorenen,  von  jedem  gebildeten  Verkehre  abge- 
schnittenen Orte  leben  muss,  kaum  einer  weitem  Bibliothek  in  seinem  Fache. 
Aber  auch  für  Theoretiker  und  Praktiker  in  sonstigen  weiten  Kreisen  gewährt 
es  reichlichste  Belehrung.  Namentlich  muss  es  auch  als  ein  geschichtliches  Werk 


1)  Miltitz,  AI.  de,  Manuel  des  Consuls.  Bd.  I,  a.  u.  d.  T.  Tableau  du  d^veiope- 
ment  des  institutions  judiciaires  et  administratives  cr^^cs  pour  ]'uülit^  du  commerce, 
ainsi  que  de  la  Idgislation  commerciale  et  maritime  des  principaux  ^tftls  de  l'Eu- 
rope  et  des  £.  U.  de  TAmörique.  Bd.  11,  Abtb.  1  u.  2 ,  a.  u.  T.  Des  Consuls  a 
r^tranger,  tels  qu'ils  ont  M  institu^  par  les  principaux  ^tats  de  l'Europe  etc. 
Lond.  und  Berlm,  1837—39. 
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von  grosser  Bedeutung  anerkannt  werden,  welches  der  ernsten  Beachtung  un- 
serer Geschichtsforscher  über  das  Mittelalter  gar  sehr  werth  ist.  Soweit 
das  Handbuch  Vorliegt,  zerfällt  es  in  drei  wesentlich  verschiedene  Abthei- 
hingen.  Die  erste  giebt,  was  sehr  zweckmässig  ist,  eine  genaue,  den 
Quellen  entnommene  Darstellung  der  Handels  -  Gerichte  und  Handels- 
Behörden  in  allen  europäischen  Seestaaten  und  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nord-Amerika.  Die  zweite  Abtheilung  enthält  eine  vortreffliche 
Geschichte  der  Entstehung  der  Consulate  zuerst  im  Morgenlande,  dann  aber 
auch  in  Europa.  Von  ihr  namentlich  gilt  das  oben  ausgesprochene  Lob  der 
Gelehrsamkeit  des  Verfassers.  In  der  dritten  Abtheilung  endlich  wird  die 
Geschichte  und  der  jetzige  Stand  sämmtlicher  einzelner  Consulate  der  mehr- 
erwähnten Staaten,  wie  sich  diess  aus  den  Verträgen  oder  sonstigen  Staats- 
acten  ergicbt,  mit  einer  staunenswerthen  Vollständigkeit  und  unter  genauester 
Nachweisung  der  einzelnen  Quellen  gegeben.  Der  Gedanke  an  die  auf  diesen 
Theil  des  Werkes  verwendete  Mühe  kann  in  der  That  schwindlig  machen;  und 
sicherlich  ist  man  durch  sie,  so  wie  durch  die  übrigen  Abtheilungen,  zu  dem 
Urtheile  berechtigt,  dass  dieses  Handbuch  eine  der  der  gediegensten  Arbeiten 
ist,  welche  die  ganze  Literatur  des  Völkerrechtes  aufzuweisen  hat.  —  NioJit 
auf  gleicher  Höhe  stehen  die  weiteren  allgemeinen  Werke  von  F.  von  Cussy*), 
BurÄ)tti*),  Letamendi»),  Jochmus*)  und  Oppenheim  *),  wenn  schon 
auch  ihnen  Verdienste  nicht  abgesprochen  werden  sollen.  —  Das  erstere  zer- 
ftUt  in  zwei  Abtheilungen.  Die  eine ,  kürzere ,  ist  eine  systematische  Abhand- 
lung von  den  Rechten  und  Geschäften  der  Consuln  überhaupt.  Die  andere 
giebt  theils  den  wörtlichen  Text  der  Amtsanweisnngen  für  Consulate,  wie 
dieselben  von  dreizehn  der  bedeutendsten  Staaten  erlassen  sind,  theils 
Auszüge  und  Zusammenstellungen  der  Gesetze  und  Vorschriften  von  neun  an- 
dern Begierungen.  Ausserdem  noch  einige  Formulare.  Das  Ganze  aber  kann 
kaum  anders,  als  Buchmacherei  bezeichnet  werden;  namentlich  ist  die  systema- 
tische Abhandlung  theils  viel  zu  stoffarm,  theils  nicht  einmal  richtig,  indem  sie 
die  ganze  Stellung  der  Consuln  den  Gesandtschaften  viel  zu  nahe  rückt.  Am 
brauchbarsten  sind  die  sehr  ausführlichen  Abtheilungen  über  die  den  französi- 
schen Consuln  gegebenen  Anweisungen  verschiedener  Art.  —  Das  Werk  von 
Bursotti  ist,  wie  es  scheint,  unvollständig  geblieben,  und  zwar  in  sehr  we- 
sentlichen Theilen.   Die  beiden  erschienenen  Bände  enthalten  Gesetze  und  Vor- 


1)  Cussy,  F.  de,  R^glemens  consulaires  des  principaux  ötats  maritimes  de  TEurope 
et  de  TAmerique.    Lpz.  et  Pa3r.,  1851. 

2)  Bursotti,  J.,  Guide  des  Agens  consulaires.  I.  II.  Nap.,  1837. 

3)  Letamendi,  Tratado  de  jurisprudencia  diplomatico-coosular.    Madr.,  1843,  4. 

4)  Jochmus,    Handbuch   für  Consuln   und  Consular-Beamte  mit  besonderer  Röck- 
sicht auf  Deutschland.    Dessau,  1852. 

5)  Oppenheim,  H.  B.,  Praktisches  Lehrbuch  der  Consulate  aller  Länder.    Erlang., 
1854. 
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tr&ge  verschiedener  Staaten  4ber  das  C(m8iilatwesen.    Ein  dritter  eoUte  iSm 
Abtheilung  Tollenden,  und  erst  im  vierten  eine  eystematische  Abhandhuig  Aber 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Consaln  folgen.  —  Es  mag  zweifelhaft  ersckeiiieD, 
ob  Letamendi's  wunderliches  Buch  mit  Recht  unter  den  allgemeinen  Schiito 
aufgeführt  sei,  da  es  allerdings  zunächst  Spanien  im  Auge  hat  Allein  der  Gnoi* 
gedanke  und  die  wesentlichsten  Abschnitte  finden  Anwendung  auf  alle  StaateB, 
und  das  rein  Oertliche  besteht  mehr   in  Klagen  und  YorschlAgen,   alfi  in  dar 
Darstellung  bestehenden  Rechtes.    Der  Verfasser  entwickelt  nämlich,  nachd» 
er  die  Geschichte  und  die  Bedeutung  des  Gonsulates  in   seiner  Weise  erMai 
hat,    die  Ansicht,   dass,    mit    geringen  Ausnahmen,    alle   eigenUichen  Ge- 
sandtschaften aufzuheben  und  an  ihrer»  Stelle  nur  Generalconsulate ,  welekeB 
auch  die  Besorgung  der  diplomatischen  Geschäfte  übertragen  werde,  zu  bestdks 
seien.    Nicht  nnr  Ersparniss ,   sondern  auch  die  immer  grOsser  gewordene  Be* 
deutung  der  Consuln  sprechen,  seiner  Ansicht  nach,  hierfür;   durch  eine  ledjf* 
lieh  auf  die  Vereinigung  berechnete   Laufbahn  und  Organisation  der  völker- 
rechtlichen Beamten  aber  lassen  sich  alle  Schwierigkeiten  beseitigen.    KatOiU 
will  er  dann  auch  nur  von  bezahlten  und  ans  dem  Mutterlande  abgesendflkn 
Consuln  wissen,  (mit  Ausnahmen  bioser  Handelsagenten,  welche  der  Coasul  ib 
den  erforderlichen  Plätzen  aus  den  Kaufleutea,   nöthigen   Falles  des  Lante 
selbst,  auswählen  könne.)    Der  Verfasser  geht  dabei  sehr  in  die  EmzdiAeilei 
ein;  aUein  es  scheint  einleuchtend,  dass  diese  Mischung,  als  aUgemeine  Vaa» 
regel  eingeführt,  weder  der  Besorgung  der  staatlichea  noch  der  d«r  HanM- 
angelegenheiten  zu  Gute  käme;  ganz  abgesehen  von  den  Schwierigkeiten,  in  wdAe 
wenigstens  an  vielen  Orten  die  Bang-  und  geselligen  Verhältnisse,  ttberall  aber  die 
doppelte  .Eigenschaft  des  beglaubigten  Gesandten  und  des  mit  einem  Exeguatar 
zu  versehenden  Gonsuls  verwickeln  möchten.  —  Ganz  verständig  ist  die  UeiK 
Schrift  von  Jochmus  abgefasst,  und  es  kann  ihr  das  Verdienst  einer  gvtü 
ersten  Einleitung  nicht  abgesprochen  werden.  Sie  enthält  theils  eine  didactiicfce 
Abhandlung  über  das  gesammte  Consulatwesen,  wobei  auf  die  Abwdchuvgen  c» 
zelner  Länder  von  der  allgemeinen  Sitte  in  Anmerkungen  aufmerkaaai  gemacht  iit; 
theils  Gesetzes-Beilagen,  namentlich  Gebflhr^-Tarife.    Von  der ,  auf  dem  Türi 
angeküudigten,  besonderen  Berücksichtigimg  der  deutsohen  Verhättiüeae  ist  iki- 
gens  nichts  zu  finden.  —  Weit  bedeutender  ist  jeden  FaUes  endlich  die  Scfadft  vis 
Oppenheim.      Hier  wird   der  neue  und  ganz  richtige  Gedanke  ^rchgdlM 
in  den  Consular- Ordnungen  der  verschiedenen  Lfinder   die  gemeinschafüicbei 
Grundsätze  aufzusuchen  und  dieselben  zu  einem  Systeme  zu  verbinden ;  daneba 
denn  aber  immer  ausführlich  theils  die  (j^eHen  a^zuMiren,  theils  die  Abwei- 
chungen  der  einzelnen  Gesetze  anzugeben.    Es  ist  somit  eine  Arbeit  in  der 
Art  der  deutscheu  gemeinrechtlichen;   und  auch  einer  Seits  eben  so  berechtigt, 
wie  Auffassungen  dieser  Art,  anderer  Seits  mit  derselben  Vorsicht  zur  Veraö- 
meidung   ungegründeter  Verallgemeinerungen   zu  behandeln.     Die  Arbeit  J/^ 
fleissig  und  zeigt  iprosse  Kc^ntnisB  4er  Literatur.;  jund  besonder^  AnerkepnnV 
verdient  auch  die  einem  Anhange  gegebene  ausführlichere  fiehandhuig  schvie* 
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ifgerer  Pnakte,  fflr  deren  richtiges  Yerst&iidniss  tinem  rechUuagelelirton  Coaaal 
die  Eftrze  des  SyBtemes  nicht  genügen  wttrde.  Man  darf  sich,  auch  hinsiehi- 
lieh  der  Haitang  des  Ganzen,  des  Fortschrittes  erfrenen,  welchen  der  Verf.  seit 
Beiaem  „Systeme  des  Völkerrechtes*'  offenbar  gemacht  hat. 

Von  beschränkterem  Gebrauche  zwar,  dagegen  innerhalb  ihres  Krases  tief 
eü^bend  sind  dicgenigen  Schriften,  welche  das  Consulatwesen  einzelnem 
Staaten  behandeln.  Sie  sind  nm  so  brauchbarer,  je  genauer  sie  sich  an  ihre 
beaondere  Aufgabe  halten,  und  nicht  in  Yerallgemeineniiigen  ausschweifen,  wel* 
che  besten  Falles  ftberflOssig,  leicht  sogar  geradezu  fehlerhaft  sind.  Kur  m 
yiele  dieser  particularrechtlichen  Abhandlungen  leiden  übrigens  an  diesem 
Fehler,  wegen  des  ganz  yerkehrten  Bemühens  der  Verfasser,  ihren  Arbeiten  einen 
wissenschaftlichen  Anstrich  oder  eine  Brauchbarkeit  über  den  nächsten,  yöllig 
genügenden  Zweck  hinaus  zu  geben.  —  Es  ist  ohne  Zweifel  am  besten,  diese 
Art  von  Schriften  nach  den  Staaten  zusammenzustellen ;  dabei  aber  billig,  luerst 
die  Schriften  über  das  französische  Consulatwesen  aufzuführen,  weil  sie  die 
»ahhreichsten  von  Allen,  zum  Theile  auch  sehr  tüchtig  sind.  —  Das  älteste, 
aber  noch  immer  sehr  brauchbare  Buch  ist  das  bekannte  Werk  von  Läget 
de  Podio  über  die  Gerichtsbarkeit  der  französischen  Consuln  ^).  Es  theiU; 
la  systematischer  Ordnung  die  ganze  französische  Gesetzgebung  über  das  Coa- 
«ulatwesen  (nicht  etwa  blos  über  die  Gerichtsbarkeit  der  Consuln)  mit,  und  lat, 
ohne  höhere  wissenschaftliche  Ansprüche  zu  machen,  verständlich  und  prak- 
tisch. —  Nur  von  untergeordneter  Bedeutung  ist  die  kurze  Amtsanweisung  für 
die  Kanzler  der  Consulate  von  Tancoigne  ^).  Der  Gegenstand  ist  natürlidi 
in  den  umfassenderen  Werken  auch  abgehandelt.  —  Das  Handbuch  von 
Moreuil  ^  giebt  einen  nach  Materien  geordneten  Auszug  aus  den  Gesetzen 
und  Verordnungen;  eine  sehr  ausführliche  Nachweisung  über  die  Verträge  und 
Uebereinkünfte  Frankreichs  mit  (51)  fremden  Staaten  über  die  Consular  -  Ver- 
käknisse;  endlich  eine  spärliche  Sammlung  von  gerichtlichen  Entscheidungen 
über  einschlägige  Fragen.  Das  Buch  ist  ganz  brauchbar,  aber  nichts  ausgezeich* 
netes.  —  Höchst  bedeutend  ist  die  ausführliche  halbamtliche  Schrift  von  A.  de 
Clercf  und  C.  de  Vallet  ;*).  Dieselbe  umfasst  in  einem,  sehr  vollständig 
angelegten  Systeme  die  gesammte  Geschäftstfaätigkeit  eines  fransösischen  Con* 
suis  von  dessen  l^mennung  an.  Hierbei  wird  denn  in  das  Dingliche  der  Auf- 
gaben sehr  genau  eingegangen;  z.  B.  über  die  rechtlichen  Verhältnisse  der 
verschiedenen  Mannschaften  eines  HandelsschüFes,  über  die  Arten  der  Haverei 


1)  Läget  de  Podio,  Nonvelle  juridietion  desConsuls  de  France  a  T^tranger.  Mars., 
1S26;  2.  M.,  1843. 

7)  Tancoigne,  Le  Guide  des  Chancelieri.    Par.,  1843,  12. 

3)  Moreuil,  Manuel  des  Agens  Conaulaires  fran^ais  et  Strängen.    Par.,  1850, 

4)  Clercq,  A.  de  et  Vallet,   C  de,   Guide  pratique  des  ConsnlaU,  pabL  sous  les 
awipiees  du  Ministke  des  aft  etr.    Par.,  IgM. 
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und  deren  rechtliche  Verhältnisse,  Aber  die  Bedeutung  der  verschiedenen  Orrii- 
stands-ürkunden  u.  s.  w.  üeberall  sind  die  geset;^lichen  Quellen  nachgewiesen, 
und  das  Ganze  zeigt  eben  so  sehr  von  französischer  Klarheit  und  Darstelluigs* 
knnst,  als  von  genauester  praktischer  Bekanntschaft  mit  dem  Gegenstände' 
Noch  mag  bemerkt  werden,  dass  einer  der  Herausgeber,  schon  mehrere  Jahre 
früher,  ein  Formularbuch  fttr  Consnin  herausgegeben  hatte  i),  welches  als  'Erfixir 
zung  des  vorstehenden  wichtigeren  Werkes  betrachtet  werden  mag,  indem  es, 
ausser  dem  Abdrucke  wichtiger  einschlagender  Gesetze ,  mehrere  Hunderte  von 
Formularen  liefert.  —  Schliesslich  ist  noch  des  kleinen,  alphabetisch  geordne- 
ten Handbuches  von  Bussy  Erwähnung  zu  thun,  an  welchem  aber  der  Ort  der 
Abfassung  und  Herausgabe  das  Merkwtlrdigste  ist  ^). 

Nicht  entfernt  vergleichbar  mit  dieser  französischen  Literatur  ist  die  ein- 
schlagende englische,  lieber  das  Consulatwesen  des  ersten  Handelsstaates 
der  Welt  besteht,  und  zwar  sogar  erst  seit  kurzer  Zeit,  nur  eine  einzige 
Schrift,  das  kleine  Handbuch  von  R.  Fynn  *).  Es  ist  diess  freilid 
erklärlich.  Bis  in  die  neuere  Zeit  waren  die  englischen  Einrichtnngen 
und  Gesetze  Ober  diesen  wichtigen  Gegenstand  ganz  schlecht  und  noch  schledh 
ter  eingehalten.  Durch  einen  Ausschuss  des  Unterhauses ,  welcher  einen  v(v- 
trefflichen  Bericht  Aber  den  Zustand  und  die  AbhtQfemittel  erstattete^ 
wurde  im  J.  1835  eine  gänzliche  Umgestaltung  bewerkstelligt,  und  namentlich  vi 
zweierlei  hingewirkt.  Zunächst  wurden,  mit  ganz  geringen  Ausnahmen,  mn 
noch  gesendete  und  (gut)  bezahlte  General- Gonsuln  und  Consuln  verwen- 
det. Sodann  aber  wurden  treffliche  Amtsanweisungen  ausgearbeitet,  weldie  da 
Consuln,  nach  ganz  genau  vorgeschriebenen  Punkten,  Berichte  nicht  blos  ftber 
ihren  eigentlichen  Auftrag ,  die  Handelsangelegenheiten ,  vorschreiben,  senden 
auch  Ober  alle  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Verhältnisse  des  von  ihnen  be 
wohnten  Landes.  Im  J.  1843  aber  wurde  noch  besonders  die  d^n  Consuln  in  der 
Levante  verliehene  Gerichtsbarkeit  gesetzlich  geregelt,  was  sehr  gute  Folgen 
zu  haben  scheint,  und  jeden  Falles  eine  Sammlung  sehr  merkwürdiger  Beridite 
zur  Folge  hatte,  aus  welchen  die  Art,  Zahl  und  Behandlungsweise  der  bo 
europäischen  Consulaten  in  der  Levante  vorkommenden  gerichtlichen  flüe 
ersehen  werden  mag  ^).    Das  Werk  von  Fynn  nun  enthält  zuerst,  in  sehr  ge- 


1)  De  Clercq,  A.  J.  H.,  Formnlaire  ä  l'usage  des  Consulats.    Par.,  1848. 

2)  Bussy,  Th.  Rol.  de,  Dictionnaire  du  Consulat  de  France.    Alger,  1854. 

3)  Fynn,  A.,  British  Consuls  abroad;  their  origin,  rank,  Privileges  etc.  3.  ed.,  Loid-. 
1841,  kl.  8.  —  Die  kleine  Schrift  von  J.  Green,  On  the  natnre  and  chartelff^' 
consular  service.  Lond.,  JS48,  enthält  nur  ein  unklares  Bin-  und  E&prt^ 
über  die  angebliche  Unbestimmtheit  der  rechtlichen  Stellung  eines  Consuls  o.  ^ 
Sic  ist  der  Rede  nicht  werth. 

4)  Report  from  the  select  Committee  on  Consular  Establishment.  Ord.  to  be  pi^ 
10.  Aug.  1835.  Fol. 

5)  Papers  rel.  to  Jurisdiction  of  Consuls  in  the  Levant.  Presented  to  böth  H.  4rf  P.  IN^ 
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drftDgter  Fassung,  eine  Abhandlung  über  die  Hechte  und  Pflichten  der  britischen 
Gonsuln ,  dann  die  sftmmtlichen  neueren  Vorschriften.  Ein  grosser  Kenner  der 
festländischen  Literatur  des  Völkerrechtes  ist  der  Verfasser  freilich  nicht.  Seine 
wenigen  Anführungen  derselben  sind  ergötzlich  falsch. 

Kaum  reichlicher  ist  die  Literatur  des  Consulatwesens  in  den  Verei- 
nigten Staaten  von  Nordamerika.  Allerdings  hatte R.  Warden  schon 
im  Jahre  1811  eine  ihrer  Zeit  geschätzte  Arbeit  Qber  das  Consulatwesen  im 
Allgemeinen  und  Aber  das  amerikanische  insbesondere  herausgegeben.  In- 
dessen veraltete  die  Schrift  allmählich,  ohne  dass  etwas  Neues  an  die  Stelle 
getreten  wäre.  Der  Zustand  der  Gesetzgebung  war  freilich  nicht  aufmunternd 
zu  literarischer  Thätigkeit  Im  Jahre  1833  erliess  zwar  der  Staatssecretär  Li- 
vingston  amtliche  Anweisungen;  erstattete  auch  an  denCongress  einen  ausführ- 
lichen, sehr  tüchtigen,  Bericht  über  die  Nothweiidigkeit  einer  neuen  Gesetzge- 
bung; ebenso  Buchanan  im  Jahre  1845:  es  ist  aber  bis  jetzt  nichts  geschehen. 
Somit  ist  es  denn  einer  Seits  ein  nur  vorübergehender,  anderer  Seits  aber  doch 
ein  wesentlicher  Dienst,  welchen  J.  S.  Henshaw  ')  seinen  Landsleuten  durch 
die  Herausgabe  eines  kurzen  und  zum  grossen  Theile  nur  aus  Gesetzestezten 
bestehenden  Handbuches  des  Consulatwesens  leistet.  Eine  wissenschaftliche  Be- 
deutung ist  ausser  Frage. 

Von  einer  gemeinsamen  deutschen  Literatur  über  Consulatwesen 
kann  leider  nicht  die  Rede  sein,  da  die  im  Jahre  1848 — 49  getroffenen  Vor- 
bereitungen zu  einem  Reichs-Consulatsysteme  das  Schicksal  aller  Hoffnungen 
und  Plane  jener  Zeit  getheilt  haben  >),  der  Zollverein  aber  weder  in  innerer 
Organisation  noch  in  äusserer  Anerkennung  zu  einer  Einheit  gediehen  ist,  wel- 
che ihm  gestattete,  gemeinschaftliche  Consuln  zu  ernennen.  So  bestehen  denn 
nur  Schriften  über  die  Consulatseinrichtungen  einzelner  deutscher  Länder; 
und  zwar  (da  andere  Staaten  wohl  Gesetze  aber  keine  Bearbeitungen  derselben 


1)  Henshaw,  J.  Sidn.,  A  manual  for  the  United  States  Consnls.  New- York,  1849. 

2)  Wohl  ist  es  hier  an  der  Stelle,  des  im  Rcichsministeriam  des  Handels  ausgear- 
beiteten „Vorläufigen  Entwurfes  zu  einer  Reichs-Consulat-Ord- 
ttung**  sammt  Anlage,  und  des  „Vorläufigen  Entwurfes  einer  Verord- 
nung für  die  Reichsconsuln  in  nichtchristlichen  Staaten"  (beide 
lithographirt ,  in  Fol.)  mit  dem  verdienten  Lobe  Erwähnung  zu  thun.  Wäre  ein 
deutsches  Reich  zu  Stande  gekommen,  an  der  nöthigen  Vorbereitung  zu  einer 
alsbaldigen  Vertretung  der  Handelsinteressen  seiner  Bürger  häUe  es  nicht  gefehlt 
Die  eben  genannten  Arbeiten  sind  Muster  von  Klarheit  und  Zweckmässigkeit,  wel- 
che sich  mit  den  Consulatgesetzen  aller  Länder  füglich  messen  können.  Sie  lie- 
fern auch,  im  Vorbeigehen  bemerkt,  einen  schlagenden  Beweis ,  dass  man  sich  in 
Frankfurt  nicht  blos  mit  leerem  Theoretisiren  beschäftigte,  wie  die  zünftige  Staals- 
weisheit ,  wekhe  uns  üo  herrlich  weit  gebracht  hat ,   gerne  spoUet ;    sondern  dass 

'  auch  wichtige,   von  jener  seit  Jahrzehenten  nicht  berührte,   praktische  Angelegen- 
heiten rüstig  in  der  Stille  gefordert  wurden. 
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iMtben,)  blo8  in  Oesterreich  und  Preussen.  —  Bas  österreichische  Con- 
inlatwesen,  fiüher  ohne  eigene  Literatur,  ist  in  jüngster  Zeit  zwar  ebesüalls 
nur  mit  einer  einzelnen,  aber  mit  einer  sehr  tüchtigen  Arbeit  von  Ken  mann*) 
bedacht  worden.  Es.  hat  dieses  Werk  nicht  blps  auf  das  Lob  einer  flelsBigeii 
und  verstftndigen  Verarbeitung  des  positiven  Stoffes  Anspruch  zu  machen;  son- 
dern es  gebührt  ihm  auch  eine  über  diesen  nächsten  Zweck  hinausgehende 
wissenschaftliche  Bedeutung.  Es  zerfällt  nämlich  in  drei  Abtheilungen.  In  der 
ersten  wird  die  Lehre  von  dem  Consulatwesen  überhaupt,  und  von  dem  im  Oriente 
insbesondere,  mit  eben  so  grosser  Ausführlichkeit  als  rechtswissenschaitlichw 
Schärfe  entwickelt.  Die  zweite  enthält  ein^  Erörterung  des  besondem  öster- 
reichischen Rechtes.  In  der  dritten  endlich  sind  österreichische  Gesetze  abge* 
druckt. —  Etwas  älter  und  voUzähliger  ist  die  Literatur  über  die  Consuln  Prens- 
sens.'  Zuerst  gab  F.  A.  von  Mensch  die  Gesetze  Preussens  (nnd  der 
übrigen  Zollvereinsstaaten)  fleissig  und  übersichtlich^).  Die  vorangeschickte 
systematische  Abhandlung  war  klar,  einfach  und  brauchbar;  aber  freilich  kurz 
und  ohne  Belege  der  aufgestellten  Sätze.  Eine  wesentliche  Ergänzung  war  es 
also,  als  ein  halbamtliches  „Handbuch"')  die  den  preussischen  Consuln  ken- 
nenswerthen  Verordnungen,  Verträge  u.  s.  w.  nach  Gegenständen  und  Zeitfolge 
geordnet  mittheilte.  Aber  eine  allen  Forderungen  entsprechende  Bearbeitimg 
des  Stofes  ist  doch  erst  erfolgt  durch  B.  W.  König's  tüchtiges  Werk*). 
Hier  findet  sich  nicht  blos  eine  Zusammenstellung  der  Texte  von  Gesetzen  nnd 
Verordnungen,  sondern  auch  eine  sachliche  Erläuterung,  wo  sie  nöüiig  schien; 
endlich  eine  grosse  Menge  von  Formularen. 

Allgemein  als  vortrefflich  anerkannt  ist  das  zunächst  für  den  portngie« 
Bischen  Dienst  bestimmte  Werk  von  dos  Santos  undCastilho  Barreto*). 
Den  Text  des  Buches  bildet  eine  von  den  Verfassern  aus  einzelnen  zerstreuten 
Vorschriften  zusammengesetzte  Dienstordnung  für  die  portugiesischen  Gonsnlate. 
Ihm  folgen  sehr  umfangreiche  Anmerkungen  (S.  112 — 637),  in  welchen  die 
Nachweisungen  für  die  Bestimmung  des  Textes,  ausserdem  aber  Vergleichungoi 
mit  den  Gesetzen  anderer  Staaten  und  allgemeine  theoretische  Erörterungen 
enthalten  sind.    Diese  Anmerkungen  sind  es  nun,  welche  den  Hauptwerth  des 


1)  Neumann,  K.,  Handbuch  des  Consulatwesens ,   mit  besonderer  BeraBksichtigwig 
des  österreichischen.    Wien,  1854. 

2)  Mensch,  F.  A.  de,   Manuel  pratique  du  Consulat,  ouvr.  conaacre  tpeeialement 
aox  CmisuIs  de  Prasse.  I^z„  1846. 

3)  Handbueh  für  prenssische  Consularbeamte,  Rheder,  Schiffer  und  Befrachter.   Nach 
amtlichen  Quellen.    BerL,  1847. 

4)  König,  B.  W.,  Preussens  Consular-Regleaient  nach  seiner  heutigen  Geltung  und 
in  seiner  heutigen  Anwendung.    BerL,  1854. 

5>  Ribeiro  dos  Santos,  J.  et  Castiiho  Barreto,  J.  T.,  Tratte  du  Consulat 
i.  U.    Hambg.,  1839. 
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Boclies  bilden,  indem  sie  an  Grttaidtichkeit,  Umsicht,  umfassendster  Kenntniss 
des  Völkerrechtes  nichts  zu  wünschen  fibrig  lassen.  Das  Buch  sollte  in  keiner 
grosseren  Sammlung  fehlen. 

Endlich  ist  noch  das  für  die  sardinischen  Consnln  von  dem  Ritter  Hag" 
Bone  >)  yerfasste  Handbuch  zu  nennen.  Dasselbe  hat  tlbrigens  weder  in  der 
aügemeiiien  Anlage,  noch  seinem  Inhalte  nach  etwas  Eigenthümliches,  indem  es 
ebenfalls ,  wie  mehrere  der  bisher  genannten  Schriften,  die  positiven  (besetze  und 
Yerordnungen  des  Landes  in  systematischer  Ordnung  und  gemeinverständlichem 
Ausdrucke,  sodann  aber  Geschäftsformulare  enthält. 

Eine  zweite  Hauptgattung  von  Schriften  Aber  die  Aufgabe  der  diplomatischen 
Afigettten  sind  solche,  welche  nicht  sowohl  systematisch  den  ganzen  Gegenstand 
durcharbeiten  und  die  verschiedenen  Geschälte  in  ihrer  Objectivität  auffassen, 
als  vielmehr  sich  an  die  subjeetive  Thätigkeit  der  Betreffenden  wenden,  und 
Namentlich  Anfängern  Rathsehläge  zu  einer  gedeihlichen  Wirksamkeit  geben. 
Ihre  Sfttze  enthalten  freilich  nicht  immer  Rechtsregeln,  und  sind  Oberhaupt  we* 
niger  auf  unmittelbare  Anwendung  in  einem  bestimmten  Falle  als  auf  Erwe-* 
ekang  von  Nachdenken  und  Beobachtung  berechnet;  sie  sind  aber  doch  auch 
in  gegenwärtige  Uebersicht  aufzunehmen,  weil  sie  wesentlich  zur  richtigen  Auf- 
fttssung  der  Stellung  und  Aufgabe  eines  Gesandten  dienen. 

Schon  einige  Jahre  vor  Beginn  des  Zeitabschnittes ,  welcher  hier  der  ei* 
gentliche  Gegenstand  der  Betrachtung  ist,  hatte  der  Freiherr  J.  M.  von  Liech* 
tenstern  kurz  aber  sehr  verständig  die  einem  diplomatischen  Beamten  nO- 
thigen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  besprochen^).  Der  Gegenstand  ist  aber 
Wiederholt  in  den  jOngsten  Jahren  wieder  aufgegriffen  worden,  und  zwar  in 
verschiedener  Weise. 

An  der  Spitze,  nach  der  Zeit  sowohl  als  nach  der  Wichtigkeit  der  Lei^ 
Btung,  steht  die  geistreiche  Schrift  Fr.  Kölles')  „Betrachtungen  Ober  Diplo- 
matie.*'   Es  ist  diess  eine  Sammlung  y<m  Aphorismen  Ober  Diplomaten  und 


1)  Magnone,  Chev.  de,  Manuel  des  Offieiert  Consnlaires  sardes  et  Strängen.  LH. 
Marseille,  1848. 

2)  Liechtenstern,  J.  M.  Freih.  v.,  Was  hat  die  Diplomatie  als  Wissenschaft  zu 
umfassen  und  der  Diplomat  zu  leisten?  Altenburg,  1820.  —  Im  Uebrigen  mag 
bei  dieser  Gelegenheit  gegen  den  loschen  Unfug  und  die  unwissenschaftliche 
Schlotterigkeit  der  Begriffe  Verwahrung  eingelegt  sein,  mit  welcher  nicht  selten 
aus  der  Summe  der  einer  bestimmten  Klasse  von  Beamten  ni^thigen  Kenntnisse 
und  Fertigkeiten  eigene  Wissenschaften  gemacht  werden.  Diplomatie  in 
dem  Sinne  einer  Znsammenfassung  von  philosophischem  und  positivem  Völker- 
rechte ,  answ&rtiger  PoUlik ,  Statistik  und  positivem  Staatsrechte  der  bedeutendsten 
Völker  ist  keine  eigene  Wissenschaft,  sondern  ein  Zweig  des  Staatsdienstes, 
von  welchem  man  diese  Kenntnisse  verlangt.  Was  würde  man  von  ehier  eigenen 
Wissenschaft  ,^CriminaIistik"  sagen,  welche  etwa  Strafrecht,  Strafptocess ,  Theile 
des  bUifertiehen  Rechtes  und  Processes  begriffe  T 

3)  Kölle,  Fr.,  Betrachtungen  aber  DipiomaÜe.  Stuttg.  und  Tttb.,  1898. 
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deren  Beschäfügongen  und  Mittel,  wie  sie  ein  geistig  unabhängiger  und  schärfet 
Beobachter  während  eines  langen,  vielbewegten  Lebens  und  in  günstiger  per- 
sonlicher Stellung  sich  bilden  und  abrunden  konnte.  Ohne  einen  sichtbaren 
äusseren  Zweck  und  ohne  einen  Gedanken  an  systematische  YoUständigkeit 
und  Reihenfolge  sind  die  Sätze  ein  unmittelbares  Erzeugniss  des  feinen  und 
selbst  Oberfeinerten,  künstlichen  und  verkünstelten,  mehr  von  Verstand  and 
Wissen  als  von  Sittlichkeit  und  Gemüth  bewegten  Lebens  in  diplomatischen 
Kreisen.  Und  zwar  tragen  sie,  eben  weil  sie  das  Ergebniss  eigenster  Geistfö- 
thätigkeit  und  Erfahmug  sind,  ein  sehr  subjectives  Gepräge.  Ein  verständiger 
Leser  findet  in  derselben  leicht  die  Spuren  langen  Aufenthaltes  bei  der  römi- 
schen Curie,  der  Vertretung  einer  kleinen  Macht,  der  Stellung  eines  bflii;^ 
liehen  Diplomaten.  An  Freiheit  der  Auffassung,  geistreicher  Ironie  und  Kunst 
der  Darstellung  erinnern  sie  an  Gracian's  Männerschule  und  Hamilton'B  pai- 
laipentansche  Logik.  Für  Anfänger  sind  sie  freilich  nicht  bestimmt;  je  reifer 
die  eigene  Lebenserfahrung  ist,  desto  besser  werden  sie  verstanden  werdei 
und  nützen. 

Mehr  den  Zweck  des  Unterrichtes  noch  ganz  Unerfahrener  haben  die 
bwden  kleinen  Schriften  des  Franzosen  Hoffmanns  i)  und  des  ehemaüga 
Curators  der  Bonner  Hochschule  Rehfues^).  Doch  sind  sie  wieder  nadi 
Form  imd  Inhalt  wesentlich  verschieden.  Der  letztgenannte  Autor  giebt  ud- 
mittelbar  Lehren,  offenbar  gestützt  auf  eigene  Erfahrung,  wohlwollend,  Ttf- 
ständig,  Sache  und  Art  der  Besorgung  beachtend,  das  ganze  Gebiet  der  Thä- 
tigkeit  umfassend;  allein  ziemlich  im  Allgemeinen  gehalten,  und  an  Geist  frei- 
lich lauge  nicht  mit  KoUe  vergleichbar.  Hoffmauns  dagegen  theilt  nur  tther 
gewisse  Einzelnheiten  der  gesandtschaftlichen  Pflichten  und  Verrichtungen  leh^ 
reiche  Actenstücke  und  Erzählungen  mit,  welche  kaum  zu  einer  ernsthaften  B^ 
lehrung  dienen  können.  —  Diesen  Anleitungen  aber  scheint  sich  auch  die 
jüngste  Schrift  von  Defaudis^)  anzuschliesseu. 

In  den  Lehrbüchern  des  Völker-  und  des  Gesandtschafts-Rechtes  sind 
allerdings  die  Bestimmungen  enthalten  über  die  verschiedenen  Gattungen  der 
diplomatischen  Personen,  über  yiren  Rang,  ihre  Rechte  u.  s.  w.  Das  Staats- 
recht lehrt,  dass  die  Ernennung  dieser  Beamten,  also  die  Ausübung  des  activen 
Gesandtschaftsrechtes,  Befugniss  des  Staatsoberhauptes  sei,  freilich  der  betref- 
fende Minister  die  Verantwortlichkeit  für  alle  Begehung  und  Unterlassung  n 
übernehmen  habe.  Aber  davon  schweigen  beide ,  wie  die  Einrichtungen  aa 
zweckmässigsten  zu  treffen,  wem  die  Posten  am  sichersten  zu  übergeben  seiea, 
wie  also   die  Verantwortung  getragen  werden  könne.    Sehr   unschuldig  aber 


1)  Hoffmanns,  Ms  de,  Conseil  a  des  jeuoes  Diplomates.  Par.,  1841. 

2)  Rehfues,   Fh.  Jos.  von,   Entwarf   einer  allgemeinen   InsVuction  für   die  Pi«v- 
sischen  Gesandten.  Sluttg.,  1845. 

3)  Defaadis,  Qaesüons  diplomaüqnes.    Par.,  1849.  —    Ich   kenne  das  Bach  nktt 
aas  eigener  Anschauung. 
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wftre  Der,  welcher  w&hnte,  es  könne  hier  gar  kein  Zweifel  obwalten,  es  werde 
niemals  ein  Fehler  gemacht.  Im  Gegentheüe  liegt  wohl  kaum  ein  Theil  der 
ganzen  Regierung  so  im  Argen ,  als  gerade  dieser.  Besprechungen  des  Gegen- 
standes und  Versuche  zur  Feststellung  von  Grundsätzen  des  Rechtes  und  der 
Klugheit  können  daher  nur  erwünscht  sein. 

Wii*  besitzen  nun  zwar  einige  Schriften  dieser  Art;  allein  sie  erschöpfen 
die  wichtige  Frage  lange  noch  nicht. 

£ine  amtliche  Bekanntmachung'  des  belgischen  Ministeriums  des  Aeusse^ 
ren  >)  gicbt  Nachricht  über  die  zum  Eintritte  in  die  diplomatische  Laufbahn 
nöthigen  Prüfungen  und  über  die  Art  des  Vorrückens  im  Dienste.  Die  Be- 
stimmungen sind  im  Wesentlichen  billig  und  verständig;  allein  sie  sind  natürlich 
nur  ein  Beispiel  und  keine  allgemeine  Regel. 

Offenbar  selbstcriebter  und  unangenehmer  Erfahrung  im  französischen 
Dienste  ist  entsprossen  die  Schrift  des  französischen  Diplomaten  Valbezen^). 
Er  fordert  dreierlei:  Vereinigung  des  diplomatischen  Corps  im  engem  Sinne 
mit  den  Gonsuln,  so  dass  die  Laufbahn  abwechselnd  durch  gesandtschaftliche 
Posten  und  Consulate  fahre;  die  Bestellung  eines  Botschi^tsrathes  mit  Ge- 
sandtenrang bei  jeder  Grossbotschaft,  damit  die  Stellvertretung  des  Botschaf- 
ters nicht  alsbald  auf  einen  Secretär  falle;  endlich  eine  bessere  Bezahlung  des 
diplomatischen  Personales.  Zunächst  allerdings  nur  für  Frankreich  bestimmt, 
könnten  jedoch  diese  Verbesserungsvorschläge  olmc  Anstand  auch  in  jedem  an- 
deren grossem  Staate  Ausführung  finden. 

Eine  dritte  kleine  Schrift  ist  ein  Erzeugniss  der  deutschen  Bewegung  von 
1848.  Ein  angehender  Diplomat,  Frhr.  A.  von  Leutrum,  macht  Vorschläge 
zu  einer  Um|^estaltung  der  deutschen  Diplomatie  in  volksthttmlichem  Sinne  ^). 
£r  verlangt,  ausser  ausschliesslicher  Uebertragung  des  activen  und  positiven 
Gesandtschaftsrechtes  an  eine  deutsche  Reichsgewalt,  Besetzung  der  Posten 
mit  neuen  Männem  und  ohne  Unterschied  der  Geburt;  Ersparniss  durch  Be- 
schränkung auf  Geschäftsträger;  Verbot  der  Annahme  von  Orden  und  Geschen- 
ken; Prüfung  der  Anfängen 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  den  Inhalt  der,  wie  man  sieht  nicht  ganz 
übereinstimmenden,  Vorschläge  der  beiden  letzteren  Schriftsteller  zu  besprechen. 
Allein  die  Bemerkung  drängt  sich  auf,  dass  Erörterungen  solcher  Art  in  so 
ferne  von  Bedeutung  sind,  als  sie  beweisen,  dass  eine  wesentliche  Veränderung 
in  der  Organisation  der  diplomatischen  Laufbahn  selbst  nach  der  Ansicht  von 
Bemfsgenossen  Bedürfniss  ist.  Die  beiden  Schiiften  stimmen  wenigstens  dahi^^ 
übereiu,  dass  ein  Eintritt  in  Gesandtschaftsposten  Männern  nichtadeligen  Stan- 


1)  Uinistere  des  Affaires  itrangeres.    Examen  pour  le  grade  de  Secretaire  de  L^ga- 
üon.  Organisation  du  Corps  Diplomatique.  Brax.,  1844. 

2)  Valbezen,  £.  de,  Obscrvations  snr  notrö  Organisation  diplomatique.  Fan,  1842. 

3)  Leutrum,  Ad.  (Freih.  von),  Beiträge  zur  Gestaltung  einer  deutschen  Diplomatie. 
Wien,  1848. 
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des  erleiditert  werden  mftsse.  Unzweifelhaft  ist  diese  Ansicht  begrtndet,  wem 
schon  hiermit  allein  nicht  s&mmtlichen  jetzigen  Gebrechen  abgeholfen  sein  möditeL 
Eine  solche  Erleichterung  fordert  nämlich  das  Recht  und  die  Ehre  des  Mittd- 
standes,  welchem  dieser  Theil  des  öffentlichen  Dienstes  thatsächlich  verschleiß 
oder  doch  sehr  verkflmmert  ist;  die  sachverstfindige  Bedienung  der  Statten  m 
ihren  auswärtigen  Angelegenheiten;  vor  Allem  aber  die  Nothwendigkeit,  der 
häufigen  Richtung  des  diplomatischen  Korps  gegen  die  bttrgerliche  YrfOr 
heit  im  Inneren  der  Staaten  ein  Ende  zu  machen.  So  lange  die  Qesandtsebaft- 
stellen  im  alleinigen  Besitze  einer  geschlossenen  Kaste  sind,  werden  die  aoK- 
w&rtigen  Angelegenheiten  nur  allzuhäufig  kenntnisslos,  beschränkt  nnd  selbstisck 
besorgt  werden. 

Schliesslich  mag  noch  eines  Werkes  Erwähnung  geschehen ,  welches  aus- 
schliesslich zur  Belehrung  fiber  die  richtige  formelle  Abfassung  der  verschie- 
denen völkerrechtlichen  Actenstflcke  und  Urkunden  bestimmt  nnd  mit  Beispieles 
gelungener  Stücke  dieser  Art  versehen  ist  Es  ist  dasselbe,  wie  es  scheint,  rndt 
den  Vorträgen  eines  Sprachlehrers  d'Appel  bearbeitet  von  H.  )ieisel')i  ^ 
^tspricht  seinem  Zwecke  vollkommen. 

2.  Völkerrechtliches  Eigenthum. 

Der  ausschüessende  Besitz  eines  Stückes  der  Erdoberfläche  ist  ein  not- 
wendiges Merkmal  des  Staatsbegriffes,  und  diess  zwar  sowohl  im  Staats-  als  im 
Völkerrechte.  Ausserdem  ist  der  Boden  eine  der  Hauptbedingungen  dcsRäch- 
thumes  und  der  Gesittigung,  also  der  Macht  der  Staaten.  Die  Fragen:  wie 
dieser  Besitz  erworben  werde ;  welche  rechtliche  Grenzen  das  Erworbene  habe; 
ob  und  wie  der  Bestand  des  Gebietes  rechtlich  verändert  werden  könne?  siod 
somit  von  höchster  Bedeutung  im  Völkerrechte.  Und  diess  zwar  um  so  mehr,  ah 
sich  an  den  Territorialbesitz  mittelbar  auch  noch  die  wichtigsten  Fragen  Aber 
Gerichtsbarkeit  und  über  Gleichgewicht  knüpfen.  Von  jeher  ist  denn  andt 
dieser  Gegenstand  als  einer  der  ersten  und  wesentlichsten  betrachtet  und  be- 
handelt werden.  Kann  man  doch  sagen,  dass  die  Untersuchungen  über  das 
Seegebiet  der  Gründung  eines  umfassenden  Völkerrechtes  sogar  voran  giengen. 
Nun  lässt  sich  aber  nicht  läugnen ,  dass  sich  theils  nach  positivem  Völkerrechte 
in  der  Materie  mancherlei  unrechtfertigbare  oder  bestrittene  Gewohnheiten 
festsetzten,  theils  vom  Standpunkte  des  philosophischen  Rechtes  ans  verscine- 
dene  schwere  Zweifel  erheben  lassen,  und  namentlich  der  jüngste  Vorsebritt 
der  Wissenschaft  zu  neuen  Grundsätzen  über'  die  ausschüessende  Benütnmg 
u.  s.  w.  treibt.  Eine  Revision  der  ganzen  Lehre  ist  somit  an  sich  sehr  ge- 
rechtfertigt; aber  wenn  sie  von  Nutzen  sein  soll,  so  muss  sie  natürlich  dca 
Standpunkt  der  Atomistik  verlassen. 

Diess   ist  nun  aber  nicht  geschehen  von  den  beiden  einzigen  Schrifkoi, 


1)  M  eis  sei,  H.,  Coors  de  style  diplomatique.  I.  IL  Dresd.,  1823-^24. 
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welche  sich  in  neuerer  Zeit  die  Aufgabe  gestellt  haben ;  und  es  ist  somit  auch 
in  der  Hauptsache  nicht  viel  geleistet  worden.    Doch  ist  allerdings  ein  grosser 
Unterschied  zwischen  diesen  Büchern,    und  eines   derselben  immer   einer  ge- 
naueren Beachtung  werth.    —    Unbedeutend    und  eigentlich  zwecklos  ist  die 
Schrift   des  Engländers  Finch  Aber   die  natürlichen  Grenzen   der  Staaten^). 
£in  solches  schlotteriges  Hin-  und  Herreden,  bald  auf  dem  Boden  des  Rechtes 
bald  auf  dem  der  Politik,   kann  nichts  fördern  und  nichts  feststellen;  und  die 
zahlreichen  Abschweifungen  in  das   Gebiet  des  inneren   öffentlichen  Hechtes 
führen  ohnedem  hier  zu  nichts.  —    Weit  bedeutender  ist  die  Arbeit  des  fran- 
zösischen Schriftstellers  E.  Ortolan»)   (nicht  zu  verwechseln   mit  dem  Verf. 
des  bekannten  "Werkes  über  das  Seerecht).    Dieselbe  zerfallt  in  zwei  wesentlich 
verschiedene  Abtheilungen.    In   der  ersten   werden  die    gewöhnlichen  Lehren 
über  die  verschiedenen  Arten  der  Erwerbung  von  Gebiet  vorgetragen;  klar  und 
scharf;  mit  beständiger  Rücksicht  auf  die  verwandten  Lehren  des  Privatrechtes 
und  mit  löblicher  Anerkennung  einschlagender  staatsrechtlicher  Sätze;  jedoch 
ohne  bedeutende  Eigenthümlichkeit,   and  namentlich  ohne  Erhebung   auf  den 
höheren  Standpunkt   einer  rechtlichen  Verpflichtung  der  Völker,   sich  gegen- 
seitig bei' Erstrebung   erlaubter  Lebenswecke  zu  unterstützen.    Das  Buch  mag 
also  immerhin  mit  Nutzen  gebraucht   werden  bei   den  einzelnen  Erwerbungs- 
arten, und  es  mag  leicht  in   diesen  Beziehungen  das  beste   vorhandene  sein; 
allein  es  fördert  die  Sache  nicht  im  Grossen.    Die  zweite  Abtheilung  befasst 
sich  mit  dem  Gleichgewichte  unter  den  Staaten,   als  einer  Folge  des  Gebietes. 
Hier  wird  denn   zunächst   die  Geschichte    des  Gleichgewichtes   gegeben,  und 
2swar  mit  Geist,  wenn  schon  wesentlich  französischem ;  dann  aber  die  Frage  un- 
tersucht,  in  wie  ferne  die  Gleichgewichtsfrage  dem  Rechte  angehöre?    Und 
hier  kommt  nun  die  sehr   eigenthümliche  und  offenbar  zu  bestimmten  prak- 
tischen Zwecken  ersonnene  Theorie  zum  Vorscheine,  dass  zu  unterscheiden  sei 
zwischen  vollständig,  nämlich  philosophisch -rechtlich,  begründeten  Erwerbun- 
gen; weniger  gegründeten  und  nur  aus  Nothwendigkeit  zu  duldenden,    denen 
des  positiven  Völkerrechtes;  endlich  ganz  unzulässigen.    Die  auf  erstere  Weise 
gemachten  Erwerbungen  seien  unbedingt  zu  achten;   die  zweiten,  (zu  welchen, 
wohlbemerkt,   die  durch  allgemeine  Congresse  festgestellten  Gebietsbestimmun* 
gen  gehören,)  erleiden  imNothfalle  eine  Beschränkung  im  Interesse  des  Gleich- 
gewichtes;   die  «auf  ganz   ungerechte   Weise    gemachten  Erwerbungen    geben 
gar  kein  Recht.    Füglich   staunt   man  über    eine   solche  Zurückstellung  des 
positiven  Rechtes  gegen  das  philosophische,   was  nicht  weniger,  als  geradezu 
eine  Umkehrung  aller  gewöhnlichen,  und  sicher  auch  richtigen,  Rechtsanschau- 
nng  ist;  allein  das  Räthsel  ist  lösbar.    Aus  diesen  Sätzen  wird  nämlich,   an- 


1)  Finch,  J.,  The  natural  boundaries  of  Empires.    Lond.,  1844. 

2)  Ortolan,  Eug.,   Des  moyens  d'acqudrir  le  domaine  intcnMttional  .  .  et  snivi  de 
Texamen  des  principes  de  T^quilibre  poliüqae.    Par.,  1851. 
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scheinend  nur 'beispielshalber,  abgeleitet,  dass  jede  europäische  Macht  einer 
Ausdehnung  des  deutschen  Bundesgebietes  sich  widersetzen  könnte,  obgleidi 
nicht  einer  Yerändemng  seiner  inneren  Verfassung. 

B.  Anerkennung  neuer   Staaten. 

Die ,  nicht  sowohl  theoretisch  als  practisch ,  schwierige  Frage :  wann  ein 
neu,  namentlich  durch  Empörung,  entstandener  Staat  von  anderen  Staaten  an- 
erkannt  werden  dürfe  und  mttsse  ?  hat  zwar  nicht  eine  wissenschaftliche  Be- 
arbeitung, allein  doch  sehr  vielseitige  Erörterung  gefunden  in  Berichten,  wel- 
che die  diplomatischen  Agenten  der  Vereinigten  Staaten  über  die  Zustände  der 
mittel-  und  südamerikanischen  Staaten  erstatteten.  Es  ist  daher  immerhii 
wichtig,  dass  sie  gesammelt  und  veröffentlicht  sind  *). 

4.  Interventions-Recht. 

Keine  völkerrechtliche  Frage  hat  wohl  in  diesem  Jahrhunderte  so  viel  n 
Verhandlungen  und  Behauptungen  Anlass  gegeben,  als  die,  ol)  und  wann  es  ge 
stattet  sei,  in  die  inneren  Angelegenheiten  eines  fremden  unabhängigen  Staates 
Eingriffe  zum  eigenen  Vortheile  zu  machen ;  und  zu  keiner  haben  sich  nicht 
nur  verschiedene  Staaten ,  sondern  dieselben  Staaten  zu  verschiedener  Zeit  aof 
so  abweichende  Weise  verhalten.  Freilich  wohl  ein  Beweis,  dass  diese  Ant- 
worten nicht  sowohl  auf  einer  festen  rechtlichen  Grundlage,  als  auf  dem,  wah- 
ren oder  vermeintlichen,  Vortheile  beruhten.  Unter  diesen  Umständen  wir« 
auch  eine  bedeutende  Literatur  zu  erwarten  gewesen;  allein  dem  ist  äoA 
nicht  so.  Weder  der  Zahl  noch  dem  Gewichte  nach  entspricht  das  in  neue- 
rer Zeit  über  das  Recht  der  Einmischung  (natürlich  der  Stärkeren  in  die  is- 
gelegenheiten  der  Schwächeren)  der  Wichtigkeit  der  Frage.  Abgesehen  tob 
den  schon  älteren  bei  Gelegenheit  des  Einfalles  der  Franzosen  in  Spanien  in 
Jahre  1823  erschienenen  Tagesschriften  von  Fiev^e  (De  l'Espagne  et  des 
consequences  de  Tintervention  arm^e)  und  von  Bignon  (Les  cabinets  et  les 
peuples),  welche  sich  gegen  das  Einmischungsrecht  aussprachen;  sodann  der 
Abhandlung  von  Kamptz  (Völkerrechtliche  Erörterung  des  Rechtes  der 
Mächte,  in  die  Verfassung  eines  einzelnen  Staates  sich  einzumischen.  BerüB, 
1821),  welche  das  Recht  vertheidigt:  sind  in  neuerer  Zeit  nur  einige  kurze 
und  nicht  eben  sehr  bedeutende  Schriften  erschienen.  Eine  holländische  Dis- 
sertation von  Ger  icke  ^  führt  lediglich  eine  Anzahl  von  InterventionsfimeB 
aus  dem   17.  und  18.  Jahrhundert  geschichtlich  aus,  ohne  für  die  Theorie 


1)  Message  from  the  President  of  the  U.    St  transmitüng  .  .  Communications  .  .  wA 
the  Govemments  .  .  .  which  have  dedared  their  independence.    Wash.,  1831 

2)  Gerieke,  J.  L.  H.  A.,   De  jure  interventionis  ante  renim  conversioneni  in  GaÜi 
usurpato.    Logd.  Bat,  1836.    (Unter  Thorbecke's  Leitung  geschrieben,) 
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NeiinenBwerthes  zu  ieieten.  Letztere  haben  drei  kleine  Monographieen 
zun  Gegenstande  genommen,  nämlich  ein  Artikel  im  Staatslexikon  von  E.  v. 
Rotteck  1)  nnd  zwei  Abhandlungen  von  Heiberg  ^)  und  H.  v.  Botteqk'). 
Sie  sprechen  sich  sftmmtlich  gegen  das  Recht  einer  Einmischung  aus,  (den  Fall 
eigener  unmittelbarer  Rechtsverletzung  ausgenommen,)  und  stützen  sich  dabei 
auf  die  Achtung  vor  der  Unabhängigkeit  auch  der  Mindermächtigen;  die  bei- 
den ersten  machen  dabei  noch  auf  den  Widerstreit  zwischen  der  heiligen  Al- 
lianz und  England,  so  wie  auf  den  nach  den  Julitagen  eingetretenen  Umschwung 
in  den  Grundsätzen  aufmerksam.  Am  gelehrtesten,  aber  auch  am  starrsten 
auf  den  formalen  Rechtssätzen  beharrend  ist  H.  v.  Rotteck.  Heiberg  unter- 
sucht den  Grundsatz  auch  noch  in  Beziehung  auf  die  gegenseitige  Einmischung 
der  Factoren  eines  und  desselben  Staatswillens,  wo  denn  freilich  der  Begriff 
nur  auf  sehr  gezwungene  Weise  Anwendung  erleidet  Von  einer  tflchtigen, 
rechtsphilosophischen,  geschichtlichen  und  politischen  Untersuchung^  welche  die 
Frage  völlig  erschöpfte,  ist  jedoch  weder  bei  dem  Einen,  noch  bei  dem  An- 
dern die  Rede.  Davon  abgesehen,  dass  gerade  die  jüngste  Zeit  wieder  sehr 
merkwürdige  Fälle  von  Anerkennung  der  „vollendeten  Thatsachen'^  gebracht 
hat,  welche  ebenfalls  theoretische  Erörterung  und  Einordnung  bedürften.       , 

6.    See-  und  Handelsverhältnisse. 

Sehr  bedeutend  sind  die  Beiträge,  welche  die  Lehre  von  den  völker- 
rechtlichen See- und  Handelsverhältnissen  erhalten  hat;  und  zwar  sowohl  in 
umfassenderen  systematischen  Werken,  als  durch  Bearbeitung  einzelner  Fragen. 
Wenn  irgendwo  im  Völkerrechte,  so  ist  in  dieser  wichtigen  Materie  ein  ent- 
schiedener Fortschritt  von  roherer  Auffassung  und  gewaltthätiger  Durchführung 
des  selbstischen  Yortheiles  zu  allgemeinerer  Humanität  bemerklich.  Die  gros- 
sen Leiden,  welche  die  strenge  Durchführung  des  Eriegsrechtes  in  der  Napo- 
leonischen Zeit  über  das  Festland  und  über  Nordamerika  gebracht  haben ,  be- 
sonders durch  die  von  den  Engländern  gehandhabte  Beschränkung  des  neutralen 
Seehandels,  brachte  während  des  langen  Friedens  zur  genaueren  Untersuchung 
der  obersten  Grundsätze  und  der  einzelnen  Folgerungen,  und  führte  zu  erneu- 
erter Geltendmachung  der  milderen  Ansichten  und  BiUigkeits- Forderungen,  an 
die  Kriegführenden.  Allerdings  bequemten  sich  die  Engländer  diesen  Ansich- 
ten zunächst  nur  wenig.  Ihr  Yortheil  als  herrschende  Seemacht  Hess  ihnen 
die  Festhaltung  der  Sätze,  wie  sie  namentlich  der  berühmte  Admiralitätsrichter 


1)  K.  V.  Rotteck,  im  Staatslexicon,  ArL  InCcrvention,  Ite  Ausg.  Bd.  VIII,  S.  377  fg.; 
'   2te  Ausg.  (mit  einem  Zusätze  von  Scheidler)  Bd.  Vil,  S.  422  fg.). 

2)  Heiberg,   Dos  Princip  der  Nichtiniervenlion  in  Beziehung   auf  die  äussere  und 
innere  Organisation  des  Staates.    Lpz.,  1842. 

3)  R  Ott  eck,  H.  v.,  Das  Recht  der  EimniMbttng  in  die  inneren  Angelegenheiten  ei- 
nes fremden  Staates.    Freibg.,  1845. 
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Lord  Stowell  (Sir  William  Scott)  mit  grosser  Strenge  und  bewandemswertkcn 
juristischen  Scharfsinne  geltend  gemacht  hatte,  als  nothwendig  und  recht  tw» 
kommen.  Und  es  schien  ^omit  praktisch  nicht  viel  gewonnen  zu  sein  fitr  den 
Fall  neuer  Seekriege.  Dennoch  zeigt  glttcklicherweise  jetzt  die  Erfahrung,  das 
in  der  Stille  Bildung  und  Billigkeit,  (freilich  m&chtig  unterstfltst  durch  pa&> 
tische  Erwägungen  und  Verb&ltnisse,)  einen  grossen  Einfluss  erlangt  haben.  Die 
im  J.  1854  gegen  Eussland  verbündeten  Mächte  haben  dem  Seehandel  in  Bene 
hung  auf  Verkehr  mit  dem  Feinde,  auf  den  Schutz  feindlichen  Gates  durch  die 
neutrale  Flagge,  auf  Nichtausgabe  von  Kaperbriefen  u.  s.  w.  Einräumungen  go* 
macht,  wie  sie  seit  Jahrhunderten  vergeblich  erstrebt  wurden.  Und  wenn  dine 
Zugeständnisse  zunächst  nur  als  freiwillige  und  zurttcknehmbare  erklärt  sind: 
so  kann  doch  wohl  von  einem  Zurttckfallen  in  die  volle  alte  Härte  kazn 
mehr  die  Rede  sein. 

Natürlich  muss  auch  die  Literatur  durch  diese  grosse  Wendung  der 
Dinge  mächtig  beeinflasst  werden;  und  in  diesem  Theile  des  Völkerrechtes 
stehen  wir  unzweifelhaft  am  Anfange  eines  neuen  Abschnittes.  Allein  dies 
bedarf  Zeit.  Zunächst  sind  nur  einige  Anfänge  zu  bemerken ,  und  fast  nod 
widerwiUige.  Doch  muss  schon  ein  Unterschied  gemacht  werden  zwischen  deft 
vor  dem  Eussischen  Kriege  bearbeiteten  Werken,  und  den  seit  demselben  und 
mit  Beziehung  auf  ihn  erschienenen. 

a)  Allgemeine  Werke. 

Die  früheren  Schriften,  welche  den  ganzen  Gegenstand  monographisdi  behift- 
delt  haben,  zerfallen  in  französische  und  deutsche.  Englische  sind  aus  dieser 
Zeit  nicht  vorhanden,  (abgesehen  von  den  betreffenden  Abschnitten  in  d^  be- 
reits genannten,  allgemeinen  Systemen  des  Völkerrechtes.) 

Die  Franzosen  haben  sich  zweier  bedeutender  Namen  zu  berühmen:  0^ 
tolan^s  und  Masse's.  —  Der  erstere,  ein  See-Offizier,  giebt  in  msea 
hauptsächlich  für  seine  Berufsgenossen  bestimmten  Werke')  eine  voUstfindigt 
Uebersicht  über  das  Völker -Seerecht,  namentlich  aber  über  diejenigen  Lehrea, 
welche  dem  Führer  eines  Kriegsschiffes  von  Bedeutung  sein  könxven.  So  siid 
denn  nicht  nur  die  sämmtlichen  Fragen  über  das  Verhalten  gegen  Nentrile 
abgehandelt,  sondern  auch  die  Kapitel  vom  Seegebiete,  von  Handds-  md 
Kriegsschiffen,  vom  See-Cäremoniel,  von  Flüchtlingen  und  Ausreissem.  & 
wäre  sehr  ungerecht,  dem  Verfasser  Beherrschung  des  Gegenstandes,  K^uiäus 
der  Literatur,  grosse  Klarheit  def  Darstellung  absprechen  zu  wollen.  J^ 
Buch  ist  seinem  nächsten  Zwecke  vollkommen  angemessen.,  mit  eben  so  vieler 


1)  OntoUn,  Tb.,  Regles  iniernatibnales  et  Diplomatie  de  la  mer.  I  IL  Pv-* 
1845 ;  eine  z weile,  manchfach  verbesserte  und  erweiterte  Ausgabe  erschiea  1853.— 
Kin  Auszug  aus  der  ersten  Ausgabe  ist:  Fineati,  C,  Regole  intemtüeMfi  xb** 
riltime.    Tratte  del  francese.    Venez.,  1847. 
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Frische  und  Klariieit,  als  mit  grosser  Sachkenntniss  geschrieben,  und  somit 
auch  fttr  Andere  sehr  lehrreich.  —  Mass 6  aber  hat  in  den  beiden  ersten 
Bänden  seines  grossen  Werken  Aber  das  Handelsrecht  *)  lediglich  Völkerrecht- 
liehe  Gegenstände  behandelt.  Der  erste  nmfasst  den  Handel  in  Friedens-  nnd 
in  Kriegs-Zeiten,  sammt  dem  Gonsnlatwesen;  der  zweite  das  internationale  Pri- 
vaU^eht  in  seinem  ganzen  Umfange.  Letzteres  wird  wohl  passender  weiter 
naten  besprochen  werden  in  Verbindung  mit  den  übrigen  Schriften  ftber  dfe 
Frage ,  und  die  Darstellung  des  Consulatwesens  ist  nicht  bedeutend :  dagegen  mnss 
das  eigentliche  Handelsrecht  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Völkerrechts  mit  toI*- 
lem  Lobe  genannt  werden  nach  Uebersichtlichkeit  des  Systemes,  Klarheit  der 
einzelnen  Sätze  und  Schlüssigkeit  der  Beweise.  Namentlich  ist  auch  rühmend 
KU  bemerken,  dass  sich  der  Verfasser  überall  auf  der  Seite  der  möglichsten 
Freiheit  des  Verkehres  und  der  Beschränkung  der  Kiiegsübel  auf  das  Noth-  ^ 
wendigste  hält;  so  bei  allen  Fragen  über  den  Handel  der  Neutralen,  über  Ab- 
sperrung u.  s.  w.  Zu  tadeln  ist  nur,  dass  das  philosophische  und  das  posl- 
tiye  Völkerrecht  nicht  scharf  aus  einander  gehalten  sind,  letzteres  fast  nur  in 
der  Form  von  Beispielen  erscheint,  sei  es  zum  Belege  für  die  Sätze  des  na- 
türlichen Rechtes,  sei  es  als  unverständige  Abweichung  von  diesem.  Es  ist 
diess  überhaupt  eine  Auffassung  der  Wissenschaft,  welche  man  als  überwun- 
den ansehen  sollte ;  insbesondere  aber  ist  sie  sehr  bedenklich  in  einer  Lehre, 
welche  so  unmittelbar  in  die  Verhältnisse  der  Einzehien  eingreift.  Gar  leicht 
können  diese  zu  ihrem  grossen  Schaden  missleitet  werden  über  die  Grundsätze, 
welche  schliesslich  zur  Anwendung  kommen. 

Mit  Ehren  stellen  sich  neben  diese  französischen  Werke  zwei  deutsehe, 
nämlich  von  Miruss^)  und  von  Kalte nborn').  Beide  Werke  gehören  al- 
lerdings zunächst  und  zum  grösseren  Theile  ihres  Inhaltes  dem  Privatrechte 
an;  dennoch  wird  auch  das  Völker -Seerecht,  namentlich  so  weit  die  Kenntniss 
desselben  für^den  Privatmann  von  Wichtigkeit  ist,  ausführlich  abgehandelt. 
£s  sind  tüchtige  Arbeiten,  durch  weiche  die  Wissenschaft  entschieden  geför- 
dert worden  ist;  namentlich  die  zweite.  Dass  sich  Miruss  auf  einem  enge^ 
ren  Standpunkte,  nämlich  auf  dem  eines  Particularrechtes,  hält,  zeigt  schon  den 
Titel;  bemerkt  muss  dabei  werden,  dass  er  auch  die  betreffende  Poliseige- 
eetzgebung  in  seinen  Kreis  gezogen  hat.  Dem  Völkerrechte  gehören  an 
theils  die  reiche  (nur  in  höchster  Unordnung  vorgemerkte)  Literat^ir  über 
das  Seerecht  im  weitesten  Sinne,  theils  die  ausführlichen  Kapitel  über  die  Gon- 


1)  Mass^,  M.  G.,  Le  Droit  commercial  dans  ses  rapports  avec  le  Droila  des  Gens. 
l^VI.    Paris,  1844  fg. 

2)  Miruss,  Alex.,  Das  Seerecht  und  die  Flussschififahrt  nach  den  preussifchen  Qe- 
seUen,  mit  Rücksicht  auf  die  wichtigsten  fremden  Staatsgesetzgebnngen.  1.  n. 
Lpz.,  1838—39. 

3)  Kalteaborn,  K  von,  Grundsätze  des  prtküacben  europäischen Seereefatea.  Ber- 
lin, 1851 ;  Bd.  IL  S.  337  fg. 


434  IHe  nenere  literaSor  des  Yftlkerrecfatet. 

sidate,  über  die  Kaper  und  lliber  die  Schiffahrt  auf  der  Elbe,  der  Weser  imd 
dem  Bheine.  Im  flbrigen  ist  es  lediglich  positives  Kecht ,  was  hier  gegebei 
wird.  —  Kaltenborn's  höchst  gediegene  Darstellung  umfasst  das  gesammte 
enropäische  Völkerrecht,  so  weit  dieses  den  Seehandel  ordnet;  also  nicht  mr 
die  Verträge,  Gewohnheiten,  Ansprüche  nnd  Streitigkeiten  über  den  Seebandd 
der  Neutralen,  Blokade,  Kriegscontrebande  u.  dgl.,  sondern  aach  die  Fragen  4ber 
das  Eigenthumsrecht  an  das  Meer,  über  die  Nationalität  der  Schiffe  uri 
das  ganze  Consulatwesen.  Grosse  Eenntniss  und  fleissigste  B^ützung  der  Li- 
teratur, wissenschaftliche  Auffassung  und  gesundes  Urtheil  sind  auch  hier 
Eigenschaften  des  Verfassers.  Dass  er  sich  zu  den  seit  jeher  von  denKeotnla 
vertheidigten  Grundsätzen  neigt,  versteht  sich  bei  einem  Deutschen  von  selbst— 
Mehr  der  Vollständigkeit,  als  der  Bedeutung  wegen  mag  auch  noch  emer  klei- 
nen, ohne  Namen  des  Verfs.  in  Hamburg  erschienenen  Schrift  Erw&himDg 
geschehen  ').  Es  werden  in  derselhen  wunderliche  Vorschläge  zur  Müdenng 
der  früheren  Strenge  gemacht,  deren  nähere  Prüfung  jetzt  überflüssig  ist 

Seit  der  neuen  glücklichen  Wendung  im  Seerechte  sind  bis  jetzt  hupt- 
sächlich  nur  englische  Schriften  erschienen,  und  zwar  von  Lock^),  Ho- 
sack'),  Thomson^),  Haziitt  und  Roche  ^).  Sie  sind  nicht  nur  in  Be- 
handlung und  praktischem  Zwecke ,  wie  sogleich  näher  anzugeben ,  wesentlick 
verschieden;  sondern  auch  in  Beziehung  auf  Gesinnung  und  völkerrechtliche 
Richtung.  Während  die  Verfasser  der  beiden  letztgenannten  Schriften  die  in 
den  Continentalkriegen  von  Lord  Stowell  festgestellten  Grundsätze  als  dgestr 
lieh  maassgebend  betrachten,  und  die  neuen  Erklärungen  Frankreichs  mHl 
Englands  nur  als  eine  für  den  einzelnen  Fall  eingeräumte  Ausnahme  bebtft- 
deln,  welcher  sie  noch  keine  rechte  Stelle  im  Systeme  einräumen:  ist  Lock 
weit  freisinniger  gesinnt  und  auf  höherer  Auffassungsstufe ,  und  sieht  Hosaii 
wenigstens  die  grosse  Bedeutung  der  neuen  Abweichungen  von  den  streng« 
alten  Grundsätzen  ein,  und  sucht  dieselben  rechtlich  zu  erläutern.  Jene  ffthra 
die  neuen  Beschränkungen  der  Kricgsübel  allerdings  als  eben  jetzt  geltödcs 
Gesetz  an ,  aber  kurz  und  trocken ,  und  ohne  viele  Bemühungen  zur  Ausle- 
gung und  Entwicklung;  Lock  dagegen  begrüsst  sie  als  Morgenröthe  einer  bes- 
seren, gesittigteren  Zeit.  Im  Uebrigcn  sind  alle  vier  Schriften,  jede  in 
ihrer  Art,  tüchtige  Arbeiten.  —    Lock  und  Thomson  geben  in  massigem  Vvdn^ 


1)  Memoire  pour  la  Ubertci  du  commerce  mariüme  en  temps  de  guerrc.     Hunhf-' 
1842. 

2)  L  0  c  k ,   W.  A. ,    A  praclical  legal  guido  for  sailors  and  merchants  dariag  '^■ 
Lond.,  1854. 

3)  Ho  sack,  The  rights  of  briüsh  and  neutral  commerce,  as  aflecled  by  reeeDtroyil 
dedaralions.    Lond.,  1854. 

4)  Thomson,   H.  Bycrley,  The  laws  of  war,  affecüng  thc  commerce  and  ^ 
ping.    Ed.  2.    Lond.,  1854. 

5)  Ha z litt,  W.,  et  Roche,  R,  A  nianual  öf  maritime  warfare,  embodyiog  tbe  de- 
cisions  of  Lord  Stowell.    Lond.,  1854. 
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£e  haaptsächüchsteii  Lehren   des  Seekriegsreehtes ,  in  ktnrzen  Sätzen ,   ohne 
spitzfindige  Gasoietik  oder  viele  Belegstellen ;  aUein  scharf,  gemeinverständlich 
und  mit  Anfflhmng  einzelner    beweisender  Fälle.     Beide  Schriften    sind  zu 
einer  Belehrung  der  Seeoffiziere.  Kaufleute,   Rheder  n.  g.  w.  bestimmt,    und 
hierzu  auch  vortrefflich  geeignet.     Es  dürfte,  mit  Ausnahme  des  eben  bespro- 
chenen Punktes,   schwer  sein,  einen  unterschied  unter  ihnen   zhm  Nachtheile 
des   Einen   zu  machen;    und  Beiden  gebührt  das  Lob  gesunden   practischen 
Sinnes    und    klaren   Verstandes.  —     Hosack's    Arbeit    ist    eine   wesentlich 
rechtswissenschaftliche  und  für  den  Mann  vom  Fache  berechnete;  aber  aller- 
dings gedrängt  und  mit  verständiger  Auswahl  der  Belegstellen.     Sehr  zweck- 
mässig lässt  er  der  Erörterung  des  durch  die  neuesten  Bestimmungen  gebilde- 
ten  Systemes   eine  scharfe  und  sehr  übersichtliche  Darstellung  der  finheren, 
hauptsächlich  auf  den  Grundsätzen  von  1756  beruhenden  und  in  dem  RcvoIut 
tionskriege  von  Lord  Stowell  ausgebildeten  härteren  Regeln  vorangehen.    Hier- 
auf werden  dann  die  einzelnen  Gegenstände  nach  der  jetzigen  Milderung  kurz, 
scharf  und   mit  schlagenden  Beweisen  durchgegangen.     Die  Behandlung  ver- 
dient, als  eine  für  die  erste  Zurechtfindung  bestimmte,  alles  Lob ;  und  nament- 
lich muss  dem  Verfasser  eingeräumt  werden ,   dass  er  sehr  ehrlich  verfährt. 
Eine  Freude  an  den  neueren  Bestimmungen  hat  er  wohl  nicht;  aber  er  sucht 
sie  nicht  zu  umgehen  oder   zu  schwächen..  —    Das  von   Hazlitt  und   Roche 
gemeinschaftlich  bearbeitete  Werk  endlich  ist  sehr  stoffreich  und  gelehrt,   und 
ebenfalls  nur  für  den  Rechtsgelehrten  bestimmt.     Es   geht  sehr  ins  Einzelne ; 
führt  eine  Menge  von  unterschieden  und   verschiedenen  Fällen,   sammt   den 
Entscheidungen  derselben  an.    Obgleich  weit  systematischer  geordnet,  und  all- 
gemeiner gehalten,    hat   es    grosse   Aehnlichkeit    mit  Jakobsen's    bekannten 
Schriften,  namentlich   auch  darin,     dass  es  im   Wesentlichen    aus  Entschei- 
dungen  Lord    Stoweirs    besteht.       Der   Geist  des  Buches   ist   damit  hinrei- 
chend bezeichnet;    und  wenn  allerdings  auch  gelegentlich  die  Ansichten  ameri- 
kanischer Gerichte    und   Rechtsgelebrter  beachtet   werden,    so   ist   wohl   zu 
bedenken,   dass  die  Amerikaner  nur  wenn  sie  neutral  sind  die  Freiheitsgrund- 
sätze geltend  machen,   als  Kriegführende  aber  so  strenge  und  unbillig  als  die 
Engländer  waren.     Auch    in  diesem'  grösseren  Werke  ist  allerdings   auf  die 
jüngsten  Aendenmgen  Rücksicht  genommen,    allein  zunächst  nur  als  auf  zu 
beachtende  Thatsachen.     Weder    von    einer   feineren  juristischen  Auslegung, 
noch  von  einer  Würdigung  derselben  in  Beziehung  auf  Vergangenheit  und  Zu- 
kunft ist  die  Rede.  —    Kaum  nennenswerth  neben  diesen,  jeden  Falles  mit  kla- 
rem Bewusstsein  der  Aufgabe  und  praktischem  Sinne  verfassten,  englischen  Schrif- 
ten ist  eine  namenlose   deutsche^).     Sie  ist  eine  Mischung   von  privatrechtli- 
eben  Erörterungen,  Abdrücken  von  Handels  -  und  Schifffahrtsgesetzen  und  eini- 
gem Qerede  über  das  Seekriegsrecht.    Alles  weder  deutlich  noch  gründlich. 


i)  Das  Seerecht  und  die  Neutralilät  auf  der  See.    Lpz.,  1854.     (A.  u.  d.  T.     Euro- 
pas brennende  Fragen.  H.  3.) 
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Nielit  blofl  die  Cksammtlieit  des  Y^ersseereeiites  ist  aber  benMfeet 
worden;  aacb  einzelne  Theile  nnd  Fragen  desselben  haben  in  der  von  vb  in 
allgemeinen  besprocbenen  Zeit  Eahlreiche  IMrterangen  gefimdai,  wddie  ni 
Folgenden  kurz  erwähnt  werden  mögen  ^). 

b)  Handel  der  Neutraleo. 

Kaum  zu  den  Einzelnfragen  freilich  gehört  die  NentraliUt.  Wie  us 
dem  eben  Vorgetragenen  erhellt,  nimmt  sie  in  den  allgemeinen  Schriften  Aber 
Seerecht  eine  Hauptstelle  ein.  Da  sie  aber  doch  auch  abgesondert  behandelt 
wird,  so  mflssen  diese  eigenen  Erörterungen  zusammengestellt  werden. 

Namentlich  zu  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  des  laufenden  Jahrium- 
derts  sind  ganze  Bibliotheken  von  amtlichen  und  Privat -Schriften  über  die 
hier  einschlagenden  Streitpunkte  gewechselt  worden.  Diese  Thätigkeit  hat  si^ 
natflrlich  in  solchem  Maasse  nicht  in  die  lange  Friedenszeit  herein  erstreckt 
Wegen  Mangels  an  unmittelbar  praktischem  Interesse  Hess  die  schriftstellensche 
Thätigkeit  während  der  letzten  Jahrzehnte  nach ;  doch  allerdings  nur  in  einem  g^ 
wissen  Grade.  Abgesehen  nämlich  davon,  dass  sich  die  neueren  Systeme  des  ge- 
sammten  Völkerrechtes,  z.  B.  von  Wheaton,  Kent,  Pando,  mit  der  Frage  be- 
schäftigen, ist  doch  auch  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  Anzahl  bedeutender 
Schriften  über  Neutralität  erschieden.  Und  zwar  sind  es  theils  grössere, 
die  ganze  Frage  umfassende  Werke ,  theils  aber  Bearbeitungen  einzehier  be- 
stimmter Fälle. 

Die  umfassenderen  Werke  stehen  sich,  wie  nicht  wohl  der  Bemednog 
bedarf,  hinsichtlidi  des  Inhaltes  schroff  entgegen,  geschaart  unter  die  bddea 
Banner  der  möglichst  grossen  Berechtigung  und  der  möglichst  grossen  Be- 
schränkung der  Neutralen.  Jenes  wird  emporgehalten  von  den  Schriftstellen 
des  Festlandes,  dieses  von  Engländern.  (In  wie  ferne  die  jOngsten  BesUmmns- 
gen  Frankreichs  und  Englands  eine  Aenderung  in  dieser  nationalen  Scbei« 
düng  bringen  wird,  muss  sich  erst  zeigen,  wenn  noch  weitere  Schriften  ftber 
das  Seekriegswesen  von  Engländern  erschienen  sein  werden.) 


1)  Ohne  Zweifel  ist  hier  der  geeignetste  Ort,  einiger  neuer  Sammlungen  tob 
Actenstücken  Erwähnung  zu  thnn,  welche  sich  ausschliessend  auf  Scbifibhit 
und  Handel  in  Rriegszeilen  beziehen.  Es  ist  diess  vor  Allem  die  (yon  A.  SoeW 
beer)  mit  vieler  Umsicht  angelegte  Sammhing  officieller  Aetenrtficke  in  Beiaf 
auf  Schifflahrt  und  Handel  in  Kriegszeiten.  Hambg.,  1854  —  55,  bis  jetzt  6  Hcie 
mit  109  Nammcm.  Femer,  in  kleinerem  Umfange,  die  amiliche  Bekannlmafh—f' 
Her  Majesty^s  Declarations ,  Proclamations  and  Orders  in  Council  with  ret  to 
the  commencment  of  hostilities  with  Russia.  Lond.,  1854;  und  Guerre  d*OrieiiL 
Recaeil  de  Documcns ,  rel.  a  la  navigation  et  au  commerce.  St  Petersb. ,  1S54. 
In  so  ferne  diese  Urkunden  die  Beweise  eines  glücklichen  Vorschritles  im  See- 
Völkerrechte  sind,  dienen  sie  nicht  nur  unmittelbar  fQr  die  Dauer  des  Krieges  n 
wichtigen  praktischen  Zwecken ,  sondern  auch  fortan  für  die  Wissenschaft  tf^ 
deren  Geschichte.  Die  Hamburger  Sammlung  enthält  auch  no^  die  neiestei 
Urtheile  des  Londoner  Admiralit&tsgerichtes  in  PxiseDsachen. 


J 
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Unter  den  ersten  ist  vor  Allem  nach  ToUttiniiigkeit  nnd  Umfang  zu 
nennen  L.  ^.  Haatefenille'fl  Werk  Aber  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Neutralen  bei  einem  Seekriege  ^).  Kaum  dftrfte  eine  zweite  Schrift  aofrawei«- 
sen  sein,  welche  einen  einzelnen  Cregenstand  des  Völkerrechtes  so  nmfassend 
und  so  gründlich  behandelte,  als  eben  diese.  Die  geschichtliche  und  literarge« 
schichtliche  Einleitung  allein  ist  fast  ein  eigenes  Werk;  dann  aber  werden  von  der 
Freiheit  des  Meeres  an  alle  allgemeinen  und  besonderen  Fragen  mit  einer  Aus- 
llUirlichkeit  behandelt,  welche  zuweilen  bis  an  die  Grenzen  des  Ueberflüssigen 
geht.  Sämmtliche  Grunds&tze  der  bewaffneten  Neutralität  finden  hier  die 
eifrigste  Yertheidigung;  die  früher  von  England  gehandhabten  Maassregeln  die  bit- 
terste Befehdung.  —  Verwandt  in  den  Grundsätzen,  aber  freilich  von  weit 
geringerer  Bedeutung,  sind  die  Schriften  des  Neapolitaners  Lucchesi  Palli^) 
und  eines  ungenannten  russischen  Schriftstellers  *).  Die  Arbeit  des  Erste- 
ren  ist  ihrem  Hauptinhalte  nach  der  Geschichte  der  bewaffneten  See -Neutra- 
litäten gewidmet,  über  deren  Veranlassung  und  Verlauf  sie  ausftlhrlich  berichtet; 
doch  berührt  sie  auch,  wenn  schon  kürzer,  sämmtliche  Fragen  des  Seerechtes 
der  Neutralen.  Dass  der  Verfasser,  als  Bürger  einer  kleinen  Seemacht,  die 
möglichste  Ausdehnung  der  Ansprüche  der  Neutralen  zu  vertheidigen  sucht, 
liegt  in  der  Natur  der  Sache.  Im  Uebrigen  hat  allerdings  weder  Geschichte 
noch  Theorie  durch  das  Buch  viel  gewonnen,  welches  an  wortreicher  italieni« 
scher  Breite  gar  sehr  leidet.  Der  ungenannte  russische  Schriftsteller  aber  be- 
spricht die  ganze  Frage  zwar  gedrängt  und  ohne  überflüssiges  Auskramen  von 
geschichtlicher  oder  literarischer  Gelehrsamkeit,  jedoch  systematisch  und  mit 
sichtbarer  genauer  Kenntniss.  Dass  er  sich  auf  Seite  des  Neutralen  im  allge- 
meinen stellt,  ist  schon  durch  die  Haltung  bedingt,  welche  Russland  zu  jeder 
Zeit  in  diesem  Verhältnisse  eingenommen  hat ;  doch  sind  die  Forderungen  ge- 
mässigt, und  es  wird  dem  wirklichen  Rechte  und  Interesse  der  Kriegführenden 
nicht  zu  nahe  getreten.  —  Den  nämlichen  Standpunkt,  wie  die  bisher  Ange- 
führten, nehmen  sodann  noch  eine  Reihe  belgischer  und  holländischer  Abhand- 
lungen   über    Handel   und    Schifffabrt    der    Neutralen   ein^).      Die    kleinen 


1)  Haute feaille,  L.B. ,  Des  droits  et  des  devoin  des  natione  neutres  en  temps 
de  guerre  maritime.    I— IV.    Par.,  1848. 

2)  Lucchesi-Palli,  Conte  Ferd. ,  Principii  di  dritte  pobblico  mariümo  e  storia 
di  mohi  trattati  sugli  stessi.  Nap. ,  1840.  Auch  ins  französische  übersetzt  von 
A.  de  Gallam.    Paris ,  1842. 

3)  Essai  sor  le  commerce  mariüme  des  Neutres.    Dorp.,  1825. 

4)yanderPoll,  De  princlpiis  foederis  qnod  dioitar  neatralitas  armata.  Lngd.« 
1821.  —  Conway,  De  neatralitate  |nariüma,  qfasque  quae  dicHur  armata  his- 
toria.  Gand.,  1827.  Van  Gelder  de  Neufville,  De  mercatura  et  naviga* 
tione  gentium  in  belle  mediarum.  Amsi,  1834.  -*  Royards^De  placito:  li- 
bera  navi  libera  merz.    Trig,  1852. 
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Schriften  sind  jedoch  yon  gar  geringer  Bedeutung,  indem  sie  im  Wesentlichen 
nur  Aufzählungen  der  längst  bekannten  und  weit  besser  erörterten  Thatsachen 
zu  Ende  des  18ten  und  Anfang  des  19ten  Jahrhunderts  enthalten. —  Weiter, 
als  alle  bisherigen,  gehen  endlich  einige  Hamburger  Schriftsteller,  welche  mckt 
nur  dem  vollen  Rechte  der  Neutralen  das  Wort  reden,  sondern  überhaupt  die 
Uuan tastbarkeit  alles  Privateigenthumes  zur  See  verlangen,  somit  eine  I^eatn- 
lität  des  Seehandels,  nicht  bloss  eine  Freiheit  des  Seehandels  der  NeutraleiL 
So  Wurm  ^)  und  Ascher^).  Ihre  Schriften  sind  von  entschiedener  Bedea- 
tung.  Wurm's  Arbeit  namentlich  auch  wegen  der  darin  gemachten  Mitthd- 
lungen  über  verschiedene  Versuche  der  Hamburger,  während  eines  Reichskrie- 
ges als  neutral  erkannt  zu  werden.  Ascher's  Beiträge  aber  durch  die  Samm- 
lung der  von  den  verschiedenen  Seemächten  in  dem  orientalischen  Kriege  tu 
1854  gegebenen  Erklärungen  und  Terfdgungen. 

Die  entgegengesetzte  Ansicht  zu  vertheidigen ,  ist  der  Zweck  der  voi 
dem  Engländer  Furneaux  herausgegebenen  Geschichte  der  auf  den  Grund- 
satz, dass  freie  Schiff  frei  Gut  mache,  sich  beziehenden  Staatsverträge*),  üod 
ebenso  ist  es  die  Aufgabe,  weldie  sich  der  Schotte  Reddie  gestellt,  und  die 
er  in  einem  ausführlichen  geschichtlich- kritischen  Werke  mit  grosser  Belesen- 
heit und  scharfer  Logik,  allein  entschiedenster  Partheilichkeit  und  ohne  höhe- 
ren sittlichen  Geist  gelöst  hat*).  Die  Rechtsgrundsätze  Aber  den  Handel  der 
Neutralen  werden  vom  Alterthume  an  durchgegangen,  bei  jedem  Zeitabschnitte 
oder  jeder  merkwärdigen  Thatsache  die  einschlagenden  SchriftsteUer  mit  gros- 
ser Ausführlichkeit  geprüft,  schliesslich  die  von  England  gehandhabten,  den 
Neutralen  ungünstigen  Grundsätze  als  die  richtigen  vertheidigt.  Nur  hinsiciit- 
sichlich  der  Kaperei  schliesst  sich  der  Verfasser  den  humanen  Grundsätzen  an; 
wobei  freilich  in  Betracht  kommt,  dass  die  völlige  Beseitigung  des  Privatsee- 
krieges einen  übermächtigen  Seestaat,  welcher  die  Staatskriegsschiffe  des  Geg- 
ners vom  Meere  vertrieben  hat,  von  jeder  Gefahr  befreiet. 

Der  durch  bestimmte  Fälle  veranlassten  Schriften  sind  es  zweL  —  Dk 
erste  derselben  ist  veranlasst  durch  die  Blokade  der  tscherkessischen  Kttste 
von  Seite  der  Russen ,  insbesondere  aber  durch  die  Wegnahme  des  englischen 
Schiffes  Yixen,  im  Jahre  1836.  Es  kamen  in  diesem  Falle  mehrere  ebenso 
wichtige  als   bestrittene  Fragen  des  Völkerrechtes  zur  Sprache ;  so  über  die 


1)  Wurm,   C.  F. ,   Von  der  NeatralUät  des  deutschen  Seebandeis  in 
Hambg.,  1841,  4. 

2)  Ascher,  C.  W.,  Beiträge  zu  einigen  Fragen  ü.  d.  Verh&llaisse  der  neutralen 
SchiilTabrt.    Hambg,,  1854. 

3)Farneaux,  M.,  Abridged  history  of  the  prindpal  treaUses  of  peace  etc.  wHk 
refereace  to  the  qaestion  ctf  Ihe  neutral  flag  protecUng  the  propcrty  of  the  eneof 
Lond.,  1837. 

4)  Reddie,  J.,  Researches,  hislorial  and  critical,  in  maritime  international  law.  l^ 
Edinb.,  1844. 
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Anerkennung  eines  angeblich  unabhängigen  Staates ,  Aber  die  Notification  einer 
Blokade,  über  das  Anhalten  eines  gegen  einen  blokirten  Hafen  segelnden  Schif- 
fes. Die  einzelne  Streitsache  blieb  unentschieden ;  immer  aber  bleibt  sie  fflr 
das  Völkerrecht  wichtig,  und  daher  ist  auch  eine  genauere  Eenntniss  dersel- 
ben von  Bedeutung.  Zu  einer  solchen  gelangt  man  aber  durch  eine  Schrift, 
welche  den  in  der  Sache  entstandenen  amtlichen  Briefwechsel  theils  zwischen 
den  Eigenthflmem  des  Schiffes  und  der  englischen  Regierung,  theils  unter  den 
englischen  Stellen  selbst,  endlich  zwischen  diesen  und  den  russischen  Behör- 
den enthält').  Die  eigene  Erörterung  des  Verfassers  ist  freilich  nicht  von 
Bedeutung ,  weil  leidenschaftlich  einseitig  und  verwirrt.  —  Der  zweite ,  aller- 
dings noch  ganz  anders  wichtige,  Fall  ist  die  Festsetzung  einer  beständigen 
Neutralität  des  belgischen  Staates.  Ein  solches  Verhältniss  ist  al- 
lerdings kein  im  europäischen  Völkerrechte  unerhörtes.  Die  Schweiz  und  Kra- 
kau  sind  schon  ältere  Vorgänger.  Doch  gab  natürlich  die  für  das  Land  so 
hochwichtige  Bestimmung  den  belgischen  Publicisten  Veranlassung  zu  näheren 
Erörterungen.  So  namentlich  dem  nach  Belgien  verpflanzten  deutschen  Rechts- 
gelehrten Arendt*),  welcher  in  einer  mehrfach  beachtenswerthen  Arbeit  theils 
die  günstigen  Folgen  einer  beständigen  Neutralität  für  Belgien  auseinandersetzt; 
theils  nachzuweisen  sucht,  dass  dieselbe  zu  erhalten  allerdings  möglich  sei; 
theils  endlich  das  Rechtsverhältniss  def  Neutralen  zur  Land  und  zur  See  nä- 
her erörtert.  Ob  dieser  letztere  Theil  der  Schrift  nicht  etwa  allzu  ausführlich 
ist  für  den  besondem  Zweck,  mag  unerörtert  bleiben,  indem  man  dem  Fehler, 
wenn  es  wirklich  einer  ist,  eine  klare  Darstellung  dieses  wichtigen  Theiles  des 
Völkerrechtes  und  eine  ziemlich  ausfühi*liche  Sammlung  von  Verträgen  über 
den  Gegenstand  verdankt.  Zu  bemerken  ist  nur  noch,  dass  der  Verfasser 
sich  mit  grosser  Klugheit  und  Vorsicht  eher  zu  der  den  Neutralen  weniger 
günstigen  Ansicht  hinsichtlich  der  Rechte  ihrer  Flagge  in  Eriegszeiten  hin- 
neigt; und  so  bei  Zeiten  die  Belgier  vor  Ansprüchen  und  Handlungen  warnt, 
welche  doch  nicht  durchzusetzen  wären,  leicht  aber  das  Land  in  weitaussehende 
Händel  mit  den  kriegführenden  Mächten,  namentlich  mit  England,  verwickeln 
könnten. 

c)    Die  KapereL 

Enge  verbunden  mit  der  Rechtswahrung  der  Neutralen,  ja  zum  Theile 
gleichbedeutend  mit  derselben,  ist  das  Eaperwesen.  Die  Duldung  und  Be- 
nützung dieses  Rechtes  alter  Barbarei  und  dieser  Quelle  von  Unrecht  und  Un- 
heil ist  eine  Schande  für  die  europäische  Gesittigung,  eine  Folgewidrigkeit  im 
Völkerrechte,  und  überdiess  ein  Verkennen  des  eignen  Vortheiles.    Jede  Be- 


1)  [Parish,  H.  Head)y,]  British  dtplomacy  illnsfrated  in  the  affair  of  the  Vixen,  by 
an  old  diplomatic  servant.    NewcasUe,  1838. 

2)  Arendt,  Essai  vor  la  neatralit^  de  la  Belgique,    consid^r^e  principalement  sous 
le  point  de  vne  da  Droit  Pablie.    Brax.,  1845. 
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mfümng  2iir  T^Oigen  Befidtigang  des  Unfuges  ist  daher  dankenswerth.  So 
denn  anch  die  sehr  verständigen  Arbeiten  des  Amsterdamer  Advocaten  Berg 
van  Middelburgh^X  ^^^^  ^^^  Ealtenborn^'s^)  Aber  die Abschaffimg  de 
Kaperei). 

d)    Embargo. 

Ein  nicht  unwichtiger,  freilich  schon  wiederholt  behandelter  Gegenstand 
ist  das  Embargo.  Die  Doppel-Dissertation  eines  jungen  Hollfinders,  Karse* 
boom,  behandelt  dasselbe  sowohl  vom  völkerrechtlichen  als  vom  privatrecht- 
lichen Standpunkte  ^).  Die  Arbeit  zeichnet  sich  aus  durch  scharfe  BegrÜb- 
besüm^ungen,  genaue  Aufzählung  der  verschiedenen  FäUe  lind  Zwecke  eines 
Embargo,  namentlich  aber  durch  die  Geschichte  einer  bedeutenden  Anzahl  sol- 
cher Beschlaglegnngen,  und  durch  die  Aofzählang  aller  einschlägigen  Verträge 
unter  europäischen  Staaten. 

e)    Durchsuchungsrecht. 

Selten  ist  ein  grundloserer  und  verkehrterer  Lärm  entstanden,  ab 
Ober  das  gegenseitige  Durchsuchungsrecht,  wie  solches  durch  den  Lon- 
doner Vertrag  vom  20.  Dec.  1841  zwischen  England,  Frankreich,  Kussland, 
Oesterreich  und'Preussen  zur  Verhinderung  des  Sklavenhandels  bestimmt  wor- 
den war.  Sowohl  die  heftige  Widersetzung  der  Vereinigten  Staaten,  als  der, 
hauptsächlich  dadurch  aufgeregte,  wüthende  Sturm  der  öffentlichen  Meinung  in 
Frankreich  war  theilweise  sinnlos,  theilweise  heuchlerisch  auf  andere  Zwecke 
berechnet.  Der  ganze  Hergang  ist  ein  Flecken  in  der  Geschichte  beider  Län- 
der. —  Natürlich  haben  beide  Parteien  auch  in  Schriften  ihre  Sache  geltend 
gemacht.  Gegen  das  vertragsmässige  Durchsuchungsrecht  haben  sich  na- 
mentlich ausgesprochen  der  amerikanische  Gesandte  in  Paris,  Oass;  der  ame- 
rikanische Gesandte  Wheaton  in  Berlin;  Franz  Grund;  der  dänische  Gen- 
sul  Olof  Berg  in  Königsberg;  endlich  unter  den  Franzosen  Graf  Brossard 
und   ein  Ungenannter  ^).    Für  dasselbe   reden    aber   der  anonyme  Verfasser 


1)  Berg  van  Middelburgh,  F.  £. ,  Verhandeling  over  de  aCschaffing  van  de 
Kaapvaahrt.    Utr.,  1828. 

2)  Kaltenborn  v.  Strachau,  K.  v.,  Die  Kaperei  im  Seekriege,  (in  Bülan^s  Jaitf- 
bücher,  1849,  Bd.  II.) 

3)  Rarseboom,  F.  F.,  De  navium  detentione,  quae  vulgo  dicitar  Embargo.  Amst.i 
1840. 

4)  [Ca88<  Gen.]  Eiaminaiion  of  the  right  of  search,  by  an  American.  Par ,  ISIt 
Es  giebt  auch  eine  französische  Ausgabe.  —  Wheaton,  H.,  Enqniry  into  tbe 
validity  of  the  British  elaim  to  a  right  of  Visitation  and  search  of  American  vesiek 
siispected  to  be  in  tbe  slave-trade.  Lond.,  1842.  *-  Berg,  Olof,  Nordameriks's 
etellung  zum  Qnintupel-Vertrag  vom  29.  Dee.  1841.  Rönigsb..  1842.  Deri., 
Sklaverei,  Seeherrschaft  und  die  preossische  Staatszeitong.   Ein  Nachtrag  o.  «.  w. 

•    Rönigsb.,  1843.  —  Grund,  F.  J.,  Das  Unteraudiungvedit.  Lpz.  1842.  —  Brot- 
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einer  gegen  Cass  gerichteten  Schrift  und  ein  Beamter  in  englischen 
nun  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  J.  Bandinel  ').  Von  diesen  Schriften 
sind  die  beiden  Berg'schen,  die  des  anonymen  Engländers,  die  Orond^sche 
imd  die  beiden  französischen  keiner  weiteren  Beachtung  werth.  Höher  ste« 
hen  die  Schriften  Ton  Cass,  Wheaton  und  BandineL  Der  erstere  führt 
den  Angriff  auf  die  englische  Regierung  mit  Scharfsinn ;  aber  er  ist  ungerecht 
in  seinen  Verdächtigungen  und  sehr  ungezogen  in  der  Form.  Aueh  hier  zeigt 
er  sich  als  grundsatzloser  Demagog,  welcher  Alles  aufgreift,  was  der  äugen* 
bhcklichen  Leidenschaft  der  Menge  schmeichelt  und  ihn  selbst  beliebt  macht 
Wheaton  schreibt  ruhiger  und,  wie  von  ihm  nicht  anders  zu  erwarten,  an- 
gemessener. .  Allein  sein  Genius  hat  ihn  doch  im  Wesentlichen  verlassen  bei 
dieser  sdilechten  Sache.  Manche  seiner  Gründe  sind  gar  schwach.  Nicht  so- 
wohl eine  selbstständige  Entwicklung  eigener  Theoreme,  als  vielmehr  eine  voll- 
ständige Aufzählung  und  Gharacterisirung  aller  Yerträge  und  Yertragsversuche 
von  Seiten  Englands  zum  Behufe  der  Aufhebung  des  Sklavenhandels  liefert 
Bandinel.  Der  Gegenstand  ist  durch  seine  Gleichförmigkeit  ermfldend  und 
durch  die  DarsteUung  trocken ;  dennoch  ist  die  Schrift  von  bleibendem  Werthe 
durch  ihre  Zuverlässigkeit  und  Vollständigkeit. 

f)    Handel    in    geschlossenem    Meere. 

Die  berühmten  Streitigkeiten  über  das  Eigenthum  an  der  See  sind  aller- 
dings läng^  in  den  Hintergrund  getreten,  und  es  hat  sich  eine  leidliche  üeber- 
einstimmnng  der  Völker  in  diesem  Punkte  gebildet.  Doch  ist  die  Lehre  von  dem 
mare  clausum  keineswegs  ganz  beseitigt;  vielmehr  wird  sie  in  einzelnen  Fällen 
mit  allen  ihren  Folgerungen  gehandhabt.  Je  mehr  aber  dadurch  die  Interessen 
Dritter  berührt  werden,  desto  leichter  ist  auch  Streit,  und  dann  folgt  die 
literarische  Behandlung  von  selbst  In  Europa  sind  namentlich  das  schwarze 
Meer  und  der  Sund  hochwichtige  FäUe  dieser  Art;  und  beide  haben  denn 
auch  ihre  Literatur.  —  Die  zahlreichen  neueren  Schriften  über  den  Sundzoll 
sind  bereits  oben,  S.  362  fg.,  bei  den  geschichtlichen  Arbeiten  aufgeführt,  in- 
dem sie  die  Frage  wesentlich  auf  diesem  Standpunkte  behandeln.  —  Der  Han- 
del im  schwarzen  Meere  ist  nur  aus  dem  wirthschaftlichBi  Gesichtspunkte  auf- 
gefasst  worden,  weil  allerdings  der  Bechtspunkt  nach  den  hergebrachten  Sätzen 
des  positiven  Völkerrechtes  hier  weit  weniger  zweifelhaft  war;  und  erst  die 


sard,  A.  de,  itudes  suV  le  droit  de  visiCe.  Par.,  1842.  ^  AUeinte  4  U  libert^ 
des  mers.  Da  droit  de  visite  maritime.  Par.,  1842. 
1)  Reply  to  „an  American's  Examination  on  the  right  of  search",  by  an  Engüshman. 
Lond.,  1842.  Die  SchriA  ist  auch  in  französischen  und  deutschen  Uebersetzungen 
erschienen;  letztere  u.  d.  T. :  Erwiederung  auf  „Prüfung  des  Durchsuchungsrech- 
tes  von  einem  Amerikaner"  von  einem  Engländer.  BerL,  1842.  <—  Bandinel, 
J.,  Der  afrikanisehe  Sklavenhandel  ...  mit  beaondarer  Rficksicht  auf  die  Be- 
mühungen der  britischen  Regierttog,  ihn  auszurotten.  A.  d.  BngL  von  A.  Hech- 
seL    BerL,  1843. 
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eben  jetzt  im  Laufe  befindlichen  grossen  3ewegnngen  in  der  europäischen  BUa- 
tenwelt  haben  die  Frage  auch  als  eine  bestreitbare  und  bestrittene  erschema 
lassen.  Dennoch  ist  sie  auch  schon  früher  nicht  ganz  ohne  völkerrechtliche 
Bearbeitung  geblieben.  £s  besteht  nämhch  eine  holländische  Dissertation  von 
van  Hoorn,  welche  das  Recht  zum  Handel  in  das  schwarze  Meer  er- 
örtert ^).  Die  kleine  Schrift  ist  hauptsächlich  belehrend  durch  die  AufzäUimg 
aller  Verträge,  welche  mit  der  Türkei  über  die  Schifffahrt  durch  die  Dardanel- 
len geschlossen  worden  sind ;  doch  erörtert  sie  auch  den  Rechtspunkt  theore- 
tisch. Der  Ansicht  des  Verfassers  gemäss  war  das  Schwarze  Meer  ganz  mit 
Recht  von  den  Türken  als  mare  clausum  behandelt,  indem  ein  solches  wM 
blos  bei  dem  Besitze  sämmtlicher  Küsten,  sondern  auch  schon  im  Falle  der 
Botmässigkeit  über  die  beiden  Ufer  des  einzigen  vorhandenen  Zuganges 
bestehe.  "  Somit  sei  denn  auch  die  Alleinbenutzung  der  Türken  eist 
durch  die  besonderen  Bestimmungen  des  Friedens  von  Adrianopel  gebroc- 
hen worden,  nicht  aber  schon  durch  die  allmähllge  Erwerbung  eines  Tbei- 
les  der  Küsten  von  Seiten  Russlands.  Mit  Lob  ist  der  einfachen  DarsteDiof 
und  des  Fleisses  in  Herbeischaffung  des  Materiales  zu  gedenken ;  die  allge 
meinen  Rechtsl^agen  hätten  dagegen  wohl  gründlicher  erfasst  werden  dürfen.— 
Künftig  freilich  werden  ganz  andere  Rechtsfragen  in  Beziehung  auf  dieses 
Meer  zu  erörtern  sein. 

g)    Handel  auf  Conventionellen   Strömen. 

Die  Wichtigkeit  der  Flussschifffahrt  für  Binnenländer  bedarf  keines  B^ 
weises;  ebenso  wenig  aber,  wie  oft  dieser  Handelsweg  durch  Abgaben,  Zölle 
und  Störungen  aller  Art  verkümmert  ist.  £ines  der,  nicht  eben  zahlreicben 
Verdienste  lies  Wiener  Congresses  war  daher  die  Regelung  der  Schifffahrt  asf 
den  mehreren  Staaten  gemeinschaftlichen  Strömen,  wodurch  wenigstens  der  Er- 
höhung des  Uebels  ein  Ziel  gesetzt  war,  und  bestimmte  Regeln  für  das  Ye^ 
halten  der  Uferstaaten  zu  einander  gegeben  wurden;  eine  der  Sünden  d« 
deutschen  Bundes  aber  war  seine  lange  Nachgiebigkeit  gegen  die  freche  Nicht- 
beachtung dieser  gerade  für  Deutschland  so  wichtigen  völkerrechtlichen  yo^ 
Schriften  von  Seiten  Hollands ;  und  überhaupt  seine  völlige  Unthätigkeit  zur 
Weiterentwicklung  des  Begonnenen.  Wenn  allmählig  etwas,  namentlich  auf 
den  deutschen  Flüssen,  geschah,  so  ist  es  nur  durch  die  Bemühungen  dnzehier 
betheiligter  Staaten,   mit  grosser  Mühe  und  unvollkommen  gelungen. 

Natürlich  hat  sich  auch  die  Literatur  des  Gegenstandes  bemächtigt 
Eine,   zunächst    wenigstens   zureichende,   Geschichte    der   in  Ffb^ 
stehenden  Vorschriften  des  Völkerrechtes  findet  sich  in  der  fleissigon  Abhaod- 
lung  eines  jungen  Holländiers  '). 


1)  van  Hoorn,  Diss.  de  navSgatione  et  mereaiurä  in  Mari  Migro.    Anwt.,  1834. 

2)  Crem  er  van   den  Bergh,  Hisloria  novanun  legum  de  flominum  eommviiav 
navigatione.    Lugd.  Bat,  1835. 
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Die  Rechtsfragen  aber  und  die   sachliche  Wichtigkeit  sind  höchst  zahl- 
reich behandelt,   wenigstens  in  Beziehung  auf  bestimmte  einzelne  Flüsse.   — 
Nor  mit  Schaamröthe  freilich   mag    der  Deutsche   Itn   die  Yersperrung   der 
Bheinmfindung  durch  das  kleine  Holland  denken,  und  an  deren  Rechtfer- 
tigung durch  sophistische  TerdrehuDg  von  Sprach-  und  £rdkunde;  allein  ken- 
nenswerth  sind  immerhin  die  über  den  Gegenstand  gewechselten  Schriften.    Es 
ist    kaum  Eigenliebe,    wenn  den  für  das  deutsche  Recht  sprechenden  nicht 
nur   der   richtigere  Inhalt,    sondern   auch  die  bessere  Behandlung   zuerkannt 
wird ').  —    Ob  es  erträglicher  ist,  dass  die  Schifffahrt  auf  der  Elbe  nicht  von 
fremden,  sondern  Yon  deutschen  Staaten  durch  Zölle  und  Beyorrechtungen  ver- 
kümmert wird,  mag  zweifelhaft  sein;  leider  ist  jeden  Falles  auch  hier  die 
Thatsache    ausser  Frage.     Und  wenn  auch  die  grossen    höher  stromaufwärts 
liegenden  Staaten,   so  wie  selbstverständlich  Hamburg,   die  möglichste  Befrei- 
ung  der  wichtigen  Wasserstrasse  anstreben,  so  hat  es  doch  keineswegs  gelingeiT 
wollen,  Hannover,  Mecklenburg  und  Lauenburg  zur  Bewilligung  billiger  und 
verständiger  Forderungen  zu  bewegen.     Daher  auch  hier  endlose  Verhandlun- 
gen, Streitschriften,  ungenügende  Verträge.    Aus  der  zahlreichen  Literatur  sind 
aber  namentlich  die  über  den,  seinem  Betrage  nach  höchst  bedeutenden,  Sta- 
der  (Brunshäuser)  ZolP),   und  die  über  Schifffahrtsbevorzugungen   der  Stadt 
Lauenburg  ^)  erschienenen  Schriften  von  rechtlicher  Bedeutung. 

6.    Verträge. 

Eine  so  wichtige  Quelle  für  das  positive  Völkerrecht  die  Verträge  auch 
sind,  so  fehlt  doch  noch  viel,  dass  die  Lehre  von  denselben  schon  vollständig 
und  mit  allgemeiner  Anerkennung  bearbeitet  wäre.     Mit  Dank  sind  daher  die 


1)  Die  RheinschifDahrt  ist  schon  längst  Gegenstand  sehriflstellerischer  Thätigkeit;  der 
in  gegenwärtiger  Abhandlung  besprochenen  Zeit  gehören  aber  insbesondere  fol- 
gende Schriften  an:  —  Die  deutsche  Sache  vertheidigen :  Nene  Organisation 
der  SchiilTahrls-  und  Handelsverhältnisse  auf  dem  Riieinstrome.  Basel,  1822. 
Ueber  die  HandelsschiflTahrt  auf  dem  Rheinstrome.  Heilbr.,  1627;  Oppenheim, 
E  B.,  Der  freie  deutsche  Rhein.  Sluttg.  n.  Tüb.,  1842.  —  Die  holländischen 
Ansprüche  und  Maassregebi  vertreten  aber:  Op  den  Hoff,  J.,  Jets  over  de 
Vaardt  op  den  Ryn.  Amst,  1826  (auch  deutsch).  Einige  Worte  über  die  Ent- 
stehang  ...  des  RheinschiflTafartsvertrages  und  Reglements.    Amst,  1S35. 

2)  Gegen  den  Stader  Zoll  sprechen  sich  aus;  Soetbeer,  A.,  Des  Stader  Elbzollei 
Ursprung,  Fortgang  und  Bedeutung.  Hamb.,  1839.  (Der s.,)  Hints  from  Ham- 
burg resp.  the  Stade  duty.  s.  1.,  1839.  Hutt,  W.,  The  Stade  duties  eonsidered. 
Lond.,  1839;  (deutsch  von  Stockfleth:  der  Stader  Zoll). 

3)  Die  Lauenburger  Vorrechte  sind  verhandelt  zwischen:  Ostwald,  G.  F.  A.,  Ma- 
terialien zu  einer  .  .  Beleuchtung  der  monopolistischen  Privilegien  des  SchüTs- 
amtes  zu  Laucnburg.  Alt,  1842;  und:  Walcke,  J.  A.,  ElbschiflTahrtsrecht. 
Hamb.,  1844.    (Durch  xahlreiche  Urkunden  bedeutend.) 

T.  Mohl,  StaatswiMtBsehaft  L  28 
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Beiträge  znr  weiteren  Ordnung  dieses  Gegenstandes  aufzunehmen,  wenn  sdum 
ihrer  nicht  viele,  und  diese  keineswegs  alle  bedeutend  sind. 

Letzteres  Ürtheil  muss  vor  Allem  gef&Ilt  werden  über  eine  holländiscke 
akademische  Abhandlung  von  Hoffmann').  Diese  umfasst  zwar  die  ganze 
Lehre  von  den  Verträgen ,  und  erörtert  die  einzelnen  grossen  Fragen ,  z.  B. 
über  die  zur  Abschliessung  von  völkerrechtlichen  Verträgen  berechtigten  Pe^ 
Bonen  und  Gesellschaften,  über  die  von  einem  Zwischenherrscher  geschlossenen 
Verträge,  über  die  Dauer  der  Verträge  u.  s.  w.  Allein  es  ist  weder  die  Be- 
handlung  scharf  juristisch,  noch  taugen  die,  zum  grossen  Theile  der  Geschichte 
des  Altei*thumes  entnommenen,  Beispiele  viel. 

Weit  besser  ist  gefahren  die  besondere  Lehre  von  der  Batification. 
Im  Verlaufe  weniger  Jahre  sah  man  den  Fall  sich  fünfmal  wiederholen,  dass 
einem  regelmässig  unterhandelten  und  abgeschlossenen  Staatsvertrage  die  Ba- 
tification von  Seiten  des  Inhabers  der  Staatsgewalt  verweigert  wurde,  zum 
Theile  unter  sehr  aufregenden  Umständen.  Die  Ansicht  der  Völkerrechtslehrer 
über  das  Recht  zu  einer  solchen  Verneinung,  so  wie  über  die  Folgen  des  Ent- 
schlusses stimmte  keineswegs  überein.  C.  F.  Wurm  hat  sich  nun  das  Ver- 
dienst erworben,  in  einer  durch  gründliche  Kenntniss  der  Thatsachen  und  klare 
Beherrschung  der  Rechtsfragen  gleichmässig  ausgezeichneten  Ahhandluiüg') 
theils  Säuberung  und  Ordnung  vorzunehmen,  theils  die  gewonnenen  Ergebnise 
zu  einer  Beurtheilung  der  einzelnen  Fälle  anzuwenden.  Seine  Ansicht  ist  aber 
in  Kurzem  die :  dass  die  Ratification  eines  von  Seite  des  Unterhändlers  ta- 
dellos abgeschlossenen  Vertrages    in    drei   Fällen  verweigert  werden   könne: 

1)  wenn  der  Vertrag  überhaupt  nichtig  sei,  entweder  wegen  des  Versprechens 
auf   Leistung    einer  Unmöglichkeit    oder   wegen   mangelnder  Willens&eikeit; 

2)  wenn  der  Staat  sogar  berechtigt  wäre,  einen  ratificirten  und  in  anerkannter 
Kraft  bestehenden  Vertrag  zu  brechen,  z.  B.  wegen  Veränderung  der  umstände; 

3)  falls  nach  der  Verfassung  eines  Staates  ausser  dem  Staatsoberhaupte  noch 
ein  anderer  bei  der  Ertheilung  det"  Vollmachten  und  überhaupt  bei  der  Unter- 
handlung nicht  betheiligtcr  Factor  des  Staatswillens  seine  Zustimmung  zu  der 
Abschliessung  zu  geben  berechtigt  sei,  derselbe  sie  aber  verweigere.  Man 
kann  diesen  Sätzen  einfach  beistimmen ,  und  der  wichtige  Punkt  mag  jetzt  ab 
erledigt  betrachtet  werden. 

Schliesslich  hat  die  sehr  verschieden  beantwortete  Frage:  ob  und  wie 
weit  die  zwischen  zwei  Staaten  geschlossenen  Verträge  im  Falle  ^ines  Krie- 
ges zwischen  denselben  fortbestehen,  eine  neue  Bearbeitung  erhal- 
ten;  leider  freilich  nur  von  einem  Anfänger.    Eine  zweite  holländische  I>i6- 


1)  HolTmann ,   H.  M. ,  Diss. .  de  gentium  pactionibus   ac  foederibus  ex  historia  iävh 
tratis.    Tr^j.,  1824. 

2)  [Wurm,  C.  F.J  Die  Ratification  von  Staateverträgen.     In  der  Deutaelieii  Viertel- 
jahrsschrifl,  1845,  H.  1,  S.  163  lg. 
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sertation  ^ )  ftkhrt  nämlich  die  bisher  geltend  gemachten  Meinungen  nnd  einige 
einschlägige  gerichtliche  Fälle  auf,  und  entscheidet  sich  endlich  für  die  na* 
mentlich  auch  von  Klüber  vertheidigte  Ansicht,  dass  die  Verträge  fortbestehen, 
80  weit  diess  mit  dem  Kriegszustande  vereinbar  sei.  Die  Erörterung  ist  je- 
doch zu  ungründlich  und  die  Antwort  selbst  viel  zu  unbestimmt,  als  dass 
man  sich  hiermii  begnügen  könnte. 

t 

7.   Internationaler  Schutz  gegen  Nachdruck. 

Sehr    erfreulich   —  nicht   sowohl    der   sachlichen   Wichtigkeit    als   des 
Grundsatzes  und  Vorganges  wegen  —  sind  die  Verträge,  welche  in  der  neueren 
Zeit  eine  Reihe  von  Staaten  auf  Verbot  des  Kachdruckes  der  im  gegenseitigeu 
Gebiete  erschienenen  Bücher,  Musikalien  u.  s.  w.  abgeschlossen  haben*    Es  ist 
schon  überhaupt  löblich,  wenn  Staaten  Verträge   zu  schliessen  suchen,   durch 
welche    sie   nicht  blos  politische  Fragen  ordnen,  sondern   ihren  Angehörigen 
unmittelbar  Vortheile  zuwenden;  und  doppelt  löblich,  wenn  die  geförderten  In- 
teressen geistiger  Art  sind,  zu  deren  Förderung  sogar  sachliche  Opfer  gebracht 
werden«    Allein  die  hier  in  Frage  stehenden  Verträge  müssen  noch  aus  einem 
anderen,   weit  höher  stehenden  Gesichtspunkte  willkommen  geheissen   werden. 
Die  Verabredungen  über  gen^ieinsames  Verbot   des  Kachdruckes  sind  dazu  be- 
stimmt,  einen  Zustand   zu  bewerkstelligen,    dessen  Herstellung   dem    einzelnen 
Staate  allein  nicht  möglich  ist.    Sie  sind  also  ein  weiteres  thatsächliches  Aner- 
kenntniss  des  Grundsatzes,  dass  es  Aufgabe  gesittigter  Staaten  sei,  in  solchen 
Fällen  mit  anderen  Staaten  zur  Förderung  menschlicher  Zwecke  zusammenzu- 
wirken, wo  blos  durch  gemeinsame  Kraft  das  Ziel  zu  erreichen  ist.    Der  hier 
insbesondere  in   Frage    stehende   Gegenstand   ist  allerdings    nicht  von    sehr 
grosser  Bedeutung;  und  es  mag  sogar  zweifelhaft  sein,  ob  nur  die  hier  getrof- 
fenen Verabredungen   nach  allen   Seiten  wirklich   erspriesslich  sind,  (weil  die 
Verbreitung  der  Werke  aus  fremden  Ländern  und  in  fremden  Staaten  *bedeu- 
tend  beeinträchtigt  wird.)    Allein  nicht  hierauf  kommt  es  an,  sondern  auf  den 
Grundsatz;  und  steht  nur  dieser  erst  ganz  fest,  immer  mehr  in  Wissenschaft 
und  Leben  anerkannt,  so  werden  schon  weitere  und  grössere  Verhältnisse  un- 
ter seine  Wirkung  gezogen  werden.    Es  giebt   der  wünschenswerthen  Einrich- 
tungen noch  gar  manche,  welche  nur  dann  überhaupt  möglich  sind,   wenn  sie 
in  vielen  Staaten  zu  gleicher  Zeit  getroffen  werden.    Man  denke  nur  z.  B.  an 
eine  menschliche  Beglung  des  Fabrikwesens  %    Durch  eine  solche  Handhabung 


1)  Van  der  Meer  de  Wys,  J.  H. ,  De  quaestione,  an  beilo  oboirlo  pereat  inier 
bellam  gcrcntes  foederum  auctorilas.     Amst.,  1830. 

2)  Es  ist  hier  natürlich  nicht  der  Ort,  diese  Frage  ausIÜhrlich  zu  erörtern;  allein  dar- 
auf darf  doch  aufmerksam  gcnaacht  werden,  dass  eine  der  grdssten  6chwierig- 
keilen  für  eine  Gesetzgebung,  durch  welche  die  tägliche  Arbeitsdauer,  die  Kinder- 
arbeit, die  Gesundheit  der  Arbeitsräume  n.  s.  w.   im  Interesse   dar  Arbeiler  aus- 
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des  Verhältnisses  vom  Staat  zu  Staat  bricht  dann  aber  eine  ganz  neue  Zdt 
fflr  das  Völkerrecht  nnd  fttr  die  menschliche  Gesittigung  Qberhanpt  em;  und  es 
verschwindet  der  Standpunkt  Töllig,  anf  welchem  coexistirende  Staaten  in 
selbstsflchtiger  Vereinzelung  neben  einander  stehen,  nnd  nur  zur  eigenen  Bechts- 
vertheidignng  oder  zur  Erwerbung  einseitiger  Vortheile  in  Verbindung  zu  tretet 
suchen.  Die  Verbesserung  der  Zustände  ist  völlig  vergleichbar  der  durch  den 
Eintritt  in  Familie,  Gesellschaft  und  Staat  für  die  einzelne  Persönlichkeit  erwachsen- 
den vortheilhafteren  Stellung.  —  Was  nun  aber  die  Literatur  über  die  Nachdrads- 
veilräge  insbesondere  betrifft,  so  ist  dieselbe  noch  ziemlich  unbedeutend.  - 
Einige  englische  Schriften  halten  sich,  nach  Landes  Art,  ganz  nur  an  das 
nächst  Liegende  und  Praktische.  Es  haben  nämlich  zwei  Rechtsgelehrte  über 
den  englisch-französischen  Vertrag  (vom  3.  Nov.  1851)  geschrieben.  Von  die 
sem  giebt  der  eine,  Burke^),  ausser  den  Gesetzestexten  nur  eine  ziemlich 
oberflächliche,  gemeinverständliche  Erklärung  derselben.  Der  andere,  Quain*), 
sucht  den  Anfang  eines  Gerichtsgebrauches  nachzuweisen.  Es  wird  jedoch  im 
Wesentlichen  nur  ein  einziger  Fall  von  ihm  besprochen ;  und  seine  Anmerknn- 
gen  und  Erörterungen  sind  nicht  eben  von  grosser  Bedeutung.  —  Etwas  allge- 
meiner fassen  belgische  und  französische  Schriftsteller  den  Gegenstand  anL 
Für  Belgien  ist  die  Frage  über  Verbot  des  Büchemachdruckes  von  der  gröss- 
ten  Bedeutung.  Durch  seinen  in  ungeheuerem  Umfange  betriebenen  Nachdruck 
französischer  Bücher  hat  es  der  französischen  Literatur  sehr  geschadet,  das 
Aufblühen  einer  eigenen  Nationalliteratur  unmöglich  gemacht,  und  doch  schliess- 
lich wenig  Geld  gewonnen.  Sein  höchster  Vortheil  wäre  somit  der  Abschh» 
eines  Staatsvertrages  mit  Frankreich  auf  beiderseitiges  Verbot  des  Nachdnickes 
gewesen.  Nur  auf  diese  Weise  konnte  es  überhaupt  seinen  rechtmässigen  iite 
rarischen  Erzeugnissen  Eingang  in  Frankreich  verschaffen,  für  seine  eingeborenen 
Schriftsteller  einen  Leserkreis  im  Lande  selbst  gewinnen,  und  hatte  es  die 
wahrscheinliche  Aussicht,  einen  Theil  des  französischen  Verlages  den  wohlfeile- 
ren Pressen  Brüssels  zuzuwenden.  Je  früher  dieses  geschah,  desto  bessere 
Bedingungen  mochte  es  von  Frankreich  erhalten.    Hierzu  räth  denn  nun  eine 


giebig  geregelt  würde,  in  der  Besorgniss  vor  der  übermächtigen  MitwerlmiS 
solcher  Länder  besteht,  welche  ähDliche  Bestimmungen  nicht  annähmen,  nnd  soni 
wohlfeiler  arbeilen  könnten.  Dass  hier,  wenn  überhaupt,  nur  durch  Verträge  uAff 
den  hauplsächlleh&ten  gewerbenden  Staaten  geholfen  werden  kann,  ist  einleacbteii 
^Hierauf  will  denn  z.  B.  auch  einwirken  der ,  freilich  sehr  flüchtig  gescbriebct^ 
„Appel  respectueux  adress^  aux  Gouvernements  des  pays  industriels  dans  le  W 
de  |)rovoquer  une  loi  internationale  sur  le  travail  industrieL"  Par.,  1853t  i- 
(lithogr.) 

1)  Bnrke,  P.,  The  Caw  of  international  Copyright  between  EngUnd  and  fnßf^ 
Lond.,  1852. 

2)  Quai n,  J.  R,   The  right  of  Foreigners  to  aequire  Copyright  in  Eng^d 
dered.    Lond.,  1854. 


Monographieen.    Nachdraek.  437 

sehr  verstfindige    kleine   Schrift    des   Brüssler    Buchhändlers    Maquart  ^), 
welcher  sich  flberhanpt  grosse  Mühe   um    die  Verbreitung  ehrenhafter  und  zu 
gleicher  Zeit  yortheilhafter  Ansichten  in   dieser  Sache  gegeben  hat.    Dass  er 
nicht  so  frühe,  als  er  wünschte,  durchdrang,  ist  nicht  seine  Schuld;  die  Schrift 
bleibt  immer  ein  Beitrag  zum  richtigen  Yerstftndniss  der  Frage.     Die  gegen- 
wärtige Sachlage  aber,  nachdem  ein  wenigstens  theilweise  ordnender  Yertr^ 
abgeschlossen  ist,  setzt  J.   Delalain  kurz  auseinander').    Am    umfassend- 
sten behandelt  die  Sache  der  Franzose  Yillefort  *),    indem  er  sich  mit  den 
theils  Yon  Frankreich  theils   von  England  bereits   abgeschlossenen  vielfachen 
Verträgen  beschäftigt.    Seine  Schrift  enthält  vielen  Stoff,  intern  der  Inhalt  der 
Gesetze  sämmtlicher  gesittigter  Staaten  über   das  geistige  Eigenthnm,   so  wie 
der  Text  eine  Reihe  von  Verträgen  zu  gegenseitiger  Aufgebung  des  Nachdruckes 
mitgetheilt  ist;  und  sie  hat  das  bedeut^de  Verdienst,  auf  eine  grosse  Anzahl  von 
Rechtsschwierigkeiten  aufmerksam  zu  machen,  welche  die  Ausführung  der  Ver- 
träge hat,  oder  wenigstens  haben  kann.     Allein   der  Verfasser  beherrscht  den 
Gegenstand  keineswegs  vollständig,  und  bemüht  sich  namentlich  nicht  um  eine 
Lösung  der  Schwierigkeiten.  —  Eine  dankenswerthe  Ergänzung  der  Erörterun- 
gen Aber  den  Gegenstand  giebt  schliesslich  noch  eine  kleine  sehr  klare  Schrift 
von  A.  Enslin  ^),    in  welcher   die  Frage  namentlich  vom   deutschen  Stand- 
punkte aus  beleuchtet,  hierbei  aber  gezeigt  wird,   dass  Deutschland  durch  die 
bisher  mit  England  und  Frankreich  geschlossenen  Verträge  in  offenbarem  Nach- 
theile  ist    Nicht  nur  findet,  da  in  Deutschland  sehr  viele  englische  und  fran- 
zösische, in  England  und  Frankreich  aber  nur  sehr  selten   deutsche  Bücher 
nachgedruckt  wurden,  nur  eine  scheinbare  Gegenseitigkeit  statt,   welche  dann 
billigermaassen  durch  anderweitige  Einräumungen  an  unsem  Buchhandel  hätte 
ergänzt  werden  sollen;  sondern  es  ist  auch,  weit  schlimmer  noch,  durch  die 
Verschiedenheit   der  Verträge   der  Grund  zu  einer  grossen  Rechtsverwirrung 
und  Unbequemlichkeit  im  deutschen  Bücherverkehre  gelegt  worden.    Auch  was 
über  den  Nachtheil  des,  völlig  verkehrten,    Verbotes  aller  nicht  besonders  ge- 
nehmigten Uebersetzungen  gesagt  ist,  verdient  grosse  Beachtung.    Klar  ist  lei- 
der, dass  auch  hier  wieder  einmal  Mangel  an  einheitlicher  kräftiger  ThäUgkeit 
ganz  unnöthigen  Schaden  gebracht  hat.    Es  .war  Sache  des  Bundes,  für  ganz 
Deutschland  einen  Vertrag  zu  schliessen;  jetzt  ist  kaum  mehr  zu  helfen. 


1)  Maquart,  Gh.,  De  la  propri^te  liUdraire  internationale.    Bnix.,  1851. 

2)  Delalain,  J.,  Legislation  ft-an9ai8e  et  beige  de  la  propri^t^  lit^raire  et  artittique. 
Par.,  1854. 

3)  Villefort,  A.,  De  la  propriöl^  litt^raire  et  artistique  an  point  de  vue international. 
Par.,  1861. 

4)  Enslin,  A. ,   lieber  internationale  Verlagsverträgc  mit  besonderer  Beziehung  auf 

Dentsebland.    Berl.,  1865. 
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8.    Ewiger  Frieden. 

Die  Yerntmftmftssigkeit  des  Friedens  und  die  Schädlichkeit  sowohl  ib 
die  Ubznverlftssigkeit  des  Krieges  liegen  so  sehr  vor  Augen,  dass  es  eitel  Zeii- 
Terschwendung  wftre,  ^arüher  zu  reden  und  erst  den  Beweis  zu  fahren,  daa 
ewiger  Friede  das  Ideal  des  Yolkerlehens  sei.  Die  Frage  kann  nor  sein,  ob 
und  wie  dieser  Znstand  erreichet  werden  möge? 

Offenhar  sind  nur  zwei  Möglichkeiten.  Entweder  eine  nnhedingte  mid 
allgemeine  Herrschaft  der  Yemunft  üher  sämmtliche  Menschen,  so  dass  an^ 
YOlQ  Staat  zu  Staat  keine  ungerechte  Forderung  gemacht,  jeden  Falles  kein 
Streit  durch  Gewaltmittel  entschieden  werden  will.  Oder  aber  die  Einfflfaning 
solcher  äusserer  Maassregeln,  welche  eine  Eriegffthrung  den  dazu  etwa  Ge- 
neigten thatsächüch  unmöglich  machen. 

Der  erste  Zustand  wäre  der  an  sich  wflnschenswerthere,  weü  ein  rein 
sittlicher  und  in  allen  Fällen  wirksamer.  Leider  ist  er  aber  weder  bis  jetzt 
erreicht,  noch  wird  er,  nach  menschlicher  Wahrscheinlichkeit,  je  erreicht  wer- 
den. Allerdings  hat  die  zunehmende  Gesittiguxig  eines  Theiles  der  Yölker  die 
Kriege  aUmählig  vermindert.  Allein  einer  Seits  ist  bis  jetzt  nur  eine  kleine 
Minderzahl  der  Menschen  in  diesen  Bildungsstand  eingetreten;  anderer  Seits 
geht  selbst  bei  diesen  Yölkem  und  Regierungen  die  Herrschaft  der  Yemunft 
nicht  bis  zur  Beseitigung  jedes  Unrechts,  jeder  selbstischen  Forderung,  jeder 
Leidenschaft  und  Neigung  zu  Gewaltthaten.  Die  Geschichte  und  die  Gegen- 
wart der  europäischen  Staaten  beweist  diess.  Nur  eine  Yerminderung  des 
üebels  ist  erfolgt.  Und  wenn  denn  auch  gehofft  werden  darf,  dass  sich  durch 
weitere,  sowohl  innerlich , als  äusserlich  zunehmende  GesitÜgung  allmählig  noch 
mehr  erreichen  lasse:  so  wäre  es  doch  unbeschreiblich  thörigt,  selbst  in  ud^- 
aebbarer  Zeit  auf  eine  vollkommene  Sittlichkeit  aller  Mensdien  zu  rechnen.  — 
Unter  diesen  Umständen  mag  es  denn  immei'hin  versucht  werden,  durch  religiöse, 
sittliche  und  verständige  Belehrungen  die  Ueberzeugung  von  den  Yortheäen 
und  der  Pflicht  des  Friedens  und  von  den  Gräucin  und  dem  Scbaden  des  Krie- 
ges immer  weiter  unter  allem  Yolke  zu  verbreiten;  allein  es  ist  weder  ein 
schneller  noch  ein  bedeutender  Erfolg  zu  erwarten. 

Desshalb  haben  denn  Yiele  sich  schon  seit  langer  Zeit  mehr  dem  an- 
deren denkbaren  Mittel  zugewendet,  d.  h.  Einrichtungen  zu  ersinnen  gesucht, 
durch  welche  die  Kriegführung  unnöthig  und  unmöglich  gemacht  werden 
soll.  Die  Yorschläge  gehen  weit  auseinander;  doch  lassen  sie  sich  unter 
Kategorieen  bringen.  Die  einen  suchen  die  Hülfe  in  einem  die  ganze  Erde 
umfassenden  Gesammtstaate,  dessen  Regierung  die  unter  den  einzelnen,  also 
halbsouveränen,  Staaten  entstehenden  Streitigkeiten  im  Wege  rechtlicAen  Ver- 
fahrens schlichten,  dem  Urtheile  aber  durch  eine  unwiderstehliche  Gewalt  Voll- 
ziehung verschaffen  würde.  Eine  zweite  Gattung  von  Vorschlägen  ^eht  anf 
die  Errichtung  eines  obersten  Gerichtshofes  für  alle  Völker,  welcher  zur  Voll- 
streckung seiner  Sprüche  über  die  Heere  aller  Staaten   nach  Bedarf  verfügen 
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könnte.    Dritte  endlich  beschränken  sich  bescheidener  auf  den  Rath,  es  möge 
bei  allen  einzelnen  Verträgen  ein  Schiedsgericht  verabredet  werden  ^r  Ent» 
ficheidnng   der  etwa   bei  der  Vollziehung  sich  ergebenden  Streitigkeiten.   — 
Hier  ist  jeden  Falles  nicht  der  Ort,  diese  verschiedene  Gedanken  aüsftlhrlich 
teol  besprechen;   man  mag  es  sich  aber  wohl  überhaupt  ersparen.    Jeder  Ver- 
ständige sieht  von  selbst  ein,   dass  der  allgemeine  Weltstaat  ein  bloses  Hirn- 
gespinnst  ist.     Bildung,  Zusammenhaltung  und  Regierung  eines  solchen  uner- 
messlichen  Reiches  wären  gleich  unmöglich ;  abgesehen  davon,  dass  der  Weg  zu 
dieser  Friedensanstalt  nur  durch  jahrhundertlange  vernichtende  Kriege  gienge, 
und  dass  an  die  Stelle  des  äussern  Kampfes  um  so  viel  häufigere  Empörungen 
treten  wtürden.    Als  weniger  unmöglich  an  sich  erscheint  allerdings  ein  Völker- 
tribunal  oder  die   Verabredung  von   Schiedsrichtern  für   den  einzelnen  Fall. 
Wenigstens  in  kleinerem  Umfange  sind  solche  Einrichtungen  denkbar;  und  sc 
weit  sie  wirkten,  wären  sie  eine  Wohlthat.    Aber  einleuchtend   ist  doch  auch 
hier,  dass  auf  eine  Beseitigung  aller  Kriege   niemals  gerechnet  werden  dürfte, 
und  gerade  da  am  wenigsten,  wo  es  am  nöthigstcn  wäre.    Ehrgcitz  und  Län- 
dersacht würden   sich  nicht  zurückhalten,   Leidenschaft  nicht   beschwichtigen 
lassen ;    die  Durchführung  der  Urtheilssprüche  könnte  häufig  nur  mit  Gewalt, 
also  durch  Krieg,  geschehen.    Daö  einzige  Mittel  aber,  allen  diei^en  Unfug  und 
Ungehorsam  zu  vermeiden,  nämlich  eine  allgemeine  Entwaffnung  aller  Staaten, 
mofis  als  unausführbar  erklärt   werden,   weil  dessen  Folge   allgemeine  Gesetz- 
losigkeit im  Innern  und  völlige  Schutzlosigkeit  gegen  Aussen   wäre.    Es   ist 
sinnlos,  solcherlei  zu  verlangen;  doppelt  sinnlos,   ein  Eingehen  darauf  zu  er- 
warten. —  Also  auch  hier  kann  höchstens  im  Einzelnen  Veraieidung  von  Krieg 
erzielt    werden,    und   zwar  gerade  in   den   ohnedem  nicht  sehr  gefährlichen 
Fällen. 

Diese  allgemeinen  Bemerkungen  waren  nöthig,  um  den  Werth  der  in  den 
letzten  Jahi*en  so  laut  heiTortretenden  Bemühungen  um  einen  ewigen  Frieden 
zu  iTTürdigen. 

Bekanntlich  geht  die  Beschäftigung  mit  diesem  Gedanken  weit  zurück, 
uad  ist  immer  wieder  von  Männern  aufgenommen  worden,  welchen  mehr  guter 
Wille  als  Urtheil  nachgerühmt  werden  mochte.  (Schon  in  der  Kamptz*schen 
Literatur  des  V.  R.'s  sind  29  einschlagende  Schriften  aufgezählt,  und  das  Ver- 
zeichniss  ist  nicht  einmal  vollständig.)  Diese  Bemühungen  blieben  jedoch  ver- 
einzelt, und  äusserten  sich  nur  in  Schriften,  ohne  grosse  Theilnahme  im  Leben 
zu  finden.  Eine  neue  Erscheinung  war  es  somit  allerdings,  als  sich  in  jüngster 
Zeit  zuerst  freiwillige  Gesellschaften  in  verschiedenen  Ländern  bildeten  zur 
Srzielung  eines  ewigen  Friedens,  (in  New- York  1815,  in  London  1816,  in  Genf 
1830,  in  Paris  1841,  ausser  vielen  anderen  Orten;)  dann  aber  jährliche  grosse 
Versammlungen  abwechselnd  in  den  Hauptstädten  Europa's  zusammentraten  zur 
Bespi:echung  des  Gegenstandes  und  zum  gemeinschaftlichen  und  formulirten 
Ausdrucke  von  Ueberzeugungen  und  Wünschen,  (1848  in  Brüssel,  1849  in  Pa- 
ris, 1850  in  Frankfurt,  1851  in  London.)    Unzweifelhaft  ist  durch  diese  weit- 
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yerbreitete  Bewegung  nnd  durch  unmittelbare  Aufmunterung  von  Seiten  der 
Gesellschaften  der  Friedens-Gedanke  in  weite  Kreise  gebracht,  znr  Tagesfrage 
geworden,  nnd  hat  die  Literatur  desselben  einen  sehr  bedeutenden  Umfang 
genommen  i).  Auch  lässt  sich  mit  Wahrscheinlichkeit  annehmen,  dass  die 
wohl  eingeleitete  und  mit  Eifer  betriebene  Thätigkeit  in  dieser  Richtung  nodi 
weiteren  Fortgang  nehmen  wird.  Fragt  man  aber  nach  den  Ergebnissen,  so 
ist  von  solchen  freilich  bis  jetzt  nichts  zu  bemerken. 

Yon  einem  Einflüsse  auf  das  Leben  kann  gar  keine  Rede  sein.  —  Aber 
auch  die  Lehre  des  Völkerrechtes  hat  bis  jetzt  nichts  gewonnen,  nnd  wird  auch, 
falls  nicht  ein  anderer  Weg  eingeschlagen  wird,  niemals  einen  Nutzen  ziehen« 
Die  Gesellschaften  und  Yersamnllungen  suchen  auf  die  beiden  oben  bezeidh 
neten  Weisen  zu  wirken.  Die  Bemühungen  sind  in  sittlicher  und  reliöser  Rich- 
tung herzlich  gut  gemeint,  und  es  wird,  abgesehen  von  geschmacklosen  Ueber- 
treibungen,  manches  Gute  und  Wahre  gesagt.  Aber  das  in  so  Yielfacher  Form 
Vorgetragene  ist  weder  neu,  noch  kann  es  die  Nothwendigkeit  der  Selbstvertheidi« 
gung  beseitigen,  so  lange  die  Menschen  nicht  völlig  umgewa9delt  sind,  -wozu  keine 


1)  Die  Reichhaltigkeit  dieser  Fricdcns-Literalur  mag  aus  nachstehenden  Anfuhniiigen 
ersehen  werden ,  bei  welchen  überdiess  über  Vollständigkeit  keine  Verachenio; 
gegeben  werden  kann.  —  a)  Berichte  über  Friedens-Congresse:  The 
Peace-Congress  at  Brüssels,  1848.  Lond. ,  s.  a. ;  Congres  des  amis  de  la  paix 
universelle,  r^unis  a  B.  en  1848.  Brux.,  1849.  Report  of  the  proceedings  cf  ihe 
2d  General  P.  C.  held  in  Paris,  1849.  Lond.,  1849;  G  arnier,  J.,  Congres  des 
amis  de  la  paix  r^unis  a  Paris,  1849.  Par. ,  1850.  Trois  meetings  des  amis  de  k 
paix  a  Londres,  Birmingham  et  Manchester,  1849.  Par.,  1850.  (Diese  Versamm- 
lungen waren  bestimmt  zur  Berichterstattung  über  den  Pariser  Congress.)  Yer- 
handlungen  des  dritten  allgemeinen  Friedenscongrcsses,  gehalten  zu  Frankfoit, 
1850.  Frankf.,  1851;  Report  of  the  proceedings  of  the  Z^  General  P.  C,  held 
at  Frankfort  Lond.,  1851.  Report  of  the  proceedings  of  the  4th  General  P.  C. 
held  in  London,  1851.  Lond.,  1851.  —  b)  Eine  eigens  dem  Zwecke  gewidmete 
Zeitschrift  der  Londoner  Friedensgesellschaft  ist:  The  Herald  of  Peace,  6Bde 
8vo;  vom  Juli  1850  an  in 4.  —  c)  Abhandlungen  über  die  Unerlaubtheit  des 
Krieges:  Inquiry  into  the  accordancy  of  war  with  the  principles  of  Chrisüanüf 
4th  ed.  Lond.,  1843;  All  war  antichristian.  Lond.,  s.  a.  (eine  Sammlung  von  13 
grösseren  Abhandlungen  verschiedener  Verfasser) ;  Peace ,  permanent  and  univer- 
sal, the  law  of  Christ  Lond,  1847.  Ausserdem  eine  grosse  Anzahl  kleiner  ScbriP 
ten  und  Flugblätter  aller  Art.  —  d)  Abhandlungen  über  praktische  Mittel 
zur  Vcrhüthung  von  Krieg:  Sartorius,  J.  B.,  Organe  des  voUkommeoeo 
Friedens,  (in  Genf)  gekrönte  Preisschrift.  Zürich,  1837;  Prize  Essays  on  a  Con- 
gress of  Nations.  Bost.,  1840;  (Sammlung  von  sechs  ausführlichen  AbbandlooffeB 
von  J.A.  Bolles,  Hamilton,  Th.  C.  Upham,  W.  Ladd  nnd  zwei UngenaiiB- 
ten.)  M  a  r  c  h  an  d ,  P.  R. ,  Nouveau  projet  de  trail^  de  paix  pcrpetuelle.  Par , 
1842.  —  e)  Kritik  der  Lösungen  von  Preisfragen:  Concours  institue  par  le$ 
societ^s  anglo  -  amdricaines  de  la  paix  au  Congres  de  Bruxelles.  Rapport  des 
Coromissaires.    Brux.,  1849. 
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Aassicht  ist.    Die  Zamathong,  auch  blose  Vertheidigangskriege  zn  unterlassen, 
ist  in  der  Tfaat  gar  zn  abgeschmackt.    Was    aber  die  praktischen  Mittel  der 
Yerhinderung  betrifft,  so  scheinen  zwar  die  von  den  ersten  Congressen  als  Ziel 
gesetzten  Maassregeln,  nämlich  ein  allgemeines  Völkerrecht  und    ein  Congress 
zur  Abfassung  eines  völkerrechtlichen  umfassenden  Gesetzbuches,  später  wieder 
selbst  aufgegeben  worden  zu  sein,  als  unerreichbar  und  unwirksam;  allein  auch 
die  beibehaltene    allgemeine   Entwaldung,    vertragsmässige  Feststellung  von 
Schiedsrichtern  fdr  den  einzelnen  Fall,  endlich  sittliche  Brandmarkung   aller 
Anleben  zu  Kriegszwecken,  halten  keine  Prüfung  aus.    Von  den  beiden  ersten 
Maassregeln  ist  dieses   oben  bereits  gezeigt  worden;   die  dritte  aber  ist  theils 
nur  ein  Wort,  über  welches  die  Gewinnsucht  spottet,  theils  würde  seine  Wirk- 
samkeit lediglich  Gewaltmaassregeln  zur  Verschaffung  der  Geldmittel  erzeugen, 
somit  Schlimmeres. 

Bis  jetzt  ist  also  die  ganze,  äusserlich  so  grossartige  Bewegung  nur  ein 
Beweis  urtbeilslosen  Wohlwollens;  und  es  mag  sich  sehr  fragen,  ob  die  hierzu 
verwendeten  Kräfte  nicht  weit  besser  zu  erreichbaren  nützlichen  Zwecken  ver- 
wendet würden.  Jeden  Falles  aber  werden  die  Versammlungen  über  Schwie- 
rigkeiten und  Unmöglichkeiten  nicht  aufgeklärt  werden,  so  lange  sie  den 
Grundsatz  festhalten,  dass  Niemand  gegen  die  von  ihnen  aufgestellten  Sätze 
sprechen  darf.  Diese  Strausen-Klugheit  giebt  zwar  den  Schein  einer  allgemeinen 
Uebereinstimmung,  und  erspart  den  Verdruss  einet*  Widerlegung;  allein  sie 
bringt  unerträgliche  Wiederholung,  Festrennung  in  Verkehrtem,  und  wenig- 
stens den  Verdacht  geringen  Vertrauens  in  die  Sieghaftigkeit  der  eigenen 
Meinung. 

9.  Internationales   Eecht   der  Privaten. 

Absichtlich  sind  diejenigen  Werke,  welche  sich  mit  den  Rechtsverhält- 
nissen Einzelner  in  fremden  Staaten  und  zu  fremden  Staaten  beschäftigen,  als 
letzte  Abtheilung  der  Monographieen  aufgespart.  In  keinem  Theile  des  Völ- 
kerrechtes ist  das  Wiedererwachen  des  wissenschaftlichen  Bedürfnisses  so  auf- 
fallend, als  hinsichtlich  dieser  schwierigen  und  wichtigen  Fragen.  In  früheren 
Jahrhunderten  der  Gegenstand  umfassender  und  scharfsinniger  Erörterungen  ') «- 
war  die  Lehre  von  dem  internationalen  Privatrechte  allmählig  im  Völker- 
rechte sehr  in  den  Hintergrund  getreten ,  und  wurde  selbst  in  den  Systemen 
kaum  mehr  beachtet').    Und  wenn  allerdings  die  Bearbeiter  des  bürgerlichen 


1)  Eine  sehr  reichhaltige  Aufzfihlung  der  filieren  Literaiar  über  die  Colfision  der  Sta- 
tuten ist  zu  finden  in  Weiske's  Reehtslex.,  Bd.  IV,  S.  721  fg.  Es  sind  namentlich 
Schriften  von  Burgundius,  D.  Mevins,  P  Voet,  S.  Stryk,  Huber,  Hert,  Boullenois, 
welche  einen  bleibenden  Nanien  erworben  haben. 

2)  In  einer  Ifingem,  dem  hier  besprochenem  Zeitabschnitte  vorangehenden,  Frist  war 
in  Europa  ausser  den  Dissertationen  von  Haus  (GötL,  1824),  Lyndayer  (Am- 
tterd.,  1825)  und  Rolin  (Gent,  1827)  wohl  kaum  eine  andere  Schrift  über  inter- 
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Rechtes,  namentlkh  in  Peatschland ,  den  einschlagen  Fragen  fort  and  fort 
ihre  Tkätigkeit  von  ihrem  Standpunkt^  aus  zuwendeten,  so  genügte  dien 
nicht  immer  für  die  Auffassung  des  Völkerrechtskenners.  Diese  Gleichgfiltig- 
heit  hat  nun  aber  einer  fast  flbergrossen  Th&tigkeit  Platz  gemacht;  und  nicht 
nur  liegen  Arbeiten  aller  Art  und  aus  allen  Ländern  vor,  sondern  es  moas 
sogar  eine  doppelte  Gattung  derselben  jetzt  unterschieden  werden.  Während 
n&mlich  die  Einen  die  Frage  aber  das  Verhalten  des  Staates  und  des  einzelnen 
Bürgers  zu  den  Gesetzen  eines  anderen  Staates  im  Allgemeinen  untersaehen, 
und  Grundsatze  für  das  Verhalten  der  Gerichte  und  der  Privaten  in  allen  Länden 
europäischer  Gesittigung,  oder  wenigstens  in  den  zu  einem  der  grossen  Recbt»- 
systeme  (des  römischen,  französischen,  englischen  fiechtes)  gehörigen  Staaten 
ableiten ,  und  zwar  wieder  theils  im  Gebiete  des  bürgerlichen  Rechtes  0,  thoh 


nationales  Privatrecbt  erschienen.  In  den  Vereinigten  Slaalen  haUe  zwar  Liver- 
more  „Dissertations  on  the  eontrariety  of  laws**  herausgegeben,  (New-OrL,  182S',) 
allein  das  Buch   blieb    diesseits    des  Wellmeeres  ganz  unbekannt  und  onbeMblel 

1)  K9  sind  dicss  folgende  Schriften: 

Struve,  G.  von,    Ueber  das  positive   Rechtsgeselz   in   seiner  BeziehuDg  «rf 

rftumüche  Verhäliaisse ,  oder  über  die  Anwcndong  der  Gesetze  verschiedener 

Art    Karlsr.,  1834. 
^      Aobertson,  A.,   A  treaüse  on  the  law  of  personal  succession  in  (he  different 

parts  of  the  Realm,  and  on  the  cascs  regarding  foreign  and  international  SB^ 

cession,  which  have  been  dccidcd  in  the  British  courts.    Lond,  1835. 
Bürge,  W.,    Commentaries    on   colonial  and    foreign  laws,    generally  and  ia 

Iheir    conflict  with  each   other  and  with  the  law  of  England.  I — IV.    Lood, 

1838. 
Hartogh,  H.  AI.,  De  de  regula  Juris:  locus  regit  actum.    Hagae,  1838. 
W&chter,  C.  G.  von,  Ueber  die  Collision  der  Privatrechtsgesetze  verschiedeocr 

Staaten.   ImArch.  1  civ.  Praxis,  Bd.  XXV  u.  XXVI. 
Schnrrner,  W.,  Entwicklung  des  internationalen  Privatrechtes.  Frankf.,  ISii- 
Story,  J. ,  Commentaries  on  the  conflict  of  laws ,  foreign  and  domestic.  Ed.  1 

Bosl.,  1841.    Frühere  Ausgaben  waren  in  Boston,  1834  und  Edinburg  1835 

erschienen. 
Följx,  Traitd  du  droit  intematioBal  priv4,   ou  du  conflit  des  lois  de  dUförenies 

natione  en  mattere   du    droit  privd.    Par.,  1843;  2e  öd.,  1847.     Eine  Zasm- 

menlassung  einer  Reihe   seit  dem  Jahre  1840  in  des  Verf.  Revne  de  l^^iiia- 

tion  enthaltener  Artikel. 
Rocco,  N.,    Deir  uso    e  autorita    delle    leggi   del  Regno    delle    Dae   Sieüe 

cons.  nelle  relazioni  con  le  persone  e  col  territorio  degli  stranieri  L  IL  Ed.1 

Nap.,  1843.  —    Die  erste  Ausgabe  ist  von  1837. 
Günther,  in  Weiske's  StaaUlexicon,  Bd.  IV,  (1843),   Artikel:  Gesetz,  S.  TU 

—755. 
Massö,  M.  H,   Le  droit  commercial  dans  ses   rapporls  avec  le  droit  des  gev 

et  le  droit  civil.    Par.,  1844  fg.  —    Der  ganze  zweite  Band  des  Werkes  be- 

sohalUgt  sich  mit  dem  internationalen  Privatrechte. 
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• 
JD  dem  des  Stra&echtes  >):  begnQgen  sich  Andere  damit,  die  positive  Gesetz* 

gebung  eines  bestimmten  Staates  in  Beziehung  auf  die  unter  seiner  Herrschaft 

lebenden  Fremden  anfznfflhren,   der  Wissenschaft  die  Verarbeitung   zu  einem 

^internationalen  Rechte  tiberlassend  ^). 


Rcddie,  J.,  On  private  international  law,  (in  dessen  Inqniries  on  intcrnat.  law, 

2.  ed.,  S.  405—494.) 
Pütter,  L.  Th.f  Das  praktische  europäische  Fremdenrecbt  Lpz.,  1845;  Ders., 

im  Arch.  f.  civ.  Praxis,  Bd,  XXXVII,  H.  3. 
Mail  her  de  Chassat,   Traite  des  Statuts  (lois  pcrsoanellcs  et  rdelles,  ou  du 

droit  international  privö).  Par.,^1845. 
Pfeiffer,  L.,  Das  Princtp  des  internationalen  Privatrechtes.  Tüb.,  1851. 
Ausserdem  ist  der  Gegenstand  in  mehreren  Systemen,  sei  es  des  Völker-,  sei  et 
des  Privatrechtes,  ausführlich  behandelt  worden.  —  So  namentlich  von  F  errat  er, 
Codigo  del  derecho  intemacional ,  Bd.  II,  S.  232  —  260;  Savigny,  System  des  röm. 
Rechtes,  Bd.  VllI,  S.  1—367;  Thöl,  Einleitung  in  das  deutsche  Privatrecht.  Gott., 
1851,  S.  61  fg. ;  Walker,  Inlroduction  to  American  law,  ed.  2,  Ctncinn,  1846, 
S. 642— 651;  Bowyer,  H.,  Commenlar.  on  univers.  pubL  law.  Lond.,  1854,  S.  156— 194. 

1)  lieber  die  völkerrechtliche  Seite  des  Strafrechtes   sind  nachstehende  drei  Schriften 
beinahe  zu  gleicher  Zeit  erschienen: 

Bern  er,  A.  F.,  Wirkungskreis  des  Strafgesetzes  nach  Zeit,  Raum  und  Per- 
sonen.   Berl,  1853. 

Hohl,  R.,  Revision  der  völkerrechtlichen  Lehre  vom  Asyle.  Tfib.,  1853.  (Be- 
sonderer Abdruck  aus  der  Tüb.  Zcitschr.  für  Staatsw.,  1853.) 

Bulmerincq,  Das  Asyl  und  die  Auslieferung  flüchtiger  Verbrecher.  Dorp.,  1853. 

2)  Diese  Abiheilung  wird  von  nachstehenden  Schriften  gebildet: 

a.  Das  Recht  der  deutschen  Staaten  schildert:  Krug,  A.  0.,  Das  Interna* 
tionalrecht  der  Deutschen.    Lpz.,  1851.    Lex.  8. 

b.  Das  Österreichische  Recht:  Vesque  von  Püttlingen,  J.  v.,  Die  ge- 
setzliche Behandlung  der  Ausländer  in  Oesterreich.    Wien,  1842. 

c.  Das  französische  Recht:  Legat,  B.  J.,  Code  des  ^trangers,  ou  trait6  de 
la  l^gislation  fr.  eoncernant  les  ^trangera.  Par.  ,1832.  —  Demangeat, 
Histoire  de  la  condiüon  civile  des  ötrangers  en  Fr.  Par,  1841.  —  Sapcy, 
Lcs  fitrangers  en  Fr.  sous  Tancien  et  le  nouveau  droit.  Par,  1843.  —  Schü- 
tzenb erger.  F.,  Condition  des  etrangers  en  Fr.  Strasb.,  1852.  —  Gand, 
Code  des  dtrangers,  ou  iiaX  civil,  polilique  etc.    Par.,  1853. 

d.  Das  englische  Recht:  Oakey,  C,  Droits,  Privileges  et  obligations  des 
ötrangers  dans  la  Grande  Bretagne,  ^d.  3.  Par,  1837.  —  Oakey,  Concise 
digest  of  the  law  .  .  aOecting  the  intercourse  of  the  subjects  of  Gr.  Br.  and 
France.  5.  ed.  —  Le  Baron,  Le  Code  des  Etrangers,  ou  rccueil  des  lois 
.  .  anglaises  eoncernant  les  <$trangers  dans  le  R.  U.  de  la  Gr.  Br.  Par.,  1849. 

e   Das  russische  Recht:  Witte,  F.,  Die  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  in 

Russland.    Dorp.,  1847. 
f.  Das  spanische  Recht:  Salinas,  Don  J.,  Manuel  des  droits  civils  etrcom- 

merciaux  dcsFran^ais  en  Espague  et  des  Etrangers  en  g^nöral.    Par.,  1829. — 

F  er  rater,  Don  E.  de,    Legislacipn   espaifola  sobre  estrangeros  (in    dessen 

Codigo  del  Derecho  Internacional,  Bd.  Ü,  S.  61  fg.) 
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Wa8  nun  zuerst  die  allgemeinen  wissenschaftlichen  Bearbeitun- 
gen betrifft,  zunächst  aber  die  Schriften  über  die  privatrechtliche  Seite 
der  Frage ,  so  ist  wohl  kaum  in  irgend  einem  Theile  des  Völkerrechtes  ein , 
Abscbluss  so  ferne,  als  eben  hier.  Selbst  Savigny  hofft  nur  einen  Beitrag  zur 
Weiterbildung  einer  noch  nicht  reifen  Lehre  geben  zu  können.  Von  einer  ir- 
gendwie allgemein  anei*kannten  Doctrin  ist  noch  gar  keine  Eede.  Die  Aufgabe 
wird  formell  von  den  verschiedenen  Schriftstellern  sehr  verschieden  aufgefasst^ 
,und  die  von  ihnen  aufgestellten  Sätze  sind  materiell  nicht  nur  nicht  flberein- 
stimmend,  sondern  zum  Theile  geradezu  widersprechend.  Es  soll  im  l^ach- 
stehenden  der  Versuch  gemacht  werden,  den  Stand  der  Sache  und  die  Grund- 
verschiedenheit der  Schriftsteller  zur  Anschauung  zu  bringen.  Natürlich  muss 
aber  die  gegenwärtige  üebersicht  bei  dem  Allgemeinsten  stehen  bleiben;  ein  Ein- 
gehen in  einzelne  Folgesätze  und  Streitfragen  ist  hier  ganz  ausser  der  Möglichkeit 
^benso  wenig  können  die  betreffenden  Stellen  sämmtlicher  neuer  Systeme  des, 
römischen  oder  deutschen,  Privatrechtes  angeführt  werden,  welche  die  Frage 
zwar  aufnehmen,  aber  eigenthümliche  Ansichten  nicht  aufstellen. 

Die  früheren  Theorieen,  welche  wesentlich  auf  dem  Unterschiede  von 
statuta  personalia,  realia  und  mixta  beruhten,  sind  jetzt  durchweg  verlassen, 
da  sie  weder  vollständig  noch  immer  zutreffend  sind.  Eben  weil  eine  neue 
Grundlage  gesucht  wird,  ist  jetzt  der  Umfang  und  die  Verschiedenheit  der 
Thätigkeit  so  gross.  Am  besten  lässt  sich  nun  wohl  Üebersicht  gewinnen,  wenn  zwi- 
schen denjenigen  Theorieen  unterschieden  wird,  welche  auf  die  Aufstellung  durch- 
greifender allgemeiner  Sätze,  unter  welche  sämmtliche  Einzelnfragen  zu  bringen 
seien,  ganz  verzichten,  und  denjenigen,  welche  solche  beherrschende  B^eLn 
aufstellen. 

In  die  erste  Klasse  gehören  vor  Allem  T  h  ö  1  und  S  a  v  i  g  n  7  sammt 
ihren  Anhängern,  (deren  bedeutendste  bis  jetzt  wohl  Gerber  und  Bluntschli 
sind.)  Diese  gehen  davon  aus,  dass  ein  Bichter,  dessen  Schatz  in  einem  be- 
stimmten einzelnen  Falle  angerufen  werde,  allerdings  zunächst  zur  Anwendung 
der  Gesetze  seines  Landes  bestimmt  sei;  aber  eben  nur  bei  Fällen  oder  Per- 
sonen, für  welche  diese  Gesetze  gegeben  seien,  mit  anderen  Worten,  über  wel- 
che sie  etwas  haben  bestimmen  wollen.  Daher  müsse  denn  für  jeden  solchen 
einzelnen  Fall  untersucht  werden,  in  welches  Bechtsgebiet  derselbe  seiner  ei- 
genthümlichen  Natur  nach  gehöre.  Derjenige  Bechtssatz  nun,  welcher  Ober 
den  bestimmten  Fall  etwas  habe  bestimmen  woUen,  müsse  zur  Anwendung 
kommen;  wobei  es  ganz  gleichgültig  sei,  ob  dieser  Bechtssatz  gerade  von  dem 
Staate  des  aufgerufenen  Bichters  ausgesprochen  worden  sei  Allgemeine  Prä- 
sumtionen dürfen  hier  weder  störend  noch  fördernd  angewendet  werden;  und 
am  wenigsten  sei  es  vorherrschender  Gesichtspunkt  der  neueren  Gesetzgebun- 
gen, eifersüchtig  ihre  eigene  Gewalt  aufrecht  zu  erhalten.  Die  ganze  Schwie- 
rigkeit bestehe  somit  nur  in  der  Ausfindigmachung  des  Gesetzes,  welches  über 
den  einzelnen  Fall  wirklich  etwas  habe  bestimmen  wollen,    Diess  sei  Sache 
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der  rechtewissenschaftlichen  Auslegung,  und  nur  für  diese  seien  denn  die  Re- 
gehi  aufzustellen.  Als  hauptsächlich  leitende  Gesichtspunkte  nennt  dab^i  na- 
mentlich Thöl  folgende:  Zuerst  Untersuchung,  ob  die  eigenen  Landesgesetze 
eine  Bestimmung  enthalten,  welche  sie  auf  das  streitige  Recht  angewendet  wis- 
sen wollen?  Bestehe  eine  solche  Bestimmung,  so  könne  sie  unbedingt  vorschrei- 
bend ,  oder  nur  dispositiv  sein.  Im  ersten  Falle  sei  sie ,  und  sie  allein ,  anzu- 
wenden; im  anderen  Falle  trete  sie  gegen  den  erklärten  Willen  der  Partheien 
zurück,  welcher  also  auch  hinsichtlich  des  maassgebenden Gesetzes  zu  erforschen 
sei.  Bestehe  gar  kein  Landesgesetz,  welches  über  die  concrete  Frage  habe  etwas 
bestimmen  wollen,  so  sei  der  Richter  nicht  gehindert  auch  fremdes  Recht  an- 
zuwenden, welches  angewendet  sein  wolle ;  und  es  sei  dann  dieses  aufzusuchen.  — 
Die  Entwicklung  der  Hauptsätze  ist  bei  den  beiden  HauptstimmfQbrem  für  diese 
Ansicht  nur  formell  verschieden;  und  dass  in  Beziehung  auf  einzelne  hypotheti- 
sche Fälle  die  Ansichten  zuweüen  auseinandergehen,  ist  natOrlich  Nebensache. 

Die  grosse  Mehrzahl  der  Schriftsteller  aber,  welche  die  Lehre  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  neuerdings  bearbeitet  haben,  ist  der  Ansicht,  dass  sich 
sachlich  ausgiebige  Regeln  geben  lassen;  und  sie  sehen  theils  in  dieser  weiten. 
Thätigkeit  des  Richters  eine  grosse  Gefahr  fttr  das  objective  Recht,  theils  ist 
ihnen  nichts  weniger  als  erwiesen,  dass  der  Richter  jedes,  auch  fremde,  Gesetz 
anzuwenden  berechtigt  sei,  welches  etwas  habe  bestimmen  wollen.  Unter  sich 
sind  sie  nun  freilich  aber  wieder  sehr  abweichender  Meinung. 

Eine  erste  Abtheilung  bilden  Diejenigen,  welche  der  Ansicht  sind,  dass 
zwar  strengem  Rechte  gemäss  jeder  Staat  in  seinem  Gebiete  völlig  unabhängig 
von  anderen  Staaten,  namentlich  hinsichtlich  seiner  Gesetzgebung  und  der  aus 
derselben  hervorgehenden  Rechtspflege  ganz  selbstständig  sei,  und  dass  er  daher 
auch  volles  Recht  habe,  letztere  auf  alle  Personen  und  Sachen  auszudehnen, 
welche  innerhalb  seiner  Grenzen,  sei  es  bleibend  sei  es  nur  vorttbergehend, 
betroffen  werden,  dass  aber  die  BerQcksichtigung  des  gegenseitigen  Bedürfnisses 
und  der  Billigkeit  (die  sogenannte  comitas  nationum)  dazu  rathe,  auch  fremden 
Gesetzen  Kraft  vor  den  diesseitigen  Gerichten  zu  geben,  wenn  das  Recht  der 
Hülfesuchenden  von  der  Anerkennung  jener  Gesetze  abhänge,  weil  es  unter 
der  Herrschaft  derselben  gültig  entstanden  sei,  und  wenn  die  fremden  Gesetze 
nicht  den  Rechten  und  den  Interessen  des  eigenen  Staates  oder  seiner  Unter- 
thanen  zuwiderlaufen.  Namentlich  wird  anerkannt,  dass  die  Statusrechte  eines 
Fremden  durch  die  Gesetze  seines  Vaterlandes  bestimmt  werden;  dass  über 
unbewegliches  Eigenthum  die  Gesetze  der  liegenden  Sache  entscheiden;  endlich 
dass  die  Form  der  Rechtshandlungen  nach  den  Gesetzen  des  Ortes  zu  beur- 
tbeüen  sei,  wo  dieselben  zu  Stande  gekomen.  —  Zu  dieser  Ansicht  bekennen 
sich  von  den  oben  genannten  Schriftstellern:  Bürge,  Story,  Rocco, 
Fölix,  Ferrater,  "Walker,  Bowyer.  Dieselben  stimmen  im  obersten 
Grundsatze  vollkommen  fiberein;  und  sind  überdiess  auch  darin  ähnlich,  dass 
sie  sämmtlich  sich  nicht  damit  begnügen,  nur  im  Allgemeinen  festzusetzen,  wo 
und  wie  weit  die  Nachgiebigkeit  gegen  fremdes  Recht  zu  gehen  habe,  sondern 
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hauptsächlich  anch  eine  unmittelbare  praktische  Brauchbarkeit  bezwecken.  Ein 
Unterschied  unter  ihnen  besteht  nui'  darin,  dass  sie  bei  Erörterung  der  ein- 
zelnen Fragen  auf  dem  Boden  verschiedener  Rechtssysteme  stehen,  was  natOr- 
lich  nicht  selten  auf  den  Inhalt  einzebier  Sätze  bedeutend  einwirkt.  Bei  Bürge 
Story,  Walker  undBowyer  nämlich  ist  ein  Land  vorausgesetzt,  in  welchem  das 
englische  common  law  Hecht  macht;  Bocco  undFölix  dagegen  stehen  auf  dem 
Standpunkte  des  französischen  Rechtes,  und  zwar  Rocco  insbesondere  auf  der 
neapolitanischen  Modification  desselben.  Ferrater  endlich  geht  lediglich  von 
philosophisch-rechtlichen  Sätzen  aus.  Es  ist  schwer,  besser  gesagt  unmöglich, 
die  Eigenthümlichkeiten  so  umfassender  und  reichhaltiger  Werke  mit  wenigen 
Worten  zu  bezeichnen.  Doch  mögen  folgende  Bemerkungen  einen  allgemeinen 
Begriff  geben.  —  Bürge  ist  ausgezeichnet  durch  den  Reichthum  des  Stoffes; 
sein  Weik  ist  ^inc  kaum  erschöpfbare  Fundgrube  von  Fällen  und  zuverlässigen 
Thatsachen.  Weniger  befriedigend  ist  dagegen  seine  Theorie.  Wenn  es  schon 
ein  richtiger  Gedanke  ist,  die  theilweise  Geltung  fremder  Gesetze  nicht  blos 
auf  die  unbestimmte  comitas  nationum,  sondern  auf  den  Rechtssatz  def  Yer- 
kehrsnothwendigkeit  zu  stützen:  so  ist  doch  seine  Aufstellung  von  nicht  weni- 
ger als  ein  und  dreissig  leitenden  Sätzen  viel  zu  casuistisch,  deren  Inhalt  aber 
zum  Theile  unrichtig.  Die  Methode  ihrer  Auffindung  gar  ist  völlig  barbarisch, 
indem  sie,  je  nachdem  sie  branchbar  erscheinen,  bald  diesem,  bald  jenem  po- 
sitivem Rechte  entnommen  werden,  ohne  gemeinschaftlichen  Rechts-  und  Gfll- 
tigkeitsginind,  ohne  alles  Princip.  —  Story  erklärt,  sich  in  die  überkritischen 
und  übergelehrten  Unterscheidungen  und  Begriffsbestimmungen  nicht  einlassen, 
sondern,  unter  Yorausschickung  einiger  allgemeiner  Grundsätze,  die  Haupt- 
matericin  auf  dem  Standpunkte  des  englischen  common  law  behandeln  zu  wollen. 
Diess  geschieht  denn  mit  eben  so  grosser  Gelehrsamkeit  als'  gesundem  prakti- 
schen Tacte.  Dass  die  Beweisführung  zuweilen  etwas  unscharf  und  auf  snb- 
jective  Würdigung  des  Nutzens  gegründet  ist,  lässt  sich  nicht  läugnen;  es  ist 
diess  aber  nicht  sowohl  ein  persönlicher  Fehler  des  Verfassers,  als  einer  Seits 
eine  Folge  des  unbestimmten  und  unbestimmbaren  Grundsatzes  der  comitas, 
anderer  Seits  eine  Eigenschaft  aller  englischen  Common-law-Rechtsgelehrten. 
—  Rocco  fasst  die  Aufgabe  sehr  allgemein  und  theilt  den  Stoff  logisch  sehr 
richtig  ab.  Er  unterscheidet  nämlich  zwischen  den  Ansprüchen,  welche  einem 
in  Neapel  sich  aufhaltenden  Fremden  auf  den  Genuss  der  neapolitanischen 
Rechte  zustehen,  und  den  Fordemngen,  welche  derselbe  auf  die  Anerkennong 
seiner  vaterländischen  Gesetze  vor  den  neapolitanischen  Gerichten  machen 
könne.  Die  Einzelausführung  wendet  die  obersten  Grundsätze,  welche  wesent- 
lich auf  der  Milderung  der  grundsätzlichen  Staatssouveränität  durch  die  comitas 
beruhen,  ausführlich  und  fleissig  auf  die  wichtigsten  Materien  des  bürgerlichen 
Rechtes  an;  und  es  wäre  offenbare  Ungerechtigkeit,  wenn  man  dem  Verfasser  nicht 
feine  juristische  Auffassung,  Scharfsinn  und  ein  gesundes  praktisches  Urüieil 
einräumen  wollte.  Dass  sich  über  manches  Einzelne,  auch  unter  Zugebung 
des  allgemeinen  Grandsatzes,  streiten  Hesse,  ist  bei  einer  solchen  grossen  Menge 
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TOn  verwickelten  Einzelnheiten  kein    ernstlicher  Tadel.   —    Weitverbreiteten 
Beifall  hat  das  Werk  von  Fölix  gefunden;  nnd  ohne  Zweifel  verdient  es  auch 
denselben.    Zwar  ist  hinsichtlich  der  obersten  Grundsätze  nichts  besonderes 
zu  bemerken,  da  diese  der  Verfasser  wörtlich  von  Story  annimmt;  auch  kann 
man  wohl  nicht  beistimmen,  wenn  ganz  allgemein  behauptet  wird,  dass  rechts- 
philosophische Untersuchungen  nichts  zur  Lösung  der  vorliegenden  Fragen  bei- 
tragen können ;  endlich  mag  die  Genauigkeit  der  Benutzung  der  in  flberschweng« 
licher  Menge  angefahrten  Schriften  Anderer  einigem  Zweifel  unterliegen:  allein 
unläugbare  Vorzüge  sind   die  Umsicht  der  Anlage,   die  Klarheit  und  Reinlich- 
keit der  Ausfflhruhg ,  die  reiche  und  belehrende  Benützung  zahlreicher  Gesetz- 
gebungen.   Im  Uebrigen  äussert  sich  der  Veifasser  über  die  Personal-  und  die 
Real-Statuten  nur  kurz ,   und  macht  vielmehr  die  Handlungen  zum  eigentlichen 
Gegenstande  seiner  Erörterungen,   dabei  sowohl  die   ins  bürgerliche  als  die 
ins  Strafrecht  einschlagenden,  und  beide  wieder  in  materieller  und  in  formeller 
Beziehung  berücksichtigend.  —    Am  wenigsten  hat  geleistet  Ferrater;   diesa 
aber   aus   zwei  Gründen.     Einmal  sind  die  philosophisch -rechtlichen   Sätze, 
welche  er  der  Beantwortung  der  einzelnen  Fragen  zu  Grunde  legt,   nur  keck 
hingestellt,  nicht  aber  erwiesen;  sodann  ist  überhaupt  mit  einer  Entscheidung 
der  Fülle  blos  aus  philosophischen  Gründen  bei  diesem  so  praktischen  Gegen- 
stande gar  wenig  geholfen,  da  die  Gerichte  keines  Landes  bei  ihren  Urthel- 
len    zunächst  auf  diesem  Boden  gestellt  sind.    Im  Uebrigen  beschäftigt  sich 
«nch  dieser  Schriftsteller  hauptsächlich  mit  den  Handlungen  und  dem  Gerichts- 
verfahren. 

Eine  zweite  Kategorie  bilden  diejenigen  Schriften,, in  welchen  die  Gültig- 
keit des  einheimischen  Rechtes  eines  Staates  auch  zur  Beurtheilung  der  von 
Fremden  vor  diesseitigen  Gerichten  geltend  gemachten  Ansprüche  und  von 
ihnen  eingegangenen  Verhältnisse  gelehrt  wird;  und  zwar  aus  dem  Grunde, 
weil  der  Richter  lediglich  durch  die  Gesetze  seines  Landes  gebunden  und  nur 
zur  Anwendung  dieser  bestellt  und  befugt  sei  Allerdings  gestatten  einige  der 
Anhänger  dieser  Lehre  gewisse  Ausnahmen ;  aber  eben  nur  als  solche ,  und 
nicht  in  Folge  einer  allgemeinen  Regel.  Diese  Abtheilung  wird  gebildet  von 
den  oben  angeführten  Arbeiten  Harto^h's,  Wächter^s,  Pütter's  nnd 
Pfeiffer's;  und  es  haben  diese  Schriftsteller  ausser  ihrer  gemeinsamen  An- 
sicht auch  noch  weiter  das  Uebereinstimmende,  dass  sie  sich  mehr  die  Revision 
der  Grundbegriffe  und  die  anfechtungslose  juristische  Begründung  der  obersten 
Principien,  als  die  ins  Einzelne  gehende  Erörterung  der  Materien  zur  Auf- 
gabe gesetzt  haben.  Am  ausfÜhrUchsten  ist  noch  Wächter.  —  Mit  den  ein- 
seinen Schriften  aber  verhält  es  sich  folgendermaassen :  —  Hartogh  giebt 
eine  flüchtige  Uebersicht  der  verschiedenen  früheren  Theorieen  über  den  Gegen- 
stand und  Nachweisungen  über  einige  neuere  Gesetzgebungen,  namentlich  über 
die  holländische.  Hinsichtlich  des  Hauptgrundsatzes  ist  er  der  Ansicht,  dass 
nur  das  philosophische  Völkerrecht  leitende  Regeln  an  die  Hand  geben  könne.  — 
W&chter  fasst  allerdings  die  Frage  formell  nicht   ans  dem  allgemeinmi  völ- 
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kerrechtliclien  Gesichtspunkte,  sondern  stellt  sich  ausschliessend  aof  den  Boden 
des  gemeinen  dentschen  Rechtes.  Dieses  aber  handhabt  er  mit  seltener  Metster- 
schaft;  und  da  es  sckHessIich  gleichgültig  ist,   ob  die  Frage  in  Beziehung  auf 
die  Rechte  verschiedener  deutscher  oder  auf  die  ganz  fremder  Staaten  aufge- 
worfen wird ,  so  ist  die  Antwort  auch  im  allgemeinen  maassgehend.    Die  knü- 
sche  Geschichte  der  früheren  Literatur  und  die  Darstellung  der  einscfalagendea 
Sätze  des  in  Deutschland   geltenden  Rechtes   lässt  an  Vollständigkeit,  Znm- 
lässigkeit  und  Schärfe   nichts  zu  wünschen  übrig.    In  der  eigenen  Behandlnag 
der  Frage   aber  verfährt   er  mit  strengster  Folgerichtigkeit.    Er   räumt  da& 
Richter  keine  Befugniss  zur  Berücksichtigung  des  Nutzens  und  der  Billigkeit 
ein,   sondern  bindet  ihn  fest  an  das  ihm  zur  Anwendung  anvertraute  positive 
Recht.    Wenn  sich  also  nicht  in  bestimmten  Fällen  eine  abweichende  Yorscfaiift 
des  Gesetzgebers  nachweisen  lasse ,   so   sei  dem  einheimischen  Gesetze  in  alles 
vor  den  Richter  gebrachten  Fällen  einer  gebietenden  Rechtsregel  (lex  cogens) 
ausschliesslich  Anwendung  zu  geben;  und  nur   die  Fälle  freier,    den  Privates 
ttberlassenen  Rechtsverfügung  dürfen  nach    dem   Rechte   entschieden  vrerdea, 
welches  die  Partheien  im  Auge  gehabt  haben.    Dabei  werden   zwar  in  erste- 
rer  Beziehung  einzelne  Ausnahmen  gemacht,  jedoch  auch   nur    wegen  eines 
deutschen  Gewohnheitsrechtes,   nicht    etvva    aus    allgemeinen    Gründen.    Kt 
Ausführung    im    Einzelnen    ist  juristisch  vortrefflich,    und    das    Ganze  flbe^ 
haupt,    wenigstens  für  Deutschland,  als  Abschluss  zu  betrachten,  wenn  die 
oberste  Grundanschaaung  zugegeben  werden  kann.  —    Noch  weiter  selbst  ak 
Wächter  gehen  die  üebrigen.     Pütter  verlangt  Anwendung   des  einheimisehei 
lichtes  sowohl  bei  der  Entscheidung  über   die  von   eigenen  Unterthanen  in 
Auslande  vorgenommenen  Handlungen,   als  bei  der   einem  Fremden  diesseits 
zu  gebenden  Rechtshülfe.    Selbst  Statusrechte  Fremder  sollen  im  letzten  FaBe 
dem  Landesrechte  unterliegen.    Zugegeben   wird  nur,   dass  im  Auslande  es* 
Stent  gewordene  wohlerworbene  Rechte,  welche  durch  Urkunden,  fremder  Be- 
hörden oder  durch  Beweisführung   vor  unseren  Gerichten  thatsächlich  nachge 
wiesen  seien,   auch  diesseits  anerkannt  werden  müssen;  jedoch  nur,  falls  vd 
80  weit  sie  nach  unseren  Rechten  überhaupt  zulässig  seien,  und  so,  dass  nur 
die  diesseitigen  Gesetze  vor  den  Gerichten  auf  sie  angewendet  werden.    Biese 
Anerkennung  aber  wird  gestützt  auf  die  nothwendige  völkerrechtliche  Achtung 
christlicher  Völker.  —    Ganz   kurzer  Hand   entscheidet    die   Frage  Pfeffer, 
indem  er  das  einheimische  Recht  unbedingt  und  ausnahmslos  angewendet  wissea 
will.    Er  beweist  seinen  Satz  aus  allgemeinen  Gründen  und  ans  dem  in  Denlsdi' 
land  gültigen  gemeinen  Rechte.    Ob  er  aber  den  wirklichen  Umfang  derFngV 
und  die  aus   seiner  Entscheidung   entspringenden  Folgen  klar  und  umfissead 
begriffen  hat,  ist  mehr  als  zweifelhaft. 

Eine  dritte  Abtheilung  der  Ansichten  über  das  internationale  Privatrecit 
bilden  die  Schriften  von  Struve,  Schaffner  und  Mailher  de  Chassat 
Dieselben  stimmen,  freilich  in  ziemlicher  Verschiedenheit  unter  sich,  dahin  is 
Wesentlichen  überein,   dass  die  fremden  Rechtsverhältnisse  unbedingt  im  dies- 
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sdtigen  Staate  anzaerkennen  und  nach  ihren  eig^enen  Quellen  zu  beartheilen 
seien.  Es  ist  also  diese  Ansicht  das  entschiedene  Gegentheil  von  der  so  eben 
mitgetheilten,  und  auch  von  der  ersten  in  so  ferne  abweichend,  als  von  Rechts 
wegen  und  grundsätzlich  gefordert  wird,  was  jene  nur  als  eine  Ausnahme  und 
nur  aus  Gründen  der  Billigkeit  oder  Zweckmässigkeit ,  gew&hren  will.  —  Am 
weitesten  geht  Struve.  Seiner  Ansicht  nach  ist  jeder  Fall  ausschliessend 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes  zu  entscheiden,  in  welchem  er  verwirklicht  wor- 
den ist.  Selbst  positiv  dagegen  sprechende  Gesetze  sollen  nichts  gelten  und 
weder  vom  Bürger  noch  vom  Bichter  zu  beachten  sein,  weil  sie  innerlich  nich- 
tig, gar  keine  Gesetze  sindl  —  Schaffner  verwirft  die  comitas  naüonum  als 
unbestimmt  und  uiyuristisch,  und  glaubt,  dass  dem  Gewohnheitsrechte  eine  an- 
derweitige und  sicherere  Grundlage  gegeben  werden  könne.  Seine  Theorie 
geht  denn  nun  aber  im  Wesentlichen  dahin,  dass  jedes  Rechtsverhältniss  nach 
den  Gesetzen  des  Ortes  benrtheilt  werden  müsse,  wo  es  existent  geworden 
sei  ^).  —  In  einem  wunderlichen  Buche  und  in  sehr  unklarer  DarsteUung  reiht 
sich  Mailher  de  Chassat  dieser  Ansicht  an.  Abgesehen  von  allerlei  ganz 
müssigen  und  fremdartigen  Erörterungen  stellt  derselbe  nämlich  folgende  Sätze 
auf.  An  und  fQr  sich  erstrecke  sich  die  Gewalt  der  Gesetze  eines  Staates 
über  alle  Personen  und  Sachen  innerhalb  seiner  Grenzen.  Allein  es  liege  im 
Sinne  der  nenzeitigen  Menschheitsentwicklung,  im  Verkehre  mit  einem  Fremden 
an  die  Stelle  der  feudalen  Ansicht,  welcher  der  Mensch  nur  ein  Pertinenzstück 
des  Bodens  gewesen  sei,  den  Begriff  der  Nationalität  zu  setzen.  Vermöge  die- 
ses Begriffes  erscheine  denn  Jeder  als  Träger  der  Tugenden,  der  nützlichen 
Eigenschaften  und  der  Ehre  seines  Volkes,  und  sei  als  solcher  überall  anzuer- 
kennen, da  er  nirgends  blos  als  physisches  Wesen,  sondern  immer  als  socialer 
Mensch  auftrete.  Seine  aus  den  Gesetzen  des  Vaterlandes  entstehende  Rechts-  , 
Sphäre  läugnen,  heisse  diesen  Staat  selbst  negiren;  desshalb  bleibe  denn  auch 
der  Bürger  im  Auslande  ganz  von  dem  Gesetze  seines  Vaterlandes  bedeckt. 
Kur  in  so  weit  bestehe  eine  Ausnahme,  als  die  Folgen  eines  fremden  Rechts- 
standes niemals  auf  den  Boden,  die  öffentlichen  Anstalten,  die  allgemeinen  Ge- 
setze, die  Sitten,  die  Ordnung  und  die  Sicherheit  des  Landes  einwirken  dürfen, 
indem  hieraus  nicht  blos  ein  Zusammenstoss  der  Gesetze,  sondern  ^in  wahrer 
Zusammenstoss  der  Staatshoheiten  entstände.  Auf  diese  Theorie  gestützt  erör- 
tert denn  Aer  Verfasser  eine  Reihe  von  einzelnen  Fragen,  nicht  selten  scharf- 
sinnig, allein  im  Ganzen  verwirrt,  verwirrend  und  weitläufig,  auch  ohne  Scheu 
vor  den  unglaublichsten  Folgerungen. 

Eine  vierte,  von  allen  bisher  angeführten  wieder  wesentlich  verschiedene 


i)  Im  WesenÜichen  stimmen  dieser   Ansicht    u.  A.  anch  bei:    Bcseler,  System 
des  deutschen  Privatrechtes,  Bd.  I,  8.  145  fg.   mid  Renand,   Lehrbuch  des  (L 
Privatrechts,  Bd.  I,  S.  101  fg.    Doch  Ifisst  Letzterer  Modiflcationen  eintreten  nach 
.  den  drei  Kategorieen  der  Statute. 
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Ansiebt  stellt  Mass6  und,  wie  es  scheint,  Beddie  auf.  Letetensr  Ist  zilvi- 
klar  nnd  in  allzn  offenbarsten  IfissTerstandnissen  befangen,  als  dass  eine  kme 
Besprechung  seiner  Ansicht  möglich  und  dienlich  wftre.  Dag^^  yerdieat 
Mass^  allerdings  Beachtung.  Er  r&umt  dem  Staate  zwar  unbedingt  das  Beebt 
ein ,  die  Bechisverhftltnisse  der  Fremden ,  so  weit  dieselben  seiner  Gewalt  u- 
terliegen,  nach  Belieben  festzustellen;  allein  er  nimmt  an,  dass  in  allen  Fiüen, 
in  welchen  diess  nicht  ausdrücklich  geschehen  sei,  die  Entscheidung  ledin^ 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  der  (xerechtigkeit,  Billigkeit  und  Yemflnftii^eit 
zu  geschehen  habe,  in  so  ferne  nicht  Beciprocität  oder  Retorsion  etwa  äB6B 
unterschied  begründen.  Diese  Ansicht  weicht  also  von  der  ersten  in  so 
ferne  ab ,  als  sie  in  den  vom  Staate  nicht  selbst  bestimmten  Fallen  nidit  dtt 
Becht  des^  Ausländers  als  solchem ,  sondern  nur  in  so  ferne  es  mit  allgemeiBai 
Bechts*  und  Billigkeits  (?)  Begeln  übereinstimmt,  gelten  lassen  will.  Mit  ta 
unbedingt  nur  Ein  .Becht  anerkennenden  beiden  andern  steht  sie  in  geraden 
Widerspruche.  Ohne  Zweifel  ist  Mass6*s  Werk  im  Ganzen  eine  bedeuteade 
Arbeit»  und  auch  in  anderen  Theilen  des  Völkerrechtes  sehr  beacfatenswoft 
(s.  oben,  S.  423) :  allein  dass  eine  Verweissung  der  schwierigen  Fragen  des  äi- 
temationalen  Privatrechtes  an  eine  unbestimmte  Billigkeit  und  eine  sabjediTe 
Bechtsphilosophie  nicht  die  richtige  Lehre  ist,  bedarf  wohl  keines  Beweisei. 
So  ist  denn  auch  der  Werth  der  Erörterung  des  Verfassers  im  Einzdnen  sdir 
verschieden,  je  nachdem  er  auf  der  sichern  Grundlage  des  (von  ihm  nur  m 
weit,  als  es  ausdrücklich  geht,  zugelassenen)  französischen  Bechtes,  oder  auf  der 
achwankenden  seiner  allgemeinen  Sätze  steht 

Einer  eben  so  vereinzelten  Ansicht  ist  endlich  Günther,  wenn  derselte 
nach  der  Art  der  Gesetze  ^tscheiden  will,  und  zwar  je  nachdem  diese  rega- 
lative,  ordinative  oder  dispositive  seien.  Bei  den  ersteren,  den  unbedingt  ge- 
Uetenden ,  soll  die  Entstehung  und  der  extensive  umfang  des  Bechtes  tsA 
dem  Lande  der  Entstehung,  der  intensive  umfang  nach  dem  der  Anwendnag 
beurtheilt  werden.  Ordinativen  Gesetzen ,  d.  h.  den  die  Unbestimmtheiten  dis 
natürlichen  Bechtes  mit  positiven  Satzungen  ergänzenden,  schreibt  er  ansirtrts 
gar  keine  Kraft  zu  (?).  Bei  den  dispositiven  Gesetzen  endlich  habe  der  Sctarf- 
sinn  des  Bichters  den  eigentlichen  Willen  der  Partheien  zu  entdecken,  welekr 
denn  allerdings  im  Zweifel  die  Einhaltung  der  vaterländischen  Gesetze  sob 
werde.  Nähere  Ausführungen  und  Unterscheidungen  spchen  die  Bichtiigfcnt 
dieser,  ziemlldi  willkürlichen  und  nicht  zu  den  letzten  Schwierii^eitea  dv 
Frage  eindringenden,  Sätze  darzulegen. 

Es  bedarf  wohl  nicht  erst  eines  Beweises,  von  welcher  grossen  Bedeataag 
die  strafrechtliche  Seite  des  internationalen  Privatrechtes  ist,  mit  anderes 
Worten,  das  Bechtsverhältniss ,  in  welchem  der  Staat  zu  solchen  Vefgehea 
steht,  die  zwar  nicht  in  seinem  eigenen  Gebiete  gegen  seine  eigene  Bediü- 
ordnung  begangen  worden  sind,  deren  Bestrafung  aber  entweder  durch  seiae 
Mitwirkung  thaiaächlich  bedingt  ist,  oder  welche  im  Auslande  *g^(^  ihn  gerick- 
tet  waren.    Das  in  diesen  Beziehungen  eingehaltene  Verfahren  beatinuBl  eiaea 
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bedeBtenden  Theil  des  Rechtssdinizes  überhaupt;  greift  tief  ein  in  die  wichtig- 
sten YerhAUniaAe  vieler  und  oft  ausgezeichneter  Privaten ;  entscheidet  endlich 
leicht  ther  die  fireiuuUiche  oder  unfreundliche  Stellung  zu  andern  Staaten.  Man 
bedenke  nur,  dase  es  sich  hier  unter  Anderem  von  dem  Schutze  oder  der 
AuflUefttroiig  politischer  FlAditlinge  handelt.  Nicht  selten  werden  die  von  ei- 
»era  Staate  Aber  internationales  Strafrecht  aufgestellten  Grundsätze  geradezu 
als  ein  Beurtheilungsmaassstab  seiner  Gesittigung  betrachtet. 

Der  Gegenstand  ist  allerdings  zu  wichtig  und  von  viel  zu  häufigem  Vor- 
konynen,  als  dass  er  nicht  schon  länget  die  Aufmerksamkeit  sowohl  der  Cri- 
minaUsten  als  der  Publicisten  auf  sich  gezogen  hätte.  Seit  H.  Grotius  und 
Pufeadoif  haben  sich  die  Yölkerrecht^ehrer,  seit  Renazzi  und  Rudolph  die 
Btrafreehtslehrer  damit  beschäftigt ;  und  nicht  nur  in  den  Systemen  wird  die 
Frage  besprochen,  sondern  es  giebt  auch  eine  ganze  Reihe  von  Einzelnschrif- 
'ten  und  besonderen  Abhandlungen  über  dieselbe.  So  unter  den  Deutsche 
eigene  Schriften  von  Tittmann  und  Abegg ;  berühmte  Abhandlungen  von  Klein- 
sdurod,  Egger,  Hefter;  eine  Anzahl  Dissertationen  von  Holländern  >).  Den- 
noeli  war  es  weder  flberflflssig,  noch  bioser  Zufall,  dass  sich  in  jüngster  Zeit 
drei  Schriftsteller  der  Frage  mit  einemmale  zugewendet  haben.  (S.  dieselben 
genaant  oben,  S.  443,  Note  1.)  Vielmehr  war  es  eine  innere  Nothwendigkeit, 
die  ganze  Frage  von  einem  höheren  Gesichtspunkte  zu  behandeln,  als  bisher, 
uttd  dadurch  einen  sicheren  Anknflpfiingspunkt  fOr  die  Entscheidung  des  viel- 
fachen Widerstreites  unter  den  Gesetzgebern  und  den  Gelehrten,  so  wie  für 
die  e^^ene  Entwicklung  zu  erlangen.  Seitdan  das  Völkerrecht  sich  losgewun- 
den  liat  von  dem  falschen  Standpunkte  der  Analogie  des  natürlichen  Privat- 
reehites  raid  seine  eigene  selbstständige  Angabe  begreift,  ist  auch  eine  genü- 
gende Ordnung  des  Verhältnisses  zu  auswärtigen  Rechtsv^letzungen  Einzehier 
möglich.  Bis  dahin  mühten  sieh  die  Bearbeiter  des  Völkerrechtes  vergebens 
Ab  auf  nngenügender  Grundlage;  natürlich  dann  aber  auch  die  Strafrecfats« 
lehrer  auf  &rer  Spur. 

Die  neue  Aufgabe  ist  von  den  jüngsten  Bearbeitern  nidit  in  völlig  glei« 
eher  Weise  begriffen  worden.  —  Am  wenigsten  hat  sich  Bern  er  zu  einem 
bebernschenden  Standpunkte  erhoben.  Er  erkennt  allerdings  eine  allgemeine 
Recbtspflicht  der  Staaten  zu  einer  gegenseitigen  Auslieferung  der  Verbrecher 
an«  Allein  für  andere  Fälle  des  internationalen  Strafrechtes  stellt  er  Grund- 
fifttae  auf,  wekhe  sich  mit  dieser  Anerkennung  nicht  vereinigen  lassen.  Die 
Bestrafung  der  Inländer  fOr  ihre  im  Auslande  begangenen  Verbrechen  stützt  er 
auf  eine  4uagebUche  Persönlichkeit  des  Strafgesetzes ;  die  Bestrafung  von  Aus- 
ländem aber  bei  einem  Fehler  gegen  das  diesseitige  Recht  auf  mt  natürliches 
Strftfrsdit  des  Staates.  Auf  diese  Weise  wird  dann  aber  kein  allgemeiner 
maassgebender  Satz  gewonnen ;  abgesehen  von  der  Willkürlichkeit  der  beiden 


1)  S.  über  4liete  Literatat  Röttlin,  System  des  deutsehen  Sirafreehtes,  Bd.  I.  Tfib., 
A8i6,  S.  29,  IM.  t 
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letzteren  Bestrafangsgründe.  —  Der ,  Verfasser  des  gegenwärtigen 
Werkes  und  Bulmerincq  sind  dagegen  in  so  ferne  ganz  einig,  als  ne 
beide  als  entscheidenden  Grundsatz  die  Anstrebang  zu  einer  Weltrechtsordnung 
aufstellen;  hieraus  denn  aber  die  Mitwirkung  jedes  gesittigten  Staates  zur  Un- 
terstützung anderer  Staaten  ableiten,  wo  eine  solche  Hfilfe  nothwendige  Bedin- 
gung einer  Rechtsherstellung  ist.  Ein  Unterschied  besteht  nur  in  so  fene 
unter  ihnen,  als  Mohl  einer  Seits  sämmtMche  bei  dem  Gegenstände  aufstossende 
Fragen  nach  diesem  Grundsatze  behandelt,  anderer  Seits  aber  eine  wichtige 
Ausnahme  hinsichtlich  der  Auslieferung  politischer  Flfichtlinge,  jedoch  nur  aas 
Billigkeitsgründen,  zulässt;  während  Bulmerincq  sich  in  kurzer  AusfBimDg 
nur  auf  die  Auslieferungsjfrage  beschränkt,  und  hierbei  die  oben  bemerkte  Aus- 
nahme nicht  macht.  (Die  Geschichte  des  Asybechtes,  welche  den  grösserei 
Theil  der  Erstlingsschrift  des  jungen  russischen  Kechtsgelehrten  bildet,  ist  eine 
sehr  fleissige  und  verdienstliche  Arbeit,  gehört  aber  wesentlich  in  das  Gebiet 
des  inneren  Strafrechtes.  Die  sehr  gelehrte  Arbeit  Beaurepaire's  in  der  BM. 
deP^cole  des  chartes,  1851,  über  den  gleichen  Gegenstand  scheint  er  jedoch  mdit 
gekannt  zu  haben.)  —  Ohne  Zweifel  ist  auf  diesem  Felde  noch  mandie  Arbeit 
und  noch  häufiger  Streit  zu  erwarten,  ehe  die  neuen  Auffassungen  vollständig 
ausgearbeitet  und  zur  practischen  Geltung,  namentlich  auch  im  8trafiredite, 
durchgedrungen  sind. 

Als  eine  zweite  Hauptgattung  von  Schriften  über  internationales  Privat- 
recht  sind  oben,  S.  443,  diejenigen  bezeichnet  worden,  welche  aossehliessend 
die  von  einem  bestimmten  Staate  in  Beziehung  auf  Fremde  gehandhabtai 
Bechtsgrundsätze  erörtern.  Es  bedarf  ^wohl  kaum  der  Bemerkung,  dass  Ab- 
handlungen dieser  Art  zwar  nur  eine  beschränkte  Wichtigkeit  für  die  Theorie 
des  allgemeinen  Völkerrechtes  haben,  dass  sie  aber  doch  keineswegs  übeneben 
werden  dürfen.  Beschränkt  nämlich  ist  die  Wichtigkeit  solcher  Landesgesetf- 
gebungen,  weil  dieselben  denn  doch  nur  die  Ansicht  eines  einzigen  Staates  b^ 
weisen,  keineswegs  aber  über  die  allgemeine  völkerrechtliche  Kegel  etwas  ans* 
sagen,  oder  auch  nur  erkennen  lassen,  wie  sich  andere  Staaten  zu  solcher  ein- 
seitiger Feststellung  ihrer  Seits  verhalten,  etwa  im  Wege  der  Retorsion,  der 
Reciprocität  u.  s.  w.  Uebersehen  aber  dürfen  diese  Darstellungen  nicht  werdo, 
weil  sie  sichere  Nachricht  geben  über  das  Verhalten  wenigstens  einzefaier  Staa- 
ten, und  somit  aus  ihnen  theils  zurückgeschlossen  werden  kann  auf  die  Grund- 
ansieht  der  gesittigten  Völker  in  dieser  schwierigen  Frage,  thefld  sie  fBr  die 
Behauptungen  von  allgemeinen  Gewohnheiten  oder  Ausnahmen  zu  bester  Gon- 
trole  dienen.  Mit  Einem  Worte ,  sie  geben  für  das  Völkerrecht  nur  Stoff,  al- 
lein unentbehrlichen  und  wichtigen. 

Unter  diesen  Umständen  genügt  es,  kurze  JPingerzeige  darüber  zu  geba, 
was  etwa  in  den  einzelnen  Schriften  dieser  Gattung  gesucht  werden  mag.  "^ 
Das  ohne  allen  Zweifel  reichhaltigste  Werk  ist  das  von  Vesque  vonPütt- 
1  in  gen  über  das  Verhalten  Oesterreichs  zu  einzelnen  Ausländem.  Es  vnfiisst 
dasselbe  nicht  etwa  nur  die  in  das  bürgerliche  Becht  einschlageadea  TeiUtt^ 
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mke;  sondern  avch  das  Strafrecht,   die  Handels-  und  Gewerbe-Fragen,  die 
Vorschriften  in  polizeilichen  und  in  militärischen  Fragen.    Diess  Alles  aber  ist 
mit  der  grössten  Ausführlichkeit  und  Genauigkeit,  so  wie  mit  beständiger  An- 
führung der  betreffenden  Rechtsquellen  erörtert.    Zum  Beispiele.  Der  Abschnitt 
Aber  die  Behandlung  der  Fremden  in  Fragen   des    allgemeinen  bürgerlichen 
Rechtes  zerfällt  in  zehn  Abschnitte :  Rechte  und  Pflichten   der  Fremden  über- 
haupt; Rechtsgeschäfte  derselben  überhaupt;  Eherecht  derselben;  älterliche  Ge- 
walt; Vormundschaften  und  Curatelen;  Besitz-,  Eigenthums-  und  Pfandrecht; 
Erbrecht;  Fideicommisse;  Verträge;  besondere  Civilrechte  (z,  Bi  Wectselrecht.) 
Ausserdem  ist  noch  eine  weitläufige  Darstellung  des  Rechtes  der  Ausländer  imCivil- 
processe.  —  Von  den  Schriften  über  das  Verhalten  Frankreichs  in  dieser  Frage 
sind  die  TonL^gat  und  Gand  verfassten  besonders  hervorzuheben.    Von  er* 
sterem   sind  die  staatsrechtlichen,    privat-  und   strafrechtlichen  Terhältnisse, 
endlich  die  Bestimmungen  über  Handel  und  Verkehr  abgehandelt;  und  zwar  in 
der  Form  von   ausführlichen  Erläuterungen  bestimmter  Gesetzesstellen«    Die 
Ausführung  lässt  freilich  nach  Uebersichtllchkeit,  Gründlichkeit  und  Klarheit 
Manches  zu  wünschen  übrig.    Das  Buch  von  Qand  dagegen  ist  eine  in  jeder 
Beadehung  achtenswerthe,  gründlich -rechtswissenschaftliche  Arbeit.    Die  Rechts- 
verhältnisse der  Fremden  sind  im  weitesten  Sinne  genommen,  indem  in  einer 
ersten  Abtheüung  die  in  Frankreich  sich  aufhaltenden  fremden  Fürsten  und 
Gesandten,  und  erst  dann  (freilich  weit  umfassender)  die  auswärtigen  Privatper- 
sonen behandelt  werden.  Die  Rechtsmaterien  selbst  aber  sind  so  vollständig  und 
ausführlich  erOrtert,  Literatur  und  Gerichtsgebrauch  so  reichlich  benützt,   dass 
nicht  nur  für  die  praktischen  Bedürfhisse,  sondern  selbst  für  die  Forderungen 
der  Wissenschaft  alles  Wünschenswerthe  geleistet  ist    Die  kleine  Schrift  von 
Okey   ist  zunächst  nur  für  Engländer  bestimmt;   dass  sie  ihrem  Zwecke  ent- 
spricht, beweist  schon  die  grosse  Zahl  von  Auflagen.  —    Die  über  die  Rechte 
der  Fremden  in  England  bestimmte  Schrift  von  Okey  umfasst  nur  die  Normen 
hinsichtlich  des  Besitzes  unbeweglicher  Güter,   des  Handels,  des  Gerichtsver- 
fahrens und  der  Naturalisation.    So  weit   das  Gegebene  geht,   ist  es   deutlich; 
aber  es  ist  sehr  gedrängt  und  nur  zur  ersten  Zurechtfindung  brauchbar.    Le 
Baron's  grosseres  Werk  ist  mir  nicht  bekannt  geworden.  —    Das  Handbuch 
Ton  Salinas  über  die  spanischeli  Grundsätze  ist  höchst  ungenügend.    DieDar- 
steUung  des  Fremdenrechtes  umfasst  wenige  Seiten;  der  Rest  ist  mit  Gesetzes- 
aoszUgen  gefüllt    Gar  keine    wissenschaftliche  Abhandlung  giebt  F  errat  er; 
aber  seine  systematisch  geordneten   Gesetzes -Texte  sind  sehr  umfassend  und 
die  Benützung  ist  bequem.  —    Die  Darstellung  der  Rechtsverhältnisse  des  Aus- 
länders in  Russland  von  Witte  ist  eine  ganz  hübsche  Arbeit,    welche  in  ge- 
schichtlicher Entwicklung  die  russische  Gesetzgebung  von  den   ältesten  Zeiten 
bis  auf  die  Gegenwart  enthält.    Allerdings  wäre   grössere  Ausführlichkeit  und 
ein  tieferes  juristisches  Eingehen  wünschenswerth.  —    Das  sogenannte  Interna^* 
tionalrecht  der  Deutschen  von  Krug  beschränkt  sich  lediglich  auf  die  zwischen 
verschiedenen  deutschen  Staaten  abgeschlossenen  Verträge   über  gegenseitige 
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Bechtidktttfe.  Es  M  der  Text,  nach  drei  FamiHeii  von  Tertrtgen  flbgetheflt  ni 
tabellarisch  geordnet,  abgedmckt  und  mit  Erlftvlenrngen  versehen.  8ot6^ 
dienstlich  diess  auch  ist,  so  ist  von  dieeer  Leistimg  noch  Weit  hin  m  tiam 
wirklichen  internationalen  Bechte  der  Deotschen* 

IV, 
Urkunden-  Sam  mluagen. 

1.  Samminngen  von  Verträgen. 

Es  wäre  in  mehr  als  Einer  Beziehnng  unentschuldbar,  wollte  man  ent 
lange  verweilen  bei  einer  ErOrterong  der  Nothwendigkeit  reiefahakiger  Yeh 
trags- Sammlungen  ftlr  dne  nmsiehtige  tmd  voUst&ndige  Entwidthmg  des  TS- 
kerrechtes.  Ebenso  überflflssig  ist  es,  die  Schwierigkeil  d^  Anlegung  eiaer 
solchen  Sammlung  auseinanderzusetzen ,  sobald  dieselbe  nicht  blos  eöea  ge- 
schlossenen Zeitabschnitt  umfassen,  sondern  fortdauernd  auf  dem  Laufeadei 
bleiben  soll.  Endlich  liegt  auf  flacher  Hand,  dass  es  fttr  den  praktischen  Q^ 
brauch  der  Staatsmänner  jedes  Landes  höchst  bequem  ist,  wenn  neben  da 
allgemeinen  Werken  eine  eigene  und  zwar  möglichst  vollständige  Sammhmg  der 
Verträge  des  vaterländischen  Staates  besteht  Es  kann  daher  ohne  weitere 
Vorbereitungen  alsbald  zur  Aufzählung  und  Schilderung  der  Tersddedena 
Sammlungen  geschritten  werden,  welche  auch  in  der  jüngsten  Zeit  diesen,  frllier 
schon  reichlich  vertretenen.  Zweig  der  völkerrechtlichen  Literatur  noch  weüff 
angeschwellt  haben,  theils  als  Fortsetzungen,  Ergänzungen  oder  Auszflge  altera 
Werke,  theils  ganz  neu  angefangen. 

a)   Allgemeine  Sammlungen. 

Es  ist  nicht  mehr  als  billig,  mit  dem  grossen  von  Martena  eiifit  ge- 
gründeten, nun  aber  schon  vom  vierten  Fortsetzer  weiteigefQhrten  und  imuff 
noch  fortgehenden  Werke  zu  beginnen,  wenn  von  Sammlungen  der  Staatsvertrtge 
die  Rede  ist  Diese  Sammlung  befindet  sich  über  die  ganze  Welt  in  da 
Händen  der  Diplomaten ;  und  kaum  mag  ein  anderes  in  Deutschland  gedraektn 
Buch  räumlich  so  weit  verbreitet  sein.  Niemand  kann  ihm  die  Eigenschaft  dv 
Unentbebrlichkeit  streitig  machen.  Um  so  mehr  ist  denn  aber  andi  za  be- 
dauern, daSs  die  formelle  Einrichtung  dieser  Sammlung  zu  so  vielen  mda 
gerechten  Ausstellungen  Anlass  giebt,  und  dass  ihr  Gebrauch  jährlich  oiriw* 
quemer  wird.  Theils  ist  der  Umfang  bei  dem  unzweckmässigen  und  hfisslidia 
Drucke  nachgerade  ins  Unleidliche  angeschwollen;  theils  die  chronologiedie 
Ordnung  völlig  zerstört;  theils  endlich  die  Auffindung  eines  citirten  Vertngei 
durch  die  vielfache  Veränderung  des  Titels  der  Bände  beschwerlich  und  u* 
sicher  geworden.  Letzterer  Uebelstand  ist  geradezu  ein  sinnloser  Fehler;  nd 
es  wäre  in  der  That  hohe  Zeit,  an  eine  vollständige  Abhülfe  dieser  Uebd- 
stände  zu  denken.    Leider  scheint  wenige  Aussicht  dazu  zu  sdn.    Sie  toi  F. 
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Marhard  nnd  dann  von  Pinliafl  besorgte  Fortsetzung  hat  wieder  zwei  neue  Titel 
erhalten  >);  und  das  (von  K.  Yon  Martens  besorgte)  zwei  Bände  umfassende 
Begistet  ^)  giebt  keineswegs ,  wie  es  gekonnt  und  gesollt  hätte ,  volle  Bequem- 
lichkeit des  Gebrauches.  Es  besteht  lediglich  aus  zwei  chronologischen  Ver- 
zeichnissen der  Vertrage,  einem  einfach  fortlaufenden  und  eioem  nach  Staaten 
geordneten,  beide  ohne  alle  Berücksichtigung  des  Inhaltes;  und  selbst  so  zer* 
f&llt  die  Arbeit  wieder  in  zwei  Theile,  von  welchen  jeder  eine  Anzahl  yon 
BAndoD  abgesondert  umfasst.  Dass  wir  auf  diese  Weise  nicht  aus '  der  Verle- 
genheit kommen,  ist  einleuchtend;  und  wenn  nicht  besser  und  bald  geholfen 
wird,  bleibt  nichts  flbrig,  als  eine  ganz  neue,  besser  geordnete  und  handbarer 
eiJBgericbtete  Sammlung  anzulegen. 

Dieser  Ansicht  scheinen  denn  auch  in  der  That  die  Freiherren  von  Mar- 
tens und  von  Cussy  gewesen  zu  sein,  indem  sie  eine  mit  dem  Jahre  1760 
beginnende  Handausgabe  von  Verträgen  veranstaltet  haben  ').  In  fftnf  Bän- 
den liefern  sie  eine  Anzahl  der  wichtigsten  Urkunden,  natürlich  in  streng  chro- 
nologischer Ordnung;  ausserdem  ein  Verzeichniss  der  bedeutenderen  älteren 
Verträge  von  1616  bis  1789  und  eine  Art  von  völkerrechtlichem  Conversations- 
lezicon  als  Einleitung.  Es  ist  jedoch  zu  bezweifeln,  ob  sich  auf  diese  Weise 
dem  Uebä  abhelfen  lässt.  Ohne  Zweifel  ist  ein  solches  Handbuch  in  vielen 
Fällen  ganz  bequem  und  genügend;  allein  sicherlich  nicht  ia  allen.  Es  ist  rein 
unmöglich,  zum  Voraus  zu  sagen,  welcherlei  Verträge  jetzt  noch  von  Wichtig« 
keit  sind  und  sein  können,  welche  aber  als  nutzloser  Plunder  bei  Seite  gewor- 
fen werden  dürfen.  In  jedem  Augenblick  kann  in  allgemeinen  und  besonderen 
Geschäften  eine  völlig  abgemacht  scheinende  Verabredung  wieder  auftauchen. 


1)  Die  ganze  Sammlung  besteht  Jetzt  ans  vier,  oder  je  nach  der  f^ewäbllen  Bezeich- 
Dongfw^e  aus  fünf,  Abtheüongen: 

1)  Recueil  des  trait^s,  voL  f— VIU.  Gott,  1791—1801,  (die  4  ersten  Bände  sind 
1817^18  in  einer  zweiten,  etwas  verbesserten  Auflage  erschienen);« 

2)  Supplement  «a  recueil  des  tratt^s,  vol.  1— XX.  GötL,  180!l — 12;  (von  Bd.  5 
an  fahrt  diese  Abtheilung  auf  den  zweiten  Titel:  Nonveau  rec.  des  trut^s, 
voL  1-XVI;) 

3)  Nouveaux  supplemens  au  r.  d.  t.  vol.  I— III.    GölL,  1839—42; 

4)  Nonveau  recueil  gik^ral  des  traitcs.  Bis  jetzt  voL  I— XII.  GfilL,  1843—54. 
(Von  Bd.  12  an  führt  diese  Abtheilung  auch  den  Titel :  Archives  diplomatiques 
g^n^ales  des  anne^  1848  et  suivantes.) 

Von  dem  Ganzen  ist  von  dem  Gründer,  G.  F.  von  Martens,  herausgegeben:  der 

Recueil  und  das  Supplement,  I— VIII.    Die  sp&teren  Herausgeber  sind  F.  Saalfeld, 

K.  V.  Martens,  F.  Murbard,  J.  Pinbas. 
7)  Table  gön^rale  cbronologique   et   alpbabetique  du  Recueil  des  traitcs  I.  U.    (vÖtL, 

1837-4a 
3)  Martens,  Bar.  Gh.  de,  et  Cussy,  Bar.  F.  de,  Recueil  mannel  et  pratiqne  des 

trail^  Conventions  etc.  depuis  Tannee  1760  jusqu'  a  l'^poque  actuelle.  I — V. 

184e.  — 
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Somit  muss  man  die  grosse  Sammlung  immer  noch  daneben  haben;  Ist  und 
bleibt  diese  aber  beschwerlich  und  nicht  zu  gewältigen,  so  steht  Alles  anf  den 
alten  Flecke. 

Natürlich  von  noch  geringerem  Nutzen  ist  eine  noch  unvollständigere 
Sammlung,  wie  sie  Ghillany  i)  begonnen  hat.  Bei  solcher  willkflhrlicber 
Auswahl  ist  es  lediglich  Zufall,  wenn  das  im  einzelnen  Benützungsfalle  Noüi- 
wendige  sich  wirklich  vorfindet. 

Noch  ist  hier,  als  wenigstens  beziehungsweise  allgemeiner  Sammlnngeo, 
der  ZusammensteUungen  von  Handelsverträgen  verschiedener  Staaten  Erwähnnog 
zu  thun.  Es  bestehen  deren  drei  verschiedene.  —  Die  erste  derselben  ^ 
von  dem  Prof.  Gallo  in  Triest  herausgegeben^);  besteht  eigentlich  nur  ws 
einem  Abschnitte  des  von  demselben  besorgten  Almanacco  nautico  von  1846, 
und  sollte  später  fortgesetzt  werden.  Nur  so  lässt  sich  denn  auch  der  höcfast 
lückenhafte  und  zufällige  Inhalt  erklären.  Es  sind  nämlich  34  Urkunden,  von 
verschiedenen  europäischen  Staaten,  gegeben  zwischen  1816  und  1848;  aUdn 
ohne  irgend  einen  inneren  oder  äusseren  Zusammenhang.  —  Beschränkt  zwar 
dem  Umfange  nach,  in  sich  jedoch  vollendet,  ist  die  von  dem  berflhmtoi  Bre- 
mer Staatsmanne  Smidt  besorgte  Sammlung  der  hanseatischen  Handds▼e^ 
träge ').  —  Endlich  aber  ist  eine  mit  reichstem  Stoffe  angefüllte  Arbeit  die  ton 
Soetbeer  entworfene  Uebersicht  über  die  Handelsgesetzgebnng  und  die  Han- 
delsverträge aller  irgend  bedeutenden  Staaten  ^).  Das  Werk  zerfiLllt  in  drei 
Abtheilungen.  In  der  ersten  sind  Uebersichten  der  Handelsgesetzgebong  von 
37  verschiedenen  Staate^  gegeben;  gedrängt,  aber  mit  grosser  Umsicht  und  8a^ 
kenntniss.  Die  zweite  Abtheilung  enthält  in  24  tabellarischen  Udbersichten 
sämmtliche  von  eben  so  vielen  Staaten  abgeschlossene  Handelsverträge  und 
deren  wesentlichen  Inhalt;  ausserdem  die  Verträge  über  Abschaffung  des  Skla- 
venhandels. In  einer  dritten  endlich  ist  der  volle  Text  der  Handelsvertrige 
der  Hansestädte,  Hannovers,  Oldenburgs  und  Mecklenburg-Schwerins  gegeben 
Das  ganze  ist  ein  Meisterwerk  von  geschickter  und  sachkundiger  Arbeit 

b)   Sammlungen  der  Verträge   einzelner  Staaten. 

Es  ist  auffallend  und  wenig  löblich,  dass  im  Allgemeinen  die  deutscbea 
Staaten  jeder  eigenen  Mittheilung  über  ihre  völkerrechtlichen  Verhältnisse  so 
sehr  abhold  sind.    Während  selbst  in  solchen  Ländern,   welche  sich  an  Oef- 


1)  Ghillany,  F.  W.,  Diplomatisches  Eandbncb.  Sammlang  der  wiehtigsleii  eurojiii* 
sehen  Friedensschlüsse  .  .  I,  1,  2.  Nördl ,  1854—55.  —  Es  sollen  zwei  Bände  er- 
scheinen. 

2)  Gallo,  V.,  Tratlati  e  convenzioni  dl  commereio  e  di  navigazione  fra  Slati  esleii 
Bd.  I.    Triest,  1845. 

3)  (Smidt,  J.  H.  W.,)  Handels-  und  Schiffahrtsverträge  der  freien  Hansestädte  und 
Bremen's  insbesondere.    Bremen,  1842. 

4)  Soetbeer,  A.,  SchiffTahrtsgesetze ,  so  wie  Handels-  and  Schiffahrls-Verträge  va- 
schiedener  Staaten  im  J.  1847.    Hambg.,  1848. 
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jentliehkeit  nicht  entfeint  mit  jenen  messen  können,  in  älterer  und  neuerer  Zeit 
Sammlungen  der  Staateverträge  veranstaltet,  zum  Theile  mit  grossen  Kosten 
glftnzend  ausgestattet  worden  sind:  gehört  ein  Unternehmen  dieser  Art  in 
Deutschland  zu  den  grOssten  Seltenheiten,  und  man  wolle  nicht  geltend  ma- 
chen, dass  die  kleineren  Verhältnisse  solche  Sammlungen  unwichtig  und  nutz- 
los machen  würden.  Nicht  nur  passt  dieser  Grund  überhaupt  auf  die  grösse- 
ren deutschen  Staaten  nicht;  sondern  es  sind  auch  für  die  minder  bedeutenden 
Staaten  Vertrags -Sammlungen  gerade  von  derselben  praktischen  Bedeutung, 
wie  jene  grossen  Werke  für  ihre  Reiche.  Für  die  Wissenschaft  aber  wären 
sie  immer  von  doppeltem  Werthe.  Theils  weil  sie  Einsicht  in  das  Völker -Ge- 
wohnheitsrecht geben;  theils  weil  die  Kenntniss  der  völkerrechtlichen  Zustände 
und  Bemühungen  eines  kleineren  und  abhängigeren  Staates  mehrfach  beleh- 
rend ist  Da  nun  der  Natur  der  Sache  nach  der  Eifer  von  Privaten  den 
mangelnden  Willen  der  Regierungen  nur  sehr  unvollkommen  ersetzen  kann,  so 
sind  denn  auch  in  der  neueren  Zeit,  trotz  des  fühlbaren  Mangels,  nur  wenige 
Veröffentlichungen  über  die  Verträge  deutscher  Staaten  erschienen,  und  diese 
sind  sogar  meistentheils  nicht  eigentliche  Vertrags -Sammlungen,  sondern  nur 
Verzeichnisse  der  bestehenden  Verträge. 

Gleich  bei  0 es ter reich  (in  so  ferne  es  erlaubt  ist,  dasselbe  nn«- 
ter  den  deutschen  Staaten  aufzuführen)  tritt  diese  Art  der  Mittheilung  we- 
nigstens bei  dem  Hauptwerke  ein.  Zwar  hat  der  Ministerialrath  Vesque 
von  Püttlingen  mit  dem  grössten  Fleisse,  und  ohne  Zweifel  vielfach  unter- 
stützt durch  seine  amthche  Stellung,  die  von  Oesterreich  seit  Maria  Theresia's 
Thronbesteigung  abgeschlossenen  Verträge  aufgesucht,  und  dieselben  erst  nach 
den  mitvertragenden  Staaten,  dann  aber  bei  jedem  derselben  chronologisch 
zusammengestellt'):  allein  er  giebt  nur  die  Titel  und  die  allgemeinste  Inhalts- 
bezeichnung sammt  näherer  Nachweisung  der  Fundorte;  nicht  aber  den  Text 
der  Vorträge  selbst  Bisher  gar  nicht  zu  allgemeiner  Kenntniss  gekommene 
Verträge  sind  nicht  einmal  in  dieser  kurzen  Weise  bezeichnet.  —  Genügender 
allerdiogs  sind  die  mit  der  Türkei  abgeschlossenen  Handelsverträge  /n  einer 
amtlichen  Ausgabe  mitgetheilt');  diess  ist  aber  nur  ein  winziger  Theil  des 
ganzen  Stoffes. 

Etwas  besser  ist  es  um  die  Kenntniss  der  Verträge  Preussen's  be- 
stellt; aber  auch  ohne  Verdienst  von  Seiten  des  Staates  selbst,  und  so 
gut  es  ohne  solche  Unterstützung  möglich  ist.  Hier  besteht  nämlich  jetzt 
Bohrscheid's  umfassende  Sammlung  der  preussischen  Staatsverträge').    Es 


1)  Vesque  von  Püttlingen,  J. ,  Uebersicht  der  Verträge  Oesterreichs  mit  aus- 
wärtigen Staaten  von  dem  Regierungsantritte  Maria  Theresia's  angefangen  bis  auf 
die  neueste  Zelt    Wien,  1854. 

^)  Raccolta  dei  trattatt  eonceraenti  ii  commereio  e  la  navigazione  dei  suddiü  Aus* 
triaei  neg^  stoü  della  Porta  Ottomana.    Vieftna,  1844. 

3)  Rohr  scheid,  W.  F.  von,  Preussens  Staalaverträge.    Berlin,  1862.    Lex.  8. 
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wftra  0Ar  ungerecht,  d^r  Arbeit  dM  Lob  gronen  Fletees,  yentiiidiger 
J^nriebtoiig  und  bedeutender  YoUständigkeit  streitig  zu  machen ;  aDan  sie  iä 
doch  eben  nur  ein  Privatnntemehmen,  ohne  ünterstfttenng  derB^^ientng,  okM 
Zugang  des  Heransgebers  (wie  es  schenit)  zu  den  Archiven,  somit  lediglMii 
gedruckten  Quellen  entnommen.  Dass  diess  aber  nicht  genügt  rar  Yeiigeffii- 
serung  der  Richtigkeit  und  Yollst&ndig^eit,  versteht  sich  von  selbst  Nur  m^ 
freilich  ehrliche ,  amtliche  Sammlung  kann  in  diesem  iPache  alles  WftnscliaB* 
wertiie  und  Kothwendige  leisten.  —  Mit  Dank  anzuerkennen  ist  die  den 
Texte  der  Urkunden  vorangeschickte  ausfOhrUche  Uebersicht  der  VCTSCfaiedeBai 
Oegenstftnde,  Aber  welche  Preussen  Yertrftge  mit  anderen  Staaten  abgesdüoMt 
hat;  ebenso  der  reichliche  Ausweiss  Aber  geschichtlfche  und  sonstige  ErUUit»* 
rungsschriften.  Dass  der  Herausgeber  aber  nur  die,  sdner  Meinung  nach,  ftr 
den  praktischen  Gebrauch  dienlichen  Yertrftge  hat  abdrucken  lassen ,  ist  zwir 
bei  einem  Privatuntemehmen  begreiflich  und  verzeihlich,  an  sich  Jedoch  n 
bekhigen.  Das  angehängte  chronologische  Yerzeichniss  aller,  also  auch  der 
flbergangenen,  Yertrftge  kann  doch  nur  als  ein  Nothbehelf  angenommen  werte 

Nicht  von  gleicher  Ausdehnung  den  Gegenstftnden  nach,  allein  von  aD* 
gemeinerer  geographischer  Anwendung  ist  die  von  C.  A.  von  Kamptshe^ 
ausgegebene Zurammenstellung  der  Handels-  und Schiffihhrtsvertrftge  des  Zollr 
Vereines  und  Preussensi).  Dieselbe  geht  bis  zu  dem  mit  der  Tfkrkci 
im  Jahre  1764  geschlossenen  Handelsvertrage  hinauf,  indem  der  Ansidit  te 
Yerfe.  gemftss  eine  Kenntniss  der  gesammten  Handeteverhftltnisse  Preusseu 
ftlr  den  Zollverein  von  wesentlichem  Nutzen  ist.  In  einer  kurzen  EinleitBBg 
sind  Erörterungen  Aber  Handels  -  und  Schifffahrtsvertrftge  flberhaopt ,  insbe- 
sondere aber  Aber  Differentialzölle  vorangeschickt  Zahlreiche  Noten  enthaUei 
geschichtliche,  rechtliche  und  statistische  Erlftnterungen,  und  dienen  allerdiagi 
wesentlich  zum  Yerständnisse ,  wie  denn  die  ganze  Arbeit  nur  als  eine  ter- 
dienstliche  und  nAtzliche  bezeichnet  werden  kann*  —  Eine  verwandte  Samm* 
lung  betrifft  ein  ähnliches,  aber  weniger  umfangreiches  und  glAcklichenreiBe 
bald  Aberwundenes  Yerhftltniss,  nftmlich  den  vorAbergehenden  Zollverein  voi 
Hannover  und  Braunschweig:^). 

Eine  weitere  Sammlung  deutscher  Yertrftge  ist  das  höchst  grAndliche  lad 
sorgsam  angelegte  Yerzeichniss  der  vom  bayerischen  Staate  abgeschlosseDen 
üebereinkAnfte ,  welches  der  Freiherr  von  Ar  et  in  aus  gedruckten  und  usge* 
druckten  Quellen  zusammengetragen  hat^.    Das  Yerzeichniss  beginnt  mit  1501 


1)  Kamptz,  C.  A  von,  Die  Handels-  und  SchifiTthrtsvertrilge  des  ZoUvereinei. 
Gesammelt  und  mit  Rücksicht  auf  der  Fremdl&nder  Gesetzgebung  beleocbleL 
Braunschw.,  1845. 

2)  Sammhmg  der  Yertrftge  .  .  in  BedehnDg  auf  die  Zoll«  und  Steuerveninisas 
zwischen  Hannover  und  Braunsebweis^.    Braunsehw.,  1835,  4. 

3)  Are  (in,   C.  M.  Freih.  v.,    Chroaologtsches  Yeneiehnias  der  bay^Haehen  Btaili^ 
vertrage  von  1503— 18ia     Nebst  einer  Sammlung  vmi  94  Mäher 
Reeesaen  u.  s.  w.    Passant  1839« 


QBd  gAt  Üb  1819.  üeberall  sind,  wo  6m  Vertrag  bereiti  gedrackt  ist,  die 
'  Fundorte  angegeben ;  ein  naeh  den  Staaten  alphabetisch  geordnetes  Register 
erleiehtert  die  Auffiadimg  sehr.  Die  im  Anhange  gegebenen  nngedrackten 
TertrAge  ud  Beeesse  sind  Yon  geechichtlieher  Bedentong ,  indem  sie  die  ki^ 
thatische  Liga  betreffen. 

Eie  ähnliches  Yerseichniss  hat  Oechsle  Aber  die  von  Württemberg 
7om  Jähre  1800  -*- 1840  gesehlossenen  YertrSge  entworfen  >).  Dasselbe  ist 
doppelt;  merst  chronologisch»  dum  aber  naeh  den  Staaten  geordnet  Wo  ein 
Vertrag  gedrackt  TorUegt,  ist  diess  angemerkt  Nachrichten  aber  den  Inhalt 
sind  keine  beigeftgt 

Endlich  besteht  noch  eine  Sanunlnng  der  von  Oldenburg  abgeschlos- 
senen Handels-  nud  SchifffahrtsTertrflge  ^. 

Von  den  Vertrags -Sammlangen  ansserdeutscher  Staaten  sind  vor  Allem 
zwei  wnfongreiche  Werke  sa  nennen ,  welche  anssehliesslich  die  Handdsver- 
vertrftge  der  beiden  bedeutendsten  europäischen  Handelsvolker  zum  Gegen* 
Stande  haben.  Es  ist  diess  die  von  L.  Hertslet  besorgte  halbamtliche  Samm>- 
long  der  noch  gOlügen  Handelsverträge  Englands*),  und  die  von  Graf 
d'Hanterive  und  Baron  F.  Cussy  herausgegebene  Sammlung  der  franzö- 
sischen Verträge  gleicher  Art  seit  dem  Westphälischen  Frieden^).  Beide 
sind  tüchtige  und  zuverlässige  Werke;  namentlich  ist  das  englische  von  einer 
staunenswerthen  Vollständigkeit  Auch  in  diesei;  Erscheinung  zeigt  sich  die 
BlesengrOsse  des  englischen  Handels  in  flberwältigender  Art  Es  sind  hier 
Verträge  mit  Staaten  abgedruckt,  deren  Namen  auf  dem  Festlande  kaum  ge- 
kannt ist 

Ein  nach  der  Zeitfolge  geordnetes  Verzeichniss  sämmtlicher  von  Hol- 
land seit  dem  Ausbruche  der  französischen  Umwälzung  abgeschlossenen  Ver- 
träge giebt  H.  J.  van  Dijk^).  Da  die  grosse  Sammlung  der  holländischen 
Verträge  (der  Becueil  van  de  Tractaten)  bis  1795  geht,  so  ist  jetzt  allerdings 


1)  Oechsle,  S.  S. ,  Verzeichniss  der  von  Wfirttemberg  mit  answftrtigen  Begieran- 
gen  abgeschlossenen  Verträge,  Uebereinkünfte  n.  s.  w.,  von  1800—1840.  Stuttg. 
u.  Tfib.,  18412;  (bes.  Abdrack  aus  den  Wfirtt,  Jabrbfichem,  Jahrg.  1840.) 

2)  Strack  erj  ahn,  F.  A.,  Schififabrts  -  Handbuch.  Eine  Sammlung  u.  s.  w.  Ol- 
denburg, 1852. 

3)  Hertslet,  L.,  CoUection  of  the  treaties  and  Conventions  at  present  subsisting 
between  Great  Britain  and  Foreign  powers  relating  to  commeree  and  navigation  etc. 
From  authentic  documents.  I — ^VlII.  Lond.,  1427--51.  Weitere  Binde  folgen 
nach  Bedfirfniss. 

4)  Hanterive,  Comte  A.  d\  et  Cussy,  Bar.  de,  Recueil  des  trait^s  de  commerce 
et  de  navigation  de  la  France  avec  les  pnissances  Strengeres  depuis  la  paix  de 
Westphalie.  Suivi  des  princ.  traitSs  entre  les  pnissances  Strangires  et  par  la 
lb^«rie  des  trail^  de  commerce  par  Boneand.    I^X.    Par.,  183S--39. 

5)  Van  Dljk,  H.  A.»  RSpertaire  historiqne  et  ehronologique  des  tnMs  eondos  par 
la  HoUande  depuis  1789  jusqu'a  nos  Jours.    Utr.,  1845. 
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eine  ununterbrochen  fortlaufende  üebersicfat  hergestellt  r  Aber  leider  sind  in 
den  neuen  Werken  nur  die  üeberschriften ,  höchstens  AuszOge  gegeben.  — 
Den  Text  der  Verträge  selbst,  dagegen  freilich  nur  aus  eiueoi  ktlrzeren  Zeüp 
räume, -1814 — 1830,  liefert  eine  andere,  ohne  Namen  des  Herausgeb^s  erschie- 
nene Sammlung').  Sie  dient  natürlich  auch,  wenigstens  theilweise,  fttr  dtt 
jetzige  Belgien.  —  In  einer  weiteren,  ziemHch  unordentlichen  Sammlung  sind  die 
von  dem  Königreiche  ^  der  Nied^lande  und  später  von  Belgi^  über  Aufhebung 
des  Abzugsrechtes  (droit  d'aubaine)  abgeschlossenen  Verträge  zu  finden  ^. 

Lediglich  nur  diesen  jüngsten  der  europäischen  Staaten  betrifft  eine  Yon 
D.  de  Garcia  de  la  Vega  herausgegebene  Sammlung'),  in  welcher  jedoch 
nur  diejenigen  üebereinkttnfte  enthalten  sind ,  welche  die  Entstehung  und  all- 
gemeine völkerrechtliche  Anerkennung  Belgiens  als  eines  selbstständigen  Staa- 
tes betreffen. 

Bekanntlich  hat  Sp  anien  im  verflossenen  Jahrhunderte  und  in  den  ers- 
ten Jahren  des  gegenwärtigen  vortreffliche  Sammlungen  seiner  Staatsvotrige 
auf  öffentliche  Kosten  bekannt  gemacht.  Die  Namen  von  Abreu  und  Gap- 
many  werden  unter  den  Ersten  in  diesem  Zweige  der  Literatur  genannt; 
ihre  grossen  Werke  sind  die  hochgehaltenen  Zierden  der  Bttchersammlungeo. 
Diesen  Arbeiten  reihen  sich  nun  —  auch  abgesehen  von  den  unter  dem  Titd 
Prontuario  de  los  tratados  in  den  Jahren  1749  und  1791  bekannt  gemachten 
Auszügen  und  Handausgaben  —  einige  neuere  Werke  an.  Zunächst  zwar  ia 
einem  engeren  Umfange  und  zum  Theile  Früheres  wiederholend,  allein  an  sich 
mit  grosser  Vollendung,  die  neue  Sammlung  von  del  Cantillo  an^),  welche 
die  sämmtlichen  Friedens-  und  Handelsverträge  Spaniens  bis  zum  Ende  1842 
enthält.  Es  ist  von  diesem  Werke  nur  mit  Lob  zu  reden.  Das  Aeussere  ist 
höchst  gefällig,  pünktlich  und  bequem  zum  Gebrauche;  Einleitung  und  Regis- 
ter genügend,  namentlich  aber  sind  die  zahlreichen  geschichtliche  und  völker- 
rechtlichen Ausführungen  hervorzuheben,  welche  den  Verträgen,  wo  es  nöfhig 
und  belehrend  schien,  beigegeben  sind.  Dieselben  bilden  zum  Theil  kleine 
Abhandlungen  und  sind  mit  grosser  Sachkenntniss  und  Objectivität  abgefasst; 
zum  Theile  liefern  sie  neue,  aus  noch  geheimen  Quellen  geschöpfte  Aufschlüsse 
über  die  Geschichte  Spaniens  in  den  letzten  150  Jahren.  —  Eine  zweite,  frei- 
lich weniger  bedeutende,  Sammlung  ist  von  dem  Advocaten  Ferrater  inBa^ 


1)  Recueil  des  traitda  politiques,  territoriaux,  et  de  commerce  concemant  le  Roy.  dei 
Pays-Bas,  de  1814—1830,    I— in.    Brax.,  1843,  i8o. 

2)  Cloqnet,  M.,  Recneil  de  lois  maritimes  et  commerciales.     Brux.,  1840.    4o. 

3)  Garcia  de  la  Vega,  D.  de,  Recueil  des  trait^  et  conventioDS  coneeniantk 
Royme  de  Belgique.    Brux.,'  1850. 

4)  Del  Cantilo,  A.,  Tratados  de  paz  y  de  comereio  qae  han  heefao  coa  hs  po* 
tencias  estra^jeras  los  Monareas  Espatfoles  desde  el  auio  de  1700  hasta  el  Al 
Madr.,  1843,  4. 
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celona  herausgegeben  *).  Hier  sind  die  Verträge  zuerst  nach  den  Staaten  mit 
welchen  sie  geschlossen  sind,  sodann  bei  diesen  nach  den  Gegenständen  geord- 
net Zum  Theüe  werden  nur  Auszüge  gegeben;  jeden  Falles  sind  alle  dieje- 
nigen Verträge  ausgeschlossen,  welche  nach  der  Ansicht  des  Herausgebers  nur 
Ton  Yorabergehender  Bedeutung  war^n.  Bio  gelegentlich  beigefdgten  geschicht- 
liehen  £rlSiiterungen  sind  nicht  bedeutend.  Mit  £inem  Worte  das  Ganze  ist 
bequem  zum  Handgebrauche,  allein  kein  Quellenwerk. 

Weit  hoher  ist  die  nächste  der  partikulären  Sammlungen  zu  stellen,  näm* 
Hch  die  der  Verträge  des  Hauses  S  a  y  o  y  e  n,  angeordnet  durch  den  Minister  Grafen 
Solar  de  la  Marguerite,  bearbeitet  aber  von  dem  Archivar  Da  tta^).  Die- 
selbe beginnt  mit  dem  Jahre  1559  und  geht  in  chronologischer  Ordnung  bis  in 
das  Jahr  1836.  Von  welcher  grossen  Bedeutung  aber  der  Inhalt  ist,  mag 
die  eine  Thatsache  beweisen,  dass  unter  etwa  500  in  den  ersten  Bänden  mit- 
getheilten  Actenstflcken  nicht  weniger  als  205  frtther  noch  gar  nicht  gedruckt 
waren.  Allerdings  sind  es  nicht  lauter  Verträge  i.  e.  S.,  sondern  auch  manche 
einseitig,  sei  es  von  savoyischer  sei  es  von  anderer  Seite,  erlassene  Urkunden; 
allein  alle  geboren  in  so  ferne  zur  Vervollständigung  des  Werkes,  als  sie  die 
Feststellung  auswärtiger  Angelegenheiten  betreffen.  Die  vierfachen  Register 
lassen  kaum  etwas  zu  wünschen  übrig. 

Durchaus  vollständige  und  amtliche  Kenntniss  besitzen  wir,  schliesslich, 
von  den  Verträgen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Da 
die  Bundesverfassung  zur  Gültigkeit  eines  von  dem  Präsidenten  unterhandelten 
Vertrages  die  Zustimmung  des  Senates  verlangt,  so  ist  jede  Verheimlichung 
hier  undenkbar,  und  jeder  Versuch  fiazu  wäre  ebenso  sinnlos  als  für  die  Schul- 
digen gefährlich.  Vielmehr  werden  denn  auch  alle  von  der  Bundesgewalt  ab- 
geschlossenen Verträge  unmittelbar  in  den  amtlichen  Gesetzessammlungen  be- 
kannt gemacht,  wo  sie  dann  leicht  aufgefunden  werden  mögen').  Ausserdem 
bestehen  aber  auch  eigene  Samminngen  4),  welche  freilich  nicht  bis  auf  die 
jüngste  Zeit  herunter  gehen. 


1)  Ferrater,  D.  Estev.  de,  Codigo  de  Derecbo  Intemacional.  I. II.  Barcelona,  1846, 
47.  —  Einiger  anderer  Abtheilangen  des  Werkes  ist  bereits  oben  bei  den  Sy- 
stemen und  beim  internationalen  Privatrechte  Erwähnung  gethan. 

2)  Trail^s  püblics  de  la  Royale  Maison  de  Savoie  avec  les  puissances  dtrangeres  de- 
pois  la  paix  de  Chateaa-Cambr^sis  jusqu'  ä  nos  jours.  I—Vl.  Tarin,  1836—49,  4. 

3)  Man  sehe  z.  B. :  Public  Statutes  at  large  of  the  U.  St  of  A. ,  ed.  by  R  Peters. 
Bost. ,  1848.  Bd.  VII  in  2  starken  Abtheilungen  enthätt  die  Verträge  mit  frem- 
den Staaten,  und  die  mit  den  Indianern.  Einzelne  Anmerkungen  und  Nachwei- 
sungen erleichtern  den  Gebrauch. 

4)  Ell i Ott,  J.,  American  diplomatic  code,  embrac.  the  treaties  and  Conventions  bet- 
ween  the  TJ.  St.  and  Foreign  Powers  form  1778—1834.  I.  11.  Wash.,  1834.  — 
Indian  Treatises  between  the  XJ.  St  and  the  several  Tribes  from  1778 — 1837. 
Kew.  ed ,  Wash.,  1837.  —  Minot,  H.,  Treatises  conclud.  by  the  U.  St  of  A. 
^vith  Foreign  Kati(Mis  and  Indian  Tribes,  1844^1850.    Bost  (jährlich  erscheinend.) 


462  ^®  neuere  lümtar  dee  YfiBcerrechtei. 

2.    Sammlungen  Ton  völkerrechtlichen  Actenstnckei]. 

Aber  nicht  blos  in  den  Staatsverträf  en  Uegt  der  Stoff  des  postivea  T6I- 
fcerreehtes.  Auch  noch  in  anderen  Arten  von  Urkunden  kann  sich  der  Wik 
der  Staaten  über  internationale  Verhältnisse  aussprechen,  kann  entweder  bd- 
miitelbar  Recht  für  eoncrete  einzelne  Staaten  gemacht ,  oder  wenigsteiiB  ae 
Behauptung  über  einen  allgemeinen  Rechtssatz  aufgestellt  werden.  So  in  Mar 
nifesten,  Protestationen,  Noten  u.  s.  w.  Allerdings  liegt  nicht  in  aHen  soichen 
Fällen  das  Ergebniss  für  die  Theorie  des  Yölkerreehtes  klar  vor.  Wo  Deb«' 
einstimmung  unter  zwei  oder  mehreren  eine  Erklärung  gebenden  Staaten  iM, 
da  entsteht  freilich  unzweifelhaft  filr  die  Erklftienden  Recht.  Es  mag  fener 
die  Macht  der  Thatsachen  einer  Norm  Nachachtong  versdiaffen,  vrenn  sie  tod 
d^  grossen  Mächten  allein  ausgesprochen  ist,  auch  wenn  keine  Willensäosie- 
rung  von  den  übrigen  erfolgte.  Endlich  entsteht  natürlich  allgemeinos  Bedit, 
wenn  sämmtliche  gesittigte  Staaten  einen  Salz  gemeinsdlKaftlich  als  verinndlid 
aufst^en,  oder  einen  von  nur  Einzelnen  aufgestellten  Satz  nachweisbar  aner- 
kennen. Allein  wie,  wenn  nur  Ein  Staat  eine  Behauptung  aufstellt?  wem 
ausdrücklich  Widei'spruch  von  Betheiligten  erfolgt?  wenn  abweichende  ErkÜ- 
rungen  und  Handlungen  in  anderen  Fällen  gesdiehea  siudj?  Es  ist  Sache  der 
Wissenschaft ,  zuerst  die  Regehi  z»x  Behandlung  solcher  zweifelhaf tai  Fnigen 
aufzustellen,  und  sie  sodann  anzuwenden  auf  alle  einzelnen  wirklich  voriieges- 
den  Fälle.  Auf  diese  Weise  mag  im  wirklidien  Leben  die  Yeraalassifig  n 
Streitigkeiten  und  Ungewisshcit  beseitigt  werden ;  und  nur  auf  diese  Weite 
ist  der  ganze  Inhalt  und  Umfang  des  thatsächlich  bestehenden  interaationai« 
Rechtes  auch  für  die  Wissensdiaft  zu  gewinnen. 

Hierzu  ist  denn  nun  aber  zuverlässige  und  vollständige  Kenntniss  der 
Thatsachen  nöäiig,  d.  h.  der  Act^stüdke,  in  welchen  sich  Staaten  über  ySt 
kerreditUche  Yerhältmsse  aussprechen.  Diese  Urkunden  sind  aUerdings  bv 
Stoff  zur  Gewinnung  eines  theoretischen  Ergebnisses ;  aliein  sie  sind  unentbehr- 
lich, und  es  muss  namentlich  Gewissheit  sein,  dass  wirklich  die  Gesammthot 
der  bei  einer  bestimmten  Gelegenheit  aufgestellten  Grund^jltze ,  Fordenmgeo, 
Widersprüche ,  Zustimmungen ,  kurz  Erklärungen  vorliegt.  Desshalb  ist  dem 
die  Mittheilung  solcher  Actenstücke  ein  Verdienst,  nicht  blos  um  die  Geschidite, 
sondern  eben  so  um  die  Theorie  des  positiven  Völkerrechtes.  Und  wenn  eti» 
auch  das  schliessliche  Ergebniss  einer  grossen  Menge  von  Stoff  sidi  auf  gau 
Weniges  zurückfahren  lässt:  so  ist  wenigstens  so  viel  sicher  gewonnen. 

Soldie  Mittheilungen  erfolgen  nun  allerdings  häufig  durch  die  Zeitnngei; 
idiein  weder  immer,  noch  vollständig,  noch  zuverlässig.  Daher  sind  andere 
sicherere  VerOffentlichungsarten  dankbar  anzuerkennen,  sei  es  nun,  dass  sie 
als  Beilagen  geschichtlicher  Werke,  in  eigens  dazu  bestimmenten  Sammelwerkaii 
oder  durch  Vorlagen  an  Ständeversammlungen  erfolgen.  Namentlich  die  letitoe 
Weise  ist  von  grosser  Bedeutung,  weil  sie  häufig  die  Mittheilusg  axxik  von  sol- 
chen Actematück^  mit  sich  bringt,  welche  sonst  nicht  varMmtüclii  wfiidei) 
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■ad  die  doch  rar  Einsidit  i»  dea  wahnn  Sachverhalt  gehr  dienlich  Bind;  so  z.  B. 
iBstractioiieii  fBr  Gesandte,  Berichte  derselben  u.  dgi.  Die  „blauen  Bacher*^  beider 
HAuser  des  englischen  Parliaments  erhalten  zahlreiche  und  wichtige  Beispiele  sol- 
cher Schriftstflcke.  Wenn  es  auch  sein  mag,  dass  nicht  immer  nabedingt 
Alles  mitgetheilt  wird;  wenn  sogar  zuweilen  von  Anfang  an,  in  der  Aussicht 
auf  eine  einstige  Nothwendigkeit  der  yerOffentlichung,  neben  den  amtlichen 
Actenstücken  eine  ausseramtliche  Verbindung  herlaufen  mag:  so  ist  diess  weni- 
ger von  Bedeutung  gerade  fOr  die  Urkunden  von  völkerrechtlicher  Bedeutung, 
(welche  der  Natur  der  Sache  nach  bei  einer  solchen  Mittheilung  an  die  Volks- 
vertretung weder  unterschlagen  noch  verfälscht  werden  können,)  als  fflr  die 
Kenntniss  der  Beweggrttnde,  der  angew^deten  Mittel  und  der  Persönlichkeiten. 
Diese  alle  sind  aber  von  keiner  Bedeutung  fttr  die  Lehre  des  Völkerrechtes. 

Leider  ist  es  nicht  immer  leicht,  von  der  Thatsache  solcher  Mittheilnngen 
Eenntniss  zu  erhalten,  und,  zuweilen  auch,  des  Mitgetheilten  habhaft  zu  wer- 
den.  Allgemeine  Sammelwerke,  wie  die  alten  „Staatskanzleien,^'  „Staatsarchive'^ 
n.  s.  w.  oder  in  neuerer  Zeit  die,  sogleich  zu  erwähnenden,  „Neuesten  Staats- 
acten,''  bestehen  jetzt  auf  dem  Festlande  nicht  mehr,   oder  gehen,  wenn  sie 
versucht  werden,  bald  wieder  ein.  Die,  allerdings  höchst  reichhaltige«  amtliche 
englische   Sammlung  <)  giebt  die  Actenstflcke  zum  grossen  Theilc  erst   nach 
einer  längeren  Reihe  von  Jahren ,  wenn  deren  Mittheilung  keinerlei  Nachtheile 
fflr  die  englische  Regierung  zu  haben  scheint.    Alle  Zeitschriften  und   ständi-^ 
sehen  Verhandlungen  zu  kennen  und  zu  lesen,  ist  unmöglich.    Es  wäre  daher 
ein  grosses   Verdienst,    wenn   ein  zu    solcherlei  Arbeit  berufener    und    mit 
allen  Hfllfsmitteln  ausgerüsteter  Kenner  des  Völkerrechts  wenigstens  ein  voll- 
ständiges Verzeichniss  aller  solcher  zerstreuten  Bekanntmachungen  entwerfen 
irrürde. 

In  Ermanglung  einer  solchen  ausgedehnten  Zusammenstellung  bleibt  fflr 
jetzt  nichts  flbrig,  als  diejenigen  Mittheilungen  aufzuzählen,  welche  im  Verlaufe 
eines  auf  die  Sache  und  nicht  zunächst  auf  diese  Art  von  Quellen  gerichtetes 
Stadium  auffinden  Hess  ^). 


i)  Et  lind  diesi  die :  British  and  foreign  State  Papen.  CompUed  by  th«  Librarian 
and  Keeper  of  tbe  Papen,  Foreign  Office.  Lood.  gr.  8.  —  Der  bis  Jetzt  letzte, 
24ete  Band,  Ist  im  J.  1853  erschienen  und  giebt  in  der  Hauptsache  Urkmuiea 
von  den  J.  1835  —  36.  IHe  Auswahl  der  in  dieser  bedeutenden ,  wie  es  scheint 
auf  dem  Fesüande  sehr  seltenen  und  Yiel  zu  wenig ,  gekannten ,  Sammlung  ist 
ziemlich  willkfirlich  und  zufUlig;  natürlich  am  reichhaltigsten  da,  wo  England  un- 
mittelbar bei  einem  Ereignisse  bedieiligt  war.  Im  Uebrigen  sind  sowohl  Verträge 
als  sonstige  Staatsacten  aufgenommen.  Kurze  Register  nach  Staaten  und  Gegen- 
ständen erleichtem 'den  Gebranch  wenigstens  in  etwaa 

2)  Is  wird  dabai  erinnert,  dass  im  VerlaaCe  der  g^enwirtigen  Abhandhuig;  nament- 
lich in  dem  Abschnitte  Aber  die  Geschiehle  des  VälkflirechtaSy  «BMlne  Samm- 


^^  Die  Dtfaere  litoratar  des  Yfllkenreehtes. 

Nenere  allgemeinere,  d.  h.  nicht  blos  auf  die  Yerhältnisse  eines  eo- 
zelnen  Landes  sich  beziehende,  Sammlungen  von  Tdlkerrechtlichen  Acten- 
stflcke  sind: 

Diplomatisches  Archiv  für  Zeit-  und  Staaten-Geschichte,  I — XXXVl.  Stuttg. 
u.  Tab.,  1821—33. 

Auch  unter  dem  franz.  Titel :  Archives  diplomatique« ;  ferner  von  Bd.  VU  tt: 
Neueste  Staatsaclen  und  Urkunden.  Die  ersten  6  Bände  enthalten  Zosan- 
menstellungen  theils  nach  Jahren,  theils  nach  Ländern;  vom  Tten  Binde 
an  sind  nur  vereinzelte  Urkunden  gegeben. 

Papers  rel.  to  the   affairs   of  Greece   and  Belgium,  print.  hy  the  Foreign 
Office.    Lond.,  1835. 

The  Portfolio;  or  a  collection  of  State -Papers  illustrative  of  the  history  of 
OUT  times.  I— VI.    Lond.,  1836—37. 

Merkwürdiger  Sammlung  geheimer  Actenstücke. 

Le  Portfolio ,  ou  CoUoction  de  docnmens  politiques  rel.  k  lliistoire  conten- 
poraine.  I— V.    Hambg.,  1836—37. 

Nicht  ganz  vollständige  Uebersetzung  der  vorangehehden  Sammlung. 

The  PortfoUo.  I— IV.    Lond.,  1843—44. 

Portfolio.    Actenstücke  zur  Geschichte  und  Characteristik  unserer  Zeit.  Lpt, 
1848. 

Actenstücke  aber,  welche  sich  auf  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  ein- 
zelner Länder  oder  Verhältnisse  beziehen,  sind  in  nachstehendes 
Schriften  gesammelt: 

a)  England. 

CoiTespondence  between  some  of  the  Continental  Powers  and   Gr.  firitaä 
resp.  the  foreign  Befuge  es  in  London.    Pres,  to  Pari.  1852.  foL 

—  rel.  to  the  trial  of  a  Maltese  in  the  Court  of  the  Bey  of  Tunis.  Parf- 
Pap.,  1844.  fol. 

—  between  Gr.  Britain  and  Foreign.  Powers  rel.  to  loans  made  by  Britisk 
subjects,  1823—47.    Pari.  Pap.,  1847.  fol. 

—  resp.  the  British  Protestant  Chapel  in  Florence.  Pari.  Pap.,  1651. 
fol. 


lungen  von  Actenstückcn  bereits  angeführt  sind,  wenn  es  zur  vollständigen  Üeber- 
sieht  über  die  einschlagende  Literatur  nothwendig  war.  Eine  l^ederiioloBg  ^i(^ 
Anfühmng^  erseheint  -überflüssig. 
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b)  Frankreich. 

Fapers  rel.  to  the  arbitration  of  the  King  of  Prussia  on  tlie   clainis  rel.  to 
thc  affairs  of  the  Coast  of  Portentic  1834—85.  Pari.  Pap.,  1845.  fol- 

c)  Spanien. 

Correspondence  rel.  to    comraerclal  Privileges   in  Spain.    Pari.  Pap., 
1845.  fol. 

—  rel.  to  the  marriages  of  the  Qneen  and  Infanta  of  Bpain.  Pari.  Pap., 
1847.  fol. 

Papers  rel.  to  the  affairs  of  Spain   and  correspondence  between  Sir  H. 
Bulwer  and  the  duke  of  Sotomayor.  1844 — 47.    Pari.  Pap.,  1848.  fol. 

d)  Italien. 

Correspondence  rel.  to  the  affairs  of  Italy,   1846—48.  I— III.    Pari.  Pap., 
,    1849.  fol. 

e)  Neapel. 

Papers  rel.  to  the  sulphur  monopoly  in  Sicily.  Present.  to  Pari.   Lond., 
1840.  fol. 

Correspondence  rel.  to  Naples  and  Sicily,   1814—16;  1848;    1848—49. 
Pari.  Pap.,  1849.  fol. 

f)  Pabst. 

Correspondence  resp.  the  relations   existing   between  Foreign  Powers 
and  the  Court  of  Rome.  I — III.  Pari.  Pap.,  1851.  fol. 

—  resp.  the  affairs  of  Rome  1849.    Pari.  Pap.,  1851.  fol. 

g)  Ungarn. 

Correspondence  rel.  to   the   affairs  of  Hungary  1847 — 49.    Pari.  Pap., 
1850.  fol. 

h)  Holland. 

Papers   rel.   lo   the  treaty  of  1824,   by  the  Netherland  authorities   in  the 
East-Indies.    Present.  to  the  H.  of  Comm.    Lond.,  1840. 

i)  Schweiz. 

Communications  between  the  Representatives  of  Austria,  Prussia  and  Russia 
in  Switzerland  and  thc  President  and  Council  of  Berne.  Pari.  Pap., 
.    1847.  fol. 

Correspondence  rel.   to   the   affairs  of   Switzerland,  1844  —  47.   (Sonder- 
bund),   Pari.  Pap.,  1847—48.  fol. 

k)   Cracau. 

Papers  rel.  to  the  suppression  of  the  free  State  of  Cracau.    Pari. 
Pap.,  1847.  fol. 

T.  Mo  hl,   StaatswiMenichaft  I.  30 
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t)  Griechenland. 

Papen  reL  to  tlie  affun  of  Greeee  (Protocols  of  Conferences  kllii 
London  and  in  Constantinopel  etc.  1830.  Lond.  foL 

Correspondence  reL  to  the  recent  evenis  in  Chreece,  1843 — 44.   FkL 
Pap.,  1844.  foL 

—  resp.  the  failnre  of  the  Greek  Goyemment  to  pro?ide  for  the  interest 
of  the  Greek  loan.    Pari.  Pap.,  1846.  foL 

—  rel.  of  demands  npon  the  Greek  Government  (Padfico  n.  &  w.) 
1842.    Pari.  Pap.,  1850.  fol. 

—  resp.  the  mixed  Gommission  appointed  to  inyestigate  the  Claims  of  Pi- 
cifico.    Pari.  Pap.,  1851. 

m)  Türkei  und  Orient  überhaupt 
'  Correspondence  rel.  to  the  Levant  Present  to  Pari.1.  DL  Lond^  1841.  foL 

—  rel.  to  the  cdntinnance  of  monopolies  in  the  dominions  of  Toikef. 
Lond.,  1840.  fol. 

—  resp.  the  commercial  treaty  with  Tnrkey  of  1838.  L  IL    Preseat  to 
Pari.,  1842—43.  fol. 

—  reL  to  execntions  in  Tnrkey  for  apostacy  from  IslamisoL    Pari. 
Pap.,  1844.  foL 

—  reL  to  the  affairs  of  Syria  1843—45.  L  II.  ParL  Pap.,  1845.  foL 

—  resp.  the  conditions  of  Protestants  in  Tnrkey,  1841—45.  Pari.  Pap^ 
1851.  jfoL 

—  rel.  to  Tnrkey,  I— VE.  ParL  Pap.,  1853—54.  foL 

Communications  respect  Turkey  made  to  H.  ITs  Government  by  the  Em- 
peror  of  Russia.    ParL  Pap»,  1853.  foL 

Correspondence  with  the  Bussian  Government  resp.  obstructions  to  the  nr 
vigation  of  the  Sulina  ChanneL  Laid  bef. ParL  1853.  foL 

—  resp.  the  rights  and  Privileges  of  the  Latin  and  Greek   Gharches 
in  Turkey,  pres.  to  ParL,  1854.  foL 

La  France  et  la  Bussie.    Question  d'Orient.    Par.,  1854. 

n)  Vereinigte  Staaten  in  Nordamerika. 
The    diplomatic  Correspondence  of   the  American  Bevolntioa 

Publ.  from  the  original  Mss  by  J.  Sparks.  I— Xn.  Bost,  1829—30. 
The  diplomatic  Correspondence  of  the  United  States  of  the  fitua 

1783—89.  I— Vn.    Bost,  1838. 
The  duplicate  letters,  the  fisheries  and  the  Mississippi  docv- 

ments,  reL  to  traosactions  and  the  negociation  of  Ghent    PubL  by  X 

Quincy  Adams.    Wash.,  1822. 

Papers  on  the  navigation  of  the  St  Lawrence.  Present  to  Pari.,  iStt. 
foL  —  und  Congress.  Docnm.  1827— 28,  Nr.  43. 
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Korth  Amerioan  Bonndary.  Correspondenoe  rel.  to  the  Bonn  dar y  of  the 
British  possessions  and  the  U.  St    Present  to  Pari.,  Lond.,  1838.  fol. 

— .   Proceedings  and  correspondenoe  rel  to   the   pretentions  of  the 

States  of  Maine,  Hassachnsetts  and  Hampshire  .  .  in  the  disputed  ter- 
ritory, 1881—37.  Present  to  Pari.  Lond.,  1834.  fol. 

Correspondence  resp.  the  Boundary  line  under  the  treaty  of  Washington, 
1842.    Pari.  Pap.,  1845.  fol. 

—  reL  to  the  Oregon  Territory.    Pari  Pap.,  1846.  fol. 

—  rel.  to  the  project  of  annezing  Cuba  to  the  to  the  U.  St  Laid.  bef. 
Pari.,  1853.  fol. 

Correspondenz  zwischen  dem  Staatssecret&r  der  Y.  St  und  dem  Charge  d' 
Affaires  von  Oesterreich  mit  Bezug  auf  den  Fall  von  M.  Eossta,  New^ 
York,  1853.  8.  / 

o)  Venezuela. 

Memorias  del  ministro  de  relac.  exteriores  de  Venezuela.  Caracas,  1842 — 
47.  fol. 

p)  Mosquito  Küste. 

Correspondence  resp.  the  Mosquito  Territory.   Pari  Pap.,  1848.  fol. 

q)  China. 

Treaty  between  Her  Majesty  and  the  Emperor  of  China,  Nanking,  29,  Aug« 
1842.    With  other  docum.    Pari.  Pap.,  1844.  fol. 

Supplementary  treaty  ^  — ,  Hoomun  Chae,  8.  Oct  1843.  With  other  doo. 

Pari.  Pap.,  1844.  fol. 
State  papers  with  respect  to  British  subjects  in  China.    Pari   Pap*» 

186'3.  fol. 

r)  Australien. 

Correspondence  rel.  tb  the  Society  Islands  1843.  I.  II.  ParL  Pap., 
1843—44.  fol. 


Die  vorstehende  üebersicht  über  die  neueren  Leistungen  *  im  Völker* 
reehte  ist  weitläufig,  vielleicht  schwerfUlig  geworden.  Es  schien  aber  rathsa- 
mer  und  nützlicber ,  die  ZusamtnendrSngung  auf  kurz  formulirte  Ergebnisse 
und  die  Hervorhebung  der  wichtigsten  Werke  dem  Einzehien  fttr  seinen  be- 
sondcgren  Gebranch  und  nach  seinem  Urtheile  zu  überlassen,  als  hier  vorzu- 
greifen. Die  Thätigkeit  auf  diesem  Felde  der  StaatsWissenscfaaften  ist  noch 
m  sehr  im  Flusse,  manche  Bichtnng  noch  zu  schwankend,  als  dass  schon  ein 
unantastbares,  für  Alle  maassgebendet  objectives  Urtheii  ausgesprochen  werde» 
Ipönnte.    Diess  ist  vieUeioht  erst  einer  viel  spfttereo  Zeit  mO^icfa. 
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Nicht  für  Weiteres,  als  ebenfalls  ftlr  eine  subjective  Anschauung  woUen 
daher  nachstehende  Schlussbemerkungen  gelten. 

tJnläugbar  hat  das  in  der  Völkerrechts-Wissenschaft  seit  fast  einem  Men- 
schenalter neu  erwachte  und  vielgestaltete  Leben  nicht  blos  der  Masse,  sondern 
auch  dem  Inhalte  nach  Bedeutendes  geleistet.  £s  wird  diese  plötzliche  und 
grosse  Begsamkeit;  immer  eine  bezeichnende  Erscheinung  in  der  Geschichte 
und  Literatur  der  Staatswissenschaften  büden.  Aber  es  wäre  eine  alberne  Selbst- 
überschätzung, wenn  das  jetzige  Geschlecht  wähnte,  schon  in  allen  Beziehnn* 
gen  die  ihm  durch  die  Wirklichkeit  gestellten  Aufgaben  gelöst  zu  haben. 

In  der  Geschichte  des  Völkerrechtes  ist  nicht  nur  Vieles,  sondern 
auch  Grosses  geleistet  worden.  Laurents  Name  ragt  hoch;  und  gelingt  es 
ihm ,  sein  Werk  so  durch  das  Mittelalter  und  durch  die  neue  Zeit  bis  zur  Ge- 
genwart herabzuführen ,  wie  er  diess  durch  den  Orient  und  das  Alterthom  ge- 
than  hat,  so  ist  eine  Grundlage  für  immer  gewonnen.  Auch  soll  das  Verdienst 
des  Grafen  Garden  nicht  unterschätzt  ^Verden,  wenn  es  schon  mehr  in  Zu- 
sammentragung als  in  selbstständigcr  Leistung  besteht.  Im  Einzelnen  haben 
Müller -Jochmus,  Schaumann,  Wheaton,  Kaltenborn  u.  A.  ehrenwerthes  voll- 
bracht. Aber  es  ist  doch  erst  von  der  Zukunft  eine  vollständige  Geschichte 
des  gesammten  völkerrechtlichen  Stoffes  und  eine  billigen  Forderung  entspre- 
chende Literatur-Geschichte  zu  erwarten. 

Die  Kritik  der  Grundbegriffe  des  Völkerrechts  und  der  Bearbeitongs- 
weise  hat  sicherlich  gewonnen  durch  Gagern's  geistreiche  Gedankenspäne  und 
Kaltenborn's  ernsten  wissenschaftlichen  Sinn.  Man  mag  selbst  Pinheiro- 
Ferreira  in  seiner  Art  gelten  lassen.  Eine  Material  -  Kritik  freilich,  wie  sie 
z.  B.  dem  Strafrechte,  dem  Processrechte ,  mancher  rein  philisophischen  Disci- 
plin  zu  Theile  geworden  ist,  eine  solche,  welche  systematisch  und  vollständig 
aufräumte,  erläuterte,  gründete,  hat  das  Völkerrecht  noch  keineswegs  er- 
halten. 

Natürlich  können  auch  dann  erst  die  Systeme  zur  Vollkommenheit  ge- 
langen ;  die  des  philosophischen  Völkerrechts  nach  Inhalt  und  "Form ,  die  des 
positiven  jeden  Falles  in  der  Form.  Darüber,  dass  die  neue  Zeit  im  philoso- 
phischen Völkerrechte  nichts  Systematisches  geleistet  hat,  kann  gar  kein  Zwei- 
fel sein.  Und  wenn  es  baare  Ungerechtigkeit  wäre  zu  verkennen,  was  in  dem 
positiven  Rechte  durch  Wheaton,  Pando,  Oke-Manning,  Wildmann,  vor  Allem 
aber  durch  Heffter  und  Phillimore  Bedeutendes  und  Brauchbares  geleistet  worden 
ist:  so  fehlt  doch  noch  immer  thcils  eine  nach  den  richtigen  Grundansch&unn- 
gen  systematisirte  Darstellung  des  Geltenden,  theils  ein  ausführliches  Werk, 
welches  in  alle  Einzelnheiten  geschichtlich,  kritisch,  dogmatisch  eingienge. 
Werk,  wie  es  J.  J.  Moser  seiner  Zeit  lieferte,  sollten  wir  jetzt  auf 
Standpunkte  haben. 

Es  wäre  thöricht,  bei  den  Einzelnschriften  auszuheben,  was  noch 
nicht  bearbeitet  ist.  Hier  ist  nie  ein  Ende,  und  nirgends  ein  noüiwesd^es 
Maass.    Also  mag  man  sich  einfach  darüber  freuen,  dass   so  Vieles  und  so 
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Gutes  bereits  geleistet  ist  lieber  die  Verhältnisse  der  völkerrechtlichen  Be- 
amten haben  E.  v.  Martens,  Garden,  Miniss  manchfach  Brauchbares,  Bos  Santos 
und  Barreto  Treffliches,  Miltitz  Staanenswerthes  geleistet,  hat  Eölle  Geist 
in  Fülle  ausgegossen.  Das  See-  und  Handelsrecht  vom  internationalen  Stand- 
punkte, die  Neutralitätsfrage  haben,  freilich  mit  sehr  verschiedenen  sachlichen 
Ergebnissen,  meisteriiaft  behandelt  die  Franzosen  Ortolan  und  Hautefeuille, 
die  Engländer  Reddie  und  Fourneaux.  Im  internationalen  Privatrechte  ist 
kaum  gewäitigbarer  Beichthum,  wenn  gleich  sehr  geringe  Uebereinstimmung. 
Story,  Fölix,  "Wächter,  Bürge  werden  hier  in  der  Wissenschaft  bleiben. 

An  Urkunden-Sammlungen  endlich  haben  wir  Wichtiges,  freilich 
lange  noch  nicht  alles  Nöthige,  erhalten. 

Also  nochmals.  Es  ist  in  dreissig  Jahren  Vieles  und  Bedeutendes, 
fttr  eine  so  kurze  Zeit  ungewöhnlich  Vieles  und  Bedeutendes,  zur  wissenschaft- 
lichen Ausbildung  des  Völkerrechtes  geschehen.  Aber  es  sind  doch  auch  noch 
manche  Kränze  unangestrebt  oder  unerreicht  hängen  geblieben.  Mögen  sie  alle 
und  bald  errungen  werden! 

Und  diesen  Wunsch  sollten  auch  Solche  theilen,  welche  der  wissenschaft- 
lichen Feststellung  der  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  der  Staaten  dess- 
halb  kein  sehr  grosses  Gewicht  beilegen,  weil  sie  nur  auf  seltene  Anwendung 
der  Lehre  im  wirklichen  Leben  hoffen.  Es  ist  leider  wahr  genug,  dass  der 
Mangel  an  Völkermoral  dem  Völkerrechte  noch  immer  viel  von  seiner  Bedeu- 
tung und  Wirksamkeit  raubt;  dass  mächtige  Staaten  ihren  selbstischen,  viel- 
leicht sogar  ganz  falsch  begriffenen  oder  rein  persönlichen,  Vortheil,  nicht 
aber  Recht  und  Verbindlichkeit  im  Auge  halten;  dass  Selbstständigkeit  ein  lee- 
res Wort  im  Munde  der  Schwachen  ist;  dass  nur  zu  oft  der  Unerlaubtheit 
der  Zwecke  die  Unsittlichkeit  der  Mittel  entspricht;  kurz,  dass  endlos  und 
aller  Orten  gegen  die  Grundsätze  des  philosophischen  und  des  positiven  Völ- 
kerrechtes gesündigt  wird.  Dennoch  ist  Bemühung  um  dessen  richtige  Begrün- 
dung und  Ausbildung  auch  ein  praktisches  Verdienst 

Diess  aber  aus  mehr  als  Einem  Grunde. 

Was  bleibt  dem  Mindermächtigen,  welcher  sein  Schwert  nicht  in  die 
Wagschaale  werfen  kann,  zur  Vertheidigung  anders  übrig,  als  eben  der  Beweis 
des  Rechtes?  Je  sicherer  aber  dieses  steht,  je  unwiderleglicher  es  aus  aner- 
kannten Grundsätzen  des  Völkerrechts  nachgewiesen  werden  kann :  desto  grösser 
ist  wenigstens  die  Möglichkeit,  dass  es  geschont  werde ;  dass  entweder  das  Ge- 
wissen oder  die  Scheue  vor  der  öffentlichen  Meinung  erwache. 

Sodann  muss  jeder  Staat  gerüstet  sein,  den  von  einem  Gegner  vorge- 
brachten Scheingründen  eine  tüchtige  Widerlegung  entgegenzusetzen.  Nicht 
immer  kann  und  will  alsbald  thatsächlich  vorgefahren  werden;  ein  unbilliger 
oder  ungerechter  Gegner  sucht  zunächst  auch  wohl  nur  die  Meinung  für  sich 
zu  gewinnen.  Dann  aber  ist  ein  theoretischer  Sieg  einer  im  Leben.  Auf  diesem 
"Wege  wenigstens  wird  dann  keine  weitere  Anfechtung  erfolgen. 
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Endlich  und  hauptsächlich  aber  hat  ein  wahrer  Fortechritt  In  der  Wi^ 
sensdiaft  des  gerechten  und  humanen  Zusammenlebens  der  Völker  aDalUii 
auch  einen  sittlichenden  Einfluss  auf  Völker  und  Begienmgen.  Es  mag  langaui 
gehen,  und  es  sind  BöckMe  möglich;  .aber  wenn  das  allgemeine  Bewusstsda 
eine  gewisse  Handlung  entschieden  fflr  unerlaubt  erachtet,  eine  gewisse  Forde- 
rung ffir  eine  Barbarei:  so  wird  die  Möglichkeit,  dass  sie  dennoch  be- 
gangen oder  gestellt  werd^,  immer  kleiner.  Sei  es  auch  nicht  aus  bewnssi» 
Willen,  so  doch  aus  allgemeinem  Bechtsgefühle;  man  weiss  es  gar  nicht  anders. 
Die  Theorie  ist  immer  der  Anwendung  von  Bildung  und  Sittlichkeit  im  Lebes 
▼orangeschritten.  Sie  muss  es  auch  im  Völkerrechte  thun;  hierzu  aber  sidi 
kr&fdgen  und  nach  allen  Seiten  hin  ausbilden. 

Gewiss  Ursache  (genug,  der  Wissenschaft  fOr  das  Geleistete  zu  danken, 
und  ihr  zu  Weiterem  Ausdauer  und  Glück  zu  wünschen. 
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Die  Schweizer  gefallen  sich  in  dem  Satze:  ihr  Land  sei  der  republika- 
nische Mikrokosmus  Europa's  gegenttber  von  dessen  monarchischem  Makrokos- 
mns;  und  es  bestehe  somit  seine  Aufgabe  darin,  dem  letzteren  ein  Gegenbild 
seiner  Zustände  und  Bestrebungen  vorzuhalten. 

Diese  Auffassung  der  geistigen  staatlichen  Bedeutung  ist  nicht  ganz  rich- 
tig, und  zwar  in  doppelter  Beziehung.  Einer  Seits  dient  eine  genaue  Kennt- 
niss  nnd  Erwägung  der  schweizerischen  Staatseinrichtungen  nur  sehr  theüweise 
als  Gegenbild  ft&r  uns  Andere;  anderer  Seits  klärt' sie  aber  Aber  Weiteres  auf, 
als   nur  über  die  Verschiedenheit  der  Yolksherrschaft  und  des  Fürstenthumes. 

Als  Gegenbild  kann  die  schweizerische  Demokratie  der  europäischen  Mo- 
narchie nur  für  deren  kleinste  zerrbilderartige  Ausläufer  dienen,  eben  weil  sie  ein 
Mikrokosmus  ist.  Kein  Anfänger  in  der  Staatskunst  kann  die  Einsicht  missen, 
dass  die  Einrichtungen  kleiner  Staaten  noch  keineswegs  auch  in  grossen  möglich 
sind;  und  dass  die  Folgen  einer  und  derselben  staatlichen  Gestaltung  ganz 
anders  in  einem  Belebe  von  dreissig  Millionen  Einwohnern  und  Tausenden  von 
Geviertmeilen  ausfallen,  als  in  «inem  Ländchen,  welches  aus  Einem  Thale  und 
einigen  Hirten  besteht.  Von  Appenz^l-Innerrhoden  lässt  sich  etwa  eine  An- 
wendung für  Hessen-Homburg  oder  Waldeck  machen,  aber  nicht  von  Uri  für 
Russland,  und  selbst  nicht  von  Bern  für  Preussen  oder  auch  nur  für  Bayern. 
Was  grösser  ist  als  Nassau  oder  Braunschweig,  findet  kein  Gegenbild  in  der 
Schweiz;  zu  einem  abschliessenden  Urtheile  über  die  Tauglichkeit  und  Lebens- 
fähigkeit jener  mikroskopischen  Monarchieen  bedarf  aber  Niemand'  mehr  eine^ 
fremden  Anhaltspunktes. 

Damit  soll  aber  die  grosse  Bedeutung  des  schweizerischen  Bechtes  für 
eine  richtige  allgemeine  Auffassung  des  Staatslebens  nicht  im  mindesten  ge- 
läugnet  werden.  Diese  Bedeutung  liegt  nur  anderswo^  als  in  einer  Yerglei- 
chiing  der  schweizerischen  Yolksherrschaften  mit  den  europäischen  Königreichen. 

Eine  Eenntniss  jenes  Bechtes  gibt  nämlich,  vor  Allem,  höchst  bedeutende 
Beiträge  zur  Einsicht  in  das  Wesen  der  Yolksherrschaft  an  sich,  (also  ohne 
v^eitere  Beziehung  zu  anderen  Zuständen ;)  und  zwar  sowohl  der  unmittelbaren, 
reinen  Demokratie,  als  der  durch  Stellvertreter  ausgeübten.  Zwei  und  zwanzig 
demokratische  Staaten  von  verschiedener  Art  und  Grösse  sind  immerhin  ein 
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reicher  Stoff  der  Beobachtung;  und  die  daraus  gewonnenen  Ergebnisse  sind 
von  nm  so  grösseren  Werthe,.  als  die  Schweiz  nach  Gesittigong,  Bevölkerangs- 
dichtigkeit  und  Yolkswirthschaft  ein  europäisches  Land  der  Jetztzeit  ist,  somit 
die  Zustände  nicht  erst  mit  Mflhe,  Grelehrsamkeit  und  Gefahr  Yielfacher  Feiü- 
griffe  unserem  Verständnisse  nahe  gebracht  werden  mfissen.  Auch  ist  es  ein 
gi'osser  Yortheil  für  die  Beobachtung,  dass  die  schweizerischen  Demokratieen 
seit  langen  Jahren  in  so  häufiger  und  tiefgehender  Bewegung  begriffen  smd, 
dabei  aber  ihr  Wesen  vielfach  und  unverhttllt  zeigen. 

Zweitens  ist  kaum  ein  günstigerer  Fall  denkbar  zu  einer  richtigen  Beur- 
theilung  der  Aristokratie.  Gerade  die  bedeutendsten  Staaten  der  Schwrä  wa* 
ren,  zum  Theile  bis  vor  Kurzem,  Aristokratieen;  sind  aber  jetzt  in  Folge  des 
Gleichheitsdranges  in  Demokratieen  verwandelt  Hier  iit  denn  eine  tiefe  Ein- 
sicht in  das  Leben  eines  von  bevorzugten  Geschlechtem  geleiteten  Staates  n 
gewinnen.  Die  Yergleichung  der  jetzigen  Zustände  mit  den  früheren  ist  sebr 
leicht;  und  da  beide  Formen  dieselben  geistigen  und  sachlich^  Bestandtheile 
umfassen,  so  ist  eine  Schlnssziehung  eben  so  sieber  als  belehrend. 

Endlich  giebt  die  Geschichte  der  Bondesverhältnisse  der  Schweiz  eiaai 
wichtigen  Beitrag  zu  der  Lösung  der  schwierigen  Aufgabe,  die  Nothwendigkcit 
eines  grossen  und  starken  Vereines  vieler  kleiner  Staaten  in  Einklang  zu  bria- 
gen  mit  deren  Unabhängigkeitsliebe,  Eifersucht  und  Sonderbündelei.  INe 
Schweiz  hat  einen  langen  Lehrgiemg  durchgemacht  in  der  Frage  vom  Staaten- 
bund und  Bundesstaat,  und  mag  Solchen,  welche  noch  in  der  Lehre  stekea, 
manchen  warnenden  und  aufinuntemden  Blick  geben. 

Nur  erwünscht  kann  es  daher  sein,  dass  —  während  früher  Maa- 
gel  an  brauchbaren  Hülfsmitteln  war  —  in  neuerer  Zeit  eine  auffallend  grosae 
Thätigkeit  in  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  öffentlichoi  Bechtes  der 
Schweiz  glommen  ist;  und  man  nun  an  der  Hand  erprobter  Führer  die  Waa- 
derung  durch  die  Entwicklungsgeschichte  und  die  jetzigen  staatlichen  Zustande 
aller  dieser  Alpthäler  und  Vorländer  thun  kann.  Die  deutsdie  Wiss^schalt  bat 
ohne  Zweifel  Anstoss,  Methode  und  Bedürfoigs  zu  solchen  Arbeiten  gegeben; 
allein  nicht  geringeren  Ruhihes  sind  desshalb  die  Männer  werth,  weldie  sich 
an  die  Erforschung  dieser  kleinen  xmd-  zunächst  nur  für  einen  engen  Kreis 
bedeutsamen  Verhältnisse  gewagt,  sie  dann  aber  mit  Gelehrsamkeit  und 
Blick  durchgeführt  haben.  Eben  das  ist  ja  das  Löbliche,  man  darf  wohl 
das  Bührende,  an  solchen  Bemühungen,  dass  die  Mühe  und  der  Lebensaaf- 
wand  nicht  durch  eine  entsprechende  Tragweite  der  Wirkung  belohnt,  der 
Forscher  nicht  durch  die  Grösse  des  Gegenstandes  selbst  gehoben  wird. 

Die  Erscheinung  aber,  dass  die  Arbeiten  über  das  scfaweizerisdie  Staats- 
recht zum  bedeutenden  Theile,  nach  Zahl  und  Werth,  rechtsgeschichtlidier 
Art  sind,  ist  leicht  erklärbar.  Die  Schweiz  kann  nur  geschichtlieh  hegöBm 
werden;  und  wenn  auch  allerdings  die  jetzige  Entwicklung  der  Demokialie 
daselbst  eine  mehr  grundsätzliche  und  systematische,  als  natorgescfaidiliiGte 
ist:  so  Ueibt  doch  auch  jetzt  noch  sehr  Vieles  übrig,  was  nicht  nach  der  EBe 
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der  Doctrin  gemessen  werden  darf,  nicht  blos  logisch  verstanden  wird.  Von 
jeher  war  daher  in  der  Schweiz  das  Bedflrfhiss  geschichtlicher  Forschung;  und 
es  sind  wenige  Länder,  welche  so  treffliche  £rzählimgen  ihrer  Erlebnisse  be- 
sitzen. Einzelne  und  Gesellschaften  wetteiferten  in  der  Beibringung  und  Sich- 
tang des  Stoffes  und  in  der  Aufklärung  einzelner  dunkler  Fragen.  Yon  der 
deutschen  tieferen  Auffassung  des  gesammten  germanischen  Rechts  -  und  Staats- 
lebens aber  haben  die  Schweizer  gelernt,  auch  ihre  gesanunten  gesellschaftlichen 
Zustände  in  der  Wurzel  zu  erfassen,  sie  in  ihrer  Eigenthttmlichkeit  darzu- 
stellen und  durch  alle  inneren  und  äusseren  Veränderungen  zu  begleiten  bis  in 
die  Gegenwart  Eichhornes  Beispiel  ist  ftlr  sie  nicht  verloren  gegangen.  Nach- 
dem Bluntschli  zuerst  an  seinem  engeren  Yaterlande  Zürich  (später  an  der  ge- 
sammten Eidgenossenschaft),  gezeigt  hat,  was  ein  richtiger  Standpunkt,  rechts- 
wissenschaftliche Purchbildung  und  genaue  geschichtliche  Forschung  zu  leisten 
im  Stande  ist,  sind  seinem  Vorgänge  Andere  gefolgt,  die  gebahnte  Strasse  mit 
vielleicht  noch  grösserer  Sicherheit  und  mit  rdcherem  Stoffe  durchschreitend. 
Allerdings  enthalten  diese  Werke  manches  fOr  den  Staatsgelehrten  wie  für  den 
praktischen  Staatsmann  nicht  unmittelbar  Bestimmte,  da  das  gesammte  Bechts- 
leben  als  ein  Ganzes  aufgefasst  wird,  und  somit  auch  Abschnitte  kommen,  wel« 
che  die  staatlichen  Einrichtungen  nicht  berühren.  Allein  nicht  nur  schadet 
Ueberfluss  weniger  als  Dürftigkeit;  sondern  es  wird  doch  auch  überhaupt  durch 
eine  allgemeine  Bekanntschaft  mit  den  Bechtsverhältnissen  der  Einzelnen  und 
der  Art  Ihrer  Geltendmachung  die  Einsicht  in  die  ganze  Lebensauffassung  und 
Gesittigung  eines  Zeitabschnittes  oder  einer  Bevölkerung  gefördert 

Unter  diesen  Umständen  ist  es  Pflicht  der  Wissenschaft,  Umschau  zu 
halten  in  der  auf  das  schweizerische  Staatsleben  sich  beziehenden  Literatur;  und 
zwar  am  besten  so,  dass  auch  das  Aeltere  oder  das  neuerer  Zeit  über  Aelteres 
Erschienene  nicht  versäumt  wird. 

Der  gesammte  Büchervorrath  über  schweizerisches  Staatsrecht  ist  auch 
jetzt  noch  keineswegs  sehr  gross;  dennoch  ist  es  nicht  ganz  leicht,  ihn  in  eine 
richtige  Uebersicht  zu  bringen,  da  der  gegenständliche  Umfang  und  die  Be- 
handlung der  einzelnen  Arbeiten  sehr  verschieden  sind.  Das  Angemessenste 
wird  dann  wohl  sein,  das  Bundesrecht  der  Eidgenossenschaft  von  dem  Staats- 
rechte der  einzelnen  Kantone  getrennt  zu  halten;  bei  dem  ersteren  die  Schriften 
je  nach  den  von  ihnen  behandelten  verschiedenen  Bundesverfassungen  zusam- 
menzustellen;  im  Eantonsstaatsrechte  aber  das  nach  Zeit  oder  Raum  Umfas- 
sendere vorangehen  zu  lassen.  Wo  ein  Werk  sich  mit  beiden  Seiten  des 
achweizerifichen  Staatslebens  beschäftigt,  ist  es  doppelt  zu  nennen.  Dag^en 
würde  Trennung  der  geschichtlichen  von  den  dogmatischen  Werken  nur  nutzlos 
zersplittern  und  zu  Wiederholungen  führen. 
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I. 

Das  eidgenössische   Bundesrecht. 

Wenige  staatliche  Zustände  der  Welt  sind  so  entfernt  von  einer  theor^ 
tischen  Begründung  und  systematischen  Entwicklung  gewesen,  als  die  alte 
schweizerische  Eidgenossenschaft.  Entstanden  aus  unmittelbarem  praktischen 
Bedflrfnisse  in  verwirrtester  Zeit  und  aus  zufälligsten  Bestandtheilen,  ist  die- 
selbe in  gleich  untheoretischer  Weise  vorgeschritten,  und  hat  tlberdiess  dordi 
gemeinsame  ünterthanenlande,  zugewendete  Orte  und  confessionelle  Sonderbflsde 
die  wunderlichsten,  fast  fratzenhaften  Anhängsel  bekommen.  Man  sollte  nra 
glauben,  dass  fflr  die  Begreifang  und  Handhabung  so  verschiedener,  und  so 
wenig  aus  allgemeinen  Grundsätzen  aufgebauter  Gestaltungen  sich  sehr  frühe 
das  Bedtlrfniss  tüchtiger  schriftstellerischer  Arbeiten  fühlbar  gemacht  habe, 
welche  dem  Staatsmanne  den  Stoff  geordnet  zur  Hand  gelegt,  die  Streitpunkte 
bezeichnet  und  entschieden  hätten ,  für  den  Bürger  aber  eine  Belehrung  Aber 
seine  eigene  Stellung  gewesen  wären.  Und  es  fehlte  auch  in  der  That  weder 
an  Solchen,  welche  auf  das  Bedürfniss  aufmerksam  machten  (wie  z.  B.  Wald- 
kirch), noch  war  Mangel  an  Männern  für  solche  Unternehmungen,  da  die 
Schweiz  zu  allen  Zeiten  durch  die  Freiheit  und  durch  die  Nothwendigkeit  der 
Behandlung  schwieriger  Aufgaben  und  Verhältnisse  treffliche  Staatsmänner  er- 
zeugte'). Dennoch  war  —  mag  nun  die  Ursache  sein,  welche  sie  wolle,— 
Jahrhunderte  lang  die  veröffentlichte  Literatur  des  eidgenössischen  Bundes- 
rechtes sehr  dürftig  und  ungenügend.  Erst  in  der  jüngsten  Zeit  ist  eine  grös- 
sere Thätigkeit  in  der  Bearbeitung  auch  des  früheren  Rechtes  erwacht  nnd 
manches  Yersäumte  nachgeholt  worden.  Eine  unmittelbare  Bedeutung  fflr  das 
Leben  hat  freilich  diese  jetzige  Darlegung  des  Hechtes'  älterer  Zust&nde  nicht 
mehr;  wohl  aber  dient  sie  zum  besseren  Verständnisse  der  Gegenwart  für  die 
Schweiz  selbst,  wie  für  die  fremden  Theoretiker  oder  Gesetzgeber;  und  als 
Beitrag  zu  einem  wichtigen  und  schwierigen  Abschnitte   der  Staatswissenschaft. 

1.  Das   Becht  der  alten  Eidgenossenschaft. 

Während  des  fünfhundertjährigen 'Bestandes  des  ursprünglichen  Schwei- 
zerbundes wurden  kaum  vier  oder  fünf  Schriften  veröffentlicht,  welche  das  öf- 
fentliche Becht  dieses  Bundes  zum  Gegenstande  hatten;  und  auch  diese  liessei 
selbst   bescheidene  Wünsche  unbefriedigt.    Es   waren  diess  die  Arbeiten  toi 


1)  In  Hall  er' 8  Bibl.  der  Schw.  Geschichte,  Bd.  VI,  S.  206,  ist  eine  gtnxe  Reäie 
von  handschriftlichen  Arbeiten  über  das  Öffentliche  Recht  der  Schweiz  angefnhft 
welche  mehr  oder  weniger  vollendet  in  Archiven  und  BüchersammluD^en 
aber  nie  das  Tageslicht  sahen. 


Bnndesrecbt.    Alte  Eidgenossenschaft.  ^y^ 

Simmler'),  Iselin*),  von  Balthasar*),  Falckner*)  und  Meister*). — 
Von  diesen   mag  immerhin  Simmler,   namentlich  in   seiner  Erörterung  durch 
Leu ,  bedeutende  Verdienste  um  die  Geschichte  und  Beschreibung  der  Schweiz 
und  ihrer  einzelnen  Länder  haben;    allein  was   er  von  dem  Bundesrechte  bei- 
bringt, ist   in  der  That  kaum  das  Aeusserlichste.    Eine  tiefe  Auffassung  oder 
auch  nur  eine  gewöhnliche  juristische  Bearbeitung  fehlt  ganz.    Iselin's  Disser- 
tation war  eine  gute  Anfänger -Arbeit,   aber  sie  ist  im  Anfange  des  Anfanges 
stecken  geblieben.    Balthasar's  Fragmente  betreffen  nur  einen  einzelnen  Gegen- 
stand, und  behandelten  diesen  zwar  mit  staatsmännischer  Auffassung  und  Vater- 
landsliebe,  allein  ohne   rechtswissenschaftliche   Schärfe.     Falckner's   Disserta- 
tionen   gehören  zu   der  schlechtesten  und  oberflächlichsten  Art  dieser  Schrift- 
gattung.    Meister  endlich    hatte   seine   Hauptaufmerksamkeit    dem   Kantonal- 
Staatsrechte  zugewendet.    Die  eidgenössischen  Einrichtungen  finden  nur  in  einem 
kleinen  Theile  des  Buches  (S.  384  —  448)  Berücksichtigung;  und  auch  hier  ist 
mehr  eine  sehr  äusserliche  und  manches  Unrichtige  enthaltende  Geschichte,  als 
eine  dogmatische  Darstellung,  das  Ganze  nicht  einmal  eigene  Arbeit,   sondern 
ein  Auszug  aus  einigen  Artikeln  Tschamer^s  in  der  Yverdoner  Encyklopädie. 
In  keiner  dieser  Schriften  findet  sich  ein  tiefes  und  wissenschaftliches  Eingehen 
in  streitige  Fragen  oder  eine   scharfe  rechtliche  Auffassung  irgend  eines  Ver- 
hältnisses;  und  nur  sparsam  helfen  in  einzelnen  Fragen  mehr   oder  weniger 
gelungene   Monographieen  nach  *).    Es   mussten  sich    somit   die    angehenden 
Staatsmänner   der  Eidgenossenschaft   durch   eigene    Forschungen  in   der  Ge- 
schichte und  in  Urkunden,   so  wie  durch  Erlernung  der  Uebung  den  richtigen 
Standpunkt  selbst  zu   verschaffen   suchen.    Und    auch   diess  war  ihnen  durch 


1)  J.  Simmler  (Professor  der  Theologie)  schrieb  1576:  De  rcpublica  Helveüorum 
libri  duo.  Das  erste,  weit  umfassen dere,  Buch  enthält  eine  Geschichte,  das 
zweite  eine  Schilderung  der  Staatseinrichtungen  der  Schweiz  und  der  zugewendeten 
Orte.  Das  Werk  ist  sehr  häufig  neu  herausgegeben  und  in  andere  Sprachen 
übersetzt  worden  (s.  Haller,  Bibl,  Bd.  IV,  S.  295  fg.).  Bemerkenswerth  aber 
ist  namenllich  eine  Fortsetzung  und  £rweilerung  des  Werkes :  Von  dem  Regiment 
der  Löbl.  Eidgenossenschaft,  mit  Anmerk.  von  H.J.Leu.  Zürich,  1722  u.  1735,  4. 

2)  Iselin,  J.,  Tentamen  juris  public!  Helvetici.  Diss.  inaug.     Bas.,  1751,  4. 

3)  Balthasar,  F.  y.,  Gedanken  und  Fragmente  über  einzelne  Theile  des  eidge« 
nössischen  Rechtes.    Luzern,  1783. 

4)  Falckner,  £.,  De  jure  legationnm  liberae  resp.  Helvctorum.  Bas.,  1737.  Idem, 
De  Helveticorum  singulari  specie  legatorum,  qui  vulgo  Repraesentantes  vocantur. 
Bas.,  1747. 

5)  Meister,  L.,  Abriss  des  eidgenössischen  Staatsrechtes  überhaupt,  nebst  dem  be- 
sonderen Staatsrechte  jedes  Kantons  und  Ortes.    St.  Gallen,  1786. 

6)  Zu  nennen  ist  namentlich:  J.  J.  Moser,  Verthcidignng  der  1647  geretteten  vöUi« 
gen  Sonverftnetät  der  Eidgenossenschaft  Tüb.,  1731,  4.  Roselet,  Versuch  ei- 
ner Abhandlung  von  den  schw.  Schutz-  und  Schirmbündnjssea  Bern,  1757,  4. 
Jan' 8  Staatsrechtliches  Verhältniss  der  Schweiz  zum  deutschen* Reiche.  I— HL 
Nümbg.  u.  Altd.,  1801—3. 
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den  damaligen  Zustand  der  Geschichtsschreibung  und  durch  den  Mangel  aa 
geordneten  UrkundenBammlungen  nicht  wenig  erschwert.  Ausländer  gar  mögen 
sich  in  der  Kegel  mit  den  Schilderungen  in  statistischen  und  geographischen 
Werken  begnügt  haben  *). 

Erst  als  das  ganze*  Yerhältniss  lediglich  der  Geschichte  yerfallen  war, 
hatte  die  vorgeschrittenere  Wissenschaft  das  Bedttrfniss,  auch  das  alte  Recht 
der  Eidgenossenschaft  geschichtlich  zu  begreifen  und  systematisch  darzulegesL 
Nachdem  zuerst  Henke  in  der  Einleitung  zu  seinem  Rechte  des  Bundes  den 
Weg  dazu  eröffnet  hatte  (wovon  weiter  unten  das  Nähere),  haben  jetzt  Stett- 
ier und  Bluntschli  Arbeiten  geliefert,  welche  nichts  zu  wünschen  übrig 
lassen,  und  von  den  alten  Eidgenossen  hätten  mit  höchstem  Danke  begrüsst 
werden  müssen^).  Dass  sie  unter  sich  verschieden  sind  nach  Anlage  und 
Zweck,  ist  nur  ein  Vortheil  weiter. 

Stettier')  stellte  sich  zur  Aufgabe,  in  klarer  übersichtlicher  Darstel- 
lung, und  gleich  weit  entfernt  von  oberflächlicher  Leichtfertigkeit  und  von  un- 
nützem gelehrtem  Ballaste,  das  Bundesrecht  der  alten  Eidgenossenschaft  zs 
entwickeln,  so  wie  sich  dasselbe  schliesslich  festgestellt  hatte.  Seiner,  ganz 
richtigen,  Ansicht  gemäss  ist  ein  Yerständniss  auch  der  späteren  Einrichtongei 
nur  auf  Grund  der  Kenntniss  der  früheren  Zustände  möglich.  Dabei  liefert 
er  aber  eine  wesentlich  dogmatische,  und  keine  rechtsgeschichtliche  Arbeit, 
obgleich  sich  von  selbst  versteht,  dass  die  zur  richtigen  Auffassung  nöthigen 
geschichtlichen  Anknüpfungen  nicht  versäumt  sind.  In  einzelnen  Abschnitten 
ist  das  Wesen  der  Eidgenossen  nach  Zweck,  Form,  Yerhältniss  zu  den  Kan- 
tonen und  zum  Auslande  erörtert,  sind  die  Bestimmungen  über  die  gemein- 
schaftlichen Herrschaften,  über  die  Eriegsverfassung,  über  das  eidgenössische 
Kecbt  und  über  das  Eirchenweseu  dargelegt.  Das  Ganze  ist  von  massigem 
Umfange  (kaum  100  Seiten);  Ueberflüssiges  findet  sich  nirgends.  Es  möchte 
schwer  sein,  die  gesteckte  Aufigabe  besser  auszuführen.  Die  Auffassung  des 
Wesens  der  Eidgenossenschaft  ist  lediglich  auf  Thatsache  und  Geschichte  ge- 
stützt, das  Bild  mit  reinlichster  Klarheit  gezeichnet;  von  einer  YerzerruDg 
durch  falsche  Doctnn  oder  Analogie  keine  Spur;  das  Urtheil  ernst  und  des 
Yaterlandsfreundes  würdig,  weder  getrübt  durch  Heiligsprechung  des  Aben 
noch  durch  wohlfeilen  Spott.    Der  ganze  Zustand,   so  reich  an  wunderliches 


1)  Hierher  gehören  namentlich:  Fäti,  J.  F.,  ßtaaU-  und  Erdbeschreibung  dar  hdTe- 
tischen  Eidgenossenschaft.  I — lY.  Zürich,  1765—69;  Normann,  Geographiicli- 
statistische  Darstellang  des  Schweizerlandes.    I— lY.  Hambg.,  1794  fg. 

2)  Die  in  Planta's  History  of  the  Helvetic  Confederacy  (Lond.,  1800,  2 Bd.  4)  Bd.fir 
Kap.  5,  ni^d  InLordBrougham's  Political  pbilosophy,  Dd.  11  and  UI,  gegebcaca 
SIÜ2zen  der  Schweizer  Bandes-  und  Kantonal-Siaatsrechiß  sind  allxa  nnbedenlend, 
um  weitere  BeachlOQg  zu  verdienen. 

3)  Stettier,  F.,  Das  Bnpdesstaatsarecht  der  Sehweizor'acben  Eidgenössensckafl  w 
dem  Jahr  1798.    Bern  und  Si  Gallen,  1844. 
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'  positiven  Gestaltimgen,  so  schwach  wegen  kleinlicher  Eifersucht  und  verkehrten 
Unabhängigkeitssinnes,  so  schwer  zn  begreifen  wegen  Mangels  an  allgemeinen 
Grundsätzen,  wird  durch  die  Darstellung  des  Verfassers  klar  vor  unser  Auge 
gerflckt.  Man-  möchte  seine  Leistung  vergleichen  mh  jenen  Abbildungen  schwei« 
zerischer  Gegenden  in  erhabener  Arbeit,  Welche  dem  Beschauer  bequem  und 
Übersichtlich  einen  Begriff  von  der  krausesten  Yerschlingung  der  Thäler  und 
Gebirge  gewähren.  Dass  in  einer  Schrift  dieser  Art  keine  kritischen  Excurse 
gemacht,  alle  Streitfragen  nicht  allseitig  erörtert,  sondern  nur  als  Thatsachen 
angeführt  werden,  bedarf  nicht  erst  der  Erwähnung.  Einen  Nutzen  fär  das 
Leben  hätten  solche  Untersuchungen  ohnediess  nicht 

Viel  umfassender  ist  die  Arbeit  Bluntschlfs  ^)y  sowohl  nach  äusserem 
Umfange  des  Stoffes,  als.  nach  der  inneren  Behandlung.    Es  ist  eine  rechtsge- 
schichtliche Darstellung  des  gesammten  schweizerischen  Bundesrechtes  von  des- 
sen ersten  Anfängen  im  J.  1291   bis  zu  der  im  J.  1848  Tollzogeden  neuesten 
Umgestaltung.    Es  war  dem  Verf.  darum  zu  thun,  die  neueren  Forschungen  im 
deutschen  Rechte  nutzbar  zu  machen  zum  wahren  Verständnisse  der  schweizeri- 
schen Zustände  und  Gesetze,   und  mit  gemässigter  politischer  Gesinnung  und 
durchgebildetem  Rechtssinne  eine  richtige  und  billige  Beurtheilung  von  Ursachen 
und  Folgen  zu  vermitteln,   damit  aber  beizutragen  zu  einem  besonnenen  Be- 
tragen in  der  Gegenwart  und  nächsten  Zukunft.    Bezeichnend  sagt  er  in  seiner 
Zueignung  an  die  Landammänner  und  Räthe  der  Urkantone:  „Die  Erbschaft 
(der  Väter)  dürfen  wir,   die  Enkel,  weder  den  Legisten  Preis  geben,  welchen 
nichts  heilig  ist  als  der  todte  Buchstaben  des  Gesetzes,  noch  den  wilden  Juügen 
zur  Beute  werden  lassen,  welche  den  Lrrlichtem  nachjagen  und  in  die  Sümpfe 
fallen*^  —    Der  grössere  Theil  der  geschichtlichen  Darstellung  befasst  sich  mit 
dem  hier  zunächst  zu  Besprechenden,  nämlich  mit  der  alten  Eidgenossenschaft 
Es  zerfällt  nämlich  das  Werk  in  zwölf  Bücher,  deren  sieben  erst^   die  Ge- 
schichte und  die  systematische  Darstellung  des  Bundes  bis  zum  J.  1798  be- 
greifen.   (Das  achte  Buch  schildert  die  helvetische  Republik;  das  neunte  die 
Mediationsperiode;  das  zehnte  die  Bundesverfassung  von  1815;  die  beiden  letz- 
ten erörtern  die  Verfassung  von  1848  sammt  den  übrigen  Fragen  der  G^en- 
wart)'  —    Ueberall  ist  mit  der  allgemeinen  Geschichtserzählung  eine  abgeson- 
derte Behandlung  der  wichtigsten  einzelnen  Beziehungen  geschickt  verbunden, 
dadurch  aber  Ueberäicht  und  Zusammenfassung  gewonnen.    So  ist  im  Bueh  IV. 
die  Geschichte  und  das  rechtliche  Verhältniss  der  zugewendeten  Orte  und  der 
geoDieinen  Herrschaften  gegeben;  im  Buch  V.  das  Verhältniss  der  alten*  Eidge- 
nossenschaft zum  Auslande,   namentlich   zu  Kaiser  und  Reich,  zu  Oesterreich 
und  zn  Frankreich;  im  Buch  VI.  die  Erzählung  der  confessionellen  Verhältnisse 
seit  der  Reformation.    Im  Buch  VII.  aber  wird  ausführlich  die  alte  Bundesver- 


1)  Blunttohli,  J.  C  G«9ehiehta  des  sehweiseiischen  Bundesreehtes  von  den  er- 
eten  ewigen  Bänden  bis  auf  die  GegoiwarL  I.  U.  Zfirieh,  1849—52.  Der  zweite 
Band  enthält  Urkunden. 
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fassung  entwickelt.  —  Es  giebt  wohl  wenige  Schriften,  welche  in  gleichem 
Maasse  durchsichtige  Klarheit  der  Auffassung  und  Darstellung  mit  grflndlicher 
Eenntniss  des  Gegenstandes  verbinden.  Mit  richtigem  Tacte  ist  das  Wichtige 
hervorgehoben ,  das  Unbedeutende  und  durch  Masse  Verwirrende  bei  Seite  ge- 
schoben, das  Zweifelhafte  kurz  und  scharf  entschieden  oder  als  unlösbar  be- 
zeichnet. Die  ältesten  Zustände  sind  von  Fabeln  und  Mi&sverständnissen  be- 
freit, die  verwickelten  Verhältnisse  deutlich  und  übersichtlich  aus  einander  ge- 
setzt, der  staatliche  Geist  jeder  Zeit  in  seiner  Eigenthümlichkeit  aufgefasst 
Die  beigebrachten  Beweise  weisen  ohne  nutzlos  prunkende  Gelehrsamkeit  imr 
auf  die  entscheidenden  Urkunden  oder  Forschungen  hin;  der  Verf.  ist  sich  ja 
bewusst,  dass  er  Herr  des  Stoffes  ist,  und  dass  auch  Andere  ihm  diess  zu- 
geben. Zu  überschlagen  giebt  es  hier  gar  nichts;  selbst  die  Untersuchuiigen 
über  die  ursprünglichen  Zustände  der  Waldstädte  vor  ihrem  ersten  B&ndmsse 
mit  einander,  sind  —  wenn  auch  für  das  Bundesrecht  zunächst  nicht  von  gros- 
ser Bedeutung  —  so  anziehend,  dass  man  sich  ihnen  gerne  hingiebt,  um  dne 
endliche  begründete  Ansicht  in  diesen  berühmten  Streitfragen  zu  gewinnen. 

Schliesslich  mögen  hier  noch  zwei  Werke  erwähnt  sein,  welche  zwar  das 
innere  öffentliche  Hecht  der  Sidgenossenschaft  nicht  berühren,  allein  deren 
Kenntniss  doch  einen  wesentlichen  Beitrag  zum  völligen  Verständnisse  desselben 
giebt.  Bekannt  ist  das  enge  Verhältniss,  in  welchem  die  Eidgenossenschaft 
Jahrhunderte  lang  mit  Frankreich  stand.  Auf  der  einen  Seite  lieferten  die 
Schweizer  den  Königen  von  Frankreich  zahlreiche  und  tapfere  Soldtruppeo, 
deckten  die  verwundbarsten  Grenzen  des  Landes,  und  unterstützten,  in  der  Be 
gel,  dessen  Politik;  auf  der  andern  Seite  waren  sie  vielfach  von  dem  mächtigeo, 
überdiess  Geld  und  Ehrenstellen  spendenden  Verbündeten  beeinflusst.  Auch  in 
.den  inneren  Angelegenheiten  und  Streitigkeiten  der  Eidgenossen  hatte  Frank- 
reich vielfach  die  Hand.  Wenn  auch  nicht  vollkommene,  so  doch  immer  be- 
lehrende Auskunft  über  diese  Verhältnisse  geben  nun  folgende,  unter  sich  aller- 
dings sehr  verschiedene,  Werke.  —  Der  ehemalige  Grossrichter  der  Schwei2C^ 
Leibwache  in  Paris,  Vogel,  hat  eine  Sammlung  der  von  den  franzosisdici 
Königen  den  Schweizern  in  Frankreich  eingeräumten  Vorrechte  herausgegeben '); 
allerdings  blosen  Text,  ohne  alle  geschichtliche  oder  dogmatische  Erläutenmg, 
aber  doch  schon  durch  den  einfachen  Inhalt  interessant.  Die  öffentlichen  Briefe 
beginnen  mit  1481  und  gehen  bis  1728.  —  Sodann  hat  der  eben  jetzt  (1855)  verstor- 
bene St.  Galler  Staatsmann  Zellweger*)  eine  aus  den  Urkunden  gearbeitete  Ge- 
schichte sämmtlichcr  Beziehungen  der  Eidgenossenschaft  zu  Frankreich  währead 


1)  Les  Privileges  des  Suisses  .  .  .  par  M.  V(ogel)  G.  J.  D.  G.  S.  (Grand  Jnge  ^ 
Gardes  Suisses.     Zuerst  1831;  2le  Aufl.    Yverd.,  1770.    4. 

2)  Zell  weger,  J.  H.,  Geschichte  der  diplomatischen  Verhältnisse  der  Sehweif  oi^ 
Frankreich  von  1698—1784.  St  Gallen  und  Bern  ,  1848—49.  Bis  jetzt  erseiiK- 
nen:  Bd.  I,  1  und  2. 
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der  Begierangen  Lndwig's  XIV,  des  XV.  und  des  XVI.  untemommen.  Bis  jetzt 
ist  leider  nur  das  erste  Drittheil  erschienen;  allein  schon  dieses  giebt  sehr 
merkwürdige  Aufschlttsse.  Das  Werk  liest  sich  allerdings  nicht  leicht;  allein 
der  Inhalt  entschädigt  reichlich. 

Es  mag  dahin  gestellt  bleiben,  ob  nach,  diesen  beiden  Schriften  der  ge- 
lehrte schweizerische  Alterthumsforscher  oder  der  im  Leben  stehende  Ge- 
schäftsmann noch  ein  unbefriedigtes  Bedürfhiss  hinsichtlich  des  alten  Bundes 
hat.  Allein  sicherlich  ist  der  fremde  Staatsgelehrte  und  Staatsmann  vollständig 
durch  dieselben  für  seine  Bedürfnisse  zufrieden  gestellt.  Er  bedarf  nichts 
weiter,  um  mit  klarem  Blicke  den  Schweizer  Bund  einzureihen  in  die  grosse 
Bildersammlung  der  staatlichen  Erscheinungen;  und  er  besitzt  jetzt  den  höthi- 
gen  Stoff  vollständig  geordnet,  um  die  Warnungen  und  Beispiele  sich  abnehmen 
•zu  können,  welche  diese  „confnsio  divinitus  conservata'^  in  reichem  Maasse 
liefert 

2.  Das  Recht  der  helvetischenBepublik  und  der  Mediationsacte. 

Eigene  Darstellungen  des  schweizerischen  Staatsrechtes   in  der  Zeit  der 
einen  und  untiieilbj^jen   helvetischen  Republik  und  unter  der  Herrschaft  der  ^         /  _^^ 

napoleonischen  Mediationsacte  giebt  es  nicht.  Es  waren  Zeiten  des  Handelns  vi^-^^'^^^ 
und  Leidens,  nicht  aber  der  Erjyägung  und  der  sammelnden  Gelehrsamkeiit. 
Keiner  konnte  im  damaligen  Zustänoe  Europa's  Lust  tragen,  das  Recht  der  tL.^^'^'^^'^'f 
während  der  Arbeit  sich  beständig  verändernden  staatlichen  Nebelbilder  zu  un- 
tersuchen; in  der  Schweiz  fast  noch  weniger,  als  anderwärts.  Zu  einer  nach- 
träglichen genaueren  Darstellung  ist  aber  kaum  ein  genügendes  praktisches 
Bedürfniss;  und  wir  mögen  es  daher  als  einen  günstigen  Zufall  und  als  eme 
leidliche  Zufriedenstellung  betrachten,  dass  sowohl  Bluntschli  in  dem  obenge- 
nannten Werke,  als  auch  Stettier  in  einer  sogleich  weiter  zu  besprechenden 
Schrift  den  vorübergehenden  Gestaltungen  von  1798 — 1815  eigene  Abschnitte 
gewidmet  haben;  und  dass  Troxler  ausser  den  beiden  wirklich  zur  Ausfüh- 
rung gekommenen  Vcrfassangen  auch  die  im  Zustande  des  blosen  Entwurfes 
gebliebenen  Versuche  einer  gemeinschaftlichen  Einrichtung  bekannt  gemacht 
hat*).  Da  in  dieser  Zeit  nach  allgemeinen  Grundsätzen,  gleichgültig  jetzt 
ob  passenden  oder  verwerflichen,  gehandelt  wurde,  so  ist  das  Verständniss 
dieser  vorübergehenden  Bundesverfassungen  ein  weit  leichteres  und  schon  - 
aus  den  Urkimden  selbst  zu  schöpfen  ^).  Die  völlige  Umk^hrung  des  ganzen 
alten  Zustandes,  deren  positiver  Ausdruck  die  beiden  Bundesverfassungen  von 
1798  und  1803  sind,  war  und  ist  allerdings  von  der  g^rössten  und  bleibend- 
sten Wichtigkeit  für  die  Schweiz ;   allein  es  ist  mehr  die  Geschichte^  der  Bege- 


1)  Troxler,  J.  P.  V.,  Die  sieben  Bundesverfassungen  der  schw.  Eidgenossenschaft 
von  1798-1816.    Zöriofa,  1838. 

2)  S.  diese  unter  Anderen  auch  bei  Pölitz,   Enrop.  Verfassungen.   2.  Aufl.,  Bd.  in, 
S.  114  t 

T.  Mohl,  StJUktowisseatehaft,  I,  3][ 
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benheiten  lehrreich,  als  das  wenig  entwickelte  Becht.  Jene  aber  ist,  wie  be- 
kannt, reichlich  bearbeitet,  zuletzt  namentlich  von  Tillier,  Hottingernnd 
Monnard,  so  wie  in  den  Lebensbeschreibungen  von  Laharpe,  Reinhard  und 
Usteri. 

Man  mag  daher  alsbald  übergehen  zu  den  Schriften,  welche 

3.  Das  Becht  der  Eidgenossenschaft  nach  dem  Bunde  von  1815 

behandeln.  Es  sind  diese  theils  Quellen  und  Sammelwerke,  theils  wissen- 
schaftliche Bearbeitungen. 

Vor  Allem  mus9  hier  der  amtlichen  Bekanntmachungen  Erwähnung  ge- 
schehen, welche  über  die  Geschichte  der  Entstehung  des  Bundes  von  1815 
Aufschluss  geben.  Es  sind  diess  die  Protocolle  der  Tagessatzungen  von  1813 
—14  und  von  1814—15  *).    So  ungewältigbar   und  für  den  Gebrauch  unbe- 

I 

quem,  so  vollständig  und  also  lehrreich  sind  dieselben. 

In  zweiter  Stelle  ist  zu  nennen  die  Quellensammlung  üsteri's*).  Schon 
im  Jahr  1816  veranstaltete  dieser  verdiente  Züricher  Staatsmann  eine  Samm- 
lung der  die  Umgestaltung  des  Gesammtvaterlandes  betreffenden  Urkunden. 
Allmählig  kamen  aber  weitere  Actenstücke  dazu;  und  da  die Tagsatznng  zwar 
eine  amtliche  Sammlung  der  das  öffentliche  Becht  der  Eidgenossenschaft  be- 
treffenden Urkunden  veranstaltet,  (Officielle  Sammlung  der  das  schw.  Staats- 
recht betreffenden  Actenstücke.  Zürich,  1820,)  auch  für  eine  französische 
üebersetzung  derselben,  und  für  eine  regelmässige  Fortführung  in  je  zweijäh- 
rigen Lieferungen  gesorgt,  allein  dieselbe  nicht  in  den  Buchhandel  hatte  kom- 
men lassen:  so  entschkss  sich  Usteri  zu  einer  vermehrten  und  berichtigten 
Ausgabe  seiner  Arbeit.  Dieses  Handbuch  umfasst  nun  sowohl  das  Bundesrecht, 
als  das  der  Kantone.  Die  hierher  gehörige  erste  Hälfte  giebt  in  drei  Abthei- 
lungen die  auf  den  Bundesvertrag  von  1815  sich  beziehenden  Urkunden;  die 
Beschlüsse  der  Eidgenossenschaft  und  die  Concordate  unter  den  Ständen 
endlich  die  Verträge  mit  dem  Auslande.  Eine  kurze  statistische  und  litera- 
rische Einleitung  enthält  dankenswerthe  Notizen ;  und  auszusetzen  an  dem  Werke 
dürfte  nur  das  sein,  dass  es  die  wieder  aufgehobene,  aber  doch  noch  oft  nach- 
zusehende, Verfassung  der  Helvetik  und  die  Mediationsacte  übergeht 

Das  viel  gebrauchte  Buch  veraltete  allmählig;  es  unternahm  daher  L 
Snell  die  Herausgabe  einer  ähnlichen,   aber   vervollständigten  Sammlung'). 


1)  Abschied  über  die  Verhandlungen  der  eidgenössischen  Versammhing  zu 
vom  27.  Christm.  1813  bis  11.  Homung  1814.  0.  D.  u.  J.,  foL  —  Abschied  dff 
am  6.  April  1814  zu  Zürich  versammelten  und  am  31.  Aug.  1815  geschlosseaei 
ausserordenü.  eidgen.  Tagssatzung.  I— lü.  0.  D,  u.  J.,  fol. 

2)  (Usteri,  P.,)    Handbuch   des  schweizerischen  Staatsrechtes.     2.   verm.  Auf^ 
Aarau,  1821. 

3)  Snell,  L.,   Handbuch  des  schweizerischen  Staatsrechtes.    Bd.1, 


Bnadesrecht.    Eidgenossenschaft  von  1815.  4g3 

Sie  zerfällt  in  ähnliche  Abtheilongen,  wie  die  Usteri'sche,  ausserdem  liefert  ein 
Anhang  einige  Particularconcordate  und  eine,  sehr  dankenswerthe,  Sammlung 
von  Urkunden  über  kirchliche  Verhältnisse.  —  Die  ganze  Einrichtung  des 
Werkes  ist  lobenswerth.  Nicht  nur  sind  die  Urkunden  sehr  ToUst&adig '  ge- 
sammelt, (freilich  auch  mit  der  so  eben  bei  Usteri  getadelten  Auslassung;) 
sondern  sie  sind  auch  zweckmässig  nach  Gegenständen  geordnet  und  mit  aas- 
reichenden Begistern  versehen.  Ueberdiess  hat  der  Herausgeber  sehr  zahl- 
reiche Anmerkungen  beigefügt,  welche  die  zum  richtigen  Verständnisse  erfor» 
derlichen  geschichtlichen,  statistischen  und  literarischen  Nachrichten  enthalten. 

Einer  theoretischen  Behandlung  dagegen  haben  sich  (ausser  dem  betref- 
fenden Abschnitte  in  Bluntschli's  bereits  angeführtem  Werke)  der  ehemalige 
Bemer  Professor  E.  Henke  ^)  und  später  F.  Stettier')  unterzogen. 

Henke's  Schrift  ist  von  keinem  grossem  Belange.  Zum  Handbuche  für 
Vorlesungen  bestimmt,  giebt  sie  in  einem  voUen  Dritttheile  ihres  Umfanges 
einen>  der  Sache  selbst  ganz  fremden,  Abriss  des  philosophischen  Staats- 
rechtes. Einen  andern  Abschnitt  widmet  sie  einem  allgemeinen  Eontonal- 
staatsrechte ;  so  .dass  für  die  dogmatische  Darstellung  des  damals  gültigen 
Bandesrechtes  nur  ein  kleiner  Raum  übrig  bleibt.  Deutlichkeit  und  Einfach- 
heit  mag  diesem  eigentlichen  Kerne  des  Buches  nicht  abgesprochen  werden; 
allein  von  einer  scharfen  Auffassung  der  einzelnen  Rechtsinstitute  oder  von 
einer  eindringlichen  kritischen  Erörterung  de^  zweifelhaften  Fragen  ist  keine 
Bede.  Selbst  dem  Umfange  nach  ist  das  System  lange  nicht  vollständig.  So 
ist  z.  B.  der  auswärtigen  Verhältnisse  der  Schweiz  nur  ganz  äusserlich  und 
oberflächlich,  der  kirchlichen  Angelegenheiten  gar  keine  Erwähnung  gethan. 
Von  entschiedener  Verkehrtheit  aber  gar  ist  der  vom  Verf.  gemachte  Versuch 
eines  allgemeinen  Eantonalrechtes,  in  welchem  die  angeblich  den  sämmt- 
lichen  einzelnen  Kantonen  gemeinschaftlichen  Sätze  des  öffentlichen  Rechts 
erörtert  werden.    Hiervon  jedoch  unten. 

Wieder  mit  grossem  Lobe  muss  dagegen  auch  diese  Arbeit  Stettler's 
erwähnt  werden.  Nach  einer  kurzen,  aber  das  Wesentliche  mit  staatsmänni- 
schem und  juristischem  Sinne  bestimmt  hervorhebenden  Darstellung  der  Zu- 
stände unter  der  helvetischen  Republik  und  unter  der  Mediationsacte  wird 
zuerst  die  Geschichte  der  Entstehung  des  Bundes  von  1815  gegeben,  dann  in 
YoUständiger  dogmatischer  Erörterung  das  Bundesrecht  dargelegt.     Diese  Aus- 


recht   Zürich,  1839;  Bd.  II,  Kantonalstaatsrecht,  1844.  8.  Zum  ersten  Bande  lind 
im  J.  1844  Nachträge  erschienen,  zum  zweiten  Bande  in  Aussicht  gesteUt 

1)  Henke,  £. ,  Oeffentllchcs  Recht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  der 
Kantone  der  Schweiz.  Nebst  Gmndzfigen  des  allgemeinen  Staatsrechts.  Aaran, 
1821. 

2)  Stettier,  F.,  Das  Bandesstaatsrecht  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  ge- 
mäss den  EntwickUmgen  seit  dem  J.  1798  bis  zur  Gegenwart  Bern  und  St 
Gallen,  1847. 

81* 


484  ^'®  Literatur  des  schweizerischen  Staatsrechtes. 

ffihmng  ist  zwar  sehr  ferne  von  Breite  und  tlberflttssigen  Abschw^hagen; 
allein  dennoch  wird  nicht  blos  das  Aeusserliche  und  Formelle  kabl  hergezählt, 
sondern  die  rechtliche  Eigenschaft  der  verschiedenen  Bestimmungen  scharf  ond 
mit  praktischem  Sinne  untersucht,  die  Beihefolge  der  sich  daraus  ergebendeD 
S&tze  bestimmt,  wo  es  passend  und  nOthig  schien  ein  kömiges  ürtheil  geftflL 
Es  reiht  sich  somit  die  Schrift  würdig  der  vom  Verf.  gegebenen  Darstellnng 
des  alten  Bundesrechtes  an ;  und  es  ist  in  der  That  zu  beklagen,  dass  eine  so 
gute  Arbeit  kaum  nach  ihrem  Erscheinen  durch  den  Umsturz  der  Staatsein- 
richtung, welche  sie  behandelt^,  ihre  hauptsächlichstee  Bedeutung  verlor. 

Endlich  ist  es  noch  an  der  Stelle,  unter  den  Schriften,  welche  die  staat- 
lichen Zustände  der  Schweiz  unter  der  Verfassung  von  1815  erörtern,  auch  der 
berflhmten  Statistik  Frans cini's  Erwähnung  zu  thun  i).  Allerdings  ist  das 
Buch  zur  Darlegung  von  Rechtssätzen  zunächst  nicht  bestimmt ;  allein  die  den 
zweiten  Band  bildende  Schilderung  des  „politischen  Zustandes  der  Schweif 
enthält  60  viele  und  genaue  Nachrichten  über  die  staatlichen  Einrichtnflgen 
sowohl  der  gesammten  Eidgenossenschaft,  als  einzelner  Kantone,  dass  das  Wei^ 
gar  sehr  zur  Ergänzung  der  Kenntnisse  und  Einsichten  empfohlen  we^ 
den  muss. 

4.    Das  Recht  der  Verfassung  vom  J.  1848. 

Die  jetzt  gültige  Bundesverfassung  der  Schweiz  ist  das  Ergebniss  langer 
und  heftiger,  zweimal  bis  zum  inneren  Kriege  gesteigerter  Bewegungen  and 
Bestrebungen.  Nachdem  in  Folge  -der  französischen  Julirevolution  die  demo- 
'kratische  Parthei  in  vielen  Kantonen  die  Herrschaft  erreicht  und  neue  Vff- 
fassungen  durchgesetzt  hatte,  brach  sich  die  Abneigung  auch  gegen  die  unge- 
nügende und  von  den  Bevorrechteten  herrührenden  Bundesverfassung  von  1815 
allmählig  Bahn.  Der  erste,  im  Jahre  1832  gemachte.  Versuch  einer  Aende- 
rung  misslang  zwar*);  allein  im  Jahre  1848  wurde  der  lange  gereifte  Gedanke 
mit  Entschlossenheit  und  Geschick  durchgeführt  •).  —  Noch  ist  allerdings  die 
Dauer  der  neuen  Gestaltung  nicht  durch  die  Zeit  oder  durch  grosse  Stürme 
gesichert;  allein  die  Wahrscheinlichkeit  ist  allerdings  für  Bestand  und  weitere 


1)  Franscini,  St,  Neue  Statisük  der  Schweiz.    A.  d.  llaL,  L  IL    Beni,  1848. 

2)  Ueber  diesen  ersten,  wenn  gleich  fruchtlosen  so  doch  immerhin  meikwördigci, 
Veranderongsversuch  sehe  man :  Acte  F^ddral  de  la  Conföderation  soisse,  pitö^ 
par  la  Commission  de  rdvision.  Gen.,  1832;  und  (Rossi,)  Rapport  de  la  Com- 
mission  de  la  Bi^te  sur  la  projet  d'Acte  Fed^raL  Gen.,  1832.  (Beides  sack 
deutsch.) 

3)  Eine  genaue  und ,  soweit  solches  in  einer  Erzählung  gleichzeitiger  Begebeoheia 
und  von  einem  Mithandelnden  erwartet  werden  kann,  unpartheüscfae  und  hülse 
Geschichte  der  inneren  staatlichen  Bewegungen  der  Schweiz  ist:  Baumgsrt- 
ner,  J.,  Die  Schweiz  in  ihren  KAmpfen  und  UmgestaUongen  von  1830—50.1^ 
Zflrieh,  i8&3— 54. 
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Ansbildong.  Dann  wird  sich  auch  das  Bedflrfniss  einer  grfindlichen  wisfien« 
schaftlichen  Bearbeitung  fflhlbar  machen,  nnd  den  Ordner  und  Ausleger  ohne 
Zweifel  finden.  Bis  jetzt  hat  das  neue  Bundesrecht  eine  eigene  rechtliche 
Bearbeitung  noch  nicht  erhalten;  und  bis  zum  Erscheinen  einer  solchen  muss, 
so  weit  der  Text  der  Bundesacte  selbst  ^)  und,  zu  ihrer  Geschichte  und  Aus- 
legung, die  ProtocoUe  der  zur  Bearbeitung  eines  Yerfassungs-Entwurfes  nieder- 
gesetzten Commission^)  nicht  ausreichen,  zunächst  noch  die,  glücklcherweise 
im  kleinen  Umfange  treffliche,  letzte  Abtheilung  der  Geschichte  von  Bluntsch li 
genügen. 

n. 

Das  Kantonal-Staatsrecht. 

War  es  schon  für  die  Eidgenossenschaft  schwer,  zu  einer  eigenen  staats- 
rechtlichen Literatur  zu  gelangen,  —  ein  Nachtheil,  welchen  sie  mit  allen 
Staaten  gleicher  Grösse  theilt,  —  so  war  und  ist  natürlich  die  Schwierigkeit 
noch  weit  grösser  hinsichtlich  des  Eantonalstaatsrechtes.  Nur  in  einigen  der 
grössten  Kantone  konnte  auf  einen  hinreichenden  Leserkreis  für  ein  wissen- 
schaftlich gehaltenes  Werk  über  die  Landesgesetzgebung  gehofft  werden.  Und 
dennoch  war  die  Bearbeitung  des  öffentlichen  Rechtes  eines  jeden  Kantons 
Bedürfniss,  theils  für  die  eigenen  Bürger,  theils,  und  vielleicht  noch  mehr,  für 
die  Behörden  und  Angehörigen  anderer  Kantone.  E.s  war  daher  ein  natür- 
licher Gedanke  allgemeine  Werke  anzulegen,  welche  von  einer  grösseren 
Anzahl  von  Kantonen,  vielleicht  von  allen,  das  Nothwendigste  enthielten,  und 
somit  für  einen  umfassenderen  Kreis  wenigstens  das  erste  Bedürfniss  befrie- 
digten. Möglicherweise  konnten  sie  auch  nur  einzelne  Theile  des  öffentlichen 
Bechtes  der  Kantone  behandeln,  z.  B.  das  Kirchenrecht  derselben,  die  Finan- 
zen u.  s.  w.  In  dem  einen  wie  in  dem  andern  Falle  aber  war  eine  doppelte 
Behandlung  des  Stoffes  möglich.  Entweder  beschränkte  man  sich  auf  das 
blose  Sammeln  der  wichstigsten. Gesetzestexte,  etwa  eingeleitet  mit  den  nöthig- 
sten  geschichtlichen,  statistischen  und  literarischen  Notizen,  allein  ohne  weitere 
Bearbeitung  des  Stoffes.  Oder  mochte  der  Versuch  gemacht  werden,  durch 
Zusammenstellungen  und  Schlussfolgerungen  das  allen   Gemeinschaftliche   zu 


1)  Derselbe  ist  oft  abgedruckt,  namenllich  auch  in  den  verschiedenen  Handausgaben 
von  Grundgesetzen  u.  s.  w.,  welche  das  J.  1848  hervorrief.  So  z.B.  in  Rauch's 
Parlamentär.  Taschenbuche.    Erl.,  1848. 

2)  Es  wurde  in  der  Commission  ein  deutsches  nnd  ein  französisches  Protoeoll  ge- 
fObrt.  Das  französische  hat  den  Titel:  ProtocoUe  des  d^lib^rations  de  la  Com- 
mission charg^e  .  .  de  la  revision  du  Pactc  Fcdciral  de  1815.  R^d.  par  Schiess. 
s.  1.  et  a.  4.  Künftige  Ausleger  der  V.U.  werden  ohne  Zweifel  die  AufzeichnuDg 
sehr  därfUg  finden,  und  namentlich  die  Namen  der  Anstragssteller  ungerne  ver- 
missen. 


486  ^^®  literatur  des  schweizerüchen  Staatsrechtes. 

finden  oder  die  unterschiede  aufzudecken.  Es^verhielt  sich  der  schweisedscto 
Staatsgelebrte  zu  seinem  Stoffe  ganz  ¥fie  der  deutsche,  nur  in  engerem  Kreise. 
Und  auch  darin  war  eine,  nicht  ehen  erfreuliche,  Aehnlichkeit  beider,  dass 
die  seit  zwei  Menschenaltem  sich  unaufhörbch  drängenden  ümgestaltongen  der 
Verfassungen  das  kaum  fertige  Werk  zur  Antiquität  werden  liessen. 

Es  ist  desshalb  nöthig,  im  Nachstehenden  die  allgemeineren  Schriften 
Ober  Eantonaistaatsrecht  den  Monographieen  über  nur  einzelne  Kantone 
vorangehen  zu  lassen ,  bei  den  ersten  aber  die  Bearbeitungen  von  den  Sam- 
melwerkef  zu  trennen.  In  allen  Abtheilungen  wird  möglichste  Vollständigkeit 
angestrebt  werden;  doch  ist  wohl  eine  nur  kurze  Erwähnung  bei  minder  be- 
deutenden Schriften,  namentlich  auch  tlber  älteres  Kecht,  an  der  Stelle.  Die 
Aufzählung  der,  in  einzelnen  Kantonen  und  über  gewisse  Ereignisse  in  flber- 
schwänglicher  Menge  erschienenen  Flugschriften,  wird  gerne  erlassen  werden. 
Dergleichen  Erzeugnisse  des  Augenblickes  mögen  etwa  zur  Kenntniss  der  Par- 
theien, und  somit  etwa  für  die  Geschichte  nimmermehr  aber  für  das  Recht) 
von  Bedeutung  sein.  Ebenso  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  sehr  reichhaltige  sta- 
tistische Literatur  über  die  Schweiz  aufzuführen,  obgleich  es  Unrecht  wäre  zu 
läugnen,  dass  in  mehreren  Werken  dieser  Art  auch  die  staatsrechtlichen  Ab- 
schnitte mit  grosser  Sachkenntniss  nnd  Anschaulichkeit  bearbeitet  sind^)- 
Möglich,  dass  einige  tüchtige  Abhandlungen  in  Zeitschriften  entgungen  sind. 

1.    Allgemeines  Kantonal-Staatsrecht 

und  zwar: 

A.    Bearbeitungen. 

Die  Zahl  der  Schriften,  welche  das  öffentliche  Recht  der  gesammten 
Kantone  in  irgend  einer  Weise  übersichtlich  bearbeiten,  ist  nicht  gross.  Den- 
noch lassen  sich  zwei  wesentlich  verschiedene  Gattungen  unterscheiden.  Die 
einen  suchen  die  den  Einrichtungen  und  Können  der  einzelnen  Kantone  ge- 
meinschaftlich zu  Grunde  liegenden  allgemeinen  Sätze  aufzufinden;  die  andern 
begnügen  sich  mit  einer  abgesonderten  gedrängten  Darstellung  jedes  einzelnen 
Kantonahrecht^s,  ohne  höhere  und  gemeinsame  Regeln  für  sie  zu  suchen. 

.  Dass  jene  erstere  Behandlung  die  wissenschaftlich -belehrendere  und  die 
tiefergehende  ist,  fällt  in  die  Augen.  Leider  ist  es  schwierig,  hierbei  dasRidi- 
tige  zu  treffen.    Die  Erwägungen  und  Zweifel   über  die  richtige   Behandlung 


1)  NamenÜich  ist  auf  nachstehende  zwei  Sammlungen  aufmerksam  zu  machen:  Hel- 
vetischer Almanach.  Zürich,  12,  von  ISOO— 1822.  (über  manche  Zvstinde, 
namenUich  aus  der  Zeit  der  Helvetik  und  der  Mediation,  die  beste  und  oft  die 
einzige  Quelle);  sodann  das:  Gemälde  der  Schweiz.  Sl  Gallen  und  Zürich, 
seit  1834,  (je  in  einem  Bande  die  Schilderung  Eines  Kantons  von  einem  Sacb- 
verstängigen  liefernd;  zum  Theil  vortreffliche  Arbeiten). 
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des   allgemeinen   deutschen  Territorial -Staatsrechtes  finden  auch  anf  die  Be* 
handlongsart  des  allgeipeinen  schweizerischen  Eantonalrechtes  vollständig  ihre 
Anwendung.    Wer  nicht  mit  gesunder  Logik ,  richtigem  geschichtüchen  Blicke 
und  praktischem  Sinne  ausgestattet  ist,   der  läuft  Gefahr,  eine  ganze  Wissen* 
Schaft  zu  erfinden,    welche  durch  und  durch  Lüge  ist,  indem  er  durch  uner- 
lauhte  Verallgemeinerungen   blos  örtlich  gültiger  Normen,   durdi  üebergehun« 
gen   wesentlicher  Unterschiede,   durch   Anwendungen   unrichtiger   Analogieen, 
ct^rch   Verkleidungen    rechtsphilosophischer    Sätze    in    positive    Vorschriften, 
schliesslich   ein   System   von    angeblich    allgemeinen   gültigen   Principien   zu 
Stande  bringt,  von   welchen  nicht  ein  einziges  wissenschaftlich  oder  praktisch 
wahr  ist    —  Diesen  Irrthümern  ist  nun  das  allgemeine   Eantonalstaatsrecht 
nicht  entgangen.    Zwar  sind  hier  der  alte  ehrenhafte  Simmler  und  sein  Er« 
weiterer  Leu  (s.  oben^  S. 477)  mit  bestem  Beispiele  vorangegangen.    Sie  ha« 
ben   ihre  schwierige  Aufgabe,    das   sehr  verschiedenartige,  zum  Theüe  nicht 
einmal  aufgezeichnete ,  zuweilen  hinreichend  irrationale  Recht  der  XTTT  alten 
Kantone   und  der   zugewendeten  Länder  zu  erkunden,  zu  ordnen  und  unter 
allgemeine  Gesichtspunkte  zu  bringen,   redlich  und  fleissig  erfüllt    Und  wenn 
sie  sich  auch  zu  sehr  an  die  Aeusserlichkeiten  gebalten  haben;  und  wenn  tert 
ner  ihre  Eintheilung  der  Kantone  in  solche,  welche  keine  Städte,  sondern  eine 
allgemeine  Landesgemeinde  hatten,  in  solche,  deren  Stadtbürger  einen  Schul* 
theissen  wählten ,  endlich  in  diejenigen ,  deren  Regierung  aus  den  Zünften  her« 
vorgieng,   eine  wunderliche  sein  mag:   so  haben   sie  doch  ein  gar  treues  und 
noch  heute  zum  Nachschlagen  unentbehrliches  Buch  zu  Stande  gebracht    Die- 
sem guten  Vorgange  ist   nun  aber   nicht  gefolgt  worden;  vielmehr   sind  die  ' 
beiden  einzigen   neueren    Schriften,    welche   sich  eine  Zusammenfassung  des 
gesammten    Kantonalstaatsrechtes    vorgesetzten,    tief   in    die    unrichtige  Art 
verfallen.    Es  ist  diess  Henke,   im  zweiten   Buche  seines   oben  bereits  er» 
wähnten  eidgenossischen  Staatsrechtes ,   und  Haupt  i).    Von   letzterem  kann 
eigentlich  kaum  die  Bede  sein.  Nicht  nur  ist  seine  Schrift  sehr  kurz,  sondern  sie 
ist  ohne  alle  Spur  von  rechtswissenschaftlicher  Methode  abgefasst.    Was  aber 
Henke  betrifft,  so  ist  die  falsche,  in  einem  Theile  des  deutschen  Staatsrechtes 
eingehaltene,   Art  der  Behandlung  hier  in  der  That  auf  den  Gipfel  getrieben. 
Es    ist    lediglich   ein    Gemenge   von    rechtsphilosophischen   Sätzen    und   von 
thatsächlich    unrichtigen    Behauptungen.     Wie  toll   war  aber   auch  der   Ge- 
danke, Bern  und  Uri,  Neuenburg  und  Graubünden  in  Einen  Hexenkessel  zu 
weifen,  und  nun  allgemein  gültige    Regeln  der   Verfassung  und  Verwaltung 
aus  demselben  herauszuziehen!    Es  ist  unmöglich,   aus  diesem  Gerede  einen 
Begriff  von  den  Eigenthümlichkeiten   eines  Schweizerkantons  zu  erhalten,  ge« 
schweige  denn  aller.    Unter  diesen  Umständen  ist  es  denn  auch  vOllig  gleich* 
gültig,    dass  Henke  die /Verfassungen  von   1814,    Haupt  die  von  1830  im 
Sinne  hat 


1)  Haupt,  F.,  Gnmdzüge  der  StaaUverfassnngen  in  der  Schweiz.    Zürich,  1843. 


^g  Die  Literatur  d^  sehweizariselieii  Staatnreehtes. 

Ein  hiervon  wesentlich  verschiedener  Gedanke  ist  es,  wom  die  Allge- 
meinheit einer  Bearbeitung  des  Eantonalstaatsrechtes  durch  die  Aneinander- 
reihung Yon  Darstellungen  des  Rechtes  aller  einzelnen  Kantone  erreicht  werdea 
wüL  Hier  ist,  bei  einiger  Pflnktlichkeit,  allerdings  die  Aufstellung  unrichtige 
Sätze  nicht  zu  befürchten;  auch  kann  natOrUch  die  Schilderung  jedes  elnxd* 
nen  Staates  an  sich  ganz  tüchtig  und  zum  Gebrauche  im  täglidien  Leben 
passend  sein:  allein  eben  so  einleuchtend  ist,'dass  der  tiefere  wissenschaftUcbe 
Zweck  einer  Gesammtdarstellung  auf  diese  Weise  nicht  erreicht,  ja  gar  nicht 
einmal  versucht  wird.  Selbst  die  beste  Sammlung  solcher  neben  einander  lie- 
gender Abrisse  überlässt  dem  Leser,  die  schwere  Aufgabe  selbst  zu  lösen,  wie 
Vieles  denn  nun  diesen  Staaten  gemeinschaftlich  sei,  und  wo  sie  verschiedenes 
Recht  haben;  femer,  auf  welchen  geschichtlichen  oder  theoretischen  Gründen 
das  Allgemeine  ,und  das  Besondere  beruhe.  Danach  ergiebt  sich  denn  schon 
von  selbst,  welche  wissenschaftliche  Stufe  Schriften  dieser  Art  einzuräumen 
ist.  —  Wie  dem  nun  aber  immer  sei,  so  liegen  zwei  solche  Werke  in  der 
schweizerischen  Literatur  vor;  ein  älteres,  welches  noch  die  früheren  Xm 
Kantone  schildert,  und  ein  neues,  welches,  so  ziemlich  wenigstens ,^  die  Gegen- 
wart darstellt.  —  Jenes  ist  das,  oben  ebenfalls  bereits  genannte»  Werk  von 
Meister;  leider  eine  sehr  mittelmässige  Arbeit  Vor  Allem  ist  die  grosse 
Ungleichheit  der  Behandlung  der  einzelnen  Kantone  zu  tadeln.  Von  einigen, 
namentlich  den  grösseren,  erfährt  man  so  ziemlich  die  Einrichtungen;  andere 
dagegen  werden  kurz  und  oberflächlich  al^efertigt.  Bei  zweien  oder  dreia 
werden  wichtige  Urkunden  mitgetheilt;  bei  den  übrigen  fehlen  eben  so  bed^i- 
tende.  Sodann  ist  die  Darstellung  kahl  und  trocken;  nur  die  —  übrigens 
nicht  von  Meister  selbst,  sondern  von  L.  A.  v.  Wattenwyl  herrührende  — 
Schilderung  der  berner  Verfassung  ist  lebendiger  und  anschaulicher.  Allein  anek 
abgesehen  von  allem  diesem  ist,  selbst  in  den  besseren  Abtheüungen,  dns 
Buch  insofeme  ungenügend,  als  es  durchaus  nur  eine  äusserliche  Beschreibnng 
der  verschiedenen  Behörden  und  ihrer  Ernennungsweise  giebt,  und  diess  noch 
in  unklarer  Reihenfolge.  Da  ist  also  auch  weder  von  einer  systematischen 
und  übersichtlichen  Zusammenstellung  der  verschiedenen  Regiemngszweiise, 
noch  von  einer  wissenschaftlich  scharfen  Auffassung  des  rechtlichen  oder  poli- 
tischen Wesens  einer  einzelnen  Einrichtung  oder  des  Ganzen,  am  wenigsten 
von  einer  Entwicklung  von  Folgesätzen  die  Rede.  Wer  nicht  aus  der  Ge- 
schichte, oder  aus  statistischen  Werken  und  Reisebeschreibnngen  jener  Zeit 
eine  lebendige  Anschauung  von  den  schweiserischen  Zuständen  mitbringt,  dem 
wird  schwerlich  das  Verständniss  des  staatlichen  Lebens  der  alten  Kantone 
ans  diesem  Buche  aufgehen.  —  Weit  tüchtiger  ist  das  neuere  Werk  von 
Leuthy  1).    Dasselbe  enthält  in  völlig  gleichartig  bearbeiteten  Uebersichten 


1)  Leuthy,  J.  J. ,    Organismus  aller  Behdfden   und  Beamlangen   säromflicber  Kan- 
tone der  Schw.    Zürich,  1844.  —  Von  gar  keinem  wissenschaülichen  Venfieosle, 
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d^  Organismus,  die  Zusammensetzung  und  die  Zustängigkeit  aller  öffeuüicher 
Behörden  in  jedem  der  zweiundzwanzig  gegenwärtigen  Kantone,  nadi  den  Ver- 
fassungen derselben  im  J.  1844.  Die  Schilderung  beginnt  mit  dem  grossen 
Bathe  oder  der  Landesgemeinde  und  geht  bis  zu  den  untersten  Central-  und 
Gemeindebehörden.  Von  irgend  einer  wissenschaftlichen  Erörterung,  welcher 
Art  immer,  ist  freilich  keine  Spur ;  a.llein  jene  geordnete  Aufzählung  ist  sehr 
übersichtlich  und  deutlich,  und  man  mag  dem  Verfasser  gerne  glauben,  dass 
die  Zusammenbringung  der  Nachweisungen  mit  unsäglicher  Mühe  verbunden  war. 

Sei  es,  dass  diese  Beispiele  mittelmässigen  Erfolges  abgeschreckt  haben, 
sei  es ,  dass  in  späterer  Zeit  eine  blosse  Sammlung  von  Verfassungsurkunden 
(mit  Unrecht)  zu  genügen  schien:  weitere  Versuche,  die  gesammten  Staats- 
einrichtungen aller  Kantone  wissenschaftlfch  zu  erörtern,  sind  nicht  gemacht 
worden.  Um  so  dankbarer  müssen  denn  solche  Schriften  aufgenommen  wer- 
den, welche  sich  die  Schilderung  wenigstens  einzelner  Seiten  des  Kantonal- 
Staatslebens  vorsetzen. 

Solcher  aber  besitzen  wir  über  vier  verschiedene  Gegenstände,  nämlich 
über  das  katholische  Staatskirchenrecht  der  Kantone;  über  deren  Fi- 
nanzen; über  deren  Gemeindewesen;  endlich  über  das  Wesen  und  die 
Folgen  des  allen  ihren  Verfassungen  zu  Grunde  liegenden  demokratischen 
Principes*). 

Wer  irgend  mit  der  Geschichte  der  Schweiz  bekannt  ist,  weiss,  welchen 
hervorstechenden  Zug  derselben  die  kirchlichen  Angelegenheiten  baden, 
und  diess  bis  in  die  jüngste  Zeit  herunter  und  in  Beziehung  auf  beide  Kirchen. 
Demgemäss  ist  denn  auch  in  der  That  die  das  kirchliche  Leben  der  Schweiz 
behandelnde  Literatui^  überreich.  Nicht  nur  ist  die  Kirchengeschichte  sehr 
vollständig  behandelt,  sondern  auch  einzelne  Vorfälle  haben  eine  zuweilen  un- 
übersehbare Masse  von  Schriften  hervorgerufen^).     Es  würde  nun  aber  weit 


wohl  aber  mdglicherweise  von  Brauchbarkeit  sind  die  blossen  Au&ählungen 
der  StaatsbrhÖrden  und  der  Beamten,  wie  sie  z.  B.  zu  finden  sind  in  dem :  Regi- 
mentsbuch der  XXll  Kantone.  SchafTb.,  1828,  oder  in  C.  Herzog's  Staats- 
handbuch der  schw.  Eidgenossenschaft.    Bern,  1837. 

1)  üeber  einen  weitern  Gegenstand  ist  es  bei  einem  so  kleinen  Anfange  geblieben, 
dass  er  hier  nicht  weiter  in  Betracht  gezogen  werden  kann.  Diess  ist  das  schwei- 
zerische Medicinalwesen;  das  betreffende  Buch  aber:  Meier-Ahrens, 
Geschichte  des  schweizerisehen  Medidnalwesens.  1.  2.  Zürich  und  Basel,  1838 — 
1840.  Der  Verfasser  beabsichtigte  alle  Kantone  zu  umlassen,  was  immerhin  auch 
ein  ansprechender  Beitrag  zu  der  Kenntniss  der  Staatseinrichtnngen  gewesen  wäre ; 
allein  er  führte  seinen  Plan  nur  hinsichtlich  des  Kantons  Zürich  aus,  [und  selbst 
hier  nur  zu  geringem  Theile. 

2)  So  nennt  z.  B.  die  treffliche ,  jedem  Bande  des  Archives  für  schweizerische  Ge- 
schichte beigegebene  Bibliographie  über  den  Aarganer  Klosterhandel  40  allein  im 
Jahre  1841  erschienene  ^Schriften.  Der  Straussische  Handel  in  Zürich  bat  min- 
destens 150  Schriften  aller  Art  veranlasst     Und  über  die  abgeschmackte  Verfol- 
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Ober  die  Orenzen  des  gegenwärtigen  Werkes  hmansgehen,  wollten  alle  diese 
einzelnen  Bücher  aufgeführt  werden;  selbst  wenn  etwa  anch  nur  die,  welche 
einen  Rechtspunkt  erörtern,  berücksichtigt  werden  sollten.  Billig  mag  man 
sich  auf  die  Schriften' von  umfassenderem  Inhalte  und  bleibendem  Wertbe  be- 
schränken. Sie  beziehen  sich  aber  sämmtlich  auf  das  Verhältniss  der  Staats- 
gewalten zu  der  katholischen  Kirche. 

Nichts  ist  erklärlicher.  Theils  war  in  der  Schweiz  von  der  Kirchenver- 
besserung an  das  Verhältniss  der  Katholiken  zu  den  Reformirten  von  hoher 
Bedeutung ,  indem  die  Glaubensverschiedenheit  die  Eidgenossenschaft  in  zwei 
Lager  spaltetete,  mehr  als  einmal  in  blutigen  Bürgerkrieg  verwickelte,  zu  gros- 
ser Unduldsamkeit  in  der  Gesetzgebung  der  einzelnen  Kantone  führte,  fremden 
Umtrieben  Handhabe  und  Gegenstand  gab.  Theils  aber  war  zu  allen  Zeiten 
das  Verhalten  der  schweizerischen  Staatsgewalten  zu  der  katholischen  Kirche 
ein  bemerkenswerthes.  Einer  Seits  war  von  Anfang  der  Schweizer  -  Geschichte 
an  ,  und  seit  der  Reformation  wenigstens  noch  in  den  katholischen  Kantonen, 
eine  grosse  Hingebung  an  Rom,  ein  wenig  aufgeklärter  aber  fester  Glauben 
an  das  Recht  der  Curie,  weitgehende  und  oft  selbst  verderbliche  Folgsamkeit 
gegen'  die  Nuntien  und  gegen  die  Leitung  der  Mönchsorden,  vielfache  poli- 
tische  Verbindung  mit  dem  Papste.  Anderer  Seits  brach  der  natürliche  Rechts- 
sinn der  einfachen  Völker  und  Regierungen  gar  oft  mitten  durch  die  Folge- 
sätze desSystcmes,  welches  man  ihnen  aufgelegt  hatte;  und  wenn  sie  auch  den 
obersten  Kirchengewalton  ihre  Rechte  nicht  theoretisch  bestritten,  so  hielten 
sie  doch  vielfach  und  handgreiflich  Ordnung  unter  den  Geistlichen,  mit  welchen 
si^  es  zunächst  zu  thun  hatten.  Aus  diesen  verschiedenartigen  Bestandtheüen 
entstand  denn  ein  wunderliches  Staatskirchenrecht,  welches  dadurch  nodi  zn- 
fälüger  wurde,  dass  der  grössere  Theil  der  katholischen  Schweiz  unter  aus- 
wärtigen Bischöfen  war,  welche  je  nach  ihrem  Landeskirchenrechte  in  verschie- 
denen Verhältnissen  zum  Römischen  Stuhle  standen.  Im  gegenwärtigen 
Jahrhunderte  kamen  nun  aber  zu  allem  diesem  noch  die  neuen  Stellungen  pro- 
testantischer Kantone  mit  einzelnen  katholischen  Bestandtheüen  und  die  der 
paritätischen  Kantone;  die  Bemühungen  der  Curie,  ein  von  deutschen  Metro- 
politen abgetrenntes ,  unmittelbares  schweizerisches  Bisthum  zu  gründen ;  die 
vertragswidrige  aber  sehr  erklärliche  Aufhebung  der  Klöster;  Hurter's  Uebe^ 
tritt;  der  Sonderbundskrieg  um  die  Jesuiten;  die  St.  Gallischen  Händel  u.  s.w. 

An  innerer  und  äusserer  Aufforderung,  das  katholische  Staatskirchenrecht 
der  Schweiz  zu  bearbeiten,  hat  es  daher  nicht  gefehlt.     Und  wenn   auch  das 
wirklich  Geleistete  vielleicht  nicht  alle  Ansprüche  befriedigt;  wenn  es  nament- 
lich an  einem  dogmatischen  Systeme  des  bestehenden    positiven  Kirchenrechtes 


gUDg  der  MomicTs  in  Waadt  ist  ebenfalls  eine  kleine  Bibliothek  erschieneo.  & 
darüber  Monatblätter  zur  A.Z.,  1846,  S.  100  fg.  Ebenso  über  die Einfühnug und 
Verbreitmig  der  Jesuiten,  ober  Hurter*8  Verhältnis»  zur  Schafihauser  Kirche; 
Und  diess  Alles  nur  aus  den  letzten  zehn  Jahren. 
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ier  einzelnen  Kantone  fehlt:  bo  liegt  doch  mehr  als  ein  tüchtiges  Werk  vor, 
welches  Einsicht  gewährt,  warnt  nnd  aufmuntert  Mit  der  Leidenschaftlichkeit 
der  Gesinnung  und  Sprache  wird  es  auch  der  Unpartheüsche  nicht  so  streng 
nehmen.    Daran  ist  man  ja  in  Sachen  der  Kirche  gewöhnt. 

Die  erste   Arbeit  üher  schweizerisches  Staatskirchenrecht ,  welche  durch 
den  Druck  verbreitet  wurde,  (viele  liegen  handschriftlich  in  Archiven,)  scheint 
ein  von  F.  v.  Balthasar  schon  um  die  Mitte  des  letzten  Jahrhunderts  be- 
kannt gemachtes,  seitdem  mehrmals  wieder  aufgelegtes  kleines  Buch ')  zu  sein. 
Dasselbe  wurde  in  Rom  in  den  Index  gesetzt;  was   nicht  verwundert,  wenn 
man  sieht,  wie  dieser  tüchtige  und  eifrige  Mann  die  Rechte  der  weltlichen  Re* 
giemngen   gegen  die  Kirchengewalt  und  namentlich  gegen   die  Eingriffe  der 
Nuntien  vertheidigt,   die  alten  guten  schweizerischen  Gewohnheiten  als  Regeln 
setzt    Es  ist  diese,  nach  Zeit  der  Erscheinung  und  Wohnort  des  Verfassers, 
sehr  muthige  Arbeit  ein  Beleg,   wie  viel  richtiger   die   alte  Schweizer  Aristo- 
kratie die  Verhältnisse  zur  Kirche  einzusehen  und  zu  handhaben  wusste ,   als 
die  im  Jahr  1815  wieder  theilweise  eingetretene.    Während  jene  den  Uebergriffen 
der  Kirche  Zähigkeit  und  Stolz  entgegensetzte ,    suchte  diese  ihrer  unsicherer 
gewordenen  Gewalt  durch  Nachgeben  eine  Stütze  zu  verschaffen«  —    Vor  letz- 
terem bemühte  sich,  als  diese  neue  Richtung  zu  Tage  kam,  Ild.  Fuchs  durch 
eine  geschichtliche  Schilderung  der  früheren  Kämpfe  zu  warnen^).     Ohne  aus- 
führliche Erörterungen  oder  leidenschaftliche  Darstellungen  bringt  er  in   einer 
mit  den  Belegen  versehenen  Reihenfolge  von  Thatsachen   die  früheren  Erleb- 
nisse und  Grundsätze  vor  Augen;   zunächst  was  die  Verhältnisse   der  Eidge- 
nossen zu  ihrem  Clerus  betrifft,  dann  die  Stellung  zu  Rom  und  zur  Nuntiatur. 
In  einem  zweiten  Bändchen  sollte  die  Losrei&sung  der  Schweiz   von  dem  Bis- 
thum  Constanz  erörtert  werden;  es  ist  dieses  aber  nicht  erschienen.    Vielleicht, 
weil  schon   die  Herausgabe   des  ersten  Theiles  dem  ausgeforschten  Verfasser 
eine  strenge  apostolische  Rüge  zu  zuzog.  —     Während  des  Streites  über  die 
Errichtung  eines  unmittelbar  unter  Rom  stehenden  Bisthumes  für  die  von  dem 
Bisthume  Constanz  abzutrennenden  und  die  mit  dem  Bisthume  Basel  überzutra* 
genden  schweizerischen  Landsstheile  erschienen  mehrere  kleinere  Schriften  von 
einigen   der  Ilauptvorkämpfer  gegen  das  Papalsystem  ^).     Practischer  Erfolg 


1)  (Balthasar,  F^  v.,)  De  Hdveliorum  juribus  circa  sacra,  d.  L  kurzer  historischer 
Entwurf  der  Freiheiten  und  Gerichtsbarkeit  der  Eidgenossen  in  sog.  geistlichen 
Dingen.  Zürich,  1768.  Eine  2tc  verb.  Aufl.,  Rappersw.,  1833.  Eine  franz.  Ueber- 
setzung  von  Viend  heisst:    Les  libertes  de  Nj^Iise  Helv^tiqae.    Laus.,  1770. 

2)  (Fuchs,  J.,)  Versuch  einer  pragmatischen  Geschichte  der  slaatsreehtlichen  Kirchen- 
verhältnisse der  Schweiz.  Eidgenossen.    Bd.  1.    Zürich,  1816. 

3)  (Pfyffer,  L.,)  Auch  etwas  über  die  Kirchengüter  und  über  die  Verhältnisse  geis- 
tigar  Personen  und  Sachen  im  Staate  überhaupt  nnd  in  der  Schweiz.  Eidgenos- 
senschaft insbesondere.  Zürich,  1828.  —  Snell,  L. ,  die  Verhältnisse  der  ka- 
tholischen Kirche  zu  den  Schweiz.  Regierangun.  Zürich,  18128.  —  Feer,  Ueber 
das  Bisthum  Basel.    Aarau  1828. 
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wurde  ihren  Bemflhniigen  bekanntlich  nicht  zu  Theil;  auch  die  schriftstellen- 
Bchen  Versuche  sind  vom  Strome  der  Zeit  bereits  verschlungen.  Dag^en  hat 
eine  dieselben  Verhältnisse  ausführlicher  besprechende  Schrift  L.Sneirs  thdb 
schon  an  und  für  sich  grosse  Beachtung  gefunden,  theüs  den  Kern  abgegeben 
zu  einem  umfassenden  geschichtlichen  Werke  über  die  Verhältnisse  der  Eid- 
genossen zu  der  katholischen  Kirche  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur  Gegen- 
wart 1).  Es  wäre  ungerecht,  die  Bedeutung  dieser  letztem  Schrift  nicht  anazii- 
sprechen.  Ein  Meisterwerk  der  Geschichtschreibung  ist  es  freilich  nicht  Kicht 
nur  fehlt,  da  es  von  Mehreren  herrührt,  die  Gleichförmigkeit  der  Behandlnng; 
sondern  es  wäre  auch  dem  ersten  Theile  eine  Sonderung  der  Begebnisse  nack 
den  einzelnen  Kantonen,  und  die  Ausscheidung  ganz  fremdartiger  GegenstSade, 
in  dem  zweiten  Theile  aber  eine  objectivere  Auffassung  und  würdigere  Sobe 
zu  wünschen.  Allein  es  ist,  namentlich  der  erste  bis  zum  Untergänge  der  altea 
Eidgenossenschaft  gehende  Band,  mit  grosser  Sachkenntmss  geschrieben,  gidrt 
eine  grtkndliche  Einsicht  in  das  kirchliche  Leben  der  katholischen  Schwen, 
und  kann  nicht  anders,  denn  als  ein  wichtiger  Beitrag  sowohl  zur  allgemeinen 
Geschichte  des  Kirchenrechtes,  als  insbesondere  zur  Keimtniss  der  öffentlichen 
Zustände  der  Schweiz  erklärt  werden.  Der  grosse  Reichthum  von  einzeben 
Zügen  sowohl  des  Verhaltens  der  Geistlichen,  als  anderer  Sdts  der  weltUchen 
Obrigkeiten  gegen  sie,  die  Erzählung  des  Nuntiatur-Einflusses,  die  Erörterong 
des  Verhältnisses  der  Schweiz  zum  Tridentinum ,  ist  höchst  belehrend.  Ueber 
die  politische  und  kirchenpolitische  Eichtung  der  Verfasser  kann  und  irird 
Streit  sein ;  und  sie  würden  wohl  den  Einfluss  ihres  Werkes  noch  bedeutend 
erhöht  haben,  wenn  sie,  namentlich  im  zweiten  Theile,  die  Ansichten  und  Hand- 
lungen der  päpstlichen  Parthei  objectiver  aufgefasst  hätten:  allein,  wie  gesagt, 
in  kirchenstaatsrechtlichen  Schriften  muss  man  eine  Spur  von  der  Gluth  da 
Religionskriege  schon  zu  Gute  halten.  —  DieSs  i^  denn  auch  der  Grond, 
warum  der  feindliche  Sinn  und  der  scharfe  Ton  einer  Seits  inGlück's,  ia 
Uebrigen  sehr  tüchtigen,  Monographie  über  die  Geschichte  der  Nuntiatur  in  der 
Schweiz^),  anderer  Seits  in  Hurter's  Geschichte  der  Befeindung  der  katfao- 


1)  Der  Titel  der  urspräoglichen  Schrift  von  L.  Sn eil  ist:  Documentirte  png**- 
tische  Erzählung  der  neuen  kirchlichen  Yeränderungen  in  der  kathol.  Sebwöt 
Sursee,  1833.  —  Die  Umarbeitung  und  Erweiterung  aber  ist:  L.  Snell,  G.  V. 
Glück  und  A.  Henne,  Pragmatische  Erzählung  der  kirchlichen  Ereignisse  ■ 
der  katholischen  Schweiz  von  der  helvet  Revolution  bis  auf  die  Gegenwart.  LH 
Mannheim,  18öO,  51.  Von  der  ursprünglichen  Schrift  ist  in  der  neueren  Beiriie' 
tung  nicht  viel  übrig.  Der  erste  Band  und  die  zweite  AbtheUung  des  zwdM 
Bandes  sind  ganz  neu;  die  erste  AbtheUung  des  zweiten  Bandes  aber  wesdli^ 
verändert  Bd.  I,  ist  von  G lack;  Bd.  U,  von  Snell;  Bd.  U,  2,  (von  1930^ 
1850)  von  Henne. 

2)  (G 1  ü  c  k,)  Geschichte  der  Einführung  der  Nuntiatur  in  der  Schweiz  und  ihre  ät- 
gelegte  Politik,  in  authentischen  Actenstückeu.    Baden,  1847* 
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lischen  Geschtchte  in  der  Schweiz  ^)  weniger  getadelt  werden  wird,  als  bei  einem 
anderen  Gegenstande  der  Fall  wäre. 

Yon  nicht  geringer  Bedeutung  ist  Ho ttinger 's  Schrift  über  das  Fi- 
nanzwesen*). Sie  zerfällt  in  drei  Abtheilungen:  in  eine  kurze  üebersicht  der 
eidgenössischen  Finanzsysteme  von  der  Helvetik  bis  zur  neuen  Bunderverfas* 
sung ;  in  eine  Darlegung  der  Budjets  aller  einzehien  Kantone,  in  der  Hegel  für 
das  Jahr  1846 ;  endlich  in  einer  ZusamYnenstellung  der  Ausgaben  und  Einnah- 
men der  Kantone  nach  Gegenständen.  Da  kommen  denn  freilieh  sehr  ur- 
sprtkngliche*  Zustände  zu  Tage.  Das  Buch  gibt  reichen  Stoff  zur  Erwägung. 
Ob  und  wie  weit  auch  zur  Beneidung?  Diess  ist  eine  weitaussehende,  verwi- 
ckelte Frage. 

Ohne  Zweifel  ist  die  richtigere  Würdigung  des  Wesens  und  der  Wich- 
tigkeit der  Gemeinden  einer  der  entschiedensten  Fortschritte,  welche  die 
Staatswissenschaften  in  der  jüngsten  Zeit  gemacht  haben.  Dadurch,  dass  man 
sie,  was  ihr  Wesen  betrifft,  als  eine  gesellschaftliche  Gestaltung  erkannt  hat, 
hinsichtlich  ihrer  staatlichen  Bedeutung  aber  als  die  Grundlage  des  Bürger- 
thumes  nach  Rechten  und  Pflichten,  ist  man  gleichzeitig  aus  zwei  geistlosen 
Anschauungen  herausgekommen.  Einmal  aus  der  älteren  civilrechtHchen,  welche 
in  ihnen  nur  eine  besondere  Gattung  von  Korporationen  sah;  dann  aber  auch 
aus  der  französischen  bureaukratischen ,  der  die  Gemeinden  nur  der  geogra- 
phisch kleinste  Verwaltungsbezirk  sind.  Eine  Folge  dieser  richtigeren  Begrei- 
fung ist  denn  unter  Anderen  auch  ein  genaueres  und  inhaltreicheres  Studium 
ihrer  Geschichte  gewesen;  und  zwar  nicht  blos  der  städtischen  Gemeinden, 
sondern  auch  der  ländlichen,  also  bei  weitem  zahlreicheren.  Diese  bessere 
Einsicht  in  das,  was  die  Gemeinden  ursprünglich  waren,  in  welchen  Beziehun- 
gen sie  eine  Wirksamkeit  äusserten,  und  was  und  wie  daran  allmählig  geän- 
dert wurde ,~  hat  denn  auch  die  Gesetzgebungen  der  neueren  Zeit  in  richtiges 
Licht  gestellt.  Gar  Manches  war  da  nicht  mit  klarem  Selbstbewusstsein  vor 
sich  gegangen.  —  Zu  diesen  Aufklärungen  ist  jeder  Beitrag  erspriesslidh ; 
doppelt,  wenn  er  aus  einem  Lande  kömmt,  wie  die  Schweiz  ist,  wo  das  Ge- 
meindeleben von  jeher  so  wichtig  war,  und  auch  jetzt  noch  so  viel  ursprüng- 
liches bewahrt  hat.  Mit  Freuden  sieht  man  daher  die  zahlreichen  Abhandlun- 
gen über  den  Ursprung,  die  Entwicklung  und  die  rechtliche  so  wie  gesellschaft- 
liche Natur  von  schweizer  Gemeinden.  Zum  grossen  Theile  betreffen  diese  Ar- 
beiten allerdings  zunächst  nur  bestimmte  einzelnen  Oertlichkeiten ,  wie  z.  B. 
die  betreffenden  Abschnitte  in  den  (später  noch  näher  zu  bezeichnenden)  Staats- 
und  Rechtsgeschichten  von  Zürich  und  Luzem,  und  die  Einzelnschriften  über  das 
Bemer  Gemeindewesen  von  Stettier  und  Blösch.    Allein  nicht  nur  werfen  auch 


2)  Hurt  er,  F.,  Die  Befeindung  der  katholischen  Kirche  in  der  Schweiz  seit  dem  J, 

1831.    Schaflh.    I.  IL    1842,  43,  8. 
2)  Hottinger,  J.  6.,  Der  Staatshanshalt  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und 

ihrer  einzelnen  Republiken.    Zürich,  1847. 
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diese  Einzeigeschichten  belehrende  Lichter  auf  den  Gegenstand  flberiianpt:  so&den 
es.  sind  auch  umfassendere  Arbeiten  Torhanden,  so  die  von  Blum  er  über  di« 
gesammten  kleineren  Kantone,  und  von  Wyss^),  Renaud^)  und  Bechard*) 
über   die  schweizerischen  Gemeinden  im  Allgemeinen.  —    Der  Erstere  gieU 
eine  sehr  anschauliche  Uebersicht  über  die  verschiedenen  Arten  von  Lan^e- 
meinden  im  Vorlande  und  im  Gebirge,  in  den  deutschen  und  den  romanischen 
Theilen,  von  Freien  und  Unterworfenen,  und  über  die  verschiedenen  rechtüAea 
und  gesetzlichen  Gestaltungen,   welche  dieselben   von  der  Niederlassung  d^ 
Barbaren  bis  zum  einheitlichen  Municipalitätsgesetz  der  helvetischen  BepabHk 
und  von  da  wieder  rückwärts  zu  naturgemässeren  Zuständen  erfuhreiL     Diese 
Schilderung  ist  eine   dankenswerthe  Ergänzung  dessen,    was  wir  von  Höser 
und  Stüve  über  die  niedersächsischen  Gemeinden,  von  Ls^dau  über  die  Grund- 
lagen  des  deutschen  Gemeindelebens  überhaupt  besitzen.  —    Renaud  behaor 
delt  einen  engeren  Gegenstand,   nämlich  die  Grundsätze  über   die   Gemeinde- 
nützungen;  in  diesem  Kreise  aberzeigter  genaueste  Bekanntschaft  mit  Thatsache 
und  Recht.  —    Von  sehr  viel  geringerer  Bedeutung  ist  die  Arbeit  von  Bechard, 
welchem  es  sowohl  am  geschichtlichen  Yerständniss  der  germanischen  Gemeinde 
überhaupt,  als  an  gründlicher  Kenntniss  der  Eigenthümlichkeiten  der  schweize- 
rischen Gemeinden  insbesondere  gänzlich  gebricht,    und  welcher   auch  dieses 
Mangel  an  Wissen  nieht  durch  eine  höhere  wissenschaftliche  Beherrschung  do 
Stoffes  ersetzt. 

Ein  bedeutender  Beitrag  zu  der  oben  nur  eben  angedeuteten  Frage  über 
die  relative  Yortrefflichkeit  der  scbweizenschen  Zustände  mag  in  den  Betrach- 
tungen des  Genfers  Cherbuliez^)  über  die  Folgen  der  demokratische 
Staatseinrichtungen  gefunden  werden.  Ohne  Zweifel  ist  hier  —  zunächst  dee 
ähnlichen  Werke  Tocqueville's  über  die  Volksherrschaft  in  Amerika  —  die 
beste  Erörterung  des  Wesens  und  der  Folgen  der  Demokratie  zu  finden.    Bg 

m 

Verfasser  hat  sowohl  untersucht,  welche  Verfassungsbestimmungen  mit  Koüt- 
wendigkeit  aus  dem  Grundsatze  der  Volksherrschaft  hervorgehen,  als  welch€S 
Einiluss  derselbe  auf  die  wichtigsten  Zweige  des  gesellschaftlichen  Lebens  und 
auf  die  Führung  des  Staates  in  den  einzelnen  Kantonen  und  in  der  Gesanunt- 
eidgenossenschaft  ausübt.  Als  solche  wesentlich  demokratische  Verfassung^ 
Sätze  sind  aber  benannt:  das  Veto  des  Volkes  bei  den  Gesetzen;  regelmäss^ 
wiederkehrende  Prüfungen  der  Verfassung;^  Recht  der  Empörung;  Absonde 
rang  der  ^Bnderheiten  zu  eigenen  Staaten;  Vertretung  nach  Kopfzahl;  Befihi- 
gung  Aller  zu  allen  Stellen;  endlich  die  höchste  Unbeschränktheit  der  Per^aft- 
lichkeit  hinsichtlich  der  Kirche,  der  Presse ^  des  Gewerbes  und   fügenthnms- 


1)  Wyss,  F.  V.,  Die  schweizerischen  Landgemeinden.    (In  der  Zeitschrift  für 
Recht,  Bd.  I,  1  und  2.) 

2)  Renaud,   A. ,   Die  Gemeiodenutzungen  .  .  mit  Berüoksichligung  der  schw.  Te^ 
hältnisse.  (In  der  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht,  IX,  1.) 

3)  Bechard,  F.,  Lois  mmuclpales  de  la  Suisse  et  des  Etats  Unis.    P&r^   1852. 

4)  Cherbuliez,  A.  £.,  De  la  D^mocraUe  en  Suisse.    I.  IL    Gen.  et  Par.,  lS4ä 
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Als  berührt  durch  den  Grundsatz  der  Yolksherrschaft  dagegen  werden  aufge- 
fflhrt  die  Gerichte,  die  Grossräthe,  die  Bezirksstellen,  die  ausübende  Central- 
gewalt  der  Kantone ,  das  Verhalten  zu  den  Kirchen ,  namentlich  zur  katholi- 
schen, die  Kraft,  Wirkung  und  Würde  der  Eidgenossenschaft;  sodann  die 
Sitten,  die  Partheien,  der  Yolksunterricht  und  die  höhere  Bildung.  Der  Ver- 
fasser, ein  entschiedener  Gegner  der  Volksherrschaft,  sucht  in  all  den  genann- 
ten Beziehungen  die  Nachtheile  nachzuweisen,,  welche  die  einzelnen  Kantone 
durch  dieselbe  erlitten  haben  und  ferner  noch  erleiden  werden.  Mag  immer- 
hin die  Münze  auch  ihre  Kehrseiten  haben ,  so  verdienen  aber  doch  die  mit 
eben  so  grossem  Scharfsinn  als  mit  Kenntniss  der  Thatsachen  gemachten  Be- 
merkungen die  ernsteste  Beachtung  emes  Jeden,  welchem  es  um  eine  richtige 
Einsicht  zunächst  in  dss  schweizerische  Staatsleben,  dann  aber  auch  überhaupt 
um  ein  umfassendes  Urtheii  in  -  der  Weltfrage  der  Demokratie  zu  thun  ist. 
Und  wenn  schon  das  Werk  kein  positives  Staatsrecht  im  engem  Sinne  ist, 
80  ist  es  doch  ein  unentbehrlicher  Führer  zu  demselben.  Und  selbst  Der, 
welcher  sich  auf  einen  dem  Verfasser  feindlichen  Standpunkt  stellt,  muss  des- 
seu  Geist  und  Muth  Anerkennung  zollen. 

B.    Sammelwerke. 

Unstreitig  von  geringerem  Schriftsteller -Verdienste  als  Bearbeitungen 
des  positiven  Stoffes  sind  diejenigen  Schriften,  welche  sich  mit  der  Sammlung 
und  Ordnung  von  Gesetzestexten  begnügen;  allein  ein  grosser  Nutzen  und  be- 
quemer Gebrauch  ist  ihnen  nicht  abzustreiten.  An  die  Stelle  der  früheren  ge- 
wordenen Verfassungen  sind  seit  der  Mediationszeit  gemachte  in  den  meisten 
Kantonen  getreten,  und  für  diese  wurden  nach  dem  Beispiele  so  vieler  euro- 
päischer und  überseeischer  Staaten  systematische  das  Ganze  umfassende  Urkun- 
den entworfen.  Selbst  die  Urkantone  wurden  thcilweise  genöthigt,  »ihre  alten 
Batzungen  und  Uebungen  in  diese  bequemere  Form  zu  kleiden.  So  wurde 
es  also  möglich,  eine  Uebcrsicht  über  das  gesammte  Kantonalverfassungswerk 
durch  blosse  Aneinanderreihung  von  Urkunden  und  einige  Erläuterungen  zu 
geben.  Die  grosse  Veränderlichkeit  in  den  staatsrechtlichen  Zuständen  der 
Schweiz  ist  freilich  Schuld,  dass  selbst  Sammlungen  von  blossen  Grundgesetzen 
bald  veralten. 

Solche  Zusammenstellungen  für  das  gesammte  neuere  Kantonalstaatsr 
recht  haben  nun  aber  Usteri  und  Snell  in  ihren  bereits  oben  beim  Bun- 
desrechte (S.  450  und  451)  genannten  Werken  gegeben.    Beide  liefern  die  be- 
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treffenden  Verfassungsurkunden  wörtlich  und  ohne  Bearbeitung,  jedoch  unter 
Anfügung  erläuternder  Notizen  und  sonstiger  Mittheilungen;  und  sie  ergänzen 
sich  glücklicher  Weise  dadurch,  >dass  Usteri  die  bei  der  Restauration  im  Jahr 
1815  zu  Stande  gekommenen  oder  wieder  befestigten  Urkunden  liefert,  Snell 
dagegen  die  neueren  seit  dem  Jahre  1830  vielfältig  beschlossnen ,  auch  wohl 
-wieder  abgeänderten.  In  der  Behandlung  ist  jedoch  zwischen  beiden  Schriften 
ein  wesentlicher  Unterschied. 


496  ^i®  Literatur  des  schweizerisehen  Staattreefates. 

üsteri  giebt  in  der  Regel  nur  die  zur  Zeit  des  Erscheinens  seiner  Samm- 
lung gültige  Verfassungsurkunde  jedes  Kantons ,  od^,  wo  eine  eigentliche  Ur- 
kunde solcher  Art  nicht  bestand,  die  im  eidgenössischen  Archive  niedergelegte 
Erklärung  des  Kantons  über  die  bestehenden  Einrichtungen.  Nur  ausDahIa^ 
weise  und  mit  willkührlicher  Auswahl  ist  dann  und  wann  ein  wichtiges  Gesetz 
beigefügt.  Die  über  jeden  Kanton  gelieferten  statistischen  und  literarischen 
Nachrichten  sind  auf  das  Unentbehrlichste  beschränkt;  Geschichtliches  ist  gar 
nicht  gegeben.  Das  Buch  ist  dankbar  aufgenommen  worden,  weil  in  jener 
Zeit  gar  nichts  Aehnliches  bestand,  und  als  herrührend  von  dem  allgemem 
verehrten  Manne ;  allein  es  befriedigt  in  der  That  nur  sehr  nothdtlrftig  die 
Forderungen  der  Einheimischen  wie  der  Fremden. 

Weit  mehr  Stoff  und  Bearbeitung  liefert  Snell.  Ausser  den  zur  Zeit  sei- 
ner Sammlung  (1844)  gültigen  Verfassungs-Urkunden  giebt  er  auch  regelmässig 
die  in  der  Mediationszeit  entworfenen  Dotationsurkunden,  und  ausserdem,  theils 
in  Noten  theils  in  Anhängen,  wichtige  Gesetze  oder  Einzeln-AbänderungeB. 
Namentlich  aber  sind  die  geschichtlichen  Erläuterungen  über  die  Entstehung 
der  jüngsten  Verfassungen  oder  über  einzelne  bedeutende  Ereignisse  sehr  reich- 
haltig. Bei  einzelnen  Kantonen  sind  auch  streitige  Punkte  des  öffentlichen 
Rechtes  erörtert,  besonders  kirchenstaatsrechtliche  Fragen.  Von  grosser  Voll- 
ständigkeit endlich  sind  die  literarischen  Nachweisungen,  welche  zum  Theile 
eine  vollständige  Bibliographie  aller  über  einen  Kanton  oder  einen  seiner  Theik 
abgefassten  (nicht  bloss  der  gedruckten)  Schriften  ausmachen.  Die  Sammlung 
kann  daher  nicht  anders,  denn  als  eine  sehr  reichhaltige  und  belehrende  be- 
zeichnet werden;  und  es  ist  mit  ihrer  Htilfe  ein  ziemliches  Verständniss  des 
Kantonalstaatsrechts  zu  erlangen.  Schade,  dass  bei  der  Darstellung  und  Beor- 
theilung  von  Ereignissen  und  Zuständen  der  entschiedenste  Partheigeist  die 
Feder  führt.  Eine  solche  Auffassung  der  Bedürfhisse,  Einrichtungen  und  Be 
strebungen  vom  radikalen  Standpunkte  aus  ist  zwar  belehrend  über  die  ÜTsa- 
chen  der  Schweizer  Geschichte,  allein  kann  natürlich  nur  mit  grosser  Vorsickt 
benützt  werden  bei  Bildung  einer  objectiv  richtigen  Ansicht  vom  Stande  der 
Dinge.  Namentlich  ist  die  kirchlich-politische  Bichtung  des  Verfassers  so  enl- 
schieden  die  beschränkte  und  gewaltthätige  des  polizeilich  unterdrückenden  Bi- 
dicalismus,  dass  sie  selbst  den  völlig  unbetheiligten  Protestanten  anwidern  insss. 
Durch  Verletzung  des  Glaubens-  und  Rechtsgefühles  der  Katholiken  und  eine 
aufgedrungene  Aufklärerei  kann  nur  tiefer  Ingrimm  erzeugt  werden ;  und  es 
muss  bei  der  ersten  passenden  Gelegenheit  ein  Rückschlag  erfolgen,  wricher 
dann  wohl  nicht  bloss  die  kirchliche ,  sondern  auch  die  staatliche  Politik  dff 
Unterdrücker  treffen  wird.  Es  beruht  freilich  auf  demselben  Grundfehler,  ni«- 
lieh  auf  völliger  Unkenntniss  der  wirklichen  menschlichen  Natur,  dass  so  Tiefe, 
welche  bürgerliche  Freiheit  in  einem  die  Fähigkeiten  nnd  das  BedOrfiiiss  veit 
übersteigenden  Maasse  wollen,  der  kirchlichen  Freiheit  nicht  die  geringste  isaff^ 
Berechtigung  einräumen. 

Nach  diesem  bedarf  es  wohl  nicht  erst  eines  Beweises,  dass  eine  die  j^ 
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gflltigen  Grandgesetze  umfassende,  die  nöthigen  thatsächlichen  und  literarischen 
Erläuterungen  in  rein  gegenständlicher  Haltung  heifOgende  Sammlung  von  gros* 
sem  Nutzen  wäre. 

2.   Schriften  über  das  Staatsrecht  einzelner  Kantone. 

Einen  stattlichen  Uebergang  von  dem  allgemeinen  zum  besonderen  Kanto- 
nalstaatsrechte bildet  Blumer's,  bis  jetzt  freilich  nur*  theilweise  erschienene, 
Staats-  und  Kechtsgeschichte  sämmtllcher  rein  demokratischer  Kantone '),  also 
Ton  Schwyz,  Uri,  Unterwaiden,  Glarus,  Zug  und  Appenzell.  Ein  völlig  abschlies- 
sendes Urtheil  ist  natürlich  erst  mit  Beendigung  des  ganzen  Werkes  möglich; 
allein  schon  der  vorliegende  erste  Band  beweist  genügend  theils  die  grosse  Ge- 
lehrsamkeit und  den  unermüdlichen  Fleiss  des  Verfassers,  welcher  neben  den 
gednickten  Quellen  und  Hülfsmitteln  auch  alle  einschlägigen  Archive  durch- 
forscht hat;  theils  die  wissenschaftliche  juristische  Durchbildung  und  die  klarö 
Auffassung  desselben.  Der  Plan  ist  weit.  Es  soll  das  gesammte  Rechtsleben 
der  rein  demokratischen  Kantone  je  in  seinen  verschiedenen  jEntwicklungs- 
Phasen  geschildert  werden.  Mit  dankenswerther  Selbstbeschränkung  fasst  sich 
dabei  -der  Verf.  im  Privatrechte  und  in  der  Gerichtsordnung  kürzer,  wo  er  mit 
den  Forschungen  BJuntschli's  (in  der  Züricher  Staats-  und  Rechtsgeschichte) 
übereinstimmt.  Ausführlich  dagegen  sind  die  geschichtlichen  und  staatsrecht- 
lichen' Verhältnisse  entwickelt ;  und  Niemand  wird  es  dem  Schweizer  verdenken, 
wenn  er  sich  tief  in  den  Streit  über  die  ursprünglichen  Zustände  der  Wald- 
stätten  und  die  geschichtlichen  Ereignisse  ihrer  Freiwerdung  einlässt.  Es  sind 
wohl  in  den  kleinen  Freistaaten  selbst  nur  Wenige  im  Stande,  den  ganzen 
Werth  der  Arbeit  zu  fassen ;  allein  desto  zahlreichere  Anerkennung  verdient  sie 
in  der  übrigen  Schweiz  und  in  noch  weiteren  Kreisen.  Das  Werk  ist  üament- 
lieh  ein  bedeutender  Beitrag  zu  einem  künftigen  allgemeinen  positiven  Staats- 
rechte. Eine  solche  in  das  Wesen  einer  seltenen  Staatsart  eingehende  Erzäh- 
lung und  Schilderung  fördert  unsere  Gesammtauffassung  von  dem  staatlichen 
Leben  der  Menschheit  mehr,  als  fünfzig  Schriften  über  längst  bekannte  und 
durchdachte  Formen,  z.  ß.  über  repräsentative  Monarchieen  oder  Demokratieen. 

Wendet  man  sich  nun  aber  zu  den  einzelnen  Kantonen  und  hier  zunächst  zvl 

a)  Bern, 

als  dem  Mher  und  jetzt  noch  mächtigsten  Schweizer  Staate,  weiland  dem  Horte 
einer  stolzen  und  staatsklugen  Aristokratie,  später  wiederholt  dem  Bannerträger 
der  demokratischen  Bemühungen :  so  ist  man  zwar  keineswegs  von  schriftstelle- 
rischen Versuchen  der  Erörtenmg  dieses  Staatslebens  ganz  verlassen,  allein 
nicht  unbillig  ist  doch  wohl  das  tJrtheil,  dass  das  Berner  Staatsrecht  nicht  im 
Verhältnisse  seiner  Bedeutung  ausgebildet  sei. 

Von  höchstem  Interesse  für  jeden  Staatsmann  wäre  eine  tüchtige  dogma- 


1)  Blumer,  J.  J.,   Staats-  und  Rechtsgeschichle  der  sehweizerisehen  Demokratieen. 
Bd.  1.  Das  MiUelalter.    St.  fiaUen,  1850.    Es  steht  noch  ein  zweiter  Band  aus. 
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tisch -kritische  DarsteUnng  des  Bechtes  der  alten  Aristokratie.  Jeder  Beitrag 
zu  der  Beantwortang  der  Frage:  welche  Mittel  es  bedarf,  und  welche  Folgen 
es  hat,  wenn  die  Aufgabe,  den  Besten  im  Staate  die  Begiening  zu  übergebe», 
durch  Uebertragung  an  die  Vornehmen  gelöst  werden  will,  ist  ^on  Bedeutung. 
Und  Bern  hat  einen  grossen  Beitrag  geliefert.  Leider  fehlt  nun  aber  eine  solche 
Arbeit  Ausser  dem  oben  (S.  488)  bereits  genannte«,  ungenflgenden,  Abschnitte 
der  Meister'schen  Schrift,  und  einer  mehr  die  geschichtlichen  äusseren  Ereig- 
nisse als  die  inneren  Zustände  und  Einrichtungen  ins  Auge  fassenden  Lobrede 
auf  die  gestürzte  Aristokratie  von  dem  Züricher  Schulthess'),  bestehen 
nur  einige  Abhandlui^en  über  die  frühere,  von  Bern  längst  unterdrückte  Ver- 
fassung des  Waatlandes  ^) ,  und  eine  Eeihe  von  Streitschriften  für  und  gegen 
die  patricische  Begiening,  welche  freilich,  bei  Gelegenheit  der  Lostrennung 
des  Waadtlandes  erschienen,  mit  grosser  Vorsicht  benützt  werden  müssen,  und 
Ton  denen  sich  nur  einige  wenige  überhaupt  im  Andenken  erhalten  haben'). 

Genügender  sind  die  Nachweisungen  über  die  staatlichen  Zustände  wäh- 
rend der  gemilderten  aristokratischen  Verfassung  von  1814 — 1830.  Es  li^ 
nämlich  vor  die  reichhaltige  DarsteUung,  welche  die  durch  die  Umwälzung 
von  1830  gestürzte  Regierung  über  ihre  gesammte  Thätigkeit  während  ihrer 
Herrschaft  gegeben  hat^).  Natürlich  muss  ein  solcher  Bechenschaftsbericht 
mit  kritischem  Auge  geprüft  werden ;  und  es  ist  auch  die  Schrift  ihrem  ganzen 
Zwecke  nach  nichts  weniger  als  ein  Staatsrecht  des  Kantons:  dennoch  erhalten 
wir  umfassenden  und  tiefen  Einblick  in  die  staatlichen  Zustände  dieses  Zeit- 
abschnittes. Es  geschah  aber  damals  Vieles  und  Gutes  mit  stätem  Sinne  und 
fester  Hand;  und  nichts  möchte  zweifelhafter  sein,  als  dass  der  Staat  Bern 
durch  seine  seither  immer  demokratischer  gewordenen  Einrichtungen  in  sadi- 
licher  und  geistiger  Beziehung  gewonnen  habe. 

Bei  diesem  blossen  Stückwerke  ist  es  denn  immerhin  eine  Bereicherung 
und  Befestigung  des  Wissens,  wenn  F.  Stettier,  zwar  keine  ausführlich-dog- 
matische Darstellung  früherer  oder  jetzt  gültiger  Zustände  seines  Vaterlandes, 
aber  doch  eine  übersichtliche  Staats-  und  Bechtsgeschichte  geliefert  hat  ^).  In 
klarer  Auseinanderhaltung  der  verschiedenen  Entwicklungsperioden   und  der 


1)  (Schult he 88,)  Tableaux  historiques  et  politiques  des  ancien^  gouvememenft  de 
Zone  et  Berne.    Par.,  1810. 

2)  Man  sehe:  Estavayer,  Pr^cis  sor  Tancienne  consütation  du  Pays-de*Vaod;  M al- 
linen, Recherches  historiques  aur  les  ancienne»  assembl^es  do  Pay»-de-Yaad. 
Beme»  1797.  ^   , 

3)  Ben  heftigsten  und  bedeutendsten  Angriff  auf  das  Bemer  Regiment  führte  F.  C 
Laharpe,  Essai  sur  la  conslituüon  du  Pays-de  Vaud.»  I.  II.  Par.,  1796;  die  Ver- 
theidigung  aber  wurde  unternommen  von  (Cur tat,)  Du  gouvemement  de  Benie. 
£n  Suisse,  1797. 

4)  Bericht  an  den  Grossen  Rath  der  Stadt  und  Republik  über  die  Staatsverwiltiiii; 
von  1814—1830.    Bern,  1830. 

5)  Sfettler,  F.,  Staats*  und  Rechtsgesehiehte  des  Kantoni  Bern  hii  xor  EiafBhmi 
dtt  Verl  von  1831.   Btra  «ad  8t.  Golient  184& 
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verschiedenen  EinrichtuAgen  in  jeder  derselben  wird  das  Wesentlichste  ge- 
schichtlich und  darstellend  an  uns  vorttbergefohrt,  und  wenn  auch  eine  mehr 
in  die  Einzelnheiten  gehende  Erörterung,  eine  reichere  Angabe  der  Quellen 
und  der  Literatur,  endlich  ein  bestimmteres  ürtheil  über  das  Wesen  und  die 
Folgen  der  verschiedenen  Staatsformen  wflnschenswerth  wäre:  so  ist  doch  ein 
Leitfaden  gegeben,  welchem  spftter  vielleicht  das  noch  Fehlende  folgt.  — 
Schon  jetzt  dienen  einige  Sonderschriften  über  wichtigere  Gegenstände  ^)  zu 
erwünschter  Ergänzung. 

Die  Wünsche,  deren  Erfüllung  für  Bern  noch  zu  erwarten  steht,  sind  für 
den  Kanton 

b)  Zürich 

bereits  auf  glänzende  Weise  befriedigt.  —  Ist  auch  eine  ältere  populäre 
Schrift  von  Wyss  ^)  nicht  eben  hoch  anzuschlagen,  so  ist  desto  mehr  geleistet 
durch  Bluntschli's  Staats-  und  Bechtsgescuichte  der  Stadt  und  Landschaft 
Zürich  *) ,  welche  das  '  ganze  Licht  der  neuen  germanischen  Bechtsforsohungen 
auf  schweizerische  Zustände  fallen  lässt,  damit  aber  erst  eine  richtige  Auffas- 
sung vieler  Zustände  und  Einrichtungen  vermittelt,  und  Geschichte,  Gesellschaft 
und  Becht  in  wesentlich  anderen  Gestaltungen  vorführt.  Bluntschli  hat  sich 
hier  mehr  als  Ein  bedeutendes  Verdienst  erworben.  Zuerst  um  das  deutsche 
Becht.  Wenn  ihm,  wie  er  selbst  bekennt,  allerdings  die  von  Eichhorn  ge- 
gründete Wissenschaft  den  Anstoss  gab  und  den  Weg  zeigte,  so  war  doch 
seine  Arbeit  sachlich  durchaus  selbstständig  und  eigenthümlich,  und  er  bezahlte 
seine  Schuld  an  die  deutsche  Lehre  reichlich  zurück,  indem  er  sie  mit  dem 
Dasein  und  der  Entwicklung  eines  germanischen  Bechtslebens  bekannt  machte, 
welches  bisher  sich  selbst  nicht  deutlich  bewusst.  Anderen  aber  ganz  unzu- 
gftnglich  gewesen  war.  Viele  Bechtseinrichtungen  haben  sich  in  der  Schweiz 
reiner  germanisch  erhalten,  als  in  Deutschland  selbst.  Ein  zweites,  vielleicht' 
noch  grösseres  Verdienst  aber  hat  sich  der  Verf.  um  die  Schweiz  selbst  erworben, 
£r  zuerst  hat  sie  ihr  Becht  in  seiner  Quelle  und  in  seiner  inneren  Entwicklung 
kennen  gelehrt,  und  gleich  durch  ein  musterhaftes  Beispiel  die  richtige  Me- 
thode der  Forschung  und  Auffassung   gezeigt.    Aifch  sehen  wir  in  der  That, 


1)  Nämlich:  Stettier,  F.,  Versuch  einer  urkundlichen  Entwicklung  der  Gemeinde- 
und  bürgerrechtlichen  Verhältnisse  im  Kanton  Bern.  1840.  —  Blösch,  E. ,  Be- 
trachtungen über  das  Gemeindewesen  in  Bern.  Bern,  1848.  (Eine  vortrefiliefae 
Arbeit.)  — .  Studer,  P. ,  Versuch  einer  Geschichte  des  Rirchengntes  im  ehem. 
Kanton  Bern.  Bern,  1832.  —  (Rbmang,)  Beiträge  zur  Beleuchtung  der  recht- 
lichen Stellung  der  reformirten  Kirche  im  Kanton  Bern.  Bern,  1836.  -*  Schä- 
rer,  Geschichte  der  Unlenichtsanstalten  des  deutschen  Theiles  des  ehem.  Kanton 
Bern.    Bern,  1829. 

2)  Wyss,  D.,  Politisches  Handbuch  für  die  ervnichsene  Jugend  der  Stadt  und  Land- 
schaft Zürich.    Zürich,  1796. 

3)  Bluntschli,  J.  G.,  Staat»- und RachtsgeMhichte  der  Stadt  undLandachall  Züiiefa. 
L  IL    Züiidi,  1838-*-d9. 
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dass  der  Vorgang  nicht  verloren  war.  Bluntschli's  Ztlri(jher  Rechtsgeschichte 
hat  bereits  mehrere  andere  ähnliche  Arbeiten  hervorgerufen.  Endlich  hat  die 
Schrift  einen  grossen  Werth  für  den  Publicisten.  Zürich  ist  für  diesen  in  dop- 
pelter Beziehung  beachtenswerth.  .Einmal  in  so  ferne  die  städtische  Verfassung, 
als  Ergebniss  des  Kampfes  der  Geschlechter  mit  den  Zünften,  ein  Beispiel  jener 
wunderlichen  bürgerlichen  Aristokratieen  darbietet.  Zweitens  als  eifersüchtige 
und  gewaltthätige  Beherrscherin  einer  ausgebreiteten  Landschaft.  Die  Entste- 
hung dieser  merkwürdigen,  wenig  natürlichen,  Verhältnisse  und  ihre  rechtliche 
Natur  genau  kennen  zu  lernen  an  der  Hand  eines  grossen  Sachkenners,  ist  sehr 
belehrend ;  und  ihr  farbiges  charaktervolles  Bild  ist  ein  schöner  weiterer  Beitrag 
zu  einer  Wcltgallerie  der  Staatsformen.  —  Hinsichtlich  der  Bearbeitungsart 
und  Oekonomie  des  Buches  mag  die  Bemerkung  genügen,  dass  dasselbe  we- 
sentlich in  zwei  verschiedene  Hälften  zerfällt.  Einer  Seits  nämlich  erörtert  der 
Verf.  geschichtlich  die  Entstehung  des  Staates  Zürich  und  seine  öffentlichen  und 
privatrechtlichen  Einrichtungen  bis  zur  Verfassung  von  1831  henintcr.  Zwei- 
tens aber  entwickelt  er  dogmatisch  das  bestehende  Recht,  vorzugsweise  das 
bürgerliqhe.  Man  könnte  vielleicht  über  die  Methode,  in  welcher  er  diese 
beiden  Richtungen  seiner  Arbeit  zuweilen  durcheinander  mengt,  mit  ihm 
rechten;  in  der  Sache  selbst  aber  muss  man  mit  ihm  einverstanden  sein.  Das 
jetzt  gültige  Recht  ist  allerdings  das  Ergebniss  der  ganzen  Geschichte,  und 
diese  nur  mit  ihm  abgeschlossen;  davon  abgesehen,  dass  manche  geschichtliche 
Thatsache  nur  auf  diese  Weise  rückwärts  betrachtet  richtig  aufgefasst  werden 
kann.  Wenn  aber  der  Staatsgelehrte  in  dem  Werke  mehr  bürgerliches  Recht 
,und  Gerichtsverfassung  findet,  als  für  seine  nächsten  Zwecke  nöthig,  so  muss 
er  bedenken,  dass  der  Verf.  nie  etwas  beabsichtigt  und  angekündigt  hat,  als 
eben  eine  Darstellung  des  gesammten  Züricher  Rechtslebens,  und  dass  das, 
was  etwa  der  Publicist  inissen  könnte,  von  den  Germanisten  um  so  dankbarer 

^aufgenommen  werden  wird. 

c)  Luzern. 

Früher  als  andere  Kantone  hatte  Luzern  den  Vortheil  einer  Bearbdtnog 
seiner  staatrechtlichen  Zustände.  J.  A.  F.  von  Balthasar,  in  mehr  als  ZJjnet 
Beziehung  als  gründlicher  Kenner  und  staatsmännischer  Beurtheiler  der  vater- 
ländischen Zustände  hervorgetreten ,  gab  schon  in  den  SOger  Jahren  eine  Da^ 
Stellung  der  damaligen  Landesverfassung  *).  Wenn  auch  in  wunderlicher  Form 
abgefasst,  so  ist  das  Büclüein  selbst  jetzt  noch  wohlümend  durch  die  aufrich- 
tige Vaterlandsliebe  und  den  frommen  Eifer  des  Verfassers.  —  Einige  kleine 
rechtsgeschichtliche  Schriften  haben  später  versucht;  in  gemeinfasslicher  Sprache 
das  Verständniss  der  Ereignisse  im  Staate,  der  Zustände  und  das  Bewusstsein 
des  Rechtes  zu  verbreiten  ^).    Doch  ist  allerdings  denselben,  theils  wegen  dürf- 


1)  Balthasar,  J.  A.  F.  v.,  Nachrichten  von  der  Stadt  Luzern  und  ihrer  Re^ie- 
rungsverfassung.  Luz. ,  1784.  >-  Auch  mag  die  Schrift  desselben  Verfasseis: 
Die  fünf  politischen  Jahrhunderte  der  Republik  Luzern.  Luz.,  1808,  erwähnt  werdeo. 

2)  Man  sehe:  (Trox  1er,)    Die  Freiheiten    und  Rechtsame  der  Kantonsburgerscfaafl 
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tigen  Inhaltes,  theils  ob  ihrer  scharfen  Partheistellnngen  kein  besonderer  Werth 
beizulegen.  —  Mit  Recht  dagegen  mag  der  kleine  Staat  sich  jetzt  wieder 
einer  in  neuesier  Zeit  erhaltenen  geschichtlichen  Darstellung  seiner  Einrichtungen 
erfreuen,  wie  sie  weit  grössere  Staaten  in  der  Kegel  nicht  aufzuweisen  haben. 
Es  ist  diess  Segesser ^s  Rechtsgeschichte  >);  ein  durchaus  würdiger  weiterer 
Schritt  auf  der  Bahn,  welche  Biuntschli  seine  Landsleute  zu  betreten  gelehrt 
hat.  Bis  jetzt  geht  das  Werk  allerdings  nur  zum  Ende  des  Mittelalters;  allein 
wenn  es  einst  mit  demselben  Fleisse  und  mit  derselben  gewissenhaften  urkund- 
lichen Begründung  bis  zur  Gegenwart  geführt  ist;  so  wird  die  Literatur  des 
öffentlichen  Rechtes  um  ein  weiteres  Hauptwerk  bereichert  sein.  Die  Wichtig- 
keit der  Arbeit  wird  natürlich  durcn  den  kleinen  Umfang  des  Landes  nicht 
beeinträchtigt.  Nicht  darauf  kann  es  ankommen,  von  wie  Vielen  die  Rechts«- 
verhältnisse  erforscht  sind,  sondern  mit  welcher  Genauigkeit  und  Einsicht 

d)    Schwyz.    .       , 

Dafes  der  Kanton  Schwyz  gemeinschaftlich  mit  den  übrigen  reindemokra* 
tischen  Bergkantoncu  eine  tüchtige  Bearbeitung  gefunden  hat,  ist  oben  bereits 
angeführt.  In  Blumer's  umfassender  und  gelehrter  Arbeit  ist  denn  auch  die 
vollständige  Einsicht  in  dieses  kleine  und  einfache  Staatlichen  zu  suchen.  Doch 
mag  hier  noch  im  Besonderen  bemerkt  werden,  dass  auch  einige  nur  für  die- 
sen Kanton  bestimmten  Hülfsmittel  vorhanden  sind.  Einmal  eine  genaue 
und  für  amtlich  erklärte  Ausgabe  des  Landbuches  von  Schwyz,  in  welchem 
die  seit  Jahrhunderten  allmählig  entstandenen  Ordnungen  eingetragen  sind, 
und  welches  auch  über  öffentlich  rechtliche  Dinge,  namentlich  über  Folizei| 
Manches  bestimmt  **).  Sodann  ausführlich  begründete  Vorschlage  zu  Verfas- 
sungs  -  Veränderungen  von  J.  A.  Fuchs  *),  wo  zwar  das  Verständniss  der  zur 
Zeit  der  Abfassung  bestehenden  Zustände  und  ihrer  misslichen  Seiten  durch  eine 
breite  und  wenig  scharfe  Darstellung  erschwert,  aber  doch  so  recht  aus  der 
Mitte  des  Volkes  über  die  Zwecke  und  Mittel  des  kleinen  Gemeinwesens  geur- 
theilt  ist. 

Als  einen  in  der  That  grossen  Beweis  wissenschaftlichen  Strebens  nach 
richtiger  Einsicht  in  alle  staatlichen  Zustände  der  Schweiz  muss  es  betrachtet 
werden,  dass  jetzt  sogar  der  Kanton 


Lnzerns  nach  dem  Laufe  der  Zeiten.  Luz ,  1815.  —  Keller,  Kurze  Darstellung 
der  RegierungsänderuDg  des  Cantons  Luzern  im  J.  1814.  Luz.,  1830. —  (Meyer, 
J.  R.  C)  Das  Pckulal;  eine  wahrhaAe  Slaatsgeschichte  .  .  der  Aristokratie  in  der 
Republik  Luzern.  Surs.,  J831.  —  Pfyffer,  C  ,  Kurzer  Abriss  einer  Staalsver- 
fassungsgeschichte  des  K.  Luzern.    Luz.,  1840 

1)  Segesser,  A.  P.  v. ,    Rechisgeschichte   der    Stadt   und    Republik   Luzern.  I.  If. 
Luz.,  1851-53. 

2)  Das  Landbuch  von  Schwyz.    Hcrausg.  von  M.  Kothing.  Zürich  u.  Fraucnf.,  1850. 

3)  Fuchs,  J.  A,  Wünsche  für  die  Verfassung  des  Kantons  Schwyz.  Rapporsw.,  1833. 
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e)  Zug, 

dieser  Staat  von  15,000  Einwohnern,  seine  eigene  Staats-  und Rechtsgeschidite 
erhfdtenhat    Benaud  hat  es  nicht  verschmäht,  die  allerdings  manchf ach  eigen- 
thtUnlichen  und  selbst  wunderlichen  Gestaltungen  dieses  Mikrokosmus  zu  schil- 
dem*}.     Ohne  Zweifel  haben  die  in  dem  Ländchen  unverändert  erhaltenen 
Statutar-  und  Gewohnheitsrechte,  —  der  Hauptgegenstand  der  in  Frage  ste- 
henden Schrift,  —  eine  grössere  Bedeutung  für  das  gemeine  deutsche  Recht;  alleiu 
auch  fOr  die  Staatswissenschaft  ist  es  immerhin  von  Interesse,   einen  Blick  zu 
werfen  auf  den  Staat,  welcher  aus  zwei  in  wohl  abgewogener  Weise   einander 
gegenübersteUten    Hälften,    einem  aristokratisch  regierten  Städtchen  und  drei 
demokratischen  Landgemeinden,  bestand,  die  Unterthanendörfer  nicht  an  den 
gemeinen  Bechten  Antheil  nehmen  liess ,  Antheil  an  eroberten  Landvogteiai 
besass,  fOnf  Jahrhunderte  lang  einem  halb  spasshaften,  halb  ernstlichen  Sitten- 
gerichte sich  unterwarf.    Und  glaube  man  etwa  nicht,    dass  diess  ein  idylli- 
sches Stillleben  war;   in   diesem  Glase  Wasser  waren  die  heftigsten  Stürme: 
Feindschaft  zwisdhen  Stadt  und  Land,  Partheiung  der  österreichisch  and  fran- 
zösisch Gesinnten,  Anmaassung  der  Vornehmen,   Trotz  der  Gemeinen.    Dieses 
Nürnberger  Spielzeug   aber  hat  sich  erhalten,  während  Weltreiche   neben  ihm 
entstanden  und  vergiengen ;  und  es  wird  sich  vielleicht  erhalten,  wenn  die  euro- 
päische Gesittigung,  welche  neben  ihm  entstand,   neben  ihm   auch  wieder  zu 
Grunde  geht. 

f)  Basel. 

Eine  stattliche  Menge  von  Büchern,  und  unter  diesen  treffliche,  sind 
vorhanden,  welche  Auskunft  geben  über  die  Geschichte  der  reichen  Stadt  Ba- 
sel, über  ihre  Hochschule  und  das  sonstige  wissenschaftliche  Leben,  über  das 
Kirchenwesen,  und  Anderes  mehr.  Man  denke  nur  an  die  Werke  von  Ochs, 
J.  J.  Burkhard,  Hagenbach,  an  die  vortreffliehe  Beschreibung  von  L.  A 
Burkhard  (in  dem  Gemälde  der  Schweiz,  Bd.  XI).  Ohne  Zweifel  kann  ans 
diesen  geschichtlichen  und  statistischen  Werken  ein  Yerständmss  der  Entwick- 
lung und  des  jetzigen  Bestandes  der  staatlichen  Einrichtungen  gewonnen  wer- 
den; dennoch  ist  es  nicht  wohl  zu  verstehen,  dass  dem  Beispiele  von  Züridi, 
Bern,  Luzem  nicht  auch  hier  gefolgt  wurde.  Eine  eigene  Staats  -  und  Bechts- 
geschichte  von  Basel  oder  ein  systematisches  Handbuch  seines  öffentlichen 
Rechtes  fehlt.  Dass  es  aber  weder  an  den  nöthigen  geistigen  Kräften  zor 
Abfassung,  noch  an  der  Möglichkeit  der  Yeröffentlichung  gebricht,  beweist  die 
Erfahrung.  So  ist  denn  zunächst  noch  der  Schriftenvorrath  über  die  staats- 
rechtlichen Zustände  von  Basel  klein  und  dem  Inhalte  nach  wenig  bedeutend.  — 
Dem  Gegenstande  nach  am  umfassendsten  ist  die  von  Gutzwiller')   gege- 


1)  Renaud,  A.,  Beitrag  zur  Staats-  und  Rechtsgeschichte  des  Kantons  Zag.  Pfonlu 
1847,  A.  u.  d.  T.  Beiträge  zur  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  schw.  Kantone. 
Heft  I.    (Weitere  Helle  sind  nicht  erschienen.) 

2)  Gutzwiller,  St,  Basels  Verfassungsänderungen  in  den  Jahren  1798,  1803  vaA 
1814.    Zürich,  1830. 
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bene  üebersiclit  der  YerfasBQngByerändernngen  des  Kantons ,  wie  dieselben  ans 
den  allgemeinen  Umgestaltungen  der  Schweiz  vom  J.  1798  an  hervorgingen. 
Bas  Büchlein  ist  jedoch  einseitig  nnd  oberflächlich.  —    Gründlicher  allerdings, 
allein   nnr  eben  £in  Ereigniss  erläuternd,   sind  di^enigen  Schriften,   welche 
sich   auf  die  jüngste  Theilung   des   Kantons  in   zwei  Hälften  beziehend«     Die 
Losreissung   des    Landgebietes  von  der  Stadt   nach    blutigem   Kampfe,    die 
Anerkennung    des    ersteren   als    selbstständiger  Halbkanton,    die   übervolks- 
thümliche  Verfassung  desselben,  die  Besetzung  der  Stadt  mit  einem  ganzen  eid* 
genössischen  Heere,  die  Theilung  des  Universitäts- Vermögens,  haben  einen  tie- 
fen Eindruck  weit  und  breit  gemacht;  und  nur  starre  politische  Leidenschaft 
kann  der  schwer  geprüften  und  misshandelten  Stadt  Mitgefühl  versagen.    Einer 
ihrer  tüchtigsten  Söhne  hat  die  Begebenheit  und  ihre  Folgen  ernst,  freimüthog 
und  möglichst  unpartheiisch  erzählt ');  zwei  der  Theilungsrichter  abei*  haben 
sich    gedrungen   gefühlt  ihren  Antheil  an  der  kaum  glaublichen  Handlung  zu 
rechtfertigen^).     Möglich,  dass  Keller  jetzt  selbst  seinen^  Entscheid  als  Ob- 
ikicht  mehr  für  gerecht  erkennt 

g)  Schaffhausen. 

Auch  der  Stadt  und  dem  Kanton  Schaffhausen  fehlt  es  nicht  an  ge- 
schichtlichen Werken.  Kirchhofer,  Schalch,  Habicht  erzählen  einzelne 
wichtigere  Begebenheiten  oder  den  ganzen  Zusammenhang  der  Ereignisse. 
Doch  ist  Staatsrechtliches,  auch  nur  geschichtlich  aufgefasst,  kaum  darunter. 
So  beschränkt  sich  denn  der  ganze  besondere  Schriftenvorrath  auf  eine  ge- 
meinverständlich gehaltene  Nachweisung  Hurter^s  über  die  Entstehung ,  die 
allmählige  Entwicklung  und  namentlich  über  den  Vermögenserwerb  seiner  Va- 
terstadt *) ;  auf  eine  zwar  kurze  aber  genügende  und  gemässigte  Erörterung- 
Aber  die  auch  in  diesem  Kanton  nach  1830  vorgefallene  Verfassungsänderung^); 
endlich  auf  eine,  weder  geschickt  abgefasste  noch  im  richtigen  Tone  gehaltene 
Partheischrift  über  einen  Streit  der  Kantone  Zürich  und  Schaffhausen,  betref« 
fend  die  Rheinschifffahrt  ^). 

Kaum  hat  ein  anderer  Kanton  die  Presse  mit  seinen  Angelegenheiten  so 
viel  in  Anspruch  genommen,  als 


■^ 


1)  Heussler,  A.,  Die  Trennung  des  Kantons  Basel.    1.  U.    Zürich,  1839^43. 

2)  Keller,  F.  L.,  Die  Baseler  Theilimgssaehe.  Nach  den  Acten  dargestellt  1 — 3, 
Aarau,  1834 •* 35.  l'scharner,  J.  F.  v. ,  Verhandlangen  über  die  Theilungs- 
frage  in  Betreff  der  Univ.  Basel  vor  der  eidgenössischen  Theilungscommisdon. 
I.  n.    Aarau  und  Char,  1833-35. 

3)  Harter,  F.,  Wie  die  Stadt  Seh.  zu  ihren  Freiheiten,  Besitzungen,  Rechten,  Gü- 
tern und  Hftusern  kam.    Schaflh ,  1832. 

4)  (Heyenburg-Rausch,  v.,)  Versuch  einer  Darstellung  der  Staatsumw&lzung 
des  Kantons  Seh.  im  J.  1831.    Zürich,  1838. 

5)  Geschichtliche  Darstellung  nnd  rechtliche  Erörterung  des  .  .  Streites  über  die 
RheinschiflTahri     Zürich,  1835. 


50||  Die  Literatar  dei  tchweizerischen  Staatsrechtes. 

h)  Waadt 

während   seines  verhältnissmässig  kurzen  Bestandes.     Oben  sind  bereits  einige 
.  Schriften  angegeben,  welche  die  früheren  Verhältnisse  zu  Bern  betreffen ;  allem 
seit  der  vollendeten  Trennung  ist  erst  die  Schreibseligkeit  recht  erwacht.    Al- 
lerdings sind   es  zumeist  geschichtliche  Schriften  und  Flugschriften  über  ein- 
zelne Begebenheiten    (wie  z.   B.  Ober  <ien  berüchtigten  Kirchenstreit),  oder 
amtliche  Actenstücke;  und  an  einer  vollständigen  Bearbeitung  des  öffentlichen 
Rechtes  fehlt  es  noch  ganz:   doch   sind  immerhin  einige,   und  zum  Theile  be- 
deutendere ,   Ärbeitep  auch  in  dieser  üebersicht  aufzuführen.  —    Zuerst  m 
Rechenschaftsbericht  über  die  Verwaltung  des  Kantons  von  1803  bis  1830"), 
entworfen  im  Namen   des  Staatsrathes   und  auf  den   Grund  amtlicher  A(^n- 
stücke  von  dem  Geheimschreiber  jener  Behörde  D.  A.  Chavannes,  und  be- 
stimmt 2ur  Rechtfertigung  des  in  Folge  einer  radical  -  demokratischen  Bewe- 
gung im  J.  1831  gestürzten  Systemes.  —     Sodann   eine  gemeinfasslicbe  Beleh- 
rung über  die  staatsbürgerlichen  Rechte  und  Pflichten  der  Waadtländer'),  ab- 
gefasst   in  gemässigt -freisinniger  Richtung;  somit  in   einem   der  herrschenden 
ultrademokratischen  Parthei  abgeneigten  Sinne,  imd  bei  ihr  unbeliebt.  —    Aus- 
serdem zwei  in  ihrer  Art  treffliche  Monographieen.    Die  eine ,  von  dem  Land- 
amman F.  Clavet.verfasste,  über  die  Gemeindeverfassung  und  -Verwaltung 
des  Kantones*),  im  Lande  selbst  als  unentbehrlich  betrachtet;  die  andere  eine 
Untersuchung  über  die  Masscnarmuth   (den  Pauperismus)   in  Waadt*) ,   sowohl 
'  wichtige  Thatsacheu  als,  in  einer  zweiten  Abtheilung,  manchfache  und  theilweisc 
beherzigenswerthe  Ansichten  enthaltend,  und   als  ein  bedeutender  Beitrag  zur 
Armenpolizei  auch  in  weiteren  Kreisen  bekannt. 

i)  Neuenburg. 
Eines  der  allerkrausesten  staatsrechtlichen  Verhältnisse  war  das  während 
der  alten  Eidgenossensshaft  zwischen  dem  Fürstenthume  Neuenburg  und  Val- 
iendis  und  einem  Theile  der  Kantone  bestandene,  wodurch  der  früher  drei  Fttr» 
stenhäusem,  seitdem  J.  1707  aber  den  Königen  vonPreussen  zustehende  kleine 
Staat  die  Stellung  eines  der  Schweiz  zugewendeten  Ortes  hatte.  Ein,  zum  min- 
desten gesagt,  wenig  normales  Verhältiiiss  war  es,  dass  das  im  J.  1814  vom 
König  von  Preussen  zurück  erworbene  Fürstenthum  als  ein  Kanton  in  die  Eid- 
genossenschaft von  1815  eintrat.  Ein  blos  revolutionäres  imd  mit  denschlinun- 
sten  Folgen  schwangeres  Verhältniss  ist  es  endlich,  dass  im  J.  1848  das  Re- 
gentenrecht der  preussischen  Könige  gewaltsam  abgeschüttelt  wurde  und  der 


1)  De  lAdministraUoD  pubhque  du  Canton  de  Vaud  de  1803—1830.     Laus.,  1831. 

2)  Gauthey,    J.  L.  F.,   Des  droits  et  des   devoirs  des  citoyens  vaudois,    <m  Essai 
d'inslraction  civique.    Kd.  2.    Laus.,  1844. 

3)  Essai  sur  les  Communes  et  sur  le   gouvernement  inuoicipal  dans  le  Canton  de 
Vaud.    I.  IL    Laus.,  1828,  8. 

4)  Enquete  sur  le  pauperisme  dans  le  canton  de  Vaud*    Laus.»  1841,  8. 
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-  mit  einer  neuen  rein  demokratischen  Verfassung  versehene  Kanton  jetzt  einen 
Theil  des  Bundesstaates  bildet.  --  Diese  ganz  eigenthflmlichen  Zustände  ha- 
ben .eine  grosse  Menge  von.  Schriften  über  die  öffentlichrechtlichen  Verhältnisse 
Neuenbürgs  hervorgerufen^),  unter  welchen  freilich  eine  wissenschaftliche  Be- 
arbeitung des  gesammten  Staatsrechtes  bis  jetzt  nicht  ist.  Ausser  sehr  bedeu- 
tenden geschichtlichen  Werken^),  deren  Kenntniss  zur  richtigen  Auffassung  der 
Eechtszustände  hier  nöthiger  ist  als  irgendwo',  bestehen  nämlich  zahlreiche 
Schriften  über  die  Bechtsansprüche  der  verschiedenen  nach  dem  Aussterben 
des  Longueville^schen  Hauses  aufgetretenen  Prätendenten,  besonders  also  des 
Königes  Friedrich  I.  von  Preussen');  Erörterungen  Aber  das  Verhältniss  zu 
der  alten  Eidgenossenschaft^);  endlich  Besprechungen  der  durch  dieEmpöiimg 
von  1848  entstandenen  Verhältnisse  ^).  Das  neueste,  mit  eben  so  vieler  Gründ- 
lichkeit als  Uebersichtlichkeit  abgefasste  Werk  eines  deutschen  Staatsgelehrten 
giebt  einen  sichern  Ueberblick  über  Geschichte  und  Recht,  vertheidigt  das,  an 
an  sich  freilich  zweifellose,  Recht  der  Könige  von  Preussen  auf  die  Regierung 
in  Neuenburg,  und  verlangt  Wiederherstellung  des  alten  Verhältnisses  der  Zu- 
gewandtheit').  Was  ächte  Staatsweisheit  räth,  ist  freilich  eine  andere,  hier 
nicht  weiter  zu  besprechende  Frage. 


1)  Ein  hinreichend  ausrohrliebcs  Vcrzeicbnlss  dieser  Schriften  s.  in  dem  sogleich  nä- 
her zu  bezeichnenden  Werke  von  Schulze.  S.  XIV — XXXIL  Daselbst  auch 
Nachriebt  von  einem  weit  reichhaltigeren  Kataloge. 

2)  Die  wichtigsten  Mcrsclbcn  sind  folgende:  Montm ollin,  Chane,  de,  Mcmoires 
sur  le  Comte  de  Ncufchatcl;  (aus  dem  Ende  des  17ten  Jdts.  stammende  Haupt* 
quelle,  zuerst  gedruckt  1831.  Neufch.,  2  Bde) —  Chambricr,  T.  de,  Histoire 
de  Neufchätel  et  Valangin  jusqu'a  l'av^nement  de  la  Maison  de  Pnisse.  Neucb., 
1840.  —  Tribolet,  Ch.  G.  de,  Histoire  de  N.  et  V.  depuis  l'av^nement  de  la 
M.  de  P.  jusqu'en  1806.  Neuch ,  1846.  —  Guinand,  U.,  Fragmens  neufchA- 
telois,  ou  essai  s.  1.  droit  public  n. ,  la  dominalion  prussienne  et  les  övenements 
de  1830—32.  Laus.,  1833.  —  Mabile,  G.  A.,  Monumens  de  i'histoire  de  N. 
Neuch,  1844.     (Quellensammlung  vom  10. — 14.  Jdt) 

3)  S.  diese  Streit-  und  Processschrirten  bei  Schulze,  S.  XIX  fg.  Bio  bedeutend- 
sten der  für  die  Rechte  des  Königs  von  Preussen  verfassten  sind:  (Leibnitz,) 
Traitö  sommaire  du  droit  de  S.  M.  le  Roi  de  Prusse  a  la  Principaut^  de  N.  Fol.  — 
(F.  V.  Lud  ewig,)  Preussisches  Neuenburg  und  dessen  Gerechtsame  von  P.  v. 
Hohenhard.  Teutsch.,  1708.  —  Gründling,  N,  H. ,  Historische  Nachricht  von 
der  Grafschaft  N. . .  Frank!  u.  Lpz.  Ders.,  Erläuterung  des  historischen  Berich- 
tes.   Frankf.,  1708. 

4)  Boy  ve ,  J.  £. ,  Recherches  s.  L  indig^nat  helv^tique  de  la  Princip.  de  N.  et  V. 
Neufch.,  1778.  —  (Müller  v.  Friedberg,)  üeber  der  Eidgenossen  Staatsin- 
teresse an  N.  und  V.    St.  Gallen,  1789.  , 

5)  Expose  sommaire  de  TAdministration  du  pays ,  fait  par  les  Membres  de  Taneien 
Conseil  d'^t^t.  Neufch.,  1848.  —  Roth,  A. ,  Neuen burgisdhe  Studien.  Bern, 
1850.  N.  principautö  et  N.  republique.  Neuch.,  1852-53.  I— IIL  —  Hottin- 
ger,  J.  J.,  N.  in  seinen  geschichtlichen  und  Rechtsverhältnissen.    Zürich,  1853. 

6)  Schulze,  Uerm.,  Die  staatsrechtliche  Stellung  des Fürstenthums  N.    Jena,  1854. 
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k)    Genf 
war  bekanntlich  seit  langer  Zeit  ein  literarisch  sehr  regsamer  Ort,  weit  Aber 
die  Zahl  seiner  Einwohner  hinaus.    Aber  diese  geistige  Beschäftigung  hat  sidi 
mehr  auf  das  allgemein  Ansprechende,  als  auf  strenge  Rechtswissenschaft  ge> 
werfen.    Wir  besitzen  demnach  auch  an  Schriften  ausd^cklich  über  das Stuta* ' 
recht,  sei  es  der  frühem  Ecpublik,  sei  es  des  späteren  Kantons,  nur  Weniges 
und  Ungenügendes.    Die  Liebhaber  «Arbeit   des  Engländers  Keate'),  eisige 
gründlichere  Streitschriften  aus  der  Zeit  der  Unruhen  in  den  80er  Jahren'),  uid 
einige  Zusammenstellungen   der  Genfer  Verfassung  von  1814  mit  den  sp&terai 
Landesgesetzen  ^)  ist  Alles,  was  hierher  gezählt  werden  kann.     Zur  Erlangung 
einer    richtigen  Einsicht    muss   man  sich   daher   an  andere   Quellen  wenden. 
Genf  hat  eine  reichere  Geschichte  als  mancher  grosse  Staat,  und  der  in  dieser 
so  lange  vom  Glücke  begünstigten  Stadt  lebendige  wissenschaftliche  Snm  hit 
sich  vielfältigst  mit  deren  Bearbeitung  beschäftigt.     Die  beste  Kunde  über  die 
staatlichen  Zustände  und  Yeränderungen  des  Freistaates  wird  daher  aus  den 
Werken  von  Picot,  Berenger,  d'lvernois,  J.  Fazy,  Galiffe  u.  s.  w. 
gewonnen.     Ebenso   zeigt  sich  die  Leichtigkeit  und  Uebung  der  schrifUidien 
Gedankenmittheilung  in  den  unzähligen  Flugschriften,  welche  bei  den  verschie- 
deneu  staatlichen  Bewegungen  jedesmal  hervorschiessen,      So  denn  namenUicfa 
auch  neuestens  bei  der  von  der  demokratischen  Parthei  seit  dem  J.  1841  an- 
gestrebten und  endlich  auch  errungenen  Veränderung  der  Verfassung  von  1814, 
und  was  sich  von  Folgen  und  Gegenbemühungen  an  sie  knüpft.    Kaum  dfiifte 
eine  andere  Stadt  von  gleichmässiger  Grösse  bestehen ,  in  welcher  so  viele  in 
der  Thal  durch  Bildung  und  Gabe  ausgezeichnete  Männer  in  einer  innem  An- 
gelegenheit das  Wort  ergreifen  könnten,    kh  nenne  nur  beispielshalbar  die  Na- 
men von  Cherbuliez,  Fazy-Pasteur,  Bigaud,  Naville,  J.  Fazy,  Rilliet-Constant. 
Das  Ausland  freilich  muss  sich  begnügen   von  den  Ergebnissen  solcher  Geis- 
teskämpfe  Kenntniss  zu  nehmen;    zu  Verfolgung  der  einzelnen  Gründe  and 
Ansichten,  und  wären  sie  noch  so  scharfsinnig  und  staatsmännisch,  fehlen  Zeit 
und  Mittel*). 


1)  K  c  at  e,  G.,  A   short  account  of  ihe  aneieot  history,  govenmient  and  lawi  of 
Repablic  of  Geneva.    Gen.,  1761. 

2)  Rigaud,  £.,  Constitution  de  la  R^publ.  et  Canton  de  Geneve. . .     Gen.,  1S3& 

3)  Fazy-Pasteur,  La  Constitution  du  Canton  de  Geneve  nuse  en  parallele  avee 
les  constitutions  des  Cantons  de  Zuric ,  Fribourg ,  Berne ,  Soleure ,  Bitte  et  Viai 
Gen.,  1834. 

4)  Im  Archive  ffir  die  schw.  Geschichte,  Bd.  ü,  S.  378  fg.  sind  67  im  J.  1811  er- 
schienene Flugschriften  über  Genfer  Verhältnisse  aufgeführt ,  und  ia  6d  IV.  '^ 
von  75  innerhalb  zweijähriger  Frist  neu  dazu  gekommenen  Schiiftea  die  Rede. 
„Geneve  est  un  volcan  de  brochures!** 
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DAS  STAATSRECHT 


DER 


TEREINiaTEN  STAATEN  VON  NORDAMERIKA. 


Es  bedarf  einer  Reclitfertigung,  dass  in  dem  gegenwartigen  Werke,  wel- 
ches keineswegs  den  ganzen  Bestand  des  staatswissenscbaftlichen  Büchervorrathes 
aufzuzeigen  unternimmt,  sondert  nur  wichtige  und  bezeichnende  Abschnitte 
derselben  bespricht,  das  Kecht  einer  und  derselben  Staatsform  in  zwei  Aus- 
bildungen Aufnahme  findet,  indem  Jetzt  auf  die  Literatur  des  Staatsrechtes 
der  schweizerischen  Demokratie  die  der  nordamerikanischen  folgen  soll.  Diese 
Rechtfertigung  mag  jedoch  wohl  unternommen  werden,  und  zwar  durch  mehr 
als  Einen  zureichenden  Grund. 

Vorerst  hat  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  selbst,  und  hat  sich  ander- 
wärts über  dieselben,  bereits  eine  zahlreiche  und  zum  Theile  sehr  bedeutende 
staatsrechtliche  Literatur  ausgebildet.  So  wonig,  aus  nahe  liegenden  Granden, 
die  Amerikaner  im  Allgemeinen  in  Wissenschaften  und  Künsten  bis  jetzt  viel 
Selbstständiges  leisten:  so  macht  doch  gerade  die  Bearbeitung  ihres  Rechtes 
eine  Ausnahme,  und  zwar  vor  Allem  die  des  Öffentlichen  Rechtes.  Die  Namen 
eines  Kent,  Story,  Marshall,  der  Verfasser  des  Föderalisten  würden 
jn  der  ältesten  und  reichsten  Literatur  unter  den  Sternen  erster  Grösse  glän- 
zen. Diese  Werke  sind  nun  aber,  so  weit  sie  amerikanischen  Ursprunges 
sind,  in  Europa  nur  wenig  verbreitet;  und  die  meisten  derselben  selbst 
unseren  Gelehrten  höchstens  von  Hörensagen  bekannt.  Wenn  es  nun  dem  Ver- 
fasser der  gegenwärtigen  Blätter  (trotz  vielfacher  Bemühungen  imd  mancher 
freundlicher  Hülfe)  ebenfalls  nicht  gelungen  ist,  eine  persönliche  Einsicht  aller 
und  jeder  bestehender  Bücher  zu  erlangen:  so  darf  er  doch  wohl  hoffen,  man- 
chem Leser  Nachricht  von  Unbekanntem  allein  Kennenswerthem  zu  geben,  und 
Oberhaupt  ein  richtigeres  Bild  von  der  Beschaffenheit  dieses  Theiles  der  Lite- 
ratur entwerfen  zu  können,  als  bisher  bestand '). 


1)  Eine  irgendwie  wissenschaftliche  Gesammtarbeit  über  die  Literatur  und  Geschichte 
des  olTenllichen  Rechtes  der  Vereinigten  Staaten  ist,  meines  Wissens  wenigstens, 
nicht  vorhanden.  In  D.  Hoffmann's  Course  of  legal  study,  ed.  2,  LH.  Baltiin., 
183g,  finden  sich  ganz  nützliche  Fingerzeige  über  das  Versländniss  des  Bundes- 
rechtes, und  auch  einzelne  Bücberlttcl.  Allein  letztere  sind  (unbegreiflich  genug 
in  einem  Werke    dieser  Art)  sehr   unbibliographisch  abgedruckt,   und  machen 
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Eine  solche  Bekanntmachiing  ist  aber  um  so  gerechtfertigter,  als  wöU 
Keiner  einem  zweiten  Grande  der  beabsichlen  Besprechung  seine  Zustinummg 
versagen  wird.    Als  solcher  macht  sich  nämlich  die  grosse  Bedeutung  geltend, 
welche  die  Vereinigten  Staaten  und  ihre  öffentlichen  Einrichtungen  schon  jetzt 
für  alle  übrigen  gesittigten  Völker  gewonnen   haben,  und  die  noch  nnendlidi 
grössere,   welche   sie  in   naher  Zukunft  erreichen  werden.    In  diesem  Lande 
geht  Alles  mit  Riesenschritten,   wie  wohl  kaum  je  zuvor    in  der  Geschichte. 
Noch  die  vorige  Generation  mochte  mit  Zweifeln,  wo  nicht  gar  mit  Missachtimg, 
auf  die  verhältnissmftssig  geringe  Macht,    die  ersten  Anfänge  der   Gesittigmig 
und  die  wunderlichen  Versuche  in  staatlichen  Anstalten  hinblicken ,  welche  die 
ehemaligen  epglischeh  Eolonieen  darboten.    Wir  dagegen  sehen  ein  Reich  tot 
uns,  welches  fast  einen  halben  Welttheil  umfasst,  mit  diesem  unermesslichea 
Gebiete  aber  noch  lange  nicht  zufrieden  ist,  sondern  mit  List  und  Gewalt  alks 
umliegende  Land  an  sich  zieht;   eine  Bevölkerung,  welche  schon  jetzt  gleidi 
ist  den    mächtigsten    europäischen  Nationen,    zu   Ende   dieses   Jahrhunderts 
aber  voraussichtlich  auf  hundert  Millionen   gestiegen  sein  wird,    theils  doich 
eigene  Vermehrung,   theils  durch  den  jährlich   anwachsenden-  Strom  einwan- 
demder  Europäer;   einen  mit  diesen  Ausdehnungen  nicht  nur  gleichen  Schritt 
haltenden,  sondern  sie  noch  weit  flberflflgelnden  Nationalreichthum ;  Bestimmun- 
gen über  Regierungsweise  und  Volksrechte,  welche  nicht  nur  im  Lande  selbst  ürfe 
Wurzeln  geschlagen  und  ganz    neue,   in   dieser  Weise   noch  nicht  gesehene, 
Zustände  erzeugt  haben,  sondern  auch  anderwärts,   gleichgültig  jetzt  ob  mit 


überdiess  keinerlei  Ansprach  auf  Volktändigkeit  —  Ueber  einzelne  warn 
Werke  habe  Ich  selbst  in  der  „Zeitsehrift  L  Rechtsw.  des  Aaslandes"  kiitiKke 
Anzeigen  gegeben,  —  so  namenüich  in  Bd.VU,  H.  3;  Bd.  U,  H.  2;  Bd.  XVI, 
H.  2; —  allein  es  sind  diess,  ihrem  ganzen  Zwecke  nach,  nur  brachstücklichettl- 
theilungen.  Spmit  ist  man  denn  auf  das  sehr  ungenügende  Anskunßsmtttel  der  ein- 
fachen Bücherverzeichnisse  verwiesen.  Von  solchen  erfüllt  z.  B.  Littk  wi 
Brownes  Catalogne  oL  Law  Books,  Bost,  1853,  den  Zweck  eiuigennasiMi; 
doch  erhält  das  Bnch  einer  Seits  nicht  blos  amerikamsches ,  sondern  wmA  o^ 
lisches  und  selbst  festiändisch-europüsches  Recht  jeder  Art ,  anderer  Beils  iit  a 
lange  nicht  voUst&ndig.  Die  zuweilen  eingestreuten  Bemerkungen  betreffen  ■■ 
die  eigenen  Verlagswerke  der  Heraasgeber.  Ein  weiteres  ähnliches  HfllfsmHtri  Ui 
0.  A.  Roosbach,  Bibliotheca  Americana.  Catalogne  of  American  pnbfiealioai 
from  1820 — 1852.  N.  York,  1852;  wo  im  Anhange  die  gesammte  rechtswisscD- 
schafUiche  Literatur  zusammengestellt  ist  Doch  ist  auch  ^diess  lediglich  ein  Boc^ 
händler Katalog;  von  einer  Vollständigkeit  gar  keine  Rede;  und  die  im  Andsa^ 
über  Amerika  ecschienene  Werke  fehlen  ganz,  wenn  sie  nicht  zofiJIig  in  des 
Vereinigten  Staaten  nachgedruckt  sind.  Von  etwas  grösserer  Bedeutong  sdiöit 
zu  sein:  Marvin,  J.  G.,  Legal  Blbliography,  ot  a  Thesaurus  of  american,  en^ 
irish  and  scotish  Lawbooks ,  interspersed  with  critical  observations  upon  Ibeir  ^ps- 
rious  ediüons  and  authority.  Philad. ,  1847.  Ich  kenne  das  Buch  aber  mcbt  m 
eigner  Einsicht« 
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Recht  oder  Unrecht,  von  unzähligen  als  beneidenswerthes  und  wo  möglich  nach- 
zuahmendes Vorbild  betrachtet  werden ;  eine  Bildung,  welche  zwar  jetzt  noch  dem 
unmittelbar  für  das  Leben  Brauchbaren  fast  ausschliesslich  zugewendet  ist  und  des 
höheren  Schwunges  und  Zieles  entbehrt,  für  deren  Ausdehnung  ab^r  die  breiteste 
Grundlage  eines  allgemein  entwickelten  Yolksunterrichtes  besteht  und  unermess- 
liche  sachliche  Mittel  bereit  gehalten  werden;  eine  Geistesrichtung  und  Gemüthsart, 
welche  vor  keiner  Schwierigkeit  zurücktritt,  das.  stärkste  Selbs^effthl  ausbrü- 
tet, und  ohne  Zweifel  zu  einem  weltverlangeoden  Ehrgeize  sich  entfalten  wird, 
wenn  das  jetzt  noch  zunächst  liegende  Ziel,  nämlich  Erwei^  von  Beichthum, 
genügend  erreicht  ist:  mit  Einem  Worte  einen  Staat,  welcher  schon  in  diesem 
Augenblicke  einer  der  mächtigsten  der  Erde  ist,  in  wenigen  Jahrzehenten  aber 
die  übrigen  an  Einfluss-  und  Gewaltmitteln  aller  Art  weit  hinter  sich  zurück- 
lassen wird.    Wenn  nun  auch  unzweifelhaft  die   politischen  Einrichtungen   der 
Union  diese  Wunder  nicht  alle  erzeugt  haben :  so  ist  doch  eben  so  unbestreit- 
bar, dass  diese  sich  nicht  hätten  so  fröhlich  entwickeln  können,  wenn  sie  nicht 
durch  eine  entsprechende  Ordnung  geschützt  und  gefördert  worden  wären.  Und 
wenn  ferner  die  künftige  Einwirkung  der  Vereinigten  Staaten  auf  die  übrige  Welt 
nicht  durch  deren  staatsrechtlichen  Organismus  wird  bestimmt  werden,  so  muss 
&ie  doch  in  den  Formen  desselben  vor  sich  gehen,  und  die  Art  ihres  Auftretens 
von  ihm  erhalten.   Es  ist  also  für  Jeden,  welcher  sich  Rechenschaft  geben  will 
Ober  die  Lagev  der  Gegenwart  und  über  die  Gründe  der  Zukunft,  eine  Kennt- 
niss  des  öffentlichen  Bechtes  von  Nordamerika  schon  jetzt  zum  unabweisbaren 
Bedürfnisse  geworden,  und  wird  es  täglich  in  höherem  Maasse.    Unsere  Eitel- 
keit mag  sich  gerne  oder  ungeme  darein  fügen,    allein  es  werden  im  prakti- 
schen  Leben  unsere   Staatsmänner   mehr  und  mehr   mit   dem  Kabinete  von 
Washington  und  mit  der  Yolksstimmung  im  Lande  rechnen  müssen;  eben  so 
haben  sich  unsere  Gelehrten  zu  einem  gründlichen  Verständnisse  der  dortigen 
Gesetze  und   ihrer  Erläuterungen  nach  Ursache  und  Wirkung  zu   bequemen. 
Hierzu  verhilft  aber  natürlich  die  blose  Bekanntschaft  mit  den  Worten  kurzer 
Yerfassungs-Urkunden  nicht,  sondern  es  ist  eine  Eenntniss  der  Literatur  uner- 
lässlich. 

Endlich  aber  verdient,  drittens  noch,  das  amerikanische  Staatsrecht  eine 
eingehende  Besprechung  aus  rein  wissenschaftlichen  Gründen,  und  somit  ganz 
abgesehen  von  den  bisher  angedeuteten  äusseren  Veranlassungen.  Die  Verfas- 
sung der  Vereinigten  Staaten  begreift  die  Lösung  zweier  staatsrechtlicher 
Aufgaben  in  sich,  welche,  zu  jeder  Zeit  als  schwierig  erachtet,  eben  jetzt 
durch  den  ganzen  Entwicklungsgang  vieler  europäischer  Völker  die  höchste 
Bedeutung  erhalten  haben;  nämlich  die  Gründung  einer  Demokratie  bei 
einem  zahlreichen  Volke  und  in  einem  ausgedehnten  Gebiete,  sodann  die  Er- 
richtung eines  starken  Bundesstaates.  W^n  nun  aber  nicht  geläugnet  werden 
kann,  dass  in  der  Lebensauffassung  der  westeuropäischen  Völker  die  Gedankeu  n 
der  rcehtlichen  Gleichheit  und  der  möglichsten  Unbeschrilnktheit  aller  Men- 
flPDhen  eine  grosse  Stelle  einnehmen ;  und  dass  diese  Sichtung  eine  ganz  beson* 
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dere  Förderang  erhält  durch  die  nüchterne  Yerstandesbildung ,  welche  den 
gegenwärtigen  Abschnitt  der  "Weltgeschichte  bezeichnet:  so  musä  mit  Recht 
auch  von  der  Wissenschaft  verlangt  werden ,  dass  sie  die  folgerichtige  Durch- 
ftlhrung  dieser  Gedanken ,  nach  Möglichkeit,  Vortheil  und  Schaden,  Vorans- 
setzungen  und  Wirkungen  genau  untersuche ,  und  damit  ein  umsichtiges  und 
gründliches  Urtheil  begründe.  Und  wenn  zwei  grosse  europäische  Stjmme, 
welche  das  innere  und  das  äussere  Bedürfniss  der  Einigung  haben ,  unwider- 
bringlich in  viele  kleine  Staaten  zersplittert  sind:  so  ist  es  eine  weitere  grosse 
Aufgabe,  zunächst  wenigstens  theoretisch  diejenige  Form  einer  Verbindnng 
aufzusucheri ,  welche  geeignet  ist,  eine  starke  gemeinschaftliche  Gewalt  lud 
ein  allgemeines  Nationalgefühl  zu  vereinigen  mit  einer  Bewahrung  der  nun 
einmal  bestehenden  besonderen  Organismen.  Zur  Lösung  dieser  theoretischen 
Fragen  sind  natürlich  passende  Beispiele  von  grosser  Hülfe.  Kein  Beispiel 
aber  kann  von  entschiedenerem  Nutzen  sein ,   als  das  der  Vereinigten  Staaten; 

-  denn  nirgends  sind  die  beiden  eben  angegebenen  staatlichen  Grcstaltungen  in 
gleicher  Reinheit  eingeführt  und  mit  so  wenigen  folgewidrigen  äusseren  Stö- 
rungen durchgearbeitet  worden,  wie  hier.  Man  darf  kühn  die  Behauptung  auf- 
stellen, dass  sowohl  die  in  Nordamerika  bestehende  repräsentative  Demokratie 
als  der  dortige  Bundesstaat  den  Lehren  der  Theorie  so  nahe  sind,  als  in 
menschlichen  Dingen  überhaupt  Ausführung  und  Vorschrift  stehen  können.  Ein 
glückliches  Geschick  hat  nämlich,  und  zwar  in  beiden  Beziehungen,  fast  alle 
störenden  Umstände  und  Bestandtheile  ferne  gehalten,  so  dass  das  als  riditig 
Erkannte  nun  auch  sogleich  ohne  Schmählerungen  und  widrige  Einräumungen 
an  die  Thatsachen  verwirklicht  werden  konnte.  Die  Demokratie  mochte  so- 
wohl im  einzelnen  Staate  als  im  Bunde  einj^efühit  werden ,  ohne  dass ,  sobald 
nur  das  Verhältniss  zur  englischen  Krone  beseitigt  war,  irgend  ein  anderer 
unvereinbarer  Rechtszustand  vorhanden  gewesen  wäre,  und  ohne  dass  voran- 
gegangene Erlebnisse  von  der  richtigen  Bahn  abgedrängt  hätten. .  Es  gab 
keine  bevorrechteten  Stünde,  welche  erst  widerwillig  unter  das  Gesetz  der 
Gleichheit'hätten  gebracht,  oder  denen  folgewidrige  Ausnahmen  hätten  bewilligt 
werden  müssen;  es  hatten  weder  innere  Unruhen  die  Kraftforderungen  der 
Regierungen,  noch  Verletzungen  vorausgegangener  harter  Zwingherrschaft  das 
Verlangen  des  Volks  nach  Recht  und  Freiheit  ins  Unausführbare  gestägert: 
durch  lange  üebung  der  englischen  Einrichtungen  war  selbst  die  Menge  vor- 
bereitet zu  vollständiger  Selbstregierung;  die  allgemeine  Einfachheit  der  Sitten 
war    ganz  einverstanden  mit    der    unsclieinbaren   äusseren  Erscheinung   einer 

^'demokratischen  Staatseiiirichtung.  Der  Bundesstaat  aber  konnte  cingefÄbrt 
j  werden ,  ohne  dass  fürstlicher  Stolz  oder  lange  genossene  Selbstständigkeit  der 
Staaten  sich  gegen  eine  Unterwerfung  "gesträubt  hätten ;  ohne  dass  einzelne  der 
Gliederstaaten  eine  grosse  politische  Stellung  zum  Opfer  bringen  mussten:  ohne 
dass  eine  allzugrosse  üngleichlieit  der  Bestandtheile  6ine  Gleichstellung  ihrer 
Rechte  unmöglich  machte ;  ohne  dass  endlich  eine  wesentliche  Verschiedenhät 
der  Einrichtungen  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  auch  eine  abweichende  Auf* 
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fassnng  der  allgemeinen  Fragen  veranlasste.  Wenn  dennoch  eine  genaue  Prü* 
fong  der  staatlichen  Zustände  in  Nordamerika  auch  minder  vortheilhafte  Sei- 
ten entdecken  lassen  sollte,  so  sind  diese  in  so  ferne  von  grosser  Bedeutung, 
als  sie  über  die  innere  Gesundheit  des  Gedankens ,  von  dem  es  sich  hier  han- 
delt, Schlüsse  ziehen  lassen.  Nicht  äussere  Yerkrüpplnng  oder  zufällige  Ablen- 
kung von  den  richtigen  Folgesätzen  steht  hier  ja  dem  Guten  im  Wege.  — 
Ein  einziges  Yerhältniss  macht  von  dieser  Verwendbarkeit  der  amerikanischen 
Einrichtungen  als  Beispiel  zu  theoretischen  Zwecken  eine  Ausnahme,  und 
nöthigt  zu  einer  Ausscheidung.  Es  ist  diess  die  Sklaverei.  Leider  fehlte  es 
'  an  Weisheit,  an  Opferbereitwilligkeit  und  an  Entschlossenheit,  um  den  schmäh- 
lichen Schaden  mit  kecker  Hand  auszurotten,  als  es  noch  Zeit  war;  und  nun 
ist  die  Sklaverei  ein  schreiender  Missklang  in  der  Demokratie,  welcher  sie  den 
Vorwurf  heuchlerischer  Ungerechtigkeit  zuruft ,  und  ein  Fluch  für  den  Bund, 
den  sie  in  zwei  feindseelige  Hälften  theilt,  und  dessen  Handlungen  tmd  Beschlüsse, 
und  wären  sie  stofflich,  noch  so  weit  entfernt  von  der  Sklavenfrage,  durch  diese 
verkehrt  und  vergiftet  werden.  Die  Rechtlosigkeit  und  grundsatzlose  Ausbeutung 
der  schwarzen  Bace  ist  für  die  Vereinigten  Staaten  ein  grosses  Unglück  in 
der  Gegenwart.,  eine  noch  drohendere  Gefahr  in  der  Zukunft;  für  den  zunächst 
in  Frage  stehenden  Zweck  aber  eine  Beeinträchtigung  des  Nutzens ,  welcher 
aus  dem  Beispiele  gezogen  werden  kann.  Wo  uns  also  immer  Sklaverei  als 
Grundsatz  oder  in  ihren  Folgerungen  entgegentritt,  muss  sie  ausser  Acht  ge- 
lassen werden,  da  sie  kein  nothwendiger  Bestandtheil  sei  es  der  repräsentativen 
Demokratie  sei  es  eines  Bundesstaates ,  sondern  nur  ein  zufälliger  Flecken 
eines  concreten  Zustandes  ist. 


Es  vereinfacht  ohne  Zweifel  die  Besprechung  der  einzelnen  Werke,  weim 
derselben  eine  Aufzählung  der  wesentlichen  Ei'genthümlichkeiten  des 
öffentlichen  Rechtes  der  Vereinigten  Staaten,  so  wie  eine  kurze  Würdigung  der 
'bisherigen  Wirkungen  desselben  vorausgeschickt  ist,  indem  hierdurch  eine 
Grundlage  für  die  Beurtheilung  und  eine  Berechtigung  zu  kurzer  Verweisung  in 
bestimmte  Eategorieen  gewonnen  wird.  Natürlich  ist  in  eine  solche  Auffassung 
immer  nur  eine  subjective;  allein  sie  hat  ein  Recht  auf  ungescheutes  Vortre- 
ten, wenn  sie  auf  ernster  Beschäftigung  mit  dem  Gegenstande  beruht.  Un- 
partheiisch  dabei  Lob  und  Tadel  auszusprechen,  ist  Recht  und  ist  Pflicht. 

Von  den  vier  wesentlichen  Grundzügen  der  staatlichen  Einrich- 
tungen in  den  Vereinigten  Staaten  sind  oben  die  beiden  hauptsächlichsten  — 
nämlich  die  Durchführung  einer  Demokratie  in  einem  unermesslichen  Gebiete 
und  bei  einem  grossen  Vol^e,  und  die  Bildung  eines  Gesammtwillens  und 
einheitlichen  Handelns  für  mehr  als  dreissig  abgesonderte  Staaten  mittelst 
eines  Bundesstaates  —  bereits  erwähnt  worden.  Ihnen  sind  aber,  wenn 
schon  vielleicht  nicht  auf  gleicher  Stufe  der  Bedeutung  stehend,  noch  zwei 
weitere  beizufügen:  nämlich   die  vollkommene  Ablösung  des  Staates  von  der 
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Kirche,  und  zwar  nicht  blos  des  Bundesstaates,  sondern  anch,  mit  dorehgehea- 
der  Gleichförmigkeit,  aller  einzelnen  Gliederstaaten;  und  die  Annahme  dei 
englischen  Sjstemes  der  strengen  Auslegnng  und  fiinhaltong  des  gesetdidiea 
Bndistabens,  so  wie  des  Rechtsschutzes  und  der  negatiTen  persönlichen  Frei> 
heit  des  Einzelnen.  —  Jeder  dieser  Punkte  erfordert  einige  Worte  genaoercr 
Bezeichnimg. 

Die  Eigenthümlichkeit  und  in  der  That  weltgeschichtliche  Bedentong  der 
in  den  Vereinigten  Staaten  eingeführten  demokratischen  Regieningstea 
besteht  darin,  dass  hier  zunächst  der  Gedanke  der  Repräsentation  auf 
Yolksherrschaft  angewendet  und  regelmässig  durchgeführt  worden  ist  Darch 
diese  Modification  ist,  wie  eben  angedeutet  worden,  einer  Seits  die  Ausdehnnig 
auf  jede  beliebige  Gebietsausdehnung,  auf  der  andern  Seite  die  Besorgung  der 
tausendfachen  Forderungen  und  Anstalten  des  modernen  Staates  omögliclit; 
hiermit  aber  der  Demokratie  eine  Anwendbarkeit  yerliehen,  welche  ihr  Us 
dahin  nicht  zukam,  und  welche  ihr  besonders  fär  die  Neuzeit  zu  fehlen  sdiiea. 
Die  Benützung  der  SteÜTortretung  zur  regelmässigen  Selbstregierung  des  Volkes 
war  aber  nicht  so  einfach,  als  sie  jetzt,  nachdem  es  geschehen  ist,  scheinen  mag; 
denn  ursprünglich  war  die  Bezeichnung  Einzelner  aus  den  Berechtigten  und  die 
üebertragnng  der  Befugnisse  aller  Uebrigen  auf  sie  nur  zur  Verthddignng  ge- 
meinsamer Rechte  gegen  wirkliche  oder  mögliche  Eingriffe  des  Staatsoberhaup- 
tes, nicht  aber  zur  Regierung  aus  eignem  Rechte  bestimmt  Allerdings  scheint 
das  Mitregieren  des  Einzelnen  dabei  sehr  zusammen  zu  schrumpfen,  indem  nor 
bei  den  Wahlen  der  Vertreter  und,  so  weit  diess  stattfindet,  der  Beamten  eine  im- 
mittelbare  Theilnahme  stattfindet;  und  es  begreift  sich  daher  wohl,  dass  der 
ganze  Gedanke  einer  repräsentativen  Demokratie  bei  den  Völkern  des  Alter 
thumes,  welche  Freiheit  und  voUes  Börgerthum  nur  in  der  täglichen  und  eige- 
nen Theilnahme  an  den  Staatsangelegenheiten  fanden,  gar  nicht  bestehen 
konnte.  Doch  darf  die  dem  einzelnen  Bürger  in  dieser  Staatsart  zufallende 
staatliche  Stellung  nicht  unterschätzt  werden.  Theils  besteht  auch  in  der  De- 
mokratie der  Neuzeit  Keiner,  welcher  aus  eigenem  Rechte  Gewalt  im  Staate 
übte,  (und  es  ist  diese  Abwesenheit  eines  höheren  Befehlenden  um  so  m^ 
anzuschlagen,  da  wir,  im  Gegensatze  mit  den  Griechen  und  Römern,  Freiheit 
nicht  im  Mitregieren,  sondern  im  Nichtregiertwerden  finden;)  theils  ist  dock 
auch  der  wirkliche  oder  doch  mögliche  Einfluss  des  Einzelnen  auf  die  öffent- 
liche Meinung  von  Bedeutung,  da  diese  ihrer  Seits  den  wesentlichsten  Einflns 
auf  die  gewählten  Vertreter  und  Beamten  ausübt  Auch  die  ausgesprochenste 
demokratische  Neigung  kann  sich  daher,  wenn  alle  Umstände  verständig  erwo- 
gen werden,  in  der  neuen  Form  befriedigt  finden;  und  es  wi^  ihr  audi  in 
der  That  erfahmngsgemäss  vollständig  durch  dieselbe  genügt  Welches  Urthefl 
nun  auch  schliesslich  über  die  unbedingten  oder  die  Tergleichungsweisai  Ja^ 
Züge  und  Fehler  der  Volksherrschaft  zu  fällen  sein  mag:  immerhin  ist  die 
grosse  Ausdehnung  der  Anwendbarkeit  von  höchster  Wichtigkeit  Ob  zum  Heile 
oder  zum  Verderben  der  Menschen,  ruht  freilich  im  Schoosse  der  ZukonfL 
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Mögen  anch  solche  Völker,  welche  gltlcklieh  genug  sind  in  nngetrennter 
Einheit  zu  leben,  die  Verfassung  des  amerikanischen  Bundesstaates  ohne 
Neid  und  mehr  als  eine  Merkwürdigkeit  denn  als  etwas  Nachahmungswerthes 
betrachten:  so  ist  diess  doch  anders  hei  denjenigen  Nationen,  welche  in  eine 
grosse  Anzahl  V4)n  Staaten  zersplittert  sind,  und  sich  entweder  nach  einem  ver- 
einigenden und  die  üebel  der  Spaltung  und  der  Kleinstaaterei  wenigstens 
theilweise  beseitigenden  Organismus  vergeblich  sehnen ,  oder  doch  nur 
eine  unvollkommene  Einrichtung  dieser  Art  zu  erlangen  vermocht  haben. 
Solche  sehen  leicht  in  der  amerikanischen  Union  fast  ein  Ideal.  Ohne 
Zweifel  ist  die  Gründung  einer  über  mehrere  Staaten  zu  stellenden  höheren 
Gewalt  eine  der  allerschwierigsten  Aufgaben  der  Staatskunst.  Schon  theore- 
tisch ist  die  Abwägung  der  den  untergeordneten  Organismen  zu  lassenden  und 
der  an  die  neue  Obergewalt  zu  übertragenden  Begierungsrechte  nicht  leicht.  Es 
mag  durch  übermässige  Schonung  der  besonderen  einzelnen  Staaten  Schwädie 
der  Gesammtheit  und  Verfehlung  des  Zweckes,  oder  aber  durch  üebertragung 
unnöthiger  Rechte  an  die  Centralgewalt  Ueberhäufung  derselben  mit  Arbeiten 
und  Nutzlosigkeit  der  Gliederstaaten  bewerkstelligt  werden.  Allein  noch  weit 
grössere  Hindemisse  bereitet  praktisch  der  Widerwille  der  einzelnen  Staa- 
ten und  ihrer  Regiehingen  gegen  eine  Unterwerfung  unter  einen  höheren 
Willen  und  gegen  eine  Abtretung  bisher  ausgeübter  Rechte.  Und  hier  sind 
denn  nicht  etwa  nur  monarchische  Oberhäupter  bereit,  für  ihre  persönliche 
Stellung  und  ihre  Macht  in  die  Schranken  zu  treten;  sondern  auch  bei  den 
Bevölkerungen,  welche  doch  zunächst  bei  der  Zusammenlegung  gewinnen  sollen, 
rührt  sich  gar  leicht  ein  Geist  der  Eifersucht  auf  vermeintlich  bevorzugte 
Stämme,  Abneigung  unter  den  Angehörigen  verschiedener  Landestheile,  Erin- 
nerung an  frühere  Fehden  und  Unbillen.  Kurz,  so  übel  die  bestehende 
Zersplitterung  sein  mag,  so  knüpfen  sich  doch  Interessen  und  Gewohnheiten 
an  sie,  und  jede  Veränderung  findet  also  Widerstand;  so^ar  bei  Solchen, 
wenigstens  in  Einzehiheiten,  welche  sie  im  Ganzen  wünschen.  Die  Folge  von 
dem  Allen  aber  ist  in  der  Regel ,  —  wenn  nicht  gar  das  ganze  Unternehmen 
scheitert,  —  eine  grosse  Abschwächung  der  neuen  Centralgewalt  weit  unter  das 
Bedürfniss  und  die  ersten  Wünsche  herab.  Man  bringt  schliesslich,  um  die 
technischen  Worte  zu  gebrauchen,  nur  einen  lockeren  und  nach  Innen  wie 
Aussen  unmächtigen  Staatenbund  zu  Wege,  anstatt  eines  kräftigen  und  mäch- 
tigen Bundesstaates.  —  Auch  die  Vereinigten  Staaten  sind  durch  diese  zwar 
natürlichen,  aber  nichts  desto  weniger  sehr  schädlichen  Schwierigkeiten  durch- 
gegangen. Will  man  etwa  auch  noch  den  Mangel  an  zugreifendem  Muthe  und 
an  Organisationsgabe  bei  demCongresse  während  des  Lostrennungskrieges  entschul- 
digen; so  war  doch  jeden  Falles,  namentlich  nach  all  den  schlimmen  Erfah- 
rungen, welche  der  Mangel  einer  starken  und  zur  Durchfahrung  ihrer  Be- 
schlüsse fähigen  Centralgewalt  zugezogen  hatte,  die  Gründung  des  blosen 
Staatenbundes  von  1781  ein  unverzeihlicher  Fehler.  Bekanntlich  zeigten  sich 
auch  die  Folgen  innerhalb  weniger  Jahre  nach  dem  Frieden  in  so  erschrecken- 
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dem  Haasse,  dass  sie  das  Volk ,  unter  Ldtnng  der  im  Befireiimgskampfe  er- 
probten Staatsmänner,  zu  dem  entschiedenen  Schritte  einer  völligen  Umgestal- 
tung des  blosen  Bandes  in  einen  Staatenbund  bewogen.  Auch  jetzt  noch  war 
zwar  die  Eifersucht  auf  eine  höhere,  über  den  einzelnen  örtlichen  Regiemngeo 
stehende  Gewalt  nicht  ganz  erloschen;  doch  konnte  sie  bei  dem  festen  WiDen 
der  Fflhrer  und  bei  der  noch  so  neuen  Erfahrung  der  Menge  nichts  Wesent- 
liches verderben.  Nur  wurde  allerdings  schon  damals  der  Grund  za  den  bei- 
den grossen  Partheien  gelegt,  welche  seitdem,  unter  verschiedenen  Kamen,  die 
Nation  getheilt  haben,  und  deren  eine  die  kräftige  Aufrechterhaltung  da*  Bnn- 
desgewalt,  die  andere  die  möglichste  Selbstständigkeit  der  einzelnen  GMeckr- 
Staaten  beabsichtigt.  —  Im  Uebrigen  sind  bei  der  Beurtheilnng  der  amerika- 
nischen Bundesverfassung  zweierlei  Bestandtheile  derselben  wohl  zu  unterschei- 
den. Ein  Theil  ihrer  Bestimmungen  nämlich,  glücklicherweise  der  bedeutendste, 
beruht  auf  allgemeinen  Grundsätzen,  indem  er  lediglich  aus  einer  theoretischen 
Erwägung  des  Verhältnisses  einer  Centralgewalt  zu  Gliederstaaten  hervorge- 
gangen ist,  und  nur  die  bei  einer  solchen  Abtheilung  von  Rechten  nothwendiges 
politischen  und  psychologischen  Forderungen  an  sich  im  Auge  gehabt  hat,  oluie 
alle  weitere  Berücksichtigung  besonderer  örtlicher  Verhältnisse  und  Bedürfnisse. 
Es  sind  diess  namentlich  die  Satzungen  über  die  dem  Präsidenten,  als  dem 
Begierungshaupte  des  Bundes,  dem  Congresse,  als  seiner  gesetgebenden  und 
obersten  staatswirthschaftlichen  Behörde,  den  Bundesgerichten,  als  Auslegern 
der  Verfassung  und  in  ihrer  gerichtlichen  Zuständigkeit,  einzuräumenden  Hechte; 
über  die  alleinige  Uebertragung  aller  auswärtiger  Beziehungen  an  die  Union, 
und  in  Folge  dessen  auch  aller  Kriegsmacht  zu  Land  und  zur  See,  des  ganzen 
Gesandtschaftswesens  und  der  Reglung  des  Handels ;  endlich  über  die  den  ein- 
zelnen Gliederstaaten  für  ihre  inneren  Einrichtungen  zur  Herstellung  einer 
üebereinstimmung  unter  sich  und  mit  der  Bundesverfassung  auferlegten  Ve^ 
pflichtungen.  Ein  anderer  Theil  der  Verfassung  freilich  ist  durch  örtliche 
Nothwendigkeiten  oder  wenigstens  feststehende  Ansichten  des  Landes  bestimmt 
worden.  Diess  sind  einer  Seits  alle  Vorschriften,  welche  sich  auf  die  unseelige 
Sklaverei  beziehen ;  anderer  Seits  die  Bestimmungen,  welche  auch  die  Bundes- 
verfassung nach  dem  Grundsatze  der  repräsentativen  Demokratie  ordnen.  (So 
nothwendig  nämlich  letzteres  in  einem  Lande  ist,  dessen  sämmtliche  einzelne 
Bruchstücke  nach  dieser  Staatsform  leben :  so  zufällig  ist  es  doch  für  den 
Gedanken  eines  Bundesstaates  an  sich.)  Natürlich  sind  diese  letzteren  Bestim- 
mungen für  das  unmittelbare  praktische  Leben  keineswegs  die  unbedeutenderen; 
vielmehr  bilden  sie,  weil  sie  die  besonderen  Eigenthümlichkeiten  und  Bedflif* 
nisse  berühren,  in  der  Regel  den  Angelpunkt  des  öffentlichen  Lebens  in  den 
Vereinigten  Staaten.  Und  es  muss  auch  zugegeben  werden,  dass  eine  Staats- 
einrichtung nimmermehr  zu  einem  gute^  Gedeihen  kommen  könnte,  welche  mir 
den  allgemeinen  theoretischen  Begeln,  nicht  auch  den  örtlichen  und  individnel* 
len  Bedürfnissen  entspräche.  Am  wenigsten  in  einer  Demokratie.  Allein  von 
höheren  Standpunkte  aus,  und  in  so  ferne  von  einer  Benützung  des  Voigaoget 
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in  Amerika  für  die  Staatswissenschaft  oder  etwa  auch  für  die  Handlungsweise 
anderer  Völker  die  Rede  ist,  treten  allerdings  diese  nur  zufällig  gebotenen  Ein- 
richtungen gegen  die  wesentlichen  zurück. 

r  Der  amerikanische,   auch  im  Bundesrechte  festgehaltene  und  durch  das- 

selbe gestärkte,  Grundsatz  der  Tölligen  Trennung  von  Staat  und  Kirche 
ist  oben  für  zwar  bezeichnend,  dennoch  aber  für  minder  wichtig  erklärt  worden. 
Diese  Würdigung  stützt  sich  einer  Seits  auf  die  Thatsache,  dass  in  keinem 
andern  Staate  der  Welt  weder  eine  solche  völlige  Ablösung  der  Kirche  von 
allem  Einflüsse   auf   die  politischen   Einrichtungen,  noch   eine  so  unbedingte 

V  Entsagung  jeder  Einmischung  der  Staatsgewalt  in  kirchliche  Angelegenheiten 

stattgefunden  hat  oder  stattfindet;  auf  der  andern  Seite  auf  die  Erwägung, 
dass  die  sämmtlichen  grossen  staatlichen  Gedanken,  welche  die  Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten  so  merkwürdig  machen,  irgendwie  durch  dieses  Gesetz 
Über  das  Verhältniss  zur  fijrche  im  Mindesten  berührt  sind,  und  dass  also  das- 
selbe nicht  tief'  in  das  Wesen  der  staatlichen  Zustände  eingreift.  Auch  kömmt 
bei  der  etwas  niedrigeren  Veranschlagung  des  Satzes  in  Betracht,  dass  das 
kirchliche  Leben  keineswegs  zu  allen  Zeiten  von  gleichen  Einflüssen  auf  die 
menschlichen  Handlungen,  und  somit  auch  auf  den  Staat  ist;  während  die 
Grundgedanken,  welche  das  einheitliche  Zusammenleben  in  seinem  Wesen  und 
seinen  tausendfältigen  stündlichen  Anwendungen  bestimmen,  immer  von  gleicher 
Wichtigkeit  sind.  —  Dem  sei  übrigens,  wie  ihm  wolle:  jeden  Falles  ist  es, 
und  zwar  in  doppelter  Bichtung,  thöricht,  wenn  dieser  Bestandtheil  des  ame- 
rikanischen Staatsrechtes  auch  bei  uns  gepriesen  und  seine  Einführung  bei 
passend  scheinenden  Gelegenheiten  versucht  wird.  —  Einmal  nämlich  ist  ein 
sehr  grosser  Unterschied,  ob  diese  völlige  Unbekümmertheit  des  Staates  um 
alles  Kirchliche,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten,  stattfinden  soll  gegenüber  von 
einer  zahlreichen  Menge  von  kleineren  Secten,  deren  keine  einzige  eine  bedeutende 
Macht  hat,  und  welche  sich  gegenseitig  die  Waage  halten;  oder  ob  in  Bezie- 
hung auf  eine  oder  zwei  grosse  Kirchen  im  Staate,  namentlich  wenn  diese 
in  sich  fest  organisirt  sind,  mit  fremden  ähnliche^  Vereinen  in  Verbindung 
stehen,  oder  gar  nur  einen  Bestandtheil  eines  solchen  ausmachen.  Je  nach  der 
Macht  des  Gegenüberstehenden  muss  auch  die  Grösse  der  eigenen  Abwehr- 
kraft  bemessen  werden;  und  gegen  einen  Ehrgeizigen  und  Herrschsüchtigen 
schützt  die  Erklärung,  sich  mit  ihm  nichts  zu  thun  machen  zu  wollen,  keines- 
wegs. Wenn  aber  etwa  die  Hoffnung  im  Hintergrunde  liegt,  dass  bei  dem 
Systeme  gänzlicher  Theilnahmlosigkeit  des  Staates  die  Kirchen  in  eine  grosse 
Menge  von  kleineren  Secten  zerbröckeln  werden :  so  fragt  sich  einmal,  ob  nicht 
eine  solche  Zersplitterung  sehr  nachtheilige  Folgen  hinsichtlich^  der  mangelhaf- 
ten Bildung  der  Geistlichen  und  eines  weit  grösseren  Aufwandes  für  überflüssige 
Gebäude,  Gehalte  u.  s.  w.  hat;  zweitens  aber  muss  die  Voraussetzung  an  sich 
in  Zweifel  gezogen  werden  gerade  in  Beziehung  auf  die  am  festesten  organi- 
sirten  und  daher  mächtigsten  Kirchen.  Es  wird  sich  auch  in  Amerika,  viel- 
leicht in  nicht  entfernter  Zeit,  gar  sehr  fragen,   ob   der  Grundsatz  völliger 
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Passivität  gegenüber  von  der  kathoUsohen  Kirche  und  dem  kanonischen  Bechto 
wird  auJErecht  erhalten  werden  können,  wenn  erst  die  Hierarchie  vollständig 
geordnet  und  reif  geworden  ist,  die  Zahl  der  Gläubigen  aber  in  die  Milhonea 
geht  Ueberdiess  ist  doch  die  Möglichkeit  ins  Auge  zu  fassen,  dass  eine  mit 
den  moralischen  und  rechtlichen  Grundlagen  des  allgemeinen  Gesittigungsstandes 
unvereinbare  Religion  eingeführt  werden  möchte.  Unmöglich  kann  ein  soldier 
beständiger  Feind  im  Innern  des  Staates  geduldet  werden,  blos  einen  dürren 
Grundsätze  zu  liebe.  Wäre  es  etwa  erträglich,  wenn  sich. chinesisches  Hd- 
denthum  festsetzte?  Oder  wird  der  Congress  die  Mormonen  vollständig  ge- 
währen lassen  können?  —  Zweitens  aber  ist  es  verkehrt^  den  Grundsatz,  dass 
der  Staat  sich  um  die  Kirchen  in  seinem  Schoosse  gar  nichts  zu  bekümmern 
habe,  auch  bei  uns  anwenden  zu  wollen,  weil  er  an  sich  und  theoretisch  unrichtig 
ist.  Und  sogar  nach  zwei  Seiten  hin.  Er  beraubt  den  Staat  eines,  unter  Um* 
ständen,  höchst  nöthigen  Rechtes;  und  zur  Entschädigung  entbindet  er  ihn 
einer  wesentlichen  Pflicht.  Unveräusserliches  Recht  des  Staates  ist  es  näm- 
lich, jegliche  Lebensgestaltung  und  Richtung,  welche  grundsätzlich  unvereinbar 
ist  mit  seinem  Zwecke  oder  mit  seinem  Organismus,  unter  das  Gesetz  der 
Einheit  zu  beugen.  Wer  sich  dem  nicht  fügen  will,  muss  den  Staat  verlassen, 
da  er  ihn  nicht  zu  gleicher  Zeit  wollen  und  nicht  wollen  kann.  Aus  welchen,  wiA« 
liehen  oder  angeblicheii ,  Gründen  ein  solcher  Widerspruch  stammt,  ist  völlig 
gleichgültig  für  den  Staat,  der  auch  z.  B.  einen  aus  sittUchen  oder  religiösen 
Gründen  begangenen  Mord  nicht  unbestraft  lässt.  Wenn  also  wirklich  die  Lehren 
oder  äusserlichen  Einrichtungen  irgend  einer  kirchlichen  Gesellschaft  mit  den 
bestehenden  Giimdgesetzen  des  concreten  Staates  im  Widerspruche  sind,  so  hat 
dieser  das  Recht,  dieselben  zu  unterdrücken.  Nicht  die  Rechtsfrage,  sondern 
nur  etwa  die  Thatsache  des  unvereinbaren  Widerspruches  kann  hier  zweifel- 
haft sein.  Als  ein  Ersatz  dieses  unentbehrlichen  Rechtes  kann  nun  aber  un- 
möglich die  Befreiung  von  Pflicht  der  Hülfeleistung  gelten,  welche  der  Staat 
jeder  in  Noth  befindlichen  Kirche  schuldet.  Kirchliche  Gemeinschaften  sind 
für  die  meisten  Menschen  Bedürfniss  zu  Erreichung  eines  nicht  nur  rechtlicb 
erlaubten,  sondern  selbst  sehr  edlen  Zweckes,  nämlich  zur  Ausbildung  ihres 
religiösen  Gefühles  und  Glaubens.  Hierzu  ist  ihnen  nun  aber  der  Staat  nickt 
nur  Rechtsschutz  schuldig,  sondern  auch  positive  Hülfe  und  Unterstützung, 
wenn  ihre  eigenen  Kräfte  nicht  vollständig  ausreichen.  So  gewiss  sich  nun  der 
Staat  hinsichtlich  der  Förderung  anderer  menschlicher  Zwecke,  z.  B.  der  G«- 
stesbildung  oder  der  Gesundheitspflege,  durch  eine  Erklärung  völliger  Unbe- 
kümmertkeit von  einer  in  seinem  innersten  Wesen  begründeten  Pflicht  nicht  selbst 
befreien  kann:  so  wenig  ist  es  der  Fall  gegenüber  von  den  Kirchen.  —  Wir 
mögen  somit  von  dem  amerikanischen  Staatsrechte  Manches  zu  lernen  nnd 
nachzuahmen  haben:  seinen  Vorschriften  über  das  Verhalten  zu  den  ReligioDS- 
gesellschaften  gehören  sicherlich  nicht  hierzu. 

Endlich  ist  noch  der  Aufnahme  der  englischen  Rechtsauffassungen 
in  dem  gesammten  öffentlichen  und  bürgerlichen  Leben  als  eines  wesentlicbtik 


* 

il 
11 


Allgemeiiie  Bemerkungen.  519 

• 

Bestandtheiles  der  amerikaiügohen  Zustände  erwähnt  worden.    Die  Thatsache 
bedarf  nicht  erst  eines  Beweises;  der  angelsächsische  Geist  hat  in  dieser  Be- 
«ehnng  alle  anderen  Bestandtheile   der  bunt  zusammengesetzten   Nationalität 
vollständig  überwunden.    Englisches  Recht  ordnet  das  Privatleben ;   nach  eng- 
lischer Auffassung  wird  das  Gesetz  ausgelegt  und  angewendet;  die  zahlreichen 
und    wirksamen    englischen    Grundsätze    über    den    Schutz    des    Einzelnen 
gegen  Vergewaltigungen   der  öffentlichen    Macht    sind    in    alle   Yerfassungs- 
Urkunden    und   Gerichtsordnungen    der    Vereinigten     Staaten    aufgenommen; 
nach  englischen  parlamentarischen  Begeln  wird  jede  berathende  Versammlung 
geleitet;  englisch  sind  die  sämmtlichen  Einrichtungen  der  Behörden,  bis  herun- 
ter in  die  Ordnung  der  Gemeinden  und  Kirchspiele.    Sehr  gross  sind  nun  aber 
die  Vortheile  dieses  engen  Anschliessens  an  das  englische  Becht,  namentlich 
in  dem  ganzen  Kreise  des  individueUen  Lebens.  —  Vor  Allem  ersparte  es  den 
Amerikanern  unsichere  und  vielleicht  fehlschlagende  Versuche.    Der  englische 
Theil   ihrer  Vorältem  brachte  die  Grundsätze  und  Einrichtungen,  welche  im 
Hutterlande  in  vielhundertjährigem  Bingen  erworben  und   in   langer  Uebung 
erprobt  waren,  fertig  und  abgerundet  mit;  einfache  Fortsetzung  verschaffte  den 
unschätzbaren  Nutzen  eines  Zustandes ,  in  welchem  höchste  Achtung  vor  dem 
Gesetze  mit  der  möglichsten  Freiheit  des  individuellen  Gebahrens  verbunden, 
und  in  welchem,  besser  als  irgencfwo  bis  dahin  in  der  Welt,  die  Aufgabe  ge- 
löst war,  grosses  Selbstgefühl  des  Bürgers  mit  dem  nöthigen  Maasse  von  Macht 
für  den  Staat  zu  verbinden.   Diese  Herübemahme  verhinderte  namentlich  auch 
eine  Uebertreibung  der  Freiheitsideen  und  Gewohnheiten,  wozu  sonst  wohl  die 
neue  Bevölkerung  der  Urwälder  hätte  geneigt  sein  können.  —  Sodann  blieb 
die  reifere  wissenschaftliche  Bearbeitung   des  englischen  Systemes  von  unmit- 
telbarer Anwendbarkeit  für   die  Amerikaner.    Man   schlage  diess   aber  nicht 
zu  geringe  an.    In  dem  neuen  Lande  war  natürlich  auf  lange  hin  weder  Bil- 
dung noch  Müsse  zu  eigenen  Erörterungen  über  das  Becht  vorhanden.    Ohne 
die  Benützbarkeit  der  englischen  Wissenschaft  hätten  sie  in  grosse  Unwissen- 
heit und  Boheit  der  Handhabung  zurückfallen  müssen.    Davon  nicht  zu  reden, 
dass  die  nothwendige  Bichtung   der   englischen  Bechtsgelehrten  dazu  beitrug, 
die  Amerikaner  vor  Ueberstürzung  der  Freiheit  zu  bewahren.  —   Endlich  und 
hauptsächlich  aber  I  hat  diese  Verbindung   des  englischen  Bechtes  im  Einzeln- 
leben mit  der  demokratischen  Einrichtung  des  Staates  eine  Summe  von  Frei- 
heit zu  Wege  gebracht,  wie  sie  in  diesem  Maasse  die  Welt  noch  niemals  ge- 
sehen hat     Allerdings   hatten   auch  früher  schon  Volksherrsehaften  bestan- 
den, und  zwar  nicht  selten  solche,  in  welchen  der  BtU-ger  ein  unmittelbareres 
Mitregierungsrecht  hatte;  allein  eine  solche  Durcharbeitung  des  Bechtsschutzes 
und  der  Selbstständigkeit  des  Einzelnen  im  Privatleben  war  nicht  vorhanden 
in  denselben.    Sie  widerstrebte  der  ganzen  Staatsauffassung  des  Alterthumes; 
im  italiänischen  oder  deutschen  Mittelalter,  so   wie  in  den  kleinen  schweizer 
Kantonen,  gebrach  es   an  Einsicht  und  Durchbildung.    Auf  der  andern  Seite 
bestehen  zwar  in  England,  wie  bemerkt,   dieselben  Bechtsgrundsätze  für  den 


520  ^^  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

Einzelnen;  allein  seine  staatlichen  Einrieb tongen  gewähren  der  Menge  nicht 
dieselbe  Betheiligung  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten.  Beide  Seiten  der 
Freiheit,  die  negative  des  Nichtregiertwerdens  und  die  positive  des  Mitregie- 
rens,  sind  noch  niemals  in  dieser  Weise  zu  einer  Einheit  vereinigt  gewesen; 
und  diese  Zusammenwirkung  rechtfertigt  denn  allerdings  die  grosse,  wenngleich 
nicht  Immer  bewusste,  Bewunderung  der  amerikanischen  Staatszustände. 

So  viel  über  die  wesentlichsten  Eigenthtimlichkeiten  des  Cffenthchen 
Rechtes  der  Vereinigten  Staaten.  Nun  sind  aber  auch  noch  die  Polgen  ins 
Auge  zu  fassen ,  welche  die  neue  Staatsbildung  für  das  Land  und  für  Andere 
bis  jetzt  gehabt  hat;  denn  schliesslich  ist  doch  die  Bedeutung  der  ganzen  & 
scheinung  keineswegs  blos  nach  ihrer  Theorie  und  Absicht,  sondern  nOmentM 
nach  ihren  ,"Wirkungen  zu  beurtheilen. 

Hier  ist  denn  nun  allerdings  eine  scharfe  Aussonderung  und  gerechte  Zn- 
theilung  schwierig.  Unzweifelhaft  erfreuen  sich  die  Vereinigten  Staaten  in  vielen 
sachlichen  Beziehungen  eines  staunensweithen  Gedeihens,  und  die  Zufriedenheit 
des  Volkes  mit  seinen  Zuständen  und  der  StoLs  auf  dieselben  ist  eben  so  gross 
als  selten  in  der  Welt.  Allein  einer  Seits  sind  die  Ursachen  dieser  Blttthe 
und  dieser  Genugthuung  sehr  zusammengesetzter  Art,  und  keineswegs  sämmt- 
lich  auf  die  Verfassung  des  Landes  zurückzuführen.  Ein  wesentlicher  Thefl 
derselben  rührt  vielmehr  aus  den  Vortheilen  her,  welche  ein  unermessliches, 
leeres,  aber  zu  dem  fruchtbarsten  Anbau  taugliches  Land  der  Bevölkerung  da^ 
bietet.  Ein  anderer  Theil  ist  in  der  thatsächlichen  Katur  des  angelsächsischen 
Stammes  zu  suchen ,  welcher  die  ihm  gebotenen  Gelegenheiten  auf  das  beste 
benützt.  Dritte  Gründe  des  Gedeihens  und  der  Zufriedenheit  endlich  beruhen 
auf  den  ungünstigen  Verhältnissen  Europa's,  dessen  stehende  Heere,  Staats- 
«  schulden  und  der  Freiheit  abgeneigte  Einrichtungen  der  vollen  -Entwicklung 
des  Wohlstandes  negativ  und  positiv  zuwider  sind,  und  den  Untertfaanen  Mit- 
werbung mit  dem  Amerikaner  erschweren,  dann  aber  sowohl  den  Eingeborenen, 
als  namentlich  auch  den  zahlreichen  missvergnügten  Einwanderern  Veranlassung 
zu  Vergleichen  geben,  welche  zwar  nicht  immer  gerecht  und  verständig,  al- 
lein desto  auffallender  sind.  Anderer  Seits  zeigt  eine  genauere  Prtifung,  dnss 
die  öffentlichen  Zustände  der  Vereinigten  Staaten  keineswegs  s&mmtlich  er- 
freulich sind,  und  Gutes  für  die  Zukunft  verheissen.  Abgesehen  von  Feh- 
lem der  Bildung  und  dem  Mangel  eines  feineren  sittlichen  Gefühles,  welche 
denn  doch  auch  auf  die  staatlichen  Beziehungen  wirken,  sind  mancherlei  übte 
Erscheinungen  vorhanden,  welche  ausschliesslich  und  wesentlich  mit  den 
Staatseinrichtungen  zusammenhängen  und  entschieden  eine  Rückseite  der  Münxe 
bilden. 

Es  kann  sich  natürlich  hier  weder  davon  handeln,  minder  Bedeutendes 
zu  besprechen,  noch  einen  Streit  über  Zweifelhaftes  zu  führen.  Nur  wichtige 
und  allerseits  anerkannte  Folgen  der  Staatszustände  dürfen  und  sollen  hervo^ 
gehoben  werden.  Nachstehende,  theils  gute  theils  zu  bedauernde,  Thatsacba 
scheinen  nun  aber  diese  beiden  Eigenschaften  zu  vereinigen. 
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Vor  Allem  ist  unzweifelhaft,  dass  die  demokratiBchen  Einrichtongen  der 
Vereinigten  Staaten  als  solche  die   allgemeine  Aufmerksamkeit  weit  und  breit 
auf  sich  gezogen  haben  und  für  Millionen   in  mehr  als  Einem  Welttheile  ein 
bleibender  Gährungsstoff  geworden  sind.    Es  ist  jetzt  durch  reichliche' Erfah- 
rung erwiesen,  dass  sich  in  Freud  und  Leid,  in  Frieden  und  Krieg,  mit  de- 
mokratischen Formen  regieren,  jede  vorkommende  Staatsaufgabe  mittelst  Be- 
nützung derselben  lösen  und  für  Staat  imd  Volk  sogar  eine  grosse  Blüthe  und 
Hafcht  erlangen  lässt.    Allerdings  findet  der  an  eine  gemessenere  Handhabung 
der  Gesetze,   an  unerbittliche  Unterdrückung  von  Rohheit  und  Rücksichtlosig- 
keit,  an  Achtung  vor  Menschenleben,  an  vielseitige  Thätigkeit  des  Staates  zur 
Förderung  höherer  Zwecke   gewöhnte  Europäer   gar  M^anches  unvollkommen, 
ja  selbst  zurückstossend  und  fast  barbarisch  in  der  amerikanischen  Yolksherr- 
schaft;  und  es  zeigt  sich  auch  hier,  dass  von  keiner  menschliche^  Einrichtung 
jeglicher  denkbare  Vortheil  erwartet  werden    darf. '  Allein  die  Bichtigkeit  des 
Grundgedankens,  nämlich  die  Möglichkeit  eines  im  Ganzen  befriedigenden  Zu- 
sammenlebens unter  dem   von  Vertretern   gehandhabten   GesammtwiUen    der 
Menge  und  nach  einer  von  diesen  ausgehenden  Ordnung,  ist  durch  das,  zum 
Theile  jetzt  fast  ein  Jahrhundert  lang  bestehende,  Dasein  von  mehr  als  dreis- 
slg   untergeordneten  Demokratieen  und  einer  sie  sämmtlich  umfassenden  und 
regelnden  demokratischen  Gesammteinrichtung  für  immer  erwiesen;  und  die 
oben  angedeuteten  üebelstände  fallen  bei  der  grossen  Menge  der  Ungebildeten 
und   bei   den   mit    dem  Wesen  anderer  Staatszustände  Unzufriedenen    nicht 
schwer  ins  Gewicht.    An  der  weiteren  Benützung  der  auf  solche  W^eise  er- 
probten Idee   kann  nicht  gezweifelt  werden;  und 'es  ist  diess   von  Jedem  als 
eine  höchst  bedeutende  Folge  des  bisherigen  Verhaltens  der  Vereinigten  Staaten 
anzuerkennen.    Zunächst  scheint  ganz  Amerika  dazu  bestimmt,  diesem  Vorgange 
zu  folgen,  sei  es  nun  durch  unmittelbare  Einwirkung  oder  gar  völlige  Aufsau- 
gung von  Seiten  der  mächtigen  Union,  sei  es  durch  deren  Beispiel.    Und  kaum 
zweifelhafter  ist  es,   dass  sich  mit  der  Zeit  ähnliche  Folgerungen  auch  in  den 
jetzigen  Nebenländern  der  Europäer  in  den  übrigen  Welttheilen  ergeben  wer- 
den, vor  Allem  in  Australien.    Ob   auch  in  Europa   selbst,  ist  freilich  weit 
Ungewisser:  gar  manche  gewichtige  Gründe  sprechen  dagegen.    Doch  darf  nicht 
vergessen  werden,  dass  wenn  sämmtliche  Versuche  in  unserem  Welttheile  bis 
jetzt  immer  kläglich  gescheitert  sind,  nicht  die  inüere  Unmöglichkeit  der  Sache, 
sondern  die  aus  geschichtlichen  und  Macht -Verhältnissen  rührenden  Schwierig- 
keiten die  Veranlassung  waren.    Selbst  Diejenigen  also,  welche  entweder  diese 
Hindemisse  für  unbeseitigbar  in  Europa  erachten,   oder  Deren  höhere  geistige 
und  gesellschaftliche  AnspiUche  die   einer  Demokratie  eigenthümlichen  Unvoll- 
kommenheiten  unerträghch  finden,  müssen   wenigstens  einräumen,  dass  durch 
den  Vorgang   in  den  Vereinigten  Staaten   die  Zahl  der  möglichen  staatlichen 
Formen  um  eine  weitere,  und  zwar  um  eine   vielfach  merkwürdige  und  unter 
Umständen  ganz  passende  bereichert  worden  ist  —    Dass  auch  die  Wissen- 
schaft hiedurch  gewonnen  hat,  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises. 
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Ein  zweiter  feststehender  Erhhmngssatz  ist,    dass  anch   die  8c!L1ri^ 
rigste  aller  staatlichen  Gestaltungen,  nämlich   ein  Bundesstaat,  nuttebt  deg 
Grandsatzes  und  in    den  Formen  der  Yolksherrschaft  wirklich    mdg^ch  ist 
Die  Aufgabe  war   keine    kleine.      Wenn   auch  in    den  Vereinigten  Staaten 
das    anderwärts    so    mächtige  Hindemiss    einer    kilftigen    Gesaramtgewah, 
nämlich  das  dynastische  Selbstgefühl,  nicht  im  Wege  steht:  so  ist  dagegei 
hier  die  grosse  Erregbarkeit  und  Eifersüchtelei  des  Provinzialgeistes   und  £e 
wirkliche  Yerschiedenheit  der  Interessen  in  den  südlichen  nnd  den  nftrdlidia 
Staaten  zu  überwinden.    Diess  aber  ist  um  so  bedeutender,  weil  nicht  die  Qi- 
sicht  und    der  Wille  einzelner  geistig  höher  Stehender  hier  entscheidet  nid 
festhält,  sondern  eben  der  Wille  der  Menge,  Yon  welcher  eine  staatsmännisdie 
Erwägung  der  Yortheile  und  Nachtheile  nicht  erwartet  werden  kann,    üad 
dennoch  ist  nicht  nur  die  Gründung,  sondern  auch  die  ungestörte  FortfÜhrnag 
der  Einrichtung  gelungen;  ja,  die  gewaltigen  Stürme,  welche  schon  andena 
Bestände  gerüttelt,   haben  nur  zur   grösseren  Befestigung  gedient  —    Biese 
Erfahrung  ist  von  der   grössten  Wichtigkeit,  nicht  blos  für  die  Yereinigtea 
Staaten,   deren  Zukunft  als  gesichert  erscheint;  sondern   auch  für. alle  jeae 
Theile  der  Welt,  welche  demokratische  Einrichtungen  hassen.    Mit  ihr  beginat 
ohne  Zweifel  eine  neue  Aera  in  depi  weltgeschichtlichen  Yorlaufe   der  Staais- 
bildung.    Man  wird  zwar  vielleicht  gegen  die  allgemeine  Bedentiing  der  Er- 
scheinung bemerken  woUen,  dass  gerade  in  Amerika  die  Gründung  des  Bundes- 
staates durch  die   gar  zu  schlechten  Ergebnisse  des  vorangehenden  Staatoi* 
bundes  auch  der  gemeinsten  Einsicht  nahe  gelegt  worden  seien;  seit  der  Grti- 
dung  aber  die  täglich  jedem  Einzelnen  aus  der  grossen  Ausdehnung  des  Bandes* 
gebietes,  aus  der  Freiheit  der  Bewegung  eines  Jeden  innerhalb  desselben,  ais 
dem  Schutze  der  Bundesmacht  zufliessenden  Yortheile  den  Wahnsinn  einer  Ze^ 
reissung  unwiderstehlich  klar  machen.  Beides  ist  richtig ;  allein  es  beweist  doek 
nichts  anderes,  als   dass  selbst  dem  Yerständnisse  der  Masse  offenbare  od 
grosse  Yortheile   eines  bestimmten  staatlichen  Zustandes  so  einleuchtend  seil 
können,  dass  sich  auch  ein  souveränes  Yolk  nicht  durch  Leidenschaft  des  Al- 
genblickes und  durch  unverständige  üeberschäizung  eines  nächst  liegenden  o- 
tergeordneten  üebelstandes  zu  seiner  Zerstörung  hinreissen  lässt    Die  faienas 
zu  ziehende  Lehre  ist  nun  aber  offenbar,    dass  selbst  künstliche  und  mitn- 
liebsamen  Opfern  verbundene  Staatseinrichtungen   sich  des  festen   Beistaadei 
nnd  der  dauernden  Anhänglichkeit  erfreuen  können,  wenn  nur  der  Nutzen  eil 
sehr  bedeutender  und  das  Yerderben  einer  entgegengesetzten  Maassregel  eia 
handgreifliches  ist.    Für  zweifelhafte  und   schwächliche  Dinge  ist  fireilich  dae 
solche  Entsagung  nicht  zu  erlangen. 

Eine  dritte  unbezweifelbare  Erscheinung  ist  die  allgemeine  ZnCriedenM 
der  amerikanischen  Bevölkerung  mit  dem  Grundsatze  und  mit  der  Wizkm 
ihres  Staatslebens.  Diese  Zufriedenheit  mag  sich  zuweilen  bei  üngebfldda  ii 
einer  lächerlich -eiteln  üeberschätzung  des  eigenen  Zustandes  und  in  eincrii' 
verständigen  rohen  Missachtung  fremder  Einrichtungen  änssem:  allein  Toihate 
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ist  sie  nun  einmdl.    Es  würde  eigenen  Mangel  an  staatlichem  Verständnisse 
beweisen,  wollte  man  nicht  den  grossen  Yortheil  einer  solchen  Stimmung  an- 
erkennen; und  man  vermag  in  dieser  Beziehung  nur  mit  Neid  die  Yerhälnisse 
mehr  als  Eines  europäischen  Staates   mit   den  amerikanischen  zu  vergleichen, 
gleichgültig  jetzt,  durch  wessen  Schuld  hei  uns  die  staatsrechtlichen  Auffassun- 
gen und  die  politischen  Gefühle  vergiftet  worden  sind.     Schon   ein  nicht  bis 
zur  Leidenschaft  gesteigerter,  allein  doch  weit  verbreiteter  Geist  des  Missbe- 
hagens,  und  somit  ein  allgemeiner  Wunsch   nach  Veränderung,  ist  ein  sehr 
ernstliches  Unglück;  und  es  bedarf  nur  eines  flüchtigen  üeberdenkei^s  der  eu- 
ropäischen Staatenverhältnisse,  um  mehr  als  Eine  Regierung  aufzufinden,  welche 
durch  das  allgemeine  Missvergnügen  der  Unterthanen  zu  kostspieligen  uad  be- 
schränkenden (also  überdiess  das  üebel  immer  steigernden)  Maassregeln  im  In- 
nern genöthigt,  gegen  Aussen  aber  beständig  in  einem  Zustande  der  Schwäche 
und  Gefahr  ist.    Und  wie  schlimm  steht  es  gar  da,  wo  nur  noch  Der  für  einen 
Vaterlandsfreund  gilt,  welcher  alles  Bestehende  und  jede  Regierungshandlung 
tüdtlich  anfeindet,   nur  weil  jenes  besteht  und  weil  diese  von  der  Regierung 
ausgeht;   und  wo  jedes  sittliche  und  staatliche  Bewusstsein  so  ganz  verkehrt 
ist,  dass  Vaterlandsfreund  und  Verschwörer,   wohl  gar  Banditt,  gleichbedeu- 
tende Begriffe  geworden  sind.  —    Allerdings  ist,   wie   oben  bereits  im  Vor- 
beigehen   angedeutet  wurde,    die  allgemeine  Zufriedenheit    der  Amerikaner 
nicht  ausschliesslich  auf  die  Staatseinrichtungen  gegründet;  die  sonstigen  Quel- 
len der  Blüthe  und  des  staunenswerthen  Vorschrittes  des  Landes  tragen  auch 
mächtig  dazu  bei :  allein  theils  sind  jene  doch  immerhin  eine  der  wesentlichsten 
Ursachen;  und  dann  lässt  sich  nicht  läugnen,  'dass  sie  zum  grossen  Theile 
das  Verdienst  haben,  die  Güterquellen  leicht  und  allgemein  zugänglich  zu  ma- 
chen.   Man  lasse  sich  hier  nicht  täuschen  durch  Solche,  welche  ein  Interesse 
dabei  zu  haben  glauben,  das  offenkundige  Gedeihen   der  Vereinigten  Staaten 
Ursachen  zuzuschreiben ,  welche  vom  menschlichen  Willen  und  staatlichen  Ein- 
richtungen ganz  unabhängig,  und  überhaupt  nur  eine  völlige  Ausnahme  seien. 
Die  zweckmässige  Heranbildung  der  Wildniss  zu  neuen  Staaten ;  die  kluge  Be- 
nützung der.Staatsländereien;   der  verfassungsmässige  freie  Verkehr  von  Ver- 
mont  bis  Californien;  die  Einführung   eines  Bundesbürgerrechtes,  welches  in 
mehr  als  dreissig  Staaten  dem  Bürger  eines  jeden  derselben  ganz  dieselben  A»- 
sprtlche  und  Rechte  gewährt,   wie  dem  Eingebornen   selbst;  die  vom  Bunde 
verlangte  und  jetzt  bereits  in  vollkommene  Gewohnheit  übergegangene  wesent- 
liche Gleichheit  der  Gesetzgebungen  aller  einzeben  Staaten,  verbunden  mit  dem 
Hechte,  das  Uebrige  nach  örtlichen  Bedürfnissen  und  Ansichten  einzurichten- 
öle  gänzliche  Unselbstständigkeit  der  Gliederstaaten,  welche  es  ihnen  unmöglich 
macht,  ihre  besten  Kräfte  in  Spielereien  mit  Kriegswesen,  nutzlosen  Gesandt- 
schaften und  gegenseitigen  Beeinträchtigungen  zu  vergeuden;  der  kräftige  Schutz 
der  mächtigen  Bundesregierung,  welche^  jedem  Bürger  der  Vereinigten  Staa- 
ten  in  allen  Welttheilen  zu  Gute  kömmt,    und  ihm  sichern  und  einträglichen 
Setrieb  seiner  Geschäfte  möglich  macht:  diese,  und  noch  manche  andere  Staat- 
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liehe  Einrichtungen  haben  wahrlich  nicht  geringe  Wirkung  anch  fOr  das  sadi- 
liehe  Wohl  der  Einwohner  und  fUr  deren  Behagen.  Es  giebt  noch  manche 
wenig  bewohnte  Länder,  welchen  die  Natur  dieselben,  wo  nicht  grössere  Be- 
günstigungen gegeben  hat,  und  welche  doch  weder  solche  riesenhafte  Fortschritte 
machen,  noch  solcher  Zufriedenheit  gemessen.  Der  Unterschied  besteht  nur  in  den 
Stammeseigenschaften  der  beiderseitigen  Bevölkerungen  und  in  den  staatlichen 
Zuständen.  Also  tragen  auch  letztere  bei  zu  der  Verschiedenheit  der  Er- 
gebnisse. 

Viertens  muss  es  noch  als  zweifellos  feststehende  Thatsache  angesehen 
werden,  dass  die  in  den  Vereinigten  Staaten  eingeführten  Staatsformen  einen 
beträchtlichen  Antheil  haben  an  der  so  bezeichnenden  Thätigkeit  und  Selbst- 
ständigkeit der  Einwohner.  Das  grosse  Gefühl  der  persönlichen  Unabhängigkeit 
und  Freiheit;  die  Gewohnheit,  alle  Träger  der  Gewalt  nicht  als  Herren,  soli- 
dem vielmehr  als  verantwortliche  Diener  zu  betrachten;  die  Unbckanntsdiaft 
mit  allen  erblichen  Standesunterschieden  und  das  hieraus  stammende  (freilich 
nicht  selten  auf  sehr  widrige  Weise  sich  äussernde)  Bewusstsein  der  Gleichheit» 
die  Beschränkung  der  Begierungsthätigkeit  auf  das  kleinst  mögliche  Maass; 
die  Abwesenheit  jedes  willkührlichen  Eingreifens  der  Regierung  in  die  An- 
gelegenheiten der  Privaten :  müssen  in  jedem  Einzelnen  einer  Seits  Zuversicht 
auf  die  eigene. Kraft,  anderer  Seits  das  Bedürfniss  des  eigenen  Schutzes  er- 
wecken. Kommen  hierzu  noch  die  zähen  und  kecken  Eigenschaften  des  angel- 
sächsischen Stockes  der  Bevölkerung,  so  muss  sich  daraus  mit  Nothwendigkeit 
ein  Stamm  ausbilden,  welcher  allen  öffentlichen  und  privaten  UntemehmimgeB 
gewachsen  ist,  weil  er  sich  ihnen  gewachsen  fühlt,  und  welcher  daher  anA 
kaum  Glaubliches  an  Arbeit,  Gütergewinn  und  Kühnheit  leistet. 

'  Aber  allerdings  wäre  nichts  unrichtiger,  als  wenn  man  lediglich  nur 
löbliche  oder  wenigstens  an  sich  tadellose  Folgen  der  staatlichen  Zustände  Nord- 
amerikas anerkennen  wollte.  Die  Vereinigten  Staaten  sind  keinesw^s  ein  von 
Engeln  bewohntes  Paradies,  ihre  Einrichtungen  nicht  von  atopischer  Vortreff- 
lichkeit. Vielmehr  ist  auch  starker  Schatten  neben  dem  hellen  Lichte.  Theüs 
haben  die  politischen  Grundsätze  und  Formen  auch  schlimme  Seiten  der  mensch- 
lichen Natur  gross  gezogen;  theils  sind  einzelne  Einrichtungen,  welche  ^ 
grossen  Gründer  der  Verfassung  nicht  gehörig  erwogen  haben,  oder  selbst  mir  his 
zu  einem  gewissen  Punkte  benützen  wollten,  bei  voller  mit  der  Zeit  und  durch 
folgerichtige  Sehlussfolgerungen  allmählig  eingetretener  Entwicklung  zu  empfind- 
lichen Uebeln  geworden. 

So  schlägt  —  um  auch  von  dieser  Seite  nur  das  Hervorstechendste  za 
erwähnen  —  gleich  das,  so  eben  noch  in  seinen  guten  Folgen  gepriesene,  Ge- 
fühl der  Gleichheit  und  die  trotzige  Befähigung  zu  physischen  Untemehmungca 
auch  in  minder  LöbUches  um.  Uniäugbar  hält  in  den  Vereinigten  Staaten  die 
höhere,  sittliche  sowohl  als  intellectuelle,  Gesittigung  nicht  gleichen  Schritt 
mit  dem  sachlichen  Gedeihen.  —  In  sittlicher  Beziehung  steht  das  Land  im 
schlimmen  Rufe;  und  keineswegs  ohne  Grund.    Hiebt  nur  ist  die  betrilgeriscte 
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Schlauheit  im   Handel  und  Wandel   sprüchwörtlich  geworden   in   der  ganzen 
Welt ;  sondern  es  ist  auch  in  den  wichtigeren  Lebenskreisen  und  in  Beziehung 
anf  staatliches  Verhalten  Mangel  an  Rechtssinn  unläugbar.    Das  Verhalten  der 
Vereinigten  Staaten  gegen  schwächere  Nachbarn,  z.  B.  gegen  Mexico,  Spanien, 
die  indischen  Stämme,  ist  höchst  verwerflich;   gegen  andere,  wie  z.  B.  gegen 
England,    war  es    wiederholt  hinterlistig  und   tückisch.      Das  Freischaaren- 
wesen  ist  ein  Bückfall  in  Barbarei ;  der  denselben  von  der  Regierung  zu  Theil 
werdende  Schutz  unverantwortlich,    üeberhaupt  ist  von  einer  Achtung  gegen 
das  Völkerrecht  gar  keine  Rede.    Ebenso  wird  der  Partheikrieg  in  den  inneren 
Angelegenheiten    mit  höchst  tadelnswerthen  Mitteln   geführt.    Bestechung   ist 
freilich   schwerer  bei  so  vielen  Stimmgebenden;    desto  mehr  aber  wird  ver- 
Ifiumdet.    Die  Theilung  der  Staatsämter  unter  die  Sieger  ist  eben  so  widrig, 
als  schädlich;   die  persönliche  Behandlung  entgegenstehender  Staatsmänner  oft 
empörend.    Dieser  Mangel  an  höherem  sittlichen  Sinne  liegt  nun  aber  keines- 
wegs  in  dem  englischen  Charakter;   auch  kann  man  ihn  den  Staatsmännern 
und  Führern  aus  der  Befreiungszeit,  welche  unter  dem  englischen  Systeme  auf- 
gewachsen waren,  nicht  vorwerfen.    Sein  jetziges  Erscheinen  ist  unbezweifelbar 
eine  üble  Folge  des  Geistes  der  Gleichheit  und  des  Selbstvertrauens.    Es  wider- 
strebt dem  falschen  Gleichheitsstolze  sich  zu  beugen  vor  der  höheren  sittlichen 
Bildung;  der  Geist  des  Verfahrens  soll  der  der  grossen  Menge  sein,  welche  ja 
berechtigt  zur  Regierung  ist.    Ein  hoher  geistiger  Maassstab  ist    Aristokratie. 
Dazu  kömmt  ^er  Mangel  an  gesellschaftlichen  Ständen,'  in  welchen  vornehmer 
Sinn  traditionell  und  erblich  ist.  —    Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  der  in- 
tellectuellen  Bildung.    An  einer  allgemeinen  Verbreitung  der  gewöhnlichsten  und 
namentlich  für  das  Gewerbe  tauglichen  Kenntnisse  fehlt  es  freilich  in  den  Ver- 
einigten Staaten  nicht.    Allein  diess  ist  auch  Alles.    Nicht  nur  ist  der  in  dem 
Lande  vorhandene  Bestand  an  bedeutenden  Gelehrten,  Dichtern  und  Künstlern, 
'  oder   auch   blos  geistvollen  und   gefälligen  Schriftstellern  ganz   unverhältniss- 
jnässig  klein;  sondern  es  ist  auch,   nach  allgemeinem  ürtheile,  die  Zahl  der 
Männer  und  Frauen  von  höherer  menschlicher  Bildung  weit  geringer,  als  bei 
jedem  europäischen  Volke  von  gleicher  Bevölkerung,  (die  Russen  natürlich  aus- 
genommen.)   Man   entschuldigt  diess  mit   der  „Jugend^'  des  Volkes,   welche 
für    die  Ansammlung   von   bioser  Zierde   noch    keine    Zeit   haben.      Wenn 
dieses  Wort  überhaupt  einen  Sinn  hat,  so  kann  es  nur  bedeuten,  dass  die  vor 
Allem  nöthige  Ansiedlung  in  der  Wildniss  und   die  Beschaffung  der  nothwen- 
digsten  sachlichen  Lebensbedürfnisse  alle  Kraft  und  Zeit  in  Anspruch  nehmen, 
so  dass  an  geistige  Bildung  noch  nicht  gedacht  werden  könne.    Diese  Behaup- 
tung ist  wahr  in  Beziehung  auf  die  neuen  Staaten;  allein  auch  nur  für  diese. 
In  den  älteren  Staaten  ist  jenes  Nothwendige'  längst  gethan,  und  Müsse  sowohl 
als  Mittel  für  Höheres  wären  reichlich  vorhanden.    Dennoch  gebricht  es  daran. 
Ee  geht  ein  banausischer  Geist  durch  das  ganze  Volk ,  auch   in  seinen  bevöl- 
kertsten  Gegenden  und  in  seinen  reichsten  Städten.    Die  sämmtlichen  Unter- 
richtsanstalten für  höhere  wissenschaftliche  Bildung  sind  unvollkommen;  die 
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meisten  geradezu  elend.  Die,  allerdings  höchst  bedeutenden,  Mittel  fftr  öffent- 
liche Erziehung  werden  auf  solche  Schulen  verwendet,  welche  die  der  grossen 
Masse  unentbehrlichen  Kenntnisse  lehren.  Diess  wird  für  vollkommen  genfigend 
erachtet  in  dem  Lande  der  Gleichheit;  damit  aber  auch  eine  tief  steh^deArt 
von  Bildung  verbreitet.  Ausgezeichnete  geistige  Leistungen  geben  nur  dann 
eine  Stellung  und  Yortheile ,  wenn  sie  mit  der  Politik  oder  den  unmittelbaren 
Lebensinteressen  zusammenhängen,  und  der  Ruf,  höher  zu  stehen,  als  d^ 
Mitteldurchschnitt,  ist  mehr  ein  Hindemiss  des  Emporkommens,  als  ein  Grund 
dazu.  Die  öffentliche  Presse,  in  keinem  Lande  der  Welt  freier  und  m&ditiger, 
wendet  sich  an  den  Bildungsstand  und  die  Leidenschaften  der  Menge,  da  bei 
dieser  die  Macht  und  die  Begtlnstigungsmittel  sind;  dadurch  ziehen  sie  sich 
aber  gegenseitig  herab. 

Aus  diesem  niederen  Stande  der  Bildung  verbunden  mit  der  Herrschaft 
der  Masse  ergiebt  sich  denn  als  eine  weitere  unlöbliche  Folge,  dass  in  den 
Vereinigten  Staaten  weniger  vielleicht,  als  irgendwo  eine  Garantie  fflr  die 
Herrschaft  des  Rechtes  ist,  so  bald  dieses  mit  weitverbreiteten  Interessen 
zusammenstösst  Eine  unglückliche  Neigung  dieser  Art  lässt  sich  allerdings 
schon  in  den  ersten  Zeiten  der  Unabhängigkeit  bemerken.  Man  erimiere 
sich  nur  z.  B.  an  die  in  der  That  schmachvolle  Ungerechtigkeit  und  Wort* 
brttchigkeit  gegen  das  Heer.  Allein  unläugbar  ist  diese  schlechte  Seite  des 
Nationalcharakters  noch  gewachsen.  Fast  ohne  Beispiel  ist  die  „Repudia- 
tion"  der  öffentlichen  Schuld  von  Seiten  einer  ganzen  Reihe  von  Staaten.  Un- 
verantwortlich die  offene  Unterdrückung  des  verfassungsmässigen  Rechtes  der 
freien  Farbigen  auch  in  den  nördlichen  Staaten.  Wie  schlecht  es  um  dk 
Achtung  des  Völkerrechtes  steht,  ist  bereits  erwähnt.  Einen  Ausspruch  von 
Geschworenen  gegen  eine  augenblickliche  Strömung  der  öffentlichen  Meinung  zu 
erhalten,  gilt  beinahe  für  eine  Unmöglichkeit.  Und  selbst  in  die  letzte  Sicher^ 
heit,  welche  in  der  Lebenslänglichkeit  der  Richterstellen  bestand,  ist  non  eine 
grosse  Sturmlücke  gebrochen,  seitdem  es  aJs  eine  folgerichtige  Forderung  der 
Demokratie  erklärt  worden  ist,  dass  auch  diese  Aemter  durch  allgememe 
Yolkswahlen  und  nur  je  auf  eine  kurze  Zeit  zu  besetzen  seien.  Je  gewisser  es 
ein  ausnahmslos  wahrer  Satz  der  Staatskunst  ist,  dass  in  jeder  Staatsform  £e 
Unabhängigkeit  des  Richterspruches  gegen  Eingriffe  der  Inhaber  der  Grevrali 
durch  künstliche  Mittel  gesichert  werden  müsse ;  und  je  unläugbarer  es  für  ei- 
nen tüchtigen  Sachwalter  sehr  wenig  verlockend  sein  kann,  seine  Clientel  aaf 
einige  Jahre  aufzugeben  mit  fast  gewisser  Aussicht,  sie  beim  Rücktritte  tob 
Richterstuhle  nicht  wieder  vorzufinden:  desto  unzweifelhafter  ist  es,  dass  dity 
in  entschiedener  Verbreitung  begriffene,  Wählbarkeit  der  Richter  von  den  öb^ 
sten  Folgen  für  die  Rechtssicherheit  sein  muss.  Auch  diese  Stellen  werden 
der  Preis  der  Partheikämpfe;  und  mit  sittlicher  Nothwendigkeit  müssen  sie  ia 
die  Hände  einer  sehr  unzuverlässigen  Klasse,  nämlich  der  Wühler  und 
führer,  kommen.  Diese  aber  werden  weder  die  nöthigen  gelehrten 
besitzen  9  noch  bei  der  Aussicht  auf  eine  bald  bevorstehende  neue  Wahl 
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Bftcksichten,  als  die  einer  Uebereinstiminiuig  mit  dem  Willen  der  Masse  nelunen. 
Wird  nicht  etwa  schon  jetzt  triumphirend  gefragt,   ob,  wenn  erst  einmal  ge- 
wfthlte  Richter  bestehen  werden,  einer  derselben  wagen  werde,  ein  verhasstes 
Gesetz  des  Congresses  zur  Ausübung  zn  bringen?    Wie  einleuchtend  diess  Alles 
aber  auch  ist,  so  sind  doch  Vorstellungen  vergeblich,  weil  die  demokratische  Lust 
zu  regieren  und  alle  Organe  des  Staatswillens  völlig  in  der  Hand  zu  haben, 
weit  stftrker  wirkt,  als  der  Sinn  für  Recht  und  Gerechtigkeit;   und  weil  die 
Gewohnheit,  die  öffentlichen  Dinge  nach  dem  eigenen  Willen  zu  ordnen.  Jeder 
Schranke  abhold  ist.    Schon  jetzt  ist  die  Wahl  der  sämmtlichen  Richter  durch 
das  Volk  und  nur  auf  bestimmte  kürzere  Zeit  in  vollen  zwei  Drittheilen  aller 
Staaten  Gesetz;  und  nichts  ist  unwahrscheinlicher,   als  dass  sich  die  übrigen 
aof  die  Dauer   derselben  unheilvollen  Aenderung  werden  entziehen  können« 
Hoffentlich  aber  wird  man  zur  Widerlegung  der  Besorgnisse  und  des  Tadels 
nicht  auf  das  Angeblich  gute  Ergebniss  der  bisherigen  Richterwahlen  hinweisen 
wollen.    Einmal  lauten  die  Nachrichten  nichts  weniger ,  als   allgemein  günstig. 
Zweitens  aber  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,   dass  die  schlimmen  Folgen 
sich  nur  allmählig  entwickeln.    Die,  erste  Erfahrung  nach  der  Einführung  der 
neu^n  Ordnung  ist  noch  keinerlei  Probe.    Zunächst  ist  die  Hauptsache,  dass 
eine  der  nothwendigsten  Rechtssicherheiten  einem,  wirklichen   oder  gar  nur 
vermeintlichen,  Interesse  von    der   befehlenden   Menge   zum   Opfer  gebracht 
wurde.  —    Von  dem  himmelschreienden  Unrechte  der  Sklaverei  im  Allgemein 
neu  zu  reden,  ist  nicht   nöthig.    Allein  auf  zweierlei   mag,  zum  Beweise. wie 
wenig  Aussichten  das  Recht  in  der  Demokratie  gegen  grosse  Interessen  hat,  hin- 
gewiesen werden.    Einmal  ist  es  doch  ein  beispielloser  Widerspruch,  in  einem 
liande,  dessen  selbstständiges  Dasein  als  Staat  mit  der  feierlichen  Erklärung 
beginnt,  dass  „alle  Menschen  frei  und  gleich  geboren''  seien,  die  Sklaverei  von 
Millionen  nicht  etwa  als  ein  Unglück  und  als  ein  möglichst  bald  zu  beseitigen« 
des  Unrecht,  sondern  als  ein  unantastbares,  heiliges,  verfassungsmässiges  Recht 
XU  behandeln.    Selbst  der  Grundlage  des  Bestehens  wird  ins  Gesicht  geschla- 
gen, weil  eine  folgerichtige  Durchführung  nachtheilig  wäre.    Zweitens  aber  be- 
weisen die  theils  gelungenen  theils  wenigstens  angebahnten  Versuche,  das  Be- 
stehen der  Sklaverei  zu  sichern  durch  Ausdehnung  derselben  auf  Gebiete,  in 
welchen  sie  bisher  noch  nicht  bestand,  oder  Sklavenländer  um  jeden  Preiss  in 
die  Union  aufzunehmen,   zu  Genüge,  dass  man  auch  vor  neuem  furchtbaren 
Unrechte  nicht  zurücktritt,  wenn  es   sich  von  einem  Interesse  handelt    Hier 
Jkann  die  angebliche  Unmöglichkeit  einer  Aenderung  nicht  zur  Entschuldigung 
angefahrt  werden.    £s  ist  kalt  überlegte  Weiterverbreitung  neuen  Unrechtes 
lediglich  zum  Schutze  des  bereits  bestehenden;  und  zwar  in  der  Demokratie 
und  durch  den  Willen  derselben. 

Eine  weitere  sehr  wichtige  —  wenn  schon  in  Europa  wohl  kaum  gehörig 
^ewllrdigte  —  Thatsache  ist  eine  langsame  aber  unaufhaltsame  Abweichung 
cler  amerikanischen  Demokratie  von  dem  richtigen  Gedanken  der  Repräsen- 
i^atioii,    und  zwar   in  der  Richtung    einer    unmittelbaren    Theilnahme    des 
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Volkes    an   Regierungshandlangen,     namentlich     an   Ernennung    der    Beam- 
ten.   Es  ist   zur    Vermittlung   eines    YÖlUgen   Verständnisses    nöthig,    etwas 
weiter  auszuholen.  —    Die   staatsmännisehen  Gründer  der  Unabhängigkeit  der 
Vereinigten  Staaten  und  der  repräsentativen  Demokratie  in  den  Einzelnstaaten 
wie  im  Bunde  giengen  allerdings  von  dem  Grundsatze  aus,  dass  das  Volk  nicht 
blos  die  Quelle  aller  Macht,   sondern  auch  berechtigt   sei,   die  Einrichtungen 
des  Staates  nach  seinen  Zwecken  zu  bestimmen  und  die  Organe  seines  Willens 
verantwortlich  zu  machen  fttr    eine  verfassungs-  und  gesetzmässige  Ausübung 
der  ihnen  anvertrauten  Gewalt.    Auch  erkannten  sie  den,  freilich  sehr  bestreit- 
baren, Satz  an ,  dass  das  Volk  eine  entschiedene  Fähigkeit  zur  guten  Auswahl 
seiner  Vertreter  habe.    Allein  hierbei  blieben  sie  stehen.    Sie  waren  namentlidi 
der  doppelten  Ansicht,  einmal,  dass   eine  tüchtige  Ausübung  des  Wahlrechtes 
gewisse  Eigenschaften  bei  den  Wählenden  voraussetze;   zweitens,  dass  die  Er- 
nennung zu  allen  Aemtem,  welche  besondere  Befähigungen  erfordern,  nur  von 
einer  mit  den   nöthigen  Personalkenntnissen  und    einer  Einsicht  in  die  frag- 
lichen Amtsgeschäfte  ausgerüsteten  Person  oder    kleineren  Versammlung  mit 
gutem  Erfolge'  geschehen  könne.    Mit   anderen  Worten,   sie   betrachteten  die 
Ausübung  des  activen  Wahlrechtes  auch  in  der  Demokratie  mehr  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte eines  Auftrages   als  eines  Anspruches,   und  die  Handhabung  der 
Begierungsgewalt  als  bedingt  dui'ch  eine  besondere  Befähigung.    In  Folge  des- 
sen waren  in  den  älteren,  nach  der  Lossagung  von  England  entworfenen  Ver- 
fassungen   mancherlei  Beschränkungen    des  Stimmrechtes  durch   Alters  -   und 
Vermögensbestimmungen,  längeren  Besitz  des  Bürgerrechtes  u.  s.  w.  auf  gesteh; 
die  Ernennung  zu  den  höheren  Staatsämtern  aber  dem  Haupte  der  ausübendes 
Gewalt,   oder  demselben  in  Verbindung  mit  einem  Rathe   oder  etwa  mit  der 
Volksvertretung  übertragen;   die  Aemter  aber  auf  unbestimmte  Zeit,    also   im 
Zweifel  auf  Wohlverhalten  ertheilt.    Nur  in  der  Besetzung  der  örtlichen  Stellen 
machte  sich  die  freie  und  unmittelbare  Volkswahl  geltend ,  weil   man  hier  doi 
Wählern  die  nöthige  Kenntniss  und  Beurtheilung  zutraute.  —    Diese  Anpas- 
sung ist  nun  aber  allmählig,  als  eine  halbe  Maassregel  und  als  einen  Uebeirest 
von  Aristokratie   in  sich  tragend,   aufgegeben,   und  an  ihre  Stelle   die  Lehre 
gestellt  worden:  das  Volk  sei  nicht  blos  die  Quelle  der  Staatsgewalt,  sondern 
es  habe  diese  ^ch,  wenigstens  so  weit  als  möglich,    selbst  zu  handhaben;  die 
Ernennung   zu   allen  Aemtem   sei   ein  wesentliches  Hecht  Aller,    deren   Ge- 
Schäfte  von  den  Beamten  besorgt  werden,  also  beziehungsweise  der  Gesammt- 
heit  bei  Gentralbeamten ,  der  Bewohner  eines  Bezirkes  bei  den  Bezirksbeamtea, 
u.  s.  w.;   die  Theilnahme   des  Einzelnen  an  aUen  Handlungen  des  sonverinoi 
Volkes  sei  ein  unveräusserliches  Recht  des  freien  Mannes,  und  somit  ledigfiich 
durch  sein  Bürgerthum ,  nicht  aber  durch  anderweitige  besondere  Eigenschaft^! 
bedingt    In  Folge  dieser  Auffassung  wurden  denn  Verfassungsänderungen  ver- 
langt, und   allmählig    auch  durchgesetzt.    Auf   die   Bundesverfassung  fireSich 
,  hatte  diese  Bewegung  keinen  unmittelbaren  Einfluss,   da  eine  Aenderung 
selben  mit  allzugrossen  Schwierigkeiten  verbunden  ist;   doch  konnte  auch 
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sich  den  Wirkungen  der  neuen  Strömung  in  allen  denjenigen  Fällen  nicht  ent- 
ziehen, in  welchen  die  nendemokratisirten  Staatenregierungen  zu  einer  Handlung 
in  Bundessachen  berufen  sind.    So  ist  namentlich  ein  fdhlbarer  Einfluss  auf  die 
Ernennung  in  die  beiden  Häuser  des  Congresses,  welche  durch  die  Gesetzgebung 
der  einzelnen  Staaten  theilweise  bestimmt  werden  kann,  erkennbar.    Um  so  fühl- 
barer aber  waren  die  Folgen  in  den  einzelnen  Gliederstaaten,  deren  Verfassungen 
einfach  nach  dem  Willen  der  Mehrheit  der  Bewohner   geändert  werden  mö- 
gen.     Und  zwar  ist  hier  die  demokratische  Eichtung   in  beständigem  Steigen, 
so  dass  jede  spätere  Revision  weitere  Beschränkungen   des  activen  Wahlrech- 
tes und  der  Ernennungen  wegnimmt,  und  namentlich  die  Verfassungen  völlig 
neu  gebildeter  Gliederstaaten  hierin  um  so  weiter  gehen,  je  später  sie  entstan- 
den sind.^   (Man  sehe  z.  B.  die  Verfassungen  von  Jowa  und  Califomien.)    Auf 
diesem  Wege  ist  denn  nun  Dreifache?  zu  Wege  gebracht.     Einmal  werden  fast 
in  allen  Staaten  der  Union  nicht  nur  die  Gouverneure  und  deren  Stellvertreter, 
sondern  auch  alle  höheren  Beamten,  wie  der  Schatzmeister,  der  Staatsanwalt, 
die  obersten  Baubeamten,  der  Oberaufseher  über  die  Schulen,   neuestens  auch 
die  Oberrichter,  durch  allgemeine  Wahlen  des  ganzen  Volkes  ernannt;  sondern 
es  sind  auch  die  Richter,  die  Mitglieder  des  Staatsrathes,  wo  noch  ein  solcher 
besteht,  u.  s.  w.  einzelnen  Wahlbezirken  überwiesen.    Zweitens  aber  sind  diese 
Wahlen  alle  auf  möglichst  kurze  Zeit  bestimmt;  also  bei  allen  Verwaltungsäm- 
tem  nur  auf  ein  Jahr,  bei  den  Richtern  auf  einige  wenige  Jahre  mehr.    Theils 
liebt  das  Volk,  seine  Regierungsgewalt  oft  auszuüben,  theils  ist  die  gewünschte 
Abhängigkeit  der  Beamten  von  der  Mehrzalil  nur  auf  diese  Weise  vollständig 
zu  bewirken.     Der  Faden,   an  welchem  der  Vogel  flattert,    muss  kurz   sein. 
Drittens  endlich  wählt  fast  jedes  volljährige  (über  21  Jahr  alte)  männliche 
Geschöpf  weisser  Race,  ohne  dass  über  Vermögen,  Zeit  der  Ansässigkeit,  per- 
'   Bönliche  Selbstständigkeit  u.  s.  w.  irgend  welche  Bedingungen   gemacht  wären. 
Kaum  sind  Irre,  Strafgefangene  und  Bewohner  der  Armenhäuser  ausgenommen ; 
nur  die  unseligen  Nachkommen  von  Negern  bleiben  unerbittlich  zurückgestossen. 
Hieran  alter  nicht  genug.     Mit  logischer  Nothwendigheit  hat  die  Auffassung 
der  individuellen  Mitregierung  als  eines  angebornen  Menschenrechtes  die  Frage 
von  der  Theilnahme  der  Weiber  in  erste  Reibe  gerückt.    Sind  sie  nicht  auch 
Menschen?    Gehören  sie  nicht  auch  zum  Volke?     Sind  sie  sittlich  und  Intel- 
lectnell  unfähiger,   als  viele  der  männlichen  Wähler?    Haben  sie  nicht  auch 
Rechte  und  Interessen  im  Staate?     Bis  jetzt  zwar  hat  das  natürliche  Gefühl, 
die  Scheu  vor  dem  Lächerlichen ,  und  vielleicht  die  Abneigung  gegen^  so  viele 
weitere  Theilnehmer  an   dem  Regierungsrechte  noch  den  Sieg  davon  getragen; 
Ikllein  es  ist  sehr  zu  bezweifeln,  ob  diess  immer  der  Fall  sein  wird.    Auch  ist 
^r  nicht  in  Abrede  zu  ziehen,  dass  eine  folgerichtige  Durchführung  des  in  al- 
len   anderen  Beziehungen  so  hochgestellten  Grundsatzes  eine  Anerkennung  der 
Weiberrechte  verlangt.  —    Aber   selbst  wenn  diese  letzte  Folgerung  abgewen- 
det bleibt,  so  hat  doch  schon  die  neuere  Auffassung  der  repräsentativen  Demo- 
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kratie  sehr  bedeutende  und  sehr  tlble  Folgen  gehabt.  Dieselben  zerfallen  in 
die  Nachtheile  der  häufigen  und  allgemeinen  Wahlen,  und  in  die  des  so  weit 
aillgedehnten  Stimnu^echtes.  —  In  ersterer  Beziehung  kommt  zunächst  die 
beständige  Unruhe  und  der  Zeitverlust  in  Betracht ,  welche  das  immer  wieder- 
kehrende Wählen  bald  im  ganzen  Staate,  bald  in  einzelnen  Bezirken  mit  sich 
bringt.  Nimmt  man  die  Partheileidenschaften,  welche  doch  immer  auch  mit 
aufgeregt  werden,  und  die  Thätigkeit  einer  oft  niederträchtigen  Presse,  welche  na- 
mentlich die  Ernennungen  beschmutzt,  mit  in  Berechnung:  so  kann  in  der 
That  das  theils  sittliche,  theils  wirthschaftlicfae  Uebel  nicht  nieder  erscheinen. 
Dies  aber  ist  um  so  beklagenswerther,  als  merkwürdigerweise  gerade  aus  der 
Vervielfältigung  und  allzugrossen  räumlichen  Ausdehnung  der  Wahlen  Gewohn- 
heiten entsprungen  sind,  welche  den  Werth  des  Wahlrechtes  des  einzelnen  ehr- 
lichen Bürgers  gar  sehr  beeinträchtigen.  Theils  nämlich  die  Nothwendigkeit  der 
Stimmenvereinigung  auf  bestimmte  Männer,  theils  der  Bemühungen  der  Partheien 
um  den  Sieg,  haben  vorbereitende  Versammlungen  (Gonventionen  und  Caucus) 
für  sämmtUche  Wahlen  zu  allgemeiner  Sitte  gemacht.  Die  von  der  Mehrheit 
hier  Bestimmten  erhalten  dann  die  Stimmen  aller  der  betreffenden  Rich- 
tung Angehörigen,  und  jede  Bemühung  eines  anderen  Bewerbers  oder  eine 
selbstständige  Abstimmung  ist  vollkommen  nutzlos.  Am  meisten  natürlich  ist 
diess  der  Fall,  wenn  eine  ganze  Liste  zugleich  zu  Ernennender  verabredet  wor- 
den ist.  Da  nun  die  Einleitung  und  Führung  dieser  Vorversammlungen  gana 
in  den  Händen  der  gewerbmässigen  politischen  Umtreiber  ist,  so  bleibt  dem 
angeblich  zur  unmittelbaren  Mitwerbung  berufenen  Bürger  nur  die  Wahl  blin- 
der Zustimmung,  der  Vereinigung  mit  Gegnern,  oder  des  gänzlichen  Stillaitzeiis. 
Und  so  ist  denn  das  schliessliche  Ergebniss  der  falschdemokratischen  Lehre 
von  unmittelbarer  Betheilignng  bei  allen  Aemterbesetzungen  die  Uebertragung 
der  Ernennungen  von  den  verfassungsmässigen  und  verantwortlichen  Gewalten 
auf  eine  Anzahl  von  unruhigen  Köpfen  sehr  zweifelhaften  Rufes.  —  Was 
aber  die  Ausdehnung  des  activen  Wahlrechtes  auf  alle  Männer  fast  ohne  Un- 
terschied betrifft,  so  hat  es  die  Uebertragung  der  Senatoren-  und  Repräsen- 
tantenstellen, so  wie  aller  Aemter  an  eine  nach  Achtbarkeit  und  Tauglichkeit 
ziemlich  tief  stehende  Klasse  von  Bewerbern  zur  Folge  gehabt  Ausnahmen 
kommen  natürlich  vor.  Allein  da  nun  die  Entscheidung  lediglich  in  den  Hän- 
den  der  grossen  Masse  ist,  so  sind  schon  die.  eben  erwähnten  Vorversamm- 
lungen genöthigt,  ihre  Vorschläge  nach  dem  Geschmacke  derselben  einza- 
richten;  die  Sprache  der  öffentlichen  Blätter  über  die  zu  Wählenden  ist 
demselben  Maasse  Von  Bildung  angemessen;  und  auch  die  Bewerber  sind  ge-' 
nöthigt,  in  diesen  Kreis  herabzusteigen,  wenn  sie  Aussicht  haben  wollen.  Ja 
es  ist  dahin  gekommen,  dass  der  Bewerber  nicht  selten  die  Hülfe  der  gewerb- 
mässigen politischen  Umtreiber  erkaufen  oder  doch  ihre  Gegenwirkung  durch 
Geld  abwenden  muss.  Diess  Alles  erzeugt  nur  allzu  oft  eine  Behandlung  der 
Wahlangelegenheiten,  welche  den  Mann  von  höherer  Bildung  und  feinerem  sitt- 
lichen Gefühle  zurücktreibt.    Rechnet  man  nun  noch  dazu,  dass  nach  aller  Baob- 
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achtung  der  Menschen  die  grosse,  also  angebildete,  Hasse  bei  aUen  ansserhalb 
ihres  unmittelbaren  Gesichtskreises  stehenden  Fragen  und  Stellen  keineswegs 
die  ihr  zugeschriebene  geheimnissvolle  und  unerklärliche  Begabung  einer  Er- 
wählung der  Tüchtigsten  hat;  sondern  vielmehr  von  Misstrauen  gegen  geistig 
und  gesellschaftlich  höher  Gestellte,  von  Neid  gegen  .ausgezeichnete  Männer 
erfüllt  ist;  und  sich  durch  die  plumpsten  Mittel  gewissenloser  und  gemeiner 
Bewerber  gefangen  nehmen  lässt:  so  kann  man  sich  die,  von  allen  Beobach- 
tern einstimmig  gemachte,  Bemerkung  wohl  erklären,  dass  in  den  Vereinigten 
Staaten  jetzt,  und  zwar  im  Bunde  und  in  den  Einzelnstaaten,  eine  weit  tiefer 
stehende  Klasse  von  Staatsmännern  das  Buder  in  Händen  hat,  als  in  früherer 
Zeit,  wo  noch  die  Folgen  der  englischen  Zustände  vorhanden  und  der  falsche 
Grundsatz  einer  Gleichbefähigung  Aller  zu  allen  Begierungsgeschäften  unbe- 
kannt war.  Ist  es  doch  dahin  gekommen^  dass  selbst  in  dem  Congresse  eine 
bedeut^de  Anzahl  von  Mitgliedern  einen  offenen  ELandel  mit  ihrem  Einflüsse 
und  ihrer  Stimme  treibt,  und  die  schändlichsten  Bestechungen  und  Betrüge- 
reien selbst  bei  sehr  hochgestellten  Bundesbeamten  vorkommen  ^) :  so  dass  sich 
ein  Mitglied  der  Versammlung  nicht  scheuen  durfte,  jüngst  in  öffentlicher  Rede  zu 
sagen:  „mit  genügsamem  Geld  ist  jede  Bill  durch  den  Gongress  zu  bri^gen^^ 
und  ruht  femer  auf  nur  zu  vielen  Gouverneuren  der  einzelnen  Staaten  der 
Verdacht,  dass  sie  das  ihnen  zustehende  BegnadigungsrjBcht  auf  die  schänd- 
lichste Weise  uiid  um  der  niedrigsten  Beweggründe  willen  missbrauchen.  Aus 
Partheirücksichten  oder  gar  gegen  eine  Bezahlung  werden  die  schlimmsten 
Verbrecher,  oft  in  Masse,  nach  kurzer  Haft  wieder  gegen 'die  Gesellschaft  los- 
gelassen ^).  —  Natürlich  ist  hier  auf  eine  nahe  Verbesserung  nicht  zu  hoffen. 
Im  Gegegtheile  werden  wohl  erst  alle  Folgerungen  des  jetzigen  Systemes  voll- 
ständig gezogen  und  deren  Wirkungen  lauge  und  empfindlich  genug  ertragen 
sein  müssen ,  ehe  von  einer  Rückkehr  zu  verständigeren  Ansichten  die  Rede 
ist.  Dann  erst  kann  wieder  Raum  für  die  Erkenntniss  werden,  dass  auch  in 
der  Demokratie  die  Ausübung  öffentlicher  Rechte  ein  Amt  und  Auftrag  ist, 
dessen  gute  Besorgung  bestimmte  Eigenschaften  erfordert;  und  dass  daher  ganz 


1)  Man  sehe  hierüber:  Tremenhere,  The  Consiitulion  of  the  U.  S.,  S.  143  fg. 
Sehr  bezeichnend  ist  die  angeführte  Slelle  aas  einem  amerikanischen  Blatte  :  ;,Man 
beträchte  die  unvermeidlichen  Folgen  unserer  gegenwärtigen  Art  die  Staalsge- 
Schäfte  zu  betreiben.  Der  Werth  unserer  Staatsmänner  nimmt  reissend  ab.  Man 
schreibe  einmal  die  Namen  der  fünfundzwanzig  bedeutendsten  Männer  ans  Was- 
hington's,  Adams's  oder  JefTcrson's  Zeit  nieder ,  und  daneben  unsere  jetzigen  fünf- 
undzwanzig leitenden  Politiker.  Sind  nicht  unter  den  hervorragendsten  dieser  letz- 
teren  unwissende,  flache,  lärmende,  eitle  Demagogen?  Mehr  und  mehr  werden 
unsere  öiTcntlichen  Geschäfte  von  solchen  Menschen  betrieben ;  und  mehr  und 
mehr  hüten  sich  Männer  von  Werth,  Würde  und  Weisheit  sich  mit  solchem  Peche 
zu  besudeln;  mehr  und  mehr  herrscht  unter  unseren  Gebildeten  die  voUkom* 
mentse  Gleichgültigkeit  gegen  alles  Staatliche.'* 

2)  Man  sehe  t.  B.  Lieber,  CivU  Uberty,  Bd.  U,  S.  144  %. 
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unbeschadet  der  Berechtigung  des  Volkes,  die  Staatsverfassung  nach 
WiUen  und  Zwecke  zn  bestünmen,  und  sie  unter  strenger  Yerantwortüdikeit 
anwenden  zn  lassen,  die  Vornahme  bestimmter  Handinngen  nnr  an  Taogliche 
zn  fibertragen  ist.  Solches  ist  freilich  gegenwärtig  noch  eine  entsetzliche  Ketaerei 
in  den  Vereinigten  Staaten,  wo  sich  förmliche,  theils  sinnlose  theils  heacUe- 
rische,  Abgötterei  mit  dem  Willen  der  Menge  aasgebildet  hat,  nnd  der  geges 
einen  Staatsmann  geschlenderte  Vorwarf  eines  „Misstranens  gegen  das  Yolkf 
ein  wahrer  Bannfluch  ist,  fast  schrecklicher  nnd  f&r  seine  Ho&nngen  Teniich- 
tender,  als  eine  Anklage  anf  Hochverrath  and  Majestätsveibrechen  in  mm 
eoropäischen  Fflrstenstaate. 

Diess  fährt'  denn  aber  nnmittelbar  zar  Hervorhebung  einer  weiteren  fibchi 
Felge  der  politischen  Einrichtungen  in  den  Vereinigten  Staaten;  Keineswegs 
nämlich  beschränkt  sich  die  Furcht  vor  der  Mehrzahl  nur  auf  das  öffentlidie 
Leben  und  nur  aufBtellenbewerber.  Viehnehrmnss  sich  Jedem,  welcher  sich  mit 
amerikanischen  Zuständen  aufimerksam  und  ehrlich  beschäftigt,  die  Bemer- 
kung aufgedrängt  haben,  welche  ungemeine  Scheue  vor  der  öffentli- 
chen Meinung  in  diesem  Lande  alle  Menschen  beherrscht  und 
alle  Verhältnisse  durchdringt.  Es  versteht  sich,  dass  einer  frech» 
Missachtung  der  allgemeinen  Sitte  oder  einer  eigensinnigen  und  hochmflthigen 
Unbekfimn^ertheit  um  tibereinstimmendes  Urtheil  das  Wort  nicht  geredet  werden 
wilL  Allein  sehr  verschieden  hiervon  ist  doch  die  Selbstständigkeit  einer  wohlfiber- 
legten  Ansicht;  der  Muth,  dieselbe  sammt  ihrer  Begründung  auszusprechen  und 
aufrecht  zu  erhalten  auch  gegen  eine  entgegengesetzte  grosse  Strömung;  die 
Unabhängigkeit  in  der  Einrichtung  des  eigenen  Lebens  innerhalb  der  Grenzen 
des  Hechtes  und  der  Sittlichkeit.  Wer  diese  Stellung  nicht  einnimmt,  ist  kein 
freier  Mann;  und  wo  ein  Widerspruch  gegen  die  gerade  herrschende  Meinung 
nicht  möglich  erscheint ,  ist  für  verkanntes  Recht  sehr  zu  fürchten,  und  aof 
Wiederkehr  zur  Vernunft  von  leidenschaftlichen  oder  einfältigen  Abwegen  we- 
nig zu  hoffen.  Ein  schwaches  Beugen  unter  die  Ansichten  und  Forderungen  der 
Meng  ein  Sachen  des  Urtheiles,  des  Geschmackes,  der  Lebensweise  ist  eines  der 
grössten  Hindernisse  wahren  Fortschrittes  und  eine  sichere  Förderung  jeden 
möglichen  Widersinnes  und  Unrechtes.  Aenderungen  zum  Besseren  gehen  im- 
mer von  Einzelnen  aus,  welche  durch  Zufall,  Scharfsinn  oder  Gesinnung  voraas 
sind.  Und  wie  will  man  von  Freiheit  reden,  wenn  eine  eigene  Meinung,  eine 
ungewöhnliche  Lebensweise,  ein  eigenthümlicher  Genuss  des  eigenen  Yerm^ 
gens  Grund  zur  Aechtung  oder  eine  physische  Unmöglichkeit  ist  In  solcher 
Unfreiheit  leben  aber  die  Bewohner  der  Vereinigten  Staaten;  und  es  ist  die- 
selbe ein  Fluch  für  das  Land,  namentlich  ein  Hanpthindemiss  höherer  Bildung. 
Wie  höchst  vortheiihaft  stehen  hiergegen  die  Zustände  der  europäischen  Ge- 
sittigung  ab,  vorab  die  Englands!  —  Dass  aber  die  politischen  flinrichtnn- 
gen  Amerika's  die  Ursache  dieser  wundersamen  Unterwürfigkeit  unter  die  An- 
sichten der  Menge  sind,  unterliegt  gar  keinem  Zweifel.  Einer  Seits  wird  Jeder 
durch  die  beständige  ehrfurchtsvolle  Hinweisung  auf  den  Willen  der  Mehrheit 
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in  allen  staatlichen  Dingen  unmerklich  an  eine  Achtung  vor  dieser  unsichtba- 
ren Macht,  als  vor  einem  unwiderstehlichen  und  inappellabeln  Tribunale,  ge- 
wöhnt; und  wie  er  ihr  oft  genug  seine,  politischen  Ueberzeugungen  zum  Opfer 
bringen  muss ,  so  fügt  er  isich  auch  in  den  übrigen  Lebensbeziehungen.  An- 
derer Seits  wird  aber  auch  die  Menge  voif  ihren  Höflingen  und  Schmeichlern 
in  öffentlichen  Dingen  so  yerwöhnt,  so  unaufhörlich  mit  Belobungen  ihrer  Weis« 
heit,  ihrer  Tugend,  ihres  unwiderstehlichen  Hechtes  überschüttet:  dass  es  gar 
kein  Wunder  ist,  wenn  sie  sich  schliesslich  von  ihrer  allseitigen  Unübertreff- 
lichkeit überzeugt,  und  nun  auch  in  jeder  Eichtung  blinden  Gehorsam  gegen 
ihre  Gebote  und  Launen  erwartet.  Eine  unbeschränkte  und  beständig  um- 
schmeichelte Gewalt  wird  übermüthig,  sei  si^  nun  ein  Einzelner,  oder  ein  Volk.  — 
Wenn  man  aber  gar  dieser  unselbstständigen  und  unmännlichen  Unterwürfig- 
keit das  Wort  redet  als  einem  unentbehrlichen  Mittel  zu  Erhaltung  der  Ordnung 
und  des  Anstandes  in  einem  Lande  von  sonst  ungebundener  Freiheit  und 
schwacher  Kegierungsgewalt:  so  soll  z^r  diese  Wirkung  nicht  ganz  in  Ab- 
rede gezogen  werden;  allein  die  Frage  ist  eben,  ob  nicht  dieser  Nutzen  zu 
thener  erkauft  ist,  und  ob  es  nicht  besser  wäre,  die  nothwendige  Macht  ijii 
Staate  durch  feste  Einrichtungen  zu  gewinnen,  unter  deren  Schutz  und  Zaum 
der  Einzelne  sich  in  erlaubten  Dingen  frei  bewegen  könnte? 

Endlich  sei  noch ,  als  eine  wenigstens  lange  nicht  in  allen  Beziehungen 
nützliche  Folge  der  amerikanischen  Staatseinrichtungen,   der  Mangel  einer  ge- 
genüber von  dem  YolkswiUen  und  dessen  Vertretern  genügendän  ausüben- 
den Gewalt  erwähnt.    Zwar  mag  ein  solcher  Vorwurf  der  geschriebenen  Be- 
stimmungen der  Bundesverfassung  nicht  gemacht  werden;   die   grossen  Staats- 
männer, welche  diese  schufen, — und  zwar  eben  zur  Abhülfe  von  der  schmählichen 
Unmacht  des  bisherigen  Staatenbundes,  —  hatten  zu  viele  Erfahrung  und  Vater- 
landsliebe,  um  einen  solchen  Fehler  zu  begehen.     Allein  in   der  wirkllichen 
Handhabung   dieser  Hechte  tritt  selbst  bei  den  höchsten  Behörden   der  Union 
eine   grosse  Schwäche   an   den  Tag,   sobald  es  sich  von  einer  bei  der  MengQ 
nicht  beliebten  Maassregel   handelt.     Die  Befugniss  ist  da;    aber    auch   die 
Furcht  vor  dem  Willen  der  Demokratie ,   und  wäre   dieser  noch  so  tadelns- 
werth>).     Und   noch  viel  mehr  findet  diese  Bemerkung  Anwendung  auf  die 


1)  Kann  es  z.  B.  etwas  Kläglicheres  geben,  als  das  amtlich  von  dem  Staatsse- 
cretär  Everett  im  J.  1854  gegen  die  britische  Regierung  abgelegte  Geständniss : 
dass  die  Vereinigten  Staaten  keinen  Vertrag  mit  England  und  Frankreich  über 
die  AbstcUung  von  Freischaarcn- Zügen  gegen  Cuba  abschliessen  können,  weU 
durch  eine  solche  Uebereinkunit  die  Bundesregierung  nur  die  Macht  solcher  offen- 
barer Verletzer  des  Völkerrechtes  verstärken,  und  dieselbe,  anstatt  den  gesetzwidri- 
gen Unternehmungen  ein  Ende  zu  machen,  vielmehr  ein  neuer  und  gewaltigerer 
Anstoss  zu  solchen  sein  würde?  Und  kann  etwas  gerechter  sein,  ab  die  Ant- 
wort Lord  J.  Russel's :  dass  diess  ein  <  trauriges  (melancholy)  Geständniss  von  Sei- 
ten des  Hauptes  eines  mächtigen  Reiches  sei? 
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Oliederstaaten.      Schön  Tocqaeville  hebt  den  grossen    Widersprach  zwisehea 
der  übermächtigen  Gesetzgebung  nnd  der  nnmächtigen  Verwaltung  hervor;  und 
dieser  Unterschied  ist  seitdem,  in  Folge  der  weiteren  Ausbildung  der  neaeren 
demokratischen  Grundsätze ,  noch  sehr  viel  grösser  geworden.    Die  Gesetzge- 
bung wird   von   Versammlungen  gehandhabt,    welche  als  ein  Ausdruck  der 
Hehrzahl   des  souveränen  Volkes,  innerhalb   der  Grenzen  und  Formen  der 
Verfassung,  Alles  zu  befehlen  berechtigt  und  im  Stande  sind.-  Je  kürzer  ffie 
Wahlperioden  geworden  sind,    desto  höher  ist  auch  die  Macht  der  Versamm- 
lungen  gestiegen,    weil  sie  die  eben  bestehende  Mehrheit  darstellen,   folg^di 
mit  dem  Willen  derselben  nicht  im  Widerspruche  sind.     Daher  die  nicht  nur 
sehr  zahlreichen,   sondern  auch  oft  tief  einschneidenden  Gresetze.     Was  mm 
aber  die  Verwaltung  betrifft,  so  ist  diese  in  der  Hauptsache  nidit  in  den  Hän« 
den  des  Staates  und  der  obersten  Beamten  desselben,  sondern  vielmehr  in  de- 
nen der  Gemeindebeamten,  oder  eigentlich,  da  deren  Zahl  so  gross  ist,  in  dei 
Händen  der  Gemeindebürger.    Der  Gouverneur  des  Staates  hat  keinerlei  re- 
gelmässiges Aufsichtsrecht,   oder  ist  gar  eine  Recursinstanz  von  den  Entschei- 
dungen der  Ortlichen  Behörden ;  sondern  Beide  bewegen  sich  ganz  unabhängig  von 
einander  in  verschiedenen  Thätigkeitskreisen.     Nur  mittelst  der  Gerichte  kön- 
nen die  vielen  unabhängigen  kleinen  Behörden  im  Gehorsam  gegen  die  Ge- 
setze' und   in   leidlicher  Gleichförmigkeit   der  Handlung  erhalten  werden;  ob 
aber  jene  angerufen  werden,  ist  Zufall.     Der  Gouverneur  ist  nur  die  äussere 
Erscheinung,  nicht  aber  der  Inhaber  der  ganzen  verwaltenden  Macht  und  Pfiiclii 
des  Staates.     Natürlich  leidet  unter  dieser  Einrichtung  die  Gleichförmigkeit 
der  Staatsthätigkeit  gar  sehr;   und  dass  manche  grössere  polizeiliche  Anstalt 
aus  Mangel  an  Organen  ganz  unmöglich  ist,   versteht  sich  von  selbst    Der 
Amerikaner  findet  in  dieser  Zersplitterung  der  Macht  und  in  der  grossen  Selbst- 
ständigkeit der  Gemeinden  (oder  Grafschaften)  ein  nöthiges  Gegengewicht  gegen 
die  üebergewalt  der  Gesetzgebung.    Da  fragt  sich  denn  freilich  sehr,  ob  die 
Beschränkung  eines  Fehlers  durch  einen  andern  eine  Verbesserung  und  nidit 
vielmehr  ein  doppelter  üebelstand  ist? 

Ein  förmlicher  Abschluss  der  Rechnung  und  Gegenrechnung  der  repräsen- 
tativen Demokratie  soll  und  kann  hier  allerdings  nicht  aufgestellt  werden;  and 
müsste  dazu  wohl  noch  mancher  weitere  Posten  eingetragen  sein.  Allein  die 
im  Vorstehenden  vorgetragenen  Bemerkungen  werden  wenigstens  dazu  hinrei- 
chen ,  um  das  Verhalten  des  einzelnen  Werkes  zur  gegenständlichen  Wahrheit 
zu  bezeichnen;  und  um  es  zu  rechtfertigen,  wenn  die  Literaturgeschichte  der 
Staatswissenschaft  die  jüngste  der  Staatsformen  nicht  etwa  als  die  letzte 
mögliche  Leistung  der  menschlichen  Weisheit  aufstellt,  sondern  bei  ihr,  wie 
bei  Jeder  anderen  Form,  Vortheile  und  Nachtheile  gemischt  findet,  und  das 
ürtheil  hauptsächlich  davon  abhängig  macht,  ob  sie  im  einzelnen  Falle  derGe- 
sittigungsstufe,  und  also  den  Bedürfnissen,  des  betreffenden  Volkes  entspricht; 
und  ob  etwa  vermeidliche  Schwächen  und  Leidenschaften  die  Zahl  der  Hiogel 
schuldhaft  vermehrt 
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Da  die  Vereinigten  Staaten  ein  Bundesstaat  sind,  so  bildet  ihr  öffentliches 
Becht  die  drei  wesentlich  verschiedenen  Kreise  des  Rechtes  der  Gesammtver- 
bindong,  des  Bechtes  der  einzelnen  Gliederstaaten,  endlich  des  den  letzteren 
in  ihren  inneren  Verhältnissen  gemeinschaftlichen  Rechtes.  Von  diesen  drei 
Abtheilungen  ist  denn  nun  aber  allerdings  bis  jetzt  nur  die  erste  in  reichliche- 
rem Maasse  bearbeitet.  Theoretische  Werke  tlber  das  Staatsrecht  der  einzel- 
nen Staaten  bestehen  kaum ;  und  selbst  noch  weiter  ist  die  bewusste  Ausbil- 
dung des  allgemeinen  Landesstaatsrechtes  zurück,  dessen  Begriff  sogar  der 
Rechtswissensckaft  der  Vereinigten  Staaten  fast  abgeht. 

I.    Das  Bundesrecht. 

Eine  Uebersicht  über  die  Literatur  des  Bundesrechtes  ist  wohl  am 
leichtesten  zu  gewinnen,  wenn  sie  unter  die  drei  Abtheilungen  der  Geschichte, 
der  Systeme  und  der  Monographieen  gebracht  wird.  Bei  Letzteren  er- 
geben sich  die  passenden  Unterabtheilungen  von  selbst. 

1.    Geschichtliche  Werke. 

Eine  Staats-  und  Rechtsgeschichte  in  dem  Sinne  und  der  Art,  wie  wir 
Deutsche  sie  zur  Erläuterung  unserer  eigenen  und  zum  Theile  für  fremde  Zu- 
stände bearbeitet  haben,  besteht  allerdings  bis  jetzt  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht 
Es  ist  noch  keiner  ihrer  geschichts-  und  rechtskundigen  Bürger  auf  den  Ge« 
danken  gekommen ,  das  öffentliche  Recht  des  Landes  in  seiner  ganzen  Entwick- 
lung, also  in  den  bestimmenden  Grundsätzen  sowohl,  wie  in  den  einzelnen 
Rechtsanstalten,  von  den  ersten  Anfängen  der  Staatsbildung  an  durch  alle  Ver- 
änderungen hindurch  bis  zur  neuesten  Zeit,  oder  sonst  einem  verständigen  Ruhe- 
punkte ,  darzulegen.  Diess  aber  wohl ,  nicht  weil  man  sich'  wenig  um  die  Ge- 
schichte des  Landes  bekümmerte,  —  dieselbe  ist  vielmehr  ein  Gegenstand 
vielfacher  Beschäftigung  —  sondern  weil  der  wissenschaftliche  Nutzen  einer 
solchen  Aussonderung  des  Rechtslebens  aus  der  Gesammtheit  der  Zustände 
BOch^ nicht  klar  geworden  ist.  Am  nächsten  sind  noch  Story  in  drei  einlei- 
tenden Kapiteln  seines  berühmten,  unten  ausführlich  zu  besprechenden  Bundes- 
verfassungsrechtes, und  Curtis  in  seiner  so  eben  zur  Hälfte  ans  Licht  getre- 
tenen Geschichte  der  Entstehung  der  Bundesverfassung,  der  Forderung  gekommen. 
Jener  giebt  eine  Ueberschrift  über  die  Rechtsverhältnisse  der  englischen  Eolo- 
uieen  in  Nordamerika,  sowohl  im  Ganzen  als  der  einzelnen  derselben;  sodann 
eine  kurze  Erwägung  der  Rechtsgründe  für  die  Empörung  und  Trennung  von 
England;  endlich  die  Geschichte  des  Staatenbundes  (der  Conföderation)  und 
der  Gründung  des  jetzigen  Bundesstaates.  Curtis  dagegen  schildert  die  aus 
der  Trennung  von  England  sich  allmählig  entwickelnden  Rechtsfolgen  und  Ein- 
richtungen  bis  zur  Gründung  der  jetzigen  Verfassung.  Beide  Arbeiten  sind  in 
ihrer  Art  trefflich;  allein  für  die  eben  aufgestellte  allgemeine  Aufgabe  ge- 
nügen sie  doch  lange  nicht.    Bei. Story  ist,   auch  abgesehen  von  nicht  bedeu- 
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tendein  Umfange  und  folglich  nur  gedrängtem  Inhalte,  auszusetzen,  dass  einer 
Seits  die  allgemeinen  Verhältnisse  nicht  zu  grossen  Zügen  verbunden,  anderer 
Seits  die  einzelnen  Hechtsinstitute  nicht  in  ihrer  Besonderheit  dargestellt  sind. 
Curtis  aber  liefert  überhaupt  nur  einen  Beitrag  zu  einer  solchen  allgemeinen 
Staats  - ,  und  Bechtsgeschichtö.  —  Dennoch  fehlt  es  keineswegs  an  Mitteb, 
den  geschichtlichen  Hergang  der  Staatsentwicklung  in  Nordamerika  kennen  za 
lernen.  Ks  gehört  pur  mehr  Zeit  und  Arbeit  zu  ihrer  Gewältigung  und,  in 
Europa  wenigstens,  grössere  Mühe  zur  Ausfindigmachung  der  nöthigen  Werke  ^). 

a)  Die  Kolonial-Verfassuug. 

Eiji  gründliches  Studium  des  amerikanischen  Staatsrechtes  mnss  bei  der 
englischen  Koloniaherfassung  beginnen.  Dieselbe  ist  nicht  blos  an  sich,  so 
wie  als  Ursache  der  späteren  Trennung,  geschichtlich  merkwürdig ;  sondern  es 
finden  sich  in  derselben  auch  die  ersten  Keime  vieler  jetzt  bestehender  Ein- 
richtungen. Die  Ansiedler  haben  englische  Gesetze,  englische  Einrichtungen, 
vor  Allem  aber  englische  Bechtsanschauungen  über  das  Meer  mitgebracht,  und 
nach  diesen  ihr  Leben  auch  im  Urwalde  geordnet.  Allmählich  hat  sich  Man- 
ches davon  eigenthümlich  entwickelt;  allein  in  vielen  Beziehungen  ist  der  eng- 
lische Ursprung  immer  noch  unverkennbar.  Allerdings  gehören  diese  Bestim- 
mungen zunächst  mehr  dem  Gebiete  des  Landes-  als  des  Bundesstaatsrechtes 
an;  doch  geht  auch  von  den  in  den  Zusätzen  der  Bundesverfassungs- Urkunde 
enthaltenen  -Vorschriften  ein  guter  Theil  bis  zum  ersten  englischen  Rechte  hin- 
auf.   Der  Bestand  der  Literatur  ist  freilich  hier  mangelhaft. 

Das  einzige  Werk,  welches  die  staatsrechtlichen  Zustände  der  amerikani- 
schen Kolonieen  vom  rechtswissenschaftlichen  Standpunkte  aus  bearbeitet  hat, 
ist  das  schwerfällige  und  geistlose  Buch  des  englischen  Bechtsgelehrten  Sto- 


i)  Ich  kann  nicht  unterlassen,  hier  auf  den  so  höchst  mangelhaften  Zustand  au&neik- 
sam  zu  machen,  in  welchem  sich  die  amerikanische  Literatur  auch  in  den  gros^ 
ten  öffentlichen  Sammlungen  des  FesÜandcs  befindet  Selbst  da,  wo  noch  Einiges 
vorhanden  ist,  waltet  der  Zufall,  und  es  fehlt  bei  manchem  Nutzlosen  an  dem 
Nothwendigsten  und  Besten.  Allerdings  ist  die  für  die  Bibliotheksverwaltungea 
erwachsende  Ausdehnung  der  Ausgabe  und  der  Aumerksamkeit  nicht  angeflehm; 
allein  sie  ist  unvermeidlich.  Die  Vereinigten  Staaten  nehmen  mit  Riesensdiritten 
eine  Machtstellung  ein,  welche  nur  zu  bald  in  allen  übrigen  Erdtheilen  sehr  fühl- 
bar und  zu  beachten  sein  wird.  Eine  gründliche  Kcnntniss  ihrer  inneren  Zostlnde 
also  natürlich  auch  der  geschichtlichen  Entwicklung,  ist  auch  für  den  praktischen 
Staatsmann  täglich  uentbehrlicher.  Hierzu  dürfen  nun  aber  die  Hülfsmittel  nicht  feh- 
len. Auch  ist  die  Ausgabe,  genau  betrachtet,  keine  so  sehr  bedeutende.  Noch 
ist  der  Umfang  der  in  Europa  kennenswerthen  amerikanischen  Literatur  nicht  so 
gross ,  dass  nicht  selbst  eine  massig  ausgestattete  Anstalt  sie  si^h  in  einigen  Jah- 
r^  verschaffen  könnte.  Später  müsste  es  doch  einmal  geschehen;  und  dana 
mit  ^ossem  Aufwände  und  weit  beträchtlicheren  Schwierigkeiten. 
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kes^),  welcher  eine  Richterstelle  in  Georgia  bekleidete,  durch  den  Aufstand 
aber  vertrieben  wurde.  Die  Einrichtung  der  Gerichte  ist  der  hauptsächliche 
Augenmerk  des  Verfassers,  und  die  übrigen  Zweige  des  öffentlichen  Dienstes 
sind  nur  nothdflrftig  berücksichtigt;  doch  sind  die  Formen  der  Kolonial -Re- 
gierung genauer  angegeben ,  und  z.  B.  Muster  für  die  Bestallungen  der  Beam- 
ten Ibitgetheilt,  aus  welchen  sich  ihre  Zuständigkeit  beurtheien  lässt.  Von  drei- 
zehn einzelnen  Provinzen  werden  die  Hauptsätze  der  Verfassungen  angegeben. 
Bei  diesem  Mangel  an  unmittelbarer  Bearbeitung  muss  denn  aus  ge- 
schichtlichen QueUenwerken  und  allgemeinen  historischen  Schriften  so- 
wohl in  Beziehung  auf  das  Stoffliche ,  als  hinsichtlich  des  Geistes  und  der 
Wirkungen  der  Einrichtungen  das  Fehlende  ergänzt  w^den.  Glücklicher« 
weise  ist  kein  Mangel  an  solchen.  —  Die  Gesetze  der  älteren  Staaten  sind 
zum  grossen  Theile,  einige  derselben  schon  in  früher  Zeit,  gesammelt  worden^). 
Ausserdem  bestehen  vielfache,  zum  Theile  ausgezeichnete,  Geschichten  der 
einzelnen  Kolonieen^),  so  wie  Beatbeitungen  der  gesammten  Kolonial« 


1)  Stokes,  A.,  A  view  of  the  Constitutions  of  the  British  Golonies  in  N.A.  and  the 
West  Indies  at  the  tune  the  civil  war  broke  out.    Lond.,  1783. 

2)  Die  Sammlungen  der  älteren  Koionial-Gesetze  zerfallen  in  die  aDgemeinen  Samm- 
lungen der  Charters  und  sonstigen  Grundgesetze,  und  in  die  Gesetze  der  einzelnen 
Kolonieen.  —  Von  den  ersteren  sind  namentlich  zu  nennen :  The  Charters  of 
the  NA.  Provinces.  Lond.,  1776,  4;  und  Hazard,  Historical  collection  of  Ihe 
State  Papers  of  the  U.  S.  I.  ü.  Philad.,  1792,  4.  —  Beispiele  örtlicher  Geselz- 
satnmlungen  sind:  The  Provinc'val  Laws  of  New-Hampshire ,  1771.  —  The  Co- 
lonial  Laws  of  Connecticut,  ed.  by  Greene.  New  Lond.,,  1715— 17,  Fol.  -- 
Colony-Laws  of  Rhode  Island.  BosL,  1719;  spätere  Ausgabe  1744.  —  Acts 
and  Laws  of  Massacfausetts-Bay.  Bost.,  1726,  FoL  —  The  Charters  and  General 
Laws  of  Massachnsetts-Bay.  Bost,  1814  (von  Dan,  Prescott  und  Story 
herausgegeben).  —  The  Laws  of  Pennsylvania,  ed>  by  F  ra  n  kli  n.  PhiL,  1742.  — 
B a c o n ,  Laws  of  Maryland.  1765.  —  Henning's  Virginia  Statutes.  —  The 
Laws  of  North-Carolina ,  ed.  by  I  red  eil.  —  The  Laws  of  South-Carolina ,  ed. 
by  Grimk^.    1712. 

3)  Als  vorzügliche  Werke  dieser  Art  sind  anerkannt:  Williamson,  W.  J.,  His- 
tory  of  the  SUte  of  Maine  from  1602—1820,  I— ffl,  1832.  —  Thomson,  J., 
Bistory  of  the  State  of  Vermont  BuiüngL,  1841.  «-  Belknap,J.,  Histocy  of 
New-Hampshire.  I— DI,  1812.  —  Trombull,  R.,  History  of  Connecticut,  from 
1630—1764.  L  n.,  1818.  —  Hutchinson,  Gov.,  History  of  the  Colony  of 
Massachosetts-Bay  from  1628—1691.  I— DI,  1767  ;  Ders.,  H.  of  the  Province  of 
M.  B.  from  1750-54.  —  Smith,  W.,  History  of  the  Province  of  New-York,  to 
1763.  LH.—  0 '  Call  aghan,  E.  B.,  The  documentary  history  of  New-York. 
Alb.,  1849,  bis  jetzt  5  Bände  (vortrefflicL)  —  Smith.,  W.,  History  of  N.  Jersey. 
—  Stith,  W.,  History  of  the  discovery  and  setüement  of  Virginia.  1747.  Smith, 
J.,  History  of  Virginia.  I.  II.,  1819.  —  Williamson,  H.,  History  of  North-Ca- 
roUna.  L  ü.  1802.  —  Ramsay,  D.,  History  of  South-Carolina  to  1808.  L  II, 
1809. 
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geschichte  ').     Yoranssichtlich  ist  freilich  hier  noch   manches  Weitere  und 
Ahschliessende  zu   erwarten,   da  eine  grosse  Thfttigkeit  in  diesem  Tbeiie  der 
amerikanischen  Literatur  herrscht.     Zur  immer  weiteren  Ausbildung   der  ört- 
lichen Geschichte  tragen   nämlich  theils  die  Sammelschriften  mehrerer  gelehr* 
ter  Gesellschaften ,  theils  aber  auch  die  Unterstützungen  der  betreffenden  Staa- 
ten Vieles  bei;  wodurch  denn  auch  fUr   die  umfassenderen  Arbeiten  Einzebier 
beständig«  neuer  Stoff  geliefert  wird.     Dabei  ist  namentlich  auf   einen  eigen- 
thflmlichen  günstigen  Umstand  aufmerksam  zu  machen,  welcher  insbesondere 
auch  die  Geschichte  der  Rechts  -  und  Staatsanstalten  wesentlich  berührt.   Bi 
das  ganze  Dasein  der  Vereinigten  Staaten  innerhalb  völlig  historischer  Zeit  imd 
in  der  Anschauung  gebildeter  Menschen  vor  sich  gegangen  ist:  so    kann  hier 
auch  der  ganze  Bestand  der  Thatsachen  richtig  hergestellt  werden,  und  man  ist 
niemals  auf  blosse  Vermuthungen  und  künstliche  Schlussfolgerungen  angewie- 
sen,  wie   diess  bei   den   älteren  Staaten  Europa's  der   Fall   ist     Es  bedarf 
nun  keines  Beweises,    dass  bei  einem  solchen  Zustande  des  Stoffes  zwar  der 
Scharfsinn  und  die  Gelehrsamkeit  der  Bearbeiter  viel  geringere  Gelegenheit  xa 
glänzender  Entfaltung   erhält;    dagegen    aber  auch    eine   sehr  viel  grössere 
Gewissheit  über  Ursprung  und  Verlauf  zu  erreichen  ist     Es  ist  fast  wande^ 
bar,  wie  dieser  völlige  Mangel  an  anfänglichem  Helldunkel,  sammt  den  ReizeB 
aber  auch  Unsicherheiten  eines  solchen,    durch  sämmtlicbe  Beziehungen   des 
amerikanischen  Lebens  geht     Ueberall   ist   die  Prosa   der  klar  vorliegenden 
Thatsachen;  überall  aber  auch  praktische  Brauchbarkeit 

b)  Die  Entstehung  der  Unabhängigkeit  und    die  Revolutionsregieraag 

Kaum  jemals  ist  eine  weltgeschichtliche  Staatsumwälzung  aus  so  geringen 
unmittelbaren  Ursachen  hervorgegangen ,  als  *  die  Trennung  der  YereinigleB 
Staaten  von  England«    Letzteres  begieng  sittliche  und  staatliche  Fehler,  md  ver- 


2)  Die  Zahl  der  Geschichtswerke ,  welche  auch  die  älteren  Zottände  der  Yereinigta 
Staaten  berücksichtigen,  ist  so  gross,  dass  —  namentlich  zu  dem  voriiegendea 
Zwecke  —  von  jedem  Versuche  einer  voUftändigen  Aa&ählung  abgesianden  wer- 
den mu88.  Nachstehende  Schrifien  sind  nicht  blos  an  sieh  ausgeaekhnet,  soadeni 
dörften  leicht  fiberiiaupt  die  verhftltnisemfissig  besten  sein:  Robertson,  W.,  Bit- 
tory  of  America.  1— -IE  Bas.,  1790.  ^  Ramsay,  D.,  Histoiy  of  the  ü.  & 
rom  the  setüement  to  1808.  I— IlL  PhOad.,  1809.  —  Marshall,  J.,  Histocy 
of  the  Colonies  of  N.A.  Bost,  1824.  —  Graham  e,  J.,  Coloniai  history  of  Ike 
U.  S.  1-lV.  Philad.  —  Holmes,  A.,  Annais  of  America  from  149^—1826 
L  IL  1827.  —  Bancroft,  G.,  History  of  the  U.  S.  from  the  discoveriif 
to  1768.  I-^m.  Bost,  1831—32.—  Hildreth,  R. ,  History  of  Üie  ü.  S. 
First  series.  From  the  first  colonizaUon  to  the  Föderal  Constitution.  I--OI.  Nev- 
York.  Namentlich  Bancroft's  Werk ,  (von  welchem  auch  eine  gana  brandibaR 
deutsche Uebersetzong  besteht,)  verdient  alle  Beachtung,  da  es  anf  der  fraadick- 
sten  Quellenbenfitzung  beruht,  und  mit  grosser  Sorgfalt  ausgearbeitet  ist 
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sehlimmerte  sie  noch  durch  Schw&che  und  Eigensinn;  allein  yon  einer  uner- 
träglichen Unterdrückung  kann  doch  offenbar  die  Rede  nicht  sein.  Mag 
man  auch  die  dem  angelsächsischen  Rechtsbewusstsein  der  Kolonisten  zugefüg- 
ten Verletzungen  noch  so  unbedingt  tadeln  und  noch  so  hoch  anschlagen: 
80  folgt  aus  denselben  doch  zunächst  sicher  nur  die  Berechtigung  zu  einem 
nachhaltigen  gesetzlichen  Widerstände,  allein  kein  zureichender  Grund  zu  einer 
Trennung.  Diess  ergiebt  sich  fflr  einen  unbefangenen  Beurtheiler  am  deutlich- 
sten aus  der  Erklärung  des  Congresses  von  1774,  der  sog.  Declaration  of 
rights  1),  und  aus  der  Unabhängigkeits- Erklärung  selbst,  wenn  man  nur  diese 
Actenstücke  der  allgemeinen  Sätze,  welche  Niemand  bestritten,  England  auch 
nicht  verletzt  hatte,  und  der  leidenschaftlichen  Färbung  entkleidet.  Der  wahre 
Grund  und  die,  aus  einem  höheren  als  dem  blos  juristischen  Gesichtspunkte 
allerdings  vollständige,  Rechtfertigung  der  Trennung  ist  vielmehr  zu  suchen  in 
der  Volljährigkeit,  zu  welcher  die  Eolonieen  herangereift  waren,  welche  in  ihnen 
naturgemäss  das  Bedürfniss  der  Selbstständigkeit  erweckte,  und  die  ihnen  folg- 
lich auch  eine  Befugniss  dazu  gab. 

Da  nun  aber  einmal  der  Streit  als  ein  Rechtsstreit  aufgefasst  wurde',  so 
wurden  auch  natarlich  die  gegenseitigen  Rechtsgründe  vielfach  und  ausführlich 
erörtert,  und  es  beginnt  die  Geschichte  der  Vereinigten  Staaten  mit  einer  sehr 
zahlreichen  juristischen  Literatur. 

Zunächst  natürlich   mit  Schriften,  welche  auf  augenblickliche  Wirkung 
berechnet  waren.    Selbst  bei  einem  an  den  Gebrauch  der  Feder  in  staatlichen 
Dingen  weniger   gewöhnten  Volke  wären  unter  solchen  Umständen  beiderseitig 
Flugschriften  entstanden.   Namentlich  die  Amerikaner  hatten  das  Bedürf- 
niss,  die  Gerechtigkeit  ihrer  Sache  in  England  und  im  übrigen  Europa  zu  er- 
weisen;   die  Zweifelhaften  im  eigenen  Lande  aufzumuntern  und   zu  bestärken; 
die  keineswegs  stummen  Gegner  in  der  eigenen  Mitte  zu  widerlegen.   Wie  leb- 
haft dieser  Federkrieg  aber  in  der  That  geführt  ward,  ist  uns  namentlich  aus 
den  Lebensbeschreibungen  der  Leiter  jener  Bewegung  bekannt,  Welche  fast  alle 
Antheil  an  demselben  nahmen  ^).    Wie  leicht  zu  denken,  hat  sich  jedoch  kaum 
die  eine  oder  andere  dieser  Gelegenheitsschriften   im   Gedächtnisse   erhalten; 
und  diese  lassen  in  der  That  den  Verlust  der  übrigen  kaum  bedauern.    Na- 
mentlich ist  die  berühmteste  derselben,  und  der   man  einen  grossen  Einfluss 
auf  die  Lostrennung  von  England  zuschreibt,   Th.  Payne^s  „gemeiner  Men- 
schenverstand^^ ^) ,  durchaus  nur  ein  leidenschaftlicher  Ausfall  auf  das  König- 


1)  S.  dieses  selten  angeführte,  allein  staatsrechtlich  und  für  die  Geschichte  des  Un- 
abhäogigkeilskrieges  wichtige  Actenstüek  bei  Story,  Commentaries  on  the 
ConsUlQÜon,  Bd.1,  S.179,  Note  4. 

2)  Man  sehe  z.  B.  die  ersten  Abschnitte  von  J.  C.  Hamilton^ s  Life  of  Alex.  Ha- 
miliön.  l  II.    N.  York,  1840. 

3)  Payne,  Th.,  The  Common  Sense,  addressed  to  the  inhabitants  of  America.  Die 
Iste  Auflage  ist  von  1774;  eine  deutsche  Uebersetxung  in  Dohm's  Materialien, 
H.  1 ;  eben  so  daselbst  auch  Gegenschriften. 
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thnm  und  eine  ganz  einseitige,  um  nicht  zu  sagen  völlig  unverstftndige ,  Un- 
terschätzung der  Yortheile  eines  kräftigen  und  geordneten  wenn  allerdings 
auch  mit  Opfern  zu  erkaufenden  Staatslebens. 

Eine  noch  richtigere  Binsicht  in  den  Stand  der  Rechtsfragen  jener  Zeit, 
so  wie  in  die  freilich  höchst  unvollkommenen  staatlichen  Einrichtungei  und 
in  die  entscheidenden  Erklärungen  und  Handlungen  ist  zu  schöpfen  ans  den 
zahlreichen,  später  allmählig  amtlich  bekannt  gemachten,  Urkunden.  So  denn 
namentlich  aus  den  Protocollen  des  Congresses 'während  der  Gährungs-  nnd  Eriegs- 
zeit  ^) ;  aus  dem  höchst  umfassenden  Briefwechsel  der  Bevollmächtigten  dff 
Vereinigten  Staaten  ^) ;  so  wie  aus  den  vielen  und  zum  Theile  meisterhaften 
Geschichtswerken  Aber  den  Unabhängigkeitskrieg  *).  Wenn  diese  Gattmi- 
gen  von  Schrifen  auch  nicht  die  Erörterung  von  Rechtsfragen  zum  unmittelba- 
ren Gegenstande  haben,  so  theilen  sie  diese  wenigstens  als  Thatsachen  mit, 
so  wie  deren  Lösung. 

Von  der  grössten  Bedeutung  für  eine  gründliche  Einsicht  in  die  Rechts- 
geschichte der  Revolution  und  der  ersten  Gründung  der  Vereinigten  Staatcu 
als   selbstständiger   Macht  ist  aber  endlich   das   so   eben   erschienene   Weii 


1)  Die  Journals  of  the  Congrcss  gehen  von  1774  bis  1788,  und  bilden  4  B^nde; 
die  Beeret  Journals  on  domestic  affairs  von  1775  —  1788,  1  Bd  ,  on  tomffi 
affairs,  aus  derselben  Zeit,  3  Bde.     Sämmilich  erschienen  1823. 

2)  The  Diplomatie  Correspondence  of  the  American  Revolution ,  from  1776  —  17SI. 
£d.  by  Jared  Sparks,  1--X1I.  —  Eine  2te  Abtheilung  begreift  die  Jahre  1785- 
89  in  7  Bdn. 

3)  Aus  der  grossen  Anzahl  der  Gesebicktswerke  über  den  Unabhängigkeilskampf 
mögen  namentlich  genannt  sein:  Marshall,  J.,  The  life  of  Washington.  I^V. 
Lond.,  1804 — 5  (auch  in  französischer  Uebersetzung).  —  Botta,  C,  Storia  dcfls 
guerra  dell^  indcpendenza  degli  Stati  Uniti.  I^IV.  Par.,  1809.  —  Ramsay,D., 
Bistory  of  the  American  Revolution.  I.  II.  Charl.,  1811.  —  Pitkin,  Th.,  PoGlieil 
and  civil  bistory  of  the  ü.  S.  from  1763-1797.  I.  II.  PhiL,  1768.  —  Vor  AQem 
aber  auch  hier:  Bancroft,  G.,  History  of  the  ü.  S.  from  1848;  bis  jeW 
3  Bände  (deutsche  Uebersetzung:  Geschichte  det  a.  Revolution.  Lpz.,  1852  ^^ 
Ausserdem  sind  namentlich  auch  die  besseren  Lebensbeschreibungen  und  die  ge- 
sammelten Papiere  der  Feldherren  und  Staatsmänner  jener  Zeit  vorzfigliehe  Qoet 
len.  So  die  grosse  Sammlung  der  sämmüichen  Papiere  Washingtons  (The 
Writings  of  G.  W.,  ed.  by  Jared  Sparks.  !— XII.  Best.,  1842);  die  Werise  «nd  das 
LebenF r  an kli n' 8  (Works,  ed.  byJ.  Sparks,  I—X.);  die  Autobiographie  J.  Adans' 
(herausgegeben  in  Boston,  1850);  die  Briefe  Jefferson's  (Memoir,  Corrcspoa- 
dence  and  Miscellanies  from  the  papers  of  Th.  J.  Ed.  by  Tb.  J.  Rando^h.  Sd  2. 
I— IV.  Best,  1830);  die  Papiere  Madiso n*s  (Papers  of  "J.  M.,  purch.  by  oider 
of  Congrcss.  I^UL  Wash.,  1840);  und  die  Lebensbeschreibungen  Hamilloa's, 
von  dessen  Sohn;  Jefferson's  von  Tucker;  Madison's  und  Manroe*s  voa 
J.  Q.  Adams,  u.  s.  w. 
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Ton  CuTtiB  ^)  über  den  Urspnmg  der  Bundesverfassung.     Basselbe  füllt  eine 
Lücke  meisterhaft  aus.    Mit  genauer  Sachkenntniss,  beherrschender  politischer 
üebersicht  und  feinem  juristischen  Tacte  werden  die  einzelnen  staatlichen  und 
rechtlichen  Folgerungen  entwickelt,   welche  sich  mit  logischer  Nothwendigkeit 
.   ans  der  nur  allmähligen  Ablösung  der  unzufriedenen  Eolonieen;   aus   ihrem 
Uebertreten  in  völlige  Unabhängigkeit  von  England  und  von  einander;  end- 
lich aus  dem  Mangel   einer  mit  bestimmten  Rechten,  ausreichenden  Mitteln 
und  den  nöthigen  Organen  ausgerüsteten  Gesammtregierung  ergaben.     Dass 
dabei  die   ursprünglichen  Streitpunkte   nicht  noch  einmal   einer  Untersuchung 
unterworfen  werden,  mag  leicht  verschmerzt  werden;  waren  sie  doch,   wie  be- 
merkt, mehr  der  Anstoss  als  der  eigentliche  Grund  der  Bewegung.  Das  Haupt- 
bedüffhiss   war,     die  Zustände   während  des  Kampfes   vom  staatsrechtlichen 
Standpunkte  aus  genau  zu  kennen,   während  man  sie  bisher  nur  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  Kriegführung  oder  ihres  Einflusses  auf  Persönlichkeiten  auf- 
gefasst  hatte.    Diesem  Bedürfnisse  ist  nun  abgeholfen,    und  die  neue  Rechts- 
geschichte der  amerikanischen  Revolution  darf  mit  vollem  Rechte  nicht   blos 
als  eines  der  Hauptwerke  der  transatlantischen  Literatuc,   sondern  als  wesent- 
liche Bereicherung  der  Staatswissenschaften  überhaupt  erklärt  werden. 

Es  ist  sehr  zu  wünschen,  dass  das  Werk  auch  in  dieser  letzteren  Bezie- 
hung gehörig  gewürdigt  wercle.    Sehr   mit  Unrecht  würde  man  nämlich  den 
Nutzen  einer  genauen  uqd  wissenschaftlich  gesichteten  Kenntniss  jener  recht- 
L'chen  Fragen  beschränken  auf  eine  vollständige  Einsicht  in  die  Geschichte  der 
Vereinigten   Staaten  und  ihrer  Einrichtungen.     Nattbrlich    trägt  dieselbe   vor 
Allem  hierzu  Vieles  bei,  und  lässt  Manches  erst  jetzt  in  seinem  rechten  Lichte, 
die  Lage  der  Dinge  in  ihrer  ganzen  Eigenthümlichkeit  und  Schwierigkeit,  und 
manchen  Mann  in  seinem  völligen  Verdienste  erscheinen.   Allein  es  ist  auch  im 
Allgemeinen  belehrend j   an  diesem  Beispiele  zu  sehen,  wie  ausserordentlich 
schvrierig    es   ist,   in  ein  durch   eine    gewaltsame  Zerstörung    des  bisherigen 
Rechtszustandes  ins  Leben  gstretenes  Verhältniss  Gesetz,  Auctorität,  Organis- 
mus zu  bringen.    Im  vorliegenden  Falle  waren  die  äusseren  und  inneren  Hin- 
temisse   nicht   einmal  ungewöhnlich   groäs;   und   doch  wie  oft  entstanden  die 
grössten  Verlegenheiten ,  wie  nahe ,  oft  und  lange  stand  das  Ganze  am  Rande 
des  Abgrundes!    'Die  innere  Geschichte  der  Regierung  Nordamerika's  während 
des  Unabhängigkeitskrieges  stellt   so   recht  klar  dar,  wie  es  viel  leichter  ist, 
eine  revolutionäre,   zur  Beseitigung   der  angefeindeten   Gewalt  taugliche  und 
entschlossene  Macht  zu  bilden,  als  dieser  dann  die  Forme^  und  die  Befugnisse 
einer  Gehorsam  findenden  Regierung  zu  geben;  wie  viel  leichter  ein  bestehen- 
des  System  von  Rechten  zerstört,  als  ein  neues  an  seine  Stelle  gesetzt  ist;  wie 


1)    Curtis,  G.  Ticknoni  HisCory  of  the  origin,   formation  and  adoption  of  the  Con- 
stitaUon  of  the  U.S.,  Lond.,  1854.   Bis  jetzt  nur  der  erste  Band;  ein  zweiter  soll 
^    dM  Werk  zu  Ende  fähren. 
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ein  lebhaftes  Rechtsgeftlhl  des  Volkes  zwar  eine  unermessliche  rohe  Enit  des 
Widerstandes  gegen  die  Bedrücker  giebt,  dagegen  aber  eben  dasselbe  Geflhl 
die  Zähmung  dieser  Kraft  za  geordneten  und  nachhaltigen  Mitteln  gar  sehr  er- 
schwert; wie  endlich  die  durch  Abwerfen  einer  bisherigen  höheren  Madit  ent- 
standene Selbstständigkeit  einzelner  Staatentheile  schnell  so  erstarkt,  dass  sie  rar 
durch  die  ftusserste  Noth  wieder  zur  Unterordnung  unter  eine  n«ie  gemein- 
same Gewalt  gebracht  werden  kann,  auch  wenn  letztere  durch  eigene  Mitwir- 
kung gebildet  werden  soll,  und  Beharrung  in  der  Vereinzelung  offrabar  Waka- 
sinn  und  Verderben  wäre.  Es  sind  diess  Lehren,  welche  sich  nicht  nur  der 
Geschichtschreiber  und  der  Staatsmann  gar  wohl  zu  merken  hat  zur  richtigCB 
Würdigung  einer  jeden  revolutionären  Bewegung;  sondern  welche  vor  AUea 
jeder  mit  den  staatlichen  Zuständen,  nnd  wäre  es  aus  noch  so  triftiges 
Gründen ,  Unzufriedene  tausendfach  erwägen  muss ,  wenn  ^  die  Lust  za  ge- 
waltsamen Aenderungen  in  sich  steigen  ffihlt.  Nicht  jeder  Aufstand  wird  tob 
Glücke  so  begtlnstigt,  wie  der  der  Amerikaner;  nicht  jede  au&tändische  Be- 
gierung  findet  einen  Washington  zur  Ueberwindung  Ton  kaum  lösbaren  Schwie- 
rigkeiten, um  nicht  zn  sagen  Unmöglichkeiten. 

c)   Der   Staatenbund  (die  Conföderation)  und  die  Entstehung  ier 

jetzigen  Bundesverfassung. 

Sehr  zweifelhaft  freilich  erscheint  die  Hoffnung  auf  solchen  Nutzen  de^G^ 
schichte,  wenn  man  bedenkt,  wie  wenig  die  nächste  Entwicklungsphase  der  Vereinig- 
ten Staaten  zur  Belehrung  gedient  hat,  nämlich  der  Bund,  welchen  die  von  Englaod 
thatsächlich  frei  gewordenen  dreizehn  Staaten  Nordamerika's  im  J.  1781  er- 
richteten. Wenn  irgendwo,  so  ist  hier  ein  belehrendes  Beispiel  gegeben  tob 
der  völligen  Unmöglichkeit,  durch  einen  blos  völkerrechtlichen  Verein  souveri- 
ner  Staaten  eine  Gewalt  zn  errichten,  welche  genügen  könnte  zn  Erreicheniag 
'solcher  innerer  oder  äusserer  Zwecke,  denen  der  vereinzelte  Staat  nicht,  gewach- 
sen ist.  Die  völkerrechtlichen  Verbindlichkeiten  wurden  nicht  erfüllt ;  die  bfl- 
ligsten  Ehrenschulden  des  Landes  nicht  bezahlt;  Empörung  gieng  freckei 
Hauptes  durch  das  Land  und  drohte  mit  einer  allgemeinen  communistisditt 
Vernichtung  des  Eigenthumes;  der  Handel  war  der  Gnade  fremder  Mächte 
biosgegeben ;  kurz  Auflösung  und  Untergang  vor  der  Thüre.  Und  dennod 
dient  der  schmähliche  Erfolg  dieses  Versuches,  welcher  die  kaum  unabhämi? 
Gewordenen  in  die  tiefste  Schwäche  und  in  offenbare  Gefahr  neuer  Umwälzo- 
gen  stürzte,  keineswegs  zu  entsprechender  Belehrung.  Nicht  im  Auslande,  v« 
immer  wieder  —  wir  sehen  leider,  mit  welchen  Folgen  —  das  Fesäialtenu 
einem  Scheine  von  Selbstständigkeit  Staatenphantome  zur  Vei*werfang  kräfl^ 
rer  Gestaltungen  treibt.  Aber  auch  nicht  in  den  Vereinigten  Staaten  selbsL 
Kaum  war  die  Eifersucht  der  verschiedenen  Landestheile  gegen  einander,  <fi* 
unverständige  Abneigung  von  Opfern  zum  eigenen  Besten,  das  falsche  Fre- 
heitsgeftthl  müheseelig  überwunden  und  durch  die  Bemühungen  grosser  tA 
wahrer  Vaterlandsfreunde  ein  kräftigerer  Bundesstaat  zu 'Stande  gekt^aaen,  so 
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tauchten  dieselben  üblen  Neigungen  und  falschen  Gedanken  wieder  auf.  Mit 
der  Gründung  der  neuen  Verfassung  bildete  sich  alsbald  auch  eine  mächtige 
Parthei,  welche  die  Hechte  des  Gesammtstaates  ^nöglichst  zu  beschränken  und, 
in  unstaatsmännischer  Furcht  vor  einer  Gewaltherrschaft  desselben,  die  Unab- 
hängigkeit der  einzelnen  Glieder  zu  wahren  suchte.  Allerdings  liegt  in  jedem 
Bundesstaate  naturgemäss  die  doppelte  Richtung  der  Begünstigung  der  Central- 
gewalt  und  der  eifersüchtigen  Bewahrung  des  Bechtes  der  Gliederstaaten  auf 
Selbstständigkeit,  so  wie  in  jedem  einfachen  Staate  der  Kampf  zwischen  Ord- 
nung und  Freiheit  unvermeidlich  ist:  allein  eB  ist  doch  ganz  unbegreiflich,  wie 
in  den  Vereinigten  Staaten  die  Erinnerung  an  die  kaum  erduldeten  Uebel  so 
bald  verschwinden  konnte,  und  es  war  unverzeihlich,  dass  man  sich  zu  solch 
leerem  Gerede  über  drohendes  Königthum,  Militärdespotie  u.  dgl.  hinreissen 
liess.  Namentlich  bei  einem  Manne  von  Jefferson's  Gaben  und  Erfahrung  kann 
unmöglich  Reinheit  der  Beweggründe  bei  solchem  Gebahren  angenommen  wer- 
den. Die  unlösliche  Verbindung  der  Sklavenfrage  mit  der  Lehre  von  dem 
Btaatenrechte  beweist  wohl  am  besten,  welche  Gesinnungen  schliesslich  zu 
Grunde  liegen. 

Dem  sei  nun  aber,  wie  ihm  wolle,  ob  gehörig  benützt  oder  nicht,  jeden 
Falles  ist  ein  genaues  Studium  dieser  Uebergangszeit  von  der  revolutionären 
Auflösung  aller  Dinge  zu  dem  wohlgeordneten  Bundess^te  höchst  merkwürdig. 
Zum  Glücke  fehlt  es  hier  an  den  Mitteln  nicht. 

Vor  Allem  ist  anzuerkennen,  dass  die  amtlichen  Urkunden  aus  die- 
ser Zeit  reichlich  vorhanden  und  dass  sie  zugänglich  sind  i).  —  Sodann  be- 
schäftigen sich  sowohl  die,  bereits  genannten,  allgemein  geschichtlichen  Werke, 
als  auch  die  Lebensgeschichten  der  grossen  Staatsmänner  aus  der  ersten  Zeit 
der  Vereinigten  Staaten  ausführlich  mit  diesem  Uebergangszustande.  Nament- 
lich ist  hier  die  Lebensbeschreibung  Hamilton^s  von  hohem  Werthe ,  weil  er, 
wie  kein  Anderer,  die  Uebelstände  des  Bestehenden  tief  fühlte,  sich  beständig 
mit  Verbesserungsgedanken  trug,  und  auch  mehr  als  irgend  Einer  zur  schliess- 
lichen  Herbeiftlhrung  der  Rettung  wirkte  ').  —  Endlich  aber  sind  sogar  zwei 
Werke  vorhanden,  welche  den  Bund  von  1781  einer  ausführlichen  theoretischen 
Besprechung  unterziehen.  Es  ist  diess  eine  eigene  dem  Zwecke  gewidmete 
Schrift  vonMablj^),  und  dann  wieder  das  eben  gerühmte  Werk  von  Gurtis. 
An  Werth  sind  dieselben  freilich  sehr  verschieden.  —  Mably's  Schrift  anders, 
als  mit  bitterem  Tadel,  fast  mit  Hohn,   zu  erwähnen,  ist  in  der  That  schwer. 


1)  Es  sind  diess  die,  öffentlichen  und  geheimen,  Protocolle  des  Congresses;  die 
zweite  Äbtheiluig  der  Diplomatie  Correspondencc  von  J.  Sparks  (7  Bde) ;  namentlich 
aber  auch  die  von  Madison  während  seiner  Theilnahme  an  einzehien  Congress- 
sitznngen  gemachten  Aufzeichnungen  (in  Bd.  I  seiner  „Papers"). 

%)  8.  über  diese  Werke  oben,  S.  539,  Note  2. 

3)  Mably,  Abb^  de,  Observations  sur  le  gonvemement  et  les  lolx  des  K.  U,  d'Am^ 
riqua.    Dobl,  1786. 
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Man  weiss  in  der  That  nicht,  ob  er  durch  das,  was  er  sagt,  oder  dorcb  das, 
was  er  flbergeht,  seine  Unfähigkeit  und  Verkehrtheit  am  meisten'  zeigt  Er 
hat  nämlich  an  den  neuen  amerikanischen  Zuständen  sehr  Vieles  auszusetzen, 
und  sagt  ihnen  einen  schlimmen  Ausgang  voraus;  allein  er  weiss  in  doppelter 
Beziehung  gar  nicht,  wovon  es  sich  handelt,  und  seine  Bemerkungen  und 
Theorieen  sind  daher  ganz  ziel-  und  zum  Theile  sinnlos.  Einmal  wird  ihm 
gar  nicht  klar,  dass  die  Hauptfrage  die  ist,  ob  die  Bundesartikel  von  1781 
dem  Zwecke  entsprechen,  oder  nicht?  Der  Begriff,  die  Schwierigkeit  und  die 
Nothwendigkeit  einer  Bundeseinrichtung  sind  ihm  gleichmässig  fremd.  Sodinn 
hat  er  nicht  die  entfernteste  Ahnung,  dass  die  Demokratie  des  Rechtsstaates 
der  Neuzeit  einer  ganz  anderen  Gesittigung  angehört,  als  der  römisdie  oder 
der  spartanische  Staat.  So  kommt  es  denn,  dass  er  mit  vielem  .Aufwände 
von  zierlicher  Eedekunst  und  übel  angebrachter  Gelehrsamheit  haaptsäcUich 
dreierlei  Punkte  als  bedenklich  und  verwerflich  hervorhebt.  Einmal  tadelt  er, 
dass  die  jungen  Freistaaten  nicht  mit  aller  Macht  den  Handel  zurückdrängen 
und  sich  nur  auf  Ackerbau  legen.  Jener  mache  reich,  verderbe  die  Sitten 
und  erzeuge  Wohlleben.  Zweitens,  klagt  er,  dass  der  Vermögensungleichheit 
nicht  auf  alle  Weise  gesteuert  werde,  da  sie  doch  der  Tod  der  Republik 
sei.  Drittens  findet  er  die  staatsbürgedichen  Rechte  der  Einzelnen  viel  n 
gross ;  dieselben  mtlssen  zu  völliger  Ungebundenheit  und  Unmacht  des  Staates 
führen.  Ausserdem  sind  noch  manche  kleinere  |  zum  Theile  höchst  wunde^ 
liehe,  Einwendungen  vorgebracht,  z.  B.  über  angeblich  falsche  Bevölkerungs- 
polizei. Diess  ist  denn  in  der  That  doch  gar  zu  kläglich;  und  es  ist  das 
ganze  selbstzufriedene,  falsche  geistreiche  Gerede  kaum  zu  etwas  anderem  n 
benützen,  als  durch  den  Gegensatz  so  recht  klar  die  tüchtige,  im  Leben  ste- 
hende ächtstaatsmännische  Weisheit  eines  Washington,  Hamilton,  Madison  u.  s.  w. 
hervortreten  zu  lassen.  —  Anders  verhält  es  es  sich  mit  den  Erörterungen  von 
Curtis.  Diese  sind  so  gesund,  sachverständig  und  aufklärend  als  möglich; 
und  der  Verfasser  hat  ein  doppeltes  grosses  Verdienst.  Einmal  zeigt  er  durdi 
seine  ausführliche  geschichtliche  und  rechtliche  Erörterung  der  einzelnen  wäh- 
rend  der  Conföderation  vorgekommenen  Fragen  das  wahre  Wesen  dieser  Ve^ 
bindung  auf,  namentlich  aber  ihre  völlige  Unzureichenheit  .für  die  Bedürfinsse 
des  Landes.  Sind  dabei  auch,  wie  natürlich,  die  Thatsachen  nicht  neu;  so 
sind  doch  von  Keinem  vor  ihm  die  Rechtspunkte  so  genau  erörtert  Dann 
aber  macht  er  in  geistreicher  Weise  auf  den  wesentlichen  Unterschied  aof- 
merksam,  welcher  zwischen  der  unbestimmten  Dictatur  des  revolutionäres 
Congresses  und  dem  Versuche  zu  einer  regelmässigen  Friedensverfassung  f&r 
den  Frieden  stattfand.  Der  Gedanke  ist  eben  so  richtig,  als  unseres  Wisseos 
neu,  dass  eine  Behörde,  deren  einzige  Aufgabe  die  Fühning  eines  Rettangs- 
krieges sei,  zwar  mit  grossen  Schwierigkeiten  in  Herbeibringung  der  Mittel  zo 
kämpfen  haben  könne,  aber  einer  geordneten  Einrichtung,  regelmässiger  Or* 
gane,  einer  ausgedehnten  Verwaltung  nicht  bedürfe;  während  bei  einer  fDr  ge- 
wöhnliche Friedenszeiten   bestimmten  Ordnung  die  Aufgabe,  somit  also  «neb 
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die  Einrichtnngen  zu  ihrer  Gew&ltigung  nothwendig  ganz  andere  seien.  In 
dem  Verkennen  dieser  Wahrheit  sieht  denn,  und  gemiss  mit  Becht,  Curtis  den 
Hauptgrund  des  Fehlschiagens  des  Staatenbundes.  Mit  Einem  Worte,  unsere 
Einsicht  in  die  unglückliche  Zwischenzeit  zwischen  dem  Kriege  und  der  jetzi- 
gen Bundesverfassung  ist  durch  dieses  Werk  sehr  gefördert  und  erleichtert. 

Nicht  weniger  gut,  ja  in  der  That  vortrefflich  bestellt,  sind  die  Htüfs- 
mittel  zur  genauem  Eenntniss  der  Entstehung  des  Bundesstaates;  und 
zwar  sowohl  die  geschichtlichen  als  die  dogmatischen  Quellen. 

Vor  Allem  liegen  auch  hier  die  Urkunden  über  den  Hergang  vollstän- 
dig vor.  Allmählig  sind,  und  zwar  hauptsächlich  auf  Veranlassung  der  Bun- 
desregierung selbst,  die  Protocolle  sämmtlicher^  Versammlungen  veröffentlicht 
worden,  welche  sich  mit  der  Bildung  der  Verfassungs-Ürkunde,  wie  sie  jetzt 
vorliegt,  beschäftigt  haben;  nämlich  der  eigentlichen  verfassung-vorschlagenden 
Versammlung  (Federal  Convention)  von  1787;  der  in  allen  dreizehn  Staaten 
über  Annahme  und  Verwerfung  abgehaltenen  Versammlungen;  endlich  noch  des 
ersten  nach  der  vorläufigen  Annahme  gehaltenen  Congresses ,  auf  welchem  die 
jetzt  der  Verfassung  angehängten  Zusätze  berathcn  und  ebenfalls  wieder  dem 
Volke  zur  Entscheidurg  vorgelegt  wurden  ^).    Diese  Verhandlungen  haben  vor 


1)  Nachrichten  über  die  Verhandlungen  in  der  verfassunggebenden  Versammlung 
finden  sich  in  den  zuerst  im  Jahre  1818  auf  Anordnung  des  Congresses  gedruckten 
Journal,  Acts  and  Proceedings  of  the  Federal  Convention;  vorzüglich  aber  in  den 
schon  mehr  genannten  Madison  Papers,  S.  721 — 1624.  Die  letzteren  sind  un- 
schätzbar, da  sie  die  von  Madison  in  den  Sitzungen  selbst  aufgezeichneten  und 
jeden  Tag  ausgearbeiteten  Debatten  enthalten,  aus  welchen  der  Geist  der  Ver- 
sammlung im  Allgemeinen  und  die  Geschichte  jeder  einzelnen  Bestimmung  der 
Verfassungsurkunde  aufs  Deutlichste  erhellt.  Merkwürdig  ist,  wie  oft  jetzt  die 
Erfahrung  die  Falschheit  der  Besorgnisse  übertriebener  Freiheitsfreunde  nachgewie- 
sen hat  Die  Protocolle  der  Staaten -Conventionen  sind  gesammelt  und  amtlich  ' 
herausgegeben  iu:  Elliott,  J. ,  Debates  in  the  several  State  Conventions  on  the 
adoption  of  the  Federal  Constitution.  Ed.  2.  1— IV.  Wash.,  1836.  Diesö  reichhaltige 
Sammlang  enthält  nicht  blos  die  Verhandlungen  in  den  einzelnen  Staaten  in  Betreff 
der  Annahme  der  Bundesverfassungen ,  sondern  auch  das  .amtliche  ProtocoU  der 
Versammlung  von  Philadelphia,  Privataufzeichnungen  über  dieselbe  von  Yates 
und,  in  einem  nachträchlichen  Bande,  einen  neuen  Abdruck  der  von  Madison 
gemachten  Bemerkungen,  manche  andere  auf  die  Annahme  bezügliche  Acten- 
stücke,  endlich  Auszüge  aus  späteren  Congressvcrfassungen  über  wichtige  Ver- 
fassungsfragen. Die  Verhandlungen  in  den  einzelnen  Staaten-Versammlungen  dnd 
von  sehr  ungleichem  Werthe  und  Umfange.  Von  einzelnen  hat  sich  kaum  eine 
Nachricht  erhalten;  andere  sind  genau  verzeichnet  Am  bedeutendsten  sind  die 
von  Virginien,  welche  den  ganzen  dritten  Band  einnehmen.  —  Von  den  Ver- 
handlungen im  ersten  Congresse  giebt  Kynde:  The  congressional  Register;  or 
history  of  the  Proceedings  and  Debate^  of  the  first  House  of  Representatives  0 
the  U.  S.  of  A.    By  Th.  Lloyd.  I-*IIL    N.  York,  1789--90. 
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Allem  eine  grosse  technische  Bedentung.  Wenn  nämlich  anch ,  wunderlich  ge- 
nüg, in  den  Vereinigten  Staaten  von  den  ProtocoUen  der  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen nicht  der  ausgedehnte  Gebrauch  zur  Auslegung  der  von  diesem 
beschlossenen  Gesetze  gemacht  zu  werden  pflegt;  und  so  namentlich  auch  die 
eben  angeführten  Verhandlungen  tiher  die  Feststellung  der  BundesverfiEUsaiig 
selten  in  den  Schriften  der  amerikanischen  Rechtsgelehrten  benutzt  werden:  seist 
ihr  Inhalt  doch  von  der  grössten  Wichtigkeit  für  die  richtige  Auffassung  der  Urkiin- 
den.  Und  zwar  sowohl  in  positiver,  als  in  negativer  Weise.  Jenes,  in  so  ferne  die 
Absicht  der  Antragsteller  und  der  Zustimmenden  erkennbar  ist,  damit  iher 
der  Sinn,  in  welchem  das  Gesetz  gegeben  wurde;  dieses,  als  sich  aus  der  Be- 
kämpfung geltendgemachter  Gründe,  namentlich  aber  aus  der  Verwerfung  ge- 
stellter Anträge  und  aus  der  Geschichte  des  Durchstriches  bestimmter  Sätze 
und  Worte  abnehmen  lässt,  was  man  nicht  festsetzen  wollte  ^.  AnsserdCTi 
aber  ast  es  von  aUgemeinenu  geschichtlichen  Werthc,  den  Geist  und  die  Abstell- 
ten der  Männer  kennen  zu  lernen,  welche  nicht  blos  ihr  Vaterland  in  die  erste 
Reihe  einsichtsvoller  und  gesinnungstüchtiger  Staatsmänner  stellt  Höchst  merk- 
würdig ist,  wie  die  Befürchtungen  und  Auffassungen  der  Gegner  des  Bundes- 
staates durch  den  Erfolg  vollständig  als  nichtig  erwiesen  sind.  Gerade  die 
jetzt,  und  zwar  bei  allen  Partheien,  vorzugsweise  hochgeachteten  Bestimmungen 
wurden  in  der  Versammlung  mit  äusserster  Heftigkeit  angegriffen,  und  konnten 


1)  Ein  nicht  uninteressantes  Beispiel  der  Benützbarkeit  solcher  Verhandlungen  ist 
folgendes.  In  dem  bekannten  ßtreite  über  die  Frage,  job  die  jetzige  Bondesrer- 
fassung  ein  Vertrag  unter  den  ehizelnen  Staaten  als  solchen ,  oder  dn  vom  ge- 
sammten  Volke  der  V.  St  ausgehendes  Gesetz  sei,  stlltzen  sich  die  Vertheidiger 
der  letzteren  Ansicht  gerne  auf  die  Eingangsworte:  „We,  the  People  of  the 
U.  8.";  und  fragen,  ob  nicht,  wenn  die  Verfassung  in  der  That  ein  Vertrag  zwi- 
schen den  verschiedenen  Staaten  wäre,  diese  und  zwar  einzeln  als  Padscenten 
hier  aufgeführt  sein  müssten?  Man  sehe  z.  B.  Story,  Commentaries,  Bd.  I, 
S.  318  fg.  Nun  ergiebt  sich  aber  aus  den  ProtocoUen,  dass  allerdings  der  erste 
Entwurf  die  Namen  der  dreizehen  einzelnen  Staaten  besonders  aufiOhite,  und  dasi 
dieselben  nur  aus  dem  Grunde  weggelassen  wurden,  weil  zm*  Zeit  noch  mcht  ge- 
wiss war,  ob  alle  Staaten  beitreten  würden,  und  man  es  also  nicht  fär  zweck- 
mässig erachtete,  die  Namen  solcher  in  die  Urkunden  aalzunehmen,  welche  viel- 
leicht gar  keinen  Antheil  nehmen  würden.  Vgl  Calhoun,  Disqois.  on  govem- 
ment,  S.  133  fg.  —  Hiermit  soll  übrigens  keineswegs  die  —  sicheilieh  lakdie 
und  verderbliche  —  Meinung  unterstützt  werden,  dass  wirklich  die 
ein  Vertrag  und  kein  Gesetz  sei;  sondern  vielmehr  nur  darauf  hingewk 
wie  leicht  eine  blose  Auslegung  der  Worte  eines  Gesetzes  ohne  Berüekligaig 
der  Geschichte  seiner  Entstehung  zu  falschen  Sätzen  führt,  w^che  dum  dem 
Gegner  wenigstens  den  Schein  einer  schlagenden  Widerlegung  versehafien.  Und 
zwar  ist,  wie  eben  dieses  Beispiel  beweist,  die  Gefahr  um  so  gr&sser»  je  sdttrf- 
sinniger  der  Ausleger  an  sich  ist.  Die  wahren  Gründe  sehe  man  z.  B.  in  Walr 
kor's  hitroduction  to  American  law,  Ed.  2,  S.  65. 
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von  den  Föderalisten  nnr  mit  grosser  Mühe  durchgesetzt  werden.  Die  demo« 
kratische  Parthei  hat  somit  nicht  eben  grosse  Ursache  auf  den  Anfang  ihrer 
Geschichte  stolz  zu  sein;  und  es  dürften  sich  wohl  auch  in  anderen  zersplit- 
terten und  daher  zu  Bundeseinrichtungen  genöthigten  Ländern  die  Anhänger 
der  Staatenunabhängigkeit  ein  Beispiel  an  diesen  Yorgängen  nehmen. 

Zweitens  ist  natürlich  das  schon  mehr  belobte  Werk  von  Gurtis  von 
der  höchsten  Wichtigkeit  für  die  Kenntniss  der  Hergänge  bei  der  Verfassung»- 
gründung.  Allerdings  führt  der  bis  jetzt  allein  erschienene  erste  Band  die 
Geschichte  nur  bis  zum  Zusammentritte  der  Versammlung  von  1787;  allein 
schon  eine  solche  treffliche  Erörterung  der  geschichtlichen  Grundlagen  ist  ein 
unschätzbares  Mittel  zum  richtigen  Verständnisse.  Je  genauer  die  einzeUien  Fra- 
gen erörtert  sind,  deren  Unlösbarkeit  zu  einer  Aenderung  der  bestehenden 
Verfassung  zwang,  desto  unzwcifelhaftor  tritt  auch  der  ursprüngliche  Sinn  der 
neuen  Bestimmungen  hervor,  und  desto  sicherer  ist  der  Ausgangspunkt  für  die 
Auslegung  und  spätere  Entwicklung.  Natürlich  wird  der  Verfolg  der  Arbeit 
noch  weiteres  unmittelbar  Wichtiges  beifägen. 

Endlich  liegen  einige  dogmatische  Werke  vor,  welche  theils  die  Nothwen- 
digkeit  einer  verstärkten  und  richtig  geordneten  Centralgewalt  im  Allgemeinen, 
theils  die  Nichtigkeit  der  einzelnen  in  dem  Verfassungs-Entwurf e  von  1787 
vorgeschlagenen  Bestimmungen  nachweisen.  Und  zwar  war  namentlich  eines 
dieser  Werke  nicht  blos  trefflich  für  den  unmittelbaren  Zweck  berechnet,  son- 
dern ist  überhaupt  eine  der  ausgezeichnetsten  Erscheinungen  in  der  ganzen 
staatsrechtlichen  und  politischen  Literatur. 

Mehr  die  allgemeinen  Seiten  der  Frage  behandelt  (der  spätere  Präsident) 
J.  Adams  in  seiner  „Vertheidigung  der  Verfassung  der  V.  St.  ').  Sein  Werk 
zerfällt  in  drei  verschiedene  Bestandtheile.  Erstens,  in  eine  Schilderung  vieler 
freier  Verfassungen  alter  und  neuer  Zeit.  Zweitens,  in  die  Widerlegung  eineÄ 
älteren  englischen  Schriftstellers,  Nedham,  welcher  einer  einheitlichen,  d.  h. 
nicht  in  mehrere  Abtheilungen  getrennten,  Volksvertretung  das  Wort  redet. 
Drittens,  in  die  Empfehlung  einer  sog.  gemischten  Verfassung  mit  Gegengewicht 
der  Gewalten ,  und  eine  Prüfung  der  amerikanischen  Einrichtungen  nach  die- 
sem Maasstabe.  Der  Zweck  aber  war  ein  doppelter.  Einer  Seits  eine  Be- 
ruhigung einflussreicher  Stimmen  in  Europa,  welche  über  die  Republikanisirung 
Amerika's  (wohl  nicht  phne  Grund)  ängstlich  waren.  Anderer  Seits  ein 
Zuspruch  zur  vollkommenen  Durchführung  der  aufgestellten  Lehre  in  den  Ver- 
einigten Staaten  selbst.  —  Die  Arbeit  war  sehr  geeignet,  durch  die  reiche 
Gelehrsamkeit  und  überhaupt  dureh  wissenschaftliche  Auffassung  einen  günstigen 


1)  Adams,  J.,  Defense  of  Uie  Constitution  of  govemment  of  the  U.  S.  I— HL  Lond.,^ 
1785—88.  —  Ein  Auszug  hieraus  ist:  Defense  des  constitations  am^caines,  ou 
de  la  necessitd  d*une  balance  dans  les  pouvoirs  d'un  gouvemement  libre.  Avec 
des  notes  de  Mr.  de  la  Croiz.  I.  U.    Par.,  1792. 
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Eindruck  zu  machen.    Ein  Vorwurf  roher  Unordnung  und  wilder  Freiheitsbe- 
strebungen konnte   nicht  Stich  halten  gegen  eine  so   gründliche  Bildung  und 
umsichtige  Erwägung;  und  man  durfte  wohl  Gutes  erwarten  von  einem  Yolke, 
unter  dessen  anerkannten  Führern  Männer  wie  der  Verfasser  waren.    Auch  ist 
zuzugeben ,  dass  die  dem  Ganzen   zu  Grunde  liegende  Lehre  von  dem  Gleich- 
.gewichte  der  Gewalten,  so  falsch,   gezwungen  und  oberflächlich  sie  auch  jetzt 
erscheinen  mag,  in  jener  Zeit  als  die  richtige  galt.    Durch  Montesquieu  zaerst 
für  England  aufgestellt  und  dort  mit  Eifer  ergriffen,  beherrschte  sie  die  Wis- 
senschaft und  war  auch  von  den  praktischen  Politikern    als  unbestreitbar  an- 
erkannt   Ein  Beweis,   däss  sie.  in  den  neuen  Einrichtungen   nicht  nur  nicht 
verletzt  sei,  sondern  hier  sogar  erst  ihre  vollständige  Ausbildung  erreicht  habe, 
war  somit  von  grosser  Bedeutung,  und  gewährte  Ueberzeugung  und  Beruhigung. 
Adam^  hat.  afso  unzweifelhaft   durch   dieses  Buch  seinem  Vaterlande  im  Aus- 
lände genützt,  im  Lande  selbst  aber  zur  weiteren  Durchführung  des  Begonnenen 
und  zur  Ausdehnung  auf  einen   allgemeinen  Bundesstaat   viel  beitragen.    Fflr 
die  spätere  Zeit  hat  dasselbe  aber   einen  grossen  Theil  des  Werthes  verloren. 
Man  hat  einsehen  gelernt,   dass  die  Angelpunkte  einer  repräsentativen  Demo- 
kratie und  die  Wirkungen  eines  Bundesstaates  wesentlich  andere  sind.    Dem- 
gemäss  ist  denn  auch  das  Werk  ziemlich  in  Vergessenheit  gerathen,  und  haupt- 
sächlich nur  noch  von  Bedeutung  als  eine  geschichtliche  Urkunde  über  die  Be- 
schaffenheit von  Männern  und  Gedanken  bei  der  Gründung  der  Bundesverfassung. 
Von  noch  weit   grösserer  Bedeutung   für  die  Geschichte  des  Ursprunges 
der  Verfassung,  ja  selbst  von  einem  für  alle  Zeit  bleibenden  wissenschaftlichen 
Werthe  ist  dagegen  die  berühmte,   mit   dem  Titel   „Föderalist"    bezeichnete 
gemeinschaftliche  Arbeit  dreier  der  ausgezeichnetsten  Staatsmänner  Amerika^s  ^). 
Seit  seinem  ersten  Erscheinen  gilt  das  Werk  als  eine  der  ersten  Zierden  der 
Literatur  des  Landes,  und  es  hat  sich    auch  sein  Kuf  und  seine  «Benützung 
längst  über  Europa  verbreitet.    Zu  einem  vollen  Verständnisse  der  Eigenthüm- 
lichkeit  ist  übrigens  nothwendig,  dass  wohl  unterschieden  werde  zwischen  dem 
unmittelbaren  Zwecke  und  Nutzen,  und  dem,  ursprünglich  gar  nicht  beabsich- 
tigten, bleibenden  Werthe  für  Wissenschaft   und  Leben.  —    Als  der  Entwurf 
der  Bundesverfassung  im  Jahre  1787   in  Philadelphia   berathen  war,   und  es 
sich  nun  von  der  Annahme  derselben  durch  das  Volk   handelte,   fand  sowohl 
ihr  Grundgedanke  (der  Bundesstaat),  als  eine  Reihe  von  einzelnen  Bestinunun- 
gen  vielfachen  Zweifel  und  Anstoss;  und  nichts  war  unsiclierer,  als  ob  sich  die 
öffentliche  Meinung  schliesslich  für   den   kühnen  Versuch  entscheiden    würde. 
Da  verbanden   sich    drei  Mitglieder    der  Versammlung  von  Philadelphia  zur 


1)  The  Federalist  on  the  new  Constitution,  wriUen  in  the  year  1788,  by  Hamilton, 
Madisoh  and.Jay.  —  Die  Zahl  der  Ausgaben  ist  sehr  beträchtlieh,  und  nft- 
mentlich  enthalten  die  späteren  (z.  B.  die  in  HaUoweil,  1826,  erschienenen)  manche 
erst  später  aufgefundene  Anüsätze.  Es  besteht  auch  eine  französische  Uebeise- 
tzong:  Le  F^d^raliste.  L  IL  Par.,  1792. 
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gemeinschaftlichen  Empfehlung  des  vorgelegten  Entwurfes  und  zur  Widerlegung 
der  Einwürfe;    und   zwar   Alexander  Hamilton,   ursprünglich  Rechtsge- 
lehrter,   während     des    Krieges    Washington's    vertrauter    Adjutant,     später 
erster   Finanzminister    des  Bundesstaates,    unzweifelhaft  der  begabteste    aller 
amerikanischen  Staatsmänner;  James  Madison,  ein  seit  langen  Jahren 
durch  Eifer,   Umsicht  und  grössere  Auffassung  ausgezeichnetes   Mitglied  des 
.Cjngresses,  später  Präsident  der  Vereinigten  Staaten;  endlich  John  Jay,  einer 
der  ersten  Rechtsgelehrten  des  Landes,  bald  Vorsitzender  des  obersten  Bundes- 
gerichtes.    Sie  vertheilten  die  einzelnen  Fragen  unter  sich,   und  machten,  an- 
fänglich unter  gemeinschaftlich  angenommener  Bezeichnung,  ihre  Aufsätze   in 
einem  Tagblatte  bekannt.    Die  Wirkung  war  ausserordentlich;  und  unzweifel- 
haft haben    die  Erörterungen   der   drei  Männer  mehr  zur  Annahme  der  Ver- 
fassung beigetragen,  als  irgend  etwas,  was  sonst  in  der  Sache  geschrieben  und 
gesprochen  wurde.    In  so  ferne  also  bleibt   immer  der  Föderalist  (so  nämlich 
wurde  die  Gesammtarbeit  genannt)  nicht  nur  eine  der  merkwürdigsten  geschicht- 
lichen Urkunden  Amerika's,  sondern  noch  mehr  eigentlich  eine  grosse  That.  — 
Allein  das  Werk  hat  auch  noch  eine  zweite,   eine  wissenschaftliche  Bedeutung. 
Die  Theilnahme   an   der  vortrefflichen  Arbeit   erlosch  nämlich  nicht  mit  der 
unmittelbaren  Veranlassung;   sondern  es  bildeten  die  gesammelten  und  seitdem 
in  kaum  zählbaren  Auflagen  immer  wieder  gedruckten  Abhandlungen  bald  eine 
der  berühmtesten  und  benütztesten  theoretischen  Schriften  über  das  amerikani- 
sche Staatsrecht.     Der  Föderalist  gilt  auch  jetzt  nicht  nur  bei  derjenigen  Parthei, 
welche  einer  möglichst  kräftigen  Bundesgewalt  zugeneigt  ist,   als  eine  Art  von 
politischem  Evangelium,   dessen  Sätze  kaum  einen  Zweifel  unterliegen  können; 
sondern  auch  die  Gegner  erkennen  ihn  als  eine  Macht,  welche  die  emstlichste 
Beachtung  verdient.    Beides  nun  gewiss  in  vielen  und  wichtigen  Beziehungen 
mit  vollem  Rechte.    Es  wäre  sehr  schwer,  eine  umsichtigere  und  scharfsinni- 
gere Darlegung   des  Glimdgedankens  und  der  wesentlichen  Einrichtungen  der 
amerikanischen  Verfassung  zu  geben,  wie  dieselben  zur  Zeit  ihrer  Gründung 
gedacht  und  gewollt  waren;  und  es  ist  geradezu  unmöglich,  mit  grösserer  Klar- 
heit zu  sprechen.    Namentlich  Hamilton  beweist  eine  staunenswerthe  Gabe  ge- 
meinverständlicher und  doch  gründlicher  und  gedankenreicher  Darstellung.    Die 
Erörterung  erstreckt  sich  auch   stofflich  über  die  wichtigsten  Punkte.    Freilich 
wird  die  Berechtigung  der  I>emokratie  im  Allgemeinen  und  der  repräsentativen 
Form  derselben  im  Besonderen  kurzweg  vorausgesetzt,  und  nicht  erst  erwiesen; 
um  80  genauer  ist  denn  aber  ihre  Anwendung  auf  die  Bundesverfassung  erläu- 
tert.   Die  Nothwendigkeit  einer  förmlichen  Staatsgewalt  und  Regierung,  anstatt 
eines  bbsen   Vertrages;    die  Unerlässlichkeit   einer  Seits   und  Unschädlichkeit 
andererseits  einer  bedeutenden  Beschränkung  der  einzelnen  Gliederstaaten;  die 
Zweckmässigkeit   einer  Spaltung  dei*  Vertretung  in  zwei  Versammlungen,   und 
zwar  nicht  blos  zum  Zwecke  einer  reichlicheren  und  ruhigeren  Berathung,  son- 
dern hauptsächlich   zur  Verhinderung   einer  völligen  Beseitigung  der  einzelnen 
Gliederstaaten  durch  die  Kopfzahl;  die  Räthlichkeit  eines  einheitlichen  Hauptes 
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der  Yerwaltung  und  der  für  dasselbe  vorgeschlagenen  Befugnisse;  die  Wichtigkeit 
und  Ausführbarkeit   eigner,  namentlich   auch  zur  Bewahrung   der  YerfassuBg 
bestellten,  Bundesgericbte :   diese  und  ähnliche  Fragen  werden  im  FöderaUsten 
erwogen  und  entschieden,  und  ihre  Erörterung  kann  noch  heute  als  durch  ihn 
abgeschlossen  betrachtet  werden.    Es  ist,  mit  Einem  Worte,   ein  vortrefilidier 
Gommentar  über  den  ursprünglichen  Sinn  der  Bundesverfassung;  und  es  sind 
dessen  Ansichten  um  so  mehr  zu  beachten,  als  die  Verfasser  auch  Miturheber 
der  von  ihnen  erläuterten  Urkunde  waren,   und  sie  somit,  bewusst  und  unbe- 
wusst«  die  wirkliche  Absicht  des  Gesetzgebers  mittheilen.  •—    Bei  dieser  dop- 
pelten, sicherlich  nicht  kleinen,  Anerkennung  muss  jedoch  eine  nüchterne  Kritik 
stehen  bleiben,  und  er  heisst  sowohl  der  Wahrheit  zu  nahe  treten,  als  schliess- 
lich den  Verfassern  selbst  schaden,  wenn  man  dem  Werke  Eigenschaften  zu- 
scbreibt,   welche  es  nicht  hat,  und  die  seine  Urheber  selbst  am  wenigsten  fikr 
dasselbe  in  Anspruch  nehmen.    Der  Föderalist  ist  weder  eine  vnssenschaltlich 
untadelhafte  aUgemeine  Theorie   sei  es  der  repräsentativen  Demokratie,   sei  es 
einer  Bundesverfassung;  noch   ein   praktisch  au^eichendes  System  des  jetzigea 
positiven  Bundesrechtes  der  Vereinigten  Staaten.    Was  nämlich  das  erstere  be- 
trifft, so  ist  keineswegs  Alles  theoretisch  richtig,   was  die  drei  grossen  Staats^ 
männer  vortragen.    Vor  Allem  war  es  ^ar  nicht  ihre  Aufgabe,  abstracte  Wahr- 
keit zu  lehren,  sondern  vielmehr  die  besten  Gründe  für  einen  bestimmten  vor- 
liegenden Plan  geltend  zu  machen.    Dieser  Plan   war  nun  aber  kein  theoreti- 
sches Gebäude,   sondern  vielfach  durch  äussere  Verhältnisse  bestimmt.    Dem 
mussten  sich  denn  auch  die  Empfehlungsgründe  anschhessen.    Auch  ist  aus  den 
Verhandlungen  der  Verfassungsvorschlagenden  Versammlung   sattsam  bekannt^ 
dass  keineswegs  alle  von  dieser  gefassten  Beschlüsse  die  Zustimmung  der  Ver- 
fasser* des«  Föderalisten,  namentlich  Hamilton's,  hatten;   so   dass,  wenn  diese 
ihre  persönlichen  Ansichten  vorzutragen  gehabt  hätten,  ohne  Zweifel  manchfach 
Anderes  von  ihnen  gelehrt  worden  wäre.   Ueberdiess   aber  hat  die  Erfahrung 
nicht  wenige  Theorieen  der  Verfasser  als  unrichtig  nachgewiesen.  Gar  Manches 
hat  sich  anders  entwickelt  und  hat  andere  Folgen  gehabt,  als  sie  es  sich  dach- 
ten und  vortrugen.    Es  sind  in  derlBundesverfassung  Anwendungen  von  Rech- 
ten gemacht  worden,  welche  weder  Freund  noch  Feind  zur  Zeit  der  Annahme 
im  Auge  hatten;  so  z.B.  hinsichtlich  der  Entlassung  der  Bundesbeamten  durch 
den  Senat    Die  Wahlen   zu   den  höchsten  Bundesämtern  werden   thatsftchlick 
auf  eine  ganz   verschiedene  Weise  vorgenommen ,  als  der  Wille  der  Urheber 
der  Verfassung  war.    Die  in  den  einzelnen  Staaten  viel  weiter,  als  unmittelbar 
nach  der  Lostrennung  von  England,  entwickelte  Demokratie  hat  auch  auf  dea 
Bund  mittelbare  Einwirkungen,  welche  keineswegs  beabsichtigt  waren;  wie  denn 
z.  B.  die  Ernennung  der  Bundesrichter  auf  Lebenszeit  jetzt  mehr  und  mehr  als  eine 
Eigenthümhchkeit  erscheint.    Durch  die  immer  schroffere  Spaltung  der  Staaten 
in  freie  und  in  Sklavenstaaten  hat  das  Zahlenverhältniss  in  den  beiden  Hausen 
des  Congresses  eine  Bedeutung  und  eineü  Zusammenhang  erhalten,  welche  bei 
der  Gründung  der  Verfassung  gar  nicht  in  Berechnung  kamen.    Und  so  nod 
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Anderes.    Hieraus  ergiebt  sich  denn  von  selbst,   dass  in  allen  diesen  Bezie- 
hungen die  aUgemeinen  Sätze  des  Föderalisten  nicht  richtig  oder  besten  Falles 
wenigstens  nicht  voUständig  sind.    Nichts  ist  gewisser,  als  dass  seine  begabten 
Urheber  zuerst  die  seit  ihrem  Werke  gemachten  Erfahrungen   zu  reichlichen 
Berichtigungen  ihrer  Ansichten  benfltzt  h&tten.    Noch  weit  weniger  aber  kann 
der  Föderalist>.  als   ein  ausreichendes  System   des  praktisch  gtQtigen  Bundea- 
rechtes  betrachtet  werden.    Hierzu  gehörte  vor  Allem  die  Einreihung  der  seit 
der  Annahme  der  Verfassung   ausgebildeten   Gesetzgebung.    Fehlen   doch  im 
Föderalisten  selbst  die  wichtigen  von  dem  ersten  Congresse  beschlossenen.  Zu- 
sätze zur  Verfassung;    von    der  ganzen  Organisation  des  Bundesstaates  und 
allen  späteren  Bestimmungen  und  Einrichtungen  gar  nicht  zu  reden.    Ausser- 
dem versteht  sich  von  selbst»  dass  im  Laufe  so  vieler  Jahre  eine  Menge  von 
einBeinen  Fragen  aufgetaucht  und  durch  bestimmte  Vorgänge  und  Aussprache 
zuständiger  Behörden  entschieden   worden  sind,   auf  welche  auch  der  scharf- 
sinnigste Ausleger  vor  jeder  Erprobung  des  Gesetzes  im  Leben  nicht  kommen 
konnte,    lian  vergleiche  zu  dem  Ende  nur  den  stofflichen  Inhalt  des  Werkes 
von  Story.  —    Fasst  man  dieses  Alles  zusammen,   so  ergiebt   sich  wohl  als 
Endurtheil,  dass  allerdings  der  Föderalist  nicht  nur  geschichtlich,  sondern  auch 
als  Anslegungsmittel  unschätzbar  ist;  und  dass  er,  wissenschaftlich  und  schrift- 
stellerisch, zu  den  ersten  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  Staatswl&senschaften 
gehört:  dass  er  aber,  abgesehen  von  theoretischen  Mängeln,  unter  den  Systemen 
des   positiven  Bechtes  keine  bedeutende  Stelle  einnimmt.    Und  es  wird  somit 
auch  seine  volle  Kechtfertigung  finden,    wenn  er  im  Vorstehenden  unter  ge- 
sofaichtlichen  Quellen  aufgeführt  ist.    Die  Anfänger   des  Bundesstaates  haben 
alle  Ursache,  ihn  so  hoch  zu   stellen,  als   sie  es  thun;  nur  müssen  sie  sieh 
htitben,    ihn    auch  zu  Zwecken   zu   benutzen,  zu  welchen  er  nicht  ausreicht 
Wer  aber  kann  unter  solchen  Umständen  das  Werk  ohne  ein  Gefühl  der  De- 
miith  wegen  Begränzung  der  menschlichen  Kraft  in  die  Hand  nehmen?  ,  Wenn 
Männer  von  der  ungewöhnlicjien  Begabung,  wie  die  Verfasser  des  Föderalisten, 
nicht  im  Stande  waren,  die  Eigenschaften  und  Wirkungen  ihres  eigenen  wohl- 
erwogenen, Jahre  lang  erörterten  Werkes,  —  der  Bundesverfassung,  —  auch 
nur  für   die  Dauer  der  nächsten  Generationen  vollständig  und  richtig  zu  er- 
fassen:   so  darf  sich  in  der  That  Keiner  mit  dauernder  Vortrefflichkeit  einer 
Unternehmung,    oder  mit  unveränderter  Zufriedenstellung  durch  eine  Schrift 
schmeicheln. 

d)  Geschichte   des   Staatenbundes. 

Ein  so  anziehendes  Schauspiel  die  Geschichte  der  wirthschaftlichen,  sitt- 
liehen  und  politischen  Entwicklung  der  Vereinigton  Staaten  auch  ist,  so  einfach 
and  ruhig  ist  die  Geschichte  des  Bundesrechtes,  nachdem  dasselbe  erst  einmal 
feststand.  Der  Einbruch  gewaltsamer  Ereignisse,  welcher  allerdings  einigemale 
durch  die  Leidenschaft  geographischer  Abtheilungen  des  Landes  drohte,  ist  im- 
mer noch  glücklich  abgewendet  worden.  Ebenso  sind  keine  nennenswerthen 
Umgestaltungen  in  den  Satzungen  des  Bundesstaates  auf  dem  Wege  der  Ge- 
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setzgebung  vor  Bich  gegangen.  In  jetzt  fast  siebzig  Jahren  wurde  mit  derVer- 
fassung  nur  eine  einzige  Yerändemng  vorgenommen ,  nnd  zwar  nur  in  einer 
Formvorschrift.  Im  üebrigen  hat  sich  das  System  durch  Entwicklung  der  Ge- 
setzgebung, Handhabung  der  Begierung  nnd  Entscheidung  der  richterlichen 
Gewalt  ruhig  entwickelt  und  befestigt.  Seine  verschiedenen  Theile  sind  sämmt- 
lieh  aHmählig  ins  Leben  getreten,  und  wenn  sie  auch  zum  Theile  thatsächlich 
andere  Wirkungen  erzeugen,  oder  in  anderem  Geiste  gehandhabt  werden,  als 
die  Gründer  beabsichtigten :  so  ist  wenigstens  die  rechtliche  Grundlage  unange- 
tastet geblieben.  Als  die  bedeutendste  Yeränclißrung,  welche  seit  der  Gründung 
des  Bundesstaates  eingetreten  ist,  erscheint  die  Vermehrung  des  Gebietes  über 
das  Mehrfache  des  ursprünglichen  Umfanges  durch  den  glücklichen  Kauf  des 
Missisippi- Thaies  von  Frankreich  und  die  verschiedenen,  weniger  löblichen, 
Erwerbungen  ehemals  spanischer  Besitzungen.  Allein  auch  diese  Ausdehnung 
und  die  dadurch  möglich  gewordene  grosse  Vermehrung  der  Gliederstaaten 
hat  keine  Umgestaltung  eines  Grundgesetzes  zur  Folge  gehabt;  vielmehr  war 
schon  im  Bundesacte  eine  solche  Vergrösserung  der  Gliederzahl  vorgesehen. 
Und  was  endlich  die,  allerdings  zuweilen  hochgehenden.  Wogen  des  Parthei- 
geistes betrifft,  so  haben  zwar  die  in  jedem  Bundesstaate  naturgemässen  ent- 
gegenstehenden Richtungen  der  Freunde  und  der  Gegner  einer  starken  Bundes- 
gewalt in  den  Vereinigten  Staaten  vom  ersten  Anfange  um  die  Herrschaft  ge- 
rungen, bald  unterliegend  bald  Sieger;  aber  beide  haben  sich  des  Gesetzes  als 
Waffe  bedient,  und  nur  eine  Abschattung  der  Auslegung  nicht  der  Gedanke 
desselben  selbst  war  zwischen  ihnen  im  Streite. 

Dieser  glückliche,  selbst  in  England  nicht  in  demselben  Grade  ruhige, 
Verlauf  der  Dinge  giebt  denn  nun  freilich  der  Geschichte  des  öffentlichen  Rech- 
tes in  den  Vereinigten  Staaten  während  dieser  Zeit  keine  ausserordentlichen  Er- 
eignisse zu  melden,  und  sie  erscheint  sehr  einförmig  und  wenig  spannend  im 
Vergleiche  mit  dem,  was  von  den  europäischen  Reichen,  z.  B.  von  Frankreich, 
/zu  berichten  ist.  Natürlich  theilt  auch  die  Literatiu*  diesen  Charakter.  Ihre 
Aufgabe  ist  eine  verhältnissmässig  sehr  leichte  und  einfache.  In  Ermanglung 
grosser  Umwälzungen,  welche  nur  Ruinen  früherer  Rechtszustände  übrig  las- 
sen, und  verschiedener  schnell  sich  folgender  und  mit  Mühe  in  einander  zu 
fügender  Systeme  kann  hier  nur  von  einer  allmählig  sich  auf  derselben  Grund- 
lage entwickelnden  und  höchstens  in  bestimmten  Grenzen  schwankenden  Ge- 
setzgebung, von  den  persönlichen  Leistungen  der  Führer  und  den  Bestrebun- 
gen der  Partlieieu  auf  enge  umschriebenen  Kampfplätzen,  endlich  von  der 
Feststellung  einzelner  streitiger  Rechtsfragen  die  Rede  söin. 

Es  ist  allerdings  noch  zu  erwarten,  was  etwa  ein  begabter  Sachkenner 
aus  diesem  Stoffe  zu  machen  vermag;  denn,  wie  überhaupt  keine  amerikani- 
sche Staats-  und  Rechtsgeschichte  besteht,  so  ist  insbesondere  auch  dieser 
neueste  Zeitabschnitt  noch  nicht  in  diesem  Sinne  bearbeitet;  und  bis  jetzt  be- 
sitzen wir  nur  die  unverarbeiteten  Quellen  in  übergrosser  Zahl,  Lebensschilde- 
rungen berühTnter  Männer,   Reden  derselben,   aUgemeine,  mehr  oder  weniger 
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verarbeitete,  geschicbtlicbe  und  statistische  Darstellungen,  endlich  kaum  einen 
Anfang  von  politischen  Denkwürdigkeiten.  —  Nachstehende  Bemerkungen  wer- 
den einen,  wenn  auch  nicht  ganz  vollständigen,  Begriff  von  diesem  Theile  des 
Bflchervorrathes  geben. 

Wie  in  jedem  constitutionellen  Staate,  so  bilden  auch  in  dem  amerikani- 
schen Bundesstaate  zweierlei  Gattungen  von  Quellen  die  unentbehrliche  Grund- 
lage jeder  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des  öffentlichen  Rechtes:  verlässige 
und  vollständige  Ausgaben  der  Gesetzestexte,  und  die  Verhandlungen 
der  Kegierung  mit  der  volksvertretenden  Versammlung,  sammt 
den  Protokollen  der  letzteren  und  deren  Beilagen.  —  Ftkr  beiderlei  Bedürf- 
nisse ist  in  den  Vereinigten  Staaten  reichlich  gesorgt. 

Was  zuerst  die  Gesetzessammlungen  betrifft,  so  müssen  sie  wieder 
in  zwei  Abtheilungen  gebracht  werden. 

Eine  Anzahl  von  Werken  begreift  lediglich  die  Grundgesetze,  ohne 
die  spätere  Einzelgesetzgebung  zu  berücksichtigen.  Diese'  enthalten  also  ausser 
der  Verfassungsurkunde  und  ihren  späteren  Zusätzen  die  auf  die  Begründung 
der  Unabhängigkeit  und  Selbstständigkeit  sich  beziehenden  Actenstücke.  Aus- 
serdem aber  sind  fast  immer  auch  noch  die  Verfassungen  sämmtlicher  einzebier 
Gliederstaaten  beigefügt.  Letzteres  hat  denn  auch,  ausser  der  praktischen  Bequem- 
lichkeit zu  vielen  Zwecken,  eine  allgemeine  Berechtigung,  weil  die  Bündesacte 
eine  Beihe  von  gebietenden  und  verbietenden  Vorschriften  für  die  einzelnen 
Staaten  enthält,  deren  allseitige  richtige  Befolgung  muss  nachgesehen  werden 
können  i). 


1)  Eine  vollständige  Aufzählung  aller  Ausgaben  der  amerikanischen  Grundgesetze 
wäre  eben  so  überflüssig,  als  für  mich  unmöglich.  Es  bestehen  deren  sehr  viele, 
zum  Theile  an  ganz  entfernt  liegenden  und  unbekannten  Orten  gedruckte ;   und  es 

'  genügt  natürlich  einige  der  besseren  und  zugänglicheren  zu  kennen.  Dagegen  ist 
die  Bemerkung  wohl  an  der  Stelle ,  dass  der  Besitz  keiner  einzelnen ,  weder  älte- 
ren noch  neueren,  Ausgabe  für  alle  ZwecVe  ausreicht,  iheils  wegen  der  bestän- 
digen Vermehrung  der  Zahl  der  Gliederstaaten  und  somit  der  Grundgesetze,  theils 
wegen  der  häufigen  mit  den  bestehenden  Verfassungen  vorgenommenen  Verän- 
derungen. So  sind  denn  die  früheren  Sammlungen  unbrauchbar  für  deu  neuesten 
Stand  der  Dinge,  die  neueren  aber  enthalten  die  frühere  Gestaltung  der  Grund- 
gesetze nicht.  Zu  einer  vollständigen  Einsicht  bedarf  man  also  Ausgaben  aus 
verschiedenen  Zeitabschnitten.  Solche  sind  denn  z.  B. :  The  Constitution  of  the 
U.  S. ,  according  to  the  latest  amendmenls.  Phil.,  1791.  (Enthält  die  TJnabhängig- 
keitserklärung ,  die  Bundesverfassung  und  die  Verfassungen  von  14  Staaten,  wie 
solche  beim  Beginne  des   Bundesstaates  waren.)     Constitutional  law:    comprizing 

.  the  Dedaration  of  Independence  .  .  Wash.,  1820,  (giebt  die  Bundesgrundgesetze 
und  die  Verfassungen  von  23  Bundesstaaten,  worunter  aber  die  Revision  von 
Massachusetts  von  1820  nicht  ist.)  The  Constitutions  of  the  scveral  States  in  the 
Union,  embracing  the  Declar.  of  Indep.  elc.  By  J.  R.  Bi  gel  o  w,  N.  York,  1848,  (ent- 
hält also  weder  die  neuesten  Revisionen  von  Ohio,  Maryland  und  Indiana,  noch 
die  Verfassungen  von  Wisconsin  und  Califomien.)  —  Eine  deutsche  Uebersetzung 
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Die  einfachen  Gesetze  des  Bundesstaates  werden  nach  jeder  Sitnag 
des  Gongresses  amtlich  bekannt  gemaoht.  Bequemer  znm  Gebrauche  sind  aber 
nattürlich  die  grösseren  Sammlungen  derselben,  welche  theiis  mit  Inhaltsrerzcich- 
nissen  versehen-,  theiis  nach  Gegenständen  geordnet  sind.  Auch  ihrer  kt  eine 
jdemliche  Anzahl  vorhanden  >). 

Höchst  umfassend  sind  diejenigen  Schriften,  welche  die  Yerhandliiii- 
gen  des  Gongresses  und  die  Mittheilungen  der  Bundesregierung 
an  denselben  enthalten.  Sie  zerfallen  in  verschiedene  Abtheilungen:  1)  die 
amtlichen  Sitzungs  -  Protokolle  beider  Häuser  des  Gongresses,  nur  die  Thatsa- 
chen  und  Beschlüsse,  nicht  aber  auch  die  Ideen  der  Mitglieder  enthaltend*); 
2)  die  von  jedem  der  beiden  Häuser  besonders  zum  Drucke  geförderten  Actai- 


sAmmtlieher,  zur  Zeit  der  Herausgabe  des  Baches  bestehenden  Yerfassangeii  and : 
Die  Verfassungen  der  V.  St  Nordamcrika's ,  übers,  von  G.  H.  Engelhard.  L  H. 
Frankf.,  1834.  Wenigstens  die  Bandes  -  Grundgesetze  finden  sieh  in  den  allge- 
meinen Verfn^sungs  -  Sammlungen  von  Dufau,  Duvergicr  et  Guadet  (Col- 
lect, des  constit,  Par.,  1823  fg.,  I— VI)  und  von  Schubert  (Yerfassangs-Urkondea 
und  Grundgesetze,  Königsbg.,  1848,  Bd.  I) 

1)  Zu  den  besten  Sammlungen  der  Bundesgesetze  gehören :  Laws  of  the  U.  S.  of 
America.  Wash.,  publ.  by  Bioren,  Duane  and  Weightman.  I — V,  1815;  und  VI — 
X.,  Wash.,  von  verschiedenen  Herausgebern,  bis  1845  reichend.  —  Laws  of  the 
U.  S.  Ed.  by  J.  Story,  I— 111;  IV  and  V,  ed.  by  Sharswood,  Best,  1848.  —  Uni- 
ted States  Statutes  at  largc  from  1789  to  the  present  timc,  ed.  by  R.  Peters, 
blish.  under  direcüon  of  Congress.  I — X.  Bost.,  1847—51.  (Vom  Congresse 
geheissen  und  mit  amtlichem  Glauben  versehen.  Bd.  I — V  enthält  die  Gesetze  über 
allgemeine  Gegenstände  von  1789 — 1845;  Bd.  VI,  die  Private  Acts  aus  dieser 
Zeit;  Bd.  VII,  die  Vertrüge  mit  Indianern;  Bd.  VIII,  die  Verträge  mit  fremdeo 
Mächten;  Bd.  IX,  Gesetze  und  Verträge  von  1845—1851;  Bd.  X,  ein  vortrefllidies 
Register.  Die  Fortsetzung  erfolgt  jährlich.)  —  Einen  nach  Gegenstanden  geordneten 
Auszug  giebt:  Gordon,  Digest  of  the  laws  of  the  U.  S.  BosL,  1852.  Frühere 
ähnliche  Bearbeitungen  sind  von  Graydon  (1813)  und  Ingcrsoll  (1825). 

2)  Die  Protokolle  des  Gongresses  sind  in  folgender  Weise  gedruckt: 

Das  Journal  of  the  House  of  Representatives  of  the  U.  S,  beginnt  mit  dem 
4.  März  1789  und  bildet  für  jede  Session  des  Gongresses  einen  eigenen  Band 
mit  Register.  Von  den  Jahren  1789-^1816  besteht  ein  zweiter  Abdruck  in  9 
Bänden. 

In  gleicher  Weise  ist  das  Legislative  Journal  of  the  Senate  of  the  U.  8.  be- 
schaffen; und  auch  hier  besteht  ein  späterer  Wiederabdruck  der  Protokolle  tob 
1789—1815,  und  zwar  in  5  Bänden. 

Das  Executive  Journal  of  the  Senate  ist  anßboglich  gar  nicht  in  Drvek  gelegt 
worden.  Im  J.  1829  aber  wurden  die  znr  Veröffentlichung  geeigneten  Tbde 
von  1789  an,  in  3  Bänden,*  bekannt  gemacht  Seit  dieser  Zeit  bilden  die  nickt 
geheim  gehaltenen  Execntiv-ProtokoUe  einen  Anhang  des  Legislative  JooraaL  — 
Die  zur  Veröffentlichung  gar  nicht  geeigneten  Aufzeichnungen  sind  nur  in  Hand- 
schrift vorhanden  und  nur  den  amtlich  Berechtigten  xngtngÜeh. 
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Mcke^);  3)  endlich  die  von  beiden  Hfttisern  gemeinschaftlich  bekannt  gemach- 
ten Urkunden  ^).  Ansserdem  ist  noch  für  eine  ansführliche  Mittheilung  der 
mflndlichen  Verhandlungen  gesorgt,  nicht  blos  durch  die  Tagblfttter,  sondern 
durch  eigene  fortlaufende  Werke  ^). 

Nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es,  dass  alle  diese  Sammlungen,  so 
umfassend  sie  sind,  lediglich  nur  den  Bundesstaat  betreffen.  Die  den  Gegen- 
ständen nach  ähnlichen  und  dem  Umfange  nach  kaum  geringeren  Quellenwerke 
aber  das  öffentliche  Recht  der  einzelnen  Staaten  sind  anderwärs  zu  besprechen. 

Von  den  Lebensgeschichten  einflussreicher  Staatsmänner 
ans  der  Zeit  des  Bundesstaates  war  ein  beträchtlicher  Theil  schon  bei  den 
Geschichtsquelien  der  uferen  Zeitabschnitte  zu  nennen.  So  die  Mittheilungen 
Aber  die  grossen  Ftthrer  während  des  Unabhängigkeitskrieges  und  bis  zur 
Gründung  der  Union;  also  über  die  Washington,  J.  Adams,  Hamilton,  Jeffer- 
son.  (S.  dieselben  oben,  S.  540,  Note  3.)  Ihnen  sind  denn  aber  noch  die 
Lebensbeschreibungen,  Schriften  und  Beden  mancher  später  erst  auf  die  Bühne 
Getretener  beizufügen.  Ohne  Zweifel  wird  die  Zahl  dieser  Werke  noch*  sehr 
yennehrt  werden,  da  einige  der  bedeutendsten  Männer  erst  kürzlich  geschieden 
sind  und  die  Sammlung  ihrer  Hinterlassenschaften  und  die  Schilderung  ihrer 
persönlichen  Bestrebungen  und  Erlebnisse  erst  vorzunehmen  ist.  Schon  jetzt 
aber  liegt  manches  Bedeutende  vor.    So  die  Sammlung  der  Beden  und  Schriften 


1)  Jedes  der  beiden  Häuser  des  Congresses  lässt  in  jeder  6itzung  eine  grosse  Menge 
von  Actenstücken  aller  Art  drucken,  zunächst  einzeln,  dann  aber  in  Bände  ge« 
sammelt  und  mit  Registern  versehen.  Es  besteht  jedoch  in  so  ferne  ein  Unter- 
schied zwischen  den  Sammlungen  beider  Häuser,  als  die  Abgeordneten  ihre 
DruckscbiiAen  in  zwei  Ablheilungen  zerfallen,  nämlich  in  Ausschussberichte  sammt 
deren  Beilagen,  und  in  die  übrigen  Schriflen;  während  der  Senat  keine  Trennung 
vornimmt  —  Ausser  diesen,  in  Octav  gedruckten  „Documenten" ,  werden  für 
jedes  Haus  die  Bills  und  Beschlüsse  in  Folio  gedruckt.  —  Es  bestehen  auch 
verschiedene  Inhaltsverzeichnisse  über  grössere  Abschnitte  dieser  Sammlungen. 

2)  Hierher  gehört  denn  namentlich  die  grosse  Sammlung  der  „State  Papers**,  in  21 
Folibänden ,  und  2  späteren  Ergänzungsbänden ,  auf  Bescbluss  des  Comgresses  im 
J.  1831  gedruckt  Dieselbe  geht  bis  zum  Beginne  des  Bundesstaates  hinauf,  ist 
nach  den  Gegenständen  eingetheilt,  und  enthält  sämmtliche  der  besondern  Auf- 
bewahrung fQr  würdig  erachteten  Actenstöckc  jeder  Art.  Spätere  Forlsetzungen 
sind  leicht  anzuschliessen  und  auch  beabsichtigt  Die  Abtheilungen  sind:  Aus- 
wärtige Verhältnisse,  4Bde;  Indische  Angelegenheiten,  2  Bde;  Finanzen,  3Bde; 
Handel  und  SchiüTahrt,  2 Bde;  Militärsachen,  2  Bde;  Marine,  1  Bd.;  Post,  1  Bd.; 
Öffentliche  Ländereien,  5  Bde ;  Forderungen,  1  Bd  ;  Vermischtes,  2  Bde. 

3)  Eines  derselben  sind  die  Congressional  Debates.    Es   beginnt  das  Werk  mit  der 
-    Verfassung  im  J.  1789  und  gehl  jeden  Falles  bis  1836.    Ob  weiter,  und  von  wel- 
chem Werthe  es  ist,  vermag  ich  nicht  anzugeben.    Ein  anderes:  Register  of  De- 

"bates  in  Congresa  beginnt  mit  dem  Jahre  1823 — 24,  (Ite  Sess.  des^l8.  Congres- 
ses).    Wichtig  ist  namentlich  auch  der  „Congresaional  Qobe"  seit  1833. 
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Wehste r^s^);  die  von  dem  Heimathsstaate  Galhonn*s  angeordnete  Znsam- 
menstellung  seiner  Arheiten^);  die  Lehensgeschichte  Story's,  von  seinem 
Sohne  glücklich  erzählt*);  ein  gleiches  "Werk  üher  J.  Jay*);  Spark's  Lebei 
von  Morris  *). 

^Allgemeine  geschichtliche  Bea.rbeitnngen  dieses  Zeitabschnit- 
tes sind  natürlich  in  Menge  vorhanden.  Es  haben  sich  jedoch  nur  wenige  ein 
höheres  Ziel  gesteckt,  so  dass  sie  als  sichere  und  ausgiebige  Quelle  einer  staats- 
rechtlichen Auffassung  dienen  könnten.  Zu  diesen  gehört  denn  namentlich  für 
den  ersten  schwierigen  Anfang  des  Bundesstaates  das  oben  (S.  540,  Kote  3) 
bereits  genannte  Werk  von  Pitkin;  femer  Bradford's  Geschichte  der  Bun- 
desregierung *).  Ausserdem  wäre  es  nicht  gerecht,  die,  über  eine  lange  Reihe 
von  Jahren  sich  erstreckende  und  für  den  nächsten  Gebrauch  sehr  dienlidie 
Sammlung  des  „American  annual  Register*'  nicht  zu  erwähnen. 

Sehr  zahlreich  sind  die  statistischen  Arbeiten  über  die  Yereinigtea 
Staaten.  Wenn  nun  auch  ein  bedeutender  Theil  ihres  Inhaltes  für  das  öffent- 
liche Recht  von  keiner  Bedeutung  ist,  so  dienen  doch  manche  Abschnitte  der- 
selben als  taugliche  Uebersichten  der  Zustände,  -^e  sich  dieselben  zn  be- 
stimmten Zeiten  aus  den  Staatsgesetzen  und  Anstalten  entwickelt  hatten,  und 
sie  mögen  somit  immerhin  als  Beiträge  zum  vollen  Verständnisse  betracbtei 
werden.  Es  wird  genügen  hier  kurzer  Hand  auf  die  bedeutendsten  dieser,  um 
grossen  Theile  weit  verbreiteten,  Werke  hinzuweissen;  also  auch  die  Schrifies 
von  Ebeling'O;    Pitkin«);    Seybert  »);     Bristed  >^;    Warden »"); 


1)  The  Speeches,  forensic  argumenta  and  diplomatic  papers  ofD.  Webster,  ^rai 
a  noüce  of  bis  life  by  £.  EvereU.  I-YI.    Bost.,  1853. 

2)  Calhoun's  Works.  Ed.  by  R.  R.  Craile.  I— lY.    Columb.  (S.  C.)>  1S52. 

3)  Life  and  leUers  of  J.  Story,  by  bis  son  W.  W.  Story.  I.  II.  Bost,  1851. 

4)  The  life  of  J.  Jay,  with  selections  of  bis  letters  and  papers  by  hls  son  W.  Jtj. 
I.  IL  N.-York. 

5)  The  Life  of  Gouverneur  Morris,  with  scleclions  from  bis  papers  and  correspoa- 
pence,  by  Jared  Sparks.  1 — III.  1832. 

6)  Bradford,  A.,  History  of  the  Föderal  Government    Bost,  1840. 

7)  Ebeling,  Die  Y.  St  von  Nordamerika.  I— VH.  Hambg.,  1793—1816.  —  Ein  To^ 
treflliches,  mit  der  genauesten  Sachkennlniss  gearbeitetes  Werk,  welches  nameol- 
hch  auch  über  die  Yerwaltungseinrichtungen  der  einzelnen  Staaten  nirgends  soart 
zu  findenden  Anfschluss  giebt 

8)  t>itkin,  T.,  Staüstical  view  of  the  commerce  of  the  U.  S.  Ed.  Z  N.Yoik,  1817; 
ed.  3,  1835. 

9)  Bristed,  J.,  The  resonrces  of  the  U.  S.  N.York,  1818. 

10)  Seybert,  A.,  Statistical  annals  of  the  U.  S.  from  1789—1818.  Phaad.,  1818,  l 
—  Es  besteht  auch  ein  französischer  Auszog. 

11)  Warden,  D.  B.,    Staüstical,   historical   and  political  account  of  the  U.  S.  I*A 
Edinb.,  1819.    Eine  französische  Uebersetzung  in  5  Bden  vom  J.  1818. 
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• 
Morse');  Mac. Gregor*).  —    Auch  ist  hier  der  Ort  an  die  verschiedenen, 

theils  jährlich,  theils  in  unbestimmten  Zwischenräumen  erscheinenden  Schriften 
zu  erinnern,  welche  Kachrichten^  über  die  neuesten  Zustände  und  Ereignisse 
sowohl  des  gesammten  Buhdes  als  der  einzelnen  Staaten  in  gedrängter  Kürze 
mittheilen,  und  welche  in  Ermanglung  anderer  ausfahrUcher  Quellen  zur  Er- 
haltung einer  allgemeinen  Eenntniss  der  Dinge  ganz  tauglich  sind^). 

Ein  mit  grosser  Vorsicht  zu  gebrauchender,  aber  durch  keine  andere 
Quelle  ersetzbare  Gattung  von  staatlichen  Schriften  sind  die  eigenen  Denk- 
würdigkeiten hervorragender  Personen.  Jeder  weiss,  T^rie  viel  wir  in  der 
Eenntniss  -  der  französischen  und  auch  der  englischen  Staatszustände  den  Me- 
moiren von  Kriegs-  und  Staatsmännern  verdanken.  Ohne  Zweifel  wird  sich 
allmähüg  auch  in  Amerika  diese  Art  an  Enthüllungen  ausbilden.  Bis  jetzt 
jedoch  ist  nur  erst  ein  Anfang  gemacht;  aber  allerdings  ein  bedeutender.  Es 
sind  diess  die  Denkwürdigkeiten,  welche  der  langjährige  Senator  von  Missouri 
Th.  H.  Ben  t  on  nach  seinem  Bücktritte  vom  öffentlichen  Leben  bekannt  zu  machen 
angefangen  hat  ^).  Er  war  lange  einer  der  Führer  der  demokratischen  Parthei 
im  Senate  und  namentlich  der  Vertraute  Jackson's,  dessen  stürmische  Verwal- 
tung er  auf  das  eifrigste  unterstützte.  Sein  Werk  umfasst  die  Jahre  1820—50, 
und  giebt  eine  sehr  ausführliche,  allerdings  nicht  leidenschaftslose  Darstellung 
der  von  ihm  selbst  erlebten  Erei^sse.  Man  sieht  sehr  hinter  die  Coulissen 
in  Betreff  der  Beweggründe  und  Mittel;  und  wenn  das  Buch  auch,  wie  diess 
persönliche  Denkwürdigkeiten  freilich  dürfen,  alles  nur  im  Gesichtspunkte  der 
Congressstadt,  namentlich  der  Senates,  und  ganz  besonders  noch  in  dem  des 
Verfassers  auffasst,  so  dass  die  Ereignisse  nur  in  einem  bestimmten  Stadium 
ihrer   Entwicklung  vorüberziehen:  so    ist  doch  sehr  viel   daraus  zu  ersehen. 


1)  Morse,  J.,  American  universal  Geography.  1.  II.  N.  York.  In  mehreren  Auflagen. 
In  staatsrechtlicher  Beziehung  sehr  bedeutend. 

2)  Mac  Grego-r,  J.,  The  progress  of  America.  1.  11.   Lond.,  1847. 

3)  Hierher  gehören  namentlich  die  verschiedenen  statistischen  Almanachc, 
welche  oA  eine  längere  Reihe  von  Jahrgängen  bilden.  Unglücklicherweise  sind  sie 
mir  nur  in  Brachstücken  bekannt,  so  dass  ich  Anfang  und  Dauer  nicht  mit  Si- 
cherheit anzugeben  im  Stande  bin.  Sehr  gut  ist:  National  Calendar  or  An- 
nais of  the  U.  S.,  by  P.  Force,  Wash.,  1S23.  (Ob  dieser  Jahrgang  Vorgänger 
und  Nachfolger  hat,  nveiss  ich  nicht.)  Ferner:  The  American  Almanack  and  re- 
pository  of  nseful  knoiwledge.  Bost  (Erscheint  seit  1830  und  imd  noch  fortge- 
setzt. Eine  Nachahmung  des  bekannten  British  Almanack  und  Companion  to  the 
A. ;  zwar  nicht  so  gedrängt  reich,  wie  dieser,  allein  immerhin  höchst  belehrend.) 
—  Ein  ähnliches  Vademecum,  welches  gar  mancherlei  und  nach  dem  Titel  gar 
nicht  zu  erwartende  abgerissene  Nachrichten  mittheilt,  ist:  W.  Hickey,  The 
Constitution  of  the  U.  S.  .  .  .  Ed.  2.  Phü.,  1847. 

4)  (Benton,  Th,  H.,)  Thirty  years  view;  or  a  history  of  the  working  of  the  Ame- 
rican govemment  for  thirty  years,  1820 — 50.  .  .  By  a  Senator  of  thirty  years.  I. 
N.  Yofk,  1854. 


558  ^^  Staatsrecht  der  Vereinigteii  Staaten  von  Nordamerika. 

Yor  Allem  tritt  der  Gegensatz  von  Nord  nnd  Süd,  and  der  der  freien  und 
der  Sklavenstaaten  auf  das  anschaulichste  entgegen;  eben  so  die  Folge  der 
Eifersucht  unter  den  Bewerbern  um  die  Präsidentenstelle.  Die  sittliche  Ach- 
tung vor  Einzelnen  und  Partheien  wird  freilich  nicht  eben  sehr  gesteigert,  und 
wer  etwa  in  der  Demokratie  nur  Beweggründe  reiner  Vaterlandsliebe  nnd  Be- 
rücksichtigung des  Volkes  zu  sehen  erwartet,  wird  sich  getauscht  finden.  6at 
geschrieben  ist  das  Buch  mcht;  auch  hat  der  Verfasser  wohl  kaum  äea 
Zweck  erreicht,  sich  selbst  ein  Ehrendenkmal  zu  setzen;  allein  Beides  ist  fttr 
den  Leser,  welcher  das  innere  Treiben  und  die  wirklich  bewegenden  Federn 
einer  republikanischen  Kegierung  kennen  lernen  will,  sehr  gleichgültig,  und 
eine  zahlreiche  Nachfolge  auf  der  hier  eröffneten  literarischen  Bahn  sehr  zu 
wtinschen.  Solche  Commentare  zu  Verfassungsurkunden  und  Gesetzen  sind 
eben  so  wichtig,  als  streng  wissenschaftliche. 

2.    Das  bestehende  Recht. 

Eine  tüchtige  Bearbeitung  des  geltenden  Bundesrechtes  ist  nicht  nur, 
selbstredend,  praktisches  Bedürfniss  in  den  Vereinigten  Staaten,  sondern  es 
hat  auch  das  Bestehen  eines  demokratischen  Bundesstaates  ein  allgemeines 
Interesse  für  die  Wissenschaft  und  für  die  Lebensrichtungen  anderer  Lfinder. 
Daher  denn  leicht  zu  erklären  ist,  dass  nicht  blos  in  Amerika  selbst  eine 
Reihe  von  Schriftstellern  sich  diese  Aufgabe  in  weiterer  und  engerer  Begren- 
zung gestellt  hat,  sondern  auch  in  Europa  vielfache  Versuche  zur  Darlegung 
der  merkwürdigen  Erscheinung  gemacht  worden  sind.  Wenn  dabei  dem  In- 
länder der  grosse  Vortheil  der  unmittelbaren  Anschauung  und  der  leichten 
Benützung  aller  Quellen  zur  Seite  steht,  so  hat  der  Fremde,  zu  wenigstens 
einigem  Ersätze,  eine  unbefangenere  Auffassung  und  Freiheit  von  Partheinein- 
fluss  zu  beanspruchen.  In  der  Natur  der  Sache  aber  liegt  es,  dass  eine  aus- 
gebildetere Literatur  in  Untersuchungen  über  die  Grundlagen ,  in  Systeme  und 
in  Erörterungen  über  einzelne  Gegenstände  zerfällt. 

a)  Erörterungen  der  Grundlagen. 

Eine  vollständige  Untersuchimg  des  Wesens  der  amerikanischen  Verfas- 
sung hat  einen  dreifachen  Gegenstand:  den  rechtlichen  Gedanken  der  reprä- 
sentativen Demokratie  an  sich;  die  Natur  eines  Bundesstaates;  und  die  An- 
wendung jener  Staatsform  zu  diesem  Zwecke.  Bemerkungen  über  nur  die  eine 
oder  die  andere  dieser  Aufgaben  mögen  an  sich  ganz  richtig  und  geistreich 
sein;  allein  sie  genügen  nicht  zu  einer  vollständigen  und  richtigen  Einsicht, 
sie  verfehlen  gerade  die  eigenthümliche  Besonderheit. 

Es  ist  schwer,  in  einer  Uebersicht  über  diesen  Zweig  der  Literatur  das 
richtige  Maass  zu  halten.  Die  Zahl  Derjenigen,  welche  über  die  Grundlagen 
der  amerikanischen  Einrichtungen  gelegentliche  Bemerkungen  gemacht  haben, 
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ist  tmUbersehbar.  Hat  es  sich  doch  kaum  Einer  der  endlosen  Reisebesehreiber  ter- 
sagt,  seine  Betrachtungen  sei  es  aber  die  Piincipien  sei  es  Über  einzaite  zü  Tage 
tretende  Wirkungen  anzustellen;  von  den  eben  so  zahlreichen  Verfassern  aUgemeiner 
politischer  Erörterungen  nicht  zu  reden.  Es  wäre  nun  Danaidenarbeit,  alle  diese 
Ansichten  zu  sammeln  und  zu  ordnen ;  obgleich  ganz  Kichtiges  und  auf  Beobach- 
tung (jegründetes  darunter  sein  mag.  Eine  Auswahl  muss  getroffen  werden. 
Am  besten  ist  es  wohl,  solche  Schriften,  aber  auch  nur  solche,  aufzuführen, 
welche  sich  eine  derartige  Erörterung,  und  zwar  zum  Behufe  einer  richtigen  Yer- 
st&ndniss  des  bestehenden  Rechtes,  zur  ausschliesslichen  Aufgabe  gestellt  haben. 
Dieser  sind  nun  so  gar  Viele  nicht.  Dass  sie  fast  alle  von  Ausländern  yer- 
fasst  sind,,  darf  nicht  Wunder  nehmen,  da  auch  ffir  sie  die  Begreifung  einer 
Yon  den  heimathlichen  Zuständen  und  Lebensvorschriften  sehr  yerschiedenen 
und  doch  so  vielfach  gepriesenen  Erscheinung  Bedürfniss  ist. 

Ihrer  Aufzählung  und  Beurtheilung  sind  erst  einige  allgemeine  Bemer- 
kungen voranznschicken.  —  Die  Ausgangspunkte  aller  Erörterungen  über  das 
Wesen  des  bestehenden  Staatsrechtes  der  Vereinigten  Staaten  sind,  wie  eben 
erwähnt ,  die  Ergründuugen  des  rechtlichen  Gedankens  der  Demokratie  und 
der  Natur  bleibender  Staatenverbindungen.  So  einfach  nun  beide  Begriffe  zu 
sein  scheinen,  so  zeigt  doch  eine  nähere  Betrachtung,  dass  beide  staatliche  Ge- 
staltungen in  sehr  verschiedener  Weise  aufgefasst  werden  können. 

Was  die  Yolksherrschaft  betrifft,  so  ist  einmal  möglich,  von  der  allge- 
meinen menschlichen  Gleichheit  und  Oleichberechtigung  auszugehen,  und  hier- 
auf denn  alsbald  den  Anspruch  Aller  an  Mitregierung  des  Staates  und  die 
Entscheidung  nach  dem  Willen  der  Mehrheit  zu  knüpfen;  wobei  denn  wieder 
die  zwei  grossen  Verschiedenheiten  einer  reinen  Demokratie,  d.  h.  der  Regierung 
mittelst  einer  allgemeinen  Volksversammlung,  und  einer  repräsentativen  Volks- 
herrschaft durch  gewählte  Stellvertreter  und  Beauftragte  bestehen.  Zweitens 
kann  man  auch  unter  Demokratie  nur  die  gemeinschaftliche  Regierung  der 
vollberechtigten  Bürger  verstehen,  unter  diesen  dann  aber  nur  Diejenigen 
begreifen,  welche  gewisse,  nicht  Jedem  zustehende  gesetzliche  Eigenschaften 
besitzen,  so  dass  die  Zahl  der  zur  Theilnahme  am  Staatswillen  Berechtigten 
nnr  einen  Theil  der  Gesammtbevölkerung  beträgt.  Die  berechtigenden  Eigen- 
schaften können  dann  übrigens  verschiedener  Art  sein;  z.  B.  Abstammung, 
Vermögen,  Wohnsitz,  u.  s.  w.  Drittens  endlich  ist  Demokratie  auch  dann  vor- 
handen, wenn  das  Volk  nach  seinen  verschiedenen  Interessen  und  Lebensstel- 
Inngen  in  entsprechende  Abtheilungen  zerfällt,  der  Staatswille  aber  nur  mittelst 
Theihiahme  der  Träger  dieser  kleinen  Kreise  gebildet  wird.  —  Es  bedarf 
nicht  erst  eines  Beweises,  dass  nicht  nur  die  letzten  rechtlichen  GrundlageOi 
sondern  auch  die  praktischen  Folgerungen  wesentlich  andere  sind,  je  nachdem 
Ton  dem  einen  oder  dem  andern  dieser  Begriffe  der  Demokratie  ausgegangen 
vrird;  und  dass,  wenn  es  sich  von  Erforschung  des  Wesens  einer  besUmmtett 
concreten  Demokratie  handelt,  man  sich  dieser  Verschiedenheit  genau  bewusst 
sein  muss,  damit  nicht  Unklarheit  in  der  Gesammtauffassnng  und  Verwirrung 
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im  Urtheile  entstehe.  —  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  nun  unzweifelhaft  von 
dem  erstenl  Augenblicke  ihrer  Trennung  von  England  an  die  Demokratie  in  dem 
ersterwähnten  Sinne  genommen  werden.  Schon  die  Eingangsworte  der  ünab- 
hängigkeitserklärung,  welche  den  Satz  aufstellen,  dass  alle  Menschen  frei  und 
gleich  geboren  werden,  beweisen  dicss.  Natürlich  mus  denn  also  auch  diese 
Auffassung  bei  der  FeststeUung  des  bestehenden  positiven  Rechtes  angewendet 
werden ;  imd  es  ist  logisch  ganz  richtig,  wenn  in  der  Richtung  dieses  Gedankens 
weiter  und  weiter  zu  den  Folgerungen  geschritten  wird.  Ebenso  einleuchtend 
ist  aber  auch,  dass  zu  einer  vollkommen  wissenschaftlichen  Begreifung  ein  Be- 
wusstsein  der  beiden  übrigen  Möglichheiten  einer  Demokratie  nöthig  ist ,  da- 
mit durch  den  Gegensatz  das  Wesen  einer  allgemeinen  gleichen  Berechtigung 
und  der  Entscheidung  lediglich  nach  Kopfzahl  recht  klar  zur  Anschauung 
komme. 

Ebenso  ist  eine  grosse  Verschiedenheit  unter  den  bleibenden  Staatenver- 
bindungen.   Die  deutsche  Wissenschaft  hat  die  beiden  Hauptgattungen  mit  der 
Bezeichnung  „Bundesstaat^^  und  „Staatenbund^'  versehen,   und   die  Benennung 
so  wie  ihr  Verständniss   ist  bei  uns  von  der  Lehre   in   das  Leben  getreten. 
Als    Btmdesstaat    bezeichnet    man    aber    bekanntlich    diejenige    Vereinigung 
von  Staaten,  über  welcher   eine   gemeinschaftliche  Regierung   mit  allen  dazu 
nothwendigen  Rechten  und  Organen  besteht,  so  dass  die  Selbstständigkeit  und 
namentlich  die    völkerrechtliche    Souveränetät    der   einzelnen   th  eilnehmenden 
Staaten  sehr  geschmählert  ist,  und  eine  durchgehende  Theilung  der  Regierungs- 
rechte zwischen  ihnen   und   der  oberen  Gesammtgewalt  stattfindet.    Ein  Staa- 
tenbund dagegen  ist  eine  völkerrechtliche  Verbindung,   durch  welche  sich  eine 
Anzahl  souverän  bleibender  Staaten  zu  einzelnen  gemeinschaftlicheu  Sicherungs- 
maassregeln  verabredet,  ohne  dass  sie  aber  desshalb  eine  höhere  Gewalt  über 
sich  anerkennen  oder  ihrer  Souveränetät  im  staatsrechtlichen  oder  völkerrecht- 
lichen Sinne  sich  begeben.  —  Die  Vereinigten  Staaten  haben,  in  der  Conföderation 
von  1781,  mit  einem  blosen  Staatenbunde  begonnen;  der  schlechte  Erfolg  hat  sie 
aber  veranlasst,  mittelst  der  Verfassung  von  1789  zu  einem  förmlichen  Bundesstliate 
überzugehen.  Es  sollte  nun  nicht  erst  der  Bemerkung  bedürfen,  dass  nur  bei  einer 
genauen  Festhaltung  der  beiden  Begriffe  eine  Einsicht  in  das  Wesen  des  jetzt 
gesetzlich  bestehenden  Zustandes  und   eine  Entwicklung   richtiger  Rechtssätze 
über  das  gegenseitige  Verhältniss  des  Bundesstaates  und  der  einzelnen  Glieder- 
staaten möglich  ist;  und  dass  man  nur  zu  völliger  Verwirrung^  des  Rechtsbewusst- 
seins  und  möglicherweise  zu  ungesetzlichem  Widerstände  und  Umsturz  kommen 
kann,   wenn   die  Theorie  einer  ganz  andern  Verbindungsart  angewendet  wer- 
den will. 

Sind  die  im  Vorstehenden  aufgestellten  Sätze  richtig  und  die  gemachten 
Forderungen  erfüllbar,  —  und  Beides  wird  kaum  bestritten  werden  wollen,  — 
80  ist  man  wohl  zum  Tadel  über  die  Art  berechtigt ,  wie  bis  jetzt  die  so  wich- 
tigen und  ansprechenden  Untersuchungen  über  die  Grundlagendes  amerikanischen 
Staatsrechtes  angestellt  worden  sind.  Nicht,  etwa,  dass  es  manchem  der  Schrift- 
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steller  an  Ckist  und  an  Scharfsinn  fehlte;  vielmehr  zeichnen  sich  gerade  hier 
einige  glänzende  Erscheinungen  durch  diese  Eigenschaften  aus :  aber  auch  nicht 
ein  Einziger  nimmt  die  wissenschaftlich  beherrschende  Stellung' ein,  welche 
ihm  seine  Untersuchungen  sehr  .erleichtert,  diesen  aber  zur  vollen  Wahrheit 
verhelfen  hätte.  Hinsichtlich  des  Principes  der  Demokratie  betrachten  sämmt- 
liche  Ausländer,  ohne  irgend  eine  Ausnahme,  die  Regierung  Aller  nach  einfacher 
Kopfzahl  nicht  blos  (was  sie  wirklich  ist)  als  die  Grundlage  des  bestehenden 
Rechtes,  sondern  auch,  stillschweigend,  als  die  einzige  mögliche  Art  der  Volks- 
herrschaft.  Damit  aber  versagen  sie  sich,  selbstredend,  nicht  nur  die  scharfe 
Bezeichnung  der  besonderen  Eigenthümlichkeit  Amerika's ;  sondein  auch  die 
Möglichkeit  einer  Auffindung  von  durchgreifenden  Hülfsmitteln ,  wenn  sie  mit 
den  Folgen  des  bestehenden  Gedankens  nicht  zufrieden  sind.  Die  amerikani- 
schen Schriftsteller  allerdings  haben,  ohne  Zweifel  durch  unmittelbare  Einsicht 
in  manche  flble  Seite  der  Wirklichkeit  zum  Nachdenken  gedrängt,  umfassen- 
dere Untersuchungen  über  das  Princip  der  Yolksherrschaft  angestellt;  bei  ihnen 
treten  jedoch  andere,  weiter  unten  näher  zu  bezeichnende.  Umstände  der  rich- 
tigen Lösung  entgegen.  Was  aber  gar  die,  denn  doch  wahrlich  so  nahe  lie- 
gende, Unterscheidung  unter  den  beiden  Arten  von  Staätenbtlndnissen  betrifft, 
so  ist  sie  durchaus  von  Allen  verkannt  worden  oder  doch  wenigstens  unberflck- 
sichtigt  geblieben.  Selbst  da,  wo  sich  am  Ende  die  ganze  Beweisfährung  um 
diesen  Unterschied  dreht,  ist  das  Wort  nicht  ausgesprochen  und  der  Begriff 
nicht  scharf  aufgestellt. 

Die  Aufzählung  der  einzelnen  Schriften  geschieht  am  besten  nach  der 
Nationalität  der  Verfasser,  da  sich  die  Gesichtspunkte  grossentheils  danach 
bestimmen. 

Nicht  eben  sehr  viel  Bedeutendes  haben  die  Engländer  geliefert.  Zu 
einer  Erörterung  der  Bundeseinrichtungen  haben  sie  in  ihren  heimath- 
lichen  Zuständen  keine  Veranlassung,  und  so  bleibt  denn  dieser  wichtige  Theil 
der  Untersuchungen  bei  Seite  liegen.  Dagegen  beschäftigen  sie  sich  allerdings 
mit  der  Demokratie ;  und  namentlich  suchen  sie  die  Folgen  aufzufinden,  welche 
die  Einführang  dieser  Regierungsform  bei  einem  iip  Ganzen  nach  englischem 
Rechtsbewusstsein  lebenden  Volke  hervorgebracht  hat,  und  die  nun  bestehen- 
den Unterschiede  zwischen  den  demokratisch-amerikanischen  und  monarchisch- 
englischen Einrichtungen  aufzufinden.  —  Am  fi*eiesten  und  umfassendsten  fasst 
ohne  Zweifel  Lord  Brougham  —  in  seiner  Encyklopädie  der  Staatswissen- 
schaften *)  —  den  Gegenstand  auf.  Doch  kann  auch  ihm  das  Lob  einer  voll- 
ständigen Erledigung  und  wissenschaftlichen  Beherrschung  nicht  zugetheilt  wer- 
den. Abgesehen  davon,  dass  selbst  er  den  Bundesverhältnissen  keine  nennens- 
werthe  Aufmerksamkeit  schenkt,  untersucht  er  auch  den  Gedanken  der  VMks- 


1)  S.  Lord  Brongham*s  Political  phUosopby,  Bd.  lH,  S.  18  fg.    Näheres  Aber   das 

Werk  im  Ganzen  oben,  S.  140. 
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herrschaft  nicht  umfassend  and  grundsätzlich.  Er  nimmt  die  Regienug  der 
Zahlenmehrheit  einfach  als  das  Princip  dieser  Staatsform  an,  und  beschäftigt 
sich  nur  mft'der  Anwendung  der  Kepräsentation  auf  die  Demokraüe;  also  mit 
einer  Frage  zweiter  Linie.  In  diesem  Kreise  nun  freilich  giebt  er  sehr  beher* 
zenswerthe  Erörterungen.  Vorerst  überhaupt  einen  Nachweis,  dass  nur  in  dieser 
Form  die  Demokratie  in  einem  grossen  Lande  und  bei  einem  zahlreichen  Volke 
überhaupt  möglich  sei;  sodann  scharfsinnige  und  bestimmte  Kegeln  über  die 
Handhabung  dieser  Einrichtung  in  der  Demokratie  und  zu  ihren  Zweckes. 
Aus  dieser  engen  Auffassung  ergiebt  sich  denn  natürlich  auch,  dass  die  Schil- 
derung der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  als  eines  Beispieles  des  repri- 
sentatiy-demokiatischen  Bundesstaates  viele  Lücken  hat,  und  zwar  gerade  in 
den  wichtigsten  Punkten.  —  Und  noch  weniger  erreichen  die  übrigen  englischen 
Schriftsteller  das  Ziel.  Eigentlich  liegt  ihnen  sämmtlich  nur  daran,  den  Unte^ 
schieden  zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten  recht  deutlich  zu  ma- 
chen. Dass  sie  in  der  Begel  dabei  die  aus  dem  Bestehen  eines  monarchi- 
schen Pnncipes  und  einer  mächtigen  Aristokratie  angeblich  erwachsenden  Vor« 
theile  mit  Wohlgefallen  hervorheben,  liegt  in  der  Natur  der  Sache;  und  in  so 
ferne  es  immer  nützt,  auch  die  Schattenseiten  einer  Staatsform  zu  kennen,  ist 
diese  Neigung  immerhin  nicht  ohne  Verdienst.  In  den  Vereinigten  Staaten 
freilich  wird  sie  mit  vielem  Missmuthe  aufgenommen.  Es  sind  aber  nament- 
lich die  Schriften  von  Ouseley  *),  Aiken  ^)  und  Tremenhere  ■),  welche 
hier  in  Betrachtung  kommen.  —  Ersterer  ist  der  billigste,  und  sucht  ein  richtiges 
Urtheil  über  die  amerikanischen  Verhältnisse  und  Einrichtungen  zu  begründen, 
namentlich  thatsächlich  unrichtige  DarsteUungen  in  verbreiteten  englisches 
Werken,  z.B.  Reisebeschreibungen,  zu  berichtigen.  Von  grosser  Tiefe  und 
Gedankenfülle  ist  er  freilich  nicht  —  Aiken  legt  hauptsächlich  Gewicht  auf  die 
Vorzüge  der  erbmonarchischen  Begierung  im  Gegensatze  mit  den  Folgen  des 
amerikanischen  Wahlsystemes.  —  Tremenhere  endlich  ist  zwar  mit  den  amerikani- 
schen Zuständen,  und  namentlich  mit  den  Folgen  der  immer  weiter  gehenden 
demokratischen  Entwicklung,  wohl  bekannt,  und  macht  auch  über  die  Uebel- 
stände  der  letzteren  sehr  richtige  und  umfassende  Bemerkungen :  allein  es  fehlt 
doch  auch  bei  ihm  an  einer  klaren  Einsicht  in  die  ganze  staatsrechtliche  Ge- 
staltung der  Vereinigten  Staaten.  Durch  den  Mangel  einer  bestimmten  Unter- 
scheidung des  föderativen  und  des  particularen  Theiles  derselben,  und  durch 
die  allzustarke  Hervorhebung  des  erstem  Bestandtheiles  entsteht  ündeutlich- 
keit  über  die  Ursachen  und  Wirkungen,   so  wie  über  Umfang  und  Bedeutmig 


^  Ouseley,  W.  Gore,   Remarks  on  the  Statistics  and  political  Institations  of  the 
U.  S.    Lond.,  1832. 

2)  Aiken,  P.  F.,  Vergleichende  DarsteUungen  der  Constitutionen  Grossbritanniev 
und  der  V.  St.    Bearbeitet  von  F.  J.  Clement    Lpz.,  1844. 

3)  Tremenhere,  H.  S. ,  The  Constitutien  of  the  U.  S.  compared   wüh   ovr  owi 
Lond.,  1854. 
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der  besprochenen  Missstände.  Ueberdiess  ist  der  Verfasser  so  vorzugsweise 
von  der  neueren  Richtung  der  amerikanischen  Demokratie  betroffen ,  dass  er 
die  löblichen,  und  zum  Theile  bewundemswerthen  Seiten  der  Einrichtungen 
und  Thatsachen  ganz  tibersieht.  Und  da  er  namentlich  von  der  Möglichkeit,  die 
Yolksherrschaft  auch  auf  eine  andere  Grundlage  als  die  der  einfachen  Zahlen- 
mehrheit zu  stellen,  keinen  Begriff  hat,  so  erscheinf  ihm  der  ganze  Zustand 
und  der  Gang  der  Dinge  über  die  Gebühr  schwarz  und  hoffnungslos.  Seine 
Yermuthung,  dass  schliesslich  und  vielleicht  bald,  die  Gewaltherrschaft  der 
Menge  in  die  Gewaltherrschaft  eines  Einzelnen  umschlagen  werde,  werden  ohne- 
dem Wenige  iheilen.  Es  mag  sein,  dass  der  Missbrauch  des  Massengrund- 
satzes die  gebildete,  einsichtige  und  besitzende  Minderheit  irgend  Wann  einmal 
zur  Verzweiflung  und  damit  zur  offenen  Auflehnung  treibt:  nichts  ist  aber  we- 
niger nothwendig,  und  selbst  weniger  wahrscheinlich,  als  dass  gerade  eine  mo- 
narchische Dictatur  das  Ergebniss  sei. 

Den  Franzosen  muss  man  einräumen,  dass  sie  die  Aufgabe  grösser  stellen, 
und  somit  richtiger  lösen.  Die  Frage  der  Freiheit  und  Gleichheit  nimmt  sie  jeden 
Falles  an  sich  schon  sehr  in  Anspruch;  und  wenn  auch  allerdings  keiner  ihrer 
Schriftsteller  die  ganze  Frage  von  der  Demokratie  ins  Auge  fasst,  sondern  auch 
sie  nur  —  hierin  theils  ihrer  vaterländischen  Erinnerungen  folgend,  theils  sich 
an  die  bestehenden  Zustände  in  Amerika  anschliessend,  —  die  Massenherrschaft 
und  deren  Folge  kennen:  so  geschieht  es  doch  mit  grösserem  Ueberblicke  über 
die  weltgeschichtliche  Wichtigkeit  der  Sache,  und  nicht  blos  im  Vergleiche  mit 
europäischen  Zuständen.  Ebenso  hat  zwar  für  sie  eine  Bundeseinrichtung  keine 
unmittelbare  Bedeutung  im  Leben;  allein  dennoch  nehmen  sie  in  ihrem  lebhaf- 
ten Geiste  und  bei  der  Lust  an  allgemeinen  staatlichen  Erörterungen  mehr 
Antheil  an  der  Frage. 

Es  gehörte  eine  Umwälzung  von  Europa  dazu,  um  es  möglich  zu  machen, 
dass  der  ehemalige  Erbe  Neapels  Achilles  Murat,  als  zeitweiser  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten,  ein  Buch  >)  über  die  staatsrechtlichen  Grundsätze  die- 
ses Landes  schreiben  und  diese  mit  Begeisterung  empfehlen  konnte.  Weder 
ein  Aufenthalt  in  den  Freistaaten,  noch  die  eigenen  demokratischen  Ansichten 


1)  Mural,  A.,  Exposition  des  principes  du  gonvemement  rdpublicain,  tel  qn'ä  a  die 
perfectionnd  en  AmMque.  Par.,  1833.  Eine  deutsche  Uebersetzung  u.  d.  T.: 
Darstellung  der  Grundsätze  der  repuhlikanischen  Regierung,  Yiie  dieselbe  in  Ame- 
rika vervollkommnet  worden  ist  A.  d.^  Franz.  Braunschw.  u.  Lpz.,  1833.  — 
Es  mag  gestattet  sein,  hier  die  staatsrechtlich  nicht  eben  ganz  einfache  Frage 
aufzuwerfen;  ob  es  ein  zum  Bürger  der  V.  St.  Aufgenommener ,  welcher  be- 
kanntlich bei  seiner  Naturalisation  nicht  nur  den  Vereinigten  Staaten  Treue  gelo- 
ben, sondern  aAxch  jede  Abhängigkeit  und  Treue  gegen  einen  andern  Staat  eidlich 
abschwören  und  dabei  noch  ausdrücklich  auf  jeden  erblichen  Titel  und  Rang 
verzichten  muss,  (s.  Acten  von  14,  April  1802  und  26.  März  1804,)  später  wie- 
der in  seine  alten  Verh&ltnSsse  und  Vorrechte  zurücktreten  kann? 
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waren  ihm  an  der  Wiege  gesungen;  auch  mag  füglich  dahin  gestellt  sein  wie 
weit  die  letztem  wirkliche  innere  üeberzeugung  waren,  oder  eine  Fracht  der 
Erbitterung  gegen  das  europäische  Königthum,  welches  den  Verfasser  aus  sei- 
ner Mitte  ausgestossen  hatte.  Gegenständlich  genommen  kann  die  Arbeit  nicht 
zu  den  schlechten  gezäUt  werden.  Mit  Verständniss  ist  das  föderative  und  das 
demokratische  Element,  so  wie  deren  Verbindung  zu  der  bestehenden  Verfas- 
sung unterschieden  und  abgesondert  besprochen;  und  viele  Bemerkungen  zeu- 
gen von  Beobachtungsgabe  und  Urtheil.  Doch  geht  ein  Uebelstand  durch  das 
ganze  Buch.  Es  werden  beständig  bittere  Seitenblicke  auf  die  europäischen 
Zustände  gewoifen ,  und  die  Möglichkeiten  einer  Verpflanzung  demokratischer 
Einrichtungen  in  die  diesseitigen  Fürstenthümer  erwogen.  Hierbei  zeigt  sich 
nun  aber  nicht  nur  ein  schwaches  Verständniss  der  europäischen  Verhältnisse; 
sondern  es  werden  auch  zuweilen,  was  nachtheiliger  ist,  die  amerikanischen 
Zustände  und  Einrichtungen  schief  dargestellt  oder,  um  Baum  für  die  Angriffe 
zu  gewinnen,  oberflächlich  behandelt.  So  aber  verliert  die  Schrift  einen  be- 
stimmten Character.  Ftlr  eine  staatsrechtliche  Erörterung  der  Grundlagen  ist 
sie  nicht  genug;  für  eine  politische  Flugschrift  zu  viel. 

Ein  höchst  bedeutendes,  man  darf  wohl  sagen  ein  classisches,  Werk  sind 
Tocqueville's  Erörterungen  über  die  amerikanische  Demokratie  ^).  Aufge- 
schreckt durch  die  langsame  aber  unwiderstehliche  Entwicklung  des  demokra- 
tischen Geistes  in  Europa,  so  wie  betroffen  darüber,  dass  Niemand  sich  dieser 
Bewegung  zu  bemächtigen  und  sie  zu  zügeln  verstehe,  untersuchte  der  Verfasser 
die  Zustände  in  den  Vereinigten  Staaten  und  deren  Ursachen,  um  sich  ein  Ur- 
theil über  den  wahrscheinlichen  Gang  der  Dinge,  so  wie  über  deren  vortheil- 
hafte  und  nachtheilige  Seite  zu  bilden.  Mit  Recht  machte  die  Schrift  grosses 
Aufselfen  durch  Selbstständigkeit,  Tiefe  und  gesunden  Geist;  und  ihr  noch 
junger  Urheber  wurde  fortan  den  Ersten  unter  den  Staatsgelehrten  beige- 
zählt. —  Das  Werk  zerfällt  in  zwei  Abtheilungen,  deren  erste  die  staatliche 
Seite  der  Demokratie  erörtert,  die  andere  ihre  Folgen  für  die  Gesittigung  ins 
Auge  fasst.  Natürlich  ist  hauptsächlich  die  erste  für  den  vorliegenden  Zweck 
von  Bedeutung.  Mit  klarer  Einsicht  in  das  Wesen  der  Aufgaben  geht  denn 
aber  der  Verf.  von  der  Schilderung  der  Demokratie  in  den  Vereinigten  Staaten 
aus;  schreitet  von  da  zur  Darlegung  der  thatsächlichen  BundesvQrhaltnisse; 
und  schliesst  mit  der  Erörterung  der  Folgen  dieser  verbundenen  Grundlagen. 
Allerdings  fasst  auch  dieser  bedeutende  Staatsgelehrte  die  Frage  der  Demo- 
kratie nicht  in  ihrem  vollen  Umfange  auf,  sondern  nur  so,  wie  sie  sich  ihm  in 
den  Vereinigten  Staaten  unmittelbar  darstellt  Allein,  auf  diese  amerikanische 
Yolksherrschaft  beschränkt,  sind  seine  Untersushungen  vortrefflich.  Die  Ab- 
stammung aus  dem  englischen  und  namentlich  puritanischen  Sinne  der  Ein- 
wanderer; die  Entwicklung  in  den  Eolonieen;  die  Beseitigung  jeder  aristokra- 


1}  ToequeviUe,'A.  de,  De  la  D^mocratie  en  Amöiique.  I.  IL  £d.4,  Par.,  1836. 
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tischen  Beimischung  bei  der  Lostrennnng  von  England;    endlich  das  bestän- 
dige  Wachsen   seit  dieser  Zeit,  und  die   folgerichtige  Ausbildung,    sind    mit 
eben  so  viel  Eenntniss  als  Scharfsinn  dargelegt.    Ebenso  beweist  die  Schilde- 
rung der  aus  der  Demokratie  hervorgegangenen  und  anderer  Seits  wieder   zu 
ihrer  Kräftigung  dienenden  Staatseinrichtungen   in   Gemeinde,  Grafschaft  und 
einzelnem  Staate  feinste  Beobachtung  und  grOndliche  Beschäftigung  mit    dem 
Gegenstande.    Namentlich  sind  in  diesem    Abschnitte   des  Buches   einige   der 
hauptsächlichsten  praktischen  Einrichtungen    der   repräsentativen   Demokratie 
meisterhaft  erörtert;   so  die  Vertheilung  der  Gewalt  unter  Viele;   die  Beseiti- 
gung einer  centralisirten  Verwaltung  bei  voUständiger  Gentralisation  der  Staats- 
gewalt in  der  Gesetzgebung ;  die  Erhaltung  der  Verfassung  und  selbst  der  Ver- 
fassungsmässigkeit der  Gesetze  durch,  die  Gerichte,  u.  s.  w.   —   Nicht  ganz 
dasselbe  Lob  verdient  die  Untersuchung  über  das  Bundeswesen  an  sich.    Sei 
es  dass  der  Verf.  sich  zu  einseitig  nur  um  die  demokratische,  nicht  aber  auch 
genugsam  um  die  federale  Seite  der  Einrichtung  bekümmert ;  sei  es,  was  wahr- 
scheinlicher ist,    dass  er    sich  überhaupt   mit  dem  Studium  der  verschiedenen 
Bundesarten,  ihrer  Bedingungen  und  Wirkungen  wenig  beschäftigt  hatte,  und  ihm 
somit  die  wesentlichsten  Punkte  und  ihre  Bedeutung  nicht  recht  klar  waren:  seine 
Darstellung  ist  etwas  mager  dem  Stoffe  nach,  und  lässt  manche  der  wichtigsten 
Fragen  ganz   unberührt.     Sicher  ist   auch  hier  vieles  ganz  Richtige   gesagt, 
z.  B.  über  die  Verschiedenheit   der  beiden  Häuser  des  Congresses,   über   die 
Stellung    des    Präsidenten,    welche   wesentlich  von  der  eines  constitutionellen 
Monarchen  verschieden  sei,  über  die  hohe  Stellung  und  die  grosse  Wichtigkeit 
des  obersten  Gerichtshofes,  u.  s.  w.;  allein  gerade  den  Fragen,   welche  jeder 
in  einem  Staatenbündnisse  Lebende  vor  Allem  ins  Auge  fassen  wird,  nämlich 
den  Bestimmungen  über  die  Kegierungsmacht  der  Einheit  im  Gegensätze  gegen 
die  Gliederstaaten ,  wird  nicht  die  volle  Aufmerksamkeit  geschenkt.   Hier  muss 
anderwärts  Ergänzung  gesucht  werden.  —  Vortrefflich  sind  dagegen  wieder  die 
Erörterungen  über  die  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Folgen  der  Demokra- 
tie im  Bundesstaate.    In  der  einen  Hälfte'  der  ersten  und  in  der  ganzen  zwei- 
ten Abtheilung  des  Werkes  wird  diesen  Wirkungen  nach   allen  Seiten  und  in 
allen  menschlichen  Beziehungen  nachgespürt;    und  gerade  der  in  diesen  Bezie- 
hungen gezeigte  Geist  uifd  Scharfsinn  hat  dem  Verfasser  den  allgemeinen  und 
lauten  Beifall  verschafft.    Allerdings  betrifft  ein  grosser  Theil   der  hier  vorge- 
tragenen Thatsachen  und  Bemerkungen   andere  Lebensverhältnisse,  als  staats- 
rechtliche; allein  auch  diese  letzteren  haben  ein  zum   Theile  überraschendes 
Licht  erhalten,  und  es  ist  nicht  zu  viel  gesagt,  wenn  das  richtige  Verständniss 
der  Folgen  des  demokratischen  Principes  für  die  Bundeszustände  auf  Tocque- 
ville's  Erörterungen  zurückgeführt  wird.   Er  hat  die  wahre  Strömung  des  öffent- 
lichen Lebens  in  den  Vereinigten  Staaten  nachzuweisen  verstanden;  und  nament- 
lich hat  er  das  Verdienst,    bis  zur  Gewissheit  klar  gemacht  haben,   dass  dem 
Bundesstaate  keineswegs,  wie  man  in  Europa  gewöhnlich  annahm,   vom  Ein- 
brechen aristokratischer  oder  monarchischer  Richtungen  Gefahr  des  Untergan- 
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ges  drohe,  sondern  vielmehr  im  Gegentheile  von  einer  üebersifirzusg  ta 
demolsratischen  Geistes.  Die  Ansichten  Tocqneville's  sind  in  den  Yereimg- 
ten  Staaten  keineswegs  sämmtlich  mit  Gunst  aufgenommen  worden,  wie  sich 
dieses  bei  der  grossen  Empfindlichkeit  der  Amerikaner  gegen  jeden  Tadd 
ihrer  heimathlichen  Zustände  gar  wohl  erklärt;  and  es  mag  auch  wohl  seiii, 
dass  der  Ausländer  einzelne  Erscheinungen  falsch  aufgefasst  oder  ihnen  die 
übertriebene  Bedeutung  zugeschrieben  hat.  Allein  es  unterliegt  keinem  Zweifd, 
dass  sein  Werk  zu  denjenigen  gehört,  welche  am  deutlichsten  und  am  tiefsten 
in  die  Gründe  der  staatlichen  Zustände  und  in  die  Bedingungen  der  einzd- 
nen  Einrichtungen  einführen.  Wäre  die  schwierige  Lehre  der  Staatenbttnd- 
nisse  mit  mehr  Yerständniss  und  positiver  Eenntniss  behandelt,  so  läge  hier 
ein  vollendetes  Meisterwerk  vor. 

Nicht  sowohl  wegen  des  bereits  Geleisteten,  als  wegen  der  erötoetoi 
Aussicht  auf  umfassendes  und  Gründliches  ist  unter  den  französischen  Unter- 
suchungen noch  einer  kleinen  Schrift  von  Laboulaye')  Erwähnung  zu  thim. 
In  geistreichen  Andeutungen  werden  die  hauptsächlichsten,  namentlich  die  erfreu- 
lichen, Seiten  der  Vereinigten  Staaten  aufgezeigt;  und  wenn  —  wie  hoiTentM 
bald  der  Fall  ist  —  diesem  Vorgänger  das  ausführliche  Werk  folgt,  so  wird 
ohne  allen  Zweifel  eine  neue  reife  Quelle  der  Einsicht  in  das  öffentliche  Bedit 
Amerika's  erschlossen  werden.  Dass,  wie  es  beinahe  scheint,  hier  die  löb- 
lichen Folgen  der  dortigen  Zustände  werden  hauptsächlich  berücksichtigt  wer- 
den, kann  als  Vervollständigung  nur  dankbar  erkannt  werden. 

Eine  gar  geringe  Ausbeute  an  Untersuchungen  über  die  Grundlagen  des 
amerikanischen  Staatslebens  bietet  die  deutsche  Literatur;  indem  hier  nur 
Ein  Werk  zu  nennen  ist,  und  dieses  kaum  mit  Hecht.  Bekanntlich  hat  näm- 
lich F.  von  Raum  er  seinen  Schilderungen  auswärtiger  staatlicher  Zustände,  irie 
er  diese  bei  kürzerem  oder  längerem  Aufenthalte  in  den  Ländern  selbst  an- 
schaute, auch  eine  Beschreibung  der  Vereinigten  Staaten  beifügt  ^).  Dieselbe 
theiit  nun  alle  Vorzüge  und  Schwächen  seiner  früheren  Schriften  dieser  Art 
Auf  der  einen  Seite  ^teht  allgemeine  Vorbereitung  durch  umfassende  Geleh^ 
samkeit,  wohlwollende  Geneigtheit  das  Gute  anzuerkennen,  rtlhrige  Umschau 
nach  Neuem  und  Bezeichnendem,  gefällige  Darstellung;  auf  der  andern  Seite 
freilich  auch  Begnügung  mit  dein  Nächstliegenden,  Ueberschätzung  der  gerade 
im  Gange  begriffenen  Ereignisse  und  Gedanken,  Bestreben  nach  Billigkeit  mit- 
telst schaukelnder  Anerkennung  von  Gründen  und  Gegengründen.  Von  einen 
scharfen  Eindringen  in  die  tiefer  liegenden  Ursachen  und  von  einem  Durchbüdres 


1)  Labonlaye,  £.,  De  la  Constitution  am<iricaine,  et  de  Futilitö  de  son  ^tude.  Pv., 
1850. 

2)  Raum  er,  F.  v. ,  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  I.  II.  Lpz.,  184& 
Aach  ins  Englische  übersetzt  unter  dem  Titel:  America  and  tbe  american  peüpk» 
by  W.  W.  Turner. 
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der  conventioiiellen  Verkleisterungen  und  Heucheleien  ist  da  keine  Bede.    Und 
wenn  namentüch  auch  die  Schrift  flbet  die  Vereinigten  Staaten  eine  beifällige  Auf- 
nahme in  dem  nach  Lob   begierigen  Lande  gefunden  hat:   so  ist   diess    wohl 
eben  dem  etwas  verwaschenen  Hin  -  und  Herreden  über  Gutes  und  Böses ,  so 
irie  der  gläubigen   Annahme   von  Selbstlob  und  Yertheidigung  zuzuschreiben. 
Der  berühmte  Geschichtschreiber  hat  es  sich  in  der  That  etwas  leicht  gemacht. 
Es  ist  bei  ihm  weder  von  einer  grtlndlichen  Untersuchung   der  Eigenthümlich- 
keiten  der  amerikanischen  Volksherrschaft  die  Rede,  (deren  Auffindung  gerade 
ihm  wohl. möglich  gewesen  wäre;)  noch  auch  nur  von   einer  scharfen  Begrei- 
fong  der  Bundeseinrichtungen   und  ihrer  Wirkungen  für  die  Gesammtheit  und 
fttr  die  Einzeln-Staaten ,   (welche  dem  Deutschen  vor  Allem  nahe  lag.)     Neue 
Aufschlüsse  können   also    weder  den  Amerikanern  über  das  Wesen  ihrer  Zu- 
stände geworden  sein;    noch   vermögen  wir  schliesslich   ein   anderes   staats- 
wissenschaftliches  Ergebniss   aus  den  langen  Auseinandersetzungen    über  Ge- 
schichte und  Recht  zu  ziehen ,  als  den  Beweis ,  dass  mit  repräsentativer  Demo- 
kratie zu  regieren,  und  dieselbe   keineswegs  gleichbedeutend  sei  mit  Gesetz- 
losigkeit und  Unordnung.    Diess  ist  nun  aber  keine  neue  Entdeckung;  und  es 
lässt  sich  nicht  verkennen ,   dass   z.  B.  Tocquevüle  seine  Reise  über  das  Meer 
zu  einem   tieferen  Einblick  in  die  wahren  Zustände  des  Landes   und  die  Ur- 
sachen derselben  benützt  hat. 

Es  bleibt  nun  noch  übrig,  von  den  amerikanischen  Schriftstellern 
zu  berichten.  Es  sind  deren  keineswegs  viele.  Wenn  nämlich  —  wie  diess 
oben,  aus  hoffentlich  guten  Gründen,  geschehen  ist,  —  Adams  und  der  Föde- 
ralist einer  anderen  Abtheilung  zugewiesen  werden,  so  sind  nur  noch  Taylor, 
Calhoun  und  Lieber  i)  zu  nennen,  von  welchen  freilich  letzterer  nicht  durch 
Geburt  wohl  aber  durch  vollständige  Einlebung  dem  Lande  angehört.  Die 
Bedeutung  von  wenigstens  zwei  derselben  ersetzt  übrigens  die  Zahl;  und  es 
lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  hier  die  Einheimischen  den  Fremden  enschie- 
den  überlegen  sind.  Diess  aber  ist  nicht  etwa  eine  innere  Nothwendigkeit  bei 
allgemeinen  Fragen.  Einem  mit  den  nötliigen  Vorkenntnissen  ausgerüste- 
ten Ausländer  stehen  bei  einer  Untersuchung  der  staatlichen  und  gesellschaft- 
lichen Grundlagen  eines  Landes  ganz  bedeutende  Yortheile  zur  Seite.  Wenn 
er  nämlich  auch  mit  den  Einzelnheiten  nicht  vollständig  vertraut  sein  kann, 
zuweilen  den  Zusammenhang  oder  die  Tragweite  eines  Verhältnisses  falsch 
auffasst,  und  nicht  durch  praktisches  Bedürfniss  zur  Erforschung  der  Gründe 
von  Uebelständen  gedrängt  ist:  so  hat  er  den  frischen  Gesammteindruck  für 
sich,  aus  welchem  ihm  die  Eigenthümlichkeiten  scharf  entgegentreten;  femer 
die  aufklärende  Vergleichung  mit  Verschiedenartigem;    endlich  das  Bedürfniss 


1)  Möglicherweise  wäre  hier  «ooh  noch  aufzuführen:  Grimk^,  F.,  CousideraUons 
upon  the  natare  and  tcndency  of  free  Institations.  Cincinn.,  1848.  Ich  habe  aber 
dieses  Werk  nur  nicht  verschaffen  können« 
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sich  das  Wesen  des  Neaen  und  Aaffallenden  klar  zu  macheiL  Der  bidMr 
atugesprocbene  Tadel  Aber  die  nngenttgenden  Uutersncbnjigeii  der  Frondai 
war  somit  sicher  kein  uDgerechter;  nnd  diess  «m  so  weniger ,  als  sie  sich  ge- 
rade in  denjenigen  Eigenschaften  von  den  Amerikanern  fibertreffen  lassen,  in 
welchen  sie,  die  Ausländer,  sich  hätten  auszeichnen  können,  nämlich  in  der 
Selbstständigkeit  nnd  Eigenthflmlichkeit  der  Auffassung. 

Am  geringsten  dttrften  Taylor's  Untersuchungen  ftber  die  Grundlagen 
der  Verfassung  *)  anzuschlagen  sein.  Der  Verfasser  gehört  zu  den  un^ck- 
lichen  Politikern,  welche  Freiheit  nur  von  einer  Schwächung  der  Staatsgewalt 
und  Einhaltung  der  Verfassung  nur  yon  einem  häufigen  Wechsel  aUer  Organe 
des  Gemeinwillens  erwarten;  und  welche  nicht  einsehen,  dass  fflr  einen  Ban- 
desstaat, der  Erfahrung  aller  Zeiten  gemäss,  die  Gefahr  nicht  in  der  thet- 
grossen  Macht,  sondern  vielmehr  in  der  Unzulänglichkeit  sei  es  der  Rechte 
sei  es  Uittel  zur  Gehorsamserzwingung  liegt.  Von  diesem  falschen  Standpunkte 
aus  spricht  er  denn  bittem  Tadel  über  fast  alle  Grundlagen  der  Bundesverfas- 
sung aus,  und  weissagt  Umsturz  und  Willkürherrschaft  aus  denselben.  So 
z.  B.  sieht  er  den  Untergang  der  Freiheit  in  der  sechsjährigen  Wahlzeit  der 
Senatoren,  namentlich  verbunden  mit  der  vierjährigen  Amtszeit  des  Bräsidoi- 
ten ;  indem  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  ein  sechs  Jahre  sitzender  gesetzgeben- 
der Körper  verdorben  werde,  gerade  sechsmal  grösser  sei,  als  bei  einem  blos 
einjährigen.  Ferner  ist  ihm  die  Ueberlassung  des  Oberbefehles  AVer  das  Heer 
an  den  Präsidenten  ein  unfehlbarer  Grund  einstiger  Unterjochung  durch  ein 
ehrgeiziges  Staatsoberhaupt.  Und  so  noch  Anderes  mehr.  Unter  Urtheils&hi- 
gen  ist  nun  aber  wohl  nicht  der  mindeste  Zweifel  ^  dass  die  wirklichen  Ge&h- 
ren  gerade  in  entgegengesetzter  Richtung  liegen. 

Dass  Calhoun*8  umfassende  Abhandlungen  Aber  Regierung  im  ASge« 
meinen  und  über  die  Bundesverfassung  insbesondere  ')  höchst  bedeutende  Ar- 
beiten sind,  wird  auch  Derjenige  nicht  in  Abrede  ziehen,  welcher  die  Ansichtea 
des  grossen  sfldlichen  Staatsmannes  nicht  theilt  Es  spricht  sich  in  denselben 
ein  grosses  wissenschaftliches  Talent  und  eine  höchst  scharfsinnige  Logik  ans; 
wobei  nicht  fibersehen  werden  darf,  dass  die  Arbeiten  nicht  einmal  die  letzte 
vollendende  Hand  des  Verfassers  erhalten  haben. 

Die  erste  der  beiden  Abhandlungen,  „eine  Untersuchung  fiber  Begierong* 
benannt,  ist  zwar  sehr  allgemein  gehalten,  und  hängt  mit  dem  Hauptgegenstande, 
der  Erörterung  der  Grundlagen  des  Bundesstaates,  nur  als  Vorarbeit  zusam- 
men; ist  aber  an  sich  höchst  merkwfirdig,  theils  wegen  der  grossen  Kunst^  mit 


1)  Taylor,  J.,  Inquiry  into  the  principlet  and  policy  of  the  U.  S. 

%)  Calhonn,  J.  C«  A  disquisiUon  on  Govemmeiit,  and  a  di»oowac  on  Ibe  Caadi- 
taHoik  and  Government  of  the  U.  S.  Ed.  by  B.  K.  Cralk.  Coinab^  1851.  Aach 
ab  enter  Band  der  ,«Werke''  CaUionn*& 
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welcher  hier  allgemeine  Sätze  aufgestellt  werden,  welche  später  ihre  unmittel- 
bare Anwendung  auf  praktische  Fragen  finden  sollen,  theils  wegen  der  von  der 
gewöhnlichen    amerikanischen  Anschauung   vollkommen    abweichenden  Lehre 
von  dem  Wesen  und  der  inneren  Berechtigung  der  Demokratie.    Die  Theorie 
von  der  Entscheidung  durch  blose  Mehrheit  ist  hier  nämlich  vollkommen  auf- 
gegeben, und  es  wird  vielmehr  von  der  Ansicht  ausgegangen,  dass  die  Annahme 
einer  völligen  Gleichheit,  und  somit  Gleichberechtigung,  aller  Menschen  unhalt- 
bar  und  dieselbe   nur  die  Veranlassung  zu  roher  Gewalt  ^er  Menge  und  zu 
Unterdrückung  aller  in  der  Minderzahl  befindlichen  Hechte  und  Interessen  sei. 
Da  nun  aber  die  Aufgabe  des  Staates  darin  bestehe,  Macht  für  die  Regierung 
und  Freiheit  ftlr  die  Bürger  zu  schaffen,  so  müsse  die  Verfassung  jedem  Rechte 
die  Möglichkeit  der  Geltendmachung  verschaffen.  Diess  aber  sei  nur  zu  bewerk- 
stelligen, wenn  zu  den  Beschlüssen   der  Staatsgewalt  alle  thatsächlich  vorhan- 
denen Bestandthnile  des  Volkes  zusammenwirken,   und  namentlich  jeder  Min- 
derheit  das   Recht   eines    verhindernden  Widerspruches    (ein  Veto)  zustehe. 
Eine   solche  Zusammenstimmung  (concurrent  majority)  sei   allerdings  in   der 
Demokratie  möglich,  obgleich  schwierig  einzurichten.  —  Die  Beurtheilung  dieser 
Lehre  fällt  sehr  verschieden  aus,  je  nachdem  man  sich  auf  den  praktischen 
oder  einen  wissenschaftlichen  Standpunkt  stellt.  In  ersterer  Beziehung  leuchtet 
ein,  dass  sie  eine  vollkommene  Umwälzung  der  ganzen  rechtlichen  Grundlage 
der  Demokratie,  so  wie  diese  bisher  in  den  Vereinigten  Staaten  aufgefasst  und 
und  in  ihren  Folgerungen  immer  weiter  ausgebildet  wurde,  beabsichtigt.    Diess 
ist  denn  ein  kühnes  Unternehmen;  doppelt  so  in  den  Vereinigten  Staaten,  wo 
eine   Abweichung  von   dem  allgemein   Angenommenen  so   schwer  hält;    und 
nichts  ist  unwahrscheinlicher,  als  dass  die  neue  Lehre  alsbald  Anwendung  fin- 
den wird.    Nicht  nur  würde  sie  eine  grosse  Veränderung  in  allen  Einrichtun- 
gen der  Volksvertretung  und  in  der  ganzen  Organisation  der  Gesetzgebung  zur 
Folge  haben,  wozu  gewiss  ein  grosser  Entschluss  gehört;  sondern  sie  ist  auch 
lieb  gewordenen  Gewohnheiten  und  stolzen  Ueberzcugungen  zuwider.    Die  bis- 
herige Auffassung  der  Volksherrschaft,   welcher  gemäss  Jeder  eine  Stimme  in 
Staatsangelenheiten  hat,   blos  weil  er  vorhanden  ist,  jede  Stimme  so  viel  gilt, 
als  eine  andere,  und  somit   schliesslich  nur  die  Mehrheit  entscheidet,   ist  un- 
zweifelhaft ganz  in  Fleisch   und  Blut  des  amerikanischen  Volkes  übergegangen. 
Auch  kann  in  der  That  nicht  geläugnet  werden,    dass  dieselbe  durch  die  Ver- 
herrlichung  der  natürlichen  Gleichheit  dem  Selbstgefühle   der  Menge   schmei- 
chelt, und  durch  ihre  scheinbare  Einfachheit  dem  Verständnisse  derselben  ge- 
recht liegt.    Eine  Aufgebung  derselben  gegen  eine  Theorie,  welche  den  Stimmen 
nur  eine  relative  Bedeutung  giebt  und  dem  Wülen  der  Mehrheit  Zügel  anlegen 
will,  kann  somit  offenbar  nur  durch  eine  allgemeine  Zustimmung  der  Wortfüh- 
rer oder  durch  die  entschiedensten  praktischen  Nachtheile  der  jetzigen  Grund- 
sätze allmählig  bewerkstelligt  werden.    Zu  jener  ist  nun  aber  bis  jetzt  wenige 
Aussicht;  und  diese  sind  wenigstens  der  Menge  bis  jetzt  keineswegs  einleuch- 
tend.   Hierzu  kommt  noch,  dass  Calhoun  durch  eine  scharfsinnige  Anwendung 
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seiner  Lehre  zu  Gunsten  der  möglichst  grossen  Selbstständigkeit  der  einzelnen 
Staaten  gerade  von  den  Anhängern  des  Bundesstaates,  bei  welchen  er  unter  andern 
Umständen  vielleicht  Beifall  erhalten  hätte,  grundsätzlichen  Widerspruch  zu  er- 
warten hat.  Man  mag  somit  wohl  dem  ürtheile  zustimmen,  welches  Ober  Cal- 
houn  häufig  gefilllt  wurde,  nämlich  dass  er  zu  riel  Metaphysiker  sei.  Etwas 
unpraktisches  hat  er  jeden  Falles  hier  gelehrt.  Damit  ist  aber  freilich  nielit 
gesagt,  dass  seine  Lehre  auch  wissenschaftlich  keine  Beachtung  verdiene.  In 
Gegentheile  ist  sie  auf  diesem.  Felde  sehr  merkwürdig.  Es  bedarf  nämlidi 
nicht  erst  der  Bemerkung,  dass  der  scharfsinnige  Staatsmann  durch  sein  Kach- 
denken über  die  letzten  Gründe  der  Volksherrschaft  und  lAer  die  Folgen  der 
Ausübung  dieses  Rechtes  zu  einer  gesellschaftlichen  Auffassung  des 
Staatslebens  und  zu  Forderungen,  welche  der  natürlichen  Gliederung  der  Be- 
völkerungen entsprechen,  gekommen  ist.  Diess  ist  nun  aber  von  grosser  Be- 
deutung für  die  Lehre  von  der  Gesellschaft,  welche  nicht  nur  hier  im  AHge- 
meinen  —  und  je  unbeabsichtigter  es  ist,  um  so  bemerkenswerther  —  eine 
weitere  Bestätigung  und  Stütze  erhält;  sondern  deren  Sätze  gerade  in  Bezie- 
hung auf  diejenige  Staatsform  angewendet  werden,  auf  welche  sie  am  schwie- 
rigsten zu  passen  schienen.  Die  Wirkungen  im  Leben  überhaupt  und  in  den 
amerikanischen  Zuständen  insbesondere  mögen  also  sehr  unwahrscheinlicli, 
jeden  Falles  sehr  ferne  sein;  für  die  Ausbildung  der  politischen  Wissenschaf- 
ten ist  hier  etwas  Bedeutendes  geleistet.  Dabei  sei  noch  auf  einen  merkwftr- 
digen  Umstand  aufmerksam  gemacht.  Schon  bisher  ging  der  Satz,  dass  eine 
Verfassung  zum  Schutze  der  Minderheiten  gegen  ein  gewaltthätiges  Uebergewicht 
der  Mehrheit  diene,  vielfach  in  polischen  amerikanischen  Verhandlungen  wie  eine 
Art  von  Gespenst  um.  Derselbe  war  aber  offenbar  nicht  nur  ohne  Zusam- 
menhang mit  dem  gewöhnlich  aufgestellten  Principe  der  Mehrheitsberechdgang, 
sondern  so  recht  eigentlich  im  Widerspruche  mit  demselben,  und  nur  ans 
einem  Instincte  nicht  aber  aus  klarer  logischer  Beweisführung  hervorgegangen. 
Die  Theorie  Calhoun's  bringt  ihn  nun  plötzlich  in  seine  richtige  Verbindung, 
giebt  ihm  allgemeine  Begründung,  und  zeigt  eine  praktische  Ausführbarkeit 
Auch  dieses  hat  zunächst  lediglich  nur  eine  theoretische  Bedeutung;  allein  es 
ist  doch  immer  interessant  zu  sehen,  wie  ein  Satz ,  welcher  seit  langem  verein- 
zelt und  fremdartig  unter  einer  ganz  verschiedenartigen  Gedankenreihe  stand, 
durch  eine  Aenderung  in  der  Lehre  unerwartet  Zusammenhang  und  richtige 
Bedeutung  findet 

Eine  unmittelbare  und  eine  grosse  Wichtigkeit  für  das  amerikanische 
Staatsleben  hat  nun  aber  die  zweite  Abhandlung  Oalhoun^s.  Sie  ist  nämlich 
eine  ausführliche  Vertheidigung  des  „Staatenrechts-Systemes"  gegen  die  Theorie 
eines  beherrschenden  Bundesstaates.  Der  Verfasser  sucht  den  Beweis  daftr, 
dass  nach  richtiger  Theorie  die  einzelnen  Staaten  dem  Bundesstaate  gleidi- 
stehen,  nicht  aber  ihm  untergeordnet  seien,  und  dass  sie  mittelst  der  Bundes- 
verfassung nur  bestimmte  einzelne  Kechte  vertragsmässig  überlassen  haben, 
keineswegs    aber    von    dem    gesammten  Volk  ein   höherer  Staat  in  seiner 
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MachtvollBDaiineDheit  geschaffen  worden  sei,  theDs  geschichtlich,  theite  durch 
Anslegung  der  Worte  des  Grundgesetzes  zu  fahren.    Seiner  Ansicht  nach  liegt 
die  Gefahr  far  die  Vereinigten  Staaten  nicht  in  einer  Unzureichenheit  der  Bun- 
desgewalt, sondern  gerade  im  Gegentheile  in  der  allzugrossen  Machtanhäofnng 
bei  derselben;  welche  erzeugt  werde  theils  durch  eine  ungerechtfertigte,  unter 
dem  Verwände  der  nothwendigen  AusfClhrungsmittel  vollführte  Anmassnng  der 
Bundpsbehörden,   theils  durch  die   dem  Bunde  stets  sichere  Zustimmung  der 
Mehrzahl  der  Bundesstaaten,  aus  deren  Abstimmung  die  jedesmalige  Regierung 
desselben  hervorgehe.    Zur  Beseitigung  dieser  ünterdrOckung  der  Einzelnstaa- 
ten  und  der  schliesslich  drohenden  Gewalt-  und  Militärherrschaft  sei  offenbar 
ein.  grösserer  Schutz  der  Schwächeren  nöthig,  dieser  aber  nur  in  dem  Veto  zu 
finden,  welches  jedem  Gliederstaate  gegen  die  Beschlüsse  des  Bundes  zustehe. 
Der  Einwand,  dass  im  Falle  eines  Widerspruches  zwischen  Bund  und  Einzeln- 
Staat  gesetzlich  die  Bundesgerichte  zu   entscheiden  haben,   und  somit  ein  sol- 
ches Veto  rechtlich  unmöglich  sei,  wird  durch  die  Behauptung  beseitigt,  dass 
diese  durch  die  Congressacte  von  1789   den  Bundesgerichten  übertragene  Zu- 
ständigkeit verfassungswidrig  und  nichtig  sei;  die  Frage  aber,  auf  welche  Weise 
die  bei  einer  solchen  Gleichberechtigung  des  Bundes  und  der  Staaten  entste- 
henden Streitigkeiten  entschieden   werden  sollen,   durch  Hinweisung  auf  eine 
allgemeine  Abstimmung   des  Volkes   in  allen   einzelnen  Staaten  (in  der  Form 
der  Entscheidung  über  eine  Verfassungs-Veränderung)  beantwortet.    Zur  theo- 
retischen Begründung  dieser,  zum  Theile  höchst  auffallenden,  Sätze  wird  dann 
aber  eben  die  oben  bezeichnete  Theorie  von  der  Demokratie  und  von  der  Be- 
rechtigung der  Minderheiten  geschickt  verwendet.    Schliesslich  ist  zur  „Wie- 
derherstellung der  ächten  Verfassung'*  verlangt:  die  Zurücknahme  der  gesetz* 
liehen  Bestimmung,    nach  welcher   die  Bundesgerichte  zuständig  erklärt  seien 
in  allen  Streitigkeiten  über  Bnndesgesetze  und  Verfassung;  die  Zurückführung 
der  Geldgewalt  des  Congresses  auf  die  engsten  Grenzen,  damit  nicht  durch  die 
Art  der  Steuern  (nämlich  durch  Zölle)  in  das  Becht  der  einzelnen  Staaten  ein- 
gegriffen werde;   die  Beschränkung   des  Präsidenten   auf  die  ihm  in  der  Ver- 
fassung ausdrücklich  zugetheilten  Rechte  und  Unterssagung  der  nicht  genann- 
ten Ausführungsmittel  (!) ;  endlich  bessere  Wahl  des  Präsidenten  und  Viceprä- 
sidenten.    Auch  in  dieser  zweiten  Abhaudlung  weicht  also,  wie  man  sieht^  Gal- 
houn's  Auslegung   der  Grundlagen   des   öffentlichen  Rechtes  der  Vereinigten 
Staaten  entschieden  ab  von  der  herrschenden  Ansicht;    und  auch  hier  muss 
zwischen  wissenschaftlicher  und  praktischer  Bedeutung  der  aufgestellten  Mei- 
nung unterschieden  werden.     Nur  ist  freilich  das  Verhältniss  dieser  beiden 
Würdigungsmaassstäbe  gerade    das    entgegengesetzte  von  dem  bei  der  oben 
erwähnten  Lehre  stattfindenden.    Wenn  nämlich   an  ein  praktisches  Eingehen 
in  jene  neue  Auffassung  der  Demokratie  gar  nicht  zu  denken  war,  so  ist  da- 
gegen die  Lehre  von  der  Selbstständigkeit  der  Einzelstaaten  einem  nicht  unbe- 
deutenden  Theile   des  amerikanischen  Volkes  ganz  genehm.    Namentlich  in 
den  südlichen  Staaten  ist  die  Abneigung  gegen  eine  starke  Bundesgewalt  sehr 
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verbreitet.    Diesem  spricht   nim  Oalhoun  in   der  vorstehenden  B^veisf&hnmg 
ganz  nach  dem  Herzen.    Und  überwiegt  auch  sicherlich,   und  hlBentlich,  bei 
der  Mehrzahl  bewusst  oder  instinctmässig  das  Verlangen  nach.  kraftvoUer  Em- 
heit,  und  ist  somit  wohl  geringe  Aussicht  auf  eine  Durchftlhrung  der  von  dem 
Wortführer  des  Südens  ausgesprochenen  Ansichten  und  Forderungen,  so  haben 
sie    doch  immerhin    eine   grosse  praktische   Bedeutung,    weil    sie    aUerdings 
auf  Anhänger  rechnen  können  und  zur  Bestärkung  dieser  in  ihren  Auffassungen 
mächtig  beitragen  werden.    Ganz  anders  stellt  sich  dagegen  die  Sache,  wenn 
der  wissenschaftliche  Werth   der  vorgetragenen  Lehre  in  Betrachtung  kommt 
Ein    solcher    ist    ihr    abzusprechen ,    sowohl    als   Versuch    einer  Auslegnsg 
der  positiven  Bundesgesetze,   denn    als  rein   staatswissenschaftliches  System. 
Unzweifelhaft  nämlich  widerspricht  diese  Theorie  der  „Staatenrechte"  der  Ge- 
schichte der  Entstehung   des  jetzigen  Bundesstaates  und  den  nachweisbaren 
Absichten  des  Gesetzgebers.    Die  zu  ihren  Gunsten  angewendeten  Erklänmgen 
des  Grundgesetzes  sind  zwar  sehr  scharfsinnig,  allein  durch  und  durch  sophi- 
stisch. Das  Bedürfniss  des  Lebens  und  die  Erfahrung  aller  Zeiten  und  sämmt- 
licher  sonstiger  zersplitterter  Länder  spricht  gegen  blose  Staatenbünde  und  za 
Gunsten  starker  Bundesstaaten.    Endlich  hat  in   den  Vereinigten  Staaten  die 
übergrosse  Mehrzahl  des  Volkes  von  Anfang  an  die  entgegengesetzte  Ansidit 
gehabt   und   die  Verfassung  in  diesem  Sinne  angenommen.    Eine  Verwendung 
der  Lehre  Galhoun's  zur  Erklärung  des  Bundesrechtes  wäre  somit    eine  offen- 
bare Misshandlung  und  Verkehrung  desselben.    Und   nicht  günstiger  ist  von 
ihr  zu  urtheilen  von  rein  wissenschaftlichem  Standpunkte  aus.    Nichts  steht  in 
Erfahrung  und  Theorie  fester,  als  dass  ein  schlaffer  Staatenbund  nichts  taugt, 
indem  er  seinen  nächsten  Zweck,  die  Sicherung  nach  Aussen,  verfehlt,   im  Innern 
aber  zahlreiche  gerechte  Wünsche  unerfüllt  lässt.    Eine  solche  mangelhafte  Ge- 
staltung als  die  allein  richtige  und  mögliche  darzustellen,  ist  unverzeihlich;  dop- 
pelt in  einem  Lande,  welches  die  Einsicht  und  das  Glück  gehabt  hat,  sich  ans 
solcher  Halbheit  und  Verkommenheit  noch   eben  zu  rechter  Zeit   zu  retten. 
Calhoun  lässt  sich  in  der  That  von  einem  grossen  sittlichen  Fehler  nicht  fra- 
sprechen.    Seine  ganze  Theorie  verdankt,  wie  bereits  bemerkt,  ihren  Urspmog 
lediglich  dem  Bestreben  der  südlichen  Staaten,  sich  von  den  Bundesbeschlfts- 
sen  unabhängig  zu  halten,  weil  diese,   erzeugt  und  gestützt  durch  die  nörd- 
lichen und  westlichen  Staaten,  ein  Schutzzollsystem   feststellen;    hanptsächiick 
aber,  weil  möglicherweise  Eingriffe  in  die  Sklaverei  geschehen  könnten.   Dieser 
letztere  Grund,  welcher  auch  gar  nicht  verhehlt  wird,  ist  nun  aber  ein  so  widri- 
ger, dass  die   ohnedem  sehr  unstaatsmännische  Bestrebung  nach  Scbwädinng 
der  Bündesgewalt  die  aller  entschiedenste  Verwerfung  verdient.  —  Mit  dieser 
Verwerfung  ist  denn  aber  eine  unumwundene  Anerkennung  grossen  Talentes 
in  Auseinandersetzung  der  falschen  Lehre,   sogar  das  Zugeständniss  einzelner 
richtiger  Beweisführungen  gar  wohl  vereinbar.    Calhoun  zeigt  sich  in  der  gan- 
zen Arbeit  als   eine  geistige  Kraft  erster  Grösse,  und  sein  Buch  bleibt  ein 
höchst  merkwürdiges  Erzeugniss.    Nicht  nur  ist  es  immer  belehrend  zu  sehen, 
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dass  die  0randlagen  der  staatlichen  Zustände  Amerika's  auch  von  einer  ganz 
anderen  Seite  anfgefasst  werden  können,  als  Yon  der  im  Leben  und  in  der 
Wissenschaft  gangbaren;  sondern  es  werden  auch  manche  Erscheinungen  und  Be- 
strebungen der  Wirklichkeit  begreiflicher ,  und  Blicke  in  eine  wenigstens  mög- 
liche Zukunft  eröffnet. 

Eine  ebenfalls  bedeutende  Arbeit  ist  Lieber's  Untersuchung  über  bür- 
gerliche Freiheit  und  Selbstregierung  in  den  Vereinigten  Staaten ');  und  zwar  ist 
hier  Lob  ohne  Beimischung  von  Tadel  zu  spenden.    Allerdings  umfasst  der  Ver- 
fasser nicht  die  gesammte  Grundlage  der  amerikanischen  Staatszustände,  indem  er 
sich  auf  die  Erörterung  des  demokratischen  Principes  beschränkt.    So  weit  er  aber 
geht,  spricht  sich  ein  im  aUgemeinen  und  im  staatlichen  Wissen  gelehrter,  ruhig 
prüfender  und  mit  sehr  gesundem  politischen  Sinne  begabter  Mann  aus.     Der 
Zweck  des  Werkes  ist,  das  Wesen  der  amerikanischen  Freiheit  zu  begreifen  und  da 
Rathschlfige    zu  knüpfen.     Mit   Recht   unterscheidet  es  vor  Allem  zwischen 
dem  Begriffe  der  Freiheit,   wie  ihn  die  Griechen  und  Kömnr  (als  Antheil  am 
Gemeinwesen)  auffassten,  von  dem  Sinne  der  Neueren,  welche  persönliche  ünbe- 
schränktheit  durch  den  Staat  verlangen.     Bei  den  letzteren  stellt  er  nun  aber 
wieder    die  französische  und   die  englische  Auffassung  gegenüber.     Während 
das  Ziel  der   ersteren  nur  allgemeine    Gleichheit  und  allgemeines  Stimmrecht 
sei,   und  sie  sich  damit  begnügen  neben  der  manchfachsten  Beeinträchtiguiig; 
verlangen  die  letzteren  möglichst  grosse  ünbeschränktheit  der  Person  in  sachlf- 
chen  und  geistigen  Beziehungen,  errichten  manchfache  Schranken  zur  Bewahrung 
gegen  staatliche  Gewaltthätigkeit,  und  geben  dem  Volke  die  Leitung  seiner  un- 
mittelbaren Angelegenheiten  selbst  in  die  Hände.     Diese   englische  Auffassung 
der  Freiheit  sei  denn  auch  auf  die  Amerikaner  übergegangen,  von  ihnen  aber 
in  Folge   der  Einfükrung  der  Demokratie  noch  in  manchen  wichtigen  Punkten 
erweitert  und  grundsätzlich   gereinigt  worden.    Es  werden  nun   die  einzelnen 
Punkte  der  persönlichen  Ünbeschränktheit,  der  Schutzmittel  und  der  Selbstre- 
gierung erörtert,  daran  aber  —  und   diess  ist  die  praktische  Bedeutung  des 
Buches  —  die  Lehre  geknüpft,    dass  die  Selbstregierung  in  der  Demokratie 
durch  feste  und  genau  durchgearbeitete  Einrichtungen  vor  Unordnung ,  Ueber- 
sttlrzung   und  schliesslichem  Untergange  bewahrt  werden   müsse.     Es  ist  hier 
also  die  Demokratie,   wie  sie  thatsächlich  in  den  Vereinigten  Staaten  vorliegt, 
anerkannt,   und  nicht  etwa  der  Versuch  gemacht,   ihr  eine  andere  Grundlage 
unterzuschieben;   vielmehr  wird  sie  in  ihre  staatsrechtlichen  Bestandtheile  zer- 
legt und  die  Bedeutung  eines  jeden  derselben  für  ein  zufriedenstellendes  Leben 
im   Staate   gewürdigt.     Die  Bewahrung  vor  einer  gewaltthätigen  Massenherr- 
Bchaft  aber,  welche  offenbar  auch  dieser  Staatsgelehrte  als  eine  mögliche  Aus- 
artung der  Demokratie  erkennt  und  als  eine  der  Gefahren  Amerika^s  fürchtet, 
wird  in  der  Begründung  fester  Formen  und  bestimmter  Geschäftszuständigkei- 
ten für  die  demokratischen  Thätigkeitskreise  gesucht.     Dass  diese  Auffassung 
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eine  an  sich  vollkommen  richtige  ist ,  wird  kaum  in  Zweifel  gezqgtn  werden 
wollen ;  und  nur  die  Frage  kann  entstehen ,  ob  das  Mittel  vollsUliuElg  genflgt 
Die  in  der  amerikanischen  Demokratie  sich  immer  merklicher  entwickelnde 
Richtung  zur  Schwächung  des  Einflusses  der  Staatsbehörden  und  zur  Uebertra- 
gung  möglichst  vieler  Regierungshandlungen,  namentlich  der  Aemterbesetzongeu, 
auf  die  Menge,  wird  durch  diese  feste  Ordnung  ihrer  Organisation  gar  nicht 
berührt ,  also  auch  nicht  in  richtigen  Schranken  gehalten.  £s  wäre  somit, 
scheint  es,  eine  zweite  Aufgabe  noch  zu  lösen  gewesen,  nämlich  die  Bezeich- 
nung der  Gegenstände,  welche  zweckmässig  der  demokratischen  Selbstregierung 
zustehen,  und  derjenigen,  welche  nach  Erfahrung  und  Theorie  besser  den  all- 
gemeinen Organen  des  Staatswillens  zufallen.  Bei  einer  solchen  Erweiterung 
wäre  denn  auch  eine  Ausdehnung  der  Erörterungen  auf  die  Bundesverhältnisse 
sehr  an  der  Stelle,  und  wflrde  deren  Bedeutung  Air  die  richtige  Einsicht  in 
die  Grundlagen  des  ganzen  staatlichen  Lebens  sehr  erhöhen. 

b)  Systeme  des  Bundesrechtes. 

Nichts  ist  begreiflicher,  als  dass  eine  an  und  für  sich  so  merkwtkr- 
dige  und  zu  gleicher  Zeit  für  ein  grosses  Volk  imd  einen  mächtigen  Staat  gül- 
tige Bechtsordnung,  wie  die  des  amerikanischen  Bundesstaates  ist,  vielfache 
systematische  Bearbeitung  gefunden  hat.  Sowohl  das  praktische  BedOrüiiss 
^es  Landes,  als  die  Aufmerksamkeit  der  Fremden  geben  immer  wieder  an£s 
neue  Veranlassung.  Und  es  erklärt  sich  damit  auch,  dass  sowohl  einheimische 
als  auswärtige  Rechtsgelehrte  sich  die  Aufgabe  gestellt  haben..  Natürlich  ha- 
ben bei  einer  solchen  auf  genauer  Kenntniss  der  thatsächlichen  Zustände  und 
der  Gesetze  beruhenden  Arbeit  die  ersteren  grosse  Yortheile ,  und  es  übertref- 
fen daher  auch  ihre  Schriften  die  der  Ausländer  an  Fülle  des  Stoffes  und  an 
Eingehen  auf  die  Einzelnheiten,  während  diese  zum  Theile  eine  richtigere 
Systematik  in  Anspruch  nehmen  können. 

Zuerst  hat  der  Holländer  Dunbar  den  Versuch  gemacht').  Derselbe  ist 
nicht  missglückt,  wenn  man  die  kurze  seit  der  Einführung  der  Bundesverfas- 
sung verflossene  Zeit  in  Betracht  zieht.  Der  Hauptinhalt  besteht  allerdings 
aus  Stücken  des  Föderalisten ;  allein  die  geschichtliche  Einleitung  ist  vom  Ver- 
fasser. So  weit  also  die  Auslegung  der  Verfassungsurkunde  aus  sich  selbst 
und  bei  noch  unentwickelter  Gesetzgebung,  weniger  ITebung  im  Leben  und 
kaum  beginnender  Thätigkeit  der  Bundesgerichte  eine  Uebersicht  über  die 
Grundsätze  und  Einrichtungen  geben  kann,  ist  diess  hier  geleistet.  Das  Ba^ 
scheint  übrigens  wenige  Verbreitung  gefunden  zu  haben. 

Weit  geringer  ist  die  Arbeit  Puglia's^),  wie  es  scheint  eines  in  den 
Vereinigtet  Staaten  angesiedelten  Italieners.    Mit  naivem  Staunen  entvrickelt  er 


1)  Dnnbar,  G.,  De  oude  en  nienwe  Constttatie  der  Verenigde  Staten  van 
I— ffl.    Amsi,  1793—96. 

2)  Paglia,  J.  Ph.,  The  federal  politian.    PhiUd.,  1794. 
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die  Nothwendigkeit  und  Yortrefilichlieit  eiiies  Bundesstaates,  und  beepricht 
kraft-  und  saftlos  einige  der  Hauptgrundzüge.  Das  Büchlein  ist  kaum  des 
Neonens  werth,  und  ein  Zweck  desselben  nicht  zu  entdecken. 

Jeden  Falles  mit  grösserer  Sachkenntniss  und  wenigstens  juristischem 
Verständnisse  scheint,  der  amerikanische  Rechtsgelehrte  Tücke r,  in  seiner 
Umarbeitung  Blackstone^s  nach  dem  einheimischen  Rechte  i),  die  Bunderverfas- 
hmg  erörtert  zu  haben.  Wenigstens  finden  noch  die  neuesten  Schriftsteller 
seine  Ansichten  einer  Beachtung  werth.  Es  ergiebt  sich  freilich  aber  auch 
aus  den  gegen  ihn  vorgebrachten  Einwendungen,  dass  er  der  umichtigen  und 
verderblichen  Lehre  der  Gegner  eines  kräftigen  und  unmittelbar  aus  dem  Yolks- 
willen  hervorgegangenen  Bundesstaates  ist.  Er  begründet  den  Bund  auf  einen 
Vertrag  der  einzelnen  Staaten  unter  sich,  und  setzt  ihn  dadurch  rechtlicli  zu 
den  Staatenbünden.    Ein  eigenes  System  hat  er  nicht  geliefeit. 

Unter  solchen  Umständen  erschien  es  denn  dem  Verfasser  des  gegen- 
wärtigen Werkes,  als  ihm  der  Gebrauch  einer  reichhaltigen  (jetzt  au  das  Har- 
ward  College  gekommenen)  Sammlung  von  Schriften  über  die  Vereinigten  Staaten 
und    der  Rath   erfahrner    amerikanischer  Geschäftsmänner   zu  Gebote  stand« 
nicht  allzu  unbescheiden,  sich  an  einer  umfassenden  Darstellung  des  Bundes- 
staatsrechtes zu  versuchen  ^).    Nur  die  erste  Hälfte ,  das  Verfassungsrecht  ent- 
haltend, ist  jedoch  erschienen.  —    Falls  etwa  eine  Zwischenzeit  von  mehr  als 
dreissig  Jahre  einen  Schriftsteller  zu  einem  Urtheüe  über  eine  Jugend -Arbeit 
befähigt,  so  mag  denn  ausgesprochen  sein,  dass  einer  vollständig  genügenden 
Leistung  allerdings   der  Mangel  an  unmittelbarer  Anschauung  und  wenigstens 
einzelner  Hülfsmittel  entgegenstand;    dass  ferner  zur  Zeit  der  Abfassung  der 
Schrift  die  sachliche  Entwicklung   des    amerikanischen  Bundesrechtes    durch 
Gesetzgebung,  Richtersprüche  und  maassgebende  Vorgänge   lange   den  jetzigen 
Stand  nicht  erreicht  hatte ;  endlich,  dass   dem  jungen  Verfasser  die  politische 
und   staatsrechtliche  Durchbildung   abgieng,    welche  ihm  eine   beherrschende 
IJebersicht  über  die  weltgeschichtliche  und  weltrechtliche  Bedeutung  des  Bun- 
desstaates und  eine  scharfe  Auffassung  der  Grundgedanken  und  ihrer  verschie- 
deneu Auffassungen  gegeben   hätte.      Die  Darstellung   hält   sich  daher  auch 
mehr   im  Aeussern  und  streng  Gesetzlichen;  und   manche  wichtige  Frage  ist 
mcht  erörtert.     Dennoch  wäre  es  unwahre  Bescheidenheit,    wenn  der  VerL 
seine  Arbeit  als  eine  gänzlich  misslungene  und  aus  welcher  diesseits  des  Meeres 
nichts  zu  lernen  gewesen  wäre,  bezeichnete.    Auch  jetzt  noch  findet  er   die 
Anlage  im  Wesentlichen  passend;    das,   in  der  Gewohnheit  deutscher  Wissen« 
Schaft  entworfene,  System  richtiger,  als  die  gewöhnlich  so  formlose  Anordnung 


1)  Das  Werk  ist  in  Philadelphia  1803  in  fanf  Bänden  erschienen.     Es  ist   mir  nicht 
gelungen,  es  zu  Gesichte  zu  bekommen. 
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der  früheren  und  späteren  amerikanischen  Werke ;  die  DarsteUnng  einfach  nnd 
deutlich.  Kurz,  weit  entfernt  den  Versuch  fClr  ein  Meisterwerk  ausgeben  zu 
woUen,  (wozu  nicht  weniger  als  alle  Bedingungen  fehlten,)  findet  er  auch  keineD 
Grund,  die  Unternehmung  desselben  zu  bedauern.  In  Ermanglung  nicht  nnr 
einer  besseren,  sondern  überhaupt  irgend  einer  systematischen  Arbeit  über  das 
Kecht  der  Yereinigten  Staaten  war  das  Buch  seiner  Zeit  immer  zu  brauchen; 
und  es  hätte  vielleicht  sogar,  so  wie  es  nun  eben  ist,  eine  grössere  Beachtimg 
gefunden,   wäre  es   die  Arbeit  eines   schon  bekannten  Schriftstellers    gewesen. 

Wie  dem  nun  aber  auch  sein  mag,  jeden  Falles  war  es  hohe  Zeit,  dasa 
endlich  auch  die  Eingebomen  eine  selbstständige  Darstellung  ihres  vaterländi- 
sehen  Rechtes  für  ihre  eigenen  Bedürfnisse  und  nach  der  ihnen  geläufigen  An- 
schauung übernahmen.  Dass  sie  dazu  vollkommen  befähigt  waren,  bewies  gleich 
der  erste  Versuch ;  und  dass  solche  Arbeiten  einem  wirklichen  Bedürfnisse  be- 
gegneten, zeigt  die  bedeutende  Anzahl  von  Schriften  aller  Art,  welche  in  ra- 
scher Folge  erschienen,  sobald  nur  das  Eis  einmal  gebrochen  war. 

Zuerst  trat  W.  Kawle^)  mit  einer  ziemlich  ausführlichen,  für  eine  all- 
gemeine Bekanntschaft  mit  dem  Bundesrechte  und  als  Einleitung  in  grflndlidie- 
res  Studium  ganz  gut  berechneten  Schrift  hervor.  Ihre  Brauchbarkeit  ist  nicht 
nur  durch  eine  spätere  Auflage,  sondern  auch  durch  die  beständige  Rück- 
sicht bewiesen,  welche  alle  Schriftsteller  über  öffentliches  Recht  bis  auf  dieses 
Tag  ihren  Ansichten  widmen,  endlich  durch  die  vielseitige  Empfehlung  zur 
Benützung  von  Seiten  jüngerer  Rechtsbeflissener.  Die  systematische  Ord- 
nung kann  zwar  nicht  gelobt  werden,  wie  diess  bei  den  Rechtsgelehitea 
von  englischer  Bildung  häufig  der  Fall  ist;  allein  die  Erklärung  der  einzelnen 
Yerfassungsbestimmungen  ist  deutlich,  schlagend  und  von  richtigem  politischen 
Tacte  geleitet  Ohne  Hinneigung  zu  übertriebenem  Föderalismus  hält  der 
Verfasser  doch  den  Grundgedanken  des  Bundesstaates  fest,  wie  er  sich  aus  der 
Geschichte  der  Entstehung  darstellt.  Zuweilen  werden  wichtige  Steitfragen 
ausführlich  erörtert.  Dass  die  Bestimmungen  über  die  Bundesgerichte  unrer- 
hältnissmässig  ausführlich  dargestellt  sind,  mag  die  nächste  Bestimmung  des 
Buches  für  angehende  Rechtsgelehrte  erklären  und  entschuldigen. 

Auf  wesentlich  verschiedene,  kaum  aber  als  zweckmässig  zu  betrack- 
tende  Weise  löst  der  auf  Rawle  zunächst  folgende  amerikanische  Schriftsteller, 
B.  L.  Oliver*),  die  Aufgabe.  Er  liefert  nämlich  ein  Werk,  welches  auf 
eine  wunderliche  Weise  in  der  Mitte  steht  zwischen  einer  gemeinfasslichen 
Erörterung  der  staatsbürgerlichen  Rechte  der  einzelnen  Bundesbürger  und  einer 
die  gesammte  Verfassung  des  Bundesstaates  umfassenden  rechtsgelehrten  Ca- 
suistik.  Es  kann  somit  nicht  von  systematischer  Vollständigkeit  und  untadd- 
hafter  logischer  Anordnung  die  Rede  sein;  auch  ist  es   auf  grosse 
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liehe  Grelehrsamkeit  abgesehen :  wohl  aber  ist  Bedacht  genommen  auf  die  Her- 
vorhebung der  im  wirklichen  Leben  hauptsächlich  bedeutenden  Fälle  und  auf 
deren  bestimmte  Entscheidung.  Der  Ausdehnung  nach  ist  die  Behandlung  sehr 
ungleich.  Während  einzelne  Fragen  höchst  ausführlich  behandelt  werden,  sind 
andere  an  sich  eben  so  wichtige  und  rechtlich  nicht  minder  schwierige  kurz 
gehalten  oder  ganz  übergangen ;  wohl,  weil  sie  augenblickftch  keine  Tageswich- 
tigkeit hatten.  Die  ausgezeichnetsten  Eigenschaften  des  Verfassers  sind  dialec- 
tische  Gewandtheit,  logische  Schärfe  und  Eenntniss  der  streitigen  Fragen;  da- 
gegen geht  ihm  der  tiefere  wissenschaftliche  Sinn  und,  wie  es  scheint,  auch 
eine  allgemeinere  Bildung  abi 

Basch  folgten  nun  eine  ganze  Beihe  von  Schriften,  deren  Zweck  mehr 
eine  gemeinfassliche  Uebersicht  über  den  Organismus  des  Bundesstaates  und 
seine  einzelnen  Einrichtungen,  als  eine  tiefgehende  Erörterung  der  Grundlagen 
und  streitigen  Bechtssätze  war.  Weniger  somit  für  die  Wissenschaft,  als  für 
das  Bedürfniss  der  Menge  oder  der  Studirenden  berechnet,  verdient  doch  mehr 
als  Eine  derselben  eine  anerkennende  Hervorhebung.  So  der  sich  strenge  an 
den  Text  der  Yerfassungs- Urkunde  anlehnende  Commentar  derselben  von  J. 
Bayard^).  Das  zunächst  für  Vorlesungen  bestimmte  Handbuch  von  Du  er*); 
ein  durch  gesunde,  staatsmännische  Auffassung,  reichen  und  gedrängten  Inhalt, 
endlich  Klarheit  der  Darstellung  sehr  vortheilhaft  ausgezeichnete  Schrift,  deren 
Verbreitung  auch  in  Eurnpa  sehr  nützlich  wäre.  I^erner  die  durch  Einfachheit 
und  Deutlichkeit  der  Darstellung  sehr  ausgezeichnete  systematische  Uebersicht 
von  P.  Du  Ponceau^),  zunächst  für  die  Studirenden  der  Rechtsschule  in 
Philadelphia  bestimmt.  Die  kurze,  gemeinfassliche  Uebersicht  von  Moul- 
ton^).  Endlich  mag  hier  noch  gleich  die,  ebenfalls  für  die  grössere  Lesewelt 
bestimmte,  mehr  statistische  und  geschichtliche  als  streng  rechtswissenschaft- 
liche Schilderung  der  staatlichen  Einrichtungen  des  Bundes  und  der  Einzel- 
staaten von  Mason^)  erwähnt  werden. 

Während  auf  diese  Weise  für  die  Bedürfnisse  des  Bürgers  im  Allgemei- 
nen mehr  und  mehr  gesorgt  wurde,  bereiteten  sich  aber  auch  die  gründlich- 
wissenschaftlichen,   dem  ausgebildeten  Bechtsgelehrten  und  dem  Staatsmanne 


1)  Bayaid,  J.,  Brief  exposiüon  of  the  Consütation  of  thc  U.  S.,     Philad.,  1833. 

2)  D  u  e  r,  W.  A.,  Outlines  o£  the  consütutional  jurisprudence  of  the  U.  S.  New- York, 
1833. 

3)  Da  Ponceau,  P.  S.,  A  brief  view  of  the Conslitution  of  the  U.S.    Philad.,  1834. 

4)  MoultoD,  K. K.,  Guide;  Commentaries  on  the  Constiluüon  of  the  U.  S.  1834. — 
Eine  zu  ähnlichem  Zwecke  bestimmte  kleinere  Schrift  von  Story  wird  unten  er- 
wähnt werden.  Auch  besteht  noch:  Tuckcr,  H.  G.,  Leclures  on  eonstitalional 
law,  for  the  use  of  tbe  Law-Class  of  the  University  of  Virginia.  Ich  kenne  das 
Buch  nicht 

5)  Mason,  Gh.,  An  eicmentary  treatise  on  the  strocturc  and  Operations  of  the  Na- 
tional and  State  Govemments.    Bost.,  1842. 
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genügenden  Werke  vor,  welche  eine  Zierde  nicht  nur  der  amerikanischen,  sob«- 
dem  der  Literatur  überhaupt  sind,  und  diese  Art  von  Schriften  sunftchst 
wohl  abschliessen. 

Das  erste  derselben  ist  die  Dai*stellHng  des  Bundesrechtes  in  dem  be- 
rühmten, das  gesammte  amerikanische  Recht  umfassenden  Systeme  des  Kanz- 
lers  Kent  von  New- York*).  Der  Natur  der  Sache  nach  ist  es  hier  mehr  nm 
die  genaue  Feststellung  der  (Grundsätze,  als  um  die  Erörterungen  derEinzelu- 
heiten  zu  thun;  jenes  wird  denn  aber  auf  eine  meisterhafte  Weise  erreicht 
Wie  sich  Kent's  grosses  Werk  überhaupt  durch  Schärfe  der  Begriffe,  Deut^ 
lichkeit  der  Darstellung,  vollständige  Eintheilung  des  Stoffes,  vor  allem  aber 
durch  ehrenhaften  Sinn  und  acht  wissenschaftlichen  Geist  auszeichnet:  so 
auch  der  der  Bundesverfassung  gewidmete  Theil.  Die  Glanzpunkte  sind  die 
Geschichte  der  Bundesverfassung,  in  welcher  unter  Anderen  die  sämmtli« 
eben  früheren  Versuche  zu  einer  Einigung  der  noch  englischen  Kolonieen  und 
die  Unterschiede  der  drei  Bünde  der  se}bstständig  gewordenen  Staaten,  (während 
des  Krieges,  unter  dem  Vertrage  von  1781,  und  unter  der  jetzigen  Verfassung^ 
dargelegt  und  hinsichtlich  ihrer  rechtlichen  Begründung  erörtert  werden;  so- 
dann die  Abhandlung  über  die  Bundesgerichtsbarkeit.  Essoll  nicht  gesagt  sein, 
dass  nicht  Einiges  zu  wünschen  übrig  bleibe.  Theils  hätten  doch  manche  Theile 
des  Bundesrechtes  eine  ausführlichere  Berücksichtigung  verdient;  theils  wäre 
in  die  Gründe  der  grossen  Streitfragen  tiefer  einzugehen  gewesen.  Allein  das 
Ganze  ist  eine  höchst  achtungswerthe  Leistung.  Dass  Kent  entschiedener  Fö- 
deralist ist,  kann  Niemand  wundern,  welcher  die  wissenschaftliche  und  die 
staatsmännische  Berechtigung  der  beiden  grossen  Ansichten  erwägt  Die  be- 
deutenden Rechtsgelehrten  Amerika^s  bekennen  sich  alle,  mit  seltener  Ausnahme 
einiger  Südländer,  zum  Föderalismus. 

Eine  zweite  treffliche  Arbeit  ist  die  Darstellung  des  Bundesrechtes  in 
in  Walker 's  Einleitung  in  das  amerikanische  Recht  *).  Hier  sind,  nach  Vor- 
ausschickung der  nöthigsten  allgemeinen  staatsrechtlichen  Begriffe  und  ge- 
schichtlichen Vorkenntnisse,  die  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  in  gros- 
sen Zügen  dargestellt,  mit  wunderbarer  Klarheit,  entschiedener  Bestimmtheit, 
und  mit  beständiger  Beifügung  der  aus  der  Auslegung  der  Gesetzeswerke  oder 
aus  der  Natur  der  Sache  folgenden  Gründe.  Es  ist  kaum  möglich ,  die  Fol- 
gerungen* eines  Grundsatzes  mit  grösserer  Gedrängtheit  und  schärferer  Abhe- 
bung von  einander  zu  geben.  Kein  Wort  ist  hier  zu  viel,  und  der  Stoffireich- 
thum  der  kurzen  Abschnitte  ist  staunenswerth.  Von  grossem  Werthe  —  und 
um  so  grösserem^  als  diese  Benützung  der  Verhandlungen  des  Gesetzgebers  zum 


1)  Kent,  J.,   Commentaries  on  american  law.    I— IV,  Ed.  7.    New*York»  1851.  — 
Das  Bundesrecht  ist  in  Bd.  I,  S.  200--445  abgehandelt. 

2)  Walker,  T.,  Introduclion  to  american  law.  Cinncin.,  1837;  Bd.  2,  1846. 
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richtigen  Yerstäqdnisse  des  Gesetzes  in  der  englischen  Eechtsbehandlung  nicht 
Bitte  ist,  —  erscheint  namentlich  auch  die  jedem  Abschnitte  beigegebene  Ueber- 
Bchrift  über  den  Gang  und  Inhalt  der  einschlagenden  Verhandlung  in  der  ver- 
fassanggebenden  Versammlung  von  1787.  Auch  dieser  bedeutende  Mann  ist 
ein  entschiedener  Anhänger  eines  kräftigen  und  genugsam  berechtigten  Bun- 
desstaates. Wenn  aber  überhaupt  das  Werk  von  Walker  auf  dem  Bücher- 
brette keines  Mannes  fehlen  sollte,  welchem  es  um  eine  klare  und  zuverläs- 
sige Uebersicht  über  das  amerikanische  Recht  überhaupt  zu  thun  ist:  so 
namentlich  auch  nicht  bei  dem  Staatsgelehrten  wegen  der  staatsrechtlichen 
Abtheilung  desselben. 

So  trefllich  aber  die  vorgenannten  Arbeiten  auch  sein  mögen,  die  Palme 
haben  sie  dennoch  dem  Werke  J.  Story's^)  zu  lassen.     Da^s  dessen  System 
des  Bundesrechtes  nicht  nur  das  erste  Werk  seiner  Gattung,  sondern  überhaupt 
eine  der  besten  Bearbeitungen  des  positiven  öffentlichen  Rechtes  irgend  eines 
Landes  und  in  irgend  einer  Sprache  ist,   wird   mit   ungetheilter  Stimme  aner- 
kannt.   Nicht  nur  in  seinem  Vaterlande,  sondern  auch  in  Eurc^a  ist  der  Ruhm, 
des  Verfassers  weit  verbreitet  und  festb^ündet.     Seine  zahlreichen  sonstigen 
rechtsgelehrten  Schriften  haben  unzweifelhaft  auch  ihre  grossen  Verdienste;  na- 
mentlidi  ist  das  umfassende  Werk  über  internationales  Privatrecht  (Conflict  of 
laws)  durch  Scharfsinn  und  Gelehrsamkeit  gleich  ausgezeichnet,   und  hat  sich 
denn  auch  seinen  Weg  in  der  Welt  gebahnt:  allein  das  Bundesrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  übertrifft  sie  doch  aUe  an  Vollendung  der  Form,  so  wie  an  in- 
nrer Sicherheit  und  Abgeschlossenheit   der  Lehre.  —    Es  ist   ohne  Zweifel 
wohl  der  Mühe  werth,  eine  etwas  genauere  Schilderung  des  bedeutenden.  Ba- 
ches zu  machen.  —    Der  erste  Band  ist  zur  Hälfte  mit  einer  Schilderung  der 
Zustände   vor  Annahme  der  jetzt  gültigen  Verfassung  gefüllt ,   theils  also  mit 
einer  kurzen  Beschreibung  der  Verfassungen  aller  einzelnen  alten  Staaten,  theils 
mit  einer  Greschichte  der  Lostrennung  von  England  und  des  verunglückten  Staa- 
tenbundes.    Von  da  au  läuft  die  Darstellung  des  gültigen  Rechtes  durch  den 
Best  des  Werkes.     Dieselbe  beschränkt   sich  übrigens  ausschliesslich   auf  die 
Verfassung  des  Bundes;  die  ganze  Verwaltung  mit  der  sämmtlichen  auf  sie  be- 
zflglichen  Gesetzgebung  bleibt  völlig  unberücksichtigt.     In  jenem  Kreise  wird 
aber  die  Reihenfolge  der  Verfassungsurkunde,  mit  wenigen   Ausnahmen ,  als 


1)  Story,  J. ,  Commentaries  on  the  Constituüon  of  ihe  U.  S. ,  wilh  a  preliminai  rc- 
yiew  of  the  const.  history  of  the  Colonies  and  States  before  Ihe  adoption  of  Üie 
CoDSÜtuUon.  1— IlL  Bost.,  1833;  Ed.  2,  L  11.  Bost,  1851.  —  Der  Verfasser 
selbst  hat  zwei  Abkürzungen  bearbeitet:  Commentaries  abridged  by  the  aulhor 
for  the  ttse  of  Colleges.  BosL,  1833,  (angefahr  auf  Drittheil  zusammengedrängt, 
namentlich  durch  Weglassnng  aller  Anmerkungen;  sodann:  ConsüluUonal  class 
book.  Bost.,  (eine  ganz  kurze  Uebersicht.)  —  Eine  gute  französische  lieber- 
Setzung  von  Odent  (Par.,  I.  IL,  1846)  hat  Bemerkungen  des  Uebersetzers;  eine 
deutsche  von  Bu  ss  (Freibg.,  1844)  dagegen  Lücken« 
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Leiterin  genommen.  Die  Behandlnngsweise  ist  immer  die  gleiche.  Bei  jedem 
einzelnen  Gegenstande  wird  zuerst  die  allgemeine  Bedentosg  und  die  Richtig- 
keit der  Bestimmung  erörtert;  hieran  reiht  sich  die  innere  Geschichte  der  Ent- 
stehung, namentlich  in  den  verschiedenen  Versammlungen,  welche  die  Verfas- 
sung berathen  haben;  endlich  folgt'  eine  sehr  ausführliche  rechtswissenschaft- 
liche Auslegung.  Letztere  ist  denn  ebenmässig  durch  Gleichartigkeit  der 
Behandlung,  Schärfe  der  Logik,  richtiges  politisches  GefUhl  und  gesundestes 
Urtheü  ausgezeichnet.  Die  BerQcksichtigung  der  Meinungen  Anderer  ist  reich- 
haltig, oft  überraschend  schlagend  und  scharfsinnig.  Mit  Einem  Worte,  sehr 
selten  verlässt  man  einen  Abschnitt  ohne  mit  dem  Verfasser  übereinzustimmen 
und  vollständig  von  ihm  befriedigt  zu  sein.  Dass  derselbe  Föderalist  ist, 
braucht  kaum  erst  gesagt  zu  werden;  und  es  zeigt  sich  diess  namentlich  in 
der  Erörterung  der  Frage  über  das  rechtliche  Wesen  des  Bundes.  Anf  das 
entschiedenste  tritt  Story  der  Lehre  entgegen,  welche  in  der  Verfassung  nur 
einen  Vertrag  .zwischen  den  einzelnen  Staaten  erblickt;  und  er  vertheidigt  Tid- 
mehr  die  Ansicht,  dass  der  Bund  ein  von  dem  gesammten  souveränen  Volke 
gegründeter  Staat  sei,  welcher  also  auf  seiner  eigenen  Grundlage  ruhe,  seinen 
eigenen  Zweck  habe,  namentlich  aber  auch  die  nöthigen  Mittel  zu  seiner  Er- 
haltung und  zu  Erfüllung  seiner  Aufgaben  besitze,  selbst  da,  wo  dieselben  etwa 
nur  stillschweigend  gegeben  seien.  Bei  jeder  Gelegenheit  wird  die  Nothwendig- 
keit  und  der  Nutzen  des  Bundesstaates  hervorgehoben,  und  als  Gegensatz  auf 
die  Schmach  und  das  Elend  des  früheren  Staatenbundes  verwiesen.  Uebrigens 
geschieht  diess  mit  Würde  und  Ruhe.  Das  Werk  ist  nichts  weniger  als  eine 
Partheischrift;  sondern  es  hält  nur  folgerichtig  eine  Ueberzeugung  fest,  welche 
überdiess  die  rechtlich  und  staatsmännisch  richtigere  ist.  Dass  Jefferson  gele- 
gentlich scharf  angefasst  wird,  ist  bei  dessen  auf  Schwächung  der  BundesgewaU 
und  &tif  die  Herrschaft  der  Kopfzahl  ausgehenden  Lehren  eben  so  begreiflicfa, 
als  verdient.  —  Man  mag  somit  vielleicht  wünschen,  dass  es  dem  Verfasser 
gefallen  hätte,  auch  die  Verwaltungseinrichtungen  des  Bundes  zu  beleuchten, 
und  dass  er  die  innere  Geschichte  der  einzelnen  Rechtssätze  regelmässiger  be- 
achtet hätte;  auch  möchten  die  allgemeinen  Betrachtungen  über  Bundeseinrich- 
tnngen  umfassender  und  tiefer  sein:  allein  das  Werk  ist  immer  ein  höchst  be- 
deutendes und  lässt,  so  weit  es  geht,  keine  gerechte  Forderung  unbefriedigt. 

Als  ein  Anhang  zu  den  Systemen  über  das  Bundesrecht  dürfen  schliess- 
lich wohl  auch  noch  diejenigen  Schriften  genannt  werden,  welche  zwar  nidit 
der  Form ,  allein  doch  der  Sache  nach  die  Mehrzahl  der  wichtigsten  Rechte 
und  Streitfragen  umfassen,  und  die  rechtliche  Feststellung  derselben  nadiira- 
sen.  Es  sind  diess  vor  Allem  die  amtlichen  Berichte  über  die  Sprüche  des 
obersten  Gerichtes   der  Vereinigten  Staaten  in  Verfassungsfragen*);   die 


1)  Der  oberste  Gerichtshof  der  V.  St.  hat  die  höchst  zweckmässige 
Blitthcilnng   seiner  Entscheidungen  und  der    zu   ihrer  Begründung  al 
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.  ftthrlichen  Begründungen  der  von  einem  langjährigen  Vorsitzenden  dieses  Ge^ 
richtshofes  gegebenen  Abstimmungen  in  solchen  Fällen  ') ;  endlich  die  Samm- 
lung sämmtlicher  Ton  den  Bundes  -  Staatsanwälten  für  die  Präsidenten  anf  deren 
Verlangen  erstatteten  Gutachten  in  zweifelhaften  Rechtsfragen  vom  Beginne  der 
Verfassung  bis  zum  Jahre  1841  ^).  Allerdings  enthalten  alle  diese  Schriften 
zunächst  nur  Stoff  für  die  eigentliche  wissenschaftliche  Bearbeitung;  allein  sie 
sind  von  der  höchsten  Bedeutung,  wie  aus  nachstehenden  Bemerkungen  erhel- 
len mag.  —  Was  zuerst  die  Sammlungen  der  Urtlieile  anlangt,  so  betreffen 
diese  allerdihgs  nicht  blos  und  nicht  einmal  vorzugsweise  staatsrechtliche  Fra* 
gen ;  auch  kommen  nattbrlich  nicht  alle  Sätze  und  Einrichtungen  des  Bundes 
zu  gerichtlicher  Verhandlung :  allein  die  eigenthümliche  Zuständigkeit  der  Bun- 
desgerichte, und  namentlich  des  obersten  Gerichtshofes,  bringt  doch  eine  Menge 
von  wichtigen  Gegenständen  vor  sie,  und  zu  ihrer  Entscheidung.  Vor  Allem, 
besteht,  wie  in  England,  in  den  Vereinigten  Staaten  keine  Verwaltungsjustiz; 
alle  in  das  öffentliche  Recht  einschlagenden  Streiti^eiten  kommen  somit  vor  die 
Gerichte.  Sodann  huldigt  die  Verfassung  bekanntlich  der  Theorie  von  der  Ge- 
waltentheilung. Es  sind  also  die  Gerichte  nicht  nur  der  Verwaltung,  sondern 
selbst  der  Gesetzgebung  wenigstens  in  so  ferne  völlig  coordinirt,  dass  sie  nur 
die  Verfassung  über  sich  erkennen,  und  namentlich  gegenständlich  verfassungS" 
widrige y  wenn  schon  formell  ganz  richtig  zu  Stande  gekommene,  Gesetze,  als 
unverbindlich  betrachten  können  und  müssen,  somit  denselben  durch  Nichtan- 
wendung im  einzelnen  Falle  Bedeutung  und  Kraft  entziehen.  Diese  Stel- 
lung bringt  den::  nattbrlich  jedes  irgendwie  anfechtbare  Gesetz  bald  vor  ihren 
Stuhl.  Endlich  haben  die  Bundesgerichte  auch  noch  dasselbe  Verwerfungsrecht 
in  'Beziehung  auf  die  Gesetze  aller  einzelnen  Staaten,  in  so  ferne  diese  der  Ver- 
fassung des  Bundes  nicht  widersprechen  dürfen.  Die  Anwendung  dieser  Zu- 
ständigkeit ist  aber  nichts  weniger,    als  blosse  Theorie,   sondern  kommt  sehr 


Meinungen  der  Richter  nicht  dem  Zufalle  und  vielleicht  ungenügenden  Privat- 
unternehmern zu  fiberlassen ,  sondern  dazu  einen  eigenen  bezahlten  Berichter- 
statter zu  ernennen.  Die  Sammlaflg  wird  nach  dem  Namen  der  jeweiligen 
Berichterstatter  in  einzelne  Reihenfolgen  getheilt,  und  besteht  jetzt  aas  folgenden 
Abtheilungen :  Dallas,  Reports  of  tha  Supreme  Court  of  the  U.  S.;  von  1790 — 
1800,  4  Bde.,  (enth&lt  nur  weniges  Staatsrechtliches.)  —  Cranch,  Reports, 
1801—1815,  9  Bde.  —  Wheaton,  Report».  1816—27,  12  Bde.  —  Peter, 
Reporte,  1828—43,  16  Bde.  —  Howard,  Reporte,  1840—49,  11  Bde.  — 
Eine  bequeme  Privatarbeit  ist:  Peter,  Condensed  Reporte  contained  in  Dallas 
—  Wheaton,  6  Bde. 

1)  Mars  hall,  J.,  Writings  upon  the  Federal  Constitution.    Bost.,  1839. 

2)  Official  Opinions  of  the  Attorneys- General  of  the  U.  S.,  advising  the  President  and 
Heads  of  Departemente ,  from  the  commencement  of  the  Government  down  to 
1841;  compiled,  with  notes  by  B.  T.  Hall.  I— V.  Wash.,  1852.  —  Ich  kenne 
diese  Sammlung^,  welche  nothwendig  sehr  wichtige  Beiträge  zur  inneren  Geschichte 
des  Bundesrechtes  enthalten  muss,  leider  nicht  ans  eigener  Ansicht, 
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oft  in  der  Wirklichkeit  vor.     Von  welcher  Bedeutung  also  die  Sprüche  dei 
Obersten  Gerichtes  sammt  den  Entscheidungsgrfinden  der  Richter  fOr  das  ge- 
sammte  Bundesrecht  sind,    fällt    in  die  Augen.  —    Die  Sammlung    dei  yon 
Marshall,  dem  berühmten  Freunde  und  Lebensbeschreiber  Washington^  ab- 
gegebenen Abstimmungen   und  Entscheidungen  ist   eine  handbare  Zusammen- 
stellung ans  den  allgemeinen  Sammlungen.    Sie  enthält  seine  sämmtlichen  Aus- 
sprüche über  Yerfassungsfragen,   (in  einem  Anhange  auch  die    von    anderen 
Mitgliedern  des  Gerichtes,  z.  B.  von  Story,  zunächst  ausgearbeiteten,  an  wd- 
eben  er  aber  einen  unmittelbaren  Antheil   hatte;)    und   ist  desshalb  von  be- 
sonders hohem  Werthe,  weil  es  Marshall  hauptsächlich  war,   welcher  durch 
seine  feste,  dem  Gedeihen  und  der  Kraft   des  Bundes   günstige  Ansicht  die 
Handhabung  der  Verfassung  in  das  Geleise  brachte.    Diese  Rechtsausfahrong^ 
sind  also   eine  Fundgrube   von  Belehrung   über  die  schwierigsten  Fragen  und 
eine  höchst  dankenswerthe  Anleitung  zu  streng  logischem   und  staatsmännisdi 
richtigem  (xebahren  mit  einem  Grundgesetze ;  so  dass  sie  nicht  blos  für  ameri- 
kanische  Staatsgelehrte    Bedeutung  haben.       Die    strenge,  klare  Logik;    das 
beständige  Bewusstsein  des  Hauptzweckes ;  die  Beherrschung  der  zur  Entschei- 
dung beitragenden  Kebenfragen  und  Analogieen ;  der  so  zu  sagen  naive  Scharf- 
sinn;  die  ehrenhafte  Gesetzlichkeit  der  Gesinnung;  die  ungetrübte  verfassungs- 
mässige Atmosphäre  erklären  hinreichend  die  fast  abgöttische  Verehrung,  welche 
Marshall  in  seinem  Yaterlande  genieäst.     Gegen    solche   Eigenschaften    ver- 
schwindet denn   eine   gelegentliche  Breite,  übergrosse  Berücksichtigung  eines 
untergeordneten  Punktes,   oder  nicht  ganz  technisch   bestimmte  Formulinmg 
eines  Satzes  <). 

d)  Schriften  über  einzelne  Gegenstände  des  Bundesrechtes. 

Eine  grosse  Anzahl  von  staatsrechtlichen  Monographieen  kann,  ans  mehr 
als  Einem  Grunde,  in  Amerika  noch  nicht  vorhanden  sein;  und  es  wäre  thö- 
rigt,  dieses  zu  tadeln.  Dennoch  fehlt  es  an  solchen  keineswegs  ganz,  und 
einzelne  verdienen  immerhin  eine  Auszeichnung. 

a)   Üeber  Gesetzgebung. 

In  jedem  repräsentativen  Staate  ist  bei  der  Abfassung  von  Gesetzen, 
ganz  abgesehen  von  ihrem  eigentliche  Inhalte,  eine  doppelte  äusserliche  For- 
derung zu  befriedigen.  Einmal  müssen  in  den  berathenden  YersammlungeD 
Uebereilungen  oder  Gewaltthätigkeiten  der  Mehrheiten  verhindert  und  mvss 
allen  Mitgliedern  die  Ausübnng  ihrer  Rechte  gesichert  sein.  Zweitens  ist,  falls 
die  Verfassung  die  gesetzgebende  Gewalt  gegenständlich  beschränkt  hat,  die 
Zuständigkeit   genauestens   einzuhalten.      Zur  Bewerkstclligung    des  Ersterea 


1)  Eine  nähere  Nachweisung  über  den  sachlichen  Inhalt  des  Werkes,  also  über  <& 
einzelnen  Yerfassungsfragen,  ist  von  mir  seiner  Zeit  gegeben  worden  in  der  2eil- 
schrifl  für  ausw.  Hechlsw.,  Bd.  XII,  H.  2. 
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dienen  die  Geschäftsordnungen  der  Yersammlongen ,  und  gute  Erläuterungs- 
nnd  Ergänzungs  -  Schriften  über  dieselben ;  die  sichere  Beobachtung  der  Grenz- 
linie aber  viivd  wesentlich  erleichtert  durch  eine  genaue  theoretische  Erörte- 
rung aller  einschlagenden  Fragen.  —  Diess  gilt  denn  natürlich  auch 
fflr  die  Yereinigten  Staaten;  ja  hier  selbst  in  erhöhtem  Grade.  Die  ge- 
naue Beobachtung  der  Geschäftsordnungen  ist  um  £0  nöthiger,  weil  den 
Hehrheiten  der  gesetzgebenden  Versammlungen  keine  auf  eigene  Rechte  fus- 
sende  Gewalt  gegenüber  steht,  welche  ein  unordentlich  oder  gewaltthätig  zu 
Stande  gekommenes  Gesetz  kurzweg  verwerfen  könnte.  Eine  strenge  Einhal- 
tung der  Zuständigkeit  aber  ist ,  und  zwar  sowohl  im  Bunde  als  in  den  Ein- 
zelnstaaten, durch  die  bereits  besprochene  Berechtigung  der  Gerichte,  verfas- 
sungswidrige Gesetze  nicht  anzuwenden,  unvermeidlich  gemacht.  So  sind 
also  nicht  blos  die  Geschäftsordnungen,  sondern  auch  die  beiden  eben  ange- 
deuteten Gattungen  von  Schriften  hier  besonders  nöthig. 

Dass  überall,  sowohl  ftkr  die  Congresshäuser  als  für  die  Versammlungen 
der  Staaten,  Geschäftsordnungen  bestehen,  versteht  sich  von  selbst;  und  nur 
das  mag  bemerkt  werden,  dass  die  Regeln  des  englischen  Parliamentes  durch- 
gängig genau  befolgtes  Vorbild  sind.  Nur  in  einzelnen  Punkten  haben  sich 
in  Amerika  eigenthümliche  Gewohnheiten  ausgebildet.  Aber  auch  an  Litera- 
tur über  das  formelle  Verfahren  so  wie  über  die  sachliche  Zuständigkeit  der 
gesetzgebenden  Körper  fehlt  es  nicht  ganz,  wenn  gleich  grosser  Beichthum 
bis  jetzt  nicht  vorhanden  ist. 

Von  Erläuterungsschriften  über  das  formelle  Vorhaben  sind  haupt- 
sächlich zwei  zu  nennen.  —    Vor  Allem  die  Arbeit,   welche  Jefferson  zur 
Beglung  der  Geschäfte   des  Senates  unternahm,   als  er  den  Vorsitz  in  dem* 
selben  antrat,  und  die  durch  ihre  Zweckmässigkeit  eine  weite  Verbreitung  und 
auch   bei   vielen   anderen   berathenden  Versammlungen  Anwendung  gefunden 
hat  ^).    Im  Wesentlichen  liegen  die  Bestimmungen  und  Gewohnheiten  des  eng- 
lischen Parhamentes,   namentlich  des  Unterhauses,   zu  Grunde;    daher  denn 
auch  vielfache  Berufungen  auf  die  englischen  Schriftsteller,  z.  B.  Hatsell ;  allein 
die  eigenthümlichen  amerikanischen  Regeln  sind  natürlich  auch  berücksichtigt* 
Methode  und  Deutlichkeit  lässt  nichts  zu  wünschen  übrig;    dagegen  dürfte  die 
Erörterung   der   verschiedeneu  möglichen  Anwendungen  eines  Satzes   ausführ- 
licher sein ;  und  in  einzelnen  Punkten  ist  die  Schrift  sogar  veraltet,  indem  sich 
neuere,  wenn  auch  nicht  eben  sehr  bedeutende,  Gewohnheiten  gebildet  haben.  — 
Keinen  Mangel  in  diesen  Beziehungen  bietet  die  spätere  Schrift  von  Cushing^) 


1)  Jefferson,  Th.,  A  mannal  of  parliamentary  practicc.  For  the  use  of  the  Senate 
of  the  U.  S.  Vash.,  1820.  —  Eine  deutsche  Uebersetzung  von  Henning  er- 
schien in  Berlin,  1819,  u.  d.  T.:  Handbuch  ^es  Parlam cntarr echtes ,  od.  Darstel- 
lung des  Verfahrens  u.  s.  w. 

2)  Cushing,  L.  S. ,   Manual  of  parüameotary  practice.    Ed.  13.    Bost. ,  1853.  — 
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dar,  welche  daher  auch  jetzt  vielfach  gebraucht  wird.  Sie  geht  sehr  in's  Ein- 
zelne hinsichtlich  der  verschiedenen  Behandlnngs  -  Stadien  und  -Regeln,  und 
giebt  auch  die  Gründe  und  Vortheile  für  das  Verfahren,  wo  es  nöthig  ist,  an- 
Ordnung  und  Bestimmtheit  sind  anzuerkennen ;  dagegen  ist  die  Darstellung  et- 
was schwerfällig,  weil  zu  abstract  gehalten.  —  Zunächst  ist  also  das  Gent- 
gende  geleistet ;  doch  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  keine  der  beiden  Anwei- 
sungen zu  regelrechter  Gesetzesabfassung  in  Gründlichkeit,  Vollständigkeit  und 
gefälliger  Form  auch  nur  entfernt  an  das  meisterhafte  englische  Werk  von 
May  über  parlamentarisches  Eecht  hinreicht. 

Nicht  ganz  so  gut  ist  es  mit  der  theoretischen  Erörterung   der  Grenzen 
der  Gesetzgebung  bestellt    Zwar  liegt  hier  das  umfassende  Werk  von  Fitch 
Smith   über    das  Recht  zur  Gesetzgebung,    deren  Umfang  und  Auslegung 
vor ').     Allein  es  giebt  dasselbe  zu  mancherlei  Ausstellungen  gegründete  Ver- 
anlassung.    Abgesehen   nämlich  von  der,  wie  es  scheint,  nicht  eben    bemer- 
kenswerthen   staatlichen  Befähigung   des  Verfassers   und  von  seiner  äcbtengli- 
schen  juristischen  ünmethode,   führt  das  Buch  vielen  unnOthigen  Ballast  mit 
sich  durch   den  Abdruck  der  Bestimmungen   sämmtlicher  amerikanischer  Ver- 
fassungs- Urkunden  über  die  Gesetzgebung  und  die  staatsbürgerlichen  Rechte, 
und  durch  eine  endlose  Gasuistik  in  Betreff  der  Auslegimgsregeln.   Sodann  ist  die 
allgemeine  Geschichte  der  Gesetzgebung  lächerlich  unvollständig.     Endlich  sind 
die  über  die  verfassungsmässigen  Grenzen  der  Gesetzgebung  aufgestellten  Sätze  bis 
zur  völligen  Unausführbarkeit  beengend.     Damit  soll  nicht  gesagt  sein,    dass 
nichts  von  dem  Verfasser  zu  lernen  sei.    Immerhin  lesenswerth  ist  die   Unter- 
suchung der  allgemeinen  Frage  über  die  rechtlichen  Grenzen  der  Gesetzgebung 
(die  sogenannte  parlamentarische  Allmacht),  wo  die  Meinungen  vieler  englischen 
Schriftsteller  auf  bequeme  Weise  zusammengestellt  sind;  femer  die  ansführ- 
liche  Erörterung  über  die  verfassungsmässige  Beschränkung  des  Gesetzgebnngs- 
rechtes  des  Congresses,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  der  Bundesangelegenhei- 
ten, als  in  Betreff  der  Einzelnstaaten;    endlich  die,  allerdings  nur  BmchstQcke 
liefernde  und  zu  viel  auf  die  besonderen  Bestimmungen  des  Staates  New -York 
Bücksicht  nehmende,  ähnliche  Besprechung  des  Gesetzgebungsrechtes  der  Ein- 
zelnstaaten.     Kann  man  auch  keineswegs  immer  mit  dem  Verfasser  gehen,  so 
regt  doch    eine  so  umfassende  Besprechung   des   wichtigen  Gegenstandes   zum 
eignen  Nachdenken  an.    Die  Grundsätze  von  der  Gründung  der  Staaten  dorch 
den  beliebigen  Wille;i  des  Volkes  und  von  der  Begrenzung  ihrer  Rechte  auf 
das  ihnen  ausdrücklich   übertragene   Maass  erscheinen  hier  in  bedeutenden, 
keineswegs  blos  nutzenbringenden  Folgerungen.     Nachdem  aber   das    Thenu 


Deutsch  u.  d.  T. :     Handbuch  der  parlamentarischen  Praxis.    A.  d.  EngL  von  B- 
Rölker.    Hambg.  u.  N.-York,  1852, 
1)  Fitch  Smith,    J. ,   Commcntaries  on  Statute  and  constitulional  law  and  stalotaiy 
and  constitntional  construction.    Albany,  1848. 
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einmal  in  ßehandlung  genommen  ist,  wird  es  auf  die  Dauer  an  weiteren  und 
wohl  auch  an  besseren  Besprechungen  nicht  fehlen.  ^ 

p)   Ueber   Bundesf^erichtc. 

In  wie  ferne  die  Bundesgerichte  nicht  blos  eine  Anstalt  zur  Herstellung 
der  Rechtsordnung  unter  Privaten  sind,  sondern  eine  wesentlich  staatsrecht- 
liche Stellung  einnehmen,  ist  wiederholt  schon  angedeutet  worden.  Offenbar 
ist  denn  eine  genaue  Kenntniss  ihrer  Einrichtung  und  Zuständigkeit  ein  we- 
sentlicher Bestandtheil  des  Studiums  des  Bundesrechtes.  Eine  solche  vermitteln 
nun  aber  nicht  nur  die  sämmtlichen  Systeme,  sondern  es  sind  auch  eigene 
Monographieen  dazu  bestimmt.  Du  Ponceau  '),  Sergeant^),  Gonk- 
ling*)  und  neuerlich  Law^)  haben  sich  ausführlich  mit  dem  Gegenstande  be- 
schäftigt. Aus  eigener  Kenntniss  kann  nur  über  Sergeant^s  Werk  hier  berich- 
tet werden.  Es  zerfällt  dasselbe  in  zwei,  äusserlich  übrigens  nicht  ge- 
trennte ,  wesentlich  verschiedene  Bestandtheile :  in  eine  Abhandlung  über  die 
Zuständigkeit  und  die  Verfahrensweise  der  Bundesgerichte;  und  in  eine  Art 
von  Commentar  zu  der  Bundesverfassung,  in  welchem  eine  Reihe  von  einzel- 
nen Rechtsfragen  besprochen  wird.  Letztere  Erörterungen  wollen  eben  nicht 
viel  besagen,  und  sind  weder  sehr  reichhaltig,  noch  von  einem  höheren  Ge- 
sichtspunkte ausgehend.  Dagegen  ist  die  Darstellung  der  Gerichtsbarkeit  des 
Bundes  sehr  gründlich,  mit  offenbarer  Sachkenntniss  und  mit  richtigem  Begriffe 
von  dem  zu  Grunde  liegenden  Gedanken  abgefasst. 

Zu  einer  vollständigen  Begreifung  der  Stellung  der  Bundesgerichte  mögen 
übrigens,  neben  den  theoretischen  Schriften,  auch  namentlich  noöh  zwei  merk- 
würdige Verhandlungen  im  Congresse  beitragen.  Die  eine  über  den  Gesetzesent- 
wurf, durch  welchen  alsbald  nach  der  Annahme  der  Bundesverfassung  die  ganze 
Einrichtung  der  Bundesgerichte  geordnet  werden  sollte,  und  welcher  mit 
sicherer  Hand  und  in  grossen  Zügen  die  Aufgabe  löste  ^);  die  andere  aber, 
als   nach  der  Gelangnng  Jefferson*s  zur  Präsidetitschaft   die    nunmehr    herr- 


1)  Du  Ponceau,  P.  S.,  The  iorisdidion  of  Ihe  Courts  of  tbe  U.  8.  Wilh  a  tketch 
of  the  national  jodiciarj  powers  exerdsed  prior  lo  the  adoption  of  the  Federal 
Constitution,  by  Th.  Sergeant.    PhiL,  1824. 

7)  Conkling,  A. ,  Treatise  on  the  Organisation,  Jurisdiction  and  practiee  of  the 
Courts  of  the  U.  S.    Ed.  2.    New-York,  1812. 

3)  Sergeairt,  Th.,  CoDstitutlonal  law.  Bring  a  Tiew  of  the  praetice  and  Jorisdie- 
tiott  of  tbe  Coorti  of  the  U.  S.,  and  of  constitotional  pohits  dedded.  Ed  2.  Pbi- 
lad.,  1830. 

4)  Law,  D.,  Jnrisdietion  and  powers  of  the  U.  S.  Courts,  and  Ihc  mlcs  and  pradiee 
thereoL    New-York,  1852. 

5)  Diese  Yerfaandlong  ist  zd  finden  in  dem  oben ,  8.  545,  Anmerk.  1)  angeflUirten 
„Congresdonal  Register**  tob  Lloyd. 
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sehende  antiföderalistische  Partbei  die  Zahl   der  Ilichter  alsbald  wieder  Ter- 
minderte  *). 

y)   (Jeher  Staatsanklagen. 

In  Folge  einer,  wohl  nicht  ganz  glücklichen,  Kachahmnng  der  engliscben 
Einrichtungen  ist  auch  in  dem  amerikanischen  Bundesstaate  die  Anstellung  von 
Staatsanklagen  gegen  öffentliche  Beamte  (impeachment)  dem  Hause  der  Reprjl- 
sentanten,  die  Eichterstelle  aber  dem  Senate  übertragen.  So  oft  nun  auch, 
wie  natürlich,  bei  hochgehenden  Partheileidenschaften  Drohungen,  mit  Anklagen 
hin  und  her  geworfen  werden:  so  selten  kommt  doch  in  der  WirUichkeit  eine  vor; 
und  es  gereicht  sicher  der  staatlichen  Bildung  des  Landes  zur  Ehre ,  dass  ae 
in  allen  bisher  vorgekommenen  Fällen  nicht  gejfen  politische  Gegner  und  nicht 
wegen  politischen  Verhaltens  angestellt  worden  sind,  sondern  lediglich  wegen 
wirklicher  oder  wenigstens  vermutheter  gemeiner  Vergehen^).  —  Eigene 
4;heoretische  Werke  über  das  Recht  und  das  Verfahren  bei  Staatsanklagen 
scheinen  nicht  zu  bestehen;  dagegen  sind  die  gesammten  Verhandlungen  bei 
einigen  der  vorgekommenen  Processe  gedruckt'). 

iT)  Ueber   völkerrechtliche  Verhältnisse. 

Es  war  allerdings  Washington's  Bath,  die  Vereinigten  Staaten  soUen  es 
sich  zum  unverbrüchlichen  Grundsatze  machen ,  mit  jedem  anderen  Volke  in 
Frieden  zu    leben  und  sich  nicht  in    die  europäischen  Händel   zu  mischen. 


1)  Debates  in  the  Congress  of  the  U.  S.  on  the  bill  for  repeallng  the  law  for  tbe  .  * 

Organisation  of  the  Courts  of  the  U.  8.    Alb.,  1802. 

2)  Es  sind  bis  jetzt  nämlich  nur  folgende  Staatsanklagen  im  Bereiche  des  Bundes, 
(weitere  allerdings  in  einzelnen  Staaten,)  vorgekommen .  1)  Im  J.  1197  gegen 
den  Senator  W.  Blount,  auf  Hochverratb,  wegen  unbefugter  Fetndseligkeilen  ge- 
gen spanische  Besitzungen.  Der  Senat  erklärte  sich  für  unzuständig,  weil  eis 
Senator  kein  „public  officer**  sei.  2)  Im  J.  1804  gegen  den  Bezirksrichler  der 
V.  SL  J.  Pickeriog,  wegen  Vergehen  im  Amte  und  Trui|kenheit.  Der  Angekligte 
wurde  des  Amtes  entsetzt  3}  Im  J.  1804--5  gegen  das  Mitglied  des  Oberrteo 
Gerichtes  W.  Chase,  wegen  Amtsvergehen.  Es  erfolgte  Freisprechung ,  weil  nur 
absolute  Mehrhett  für  die  Schuldigerklärung  zu  Stande  kam.  4)  Im  J.  1830  ge- 
gen den  Richter  P  e  c  k ,  welcher  auch  freigesprochen  vrurde.  —  Auch  in  de« 
Bundesstaaten  ist  bis  jetzt  nur  Eine  Verurtheilung,-  eines  Richters  in  Louisiana,  e^ 
folgt 

3)  Proceedings  on  the  impeachment  of  W.  Blount.  —  Trial  of  8.  Chase  before  Ihe 
Senate.  1.  ü.  Wash.,  1805.  — *  Report  ofthc  trial  of  J.  H.  Peck  on  an  im- 
peachment by  the  H.  of  R.  Ed.  by  A.  J.  Stansbury,  Best,  1833.  —  Die  Pro- 
tocoUe  des  als  Staalsgerichtshofes  sitzenden  Senates  sind  zu  finden  als  Anhaa; 
zu  dem  Legblalivc  Journal  desselben;  und  zwar  die  über  die  drei  ersten  FiQe 
geführten  in  Bd.  III.  des  zweiten  Abdruckes  des  Senats-JournalSy  das  Protocott  des 
vierten  Falles  im  Journal  von  1831~3Z 
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Auch  ist  dieser  Rath  im  Wesentlichen  befolgt  worden.     Allein  es  liegt  in  der 
Natur  der  Sache,  dass  ein  selbstständiger,  zu  grösserer  und  grösserer  Macht 
gelangender,  und  allmählich  nicht  nur  seiner  Kraft  bewnsster,   sondern  auch 
zu  immer  weiterem  Umgreifen  geneigter  Staat  sich  auf  die  Dauer  nicht  in  dieser 
Passivität  halten  kann.     Gar  bald  wurden  die  Vereinigten  Staaten   durch  die 
Ansprüche  und  zum  TheUe  durch  die  Misshandlungen  fremder  Mächte   zum 
Handeln  genöthigt.     Die  tausendfachen  Neutralitätsfragen  bei  einem  allgemei- 
nen Weltkriege,  die  Ansprüche  der  Engländer  auf  Wegnahme  flüchtiger  Ma- 
trosen Ton  amerikanischen  Schiffen,  und  noch  Anderes  brachten  sie  in  Zwie- 
spalt und  endlich  selbst  in  Krieg.    Dann  kamen  ihre  eigenen  grossen  Länder« 
-    erwerbungen;    erst  durch   friedlichen  Kauf,   dann  durch    erzwungenen   Kauf« 
hierauf  durch  mehr  als  zur  Hälfte  gewaltsame  und  ungerechte  Aufnahme  be- 
nachbarter Provinzen  anderer  Staaten,  endlich  durch  offenen  Krieg.     Mit  dem 
Eraftgefflhle  wuchsen  die  eigenen  Forderungen;  kam  der  Satz:  Amerika  aus* 
schliesslich  für  die  Amerikaner;  erwachte  die  Lust,  aufständischen  Bevölkerun- 
gen zu  freistaatlicher  Regierung  zu  helfen.     Der  immer  weiter  ausgedehnte 
und  ins  Biesenmässige  wachsende  Handel  verlangte  Stützpunkte  an  den  Küsten 
und  auf  den  Inseln  femer  Meere,  Einmischung  in  die  Händel  und  in  die  Abge- 
schlossenheit Ostasiens;   brachte  Zusammenstösse  mit  anderen  Handelsstaaten 
wegen  Einflusses,  Schutzes,  Vorrechtes  in  fremden  Ländern;  die  Nachbarschaft 
mit  englischen  Nebenländem  gab  nicht  abreissende  Gelegenheiten   zu  Streitig- 
keiten über  Grenzen,  Fischereien.     So   sind  denn  die  Vereinigten  Staaten  mit 
und  ohne  ihre  Schuld,  mit  und  ohne  ihren  Willen  allmählig  tief  in  alle  denk- 
baren  völkerrechtlichen  Verwicklungen  hineingekommen,    und  haben  schon  in 
einer  grossen  Menge  von  Fällen  Grundsätze  aufgestellt  und  Handlungen  vor- 
genommen. 

Diess  alles  aber  sind  nur  Kleinigkeiten  gegen  das,  was  nach  aller  mensch* 
lieber  Wahrscheinlichkeit   noch  kommen   muss.    Je  weiter  sich  einer  Seits  die, 
von   dem  Stolze  des  ganzen  Volkes  getragene,  Neigung  entwickelt,   eine  be- 
herrschende und   ausschliessende   Stellung    in   Amerika    selbst  einzunehmen, 
auf  der  andern  Seite  aber  die  Entfaltung  der  Macht  der  Vereinigten  Staaten 
auch  in  anderen  Welttheilen  zunimmt:  in  desto  häufigere  und   desto   ernstere 
Verwicklungen  mit  den  älteren  Mächten  muss  der  Bundesstaat  kommen.    Jahr- 
hundertalte  Gewohnheit,  verletzter  Stolz,  endlich  selbst  Furcht  werden  die  Ei- 
nen zum  Widerstände  und  zu   verzweifelten  .Vertheidigungskämpfen  drängen; 
die    Anderen  aber  wird   ihr  Bewusstsein    immer  steigender,  überwältigender 
Macht,  ihre  nicht  eben  um  die  Mittel  verlegene  Gewinnsucht,   ihre  unruhige 
Thätigkeit  zu  immer  herrischerer  Sprache  und  zu  mehr  und  mehr  gewaltsamen 
Singriffen  bringen.    Die  internationalen  Folgen   einer  mächtigen,   eitlen,  sich 
selbst  über-,  alle  Andern  unterschätzenden  Demokratie,  werden  sich  dann  gross- 
artiger entfalten;    namentlich  werden  die  Gewaltthätigkeiten  eiaer  verwöhnten 
öffentlichen  Meinung,   die  Ränke   der  Partheien  und  die  Bemühungen  um  die 
Yolksgunst  von  Seiten  der  Bewerber  um  die   grossen  Stellen,  das  Bedürfniss 
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eine  gefährdete  Beliebtheit  za  retten ,  die  regelmässige  Verwechslung  von  Yor- 
theil  tind  Becht,  ganz  neue  Beweggrtlnde  für  TöUcerrechtliches  Auftrete  ab- 
geben. Nichts  wäre  kindischer,  als  von  einer  Demokratie  Mässigung,  Billig- 
keit und  Rechtsgefflhl  im  Verhältnisse  zu  anderen  Staaten,  namentlich  zu  F1i^ 
stenthflmem,  zu  erwarten.  Die  einzige  Möglichkeit  eines  anderen  Verlaufes  ist 
eine  Zersplitterung  des  Bundes  in  feindselige  und  sich  gegenseitig  schwächende 
Bruchstücke.  Auf  diesen.  Verlauf  der  Dinge  zu  zählen,  ist  aber  kein  zureifiben- 
der  Grund. 

Unter  diesen  Umständen  sind  denn  Schriften,  welche  über  das  bisherige 
Verhalten  der  Vereinigten  Staaten  in  völkerrechtlichen  Beziehungen  Auskunft 
geben,  von  grosser  Bedeutung;  schon  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  negßHj 
noch  mehr  aber  um  des  Blickes  in  die  Zukunft  willen.  Leider  ist  eine  bis  auf 
die  neueste  Zeit  reichende  tüchtige  Geschichte  oder  eine  umfassende  kritische 
Würdigung  der  bisherigen  Ereignisse  und  Grundsätze  noch  nicht  vorhaDden. 
Selbst  das  Material  ist  nicht  so  weit  herab  gesammelt,  als  es  möglich  und  wOn- 
schenswerth  wäre.  Somit  hat  man  sich  denn  mit  der  ganz  tüchtigen,  aber 
freilich  schon  mit  dem  Genter  Frieden  schliessenden  Geschichte  der  Diplomatie 
der  Vereinigten  Staaten  von  Lyman  Spalding  und  mit  dem  theils  nicht  so 
weit,  theils  wenigstens  nicht  viel  tiefer  herabgehenden  Urkundensammluugcn 
von  Gebhard,  und  den  „Staatsschriften''  und  den  Vertragsammluogen  zu  be- 
gnügen >). 

W^enn  die  Verhältnisse  zu  den  Indiern  ebenfalls  als  völkerrechtlich 
betrachtet  werden  wollen,  so  ist  hier  auch  der  Ort  zu  bemerken,  dass  so- 
wohl Sammlungen  der  Gesetze  und  Verordnungen  über  diese  Verhältnisse,  und 
zwar  von  den  ersten  Zeiten  der  Eolonieen  an ') ,  theils  Zusammenstellungen 
der  von  den  Vereinigten  Staaten  mit  den  indischen  Stämmen  geschlossenen 
Verträge  ')  vorhanden  sind.  Der  Gegenstand  ist  kein  erfreulicher;  weder  so 
lange  die  Indier  mächtig  genug  sind,  einen  blutigen  und  grausamen  Widerstand 
zu  leisten,  noch  wenn  sie  von  der  übermächtigen  Gesittigung  nud  Zahl. der 
Weissen  ailä  dem  Lande  ihrer  Väter  immer  weiter  gegen  Westen  in  den  Un- 
tergang gedrängt  werden.  Allein  hier  hat  man  den  Vereinigten  Staaten  doch 
oft  grosses  Unrecht  gethan.  Es  ist  Naturgesetz,  dass  der  Wilde  vor  der  Ge- 
sittigung zurückweicht;  die  Erde  ist  besser  zur  Wohnung  von  Millionen  geba- 
deter und  wohlhabender  Menschen,   als  zum  Jagdgi*unde  einiger  nakter  Jäger 


1)  üeber  diese  Werke  s.  oben  in  der  Dteratur  des  Volkerrechtes,  S.  350.  Ueber  die 
„State  Papers"  auch  noch  S.  555,  Not  2). 

2)  Laws  of  the  Colonial  and  the  State  Govemments  rd.  1o  Indians  and  lodian  af- 
fairs  from  1663 — 1831 ,  with  an  appendix  containing  tHc  Proccedingi  of  the  Cob- 
gress  of  Confederation.  Wash. ,  1832.  —  Law  and  regulations  reL  to  LndiaD  ^ 
faira.    Wash.,  1826. 

3)  Auch  die  Sammlungen  der  Verträge  mit  den  Indianern  sind  bereits  genannt,  obes 
S.  461,  Note  4. 
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verwendet;  endlich  haben  die  Vereinigten  Staaten  grosse  Summen  filr  die  Län- 
dereien  der  Indianer  bezahlt.  Wenn  also  auch  viel  Unrecht  mit  anter  gelaufen 
sein  sollte,  das  Ganze  war  nicht  zu  vermeiden,  und  ist  nicht  zn  beklagen. 

<)  Rechts-Wörterbücher. 

Die  in  England  vielfältig  im  Gebrauche  stehenden  Bechtswörterbllcher, 
also  alphabetisch  geordnete  Sammlungen  von  kürzeren  oder  ausführlicheren 
Erörterungen  über  einzelne  Gegenstände  des  Rechtslebens,  haben  auch  in  den 
Vereinigten  Staaten  Nachahmung  gefunden.  Gewöhnlich  auf  e|n  eüglisches 
Werk  solcher  Art  gegründet  enthalten  sie  die  den  Landesgesetzen  entsprechen- 
den Aenderungen  und  Zusätze;  und  da  sie  —  obgleich  keineswegs  ausschliess- 
lich —  auch  staatsrechtliche  Fragen  abhandeln,  so  sind  wohl  die  bekanntesten 
derselben  auch  hier  zu  nennen ').  Von  einem  eigentlich  wissenschaftlichen 
Werthe  ist  natürlich  nicht  die  Rede. 

n.    Das  Recht  der  einzelnen  Staaten. 

Man  wäre  wohl  berechtigt,  eine  reiche  Entwicklung  des  Territorial- 
staatsrechtes —  sei  es  nun  des  allgemeinen,  alle  einzehien  Bestandtheile  um- 
fassenden ,  sei  es  des  besonderen,  nur  Ein  Bundesglied  behandehiden  —  da  zu 
erwarten,  wo  allmählig  mehr  als  dreissig  abgesonderte  Staaten  entstanden  sind. 
Dennoch  ist  dem  nicht  so.  Eine  solche  Literatur  besteht  bis  jetzt  in  den  Ver- 
einigten Staaten  nur  in  den  ersten  Anfängen. 

Was  das  allgemeine  Territorialstaatsrecht  betrifft,  also  die  Zusammen- 
stellung aller  derjenigen  Einrichtungen  und  Rechtssätze,  welche  in  sänmitlichen 
(oder  doch  vielen)  einzelnen  Gliederstaaten  bestehen,  die  geschichtliche  und 
vernünftige  Begründung  ihrer  Allgemeinheit,  die  Auszeichnung  ihrer  bedeutend- 
sten Abweichungen:  so  scheint  nicht  einmal  der  Gedanke  einer  solchen  Wissen- 
schaft bis  jetzt  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  bestehen.  Von  einem  Werke, 
welches  auf  diesem  Gedanken  und  auf  der  Grundlage  ausgedehnter  Studien  der 
Geschichte,  Gesetzgebung  und  Gewohnheit  beruhte,  ist  wenigstens  diesseits  des 
Meeres  nichts  bekannt  ^).    Man  darf  sich  wohl  hierüber  wundern,  und  die  Er- 


1)  Boavier,  J. ,  Law  dlcüonary,  adapted  to  the  Conslilution  and  Laws  of  iheÜ.  S. 
of  A.  and  of  the  several  States  of  the  Union.  I.  H.  Ed.  3.  Philad.,  1852.  — 
Burrill,  A.  M.,  A  new  Law  Dictionary  and  Glossary,  containing  fuU  definilions 
of  the  prindpal  terms  .  .  compiled  on  the  hasis  of  Spelman's  Glossary.  J.  II. 
N.  York,  1850.  —  Holthouse,  New  Law  Dictionary.  Ed.  2.  Bost.,  1850. 
(Unbedeutend.) 

2)  Selbst  das,  in  manchen  Beziehungen  so  treffliche,  Werk  T.  Walker's,  Introduc- 
tion  to  american  law,  (s.  über  dasselbe  oben,  S.  578)  befasst  sich  nur  einer 
Seits  mit  dem  Bundesrechte ,  anderer  Seits  mit  dem  gemeinen ,  d.  h.  in  allen 
Staaten  der  Union  geltenden  Straf-,  Civil-  und  Process-Rechte.  Das  allgemeine 
Staatsrecht  der  Staaten  ist  gar  nicht  beachtet,  obgleich  es,  selbstredend,  nicht  mit 
dem  Bandesrechte  zosammenfaUt. 


590  ^^*  Staatsrecht  der  VereiDigtcti  Staaten  von  Nordamerika. 

scheinnng  als  einen  Beweis  von  noch  geringer  wissenschaftlicher  Entwicklnag 
der  Rechtswissenschaft  in  den  Vereinigten  Staaten  betrachten.  Der  Gedanke 
liegt  in  der  That  so  nahe;  das  Bedürfniss  eines  solchen  Werkes  ffir  ein  un- 
ruhiges und  beständig  ortwechselndcs  Volk  scheint  so  gross  zu  sein:  dass  man 
kaum  begreift,  wie  die  Aufgabe  nicht  schon  längst  gelöst  ist.  Und  wie  leicht 
wäre  die  Ausführung  im  Vergleiche  z.  B.  mit  dem  allgemeinen  deutschen  Ter- 
ritorialstaatsrechte !  Die  Gleichheit  der  Verfassungen  und  Gesetzgebungen  der 
amerikanischen  Bundesstaaten  ist  eine  bei  weitem  grössere  und  gründlichere,  als 
diess  bei  den  deutschen  Staaten  der  Fall  ist;  abgesehen  davon,  dass  die  Einwir- 
kungen des  Bundesrechtes  in  das  Rechtsleben  der  einzelnen  Staaten  weit  um- 
fassender und  tiefer  gehend  sind,  als  die  wem'gen,  zubilligen  „besonderen 
Bestimmungen"  der  deutschen  Bundesacte.  Die  Verfassungen  der  neu  ent- 
stehenden Staaten  werden  genau  nach  dem  Muster  der  bereits  bestehenden 
entworfen,  letztere  zum  Theile  geradezu  abgeschrieben.  Die  beständige  Ver- 
mischung der  Einwohner  aller  Staaten  verbreitet  nothwendig  in  allen  Theilen 
der  Union  dasselbe  Rechtsbewusstsein.  üeberdiess  ist  schliesslich  das  englische 
common  law  überall  die  Grundlage  des  Rechtes,  auch  wo  dieses  die  öffentKchen 
Verhältnisse  berührt.  —  Hier  ist  also  noch  ein  ungeheures  Feld  belohnender 
Thätigkeit  offen.  Ob  denn  unter  der  grossen  Zahl  von  rechtsgebildeten  Deut- 
schen, welche  allmählig,  durch  Gründe  aller  Art,  in  die  Vereinigten  Staa- 
ten getrieben  worden  sind,  sich  Keiner  einer  solchen  Arbeit  unterzieht?  Ihre 
Ausbildung  in  unserem  gemeinen  deutschen  Rechte  befähigt  sie  offenbar  Tor 
allen  Anderen  dazu. 

Bis  jetzt,  so  scheint  es  wenigstens,  hat  man  sich  in  dem  ganzen  Gebiete 
des  allgemeinen  nordamerikanischen  Territorialstaatsrechtes  tnit  dem  Bmcli- 
stücke  eines  Werkes,  welches  unverbundenen  Stoff  sammelte,  und  mit  einer 
tabellarischen  Zusammenstellung  der  Verfassungen  zu  begnügen.  —  Erstcrcs 
ist  Griffith's,  durch  den  Tod  des  Verfassers  unterbrochene,  Sammlung  von 
Nachrichten  über  die  gesetzlichen  Einrichtungen  der  sämmtlichen,  zur  Zeit  der 
Erscheinung  des  Buches  bestehenden,  einzelnen  Staaten  *).  Das  Werk  hat 
Werth,  weil  das  Gegebene  auf  Mittheilungen  bedeutender  Rechtsgelehrter  in 
allen  Staaten  beruht ,  somit  ganz  zuverlässig  ist  Freilich  ist  Vieles  indessen 
verändert  worden  durch  Umgestaltungen  der  Verfassungen,  neue  Gesetze,  u.s.w. 
Die  nicht  erschienenen  zwei  ersten  Bände  sollten  Bundesrecht  enthalten.  — 
Weit  unbedeutender  scheint  Smith's  Tabellenwerk  zu  sein.  Auch  bei  uns  be- 
stehen bekanntlich  dergleichen  üebersichten;  allein  mit  Ausnahme  einer  ober- 
flächlichen ersten  Zurechtfindung  haben  sie  noch  keinem  Menschen  etwas  genfltxt 


1)  Griffith,  W. ,  Law  Register  of  the  U.  S.  lü  und  IV.  Borliogton,  igai  (Bd.  I 
und  II  sind  nicht  erschienen.) 

2)  Smith,  Comparative  view  of  the  Constitutions  of  the  sevcral  States  ^th  eaefa 
other ,  and  with  that  of  the  U.  &  Ed.  2»  1822.  —  Ich  kenne  das  Badi  nur  tm 
den  Urtheilen  Anderer. 


Redit  der  einzelnen  Staaten.  591 

Fast  noch  kl&glicher  ist  es  mit  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  des 
öffentlichen  Rechtes  der  einzelnen  Staaten  bestellt.  Nicht  ein  einziger 
von  allen  besitzt  eine  systematische  Darstellnng  seines  Staatsrechtes;  und  selbst 
Monographieen  scheinen  sehr  selten  zu  sein,  wenn  überhaupt  welche  bestehen. 
Es  ist  dieser  Zustand  aber  offenbar  noch  unbegreiflicher,  als  der  Mangel  einer 
alle  Staaten  umfassenden  Rechtsdarstellung.  Einer  Seits  liegen  die  Quellen 
vollkommen  klar  und  für  Jeden  zugänglich  vor,  in  den  Protokollen  der  ver- 
fassunggebenden und  der  gesetzgebenden  Versammlungen,  den  Berichten  der 
Staatsstellen  an  diese  Versammlungen,  den  Gesetzen  >).  Anderer  Seits  bedurfte 
es  gar  keiner  wissenschaftlichen  Abstraction ,  keines  ausgedehnten  Studiums ; 
war  keine  schwierige  Methode  und  keinef  ausgedehnte  geschichtliche  Forschung 
zu  gewältigen.  Der  Gedanke  lag,  bei  der  unzähligen  Menge  von  Büchern  aus 
allen  Zeiten  und  Ländern  über  positives  Staatsrecht  eines  einzelnen  Landes,  so 
gar  nahe.  Und  dass  in  Amerika  eine  Bearbeitung  weder  wissenschaftliches  noch 
praktisches  Bedürfniss  sei,  wird  doch  auch  wahrlich  Keiner  behaupten  wollen. 
Man  möchte  die  amerikanischen  Rechtsgelehrten  eben  so  schelten  über  die 
Vernachlässigung  ihrer  Aufgabe,  als  sie  beneiden  um  dieses  jungfräuliche  und 
doch  so  leicht  zu  bearbeitende  und  dankbare  Feld  Bchriftstellerischer  Thätigkeit. 

So  wie  nun  aber  einmal  die  Dinge  stehen,  sind  über  das  Staatsrecht  der 
einzelnen  Staaten  nur  Bruchstücke  oder  unverarbeiteter  Stoff  zu  benützen. 

Als  Bruchstücke  nämlich  mögen  etwa  die  Anweisungen  für  die 
Amtsführungen  der  Grafschafts-  und  Gemeinde -B  eamten   be- 


1)  Die  Zahl  und  der  Umfang  deriQueUen-Schriften  fQr  die  einzelnen  Staaten  ist  be- 
reits so  beträchtlich,  dass  es  Thorheit  wäre,  hier  auch  nur  den  Yersnch  einer 
Aufoählong  zu  machen.  Es  ist  nicht  ein  einziger  Staat,  welcher  nicht  seine  eigei^e 
Gesetzsammlung  hätte,  (selbst  Wisconsin,  ja  Oregon  besitzen  bereits  solche;) 
in  vielen  sind  schon  revidirte  Ausgaben  derselben  vorhanden.  Ebenfalls  in  allen  - 
Staaten  sind  Sammlungen  der  gerichtlichen  Entscheidungen,  Reports,  an- 
gelegt; in  den  älteren  Staaten  sogar  ganze  Reihen  von  Werken  dieser  Art,  zum 
Theile  aus  20^-30  Bänden  bestehend,  (für  den  Staat  New-York  allein  betrugen 
im  J.  1853  die  verschiedenen  Werke  dieser  Art  zusammen  über  160  Bände.)  * 
Auch  diese  Berichte  sind  aber  von  Wichtigkeit  für  das  Öffentliche  Recht.  Sodann 
sind,  fast  in  allen  Staaten  wenigstens,  die  Protocolle  der  gesetzgebenden 
Versammlungen  gedruckt;  zum  Theile  hinaufgehend  bis  in  die  Zeit  des  Be- 
freiungskrieges, somit  ebenfalls  von  sehr  grossem  Umfange.  Endlich  sind  die  Mit- 
theilungen der  Staatenregierungen  verhältnissmässig  nicht  weniger  zahl- 
reich und  ausgedehnt,  als  die  des  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  selbst  Unter 
diesen  sind  aber  höchst  belehrende  und  vortrefflich  gearbeitete  geschichtliche  und 
statistische  Arbeiten.  —  Bfit  Einem  Worte,  die  Masse  ist  zwar  so  gross,  dass 
schon  jetzt  ein  einzelner  Mensch  nicht  im  Stande  ist ,  dieselbe  in  allen  Staaten  zu- 
mal zu  gewältigen ;  aÜein  der  Stoff  zur  Bearbeitung  je  des  einzelnen  Staatsrechtes 
—  aus  welchen  zusammen  denn  auch  eine  aBgemeine  Uebersicht  gewonnen  werden 
könnte  »-  ist  so  gut  oder  besser  vorhanden,  als  irgendwo  in  der  Weit 
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trachtet  werden,  wie  deren  in  vielen,  ohne  Zweifel  in  den  meisten,  Staaten 
bestehen.  Sie  sind  freilich  nnr  ein  kleiner  Theil  des  Yerwaltnngsrechtes,  und 
somit  ein  sehr  unbedeutender  Beitrag  zum  Ganzen;  doch  sprechen  ^e  in  dop- 
pelter Beziehung  an.  Einmal  an  sich,  weil  dadurch  eine  deutlichere  Einsicht 
in  die  berühmte  örtliche  Selbstregierung,  namentlich  der  nordöstlichen  Staaten 
gewonnen  wird.  Sodann  in  ihren  unterschieden  von  den  ursprünglichen  eng- 
lischen Einrichtungen.    Yon  Wissenschaft  ist  da  freiliph  nicht  die  Rede  ^). 

Der  unverarbeitete  Stoff  aber  besteht  ausser  den  Verfassungen  und  Ge- 
setzen ,  hauptsächlich  aus  zweierlei  Arten  von  Urkunden.  —  Einmal  ans  den 
eben  so  zahlreichen  als  umfassenden  Berichten  und  Actenstücken,  welche  in 
sflmmtlichen  einzelnen  Staaten  der  Volksvertretung  von  den  verschiedenen  Be- 
amten regelmässig  vorgelegt  werden.  So  also  z.  B.  über  den  Zustand  des  ün- 
terrichtswesens,   der  Gefängnisse,  der  öffentlichen  Bauten,  über  Gegenstände 


1)  Ich  gebe  gerne  zu,  von  diesen  Fragmenten  einer  Bearbeitung  des  TerritorialsUadir 
rechtes  anch  nur  eine  sehr  fragmentarische  Kenntniss  zu  hahen;  und  selbst  diese 
erstreckt  sich  in  der  Regel  nicht  weiter,  als  auf  die  UteL  Um  jedoch  einen  Be 
griff  von  dieser  Art  von  Büchern  zu  geben ,  mögen  nachstehende  beispielsweise 
genannt  sein.  Vermont:  Griffith,  W.,  Treatise  on  Jurisdiction  of  JasUccs  offbe 
Peace.  Barlingt,  1813.  —  Massachusetts:  Heard,  F.  F.,  Treatise  opoo  the 
authorily  and  duly  of  Juslices  of  the  Peace.  Ed.  3.  ,Bosl.,  1853.  —  Ncw-YoA: 
Backus,  J.,  Digest  of  law  rel.  to  the  daties  of  Sheriff,  Coroner  and  ConslaUe. 
N.York.,  1812.  Watson,  W.  H.,  Treatise  on  the  law  reL  to  the  office  and  do^ 
of  Sheriff.  N.Y.,  1834.  Allen,  0.,  The  duties  and  liabUities  of  Sheriff.  N.Y.,  iSl& 
Hayden,  Gh.,  The  law  and  praclice  of  the  Justice  of  the  Peace.  N.Y,  SLi- 
Waterman,  Th.  N.,  Treatise  on  the  civil  Jurisdiction  of  the  Justice  of  Ihe  Peace. 
N,Y,,  1846.  —  New -Jersey:  Ewan,  J.,  New-Jersey-Joslice.  A  treatise  ob  ihe 
Office  of  the  J.  of  the  P.,  Sheriff,  Coroner,  Constahle.  Ed.  4.  N.Y.,  1847.  —  Pen»- 
sylvanien:  M'Kinny,  Pennsylvania  Justice  of  the  Peace.  Ed.  2.  Philad.,  iS»l 
—  Ohio,  Indiana  und  Kentucky:  Gwynne,  A.  £. ,  Practical  treatise  oa  tbe 
law  of  Sheriff  and  Coroner ,  with  forma  and  referenees  to  the  States  of  0.  J. 
and.  Kentucky.  —  Der  einzige  Versuch  einer  übersichtlichen  Bearbeitung  dieNi 
örtlichen  Verwaltung  (abgesehen  etwa  von  den  Schilderungen  in  fibding's  Be- 
schreibung von  Nordamerika  und^  von  Toequeville)  ist  gemacht  in:  B^chard^Lob 
municipales  des  r^publiques  de  la  Suisse  et  des  Etats-Union.  Par.,  1852.  AleiB 
es  ist  wenig  damit  gewonnen.  Dass  der  Verfasser  wenig  für  das  Yersländniss  dci 
schweizerischen  Gemeindewesens  geleistet  hat,  ist  bereits  oben,  S.  494«  bemedl 
Ist  nun  auch  das,  was  er  über  die  örtliche  Verwaltung  in  den  Vereinigten  StsileB 
mitlheilt,  somit  über  die  Towns,  die  Ciües  und  die  Counties,  etwas  aosfühifidier 
und  eingehender:  so  hat  er  doch  auch  hier  nur  eine  trockene  AuizihluDg  der  des 
einzelnen  Beamten  gesetzlich  zustehenden  Rechte  aus  den  Gesetzen  abgeschnebea» 
und  zwar  wieder  nur  von  einem  oder  zwei  der  östlichen  Staaten.  Hierdiireh  er- 
hält man  aber  weder  ein  lebendiges  Bild  der  Gestaltung  des  Systemes  ia  iff 
Wirklichkeit,  noch  auch  nur  eine  gründliche  Einsicht  in  die  rechtliche  Stdhog  der 
verschiedenen  Behörden. 
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des  Gerichtswesens ,  des  Staatshaushaltes  n.  s.  w.  Der  umfang  dieser  Mitthei- 
langen  ist  in  den  grösseren  und  Siteren  Staaten  ganz  erstaunlich ;  und  natürlich 
dem  entsprechend  anch  die  Ausführlichkeit  des  Inhaltes.  Allein  um  so  noth- 
wendiger  wftre  eine  Bearbeitung.  -—  Zweitens  aber  aus  den  Protokollen  der 
zur  Entwerfung  oder  Abänderung  von  Staaten-Yerfassungen 
einberufenen  Versammlungen  (Conventions.)  Da  beinahe  sämmtliche 
Staaten  nicht  nur  bei  ihrer  Lostrennung  von  England  oder  bei  ihrer  ersten 
Gründung  sich  Verfassungen  gegeben  haben,  sondern  auch  ein  grosser  Theil 
derselben  sp&ter  Abänderungen  entweder  wirklich  vorgenommen  oder  wenigstens 
solche  berathen  hat :  so  ist  die  Zahl  der  Mittheilungen  über  Verfassungsver« 
haadlungen  sehr  bedeutend  ^).  Dieselben  sind  nun  von  der  höchsten  Wichtigkeit 
sowohl  fOr  die  Kenntniss  des  geltenden  Bechtes,  als  auch  in  allgemeiner  staats- 
rechtlicher Beziehung.  Einmal  ist  es  immerhin  ein  sehr  interessantes  Schau- 
spiel, der  Bildung  eines  ganz  neuen  Staates  durch  bewussten  Willen  und  unter 
ansfahrlieher  systematischer  Besprechung  aller  einzelnen  Punkte  zuzusehen. 
Diese  verfassungberathenden  amerikanischen  Versammlungen,  deren  Beschlüsse 
sodaan  dem  gesammten  Volke  zur  Abstimmung  vorgelegt  werden,  sind  eine 
thatsftchliche  Widerlegung  der  Behauptung  von  HaUer  u.  s.  w.,  dass  die  Grün- 
dung eines  Staates  durch  Vertrag  aller  Theilnehmenden  noch  niemals  vorge- 
kommen und  eine  ganz  unzulässige  Fiction  falscher  philosophischer  Lehre  sei 
So  thörigt  es  allerdings  ist,  diesen  Ursprung  in  solchen  Staaten  anzunehmen, 
welche  geschichtlich  auf  andere  Weise  entstanden  sind;  und  so  völlig  ungeheuer- 
lieh z.  B.  der  Versuch  Acherley's  ist,  die  englische  Verfassung  auf  eine  Reihe 
von  Verträgen  zu  stellen,  welche  unter  dem  Vorsitze  des  ,3ritannus*'  mittelst 


1)  Ich  kann  übrigens  nur  nachfolgende  näher  bezeichnen:  Froceedings  of  the  Con- 
vention of  Pennsylvania,  that  formed  the  Constitution  of  Pennsylvania,  with 
ihe  Charter  of  W.  Penn  and  the  Const-t  of  1776  and  179a  Harrisb.,  1826.  — 
Debates  and  Proceedings  of  the  State  Convention  of  Virginia,  1829-30.—  Deba- 
tes  of  the  Convention  ofNorth-Carolina,  met  at  Raleigh,  in  1835.  Ral.,1836. 
—  Debates  of  the  Convention  of  Louisiana  in  1845.  —  Debales  and  Proceedlngs 
of  the  Convention  for  the  revision  of  the  Const  of  the  State  of  New -York.  Al- 
bany,  1846. —  Journal  of  the  Convention  of  New-Jersey,  1844.  —  Report  of 
the  Debates  of  the  Convention  of  California  on  the  formation  of  the  State  Con- 
stitution in  1849.  By  K  Rosse  Brown.  Wash. ,  1850.  (Die  Versammlung  war 
in  Monterey;  allehi  es  beCind  sich  dort  noch  keine  Druckerei.)  —  Official  report 
of  ihtt  Debates  and  Proceedings  of  the  State  Convention  in  1853  to  revise  the  Const. 
of  the  Commonwealth  of  Massachusetts.  I^m.  Bost,  1853.  (Auch  die  Ver- 
handlangen der  beiden  früheren  veilassunggebenden  Versammlungen  von  1779— 
1780  und  1820  sind  spftter  amttich  bekannt  gemacht  worden:  Journal  of  the  Con- 
vention for  framing  a  Const.  of  Government  for  Massachusetts.  1779 — 1780.  Bosi, 
1832.  —  Journal  of  the  Debates  and  Proceedings  of  the  Convention  of  Delegates 
ehosen  to  revise  the  Constitution,  1820-21.  Ed.  2.   BosL,  1853.) 
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parlamentarischer  YerhandluDgen  abgeschlossen  worden  seien:  so  liegt  Iner  in 
Amerika  die  Thatsache  nakt  und  unbestreitbar  vor.  und  es  kann  die  recht- 
liche Bedeutung  des  Vorganges  in  keiner  Weise  vermindern,  dass  die  auf  solche 
Weise  gegründete  Staaten  Mitglieder  eines  Bundes  sind  und  tiber  dessen  Yer- 
fassuDg  jetzt  nichts  mehr  zu  beschliessen  haben,  und  dass  sich  die  neaen  Grund* 
gesetze  lediglich  innerhalb  des  Grundgedankens  einer  bestimmten  einzehieD 
Staatsform  halten  und  halten  müssen.  Die  Frage  ist  ja  nur:  ob  es  möglich 
sei,  überhaupt  einen  Staat  aus  Nichts,  d.  h.  aus  bisher  völlig  unTerbundenen 
Bestandtheilen,  durch  freie  Uebereinstimmung  aller  Betheiligten  zu  grOnden? 
Diese  Frage  erhält  aber  eine  klare  Antwort.  Zweitens  aber  sind  nam^itlich 
die  in  den  letzten  Jahren  abgehaltenen  Versammlungen  dieser  Art  desshalb 
höchst  belehrend,  weil  sich  in  ihnen  die  logische  Fortentwicklung  des  demo- 
kratischen Principes  mit  unwiderstehlicher  Folgerichtigkeit  und  Era£t  geltend 
macht.  Katürlich  ist  der  Inhalt  der  Berathungen  von  sehr  verschiedmem  Wer- 
the,  je  nachdem  die  Versammlung  in  einem  der  älteren  und  gesitügteren  Staaten 
zur  Abänderung  des  bestehenden  Gesetzes  bestimmt  und  zu  dem  Ende  mit  den 
tüchtigsten  und  gebildetsten  Männern  besetzt  ist;  oder  ob  sie  in  dner  kaon 
den  Indianern  abgenommenen  Wildniss  zur  Gründung  eines  ganz  neuen  Staats- 
wesens gehalten  und  aus  den  wunderlichen,  theils  rohen  theils  sittüch  zweifd- 
haften  Abgeordneten  von  Hinterwäldlern  besteht.  Wälirend  unter  jenen  yoI- 
lendete  Staatsmänner  und  Redner  auftreten,  und  manche  ihrer  Erörterungen  den 
schönsten  Erscheinungen  in  der  Staatswissenschaft  zuzuzählen  sind;  ist  hier 
freilich  ausser  etwas  Ueberlieferung  aus  den  älteren  G^enden  und  gesundem 
Menschenverstände  nichts  zu  finden. 

Nachstehende  Bemerkungen  werden  einen  Begriff  von  den  beiden  End- 
punkten der  staatlichen  Bildung  in  den  Vereinigten  Staaten  geben.  Die  Ver- 
handlungen zur  Gründung  des  Staates  Californien  zeigen  die  in  den  ersten 
Anfängen  eines  demokratischen  Staates  Wirkenden  Ansichten  und  Kräfte;  in  der 
zur  Vornahme  von  Aenderungen  in  der  Verfassung  von  Massachusetts  ein- 
berufenen Versammlung  aber  stehen  sie  auf  dem  Höhepunkte  der  jetzigen  demo- 
kratischen Bildung. 

Californien  gieng  nicht  durch  den  Zwischenzustand  eines  „Territoriums'^. 
Nach  der  Eroberung  war  es  zunächst  von  den  Vereinigten  Staaten  nur  militt- 
risch  besetzt  worden;  als  sich  aber  in  Folge  der  Entdeckung  des  Goldes  eine 
Schaar  Abentheurer  aus  allen  Ländern  der  Erde  dahin  stürzte,  ¥nurde  die  Be- 
völkerung plötzlich  so  gross,  dass  die  Bildung  eines  eigentlichen  Staates  nadi 
den  Grundsätzen  des  Bundes  möglich  und  nöthig  war.  In  Gemässheit  einer 
Aufforderung  der  militärischen  Befehlshaber  wählten  die  Einwohner  Abgeordnete 
zur  Entwerfung  einer  dem  gesammten  Volke  zur  Annahme  vorzulegenden  Ver- 
fassung. Die  Zusammensetzung  der  Versanmüung  entsprach  ganz  der  eigen- 
thümlichen  Beschaffenheit  der  Bevölkerung.  Sie  bestand  aus  einigen  schlamii, 
gold-  und  ehrgeitzigen,  wie  es  scheint  sittlich  zum  Theile  mehr  als  verdftcfaCigeB 
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Advocaten;  rohen  und  unwissenden  Splittern  aller  möglichen  Zustände;  endlich 
einigen  Mezicanem  spanischer  Abkunft,  offenbar  weit  den  ehrenwerthesten  unter 
Allen,  aber  im  Nachtheile  durch  Unkenntniss  der  Sprache,  und  als  Neueroberte 
von  den  eingedrungenen  Amerikanern  wenig  beachtet.  Die  Versammlung  trat 
in  Monterey,  einer  ärmüchen  Ansiedinng,  in  welcher  nicht  einmal  eine  Drucker- 
presse war,  zusammen,  entschlossen  in  ktlrzester  Zeit  ihre  Aufgabe  zu  lösen,  um  so 
bald  als  möglich  wieder  zu  einträglicheren  Beschäftigungen  zurflckzukehren,  und 
über  die  wesentliche  Grundlage  der  neuen  Schöpfung  ohnedem  ganz  einver- 
standen. Dass  eine  möglichst  entwickelte  Demokratie  zu  gründen  sei,  unterlag 
keinem  Zweifel;  ebenso  wenig,  dass  die  jüngsten  in  den  Vereinigten  Staaten 
zu  Stande  gebrachten  Verfassungen,  als  die  in  Freiheitsrechten  am  weitesten 
gehenden,  die  besten  Muster  seien:  und  so  kam  es  denn,  dass  die  Versamm- 
lung in  unglaublich  kurzer  Zeit  über  die  Grundsätze  ins  Reine  kam,  (z.  B.  fast 
sämmtliche  staatsbürgerliche  —  Grund  —  Rechte  in  Einer  Abendsitzung  fest- 
stellte ,)  und  nur  über  unmittelbar  ins  Leben  einschlagende  Fragen  längere  Ver- 
handlungen pflog,  so  über  die  Taggelder,  die  Wahlbezirke,  die  Zulassung  frei- 
gelassener Sklaven  u.  s.  W.  Die  Verhandlungen  wurden  mit  leidlichem  Anstände 
und  mit  der  jedem  Amerikaner  beiwohnenden  Eenntniss  parlamentarischer  Ge- 
schftftsformen  geführt;  die  Beden  waren,  und  so  weit  allerdings  nicht  nach 
Landessitte,  von  keiner  unerträglichen  Länge ;  nur  gelegentlich  brach  etwas  Hinter- 
wäldlerthum  durch.  Dagegen  war  die  stoffliche  Behandlung  unglaublich  dürftig. 
Dass  eine  solche  Versammlung  nicht  in  tiefe  rechtsphilosophische  Erörterungen 
oder  gründliche  politische  Darlegungen  von  Erfahrungen  anderer  Zeiten  und 
Länder  eingieng,  ist  eben  so  natürlich,  als  es  an  sich  zweckmässig  war;  allein 
etwas  mehr  Unbefangenheit  in  der  Würdigung  der  eigenen  Lebenserfiahrungen 
und  einige  Kenntnisse  der  alltäglichsten  staatlichen  Sätze  hätte  man  doch  er- 
warten dtlrfen.  Die  Naivität  der  Unwissenheit  geht  zuweilen  etwas  weit;  so 
unter  Anderem,  wenn  der  Gelehrte  der  Versamn^lung  sie  versichert,  der  Writ 
of  Habeas  Corpus  finde  sich  schon  in  „the  first  Justinian."  —  Allein,  wie 
dem  nun  immer  sein  mag:  die  naturwüchsigen  Gesetzgeber  brachten  in  wenigen 
Woclien  eine  Verfassung  zu  Stande,  welche  nicht  schlimmer  und  nicht  besser 
war;  als  die  der  meisten  übrigen  Bundesstaaten;  das  Volk  nahm  sie  an;  die 
ganze  Staatsmaschine  kam  ohne  Anstand  in  den  Gang.  Die  Zustände  sind 
freilich  auch  jetzt  noch  in  Califomien  etwas  wild  und  unsicher;  und  die  neu 
gegründete  Staatsgewalt  ist  weder  in  sehr  zuverlässigen  Händen,  noch  sehr  kräf- 
tig und  geordnet:  allein  man  muss  billigermaassen  den  ganz  ausserordentlichen 
Verhältnissen  Bechnung  tragen,  und  unläugbar  bessert  sich  auch  das  Bechtft« 
leben  aUmählig.  Kurz,  ein  Staat  ist  durch  allgemeine  Zustimmung,  ohne  alle 
andere,  als  rein  thatsächliche,  vorgängige  Einrichtungen,  mitten  in  der  Wildniss 
zu  Stande  gekommen;  der  Grundsatz  der  Volksherrschaft  in  seiner  weitesten 
Aasdehnung  ist  gewählt  worden  und  lässt  sich  im  Leben  leidlich  anwenden; 
praktischer  Sinn  und  Freiheitsgewohnheit  haben  auch  ungebildete  oder  sonst 
wenig  geeignete  Männer  zu  einem  Werke  befähigt,  an  welchem  anderwärts  die 
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Ersten  dec  gebildetsten  Völker  gescheitert  sind,  freilich  bei  mebr 
(weiten ,  aber  auch  bei  viel  grösseren  Mitteln» 

Eben  so  bedeutend,  nur  freilich  in  anderen  Beziehungen,  ist  der  jüngste 
Versuch  Massachusetts.  Schon  zweimal  seit  der  Lostrennung  Ton  EaghHHl 
hatte  dieser  Staat,  der  Sitz  der  höchsten  Bildung  und  der  ehrenhaftestai  Sittea- 
strenge  in  Amerika,  seine  Verfassung  verändert;  das  letztemal  im  J.  1820. 
I)ennoch  wurde  eine  neue  Verbesserung  gewünscht,  dem  Volke  vorgeschlagn 
und  endlich,  nach  einigen  Zurückweisimgen,  von  diesem  auch  die  Bildung  einer 
Versammlung  genehmigt,  welche  ihm  Verbesserungsvorschl&ge  machen  soUte. 
Allerdings  gieng  der  Volksschluss  nur  mit  geringer  Stimmenmehrheit  dnrdi 
(mit  66,416  gegen  54,112  Stimmen);  das  reiche  und  consenrative  Boston  war 
neuen  Versuchen  entschieden  abgeneigt.  Die,  sehr  zahlreiche,  Versammlnag 
trat  am  4.  Mai  1853  zusammen,  und  brachte  bis  zum  1.  August  ihre  Be- 
schlüsse in  der  Form  von  acht  bestimmt  ausgearbeiteten  Aendemngs-Vorschlä- 
gen  zur  bestehenden  Verfassung  zu  Stande.  Die  Arbeit  war  allerdings  veige- 
bens;  denn  »ämmtliche  Anträge  wurden  bei  der  im  ganzen  Staate  veranstaltelai 
allgemeinen  Abstimmung  einzeln  yerworfen,  freilich  mit  nioht  grosse  Mdu^ 
heiten.  Etwa  60— 67,000  Stimmen  waren  für  die  Annahme;  kaum  Aber  68,000 
waren  für  die  Ablehnung.  Trotz  dieses  MissUngens  sind  jedoch  die  Verhand- 
lungen im  höchsten  Grade  ansprechend  und  belehrend ;  und  es  ist  sehr  dan* 
kenswerth,  dass  sie  in  solcher  Ausführlichkeit  amtlich  mitgetheilt  worden  sind'). 
Es  ist  unmöglich,  anders  als  mit  hoher  Achtung  vor  der  grossen  Begaboog, 
der  staatlichen  Durchbildung  und  den  vielfachen  Kenntnissen  mancher  Mitglieder 
•zu  reden;  und  Alles  in  Allem  genommen  macht  diese  Demokratie  eines  der 
alten  und  am  weitesten  vorgeschrittenen  amerikanischen  Staaten  einen  sehr  gt- 
ten  Eindruck.  Auch  es  ist  nicht  etwa  blos  die,  allerdings  sehr  ausgebildete, 
Kunst  der  Rede,  welche  einnimmt ^  sondern  die  Beife  d^  Gedanken  um) 
des  Wissens.  Zwar  ist  ein  merklicher  Unterschied  zwischen  den  nic)it  &«r 
weit  rascheren  und  zu  Versuchen  geneigteren,  sondern  auch  offenbar  an  allge- 
meiner und  an  staatlicher  Bildung  zurückstehenden  Führern  der  vordräagoidei, 
ultrademokratischen  Parthei,  bei  welchen  selbst  gelegentliche  Spuren  vonBok- 
heit  und  Ungezogenheit  vorkommen;  und  den  weit  gewiegteren  und  staatsmäoni- 
scheren  Hauptrednern  der  Conservativen.  Männer  wie  der  V.  St  Sttiator  Choft- 
tes,  der  Oberstaatsanwalt  Hallett,  die  Professoren  Greenleaf  und  Parker,  eimgc 
der  früheren  Statthalter,  namentlich  aber  der  begabte  und  dabei  ebenso  m- 


1)  Der  Umfang  dieser  Protocollc  ist  freilich  kein  geringer.  Die  drei  Bände  betragen 
nicht  weniger  als  2831  Seiten  Lexicon-Octav ,  in  doppelten  Kolamnen  mit  sdir 
kleinem  Dnicke;  also  den  Inhalt  von  wenigstens  sechs  bis  acht  gewdhnfiehen  Bil- 
den. Nur  der  Umstand,  dass  die  doch  nicht  ganz  drei  Monate  dauernde  Yersain»- 
lang  fast  täglich  zwei  lange  Sitzungen  hielt,  erklärt  eine  solche  Ausdehnoiig  (kr 
Verhandlangen. 
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thif  e  alfl  besoanena  Advooat  Dana,  wUrdea  jeder  gesetzgebenden  Yersamiilasg 
der  Welt  zur  Zierde  gereiehen.  —  Die  einzelnen  verhandelten  Fragen  zn  be- 
apieehen,  ist  hier  nicht  der  Ort;  auch  versteht  sich  von  selbst,  dass  dieselben 
nicht  etwa  die  Grundlage  des  Staatslebens  betreffen.  Nicht  nur  stand  natürlich 
fest,  class  Oberhaupt  eine  repräsentative  Demokratie  in  Massachusetts  zu  be- 
stehen habe;  sondern  auch  der  eingeffthrte  Staatsorganismus  war  in  der  Haupt« 
Sache  nicht  in  Frage  gestellt  Die  Aenderungsvorschlftge  betrafen  nur,  einen 
Theiles,  eine  gleichere  Yertheilung  der  Volksvertretung,  indem  diese  jetzt  nicht 
nach  der  Kopfzahl,  sondern  nach  Gemeinden  (towns)  geschieht,  welche  im  Innern 
des  Staates  ui^^leich  weniger  bevölkert  sind,  als  an  der  altbewohnten  und  han- 
deltreibenden Ettste;  andern  Theiles  die  Einfflhmng.  der  in  anderen  „mehr 
vorgeschrittenen'^  Staaten  bereits  bestehenden  Weiterentwicklungen  der  Demo- 
kratie, also  Wahl  der  Richter,  Beseitigung  des  Staatsrathes  des  Statthalters, 
Ernennung  sftmmtlicher  Yerwaltnngsbeamten  vom  Statthalter  an  durch  allge- 
meines Stimmrecht  u.  s.  w.  Ausserdem  noch  eine  Reihe  von  untergeordneten 
einzelnen  Punkten.  Am  belehrendsten  sind  die  Terhandlungai  über  diejenigen 
Fragen,  welche  die  logische  Entwicklung  des  demokratischen  Gedankens  her- 
beiführte, in  so  ferne  sich  daraus  nicht  nur  die  Tragweite  des  Principes  erkeur 
nen  lässt,  sondern  es  auch  interessant  ist  zn  sehen,  wie  sich  gelegentlich  theils 
die  Scheue  vor  Unausführbarem  und  Schädlichem,  theils  Partheirücksichten 
der  vollen  Folgerichtigkeit  zu  entziehen  suchten.  Namentlich  war  die  vorzugs- 
weise demokratische  Parthei  in  zwei  Füllen  in  grosser  Verlegenheit.  Einmal, 
um  einer  gleichen  Vertheilung  der  Mitglieder  des  Reprüsentantenhanses  zu  ent- 
gehen und  die  herkömmliche  Wahl  nach  Gemeinden  zu  erhalten,  weil  jene, 
offenbar  allein  folgerichtige,  Bestimmung  eine  Anzahl  von  Stellen  von  den  klei- 
nen Gemeinen  auf  4ie  grossen  Städte  übertragen  hätte,  in  welchen  sie  geringe- 
ren Einfluss  hat  Zweitens,  um  dem  für  die  Weiber  geforderten  Stimmrechte 
za  entgehen,  welches  mit  Nothwendigkeit  ans  ihren  Vordersätzen  folgte,  und 
doch  ihrer  staatlichen  Einsicht  zuwider  war.  Aber  auch  die  Erhaltenden  waren 
in  häufigem  Nachtheile,  weil  sie  dem  Satze  nicht  zu  widersprechen  wagten, 
dass  das  Volk  in  der  Demokratie  nicht  blos  die  Quelle  der  Staatsgewalt  und 
zu  einer  in  seinem  Sinne  und  unter  Verantwortlichkeit  gegen  dasselbe  han- 
delnden Regierung  berechtigt  sei,  sondern  auch  an  der  Leitung  der  öffent- 
lichen Angelegenheiten  so  weit  als  'immer  möglich  unmittelbaren  Antheil  zu 
nehmen  habe.  Die  Frage:  ob  sie  denn  dem  Volke  misstrauen?  wurde  ihnen 
bei  jeder  Gelegenheit  als  ein  Medusenhanpt  entgegengehalten.  Es  unterliegt 
kMm  einem  Zweifel,  dass  allmählig  die  diessmal  noch  nicht  erlangten  vol- 
len Folderungen  des  Gedankens  der  Volksregierung  auch  im  Massachusetts 
werden  durchgefOhrt  werden;  allein  nicht  minder  wahrscheinlich  ist  es,  dass  — 
in  einer  freilich  nicht  zu  bestimmenden  späteren  Zeit  —  die  Ergebnisse  dieser 
Staatsauffassung  zu  einer  Prüfung  der  obersten  Grundsätze  nöthigen.  Nicht 
etwa,  dass  eine  Aufgebung  der  Demokratie  an  sich  irgend  zu  erwarten  stünde; 
wohl  aber  scheint  es  nothwendig,  den  Grundsatz  zur  Anerkennung  zn  bringen, 
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dass  |ach  in  dar  Demokratie  die  Ansttbimg  von  staatlichen  Fu&ctionoi,  na- 
mentlich des  Wahlrechtes,  nicht  blos  ein  Becht,  sondern  ejn  öffentlicher  Auf- 
trag sei,  welcher  nur  von  den  dazu  Tanglichen  vorgenommen  werden  könne; 
nnd  eine  richtige  Benrtheilnng  der  zur  guten  Fflhrung  eines  Amtes  nötiugen 
Eigenschaften  durch  eine  eigene  Eenntniss  von  Menschen  und  Gescbftften  be- 
dingt, daher  nur  in  Beziehung  auf  örtliche  Stellen  von  der  Gesammtheit  der 
Bürger  zu  erwarten  sei.  —  Ldder  allerdings  liegt  es  in  der  Natur  der  Sadte, 
dass  nur  .entweder  ein  grosser  Unfall  oder  eine  lange  fortgesetzte  Reihe  von 
sehr  fühlbaren  Uebelständen  die  Ueberzeugung  von  der  Unrichtigkeit  der  jetad- 
gen  Auffassung  so  allgemein  verbreiten  und  so  stark  machen  wird,  dass  sie 
auch  Wii'kung  erhält.  Das  eben  ist  das  Unglück,  dass  in  einer  Demokratie 
eine  friedliche  Beschränkung  des  Regierungsprindpes  weit  schwieriger  zu  be- 
werkstelligen ist,  als  in  jeder  andem^taatsform,  weil  sie  nur  von  einer  Einsicht 
der  grossen  Menge  in  ihre  eigene  Un&higkeit  und  in  die  bisher  gemachten 
Fehler  ausgehen  kann.  Ein  mit  ejndruckmachender  Gewalt  drängender  ausser- 
halb des  Regierungsprincipes  stehender  Wille,  —  wie  z.  B.  in  der  Monarchie  der 
YolkswiUe  oder  der  Einfiuss  eines  mächtigen  Standes  sein  kann  —  besteht  ja  hier 
nicht.  Zur  Erzeugung  einer  demüthigenden  Selbsterkenntniss  und  zum  Ent- 
schlüsse einer  Aufgebung  bisher  geübter  Rechte  gehört  nun  aber  überall  viel; 
am  meisten  aber  sicher  in  der  Yolksherrschaft,  wo  die  Lehre  von  einer  fast 
mysteriösen  Befthigung  die  Menge  und  von  einer  ewigen  Berechtigung  dersel- 
ben zur  Selbstregierung  durch  die  Schmeicheleien  der  Bewerber  am  Gunst 
und  Einfluss  zum  förmlichen  Glaubensartikel  gemacht  ist 


Die  vorstehende  Uebersicht  ist  nicht  ganz  vollständig,  aLso  andi  nidit 
ganz  richtig.  Allein  sie  mag  hoffentlich  als  Ausgangspunkt  für  eine  künftige 
Vervollständigung  und  als  Anfang  einer  Geschichte  dienen;  und  überdiess  sdion 
selbst,  wie  sie  nun  auch  beschaffen  ist ,  einen  Begriff  davon  geben ,  dass '  jen- 
seits des  Meeres  nicht  nur  ein  in  vielen  Beziehungen  wunderbares  und  merii- 
würdiges  Reich,  sondern  auch  bereits  eine  Bereicherang  der  Wissenschaft  ent- 
standen ist.  Es  darf  als  nichts  Geringes  angesehen  werden,  dass  in  den 
Vereinigten  Staaten  wenigstens  die  Grundlage  zur  Ausfüllung  einer  grossen  Lücke 
in  dem  Gesammtgebiete  der  Staatswissendchaften  gelegt  ist  Die  bestehenden 
Einrichtungen  Europa's  bringen  es  mit  sich,  dass  bei  uns  das  öffentliche  Recht 
und  die  Politik  einer  der  hauptsächlichsten  Formen  der  neuzeitlichen  Stasts- 
auffassung  —  mit  einziger  Ausnahme  der  kleinen  Schweiz  —  keine  Bearbei- 
tung finden.  Wenn  denn  die  amerikanische  Literatur  vorzugsweise  auf  dieses 
Feld  gewiesen  ist,  so  hat  sie,  ausser  ihrem  unmittelbaren  Nutcen  fftr  das  Land 
und  das  Leben,  auch  noch  eine  aügemeinwissenschaftliche  Aufgabe.  Onv 
jetzigen  Anfänge  beweisen  aber  bereits,  dass  sie  mit  der  Zeit  dieselbe  zu 
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gesonnen  und  geeignet  ist.  Uns  aber  liegt  ob,  diese  Bereicherang  des  mensch- 
lichen Denkens  und  Wissens  nicht  nnberflcksichtigt  zu  lassen,  sondern  mit  offe- 
nem Sinne  und  unbefangener  Anerkennung  die  Rückzahlung  anzunehmen, 
durch  welche  Amerika  seine  von  der  alten  Welt  erhaltene  geistige  Ausstattung 
zu  ersetzen  beginnt.  Allerdings  erweitert  sich  dadurch  das  Gebiet,  in  wel- 
chem unsere  Staatsgelehrten  und  Bücherkenner  heimisch  sein  sollen ;  allein  die 
Wissenschaft  ist  ja  kein  faules  Ruhekissen,  sondern  findet  ihren  Hauptreiz  und 
ihre  beste  Belohnung  in  immer  lebendiger  Thätigkeit  und  weiterem  Vordrin- 
gen.   Nur  der  gelehrte  Handwerker  denkt  anders. 
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